


MM ey 


Sichigan 


IS. 9 
ihr 








— 


Digitized by Google 


Digitized by Google 








Punfgen I 
E. 5. Bee ib: Deringerumman as 


Ost: Def 


C. H. Beck'ſche Buchdruckerei in Nördlingen. 


Inhalts-Berzeichnis. 





Chronik der wihtigften Ereigniſſe des Jahres 1906 
Kalendarium 


.Das Deutſche Keich und feine — Gtieber 
. Die öÖfterreichifch- — 
. Portugal 
. Spanien 

. Großbritannien 

Frankreich 

Italien AR 

. Die Römifche ſKurie 

. Schweiz 

. Belgien 

. Niederlande 

. Dünemarf . 

. Schweden 

. Norwegen . 

. Rußland . . : 
. Die Türkei und ihre Bafalefiante ; 


1. Die Türkei 
2. Bulgarien 
3. Egypten 


. Rumänien 

. Serbien 

. Griechenland 

. Nord: Amerifa . 

. Mittel: und Süd: Amerita 
. Auftralien und a 

. Afrika i ’ 
XXIV. 


Afien 


Überficht ber potitiſchen Entmidelung des Jahres "19086 
Alphabetijches Regifter Er 


Chronik 6 
der wichtigſten Ereigniſſe des Iahres 1901. 


Januar. 


Deutſches Reich. Beginn der Beratung der Reichsfinanzreform. 

Marokko. Zuſammentritt der Konferenz von Ulgeciras. 

Frankreich. Wahl Fallieres’ zum Präfidenten der Repubfif. 

Deutſches Reid. Mißlungene Wahlrechtsdemonftration der Sozial- 
demofraten in Berlin. 

Brafilien. Untergang eines Linienjchiffes. 

Dänemark. König Chriſtian IX. T. 

Großbritannien. Abſchluß der Wahlen. 


Ende. Defterreih-Ungarn. Bergebliche Verhandlungen der ungarischen 


Ende. 


Ende. 


Oppofition mit dem König. 
Japan. Kritik der engliihen Wehrmacht. 


Februar. 


Deutſches Reich. Reichstagsdebatte über Sozialpolitik. 

Italien. Bildung eines Kabinetts Sonnino. 

Frankreich. Präſidentenwechſel. 

a a Auflöfung des ungarischen Abgeordneten- 
auſes. 

Großbritannien. Parlamentseröffnung. 

Oeſterreich-Ungarn. Vorlegung der hterreichiſchen Wahlreform. 

Deutſches Reich. Silberne Hochzeit des Kaiſerpaares. 


März. 


Rußland. Ergänzung des Edikts vom 30. Oktober 1905. 
Frankreich. Miniſterwechſel. 
Deutſches Reich. Abg. Eugen Richter f. 
Frankreich. Grubenunglück in Courrières. 
Deutſches Reich. Fürſt Bülow begründet die Notwendigkeit eines 
Kolonialſtaatsſekretariats. 
Südafrika. Konflikt Natals mit dem Mutterland. 


März bis Mai. Pforte und Egypten. Streit um Akaba. 
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April. 
4. Italien. Beginn eined Veſuvausbruchs. 
5. Deutſches Reich. Reichstagsdebatte über die Maroffofonferenz. — 
Erkrankung des Reichskanzlers. 
7. Maroffo. Unterzeichnung der Algecirasafte. 
8. Defterreih-Ungarn. Minifterwechjel in Ungarn. 
12. Frankreich. Kammerdebatte über Marokko. 
13. Deutihes Reid. Telegramm des Kaiferd an Goluchowski über 
Marokko. 
18. Bereinigte Staaten. Zerftörung San Francidcos. 
30. Defterreih-Ungarn. Minifterwechjel in Defterreich. 


Mai. 

8 Rußland. GSanftionierung des Reichdgrundgejeges. 
10. Rußland. Rüdtritt Wittes. 
10. Rußland. Zuſammentritt der Duma. 
14. Schweden. Scheitern der Wahlreform. 
15. Deutſches Reid. Annahme der Diätenvorlage. 
19. Deutſches Reid. Annahme der Reichsftenerreform. 
19. Schweiz. Eröffnung des Simplontunnel3. 
20. Frankreich. Abſchluß der Kammermwahlen. 
26. Deutjiches Reich. Mblehnung des Kolonialftaatsjekretariats. 
28, Defterreih-Ungarn. Minitteriwechel in Defterreich. 
29. Stalien. Bildung des Minifteriumsd Giolitti. 
31. Spanien. Bermählung des Königs. 


Juni. 
Juni. Deutjhes Reich. Beginn von Enthüllungen über die Kolonial- 
verwaltung. 
6.7. Deutſches Reich und Defterreih-Ungarn. Monarden- 
zuſammenkunft. 


9. Oeſterreich-Ungarn. Beginn der Delegationsſitzungen. 
18.119. Frankreich. Kammerdebatte über Sozialismus. 
29. Italien. Beichluß der Rententonverjion. 
Juni. Belgien. Kundgebungen über den Kongoftaat. 


Juli. 


4. Deutſches Reich. Entbindung der Kronprinzeſſin. 

5. Großbritannien. Unterhausdebatte über Egypten. 

7. Deutſches Reid. Annahme der preußifchen Volksſchulvorlage. 

11. Frankreich. Aufhebung des Dreyfusurteils. 

21. Rußland. Auflöſung der Duma. 

Suli. Rußland und Großbritannien. Verhandlungen über einen 
Flottenbeſuch. 


Auguſt. 


Anfang. Frankreich. Beſetzung der Daje Dſchanet. 

Anfang. Amerika. Panamerikaniſcher Kongreß in Rio de Janeiro. 
10. Römiſche Kurie. Enzyflifa gegen das franzöſiſche Kirchengeſetz. 
10. Perſien. Einführung einer Verfaſſung. 
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15./16. rn Reich und Großbritannien. Monardhenzufammen- 


17.124. Chile. Zerftörung Balparaijos. 
25. Rußland. Attentat auf Stolypin. 
28. Spanien. Einführung der Bivilehe. 


September. 


Anfang. Ehina. Ankündigung einer Berfaffung. 

6. Rußland. HRegierungdprogramm. 

8. Deutihes Reich. Rede des Kaiſers gegen den Peſſimismus. 

10. Deutſches Reid. Wecjel im Kolonialamt. 

13. Deutihes Reid. Tod des ag ag von Braunjchweig. 

13. Großbritannien. Menderungen in der Armee. 

Mitte. Kuba. Antervention der Bereinigten Staaten. 

23. Frankreich. Hirtenbrief des Epijfopats gegen das Trennungsgeſetz. 


Oltober. 


Anfang. Deutſches Reich. Publikation der Memoiren des Fürſten 
Hohenlohe. 

20. Rußland. Aufhebung der Sonderſtellung der Bauern. 

20. Frankreich und Großbritannien. Abkommen über die Neuen 
Hebriden. 

22. Oeſterreich-Ungarn. Rücktritt des Grafen Goluchowski. 

23. Frankreich. Clémenceau wird Miniſterpräſident. 

Oktober. Japan und Nordamerika. Notenwechſel wegen des Aus— 
ſchluſſes der Japaner aus den kaliforniſchen Schulen. 


November. 


6. Bereinigte Staaten. Wahlen zum Repräfentantenhauje. 

14. Deutſches Reich. Reichstagsdebatte über die auswärtige Lage. 

20. Sr ren Cenatsdebatte über ein Militärablommen mit Eng- 
and. 

25. Defterreih-Ungarn. Bujammentritt dev Delegationen. 

28. Deutſches Reid. Beginn der Kolonialdebatte im Reichstag. 

November. Dezember. Belgien. Kundgebungen und —— über 
den Kongoſtaat. 


Dezember. 


1. Defterreih-Ungarn. Annahme der Wahlreform im öfterreichiichen 
Abgeordnetenhaufe. 

5. Frankreich und Spanien. Erpedition nad) Maroffo. 

11. Frankreich. Ausweiſung des päpftlichen Gejchäftsträgers. 

13. Deutjches Reich. Auflöjung des Reichstags. 

15.118. Italien. Sammerdebatte über auswärtige Fragen. 

19. Großbritannien. Fall der Schulvorlage. 

23. Südmwejtafrifa. Unterwerfung der Bondelzwarts, 

31. Deutſches Reid. Wahlbrief des Reichskanzlers. 

31. Spanien. NRatififation und Ausführung der Algecirasakte. 


I. 
Das Dentihe Reich nnd jeine einzelnen Glieder. 


1. Januar. (Preußen) Der Generalftabschef Generaloberft 
Graf Schlieffen tritt wegen hohen Alter (73 Jahre) zurüd. Sein 
Nachfolger wird Generalleutnant Helmuth dv. Moltke. 

1. Januar. (Bayern) Aus Anlaß des Hundertjährigen 
Beſtehens des Königreich Bayern werden in allen Kirchen Dank— 
gebete abgehalten. 

2. Januar. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
über die Balfanpolitif Staliens: 

„sn verichiedenen Blättern ift die Beſorgnis laut geworden, ber 
neue italienifjhe Minifter des Aeußern Marquis di San Giuliano werde 
in der Balfanfrage eine zu der Haltung Defterreich-Ungarns im Gegenjaß 
ftehende Politik einichlagen. Man Hat fich dabei auf gewiſſe Veröffent- 
lihungen bezogen, die von Marquis Giuliano im Jahre 1902, nicht, wie 
angegeben, in neuerer Zeit, ausgegangen find. Wir teilen dieje Bejorgnis 
nicht. Wir haben volles Vertrauen zu der Loyalität de3 neuen italienischen 
Minifterd des Aeußern, und wir find gewiß, daß die Richtjchnur feiner 
Politit die nämliche jein mird, wie die ſeines Vorgängers, getreu dem 
Geifte des Dreibundes.“ 

2. Januar. (Preußen. Heſſen.) In den MWerfftätten der 
Eifenbahngemeinjchaft wird die neunjtündige Arbeitzzeit eingeführt. 

8. Januar. Ein Weißbuch über Maroffo, das bejtimmt ift, 
die Lücken des franzöſiſchen Gelbbuches über die deutfch-franzöfifchen 
Derhandlungen auszufüllen, wird veröffentlicht. — Es wird von 
der Prefje günftig beurteilt. (Bol. Staats-Archiv Bd. 72.) 

I. Januar. Die japanifche reſp. deutſche Gefandtichaft in 
Tokio wird zur Botjchaft erhoben. 

I. Januar. (Preußijches Abgeordnetenhaug.) Finanz: 
minijter Frhr. dv. Rheinbaben legt den Etat vor. 

Der Etat balanciert mit 2910344396 Marl. Der Finanzminifter 
betont, daß die Staat3einnahmen zwar gejtiegen jeien, daß aber dennoch 
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zu einer rofigen Auffafjung fein Grund vorliege, weil die Mehrausgaben 
der Eifenbahnen etwa 80 Prozent der Mehreinnahmen abjorbierten und 
weil da3 Ertraordinarium den Ueberſchuß vollends verzehre. Die Erhöhung 
der Matrifularbeiträge könne zwar Preußen ohne Anleihe ertragen, aber 
die Kleinſtaaten feien nicht in dieſer günftigen Lage, deshalb jei die Reichs— 
finanzreform dringend erwünſcht. 


9.113. Januar. (Reichatag.) Erjte Beratung der Reichs— 
finanzreform (1905 ©. 135). 


Schagjefretär Frhr. v. Stengel bittet die Parteien, die eine Ver— 
ftändigung mit der Regierung wünſchen, fi nicht jogleich ſondern erft 
nad) den Kommifjionsberatungen in ihrem Urteil über die Borjchläge feit- 
zulegen. Eine Aenderung des bejtehenden Zuſtandes müfje herbeigeführt 
werden. Abg. Sped (3.): Ein bedauerliches Defizit jei vorhanden, aber 
der Schapjefretär habe die Einnahmen, 3.8. die Bollerträge, zu niedrig 
geihägt. Die Stempelftener würde zu Verfehrsbeläftigungen führen; wegen 
der Duittungsfteuer würden weniger Duittungen ausgeftellt und damit 
eine Unficherheit im Verkehr gejchaffen werden. Die Fahrfartenfteuer ſei 
ungereht für den Heinen Mann. Die Tabakſteuer jei nur annehmbar, 
wenn man die minderwertigen Waren, den Mafjenverbrauc frei laſſe. 
Auch die Bierfteuer, die namentlich Süddeutjchland beeinträchtige, müſſe 
erheblich modifiziert werden. Die Erträge aus der Erbichaftsfteuer könnten 
vermehrt werden durd die Ausdehnung der Steuer auf die Erbichaften 
der Deizendenten und Ehegatten für die großen Vermögen. Hoffentlich 
lafje jih in der Kommiſſion die dringend nötige Berftändigung finden. 
Abg. Singer (Soz.): Alle Reichsbedürfniſſe müßten Durch Reichseinkommen— 
und Neichgerbiehariöfteuern gededt werden, aber die Borjchläge der Negie- 
rung und des Vorredners jeien viel zu zaghaft. Die anderen Steuern 
jeien al3 Belaftung des Heinen Mannes jämtlich zu vermwerfen. Abg. 
Büfing (nl.): Eine gründliche Finanzreform jei nötig, aber der Reichdtag 
werde die Vorlagen gründlich fichten. Ohne Entgegenfommen der Regie— 
rung in der Erweiterung der Erbſchaftsſteuer jei eine Verftändigung faum 
möglih. Die Erhöhung der Bierfteuer fei gerecht und werde mande un- 
rationellen Zwergwirtichaften bejeitigen. An der Tabaljteuer ſei dagegen 
eine Aenderung ſchädlich, ebenjo müßten die Stempelfteuern abgelehnt 
werden, nur die Fahrkartenfteuer jei annehmbar. 

10. Januar. Abg. Rettich (fonf.) will über die Bier-, Tabaf- und 
Stempelfteuern eine Verftändigung verjuchen, lehnt aber die Erbichafts- 
fteuer grundjäglich ab, die als direkte Steuer den Einzelftaaten zufomme. 
Die Landwirtichaft würde dabei jchlecht fahren; denn da in der Landwirt— 
ichaft feit langer Zeit feine Vermögen mehr erworben würden, jo wäre 
eine Erbichaftsiteuer eine Konfisfation. Ein Kohlenausfuhrzoll und eine 
Weinjteuer jeien in Erwägung zu ziehen. Abg. Wiemer (fr. Bp.): Die 
erjte Bedingung der Steuerreform müſſe die Aufhebung der Branntwein- 
Liebesgabe fein. Die Freilinnigen jähen nur die Erbichaftsfteuer als an— 
nehmbar an, aber ihre Begünftigung der Landwirtichaft und der Religions- 
gejellichaften jei bedenklich. Abg. v. Kardorff (RP.) teilt den Standpunft 
der Konjervativen über die Erbichaftsfteuer nicht und rechnet auf eine Ver- 
ftändigung, da eine Vermehrung der Reichseinnahmen nötig jei. Abg. 
Bahnide (fr. Bg.): Mit der Aufhebung der Liebesgabe könne man 
40 Millionen Mark gewinnen. Die Brauftener werde auf die großen 
Brauereien außerordentlich belaftend wirfen und die ohnehin ungünstige 
Lage der Gajtwirte verjchlechtern. Ebenfo fei die Tabaffteuer ungerecht 
und die Stempelabgabe jchädlich, die Erbſchaftsſteuer müſſe dagegen aus— 


Das Veuiſche Reich und feine einzelnen Glieder. (Januar 9./20.) 3 


gebaut werden. Bielleicht jei bei entfernten Verwandtſchaftsgraden das 
Erbrecht aufzuheben. Abg. Raab (wirtich. Bg.): Alle vorgejchlagenen in- 
direften Steuern hätten einen aufrühreriichen Charakter und begünftigten 
dad Großfapital. Die Erbichaftsfteuer jei zu begrüßen, aber daneben 
müßten eine Einfommenfteuer, eine Wehrfteuer, eine Erhöhung der Börjen- 
fteuer und der Luxusſteuern eingeführt werden. 


11. Januar. Schatzſekretär v. Stengel: Die Regierung beftehe 
nicht auf der unveränderten Annahme jämtlicher Steuern; es ließe fich 
wohl eine durch eine andere erjegen. Die Aufhebung der Branntwein- 
Liebeögabe werde die Preiſe des Trinkbranntweins und des gewerblichen 
Spiritus erhöhen; überdies jei e3 inopportun, an dem erft vor kurzem 
geichaffenen Kompromiß zu rütteln. Die Regierung habe noch immer 
große Bedenken gegen die Ausdehnung der Erbichaftsitener. Abg. Patzig 
(n!.) will an Stelle der Verkehrsſteuern eine direkte Bejteuerung der Eijen- 
bahnverwaltung. Man fjolle auf jeden Betriebsfilometer eine beftimmte 
Abgabe für das Reich legen. Preuß. Finanzminifter v. Rheinbaben: 
Die Ausführung diefes Gedankens würde die Finanzgebarung aller Einzel- 
ftaaten unmöglich machen. 

12. Januar. Abg. Oſel (3.) lehnt eine Weinfteuer al3 verfafjungs- 
widrig ab. Abg. Geyer (Soz.) polemifiert gegen den preuß. Finanz- 
minifter, der über die Bejteuerung der Arbeiter durch die jozialdemofra- 
tiſche Organifation unrichtige Angaben gemacht habe. Abg. Riff (fr. Vg.) 
lehnt im Namen der Eljaß-Lothringer die Ausdehnung der Erbichaftsfteuer 
ab, weil dort jchon eine Steuer für Dejzendenten und Ehegatten beftände. 


13. Januar. Staatsjefretär Frhr. v. Stengel verteidigt die Tabaf- 
und Braufteuer und verjpricht für die Kommiſſion weitere Mitteilungen. 
Nach weiterer Debatte werden die Vorlagen an eine Kommiſſion vermiejen. 

9.120. Januar. (Bayerijche Abgeordnetenfammer.) Mi- 
litäretat. Patriotismus, Kommandierungen nad) Preußen, Staat= 
recht, Mißhandlungen. 

Abg. Schmitt (Soz.) tadelt, daß preußiiche Offiziere die bayerijchen 
Truppen injpizierten. Kriegsminiſter v. Horn: Das Recht der Inſpizie— 
rung ftehe dem Deutichen Kaiſer zu, der bei Ausübung dieſes Rechtes 
Bayern gegenüber mit dem größten Wohlwollen verfährt. Abg. Roll— 
wagen (So3.): Die Arbeiterflafje habe fein Intereſſe an der Erhaltung 
de3 heutigen Militärſyſtems. Unjer Vaterland ift dort, wo es uns gut 
geht. Hierauf erfolgen jcharfe Erwiderungen von den anderen Parteien; 
am 11. erklärt Abg. dv. Bollmar (Spz.), daß die Sozialdemokraten bei 
Bedrohung de3 Vaterlandes die beten Verteidiger fein würden, daß aber 
das Heer ſich nicht zur Aufrechterhaltung einer hinfällig werdenden Klaſſen— 
berrichaft hergeben dürfe. Das Programm der Sozialdemokratie enthalte 
nicht3 über Zerftörung des Patriotismus und der Disziplin in der Armee. — 
Diefe Aeußerung wird von den anderen Parteien ald Desavouierung NRoll- 
wagens aufgefaßt. — Abg. Geiger (}.) findet es ftaatsrechtlich bedenklich, 
daß bayerische Truppen bei preußischen Manövern verwendet würden. 
Auch die Errichtung des Reich3militärgericht3 werde als Einfchränfung der 
bayeriſchen Militärhoheit jchmerzlih empfunden; ernenne Bayern den 
Militäranwalt jelbjtändig, wie e3 das Geſetz beftimme, oder hole e3 Die 
Buftimmung des Raijerd ein? Kriegäminifter Frhr. v. Horn: Die Be- 
rufung des Militäranwalt3 beim bayerischen Senate des ReichSmilitär- 
gericht3 erfolge ohne Mitwirkung des Kaiſers und Lediglich aus jelbit- 
verftändlicher Courtoifie werde die Abberufung und Neubejtellung nach 
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Berlin mitgeteilt. Die Frage der Militärhoheit habe mit den Komman— 
dierungen nach Preußen gar nichts zu tun; daraus hätten ſich in 35 Jahren 
niemals irgendwelche Konflitte oder auch nur Auftände ergeben und die 
gemeinjchaftlichen Uebungen bayerifcher und preußiicher Truppen jeien im 
militärischen Intereſſe erwünjht. Wenn der König von Bayern dieſe 
Uebungen für geboten erachte, jollte man ihm diefes Recht im bayerijchen 
Landtage nicht abjprechen wollen. — Auf Klagen über Soldatenmißhand- 
lungen erwidert der Minifter: Die Unteroffiziere würden immer wieder 
auf die Unzuläjfigfeit von Tätlichfeiten hingewieſen, aber da fie mit den 
Mannſchaften gleichalterig jeien, und da fi) unter den Mannſchaften auch 
ichledhte Elemente befänden, welche man nicht, wie im Bivilleben, weg. 
jhiden könne, jondern zu militäriſch braudbaren Leuten erziehen müſſe, 
jo würden die Verfehlungen wohl nie ganz aufhören. Much bei den Dffi- 
zieren kämen ſolche Dinge vor, aber nur bei den jüngften. Im Jahre 1904 
jeien 71 Vorgejegte wegen Mißhandlung angezeigt worden, darunter zmölf 
Dffiziere. In acht Fällen jei daS Verfahren eingeftellt worden. Es blieben 
fomit 63 Borgejegte auf 450 Kompanien, Batterien und E3fadronen, aljo 
ein Borgejegter auf ſieben Kompanien. 

Am 26. wird die Forderung einer neuen Feldzeugmeifterftelle durch 
den größten Teil des Zentrums abgelehnt. 


10. Januar. (Preußen) Dem Landtag geht folgender 
Gejegentwurf über die Sparkafjen zu: 

$1 lautet: Die öffentlichen Sparfafjen haben von ihrem verzinslich 
angelegten Vermögen mindeftend 30 Prozent in mündelſicheren Schuld- 
verjchreibungen auf den Inhaber — davon mindeſtens die Hälfte 
in Schuldverſchreibungen des Deutſchen Reiches oder Preußens. Der zu— 
ſtändige Miniſter kann unter beſonderen Verhältniſſen ausnahmsweiſe eine 
Herabſetzung des in mündelſicheren Schuldverſchreibungen angelegten Ver— 
mögensanteiles auf 20 Prozent zulaſſen. $ 2 lautet: Bis zur Erreichung 
des in $ 1 vorgejchriebenen Gerichtsjtandes haben die bisherigen öffent- 
lihen Sparfafien ihren Beſitz an mündelficheren Schuldverfchreibungen auf 
den Inhaber in der Weile zu vermehren, daß fie alljährlich mindejtens 
er Fünftel des Ueberſchuſſes ihres verzinslich angelegten Vermögens- 
eitandes über den des Vorjahres in mündelficheren Schuldverjchreibungen 
| den Inhaber und zwar in dem in $ 1 vorgejehenen Anteilverhältnifie 
anlegen. 


10. Januar. (Berlin.) Staat3minijter a. D.v. Thielen f. — 
Geboren 30. Januar 1830 in Weſel, 1860 Regierunggafjeflor, 1881 
Eijenbahnpräfident, 1891—1902 Minijter der öffentlichen Arbeiten. 


12. Januar. (Reichstag.) In der Budgetlommijfion er- 
flärt preuß. Minifter der öffentlichen Arbeiten v. Budde über die 
Perjonentarifreform: 

Es handle fich bei der Perjonentarifreform nicht um eine preußijche 
Reform, jondern um ein Kompromiß zwijchen den in Betracht fommenden 
Bundesſtaaten. Es jei zu beklagen, daß die Prefje immer nod an diejer 
falſchen Auffaffung feftgalte. Unrichtig jei die im Süden herrſchende Mei- 
nung, daß Preußen unbedingt die vierte Klaſſe dort eingeführt wijjen wolle. 
Den Zuſchlag für Schnellzüge wolle er abjchaffen, den Zujchlag für D-Züge 
beibehalten. Der Landeseijenbahnrat habe den Grundgedanken der Reform 
günftig aufgenommen. Die jegigen Berhältnifje ſeien vollftändig veraltet 
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und verknöchert. Die Hetze zu Anfang des letzten Sommers habe er nicht 
verftanden, fie habe aber bewieſen, daß die Schreiber von der Sache nichts 
verjtänden. Bezüglich des Freigepäcks fpricht fih der Minifter ablehnend 
aus. Dasjelbe führe zu Mißftänden. So habe eine Dame, die ind Bad 
fuhr, im legten Sommer 13 Gepädjtüde mitgeführt. Was fo etwas in 
verfehrsreichen Zeiten bedeute, jei Har. An Plusmacherei denke feine 
Bahnvermwaltung bei der Reform. Der Vorſchlag der Betriebsmittelgemein- 
ihaft jei von Württemberg ausgegangen, und zwar durchaus loyal. Die 
deutjchen Bahnen erjparten dadurd 101. Millionen jährlih. Für den 
preußiſchen Eifenbahnetat mit feinen 1700 Millionen Mark bedeute da3 fo 
gut wie nichts. Trogdem Habe er aus nationalen Gründen und im Inter— 
eſſe der kleineren Staaten, für welche die finanzielle Seite mehr Bedeutung 
habe, fich den Beftrebungen gern angefchloffen. Die Regelung der Betrieb3- 
mittelgemeinjchaft fei recht jchwer wegen der Berfchiedenheit der Betriebs. 
mittelpreije und der Betriebsfoften in den verjchiedenen Ländern ſowie aus 
verjchiedenen anderen Gründen. Dazu beftänden füderative Bedenken wegen 
der Macht des preußifchen Minifterd innerhalb der Gemeinſchaft. Weiter 
geht der Minijter auf den Wagenmangel ein. Durchaus falſch ſei die 
Nachricht von einem Krieg zwiſchen ihm und dem Finanzminifter, der nad) 
einftündiger Beratung ihm 100 Millionen zu den 140 Millionen des Vor- 
jahr3 für Beichaffung von Betriebs3material bewilligt habe. Gegenüber 
den jüddeutihen Staaten fei er jederzeit Ioyal und entgegenfommend ver- 
fahren. Er vermeide den Schein ded Zwanges feitend Preußens. 

13.116. Januar. (Preußijches Abgeordnetenhaug.) Etat3- 
beratung. — Juſtiz und Sozialdemokratie. Wahlreform. Land: 
wirtjchaftliches. Polenfrage. 

Abg. Frhr. v. Erffa (konf.): Der Etat fei günftig. Die Kultur— 
aufgaben jeien nicht vernadjläfligt, die Zumendungen an die Unterbeamten 
jeien lobenswert. Die wichtigften Einnahmequellen, die Eifenbahnen und 
die Einfommenfteuer erheifchten Pflege des Erwerbslebens, daher dürfe die 
Reichsfinanzreform nicht mit der Erbichaftsfteuer gemacht werden. Die 
Negierung verdiene Dank, daß fie die Grenzen für das ausländijche Vieh 
nicht geöffnet habe. Der jozialdemofratiihen Agitation müfje entgegen- 
getreten werben; man verftehe im Lande die Untätigfeit der Regierung 
nicht. Man braudhe gar fein Ausnahmegeſetz, die beftehenden Gejeße 
reichten zu einer wirkſamen Befämpfung aus. guftigminifter Dr. Bejeler: 

kann den Herren verfihern, daß ich durchaus auf dem Standpunft 
ftehe, daß energiſch und ſtreng vorgegangen werden ſoll. Sie wiſſen ſo gut 
wie ich, daß die Entſcheidung in dieſen Sachen nicht in den Händen der 
Verwaltung, ſondern in denen der Gerichte liegt, und Sie wiſſen, daß dieſe 
unabhängig und frei ſind, ſo daß ich jede Erklärung den Gerichten gegen— 
über ablehnen muß. Ich kann aber ſehr wohl dazu beitragen, daß alles, 
was in dieſer Beziehung in der Oeffentlichkeit hervortritt, auf das forg- 
fältigfte geprüft wird, und daß, wenn das Gejeß verlegt werde, der An— 
trag geftellt wird, auf die Tat die Strafe folgen zu laſſen. Abg. Dr. Fried— 
berg (nl.): Die Lage der Landwirtichaft habe ſich etwas gebefjert, wie die 
Spareinlagen bewiejen, aber fie bebürfe noch dringend der Fürſorge, 
namentlich in der Arbeiterbejhaffung. In der Frage der Fleiichteuerung 
hätte die Regierung weniger dilatorifch vorgehen und für Schlachtungen 
an der Grenze und andere Erleichterungen jorgen müſſen. Die Eijen- 
bahnen müßten ftet3 als Inſtitute für die Volkswirtſchaft betrachtet werden, 
deshalb dürften fie auch nicht Steuerobjefte für das Reich werden. Dringend 
nötig fei eine Reform des Landtagswahlrehts. Abg. Brömel (fr. Vg.) 
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ftimmt diefer Forderung zu; die Städte würden in dem geltenden Wahl- 
recht zu ungerecht behandelt. Die Vorgänge in Rußland mahnten zur 
Bejonnenheit nach recht3 und links; daher müfje man eine gerechtere Wahlfreis- 
einteilung vornehmen. Abg. Herold (3.) fieht den Etat als jehr günftig 
an. Bei den Gehaltszuſchüſſen folle man auf die Kinderzahl Rüdficht 
nehmen. Die Unterftüßung für das landwirtjchaftliche Unterrichtsweſen 
müſſe erhöht werden. Das Eijenbahnneg müſſe ausgebaut werden. Das 
Wahlrecht jei reformbedürftig, dürfe aber nicht allein nach der Bevölke— 
rungszahl reforfniert werden. Das entjpricht nicht der Verfafjung und ben 
praftiichen Bedürfniffen. Die Bevölkerungszahl ift für die politifche Be— 
deutung eines Landesteild nicht maßgebend. Hat Berlin mit zwei Mil- 
lionen politifch diejelbe Bedeutung wie ganze Provinzen, welche eine ähn- 
lihe Bevölferungszahl haben? In vieler Beziehung müfje mit Reften des 
alten Bolizeiftaat3 aufgeräumt werden, jo mit der Schifanierung katholiſcher 
Ordensſchweſtern. Kultusminifter Dr. Studt: Gewiſſe Kontrollmaßregeln 
jeien nötig, aber Heinliche Beläftigungen fänden dabei nicht ftatt. — Am 
15. tadelt Abg. Wiemer (fr. Vg.) mehrere Einjchränfungen der Selbitver- 
waltung und die jcharfe Kritik, die der Lehrertag wegen feiner Oppojfition 
gegen die Schulvorlage erfahren Habe. Abg. Frhr. v. Zedlig (frf.) pole- 
mifiert gegen die Weußerungen Poſadowskys über den Materialismus 
der oberen Stände. Das Proletariat jei nur durch das allgemeine Wahl- 
recht emporgelommen, daher müfje man eine weitgehende Nenderung des 
preußijchen Wahlrecht3 vermeiden. Abg. v. Jazdzewski (Pole) führt Klage 
über politiſche Napdelftihe mie die Verdeutſchung polniicher Ortsnamen. 
Was bedeutet der Bafjus in der Thronrede über den Berfauf von deutjchen 
Gütern in der Oſtmark? Die Betämpfung der polniihen Sprache jei eine 
Verlegung der den Polen bei der Annerion gegebenen Verfprechen. Minifter 
des Innern v. Bethbmann-Hollweg: Der VBorredner möge feine Friedens- 
mahnungen außerhalb des Haujes wiederholen; er habe aber im vorigen 
Sahre eine Öffentliche Rede gehalten, die implizite für die Wiederherftellung 
Polens plädierte. Die Namensänderungen erfolgten auf Grund der An— 
träge der Gemeinden jelbft. Der Paſſus der Thronrede bedeute nicht etwa 
einen Boykott der Polen, jondern nur einen Appell an das Nationalgefühl 
der Deutſchen. 

Am 16. wird in jcharfen Auseinanderfegungen zwiſchen dem Abg. 
Brömel, Frhr. v. Zedliß und Herold über die Wahlreform Ddebattiert; 
hierauf geht der größte Teil des Etat3 an die Budgetfommifjion. 


13. Januar. Der Reichstag verweilt den Entwurf über 
Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht im Frieden an bie 
Budgetlommijfion. — Die meijten Redner fordern Erhöhung der 
Entſchädigungsſätze. 

15. Januar. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus geneh— 
migt mit großer Mehrheit die Verträge mit der heſſiſch-thüringiſchen 
Lotteriegemeinſchaft. 

15. Januar. (Berlin) Der preußiſche Städtetag geneh— 
migt einftimmig eine Rejolution gegen das Volksſchulunterhaltungs— 
gejeß wegen feiner Beſchränkung der Selbjtverwaltung. 

15. Januar. (Sachſen.) In der Zweiten Kammer erklärt 
fih Finanzminifter Rüger auf eine Anfrage ala Gegner der Ein- 
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führung von Schiffahrtsabgaben. Sachſen habe mit Preußen dar= 
über verhandelt, der Bundesrat habe darüber noch nicht beraten. 
(Bgl. 1905 ©. 34, 37.) 


Mitte Januar. (Sachſen.) Nach Zeitungsnadhrichten joll 
demnächſt Minijterpräfident v. Mebjch zurüdtreten. Als fein Nach- 
folger wird Graf Hohenthal genannt, der fich für eine Wahlreform 
ausgejprochen habe. 


15. Januar. (Bayern.) In der Wahlrechtskommiſſion des 
Reichsrats führt Prinz Ludwig aus: 

Man dürfe jich glüdlich jchägen, daß für den beutjchen Reichstag 
ein Wahljyftem beftehe, mit dem der größte Teil der Bevölkerung zufrieden 
ſei. Man jolle nur das Ausland anjehen und insbejondere diejenigen 
Staaten, in denen verfünftelte Wahliyfteme bejtünden, die dem Gerechtig- 
feitögefühl der großen Maſſe der Bevölferung widerjprähen. Ob dieje 
Wahlſyſteme noch lange fortbeftehen dürften, möchte er bezweifeln. Es jei 
leiht möglich, daß fie durch radikale Syiteme erjegt würden. Die Wahlen 
gäben jeiner Meinung nad in der Regel dann ein getreues Bild von der 
Geſinnung der gejamten Bevölkerung, wenn fie ein gleiches, allgemeines, 
direftes und geheimes Wahlrecht befige. In Bayern beftehe eigentlich ſchon 
jegt da3 gleiche, allgemeine und geheime Wahlreht. Das direfte Wahl- 
reht und Die gejegliche Wahlfreiseinteilung jolle das neue Wahlgeſetz 
bringen. Das Land habe bei den Testen Wahlen jeine Anficht darüber 
deutlich geäußert. Der Wahlgejegentwurf jei fat genau der von der 
k. Staatöregierung dem legten Zandtage vorgelegte. Er bedürfe, um ins 
Leben zu treten, nur nod der Zuftimmung der Kammer der Reichgräte. 
Dieje zu geben, liege im Intereſſe des Landes, das ſonſt nicht zur Ruhe 
fomme, und aud im Intereſſe der Kammer der Reichsräte, die dadurd an 
Anjehen nur gewinnen könne. 


15. Januar. (Reihstag.) Duelldebatte. Erklärung des 
Reichskanzlers. Reichstag und Regierung; Preffe. 


Abg. Roeren (8.) bringt folgende Interpellation ein: 1. ift dem 
Herrn Reichskanzler befannt, daß der Leutnant der Landwehr-Artillerie 
Rechtsanwalt und Notar Dr. Frig Feldhaus zu Mülheim an der Ruhr in- 
folge ehrengerichtlihen Spruchs des Ehrengericht3 des dortigen Landiwehr- 
bezirf3 vom 3. Auguft 1905 wegen Unterlafjung der Herausforderung des 
Beleidigerd zum Zweikampfe mit jchlihtem Abjchied entlafjen worden ift? 
2. Welhe Maßnahmen gedenft der Herr Reichskanzler zu ergreifen, um 
die Wiederholung eines folchen auf Duellzwang hinauslaufenden Verfahrens 
zu verhindern? 

Der Interpellant beſpricht die Angelegenheit, die aufs deutlichfte 
den geſellſchaftlichen Drud der verwerflichen Duellinftitution zeige. Preuß. 
Kriegsminifter v. Einem: Ehe ich auf den Fall eingehe, jei e8 mir ge- 
ftattet, diejenigen Worte zu verlejen, welche Seine Majeftät Kaifer Wil- 
helm T. bei der Anordnung der Ehrengerichte im Mai 1877 geſprochen 
hat. Er fagte: „Eine ehrengerichtlihe Unterfuchung muß insbejondere in 
dem immerhin möglichen Falle gejchehen, wenn ein Offizier in frevent- 
licher Weife einem Kameraden ohne jede Veranlafjung eine ſchwere Be- 
leidigung zugefügt haben jollte; denn einen Offizier, welcher imftande ift, 
die Ehre eines Kameraden in freventlicher Weije zu verlegen, werde ich 
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ebenfowenig in meinem Heere dulden wie einen Offizier, welcher feine Ehre 
nicht zu wahren weiß.” Dies ift die Richtſchnur, welche in der Armee 
ftet3 innegehalten ift und die nicht nur in unjerer deutfchen Armee gilt, 
fondern auch in der Öfterreichiichen und franzöfiichen, die auf derjelben 
Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht aufgebaut ift.... Nach der Be- 
ſprechung des Spezialfall3 fährt er fort: Was den zweiten Teil der Inter— 
pellation betrifft, jo habe ich im Auftrage des Reichskanzlers folgende Er- 
Härung abzugeben: Zur Austragung von Ehrenhändeln befteht bei und die 
Sitte des Zweikampfes in weiten reifen der gebildeten Stände Im 
Dffizierforps ift der Zweilampf in wirkſamer Weiſe durch die allerhöchite 
Verordnung vom 5. Januar 1897 befämpft worden. Eine weitere Abhilfe 
würde aber nur unter gleichzeitiger Aenderung der gejeglichen Beſtim— 
mungen über die ftrafrechtliche Verfolgung von Beleidigungen gejichaffen 
werden fünnen. Eine joldhe Aenderung, wie fie ja ſchon in früheren Inter— 
pellationen gefordert wurde, ift ernftlic) erwogen worden und wird auch 
jegt noch im Auge behalten. Sie läßt ſich aber nicht durchführen ohne 
Umgeftaltung de3 Abjchnittes des Strafgejegbuches über Beleidigungen, die 
zum Bweilampf führen, und ohne tiefen Eingriff in Diejenigen Beftim- 
mungen, die die Feltftellung der Feltungsftrafe und der Geldftrafe be- 
treffen. Dies ift nur möglich im Zujammenhang mit der in Vorbereitung 
befindlichen Revifion des Strafgeſetzbuches. Es darf als jiher angenommen 
werden, daß bei der Strafrechtärepijion auch dieje Frage ihre Erledigung 
finden wird. Wie weit eine folche Aenderung auf die zurzeit herrſchenden 
Anfichten wegen Wahrung der verlegten Ehre von Einfluß ift, muß ab- 
gewartet werden. Solange aber der Zweikampf in weiten Streifen noch 
al3 ein Mittel zur Herftellung der verlegten Ehre gilt, kann das Dffizier- 
forp3 in jeinen Reihen fein Mitglied dulden, das nicht bereit ift, mit der 
Waffe in der Hand feine Ehre wiederherzuftellen. (Große Bewegung, leb— 
hafte Zurufe.) Nach der Kabinett3order von 1897 jollte den Zweikämpfen 
zwilchen den Offizieren in höherem Maße begegnet werden, als es bisher 
geſchehen mar. die Order hat denn auch jo günftig gewirkt, daß im 
Jahre 1905 nur ein einzige3 Duell zwiſchen zwei aktiven Offizieren ftatt- 
gefunden Hat. (Hört! Hört! Zuftimmung rechts.) Abg. Himburg (fonj.): 
Theoretiſch fei eine Entlaffung wegen Duellverweigerung zu mißbilligen. 
Aber jolange auf Ehrenbeleidigungen jo geringe Strafen ftänden, jei das 
Duell unausrottbar. Abg. Dove (fr. Vg.): E3 jei unerhört, daß der Reichs— 
fanzler ablehne, dem Geſetz gegenüber der Sitte Beachtung zu verjchaffen. 
Abg. Baſſermann (nl.): Die Duelle müßten durch höhere Strafen auf 
Beleidigungen und durch Ausgleichsverfahren bejchräntt werden. Abg. 
Bachem (3.): Das Duell ftehe im Widerſpruch mit dem fittlichen Rechts- 
bewußtfein, ebenjo die Erklärung des Kanzler. Abg. Bebel (Soz.): Das 
Duell habe feinen Boden in den erflufiven reifen des Offizierforps und 
der Korpsſtudenten, daher erklärt fich feine Begünftigung von oben. Abg. 
v. Tiedemann (RP): Das Offizierforps kann die Duelle nicht entbehren, 
weil jeder jeine Ehre jelbjt wahren müſſe. In manchen Fällen reicht Feine 
gejeglihe Sühne aus. Daß das Geſetz dabei verlegt werde, müjje man 
auf ji) nehmen, auch Zentrumsmitglieder Hätten im Kulturfampf Geſetze 
nicht befolgt. 

Die Erklärung des Reichskanzlers wird in der Prefje meift ungünftig 
beurteilt. Die „Kölnische Volkszeitung” jchreibt: Der Reichskanzler hat ſich 
mit feiner Erklärung in einen jchroffen Gegenjat zur großen Mehrheit des 
deutichen Volkes und des Reichstages geftellt. Es kann nicht ausbleiben, 
daß dieſe Stellungnahme ihre Konjequenzen haben wird. Insbeſondere 
wird der Reichstag fich ernftlich fragen müfjen, ob er nicht die Gelegenheit 
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de3 Militärpenfionsgejeged benugen muß, um feinem Standpunkt in ber 
Duellfrage etwas mehr Geltung zu verjchaffen. 


16. Januar. (Reichstag) Koloniales. Uſambarabahn; 
Zwangsarbeit; Islam. 


Der Nachtragsetat enthält Forderungen, die hervorgerufen find durch 
den Aufftand in Dftafrifa und die Fehlbeträge der jegt verpachteten Uſam— 
bara-Bahn. — Erbprinz zu Hohenlohe: Der Aufftand habe wenig Blut 
und Gut gefoftet, weil die Fultivierteften Teile ruhig geblieben feien. Die 
farbigen Truppen hätten fich gut gehalten, aber bejonderes Lob verdienten 
die Offiziere. Die Machtmittel an Soldaten mußten verftärft und Militär- 
und Bivilgewalt jchärfer getrennt werden. Abg. Erzberger (8.): Der 
Etat jei flüchtig aufgeftelt. Warum enthalte er nichts über die Urfachen 
des Aufftandes? Der Aufitand jei durch die Hüttenfteuer und Zwangs- 
arbeit hervorgerufen worden: warum macht man den übrigen Kolonial- 
nationen dieje Fehler nah? England habe überdies längft die Fronarbeit 
abgeichafft. Das Recht des Reichstags in der Kolonialgefeßgebung müſſe 
erweitert werden, damit ſolche Fehler verhindert würden. Die Kolonial- 
verwaltung habe die Warnungen der Miffionare nicht beachtet. Befremdlich 
jei die Forderung des Islam in Oſtafrika. Warum fei der Nachtragsetat 
jo jpät vorgelegt worden? Geh. Legationsrat Dr. Seitz: Der Etat konnte 
nicht eher vorgelegt werden, weil der Aufftand bei Beginn nicht zu über- 
jehen war; erſt Mitte November habe da3 Kolonialamt genaue Nachrichten 
über die Truppenwerbungen und Koften geben fünnen. Der Gouverneur 
habe ſtets mit der Möglichkeit eines Aufftandes gerechnet, deshalb jchon 
länger Berftärfung jeiner Machtmittel beantragt. Abg. Paaſche (nl.): Die 
Bwang3arbeit jei unentbehrlich, fie dürfe nur nicht in Sronarbeit ausarten. 
Man Sollte nicht jo häufig mit den Bezirksbeamten wechſeln, damit der 
Neger Vertrauen zu den Perjönlichkeiten fafjen könne. — Die Forderungen 
werden der Budgetkommiſſion übermiejen. 


17. Januar. (Reihatagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Bonn-Rheinbad) erhält Spahn (3.) 15662, Erlmann 1533 Stimmen. 

17. Januar. (Berlin) Staat3fefretär de Auswärtigen 
Frhr. dv. Richthofen F. Geboren 13. Oftober 1847, 1876 Hilfd- 
arbeiter im Auswärtigen Amt, 1885 Vertreter in Kairo, 1896 
Kolonialdireftor, 1898 Unterjtaatsjefretär, 1900 Staatsſekretär. — 
Sein Nachfolger wird der Gejandte in Hamburg dv. Tſchirſchky und 
Bögendorff. 

17. Januar. Der Reichstag genehmigt folgende Anträge 
auf Gewährung von Diäten: 


Einen Antrag Bafjermann (nl.): Der Reichstag wolle beichließen, 
die verbindeten Regierungen zu erfuchen, unverzüglich einen Gejeßentwurf 
wegen Einführung von Anmwejenheitögeldern und freie Eifenbahnfahrt für 
die Mitglieder des Reichdtages vorzulegen. 

Einen Antrag Graf Hompeſch (3Z.): Die Mitglieder des Reichs— 
tages erhalten aus Reichsmitteln während der Legislaturperiode, und zwar 
jolange der Reichstag verjammelt ift, jowie acht Tage vor Eröffnung und 
acht Tage nad) Schluß desjelben freie Fahrt auf den Eijenbahnen und für 
die Dauer ihrer Anmwejenheit bei den Sigungen des Reichstages Anweſen- 
heitägelder in der Höhe von 20 Mark für den Tag. Der Anmejenheit bei 
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den Sitzungen des Reichstages fteht es gleich, wenn der Abgeordnete außer- 
halb des Verfammlungsortes des Reichstages durch Arbeiten im Auftrage 
des Neichstages in Anjpruch genommen if. Von den Anmejenheitägeldern 
werden die Tagegelder abgerechnet, welche ein Mitglied des Reichstages 
in feiner bejonderen Eigenjchaft ald Mitglied einer politiichen Körperichaft 
für dieſelbe Zeit bezieht. Die näheren Beftimmungen erläßt der Präfident 
des Reichstags. 

Gegen die Anträge ftimmt nur ein Teil der Ffonjervativen Par- 
teien. — Der Bundesrat beteiligt fi) an der Beratung nit, was mehr- 
fah als jchlechte Behandlung des Neichdtagd gerügt wird. Die meiften 
Nedner erwarten von der Ausführung der Beichlüjfe eine Stärkung des 
Reichsgedankens. 


17.19. Januar. (Hamburg.) Wahlrechtsdemonſtrationen. 


(Vgl. 1905 S. 95.) 

Am 17. wird in der Bürgerſchaft über die Wahlrechtsvorlage be— 
raten. Die Sozialdemokratie veranftaltet eine Maſſenkundgebung dagegen 
durch Niederlegen der Arbeit um Mittag und Einberufung von Volks— 
verfammlungen um 4 Uhr. Gegen 15-20000 Arbeiter bejuchen dieje 
Berjammlungen; am Abend fommt e3 zu Plünderungen von Gejchäften 
und Zufammenftößen mit der Polizei, wobei mehrere Schußleute jchmwer 
verlegt werden. Etwa 75 Berjonen wurden wegen Raubes und Diebftahls 
verhaftet. — Am 19. erläßt die Polizei folgende Belfanntmahung: Nach— 
dem an die fozialdemofratiihen VBerfammlungen vom 17. d. M. Auf- 
lehnungen jchwerfter Art gegen die öffentliche Ordnung ſich angejchlofien 
haben, wird die Polizeibehörde öffentliche Berfammlungen für den 21., 
22. d. M. und für die Tage, an denen die Bürgerjchaft über die Wahl- 
rechtövorlage verhandelt, ausnahmslos verbieten und fjonftige öffentliche 
Berjammlungen in der nächſten Zeit nur in ganz bejonderen Fällen zu— 
laffen. Umzüge werden bis auf weiteres überhaupt nicht gejtattet. — Eine 
auf heute abend einberufene Berfammlung der Metallarbeiter wurde von 
der Polizeibehörde auf Grund des Vereinsgeſetzes verboten. 

In den folgenden Monaten werden viele VBerhaftete zu Freiheits— 
jtrafen verurteilt. 


18.119. Januar. (Reichdtag.) Erjte Beratung des Gejeß- 
entwurfe® betr. Uebernahme einer Garantie des Reiches für eine 
Eijenbahn von Duala nach den Manengubabergen. 


Durch die Vorlage übernimmt das Reich die Garantie für eine 
dreiprozentige Verzinjung des von der Kameruneijenbahngejellichaft, welche 
die Bahn ausführen foll, aufzumendenden Gejellichaft3fapital3 in Höhe von 
11 Millionen. 

Erbpring zu Hohenlohe berichtet zunächſt über einige in leßter 
Beit vielerörterten Vorgänge in Kamerun und verheißt nähere Darlegungen 
in der Kommiffion. — Die geforderte Bahn fei für Hebung des Handels 
und Berfehrs unentbehrlich; fie erleichtere die Kontrolle der Verwaltung 
und werde durch Einjchränfung der Karawanen viele Erzefie der ſchwarzen 
Träger verhindern und viele Arme zur Arbeit frei machen. — In der 
Debatte tadelt Abg. Erzberger (83.) einige Mängel im Koftenanjchlag, 
worauf Geh. Legationsrat Helffric antwortet. Die Vorlage findet grund- 
jäglichen Widerjpruch allein bei den Sozialdemofraten; ed wird namentlid) 
viel bemerkt, daß ſich Abg. Storz (D. Bp.) und Abg. Goller (fr. Vp.) 
folonialfreundlich äußern. — Eine Aeußerung des Prinzen Hohenlohe, 
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man müfje mit dem Wechjel der leitenden Perſonen in den Kolonien vor- 
lichtig verfahren, um nicht unter den Schwarzen, die von den Dingen in 
Dft- und Südmweftafrifa gehört hatten, die Neigung zur Widerjeglichkeit zu 
ftärfen, wird als die Bejorgnis vor einem drohenden Aufftande aufgefaßt. 
Der Prinz tritt diefer Deutung entgegen, er halte nur Borficht und Wach— 
jamfeit für nötig. — Die Borlage geht an die Budgetlommilfion. 


19. Januar. (Reichstag.) Gejeßentwurf über Penfionierung 
der Dffiziere und Verſorgung der Unterflaffen des Heeres und der 
Marine. — Tod Richthofens. Reichstag und Regierung. 


Nach einer Furzen Begründung der Vorlage, die in der vorigen 
Seſſion den Reichstag ſchon beichäftigt hat, durch den preuß. Kriegsminiiter 
v. Einem erflärt Abg. Graf Hompeſch (3.): Ich habe mitzuteilen, daß 
meine politijchen Freunde es nicht für angezeigt halten, fich bei der erften 
Beratung dieſes Gejegentwurf3 an der Debatte über den materiellen In— 
halt desjelben zu beteiligen. Die Gründe zu fuchen, die und zu dieſem 
etwas ungewöhnlichen Berfahren veranlafjen, überlafje ich der Reichs— 
regierung und Ihnen, meine Herren. ch beichränfe mich darauf, zu be- 
antragen, den Gejegentwurf, gleich wie im vorigen Jahre, der Budget- 
fommiffion zu übermweijen. Abg. Graf Driola (nl.) bedauert, daß der 
Reichstag durch die Schnelle Schließung im vorigen Fahre verhindert worden 
jei, das Gejeß zu verabſchieden. Die Regierung habe hierdurch alle frühere 
Arbeit zerftört. Er wünſcht, daß das Gejeß rüdwirfende Kraft erhalte. 
Scapjefretär Frhr. v. Stengel: Die rüdwirkende Kraft könne ſich aus 
Mangel an Mitteln nur auf die Kriegsteilnehmer erjtreden. — Das Gefeg 
wird an die Budgetlommijfion verwiejen; ein Antrag Driola, eine be- 
fondere Kommiſſion zu bilden, um das Gejeg zu bejchleunigen, wird abgelehnt. 

Ueber die Beteiligung des Reichstags bei der Leichenfeier für den 
Staat3jefretär dv. Richthofen erflärt Präfident Graf v. Balleftrem: Ob— 
wohl ich bis jet von jeiten der Reichöregierung feine offizielle Mitteilung 
über das höchſt bedauerliche Ableben des Staatsjefretärd Frhrn. dv. Richt- 
hofen erhalten habe (Hört! Hört!), möchte ich doch vorichlagen, da ich aus 
den Beitungen weiß, daß die Leichenfeierlichfeit für diefen ausgezeichneten 
und liebenswürdigen Staatsmann am Sonnabend nadhmittag um 3 Uhr 
ftattfindet, die nächfte Sigung erft abzuhalten: Montag 1 Uhr. 


21. Januar. (Berlin.) MWahlrechtsdemonftration der Sozial— 


demofratie. Preßdiskuſſion. 

Die Leitung der jozialdemofratijchen Partei beruft für Sonntag 
den 21. Januar vormittags 31 Verſammlungen ein, um gegen das preu«- 
Biiche Wahlrecht zu demonftrieren und den Beginn der ruffiichen Revo- 
Iution (22. Januar 1905) zu feiern. Straßenumzüge, ein Zug vor das 
Schloß follen fi anjchliegen. — Die Regierung trifft umfafjiende Vor— 
fihtsmaßregeln gegen Ausjchreitungen durch Anjammlung von Truppen 
und Polizei im Schloß und den wichtigjten Straßen und erflärt durch 
öffentlihen Anjchlag, daß jeder Ausjchreitung mit vollem Nahdrud ent- 
gegengetreten werde. Angeſichts diejer Vorbereitungen werden die Demon- 
ftrationen unterlafien, die Berjammlungen verlaufen ruhig. 

Die Haltung der Regierung wird im allgemeinen von der bürger- 
lichen Preſſe gebilligt; fie habe durch die Gejtattung der Verſammlungen 
und gleichzeitige Bereitftellung gewaltiger Machtmittel Ausfchreitungen 
verhindert. Die Behauptung der jozialdemofratijchen Preſſe, die Regierung 
habe Zujammenftöße gewünjcht, um die Arbeiter niederwerfen zu können, 
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wird verfpottet; ed wird angenommen, die Sozialdemokratie habe einige 
Zufammenftöße gern gejehen, um vortreffliche Agitationsmaterial zu ge- 
winnen, aber die gewaltigen Vorbereitungen hätten die Führer jo erjchredt, 
daß fie von Demonftrationen abrieten. Die Behauptung, daß die Regie- 
rung einen Sue Tabn habe provozieren wollen, wird durch die fozial- 
demofratijche Preffe ſelbſt miderlegt, die anerfennt, daß die Polizei fich 
durchaus taftvoll und zurüdhaltend benommen habe. 

In vielen anderen großen Städten finden ebenfall3 Verfammlungen 
ftatt, die alle ruhig — 

22. Januar. GPreußiſches Abgeordnetenhaus) Auf 
eine Zentrumdinterpellation, ob über das Verhalten der fatholifchen 
Geijtlichen durch die Polizei und andere VBerwaltungsorgane eine 
geheime Kontrolle geführt würde, eriwidert Kultusminiſter Studt, 
daß eine ſolche Kontrolle nicht beftehe; gelegentliche Informationen 
würden über die Geiftlichen wie über jeden anderen Beamten ein- 
gezogen. 

23. Januar. Das Preußifche Abgeordnetenhaus dis— 
futiert in der zweiten Beratung des landwirtjchaftlichen Etats leb— 
haft die Trleifchteuerung. 

23. Sanuar. (Preußen.) Unter Vorſitz des Kultusminiſters 
tritt eine Konferenz zufammen, um über Reform des höheren 
Mädchenunterricht3 zu beraten. Der Kommijfion gehören Schul- 
männer, Beamte, Gelehrte und einige Damen an. 

24.25. Januar. (Reichstag.) Beichluß der Budgetlommijfion 
über die Braufteuer. 

Nach Ablehnung der Regierungsvorlage und mehrerer Anträge wird 
folgender Antrag Sped (3.) mit 16 gegen 11 Stimmen (Sozialdemo- 
fraten, Freifinnige, Polen, Antifemiten) angenommen: Die Steuer beträgt 
für jeden Doppelzentner der nad) $ 3 Abſ. 2 berechneten fteuerpflichtigen 
Brauftoffe, jofern der Jahresverbrauch an Brauftoffen in einem Brauerei- 


betrieb innerhalb eines Rechnungsjahres 
500 Doppelzentner nicht überfteigt in für jeden Doppelzentner 
1 4 


000 n " " 2 nn " n 
2000 " " r 5, un " " 
3000 n " " 5,50 "on " " 
4 000 " " 7 6, un " " 
5000 n " " 6,50 "on " " 
7500 " n " T, un " " 


10000 " " n 7,50 |) " 
mehr als 10000 Doppelzentner beträgt 8,— „ „ R ‚ 
Die Veranlagung der Brauereibetriebe zur Steuer erfolgt für jedes 
Rechnungsjahr vor Den desjelben nad) dem durchichnittlichen Verbrauch 
der unmittelbar vorhergegangenen drei Jahre. Beſteht ein Betrieb nod) 
feine drei Jahre, jo Hat die Veranlagung durch die Steuerbehörde nad) 
dem aus dem biöherigen Betriebsumfang für ein Jahr fich berechnenden 
durchſchnittlichen Verbrauch zu erfolgen. Für neu entjtehende Betriebe 
erfolgt die Steuerveranlagung für das erfte Betriebsjahr nach den näheren 
Beftimmungen des Bundesrats. 
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Wird in einem Brauereibetrieb mährend des Nechnungsjahrs der 
der Steuerberechnung zugrunde gelegte durchſchnittliche Verbrauch über- 
fchritten, jo unterliegt der Mehrverbraudy den nach der vorliegenden Skala 
zutreffenden höheren Steuerjägen. 

Hiernach zahlen 4408 Brauereien der norddeutjchen ze... 
ſchaft (zwei Drittel aller Betriebe) den bisherigen Steuerja von 4 Marf. 


24.31. Januar. (Reichstag.) Erjte Beratung des Toleranz- 
antragd. (Vgl. 1905 ©.35.) Bürgerliche und religiöje Toleranz. 
Haltung der Regierung. 


Abg. Bachem (3.) tadelt, daß der Bundesrat zu der im Jahre 1902 
erfolgten Annahme des erften Teils des Antrags noch feine Stellung ge- 
nommen habe. Die damals gerügten Ungerechtigfeiten gegen die Katho- 
lifen in der Gejeggebung von Medienburg und Braunjchweig jeien zwar 
gemildert aber nicht abgejtellt worden. Es Handle jich hier nicht um dog- 
matijche Toleranz, die die fatholijche Kirche nicht gewähren fönne, fondern 
um ftaatsbürgerlihe Toleranz, um Gleichheit der Konfelfionen vor dem 
Geſetz. Die katholiihe Mehrheit in Bayern 3.8. habe der evangelischen 
Minderheit Rechtögleichheit eingeräumt. „Es ift jogar der jchwarze Bor- 
wurf erhoben worden, mit Annahme des Antrages würde die Ketzerver— 
brennung des Mittelalterd wiederfehren. (Heiterfeit.) Ich glaube, in dieſem 
Haufe ijt niemand, der im Ernfte jolche Befürchtungen hegt. (Heiterkeit. 
Keiner von uns denkt daran, daß e3 jemals auf fatholiicher Seite zur 
Kegerverbrennung fommen würde. Uebrigens war bas Kegerverbrennen 
an ſich feine Einrichtung der fatholiichen Kirche, ed war eine Einrichtung 
des Staates, und wenn auch Staat und Kirche damald noch jo eng mit- 
einander verquidt fein mögen, jo bleibt e3 doch wahr, daß der Tod für 
Kegerei lediglih auf Grund von Staatlichen Gejegen verhängt worden ift. 
Dieje ftaatliche Gejeßgebung ift verichwunden, und wie die Kirche fie nicht 
geichaffen Hat, jo denkt fie auch nicht daran, fie wieder ind Leben zu rufen.“ 
Uebrigens jeien auch durch proteftantiiche Glaubensgerichte viele Beer zum 
Teuertode verurteilt worden. Abg. Dr. David (Soz.) verlangt Kommiſſions— 
beratung, um die aus dem Antrag drohende Gefahr, daß Diſſidentenkinder 
zwangsweije einem Religionsunterricht zugeführt werden fünnten, zu be- 
jeitigen. Die Unterjheidung der bürgerlichen und religiöjen Toleranz jei 
nicht überzeugend; in der Umjturzvorlage 3. B. habe das Zentrum be— 
antragt, die Leugner des Daſeins Gottes und der Unfterblichleit der Seele 
zu betrafen. 

Staatsjefretär Graf v. Poſadowsky: Es ift an die verbündeten 
Regierungen die Anfrage gerichtet worden, warum in der legten Nach- 
weilung über die Beichlüffe des Bundesrat feine Erklärung der verbün- 
deten Regierungen enthalten ift, was aus dem Antrage vom 21. $uni 1902, 
dem jogenannten Toleranzantrag, geworden ift. ch muß gegenüber diefer 
Anfrage und wegen der Erörterungen, die fi) an diefe Tatjache gefnüpft 
haben, eine Erklärung abgeben. Bekanntlich wurde der erjte Toleranz. 
antrag im Jahre 1900 eingebracht. Diejer Antrag enthielt zwei Abjchnitte, 
den erſten betreffend die Neligionsfreiheit der Neichdangehörigen, den 
weiten betreffend die Religionsfreiheit der einzelnen Religionsgemein— 
* Dieſer Antrag wurde damals nad) Erörterung im Hauſe einer 
Kommiſſion von 28 Mitgliedern überwiejen. Da jedoch der zweite Ab- 
jchnitt, die Hi 5 bi3 10, in ber Kommijfion {ehaften MWiderjpruch fanden, 
fo wurde dieſer zweite Abſchnitt zurückgezogen, dagegen der erſte Abſchnuit, 
der in der Kommiſſion auf acht Paragraphen erweitert war, von der 
Kommiſſion angenommen. Er fand dann auch bei der Abftimmung im 
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Haufe mit 163 gegen 60 Stimmen Annahme In der Nachweifung, Die 
dem Haufe unter dem 21. Januar 1904 vorgelegt ift, fand ſich die Erflä- 
rung, daß der Bundesrat fich über den Antrag noch nicht ſchlüſſig gemacht 
habe. Inzwiſchen wurde 1903 der neue Reichstag gewählt und dieſer da— 
malige Antrag in feinem erften Abjchnitt, den 88 1 bis 8, wie er vom 
Haufe angenommen war, wieder eingebracht, aber erweitert in den 88 9 
bis 14, den vorher von dem Abgeordneten Lieber zurüdgezogenen zweiten 
Abſchnitt. Diejer Antrag wurde wieder der Kommiſſion überwiefen. Die 
88 1 bi3 8 wurden angenommen, die 88 9 bis 14 weſentlich verändert. 
Der Antrag gelangte aber nad) der Beratung in der Kommilfion durch 
den Schluß des Reichstages in der legten Seſſion nicht mehr zur Be- 
ratung. Inzwiſchen ift derjelbe Antrag, nur mit einer Menderung des 
8 4, durch den Grafen Hompejc dem Hauje wieder vorgelegt. Aus diejer 
Geſchichte des Toleranzantrages geht doch eins unzweifelhaft hervor, daß 
nämlich die Auffafjung, die die Kommiſſion und die Antragfteller bei der 
erjten Beratung des Antrages hatten, und auch die Auffaffung des Haufes 
ſich wejentlic) geändert hat, denn ein früher zurüdgezogener Teil des An- 
trages ift in den neuen Antrag wieder eingejeßt. Es iſt das alfo eine 
wejentliche VBerjchiebung des Inhalts de3 gejamten Antrages. Nachdem 
nun der Bundesrat fich über den erjten Antrag vom 21. Juni 1904 bis- 
her noch nicht jchlüffig geworden ift und dieſe Entjcheidung unter dem 
21. d. M. mitgeteilt hat, lag doch nach der bisherigen Praxis feine Ber- 
anlafjung vor, eine neue Erklärung des Bundesratd abzugeben. Das ge- 
ihieht doch nur, wenn eine Wenderung der in der legten Nachweiſung 
befundeten Auffafjung des Bundesrats jtattgefunden hat. Außerdem be- 
fand fich der Bundesrat auch materiell in einer ziemlich fchwierigen Lage, 
jegt noch über einen Antrag, den ein voriger Reichdtag angenommen hat, 
noc einen Beichluß zu fajlen, nachdem der damals angenommene Antrag 
durch einen neuen Antrag erjegt ijt, der einen anderen materiellen Stand- 
punft zu der Frage einnimmt. Es lag aljo weder jachlich noch formell 
eine Veranlafjung für den Bundesrat vor, eine neue Erklärung zu den 
Untrage abzugeben. Wenn fich aber auch feit der legten Nachweiſung hin- 
fihtlidy der Entjchliegung des Bundesrat nichts geändert hat, jo folgt 
daraus feineswegs, daß der Bundesrat die Sache aus den Augen gelafjen 
hat, daß der Bundesrat ji nicht noch entjchliegen wird. Ich habe mich 
für verpflichtet gehalten, diefe Sachlage vollkommen Elarzuftellen, um dem 
Haufe die Ueberzeugung beizubringen, daß Fein Berjehen und feine un- 
freundliche Handhabung der Gejchäfte de3 Bundesrates vorliegt, ſondern 
daß diejer lediglich nach der bisherigen Praxis verfahren ift. 

Abg. Frhr. dv. Heyl (ml.): Der Antrag ſei unannehnibar, da er die 
Schul- und Kirchenhoheit de3 Staates ungünstig beeinfluffe. Die Miß— 
ftände, die noch zuungunften der Katholiken bejtänden, feien gering und 
würden hoffentlicy bald bejeitigt werden. Abg. Henning (fonj.): Der 
jegige Antrag gehe weit über das frühere Maß hinaus und fei deshalb 
nicht annehmbar. Abg. Dr. Müller- Meiningen (fr. Vp.): Die Nadelftiche 
gegen die Katholiken in mehreren Einzeljtaaten jeien lächerlich. Aber das 
Zentrum jelbft jei weder religiös noch ſtaatsbürgerlich tolerant; es benüße 
jeinen kirchlichen Einfluß zu politiichen Gemalttaten. Redner führt Bei- 
jpiele Hierfür aus Gerichtöverhandlungen und aus einem mit bifchöflicher 
Approbation erjchienenen Erbauungsbuche an. Darin werde das Schlimmite 
an Demagogie gegen Andersdenfende geleitet. 

31. Januar. Abg. Frhr. dv. Hertling (Z.) wendet fich jcharf gegen 
Müller. Die bifchöfliche Approbation bedeute nicht eine Identifikation des 
Biſchofs mit dem Inhalt des Buchs, jondern nur eine allgemeine Empfeh- 
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fung. „Der Ausgangspunkt unjered Antrages ift befannt. Es ift die 
Rüdftändigkeit der Gejeggebung in den einzelnen Bundesftaaten. Da wir 
nit in der Lage find, auf diefe Bundesftaaten jelbft einzuwirken, jo 
mußten wir die Angelegenheit im Deutjchen Neichstage zur Sprache bringen. 
Und wir haben das getan in der Weife, daß wir die Freiheit der Reli- 
gionsübung, die wir für uns verlangen, unter den Schuß der allgemeinen 
Sreiheit der Religionsübung ftellen. Indem mir diejes tun, haben mir 
mit vollem Bemwußtjein mit alten Theorien gebroden. Das Mittelalter 
hatte andere Theorien; wir mwünjchen dieje nicht mehr. Ich habe diejes 
Ihon vor zehn Jahren in unferer Literatur ausgeiprochen, jehen Sie nur 
im Gtaat3lerifon nad), und wiederholt habe ich dieſes auch in Verjamm- 
lungen ausgeiproden, und Sie werden mir wohl zugeben, daß ich von 
Inder und Syllabus etwas verftehe. Mit Ihren Ausführungen ängftigen 
Sie und nicht. Wir mwiljen, was wir tun, wir wien, daß wir damit 
neue Süße aufftellen. Wir wollen feine Freiheit für uns verlangen, die 
wir Andersgläubigen vermehren.“ 

In der weiteren Beratung, in der Abg. Müller erwidert, wird 
u.a. namentlich über die Intoleranz der Sozialdemokratie debattiert. 


25. Januar. (Preußiſches Herrenhaus.) Snterpellation 
über die Bekämpfung der Sozialdemokratie. Mahnung Bülows. 


Graf Eulenburg-Prafjen begründet folgende Snterpellation: Er» 
ſcheint es der Königlichen Staatäregierung möglich, die vaterlandsfeind- 
lihen Unternehmungen der Sozialdemokratie mit den Mitteln der beftehenden 
Gejeßgebung erfolgreich zu befämpfen? — Die zunehmenden Beftrebungen 
der Umfturzpartei nötigten zu der Erflärung, daß die fozialdemofratijche 
Partei nicht die ftaatsbürgerlihen Nechte in Anſpruch nehmen dürfe, 
Reichen die Gejege aus zur Bekämpfung der Sozialdemokratie? Wenn 
dies der Fall fer, jeien die Snterpellanten beruhigt. Minifterpräfident 
Fürſt Bülow: Er verfenne die Gefahren der Sozialdemokratie nicht und 
habe die bürgerlichen Parteien wiederholt darauf hingewiejen. Die ftaat- 
lihe Ordnung werde er jchügen, wie er in den legten Tagen bewieſen 
habe. „Bor der Tyrannei der Straße beugen wir ung nicht. Durch De- 
monftrationen und Drohungen laſſen wir uns nichts abtrogen. Exzeſſe, 
Töbelerzefje und Nevolutionen werden wir in Preußen, in Deutichland 
nicht dulden. Die Regierung hält — und damit beantworte ich die in 
der Snterpellation geftellte Anfrage — die Regierung hält eine Vermeh— 
rung ihrer Befugnijje bis jegt nicht für nötig. Von ihren gejeglichen 
Befugniffen aber wird fie entichlofjen Gebrauch; machen. (Beifall.) Meine 
Herren! Gtaatöfeindlihen Beftrebungen gegenüber hat aber nicht nur Die 
Regierung Pflichten. Der Herr Vorredner hat an das Wort der Römer 
‚caveant consules‘ erinnert, d. h. Reichskanzler ergreife die Offenfive, er- 
greife außerordentliche Maßregeln, zeige der Nevolution den ftarfen Arm 
des Staates! Meine Herren! Die Enticheidung darüber, wann der Augen- 
blick gekommen ift, an die gejeßgebenden Körperichaften zu appellieren, um 
verftärfte Machtmittel gegenüber revolutionären Umtrieben zu fordern, 
muß der verantwortlichen Regierung überlafjen bleiben. (Beifall und Sehr 
richtig!) Anzeichen, Aeußerungen von Nervojität, wie fie hier und da in 
der Preſſe hervortreten, jchaden der guten Sache, nüßen dem Gegner, in— 
dem fie den Glauben erweden können, al3 wenn es ihm ein leichtes wäre, 
unter dem gegenwärtigen Rechtszuſtand jein Biel zu erreichen. Mehr, viel 
mehr nügen die Preſſe und die Parteien der gemeinfamen Sache, wenn 
fie angeficht3 de3 gemeinjamen Gegners den inneren Streit untereinander 
zum Schweigen bringen und den Zuſammenſchluß aller bürgerlihen Elc- 
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mente zum Kampfe gegen die revolutionäre Sozialdemokratie anbahnen. 
Sehr richtig!) Die Zeit ift zu ernft, als daß wir uns den Luxus ge— 
atten fönnten, uns untereinander zu befriegen. Dem Ausdrud diejer 
Ueberzeugung bin ich aber biöher leider noch viel zu jelten begegnet. Im 
Gegenteil, während und nad) den legten Reichstagswahlen haben ſich die 
bürgerlichen Parteien zu oft in den Haaren gelegen, fie Haben jogar Wahl- 
bündnifje abgejchloffen mit der Sozialdemokratie (Hört, Hört!), die ihrer- 
ſeits alle bürgerlihen Elemente al3 eine einzige feindlihe Maſſe betrachtet 
und behandelt. Für die Regierung und für die bürgerlichen Parteien muß 
die Barole lauten: Gegen die revolutionäre Sozialdemokratie!“ 


25. Januar. Der Reichstag verweiſt die Geſetzentwürfe 
über eine Maß- und Gewichtordnung und über das Urheberrecht 
an Werfen der bildenden Kunft und Photographie an Kommijfionen. 

26. Januar. (Baden.) In der Zweiten Kammer erklärt 
Minifter de Innern Schenkel auf eine SInterpellation über die 


Tleifchteuerung: 


Nach den veranftalteten Erhebungen erreihten die Fleiſchpreiſe, 
in3bejondere für Schweinefleiih, im ganzen Lande, namentlich aber in den 
Städten, eine ungewöhnliche Höhe. Die Erwartung, daß die Erjcheinung 
vorübergehend jein werde, Hat ſich bis jet nicht erfüllt. Die Regierung 
ift in Erhebungen darüber eingetreten, was zu einer Berbilligung der 
Fleifchpreife und zur tunlichjten Verhütung einer künftigen ungewöhnlichen 
Preisjteigerung führen könne. Einer befriedigenden Löſung ftehen aber 
um jo größere Schwierigkeiten entgegen, als die gleichen Berhältnifje nicht 
nur in allen anderen Bundesftaaten, jondern auch teilweife im Auslande 
eingetreten find. Die Regierung wird nunmehr unverzüglich die Durch— 
führung von Maßnahmen, die fich Hauptjächlich auf die Hebung der Vieh- 
zucht jowie auf die Anbahnung näherer Beziehungen zwiſchen den Produ- 
zenten und Konjumenten und auf die Bejeitigung der Auswüchſe des 
Zwiſchenhandels beziehen, einer Prüfung unterziehen und nach deren Er- 
gebni3 ihre weiteren Anordnungen treffen. 

26.129. Januar. (Reichdtag.) Erjte Beratung der Novelle 
zum Gejeß über den Unterjtügungswohniiß. 

Die Borlage fieht die Herabjegung der Altersgrenze für Erwerb 
und Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes vom 18. auf das 16. Lebensjahr 
vor; außerdem foll die Friſt, deren Ablauf den Verluſt des bisherigen 
Unterftügungsmwohnfiges bedingt, von zwei auf ein Jahr verkürzt werden, 
aljo drei Jahre früher ihr Ende erreichen. 

Abg. Mommfen (fr. Vg.): Der Entwurf enthalte eine Belaftung 
der Städte und eine Entlaftung des Landes. Die Abwanderung aus den 
Landgemeinden werde man hierdurch nicht verhindern. Staatsſekretär 
Graf Poſadowsky: Die Entlaftung des platten Landes jei notwendig. 
Manche Kleinere Gemeinden müßten das Dreifache der Staatöfteuern an 
ri aufbringen. Die Entvölferung des Landes müfje verhütet 
werden. 

29. Januar. Abg. Herzfeld (Soz.): Die Vorlage jei eine neue 
Unterftügung der oftelbiichen Junker wie der Bolltarif. Man jolle den 
Zandarbeitern eine menjchenwürdige Eriftenz geben, dann würden fie auf 
der Scholle bleiben. Warum lege man nicht lieber ein Gejeß zur Ber- 
jiherung der Heimarbeiter vor? Abg. Schidert (fonj.): Die Urjache der 
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Abwanderung ſei die Fürzere Arbeitäzeit und der höhere Lohn der In— 
duftrie; es jei ungerecht, den armen Gemeinden Laften für Abgewanderte 
aufzulegen. Abg. Gamp (RP.) wünſcht Einführung der obligatorischen 
Krankenverfiherung auch für die landwirtichaftlichen Arbeiter. Die Löhne 
im Oſten einſchließlich der Naturalien jeien mit Rüdficht auf die Differenz 
der * beſſer als im Weſten. — Das Geſetz wird an eine Kommiſſion 
verwieſen. 


27. Januar. Der Kaiſer erläßt mehrere Beſtimmungen zur 
Unterſtützung ſeiner Arbeiter und Angeſtellten in Cadinen. 

27. Januar. (Preußen.) Ein kgl. Erlaß beſtimmt, daß die 
Hälfte der Oberlehrer an den höheren Schulen zu Profefjoren 
charakterifiert werden und nach zwölfjähriger Schulzeit den perjön- 
lichen Rang al3 Räte 4. Klaſſe erhalten können. 

29. Januar. (Hejjen.) Minifterpräfident Minifter des In— 
nern Rothe }. — Geboren 2. Yuli 1840, 1884 vortragender Rat, 
1898 Staatsminifter. — Sein Nachfolger wird in beiden Funk. 
tionen der YJuftizminifter Ewald. 

29. Januar. (Sahjen.) In der Zweiten Kammer erklärt 
Juſtizminiſter Dr. Otto, daß die verbündeten Regierungen fich dar- 
über geeinigt hätten, das Schwurgericht in feiner bisherigen Kom= 
petenz bejtehen zu lafjen und künftig auch die Berufung zuzulafien. 

29.31. Januar. (Berlin) Ein Kongreß von Tabafarbeitern 
aller Branchen der Tabakinduftrie fpricht fich nach einigen Referaten 
fozialdemofratifcher Abgeordneter fcharf gegen die Tabafjteuer aus. 
Sie würde Lohnabzüge und Arbeitsloſigkeit herbeiführen. 

30. Januar. Der Reichstag verweift eine Vorlage über 
den Verficherungsvertrag und die Öffentlichen Verficherungsanftalten 


an eine Kommijfion. — Die meijten Redner haben ernfte Bedenken 
dagegen. 

3. Januar. (Bayern.) Reichsrat. Debatte über Schiff— 
fahrt3abgaben. 


Prinz Ludwig erflärt, er ſei ein prinzipieller Gegner jeglicher 
Schiffahrtsabgaben, aucd auf Fünftlichen, geichweige denn auf natürlichen 
Waſſerſtraßen. Er Habe die Anjchauung, daß e3 nicht angehe, auf korri— 
gierten und fanalifierten Flüffen Abgaben zu erheben. Wenn Deutjchland 
auf feinen Flüffen Abgaben erhebe, jo würden jolche bald auch auf aufßer- 
deutijchen Flüffen zur Einführung fommen und dadurch wieder Zuftände 
herbeigeführt werden, die erſt im vorigen Jahrhundert befeitigt worden 
jeien. Durch die Erhebung joldyer Abgaben und die Erbauung der Eijen- 
bahn jei der Waflerverfehr faft völlig vernichtet worden. Gegen die Ein- 
führung von Schiffahrt3abgaben auf dem Rhein ſpreche auch insbejondere 
das Intereſſe der Stadt Ludwigshafen. Aus allen diejen Gründen wünſche 
er dringend, daß von ſolchen Abgaben auf die fanalifierten und forrigierten 
Flüſſe, die ja dadurch ihres Charakters al3 natürliche Wafjerftraßen nicht 
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verluftig gingen, Abftand genommen werde Wenn freilich ſich heraus- 
ftellen würde, daß die Fortjegung der Mainfanalijation auf feine andere 
Weiſe erreicht werden könne als dur Zuftimmung zur Einführung von 
Schiffagrtsabgaben auf natürlichen Wafjerjtraßen, dann mwerde fich viel- 
leicht ein Abgehen von diefem prinzipiellen Standpunkt rechtfertigen laſſen. 
Minifter v. Frauendorfer: Die ganze Mainfanalijationsfrage werde 
wohl nur gelöft werden fönnen, wenn Bayern ſich mit der Einführung 
von Schiffahrtsabgaben befreunden werde. Wie die Berhältnifje liegen, 
werde man nicht damit rechnen dürfen, daß der preußijche Landtag die 
Mittel zur Fortführung der Mainkanalifierung bis Aichaffenburg, ſoweit 
fie auf Preußen treffen, bewilligen wird, bevor nicht der Vollzug des preu- 
ßiſchen Gejeged vom 1. April 1905, wonach die preußijche Regierung ver- 
pflichtet jei, auf die Einführung von Abgaben auf den im Intereſſe der 
Schiffahrt regulierten Flüffen hinzuwirken, fichergeftellt ei. | 


3. Januar. (Hamburg.) Die Bürgerfchaft genehmigt mit 
120 gegen 35 Stimmen die Wahlrechtövorlage. 


Hiernach jollen wie bisher von den 160 Mandaten der Bürgerichaft 
40 von den Notabeln und Höheren Beamten, 40 von den Grundbejigern 
geftelft werden. Bon den übrigen 80 follen zwei Drittel durch Wähler 
mit mehr als 2500 Mark Jahreseinkommen vergeben werden. — Das 
Geſetz wird ald eine enorme Begünftigung der Befigenden vielfach jcharf 
angegriffen. 


1. Februar. Württemberg.) Die Zweite Kammer ges 
nehmigt mit 69 gegen 20 Stimmen die Verfaſſungsreviſion. 


Danach beiteht die Zweite Kammer aus 63 Bezirkdabgeordneten, 
6 Abgeordneten der Stadt Stuttgart, 6 Abgeordneten der anderen „guten 
Städte” Ulm, Heilbronn, Ludwigsburg, Reutlingen, Tübingen, Ellwangen, 
jämtlid gewählt nad allgemeinem Wahlrecht, und 17 Landesabgeordneten, 
‚gewählt in einem Wahlgang des ganzen Landes als eines einzigen Wahl- 
kreiſes durch Liften- und Verhältniswahl; die Erfte Kammer aus den bis- 
herigen Mitgliedern, ſowie aus 8 Vertretern der NRitterjchaft, 4 der evan- 
geliichen und 2 der Fatholiichen Kirche, 1 der Univerfität Tübingen, 1 der 
Techniſchen Hochichule Stuttgart, 8 der Berufsftände, nämlid 3 des Han- 
dels und der Induſtrie, 3 der Landwirtichaft und 2 des Handwerks. Das 
Stihwahlverfahren bei den Bezirfswahlen joll erjegt werden durch Das 
romanijche Syftem, welches im erften Wahlgang abfolute Mehrheit, im 
zweiten Wahlgang, bei dem mwieder alle Kandidaten zugelafjen find, relative 
Mehrheit verlangt. Die LKiften- und Berhältniswahl fol in Anwendung 
fommen für die 6 Abgeordneten der Stadt Stuttgart und die 17 Land— 
tagsabgeordneten. 


Die Minorität wird gebildet aus 19 Mitgliedern des Zentrums und 
einem ritterfchaftlichen Abgeordneten. — Zehn Ritter ftimmen unter Ab- 
gabe folgender Erklärung ab: Sie jeien in wejentlihen Punkten mit den 
gefaßten Beichlüffen nicht einverftanden, wünſchen aber die Beratung in 
der Erften Kammer, halten die Möglichkeit einer Verftändigung nicht für 
ausgejchlofjen und behalten fich ihre Stellungnahme für eine jpätere Ab- 
ftimmung vor. Die jozialdemofratifchen Abgeordneten begründen ebenfalls 
ihre Abjtimmung: fie erklären die Beibehaltung der Erſten Kammer mit 
den Grundjägen der Sozialdemokratie nicht vereinbar, ftimmen aber troß- 
dem im Hinblid auf die Umwandlung der Zweiten Kammer in eine reine 
Volkskammer der Vorlage zu. 
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Anfang Yebruar. Die „Hrankfurter Zeitung“ jchreibt über 
die baltifche Revolution und die deutjche ſozialdemokratiſche Prefie: 


„Es iſt faum zu glauben, was fi deutſche fozialdemokratijche 
Blätter, wie z. B. der ‚Vorwärts‘ und die ‚Leipziger Volkszeitung‘, über 
die Vorgänge in den ruffiichen DOftfeeprovinzen aufbinden laſſen. So ver- 
öffentlichte der ‚Vorwärts‘ einen Artikel, in dem kühn behauptet wird, 
daß erft die Ankunft des Generalgouverneurd Sollogub ‚die urſprünglich 
ganz unblutige Revolte zu dem erbitterten Gemegel und der fchonungs- 
Iojen Berheerung und Mordbrennerei, die nun ihr Ende in einem militä- 
rischen Rachezuge fand‘, verwandelt habe. Diejer Entftellung der Wahr- 
heit brauht man nur die nadten Tatjachen gegenüberzuftellen. General 
Sollogub ift mit feinen Truppen erjt Ende Dezember v. J. in die Pro- 
vinzen eingerüdt, während die Ermordungen von Gutäbefigern und die 
Brandftiftungen auf den Gutshöfen ſchon lange vorher ftattgefunden haben. 
Nicht befjer fteht e8 mit der Verficherung, daß die Revolutionäre die 
deutihen Flüchtlinge ‚mit der größten Rüdjichtnahme‘ und ‚mit ausneh- 
mender Höflichkeit‘ behandelt hätten. Fälle, die das Gegenteil beweijen, 
find noch in friiher Erinnerung: die bei Lennewarden gefangenen Frauen 
und Finder wurden wiederholt vor die Gemwehrläufe der Revolutionäre 
geitellt, damit jie glauben jollten, fie würden erfchoflen; Dr. Katterfeld 
wurde in jeinem Bett Falten Blutes erjchoffen; der achtzigjährige Paltor 
Bielenftein, der fi die größten Berdienfte um die Förderung lettifcher 
Literatur erworben Hat, wurde mit feiner greifen Gattin verjagt und feine 
unerjeglichen literariſchen Schäge wurden verbrannt; zwei alleinftehende 
adelige Damen in Eftland wurden, ungenügend beffeidet, in kalter Winter- 
nacht vertrieben; einem Herrn v. Koßebue wurden die Fingernägel heraus- 
gerifien u. ſ. w.! Trotz alledem jchreibt der ‚Vorwärts‘ entzüdt: ‚Kann 
man jich ritterlichere Aufrührer vorftellen?‘ Fügen wir nod Hinzu, daß 
die genannten jozialdemofratiichen Blätter ihren Lejern über die Mord- 
taten der Letten und Eften nicht3 mitteilen, dann kann man fich leicht 
vorftellen, wie die Berichterfiattung derjelben über die Vorgänge in den 
ruſſiſchen Dftjeeprovinzen überhaupt bejchaffen ift, und doc) find durch dieſe 
Mordtaten nur Landsleute — Deutſche betroffen worden. 

Anfang Yebruar. (Preußen) Der Erzbifchof von Gneſen 
verbietet den Geiftlichen jeiner Diözeje die öffentliche Tätigkeit in 
dem polnijchen Oftmarfenverein „Straz“. — Die polnifche Preſſe 
tadelt den Erlaß lebhaft. 

4. Februar. (Berlin) Das preußifche Landesöfonomies 
follegium faßt folgenden Bejchluß über innere Kolonijation: 


1. Es iſt eine mwirtjchaftliche, joziale und nationale Notwendigkeit, 
einen Teil des Großgrundbejiged in den öftlihen Provinzen planmäßig 
zu bejiedeln. Die richtige Durchführung diejer Aufgabe iſt für eine ge- 
junde Weiterentwidlung unſeres Volkes und unſeres Staates durchaus 
geboten. 2. Das Ziel jeder, auf Löjung diefer Aufgabe gerichteten Tätig- 
feit ift eine zwedmäßige Mifchung der verjchiedenen Befiggrößen unter 
Begründung leiftungsfähiger Landgemeinden mit Handwerfer- und Land- 
arbeiterftellen. 3. Dieſen Anforderungen fann nur ein Kolonijator ent- 
iprechen, welcher feinerjeit3 feine Erwerbsinterefjen verfolgt. Das würde 
aljo in erfter Linie der Staat fein; dieſer wird fich jedody aus Gründen 
der Zweckmäßigkeit befjer provinzieller, gemeinnügiger Privatgejellichaften 
bedienen, welche durch Gewährung billigen Kredit3 zu unterjtügen find. 

2* 
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4. Die einjchlägige Gejeßgebung ift einer durchgreifenden Revifion zu 
unterziehen. Insbeſondere muß der Gedanke zum Ausdrud gelangen, 
daß die Schaffung leiftungsfähiger Landgemeinden in der Regel das Ziel 
des Befiedelungsverfahrens zu bilden hat. 5. Jede nicht durch Erbaus- 
einanderjegung gebotene Aufteilung land- und forftwirtichaftlic genußter 
Grundftüde bedarf außer der Anfiedelungsgenehmigung der Genehmigung 
der Befiedelungsbehörde. Dieje Genehmigung ift zu verjagen, wenn bie 
Art der Teilung den Landeskulturintereflen widerſpricht. 6. Der gewerbs— 
mäßige Betrieb des Handel3 mit ländlichen Grundftüden ift auf Grund 
des $ 35 Abj. 3 und $ 38 Ab. 2 der Gewerbeordnung unter Aufficht zu 
ftellen.. 7. Die Durchführung der inneren Kolonijation ift einer durch 
zwedentiprechende Reform der Generallommilfion zu jchaffenden Bejiede- 
lungsbehörde (Ober-Landesfulturamt) zu übertragen. 8. Die bedeutfamen 
ftaatlichen, fozialen und nationalen Zwecke, welche durch die innere Kolo— 
nifation gefördert werden, rechtfertigen eine finanzielle Beteiligung des 
Staates. 


5. Yebruar. (Bayern) Die Reichtratsfammer genehmigt 
einftimmig den Wahlgefegentwurf. Prinz Ludwig jagt in der Be— 
ratung: 


Jeder würde wohl an dem Entwurfe einiges auszuſetzen haben; 
beiſpielsweiſe wäre e3 ihm lieber gemwejen, wenn als Grundlage bed neuen 
Wahlgeſetzes die jeweilige legte Volkszählung genommen, und wenn lauter 
einmännige Wahlkreije gebildet worden wären; allein dann hätte die Wahl- 
freiseinteilung der Regierung überlafjen werden müjjen; denn es wäre 
unmöglich, nad) jeder neuen Volkszählung eine neue gejegliche Wahlfreis- 
einteilung zu machen. Alle Abänderungsanträge, welche man jebt ein- 
bringe, würden mit der Ablehnung des Entwurfes gleichbedeutend jein. 
Der Ausfall der — Wahlen und die kürzlich erfolgte einſtimmige An— 
nahme des Wahlgeſetzentwurfes in der Kammer der Abgeordneten hätten 
gezeigt, daß das Land ein neues Wahlgeſetz wolle. Alle Abänderungs- 
wünjche müßten jetzt zurücktreten vor dem Gedanken, daß, wenn der Reichs— 
rat jetzt ſeine Zuſtimmung gäbe, ein Geſetz zuſtande komme, mit welchem 
die große Mehrheit des Landes zufrieden jei. 


6. Februar. (Reichstag.) Sozialpolitif; Wirkung auf bie 
Arbeiter; chriftliche Gewerkſchaften; englifche Arbeiter in Deutjchland. 


Abg. Graf Kanitz (fonf.) wünſcht langſames Fortichreiten der 
Sozialreform, weil fie große Laften mit fich bringe; in Oftpreußen 3. 8. 
abjorbierten die öffentlichen Laften oft mehr al3 den Halben Neinertrag. 
Eine Verſöhnung der Sozialdemokratie werde man nicht erreichen, nur 
ihre Anfprüche fteigern. Staatsjefretär des Junern Graf Poſadowsky: 
. +. Wenn man die jozialpolitifche Gejeßgebung Deutjchlands, bei der ſich 
Mipftände auf manchem Gebiet unzweifelhaft herausgeftellt haben, jo viel- 
fach jcharf angegriffen Hat, jo jollte man eins nicht vergeffen: Um Dank— 
barfeit zu erwerben, gibt fein Staat Gejege. (Buftimmung.) Das ift ein 
individuelles Gefühl, das Tiegt auf ſittlichem Gebiet, nicht auf jtreng ftaats- 
rechtlihem Gebiet. Wenn nun von jozialdemofratiiher Seite die jegens- 
reichen Folgen der deutjchen Sozialpolitif in Abrede gejtellt werden, fo 
muß ich doch auch fragen, welche Verhältniſſe hätten ſich vielleicht ent- 
widelt, wenn man zu jener Zeit, al3 die erſte Allerhöchite Botichaft er- 
ging, eine Sozialpolitif nicht eingejchlagen Hätte bei unjerer ungeheuer 
mwachjenden induftriellen Bevölkerung. Es ift mir von jehr fompetenten 
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Snduftriellen verfichert worden: wenn Deutichland einen folchen indu- 
ftriellen Aufſchwung genommen hat, einen Aufichwung, wie in feinem 
Lande Europas in den legten Jahrzehnten, jo verdankt es dies unzweifel- 
haft jeinem Arbeiterperjonal. (Buftimmung bei den Sozialdemokraten.) 
Auf feine Bildung, feine Haltung, feine geiftige und förperliche Tätigkeit 
hat die jozialpolitifche Gejeßgebung ganz außerordentlich eingewirkt. Mir 
bat ein Bertreter der großen chemiſchen Induſtrie gejagt, was wir in der 
chemiſchen Induſtrie in Deutjchland erreicht Haben, konnten wir nur tun 
mit Arbeitern wie den deutjchen, deren Lebensſtand und äußere Haltung 
gehoben worden ift durch die joziale Gejeggebung unjeres Vaterlandes.... 
Es ift behauptet worden, die chriftlichen Gewerkfchaften wären noch fchlim- 
mer wie die jozialdemofratiihen. Es fcheint Kreiſe zu geben, die fich der 
Hoffnung Hingeben, daß in unjerer großen induftriellen Entwidlung die 
Arbeiterbewegung in Deutjchland aufhören könnte. Wer glaubt, daß in 
unjerer modernen Zeit, wo die Arbeiter das Beitreben haben, ihre Lebens— 
lage zu verbefjern und fi in höherem Maße an den öffentlichen An— 
gelegenheiten zu beteiligen, wer aljo glaubt, daß unter unferer gegen- 
mwärtigen großen, modernen induftriellen Entwidlung, jolange fie anhält, 
dieſe Arbeiterbewegung jemal3 aufhören würde, befindet ſich in einem 
ftarfen Irrtum. (Lebhafte Zuftimmung) Man kann eine joldhe Auf- 
fafjung nur haben, wenn man von einem qualitativ — eng begrenzten 
Intereſſenſtandpunkt eine ſolche Frage aufwirft. (Lebhafte Zuſtimmung.) 
Das iſt ja gerade der Unterſchied zwiſchen der berechtigten und unberech— 
tigten Arbeiterbewegung, daß die Sozialdemofratie Forderungen ſtellt, die 
weder im Gegenmwartd- noch im Zufunftsftaat noch in irgend einem Staate 
der Welt ausgeführt werden können, denn jie würden zu einem Zujammen- 
bruch unjere® ganzen mirtichaftlichen Lebens und des Staates führen. 
(Lebhafte Zuftimmung.) Weil die Sozialdemokratie davon überzeugt ift, 
daß der Gegenwartsſtaat und fein Staat der Welt ihre Forderung aus- 
führen können, erklärt fie: Der beftehende Staat muß befeitigt und ein 
Zukunftsſtaat gegründet werden. Wie diejer ausjehen joll, davon habe ich 
wenigftens feinen Begriff. Nun ift aber doch eins gewiß: Wenn eine 
Arbeiterbewegung befteht und ſich entwidelt, wenn fie dafür eintritt, daß 
die Arbeitslöhne vermehrt werden und dafür, daß die Arbeiter fich in 
rößerem Maße auch an den öffentlichen Angelegenheiten beteiligen, jo 
ommt e3 darauf an, ob dies Ziel in dem beftehenden monarchiſchen Staat, 
innerhalb der bürgerlichen Gejellihaft, verfolgt wird. Wenn wir gegen- 
über den drei Millionen jozialdemofratiiher Stimmen Fortichritte machen 
wollen in der Befämpfung der Sozialdemokratie in der Richtung, daß wir 
eine Arbeiterpartei jchaffen, die innerhalb des gegenwärtigen modernen 
Staates, innerhalb der mirtichaftlichen Grenzen ihre Wünfche verfolgt, 
dann haben wir doch den allerdringendften Wunjch, eine folche Arbeiter- 
bewegung, wie e3 die chriftliche ift, zu ei get (Beifall.) Der Stand- 
punkt, daß die chriftliche Arbeiterbewegung viel unangenehmer ift wie die 
jozialdemofratiche, ift ein Standpunkt von Männern, denen jede Forde- 
tung der Arbeiter, wenn jie auch noch jo berechtigt ift, unſympathiſch ift. 
Diefe Stellung mancher Herren den chriftlichen Gewerfichaften gegenüber 
erinnert an die Stellung mancher Minifter, die fich nach der Kritik ihrer 
wohlvorbereiteten Vorlagen an die felige Zeit der Minifter des abjoluten 
Staates zurüderinnern (Heiterkeit) — an die Zeit der großen abjoluten 
Minifter Richelieu, Mazarin, Kaunig und Metternich — aber die Zeiten 
find vorbei (Heiterkeit), fie kehren nie wieder! Bon diefen Gottheiten ift 
nur noch ein Schatten übrig. Ebenjo gibt es Sozialpolitifer, denen jede 
Arbeiterbewegung unſympathiſch ift, denen fie auf die Nerven fällt, und 
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die die allmäcdhtigen Minifter eines abjoluten Staates beneiden. Daß im 
Lande unzweifelhaft die Neigung, jozialpolitiich tätig zu fein, auf ab— 
rg Linie ift, darüber kann fein Zweifel fein. Es beruht darauf, 
daß die Sozialdemokratie nicht objektiv genug das anerfennt, was der 
Staat und die bürgerliche Gejellihaft auf jozialpolitiihem Gebiete getan 
hat. (Buftimmung.) Auch in der Politik ift die ſtrengſte Wahrheitsliebe 
und die ftrengfte Gerechtigfeit die beite Taktif. ch Habe jchon früher ge— 
fprochen über die Eindrüde, die die Abgejandtichaft der englichen Firmen 
von den deutfchen Arbeiterverhältniffen gehabt hat. Ich habe Ihnen er— 
zählt, daß eine Deputation der englijchen Arbeiter bei mir gewejen wäre, 
und daß diefe Herren geradezu erftaunt gewejen wären über das, was in 
Deutichland für die Arbeiter auf fozialpolitiihem Gebiete geſchehen ift. 
Die Vertreter der Sozialdemofratie haben darauf gejagt: ja, man habe 
den Arbeitern Potemkinſche Dörfer vorgeführt. Das ift durchaus unrichtig! 
Der Führer der Deputation bat mich, ich möchte die Deputation dadurd) 
unterftügen, daß ich die Behörden anwieſe, ihnen die betreffenden Inſtitute 
zu zeigen. Dieſe Herren Hatten fi einen ganz genauen Plan gemacht 
über das, was fie prüfen und jehen wollten, und ich war überrajcht, mit 
welcher Gründlichkeit diefer Plan ausgearbeitet war. Darauf, was Dieje 
engliſchen Arbeiter jehen wollten, habe ich auch nicht die Spur eines Ein- 
flufjes geübt. Als die Herren mir für meine Unterftügung dankten, war 
ich geradezu überrafcht, welche pofitiv eingehenden Fragen fie an mid) 
ftellten, mit welch offenen Augen fie alles gejehen hatten, und welch nüch— 
ternes Urteil fie befaßen. Sie waren außerordentlich überrajcht über das, 
was Deutjchland für die Arbeiter auf fozialpolitiichem Gebiete getan hat. 
(Hört, hört!) Wenn man fi) darüber aufgehalten hat, daß jogar ein 
Bürgermeifter die Deputation empfangen Habe, jo ift das doc ein Akt 
der Höflichkeit gemwejen, wie es auch für uns von der Regierung völfer- 
rechtlich ein Akt der Höflichkeit war, es ihnen zu erleichtern, die jozialen 
Verhältniffe in Deutjchland Fennen zu lernen. Sie (zu den Sozialdemo- 
fraten) machen darin in der Tat einen taftiichen Fehler. Sie erkennen 
nicht an, was auf jozialpolitiihem Gebiete geichehen ift, und deshalb ver- 
ftimmen Sie die Regierungen, verbittern Sie die bürgerlihen Parteien und 
täuſchen Sie Ihre Anhänger. 


6. Februar. (Bayern.) Die Kammer der Reichsräte ge- 
nehmigt die von der Abgeordnietenfammer abgelehnte Feldzeug— 
meijterei. — Kriegsminijter Frhr. v. Horn begründet die Forde— 
rung folgendermaßen: 


Der Grund, die Feldzeugmeifterei abzulehnen, lag zunächſt auf dem 
perfönlichen Gebiete, indem man geglaubt hat, die Feldzeugmeifterei werde 
errichtet, um eine beftimmte Perjönlichkeit dort unterzubringen und um 
für die Artilferieoffiziere, deren Chancen für ein weitere Avancement ge- 
ringer find, wie für die anderen Offiziere, wieder Gtellen zu jchaffen. 
Ferner wurde erwähnt, man könne ſich im allgemeinen von der Not- 
wendigfeit der Errichtung der Feldzeugmeijterei nicht überzeugen. Endlich) 
hat man geglaubt, auf andere Weije die Selbitändigfeit der bayerijchen 
Armee zu wahren, wie fie ja früher gewahrt worden ſei dur die In— 
ipeftion der Artillerie und des Trains, wie wir fie bis 1889 hatten. Was 
die Frage betrifft, ob die Errichtung einer Feldzeugmeifterei notwendig jet, 
jo darf ih nur darauf hinweiſen, daß die Aufgaben, welche die zurzeit 
dem Kriegsminiſterium unmittelbar unterftellten Berwaltungsbehörden, die 
Inſpektion der technijhen Inſtitute einerjeit3 und die Inſpektion der 
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Artillerie- und Traindepot3 andrerfeit3 zu erfüllen haben, einen Koften- 
aufwand von jährlich 9 Millionen, aljo ein Neuntel unjeres ganzen Etats, 
beanjpruchen. Die Anträge auf Beichaffung unferes ganzen Armeemate— 
rials, einſchließlich Waffen und Munition, erfolgen durch die Inſpektion 
der technijchen Inſtitute. Auf der anderen Ceite fteht die Direktion der 
Artillerie und Traindepot3, die ein außerordentlich wertvolles Material 
zu verwalten hat. Die beiden Etellen ftanden bisher unmittelbar unter 
dem Striegäminifterium, obwohl ihr Wirfungsfreis ſich in einer Menge 
von Punkten berührte und fogar ineinander griff. Die Spige war aljo 
im Friegäminifterium zu juchen, und verantwortlich für den ganzen Be- 
trieb war der Kriegsminiſter. E3 ift nun unmittelbar einzufehen, daß der 
Minifter in diefen wichtigen Detailfragen eine derartige Kenntnis unmög- 
lich entwideln kann, wie fie erforderlich ift, um einen derartig großen 
Betrieb zu überfehen und zu leiten, und daß er auf einen Abteilungschef 
angemwiejen ift, der jchon infolge feiner Stellung als Stabsoffizier im all- 
gemeinen mit feinen Urteilen anders daſteht, wie ein direkt vorgejegter 
General, wie ihn die jegige Vorlage beabjichtigt. Ich Halte aljo die 
Schaffung einer Yeldzeugmeifterei für ein abjolute® Bedürfnis deshalb, 
weil eine außerordentlihe Summe des Etat3 dafür in Betracht kommt. 
... Wir werden immer jemand für diejen Poſten finden, und zugeichnitten 
auf eine beftimmte PBerjönlichkeit ift der Antrag durchaus nicht. Ich habe 
bereit3 im Ausschuß der Abgeordnetenkammer wie im Plenum klipp und 
Har erflärt, daß ich Sinekurenrechte nicht ſchaffe. Was die weitere an— 
geregte Frage betrifft, daß die bayerijche Selbftändigfeit durch die Inſpek— 
tion von Reichs wegen leiden könnte, und weiter die Anficht, die Inſpektion 
der Artillerie und des Trains folle wieder eingerichtet werden, wie wir 
fie früher Hatten, fo habe ich zu bemerken, daß der Grund zu einer jolchen 
Anfiht wohl in einer auch nicht anders zu erwartenden mangelhaften 
Kenntnis unferer organifatoriihen Einrichtungen liegt. In Preußen be- 
rer eine Feldzeugmeijterei feit fieben Jahren. Der Wirkungsfreis be- 
chränkt fich lediglich auf Befichtigung im Schießen, während bei uns die 
Inſpektion die ganze Truppenausbildung und das Schieß- und Bewaffnungs- 
wejen unter ſich hat. Der preußifche Inſpektor reift das ganze Jahr herum 
und befichtigt nur die Schiegübungen. Wir fönnten doch nicht mit gutem 
Gewifien für 12 Feldartillerie-Regimenter eine ſolche Stelle jchaffen, melche 
im übrigen Neich&heere für 83 Negimenter beftellt if. Wir müßten zu 
einem Inſtitut zurüdkehren, da3 wir im Jahre 1900 aufgegeben Haben, 
weil es ungmwedmäßig erjchien. 

6. Februar. (Baden.) Debatte in der Zweiten Kammer 
über die Beteiligung der fatholifchen Geiftlichen an der Wahl- 
agitation. (Bol. ©. 31.) 

Ubg. Fehrenbach (3.) fragt den Minifter des Innern, woher er 
die Legitimation nehme zu den Erhebungen über das Verhalten der Geift- 
lihen bei den Wahlen. Dazu jeien doch wohl die Staatsanwälte vor- 
handen. Seht fcheine die Zeit gefommen zu fein, wo ein Eintreten der 
Geijtlichkeit Hr die politiiche Inſtitution der Monarchie beftraft werde. 
Staatöminifter v. Duſch: Die Regierung jei nad) wie vor ausgleichend 
und verjühnend zu wirken bemüht. Was das Bündnis mit der Sozial. 
demofratie betreffe, jo habe die Regierung dieſem volllommen fern ge- 
fanden, wobei er über die Frage von deſſen Notwendigkeit und Berech— 
tigung fich nicht äußern wolle. Jedenfalls habe aber das Zentrum feinen 
Grund, einen Stein auf diefes Bündnis zu werfen, denn in Bayern jei 
doch jeitens de3 Zentrums jo ziemlich dasjelbe gejchehen. Was den Wald- 
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michel, dad von dem Zentrumdabgeordneten Schofer verfaßte Wahlflugblatt, 
betreffe, jo jei es ſchwer, nicht jcharf zu werden. Wenn diejes die Politik 
des Zentrums darftelle, jo jei e8 der Regierung allerdings unmöglich, mit 
diefer Partei zufammenzuarbeiten. Zur Wahlagitation der Geiftlichen 
möchte er bemerken, daß jchon das Verhalten vieler Geiftlicher bei den 
legten Reichdtagswahlen dazu hätte führen können, gegen fie auf Grund 
des $ 16c des Slirchengejeged vorzugehen. Die Regierung babe ſich da— 
mals in diefer Angelegenheit an die Freiburger Kurie gewandt, ohne von 
ihr einer Antwort gewürdigt worden zu fein. Dieje fei vielmehr fieben 
Monate jpäter erfolgt, und zwar in der Geftalt des Wahlrundſchreibens 
des Bentralfomitees der Zentrumspartei an die Geiftlihen, in welchen dieje 
direlt aufgefordert wurden, ald Ngitatoren in den Wahllampf einzutreten. 
Nun Habe man auf Vorhalten der Regierung diejes Rundſchreiben aller- 
dings zurüdgenommen, in der Tat aber jei ed voll und ganz erfüllt worden. 
Leider Habe ſich die Regierung aber auch ohne Erfolg in diejer Angelegen- 
heit an die Kurie gewendet. 


6. Februar. (Baden.) Der fozialdemofratijche Abg. Ged, 
der zweite Präfident, erklärt, alle Bejtimmungen der Gejchäftg- 
ordnung taftvoll erfüllen zu wollen. 


7. Februar. (Reichstag.) Antrag der Sozialdemokraten 
über das Wahlrecht in den Einzelitaaten. PBarteierflärungen. Rede 
Poſadowskys über die Gejchichte des Wahlrechts, Befig und Rechte. 


Die fozialdemofratiiche Partei beantragt: In jedem Bundesftaat 
und in Eljaß-Lothringen muß eine auf Grund de3 allgemeinen, gleichen, 
direkten und geheimen Wahlredht3 gewählte Vertretung bejtehen. Das Recht 
zu wählen und gewählt zu werden haben alle über 20 Fahre alten Reichs— 
angehörigen ohne Unterjchied des Gejchlechtes in dem Bundesftaate, in dem 
fie ihren Wohnfig Haben. 

Abg. Bernstein (Soz.) Fritifiert die Wahlrechte in den meftien 
Einzelftaaten jcharf; vielfach, wie in Sachſen und Preußen, jei das Bolt 
politiich entrechtet, in einigen wie Lübed und Hamburg fänden brutale 
Berjchlechterungen ftatt. Das ſei um jo rüdjtändiger, al3 in allen anderen 
Ländern die Demokratie Fortichritte mache. Abg. Graf Hompeſch (Z.): 

ch habe namens meiner Partei folgende Erflärung abzugeben: Nach 
Artikel 21 der Reichsverfaſſung ift der Reichstag nicht in der Lage, eine 
Initiative nach diejer Seite Hin zu ergreifen. Wenn aber die verbündeten 
Regierungen nad) Maßgabe der Reichöverfafjung dem Reichstage einen 
Gejegentwurf zugehen laſſen, in welchem unter Erweiterung der Zuftändig- 
feit des Neiches die Einführung des gleichen, allgemeinen und unmittel- 
baren Wahlrecht3 in den Einzeljtaaten in Vorſchlag gebracht wird, find 
wir bereit, demfelben unfere Zuftimmung zu geben. Was Eljaß-Lothringen 
betrifft, jo liegt eine Zuftändigfeit des Reichstags unbeftritten vor. Der 
vorgeichlagene Gejegentwurf bietet indes in jeinen Einzelheiten feine an- 
mwendbare Handhabe. Wir werden und nicht weiter an der Debatte be- 
teiligen. Abg.v. Normann (fonf.): Ich habe namens meiner politifchen 
Freunde folgendes zu erklären: Wir find der Ueberzeugung, daß das Neid 
nicht das Recht Hat, in die Verfaffung der Einzelftaaten einzugreifen. Wir 
mwünjchen nicht, daß in der Reichsverfaſſung irgend etwas geändert wird, 
was jih auf das Verhältnis des Reiches zu den Einzelitaaten bezieht. 
Wir lehnen darum den vorliegenden Antrag mit Entjchiedenheit ab. 
Abg. Bajjermann (nl.): Meine Freunde lehnen den Antrag ab. Aller- 
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dings ift das Wahlrecht vieler Einzelftaaten reformbedürftig, und in diefem 
Sinne hat jid) auch meine Partei in den Einzellandtagen verhalten. Aber 
das Reich ift in diefer Frage nicht zuftändig. Uebrigens A dad größte 
Hindernis für die Einführung von befjeren Wahlrechtögejegen in den Einzel- 
ftaaten die Sozialdemofratie ſelbſt. Abg. Träger (fr. Vp.): Der Reichs— 
tag jei zuftändig für dieje Frage; die Einführung des Reichstagsmwahlrecht3 
in den Einzelftaaten jei dringend zu wünſchen; u.a. habe ſich Prinz Lud- 
wig von Bayern dafür ausgejprocen. 

Staatsjefretär Graf Poſadowsky: Gegenüber dem Antrag, der 
von der jozialdemofratiihen Partei gejtellt ift, und gegenüber den Aus- 
führungen, die wir heute dazu gehört haben, möchte ich mir geftatten, 
einiges über die pſychologiſche Entſtehung des allgemeinen Wahlrecht3 im 
Deutichen Reiche zu jagen. Man kann wohl jagen, Fürft Bismard ift der 
Schöpfer des allgemeinen Wahlrecht, Fürſt Bismard hatte das allgemeine 
Wahlreht in Frankreich kennen gelernt, ald er während feiner Tätigkeit 
als Gejandter in Parid war. Die napoleonijche Herrſchaft, die fich auf 
dem Plebiszit aufbaute, war damals im Zenit ihre Ruhmes und ihrer 
Stärke. Unter diefen Verhältnifjen hatte Fürft Bismard die Wirkung des 
allgemeinen Wahlrecht3 kennen gelernt. Aber Fürft Bismard hat bei der 
Anwendung des allgemeinen Wahlrecht3 infolge der Verjchiedenheit des 
deutſchen und des franzöfiichen Volkes doch einen Rechenfehler gemadt. In 
Frankreich ift die Nation unter allen Regierungen an eine fehr ftraffe 
Bentralifation gewöhnt, und die Behörden haben in Frankreich unter jeder 
Regierung einen unendlich größeren Einfluß auf die Mafjen, als es jemals 
das deutjche Volf ertragen würde. Die franzöfiiche Bevölkerung ift nicht 
annähernd fo individualiftiich angelegt wie Die deutjche. Romanen find 
eben ganz anders, und jelbjt eine Regierung in Deutichland, die das vollfte 
Bertrauen der Bevölkerung Hat, wird nie in dieſer Weije in Deutichland 
von der Bevölkerung unterftügt werden wie in Frankreich von der Mehr- 
heit eine Regierung unterftügt wird, die das Vertrauen der Bevölkerung 
hat. Das find zwei volllommen verjchiedene Nationalcharaktere. Als Fürft 
Bismard das allgemeine Wahlrecht in Deutjchland einführte, Hatte er, glaube 
ich, eine ſehr lebhafte Erinnerung an die Kämpfe in der Konfliktäzeit in 
Preußen. (Sehr richtig!) Er Hatte einen gemifjen inneren Groll gegen die 
bürgerliche Demofratie, die die Stütze des Konflikts in Preußen war. Er 
glaubte deshalb, er würde die Wirkungen der Demokratie durch das all- 
gemeine Wahlrecht dauernd überwinden. Solche Zuftände, wie fie fich in 
Preußen entwidelt hatten, werden ſich bei dem Wahlrecht im Reiche nie 
wiederholen. Er glaubte ferner, gejtügt auf die Erfahrungen, die in Frank— 
rei bei dem allgemeinen Wahlrecht gemacht waren, daß der Reichstag 
immer von einer Bevölterung gewählt würde, die für Zwecke der Landes— 
verteidigung unter allen Umftänden die nötigen Mittel bemwilligen würde. 
Sn diefer Beziehung haben fich die Hoffnungen, die Fürft Bismard an das 
allgemeine Wahlredht geknüpft hat, nicht erfüllt, denn eine große Partei 
des Haufes, die auf Grund des allgemeinen Wahlrecht3 ihre Organijation 
ausgebildet hat, hat wiederholt und bei verjchiedenen Gelegenheiten die 
ſchärfſte Oppofition gegen die Forderungen gemacht, Die jich auf die Landes— 
verteidigung beziehen. Die Erfahrungen, die Fürft Bismard mit dem all- 
gemeinen Wahlreht machte, wirkte im Laufe der Zeit verftimmend, und 
er hat befanntlich die Aeußerung getan: „Wenn das deutjche Volt, Falls 
da3 allgemeine Wahlrecht jich nicht bewährt, nicht die Kraft Hat, das all- 
gemeine Wahlrecht zu bejeitigen, dann Habe ich mich getäufcht, wenn ich 
jagte, ich brauche da3 deutſche Volf nur in den Sattel zu heben, reiten 
würde e3 jchon können.“ Es Tiegt feine urkundliche Aeußerung des Fürjten 
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Bismard vor — wenigftens ift mir eine foldhe nicht befannt — die die 
Abſicht erkennen ließe, das —— Wahlrecht zu ändern oder aufzu— 
heben. Nun gehen Gie gegen das preußiſche Wahlrecht vor, weil e3 ein 
Dreiklaſſenwahlrecht ift. ie nennen es ein brutales Wahlreht. ch 
jelbft Habe mit dem verjtorbenen Reichskanzler Fürften Hohenlohe im 
Kaijerhof Hier in Berlin in der dritten Klaffe gewählt mit unferen Por- 
tierd aus der Wilhelmftraße. (Heiterfeit.) Ich kann Ihnen jagen, ich habe 
mich nicht im mindeften degradiert gefühlt. Befig ift Feine Tugend, Befig 
ift meiften® auch fein Verdienft, aber er ift eine jehr angenehme Tatjache. 
(Heiterfeit.) Fürft Bismard hat allerdings das preußische Wahlrecht das 
elendejte aller Wahlrechte genannt, aber auch in diefer Beziehung ift mir 
feine urkundliche Tatfache befannt, nach der Fürft Bismard irgendwie den 
Anfang eines Verfuches gemacht hätte, diefes Wahlrecht zu ändern. Nun 
gejtehe ich Ihnen eins gern zu: Es liegt eine gemwifje Difjonanz darin, daß 
im Neichdtage ein anderes Wahlrecht befteht wie für die Präfidialmacht 
Preußen. In feinem fonftitutionellen Staat fann eine Regierung fort- 
gejegt gegen eine Majorität fämpfen. Man kann, wenn man glaubt, daß 
die Majorität das nicht leiftet, was zur Erhaltung des Staated notwendig 
ift, ein Haus auflöſen. E3 mag Regierungen geben fünnen — ſolche Fälle 
haben wir in der Geſchichte — die ſchließlich zum Staatsſtreich greifen, 
oder wenn eine Regierung das nicht will, daß fie fich jchließlich untermwirft. 
Was aber ein Staat3ftreich bedeutet, darüber bitte ich Sie alle und nament- 
lich die Vertreter der Parteien, die manchmal mit ſolchen Gedanken fpielen, 
die denfwürdige Schrift des verftorbenen Minifterd v. Manteuffel, meines 
Erachtens eines der bedeutenditen Staat3minifter, die Preußen gehabt hat, 
troß aller Angriffe, die man gegen ihn erhebt, nachzulejen, was diejer in 
jeinem Buche „Die politiihen Teftamente“ über den Staatsſtreich jagt. 
E3 läßt ſich gar nicht vermeiden, daß die Majorität, mit der eine Negie- 
rung zu rechnen hat, aud) ihren Einfluß auf die Regierung hat, und e3 
liegt deshalb eine Diſſonanz darin, daß in Preußen die Regierung mit 
einem aus einem ganz anderen Wahlſyſtem hervorgegangenen Parlament 
zu arbeiten hat wie das Reich. (Hört! Hört! links.) Ich gehe noch weiter: 
Ein ſolch verjchiedenes Wahlrecht hat jogar die Wirkung, daß ich manchmal 
den Eindrud habe — vielleicht ift mein Eindrud ein irrtümlicher —, daß 
auch diejelbe Partei nicht ganz fonjequent ift in ihrer Haltung in dem 
einen und in dem andern Parlament. (Sehr wahr! und Heiterkeit.) Es 
machen fich da jehr merkwürdige Unterjchiede in der politischen Auffafjung 
geltend. Wa3 nun das allgemeine Wahlrecht anbelangt, jo beftehen meine 
Bedenken gegen dasjelbe nicht darin, daß ich glaube, es könnte bald im 
Deutſchen Reich eine Partei eine Mehrheit erwerben, die auf dem Stand— 
punkt der äußerften Linken fteht, ich halte die Grundlagen, auf denen die 
Sozialdemofratie ihre Agitation und ihr ganzes politiiches Syftem auf- 
baut, für politiich und ftaat3rechtlich viel zu ſchwach, als daß es möglich 
wäre, für fie in diefem Haufe eine Mehrheit zu erhalten; aber der Grund, 
weswegen ich Bedenken gegen das allgemeine Wahlrecht habe, ift, daß e3 
jeine Einwirkung auf die bürgerlichen Parteien hat. Aber man muß heut- 
zutage, wo man bon den Mafjen gewählt werden muß, mit großen Effekten 
arbeiten, ähnlich wie in der Malerei, man muß impreffioniftijch arbeiten, 
um auf die entfernten Maffen zu wirken. Darum liegt, wie fchon ein 
Redner der fonfervativen Partei ausgejprochen hat, im allgemeinen 
recht für die bürgerlichen Parteien allerdings eine ziemlich große Gefahr, 
und e3 gehört ein hohes Maß von Gelbftändigfeit des Charakters dazu, 
fi nicht den Wünjchen der Mafjen zu fügen, fondern die Maffen zu leiten. 
Es ift gejagt worden, das Dreiklaſſenwahlſyſtem trage nicht der Intelligenz 
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Rechnung. Geftatten Sie mir die Frage: Trägt denn das allgemeine 
Wahlrecht der Intelligenz Rechnung, mehr Rechnung als das preußifche 
Wahlrecht mit allen jeinen Fehlern und Schwächen? Wollen Sie wirklich 
theoretijch verteidigen, daß ein Hochgebildeter Mann der Wiſſenſchaft nicht 
mehr Intelligenz beißt für das, was zum Staate notwendig it, wie ein 
Mann, der Tag für Tag diejelbe mechanifche Arbeit an der Maſchine ver- 
richtet! Zum Beifpiel wird der Abg. Bebel ein unendlich viel höheres Maß 
von Intelligenz für fich in Anſpruch nehmen wie irgend ein Handarbeiter. 
Nun Hat das allgemeine Wahlrecht, darüber dürfen wir uns nicht täufchen 
— in der Bolitif ift Offenheit das befte — ungeheuer viel offene und ſehr 
viel geheime Gegner. Ich meine allerdings, daß das allgemeine Wahlrecht 
Erjcheinungen zutage gebracht hat, die Fürft Bismard von ihm nicht er- 
wartet hat. Das allgemeine Wahlrecht, wie wir es haben, ift das radi- 
falfte Wahlrecht, das in der Welt eriftiert. Sch habe mir einmal die 
Arbeit gemacht, die Wahlrechte zufammenftellen zu laffen und zu prüfen. 
Unjer Wahlrecht ift in der Tat das radifalfte Wahlrecht, und es fann mit 
dem Wahlrecht, das die jüddeutichen Staaten eingeführt haben, nicht ver- 
glihen werden. Das Reichswahlrecht ift an gar feinen Beſitz geknüpft, e3 
ift nur der Aufenthalt notwendig und die Eintragung in die Wählerliften. - 
Deshalb find Fälle möglich gewejen, daß ein und diejelbe Perſon an ver» 
ſchiedenen Orten gewählt hat. Unter dem jegigen Syſtem ift unter Um— 
ftänden eine Kontrolle der betreffenden Wählerlilten volltommen unmöglich); 
wenn nur einer im legten Moment nachweift, daß er ein Deutjcher it io 
hat er da3 Recht, in die Wahlliften eingetragen zu werden und zu wählen. 
Das bayerische Wahlrecht dagegen verlangt eine ganz beftimmte Aufenthalt3- 
frift, und das ift gegenüber dem Zuftande, wie er auf Grund des Reichs— 
wahlrecdhtes möglich ift, eine wejentliche Kautele gegen Mißftände, wie fie 
ſich unzweifelhaft bei der legten Wahl gezeigt haben. Ich fomme nun zur 
ftaatsrechtlichen Seite der Fragel Wie ift die deutſche Reichsverfaflung 
entjtanden? Gie beruht zunädhft auf einem Bunde, den die deutjchen 
Fürſten miteinander gejchloffen haben, der aber demnächſt durch die Gejep- 
gebung der Einzelftaaten fanktioniert worden ift. In der Einleitung der 
Verfaſſung Heißt es ausdrüdliih: zum Schu des Bundesgebiet3 und des 
innerhalb desſelben gültigen Rechts. Daraus folgt nicht: Die Bundes- 
jtaaten find gejchaffen vom Reich, jondern die föderaliftiihen Staaten haben 
das Reich gejchaffen unter der Bedingung des Schußes des gültigen Rechts. 
Eine Ausnahme ift nur in Artifel 4 gejchaffen, wo die Kompetenzen de3 
Reich gegenüber dem Landesrecht ausdrüdlich fetgelegt find. Während 
nun das Deutiche Reich ein Produkt der Föderation der Bundesftaaten ift 
und den Bundesftaaten in der Reichsverfaſſung ausdrüdlich der Schuß des 
——— Rechtes geſichert iſt, wollen Sie jetzt den Spieß umdrehen. Das 

eich ſoll in die inneren Verhältniſſe der Bundesſtaaten eingreifen. Das 
würde dem föderaliſtiſchen Prinzip, auf dem das ganze Dentſche Reich auf— 

ebaut iſt, ſchnurſtracks entgegenlaufen. (Zuſtimmung im Zentrum.) Der 

bg. Bernſtein hat uns eine Auseinanderſetzung über das Recht der Straßen— 
demonſtration gehalten. Nun, in der ſozialdemokratiſchen Preſſe habe ich 
immer geleſen: „Wir brauchen keine äußeren Machtmittel, unſere Partei 
wird ſiegen mit der Macht des Gedankens.“ Straßendemonſtrationen 
ſcheinen mir aber nicht ein Mittel der Macht des Gedankens zu ſein, ſon— 
dern lediglich der phyſiſchen Macht. (Zuftimmung.) Und wenn der Abg. 
Bernftein gejagt hat, in England ginge man jo weit, daß man die Straßen- 
demonftrationen duldete, die Polizei jperre nur die Straßen für die De- 
monftranten ab, dann irrt er jih. Als die Arbeitswilligen neuerdings eine 
Straßendemonftration arrangieren wollten, wurde fie von der englijchen 
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Regierung verboten. Weiter hat der Abg. Bernſtein erklärt, in England 
ginge man ſogar ſo weit, unter Umſtänden Miniſter in effigie zu hängen 
oder zu verbrennen. Ja, das iſt ſo eine Sache. Wenn man erſt anfängt, 
die Miniſter in effigie zu hängen oder zu verbrennen, ſo iſt das eine De— 
monſtration auf Abſchlag. (Große Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 
Außerdem: die Nürnberger hängen feinen, den fie nicht haben. Die ver- 
bündeten Regierungen jtehen fejt auf dem Boden de3 allgemeinen Wahl«- 
rechts, wie e3 befteht, und fie werden jich durch Feine Agitationen von links 
oder recht3 von dieſem verfafjungsmäßigen Boden abdrängen lafjen. (Bei- 
fall.) Aber die Sache liegt Preußen gegenüber anders. Gie (zu den 
Sozialdemokraten) Haben in zahllojen Artikeln in ihrer Preſſe und hier im 
Neichdtage erklärt, Ihr Ziel ginge dahin, den bürgerlichen Staat, den mon- 
archiſchen Staat zu befeitigen. Sie haben ſich offen befannt al3 Republi- 
faner, Sie haben erklärt, daß Sie den beftehenden Staat nur jozujagen auf 
Kündigung dulden, bis Sie die Macht haben, den monardijchen, den bürger- 
fihen Staat zu bejeitigen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) Nun 
verlangen Sie, daß das Wahlrecht in der Weile geändert wird, dab Gie 
zu der Gtellung im preußifchen Abgeordnetenhaufe gelangen, die Sie im 
Neichdtage haben. In diefem preußiichen Staat, der auf dem armen, 
magern preußichen Boden und jeinem ungünftigen Klima fich entwicelt 
hat unter einer Herrjcherfamilie, die jo viele ſtaatsmänniſche Talente ge- 
habt hat, wie wenige Herricherfamilien der Welt, in einem Staat, von dem 
e3 heißt, er habe fich groß gehungert durch feine Beamten, der eine Armee 
befigt, die die Bewunderung der Welt erwedt, will nun eine Partei ein- 
ziehen und eine Stellung gewinnen, die offen erflärt hat, ihr Ziel fei Die 
Bejeitigung des beftehenden Staated. Ich muß Ihnen offen jagen: ich be— 
dauere e3, daß die Arbeiter nicht in genügender Zahl im preußischen Parla— 
ment vertreten find. Ich bedauere auch die Politif mancher Parteien im 
preußiichen Abgeordnetenhauje, die mit meinen politiihen Auffaffungen 
nicht übereinftimmt. Aber eind muß ich Ihnen jagen, wenn Gie unter 
diejen Verhältniffen in das preußische Abgeordnetenhaus einziehen wollen, 
wenn das Wahlgejeg in Preußen jo geändert werden fol, daß auch die 
Arbeiter ſich an der preußifchen Gejeßgebung beteiligen, was ich wünſche, 
dann müſſen die Arbeiter politifch noch unendlich viel reifer werden, fie 
miüffen ihre Forderungen reduzieren auf das, was wirtichaftlich möglich ift, 
fie müffen den bejtehenden monarchiſchen Staat und die bürgerliche Gefell- 
ihaft anerkennen und eine befjere Reform durchmachen. Aber wenn unter 
den jeßigen Berhältnifjen in Preußen das allgemeine Wahlrecht eingeführt 
würde, um der jozialdemofratiihen Partei im preußiichen Parlament die- 
jelbe Stellung zu geben, die fie im Neichätage hat, um ihr im preußifchen 
Staat, diefem wunderbaren Gebilde der Geſchichte, die Majorität zu fichern, 
jo findet darauf das Wort feine Anwendung: „Nur die allergrößten Kälber 
gehen zu ihrem Schlächter jelber.” (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Arendt (frij.): Keine Partei außer der Sozialdemokratie wolle 
dad Reichstagswahlrecht ändern. Was jolle geichehen, wenn ein Einzel- 
ftaat das vom Reichstag vorgejchriebene Wahlrecht nicht annehmen wolle? 
Ich bin immer für eine Reform des preußischen Wahlrechtö gewejen, aber 
im jegigen Augenblid würde mir eine dDurchgreifende Reform als eine Ber- 
beugung vor der Sozialdemokratie infolge der Agitation der Straße er- 
jcheinen. Nichts ift einer Erweiterung der Volfsrechte jo entgegen wie Die 
Agitation der internationalen Sozialdemokratie. Aber auch dieje Kinder- 
franfheit des Wahlrecht3 wird überwunden werden, und wir werden mit 
der Sozialdemokratie fertig werden. (Beifall rechts.) Abg. Kulersfi 
(Bole) begrüßt den Antrag ſympathiſch, da eine wirkliche Volfsvertretung 
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in Preußen ſolche Berfaflungsverlegungen wie das Kolonifationsgefeß ver- 
hindert haben würde. Abg. Graf Reventlow (Antij.) lehnt den Antrag 
ab, weil er den föberativen Gedanken untergräbt. Abg. Deljor (Eff.) 
lehnt das Wahlrecht für Zmanzigjährige, für Militär und für Frauen 
ab, verlangt aber für Eljaß-Lothringen das Reichstagsmwahlredht. 

14. Februar. Abg. Bebel (Soz.) greift ſcharf die preußifche Re— 
gierung an, die fih am 21. Januar vor waffenlojen Arbeitern gefürchtet 
und blamiert habe; Prinz Ludwig von Bayern habe ihr mit feinem Ein— 
treten für das allgemeine Wahlrecht eine moraliiche Ohrfeige verſetzt. 

21. Februar. Abg. Hersfeld (Soz.) greift die Juſtizpraxis an, bie 
eine reine Klafjenjuftiz jei. Abg. Stöder (dr.joz.): Die revolutionäre 
Agitation mache ed unmöglich für den Antrag zu ftimmen. Die Sozial- 
demofraten haben in ihrer Rejolution auf dem Parteitage ausgejprochen, 
gegen Dinge wie in Rußland jeien alle Dinge recht. Der „Vorwärts“ hat 
ausgeſprochen, daß die Räuber und Mörder in Kurland eine geredhte Ord— 
nung herbeigeführt Haben. Dieje Art, mit der Revolution zu buhlen, madt 
e3 und unmöglich, auch nur um einen Strohhalm Ihnen entgegenzufommen. 
Herr Bebel Hat auf dem Barteitage zu St. Gallen gejagt, wer glaube, daß 
auf dem parlamentarisch-fonftitutionellen Wege die Ziele der Sozial— 
demofratie erreicht werden, ferne die Verhältniffe nicht oder jei ein Be- 
trüger. Die Sozialdemofratie redet allerlei bald von Revolution, bald 
bon Evolution. So auch Herr Bebel. 1893 fagte er, daß, wenn bie 
heutige Gejellichaft ſich ſo meiter entwickle, es möglich fei, daß die Um— 
wandlung in die jozialdemofratifche fich ebenjo vollziehe wie die Umwand- 
lung des franzöfifchen Raiferreich3 in die Republif. Solchen Leuten können 
wir unmöglic die Mittel in die Hand geben, um ihre Ziele auszuführen. 
In Rußland Haben wir klar gejehen, was die jozialdemofratiiche Revo— 
Iution bedeutet. Iſt einmal das Volk losgelaſſen, dann fann feiner dafür 
ftehen, was geichieht. Das zeigen aud die Dinge in Hamburg Wir 
können die Cozialdemofratie nur befämpfen bis aufs Neußerfte. Das 
deutiche Volk ift ja jehr gutmütig. Aber was bietet ihm der Vorwärts. 
Er jagte, erft ald die Herren in Kurland aus den Schlöſſern jchoffen, feien 
die Leute vorgegangen. So etwas lafjen fich die Lejer des Vorwärts mweis- 
machen. Wenn Sie, Herr Bebel, ſich jo etwas weismachen lafjen, dann 
find Sie dümmer al3 freuzhageldumm. (Heiterkeit. 

Nach weiterer Debatte wird der erjte Teil des Antrages gegen bie 
Stimmen der Sozialdemokratie, Freifinnigen und Polen abgelehnt, der 
zweite Zeil (Frauenſtimmrecht und SHerabjegung der Altersmwahlgrenze) 
gegen die Stimmen der Sozialdemokraten. 


8. Februar. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus bejpricht 
das Unglüd aufder Kohlenzeche „Boruſſia“ (1905 S. 106). Die meiſten 
Redner äußern Vertrauen zum guten Willen der Regierung, nur eine 
jchnellere amtliche Mitteilung über die Vorgänge wird gewünscht. 

8. Februar. Württemberg.) Die Kammer der Abgeord- 
neten genehmigt den Gejeßentwurf betr. Aenderung des Berg» 
geſetzes, wonach das Schürfen nach Salz und Soolquellen aus— 
ichließlich dem Staate vorbehalten bleibt, einftimmig. 

9. Februar. (Reichitag.) Die Steuerfommiffion über die 
Verkehrsſteuern. 

Abg. Müller-Fulda (8.) beantragt an Stelle der Regierungs— 
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vorlage eine Uenderung der Stempeljäge für Aktien, Kuge, Renten und 
Schuldverſchreibungen, eine anderweite Belteuerung ber Frachturkunden 
und Quittungen und eine Beſteuerung von Anfichtspoftlarten, die im In— 
land zur Beförderung aufgegeben werden. Die Steuer für den Binner- 
ſchiffahrtsverkehr (Nr. 3) und den Landverfehr (Nr. 4) foll bejeitigt wer- 
den, mit der Einjchränfung, daß auf ganze Wagenladungen bis zu einem 
Frachtbetrage von nicht mehr ala 25.4 20 9, über 25 AM. 50 9. erhoben 
werden jollen. 

Staatsjefretär Frhr. v. Stengel: Um der Forderung, den Mafjen- 
verbrauch nicht zu belaften, zu genügen, haben die Regierungen neben der 
Erbichaftsfteuer die Verfehrsfteuern unter die vorgeichlagenen Steuern auf- 
genommen. Bon einer Verfehrsfeindlichkeit könne bei den Steuervorlagen, 
jo mwie die Steuervorichläge gefaßt jeien, feine Rede fein. Er verweiſe 
auch, was den Frachturkundenſtempel insbeſondere anlange, auf die in 
anderen Staaten aus dieſem Stempel erzielten Einnahmen und ferner auf 
die außerordentliche Belaftung, der der Immobilienbeſitz unterliege. Die 
Ausdehnung des Schifffrachtitempel3 auf den Landfradht- und Binnen- 
ichiffsverfehr jet ein Verſuch, auch den Umſatz des beweglichen Vermögens 
in etwas heranzuziehen. Mit Ablehnung auch der Stempelfteuern werde 
e3 immer jchwieriger, Dedung für den erforderlihen Bedarf zu finden. 
Ob der Handel durch die vorgeichlagenen Steuern beſonders werde belajtet 
werden, jei ihm bei der Möglichkeit der Abwälzung der Abgabe zweifel- 
haft. Sollten aber dem Handel au wirklich einige Opfer auferlegt werden, 
jo dürfe man nicht vergefjen, wie viel er der Machtſtellung des Reiches 
und der Sicherung des Friedens verdanfe, und daß gerade auch diejem 
Zwede zum großen Teil die Ausgaben dienen, zu beren Dedung die Reichs— 
finanzreform die Mittel zu jchaffen jucht. E3 jei daher nicht recht zu ver— 
itehen, wenn gerade aus den in Rede ftehenden Kreiſen der Regierung 
Schwierigkeiten bereitet werden jollten. Er warne dringend vor einer Ab- 
fehnung der Novelle, da die Regierung jonft auf die Branntweinbefteuerung 
zurüdgreifen oder den Einzelftaaten ein Teil der direkten Steuern entzogen 
werden müſſe. Abg. Müller- Fulda (3.) führt aus, nicht zur Erhaltung 
des Friedens allein, jondern Hauptjächlih zur Durchführung der Weltpolitik 
jei die Eolofjale Schuldenlaft der legten Jahre herbeigeführt worden. Dabei 
jei unjer friedliches Verhältnis zu den Nachbarftaaten ficherlich nicht ver- 
jtärkt worden. Gewiß trügen Handel und Induſtrie gern ein Opfer im 
Intereſſe des Reiches, aber die Vorlage belajte denn doch zu ftarf Handel 
und Gewerbe, und bejonderd die mittleren und Hleineren Betriebe. Für 
Preußen würde ihn die Erhöhung der Einfommenfteuer durchaus nicht 
ihreden. Der Neichdtag Habe feiner Zeit gegen die hohe Rüdvergütung 
der Maijchraumfteuer fich energiſch ausgejprochen, ebenjo jollte zu einer 
Reform der Kontingentierung gejchritten werden. Eine entiprechende Vor— 
lage Hätte die Negierung jchon längſt vorlegen jollen. Die Spannung 
zwilchen Kontingent und Nichtfontingent jollte auf 15 Mark herabgejegt 
werden. Der Wagenladungsftempel, den er vorgeſchlagen, werde zehn Mil- 
lionen bringen. Redner weiſt auf die Abfiht Hin, Abgaben auf den 
Wafjeritraßen zu erheben. Frhr. dv. Stengel: Betreffs der Maiſchraum— 
ſteuer iſt eine Vorlage geplant, um der fortſchreitenden Abbröckelung ent— 
gegenzutreten. Zehn Millionen werde der Antrag Müller-Fulda nicht ab- 
werfen. Die 45 Millionen Liebesgabe unter den Tiſch zu ftreichen, ſei 
eine Kur a la Dr. Eijenbarth. Singer (Soz.): Seine Partei lehne jede 
Steuer ab. Bei der Erbichaftsiteuer wolle feine Partei ſchon Mittel für 
das Reich ſchaffen. Kämpff (freil. Vp.): Die Vorlage greife tief in die 
Berhältnifje des Gewerbes und der Induſtrie ein, ebenjo wie die Reform 
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der Branntweinfteuer in die ländlichen und wirtfchaftlichen Betriebe. Wälzt 
der Handel die Laften ab, jo wird der Konjument noch mehr belaftet, 
können die Laſten aber nicht abgewälzt werden, jo hat der Mittelftand tief- 
eingreifende Schäden zu erwarten. Den Antrag Müller-Fulda lehnt Redner 
im Hinblid auf die neuen Handelsverträge auch ab. — Die Negierungs- 
vorlage wird einftimmig abgelehnt, der Antrag Müller-Fulda wird mit 
17 gegen 8 Stimmen angenommen. Dagegen jtimmen Sozialdemofraten 
und FFreifinnige. 


9. Februar. (Baden.) In der Zweiten Kammer erflärt 
Staatsminijter Frhr. v. Dufch gegenüber einem Liberalen Abgeord- 
neten über das liberal=jozialdemofratifche Wahlbündnis (1905 


©. 124): 

Der Herr Abg. Binz hat einen ſehr mwejentlichen Zeil feiner Aus» 
führungen dem wahltaftiihen Bündnifje der Liberalen mit der Sozial— 
demofratie gewidmet. Er hat erklärt, die nationalliberale Partei fei eine 
unabhängige Partei, fie habe die Regierung nicht gefragt, was fie machen 
folle, und die Regierung habe auch die nationalliberale Partei nicht ge- 
fragt. Ich kann das, ungeachtet der Anfechtung diejes Standpunftes durch 
den Herrn Abg. Fehrenbach, nur beftätigen, und ich glaube, es wird fich 
aud) der Herr Abg. Fehrenbah noch im Laufe der Verhandlungen bis zu 
einem gemwiffen Grade überzeugen laſſen, daß in der Tat die Regierung 
diefem wahltaktiſchen Bündniffe zwiſchen der Liberalen Bereinigung und 
der Sozialdemokratie vollfommen fern gejtanden hat. ch will auf eine 
nähere Kritit der Aeußerungen des Herrn Abg. Binz bezüglich der poli« 
tiſchen Notwendigkeit und Berechtigung diejed Bündnifjes meinerfeit3 nicht 
eingehen. Einen gewifjen Zweifel bezüglich der Notwendigkeit können aller- 
dings die Ausführungen, die der Herr Abg. Eichhorn vor einigen Tagen 

emacht hat, erweden; Herr Eichhorn Hat ausdrüdlich erklärt — und das 
—* mit verſchiedenen Kundgebungen aus dem Kreiſe ſeiner Partei von 
früher zuſammen — daß die jozialdemofratijche Partei den Nationallibe- 
ralen auch ohne ein Wahlbündnis beigeftanden fein würde. Was die Be- 
rechtigung des Bündniffes anlangt, jo glaube ich, da über den Standpunkt 
der Regierung in dieſer Beziehung wohl Fein Zweifel möglich jein wird. 
Nur möchte ich das eine bemerken, daß eine Berechtigung diejes Bündnifjes 
fi aus einer Argumentation, wie fie Herr Abg. Dr. Binz es beliebt hat, 
nämlih au3 einem früheren gleichen Vorgehen des Zentrums in Bayern 
fi nicht herleiten läßt. Die Argumentation, daß die nationalliberale 
Partei das Gleiche getan Hat, was das Zentrum in Bayern getan hat, ijt 
meined Erachtens in feiner Weije geeignet, da8 Wahlbündnis in einem 
anderen Lichte erjcheinen zu laſſen, ald es der Regierung tatjächlich er- 
fcheint. Eines aber möchte ich fchon jeßt, unter Vorbehalt der Erwiderung 
auf Ausführungen des Herrn Abg. Fehrenbach, jagen: das Zentrum hat 
meines Erachtens feinen Grund, jeinerjeitd einen Stein auf dieſes Bünd- 
nis zu werfen. (Heiterfeit.) Unter allen Umftänden aber fteht eines feſt — 
daß die Regierung diefer Sache durchaus objektiv und unparteiisch gegen- 
übergeftanden hat, und daß es durchaus unberechtigt war (und es wird das 
von allen Beteiligten, gerade auf den Geiten, die das wahltaftiiche Bünd- 
nis angeht, beftätigt werden fönnen) zu behaupten, die Regierung habe 
ihrerſeits dieſes Bündnis irgendwie gebilligt oder gefördert. . . .. 

Der Herr Abg. Dr. Binz hat am Schluſſe ſeiner Ausführungen, als 
er ſeine Stellung zur Regierung näher kennzeichnete, noch erklärt, daß die 
nationalliberale Partei der Regierung kein Mißtrauen, aber auch kein be— 
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ſonderes Vertrauen entgegenbringe. Dieſe Worte jcheinen eigentlich recht 
wenig freundlich. Ich glaube aber, da fie in Wirklichkeit nicht unfreund- 
lich gemeint gewejen, jondern daß der Herr Abg. Binz den Gedanken hat 
zum Ausdrud bringen wollen, daß die nationalliberale Partei der Regie- 
rung gegenüber eine unabhängige, neutrale und zunächſt abwartende Gtel- 
lung einnehmen wird. Genau ın der gleichen Lage ift die Regierung auch 
der nationalliberalen Partei gegenüber. Ob und inwieweit die Wege der 
Regierung und der nationalliberalen Partei zujammengehen, auch in diejem 
Landtag zujammengehen werden, hängt jehr weſentlich davon ab, wie ich 
die Verhältniffe in der nationalliberalen Partei jelbft geftalten, ob und in- 
wieweit die Bartei ſich bei Behandlung der einzelnen, teilmeije jehr ſchwie— 
rigen Fragen, die uns geftellt find, auf den alten gemäßigt liberalen Stand- 
punkt ftellt, ob nicht etwa ein gemwifjer Zug nach links, der unverfennbar 
ift, die nationalliberale Partei vielleicht in der einen oder anderen Frage 
in eine etwas weniger freundliche Stellung zur Regierung bringt... .. 

10. Februar. (Reichdtag.) Debatte über das Unglüd auf 
Zeche Boruffia (1905 ©. 106). 

Die fozialdemofratifhe Partei bringt eine Jnterpellation ein, wie 
der Reichskanzler die Wiederkehr ſolcher Unglüdsfälle verhindern wolle. 
Staatsjefretär Graf Poſadowsky lehnt die Beantwortung ab, weil das 
Bergreht Sache der Einzelftaaten jei. — In der Beiprehung der Inter— 
pellation tadeln Linfe und Zentrum diefen Standpunkt. Es wird nament- 
lich über die Frage, ob Arbeiterfontrolleure zur Revijion der Sicherheit- 
einrichtungen zuzuziehen jeien, debattiert. Die Sozialdemokraten richten 
heftige Angriffe gegen die Grubenvermwaltung. 


11. Februar. (Schöneberg bei Berlin.) Der 1500 Mit- 
glieder zählende Verband preußifcher Landgemeinden faßt folgenden 
Beichluß über die Schulvorlage: 


Der Landgemeindetag begrüßt die Einführung des Kommunal- 
prinzips im Schulgejegentwurf auf das lebhaftefte. Er Hält eine Trennung 
der äußeren von den inneren Schulangelegenheiten in Ausübung der Ver— 
waltung und der Landgemeinden von weniger ald 3000 Mitgliedern für 
zwedmäßig. Es jei denn, daß die Verwaltung der inneren Schulfachen 
nicht dem Staat, jondern Gemeindeorganen übertragen wird. Er wünjcht 
die Funktionen der Gemeindevertretung (Gemeindeverjammlung) in bezug 
auf die Kontrollrechte Ba der Gemeindeverwaltung, Dd. i. der Ge- 
meindevorjteher, bezw. der Zollegialiftiichen Gemeindevorftände im Geſetz 
fejtgelegt zu jehen. Er protejftiert dagegen, daß dem Schulvorftande irgend«- 
welche Ueberwachungsrechte dem Gemeindevorjtand gegenüber übertragen 
werden. Er hegt die Hoffnung, daß der Lofaljchulinipeftor nicht Fraft 
Geſetzes Borfigender des Schulvorjtandes werde, jondern daß der Vor— 
jigende nad) Anhörung des Kreisausſchuſſes ernannt werde. Er bittet, in 
äußeren Schulſachen das Aufjihtsorgan, die Kommunalauffichtöbehörde, 
heranzuziehen. Er hält e3 für notwendig, daß die öffentliche Rechenichafts- 
fontrolle (da8 VBerwaltungsitreitverfahren) in möglichjt ausgedehnten Maße 
zur Geltung fommt. Er erwartet, daß mit der Uebertragung der Volks— 
ihullaften auf die politischen Gemeinden diefen durchweg das Lehrer- 
berufungsrecht zugejprochen werde. Er glaubt, in der Uebernahme gleic- 
mäßiger Grundgehälter der Lehrer (mit Ausſchluß der Alterszulage auf 
den Kreisfommunaletat) das geeignete Mittel zu jehen, das den Ungleich- 
heiten in den Schullajten zu jteuern vermag. Jedoch jpricht er fich gegen 
die Bildung von Lehrerbejoldungsflafjen aus. 
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11.12. Februar. (Eſſen.) Ein Delegiertentag preußijcher 
Bergarbeiter, auf dem jämtliche Verbände vertreten find, berät den 
Knappichaftsgejegentwurf und jpricht fich für ein Reichsberggeſetz 
aus. Außerdem verlangt er eine allgemeine Lohnerhöhung mit 
Rückſicht auf die geftiegenen Kohlenpreije. 

12. Februar. (Berlin.) Die Generalverfammlung des Bun— 
des der Landwirte Spricht dem Reichskanzler und dem preußijchen 
Landwirtſchaftsminiſter den Dank für ihre Haltung in der Fleiſch— 
teuerungdfrage aus. — Der Bund zählt 272000 Mitglieder, da- 
von 45 Prozent Oftelbier. 


12. Februar. (Baden.) In der Zweiten Kammer erklärt 
Finanzminiſter Beder über die Tabafiteuer: 


Die Regierung habe anerkennen müfjen, daß der Tabak ein fteuer- 
fähiges Objekt ſei, das noch eine weitere Belaftung ertragen fünne, da 
dieje in Deutjchland gegenüber anderen Staaten nur gering fei. Die Tabat- 
ftener jei eine Konfumfteuer, die endgültig vom Raucher getragen würde. 
Bom Standpunkte der Arbeiter fünne man gegen die Steuer nichts ein- 
wenden, ebenjowenig vom Standpunkte der Fabrikanten. Auch aus natio- 
naler Erwägung jei es der Regierung nicht möglich geweſen, gegen die 
Steuer anzufämpfen. Sie habe die Vorlage nad) beitem Willen zu ver- 
bejjern gejucht. Die Tatjache jei richtig, daß das Verhältnis zwiſchen den 
inländifchen Steuern und den Zöllen nicht richtig bemefjen jei. Er habe 
fi) bemüht, die Frage neu zu regeln, doch jei er damit nicht durch— 
gedrungen. Geit der Einführung der neuen Steuer 1879 jei ein Rüdgang 
in der Tabakinduftrie nicht feitzuftellen, vielmehr habe der Verbrauch jowie 
die Zahl der Fabriken und Arbeiter jeit der Einführung von 1879 ftetig 
zugenommen. Die jeßige gegen die von 1879 unbedeutende Steuererhöhung 
werde unmöglid die befürchtete ungeheuere Verwirrung anrichten. 

12. Februar. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) Dis— 
kuſſion über die Braufteuer. 

Das Haus genehmigt einftimmig einen Antrag Sped (3.), die 
Uebergangsabgabe für bayerijche® Bier in das norddeutiche Braufteuer- 
gemeinjchaftsgebiet gerechter als bisher zu regeln. Alle Parteien ftimmen 
darin überein, daß Bayern feit Jahren durch die jegige unzuläjlig hohe 
Uebergangsabgabe nad Norddeutichland um viele Millionen gejchädigt 
worden ſei, und fordern den Finanzminifter zum Eingreifen im Bundes- 
rat auf. Der Minifter bezeichnet ebenfall3 dieje Steuer ald zu hoch und 
fihert Abhilfe durch Antragitellung im Bundesrate zu. 

13. Februar (Reichstag.) Debatte in der Budgetkommiſſion 
über die Kolonialſchulen und den Islam. 

Die Kommilfion bewilligt ftatt der bisherigen 58200 A 106200 AM. 
für Schulen in Oftafrifa, um die NRegierungsjchulen zu vergrößern. — 
In Dar ed Salam bejtehen eine evangelijche und eine Fatholiiche Miſſions— 
ſchule. Entgegen den Miffionsichulen mit ihrem chriftlihen Unterrichte 
und ihrer chriftlichen Erziehung wird die Negierungsichule auch von den 
Mohammedanern beſucht. Wegen diejer Förderung des Islam polemijiert 
das Zentrum ſcharf gegen die Forderung. Abg. Spahn (3.) betont jcharf 
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die prinzipielle Seite der Frage. Das religiöje Prinzip des Islams werde 
von Staats wegen ——— unterſtützt, das chriſtliche —— dagegen 
werde nicht unterſtützt. Welche Begrffsverwirrung müſſe das bei den 
Eingeborenen hervorrufen? Das Reich ziehe ſeinen ärgſten —8 den 
Islam, heran. Was müßte der Schwarze dazu ſagen, daß das Reich den 
Islam jhüge? Der Mohammedanismus jei nicht eine gefteigerte Kultur- 
ftufe, die wir — müßten. Abg. Frhr. dv. Hertling (8.): Es ſei 
unwiderſprochen geblieben, daß die Eingeborenen das Reich als den Pro— 
teltor des Islams anſehen, und zwar auf Grund ſeiner Schulpolitik. Der 
Schulzwang in der ſtrengſten Art werde die Folge ſein, das habe die Ein— 
geborenen bisher ſchon erbittert, für die Weißen werde die Sache zum 
Gewiſſenszwang führen. 

13. Februar. (Reichſstagswahl.) Bei der Erſatzwahl in 
Chemnig wird gewählt Noske (Soz.) mit 31629 Stimmen gegen 
Hermsdorf (fonf.) mit 10397, Günther (frſ. Bp.) mit 9056 Stimmen. 
Die Stimmenzahl der Sozialdemokratie iſt gegen 1903 gefunfen. 

Mitte Februar. (Koloniales.) Die Kolonialabteilung ver— 
Öffentlicht Folgende Abmachung über die Tätigkeit der Miſſions— 
gejellichaften in Südweltafrifa: 

Windhoek, 15. Dezember 1905. Auf Grund der Beiprehung vom 
13.d. M., an der unter dem Borfige des Kaijerlichen Gouverneurs teil- 
genommen haben al3 weitere Vertreter der Regierung: Oberftleutnant 
v. Mühlenfeld, Regierungsrat Tedlenburg; als Vertreter der Rheiniſchen 
Miffionsgejellichaft: Präfes Eich, die Miſſi ionare Wandres und Meier; als 
Vertreter der fatholiichen Miſſion der Oblaten: Superior P. Hermandung, 
P. Dr. Schemmer, P. Krift, ift mit alljeitiger Zuftimmung folgendes ver- 
einbart worden: I. Den Miſſionen beider Konfejjionen fteht das Recht zu, 
unter gleichen Bedingungen im ganzen Schußgebiete unter den Eingebo- 
renen Mijjionstätigfeit auszuüben. II. Beiden Miſſionen ift geftattet, in 
den Konzentrationslagern an der Bahnlinie Windhoek Swalopmund und 
nördlid und öjtlich davon den Friegsgefangenen Eingeborenen unter fol- 
genden Bedingungen Kirche zu Halten und TQTaufunterricht zu erteilen: 
1. Kirche findet nur Sonntags ftatt und zwar, wenn vom Etappenfom- 
mandeur aus dienftlichen Gründen nicht eine andere Tageszeit beftimmt 
wird, nachmittags; 2. an Orten, wo zurzeit beide Miſſionen tätig find, 
wechieln jie fid) im Halten des Sottesdienftes einen um den anderen Sonn- 
tag ab, und zwar fängt die Fatholijche Mijfion mit dem auf das Befannt- 
werben diejer Verfügung folgenden Sonntag an; 3. an Orten, die durch 
beide Mifjionen nur bejuchsweife von einem Hauptorte aus mijlioniert 
werden, fteht der jonntägliche Gottesdienst der Miffion zu, die am Haupt- 
orte au diefem Sonntag zur Ausübung des Gottesdienftes nicht berechtigt 
it; 4. Taufunterricht darf jede Miffion einmal wöchentlih an einem mit 
dem Etappenfommando zu vereinbarenden Wochentage während der Mit- 
tagspauje halten. An den unter Nr. 3 bezeichneten Orten findet der Tauf- 
unterricht nur im Anjchluffe an den jonntäglihen Gottesdienft der be- 
treffenden Miffion ftatt. Taufen jelbjt dürfen in den Gefangenenfraalen 
außer in articulo mortis nicht vorgenommen werden; 5. die Dauer des 
Sottesdienftes wie des Taufunterrichtes darf eine Stunde nicht überfteigen; 
6. die zu den Konzentrationslagern gehörenden Lazarette find den Mit- 
gliedern beider Miſſionsgeſellſchaften gleihmäßig zugänglich, um den Kranken 
geiftlichen Troft zu jpenden; 7. diefe Abmachung zu II. joll vorläufig bis 
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zu dem Beitpunfte gelten, an dem die Konzentrationslager geöffnet werden. 
III. Eingeborene Rinder, die ihre Eltern verloren und feine Angehörigen 
haben, die nad Ermefjen der Regierung zu ihrem lUinterhalte berechtigt 
oder verpflichtet und dazu imftande find, werden von der Negierung zu 
gleichen Zeilen den beiden Mijjionen zur Erziehung überwiejen werden. 


Mitte Februar. Aenderung in der Verwaltung der Südjee- 
folonien. 


Dad Schußgebiet der Marſchall⸗ Brown- und Providence-Xnjeln 
wird am 1. April 1906 mit dem Inſelgebiet der Karolinen, Palau und 
Marianen vereinigt. Zu demjelben Zeitpunkt tritt an Stelle des Ober- 
gericht3 in Jaluit das Obergericht in Herbertshöhe. Der Reichskanzler 
(Auswärtiges Amt, Rolonialabteilung) und mit feiner Genehmigung der 
Gouverneur des Schugebiet3 Deutjch-Neuguinen haben die zur Ausfüh- 
rung der vorftehenden Beftimmungen erforderlichen Anordnungen zu treffen. 


13.114. Februar. (Preußifches Abgeordnetenhaug.) Berg- 
etat. Ausdehnung des Staatsbeſitzes. Sozialpolitif. Angriff auf 
Pojadowäty. 

In einer Debatte über Ausdehnung des fisfaliichen Beſitzes erklärt 
e3 Handeldminifter Delbrüd für wünjchenswert, den Staatöbejig zu ver- 
mehren durch Ankauf oder Abteufen neuer Schächte. Ueber das Kali- 
ſyndikat jagt er: Die Stellung des Fiskus im Kaliſyndikat ift, wenn jie 
richtig gehandhabt wird, volfswirtichaftlich überaus heilfam, aber auch 
überaus jchwierig. Die Aufgabe des Minifterd oder feiner Beauftragten 
innerhalb der Syndifate ift feine ganz leichte. Der Fiskus kann jeine 
Stellung im Syndifat nicht ausnugen wie ein gewöhnlicher Geichäftsmann, 
fondern muß die Syndifatspolitif auf Bahnen leiten, die den allgemeinen 
wirtjchaftlihen Intereſſen des Landes entiprechen, und auch Hier wird die 
richtige Wahl nicht immer leicht fein, weil ein Minifterium nicht die Inter— 
ejjen eines einzelnen Standes allein berüdfichtigen fann; es muß vielmehr 
neben der Induſtrie auch die berechtigten Intereſſen der Landwirtjchaft 
berüdjichtigen, für welche das Kali und fein dauerhaftes Vorkommen von 
vitalem Intereſſe ift. Ich glaube, daß die Politik des Kaliſyndikats im 
großen ganzen bis heute wohl jeder Kritik ftandhalten kann. Es ift uns 
gelungen, dem Auslande erheblich höhere Preije zu ftellen ald dem In— 
lande, und die hohen Auslandspreife haben uns in die Lage gejeßt, der 
heimifchen Landwirtichaft das Kali im großen ganzen zu mäßigen Preiſen 
zu liefern, die nicht erheblich über den eigentlichen Produktionskoſten ftehen. 
Solange ed möglich ift, diejen Zuftand zu erhalten, wäre es erwünjcht, 
nicht daran zu rühren und aud nicht an einen Kalizoll zu denken. Es 
ift ohne weitere zuzugeben, daß die Situation des Kaliſyndikats außer- 
ordentlich erjchwert wird durch die fieberhafte Eile, überall, namentlich in 
Hannover, auf Kali zu bohren um jo viel wie möglich die Abbaugered)- 
tigkeit in die Hand zu befommen, und es ift nicht zu verfennen, daß die 
Mafjenhaftigfeit der Werfe, die dadurch entftanden find und noch entjtehen 
werden, die Eriftenzfähigfeit des Syndifat3 unter Umftänden erheblich be- 
einträchtigen kann. Noch weiter ift dieſes Bohrfieber gefördert durch die 
Befürchtungen, die fich jpeziell in Hannover an die lex Gamp fnüpfen, 
daß, wenn der Staat eventuell zu einer Monopolifierung des Kalibaues 
übergehen könnte, diefe Maßnahme aud die Provinz Hannover treffen 
fönnte. Ein endgültiger Beichluß darüber, wie die lex Gamp in Hannover 
pro futuro zu behandeln ift, ift in meinem Minifterium noch nicht ge= 
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troffen, die Vorarbeiten find noch im Gange Ich kann nur jagen, daß 
ih e3 für unmahrjcheinlich halte, dat ſich das Monopol eventuell auf die 
Provinz Hannover ausdehnen würde. Ich halte es nach Lage der Ber- 
hältnifje nicht für notwendig; das Herauslaſſen der hannoverſchen Pro- 
duftion würde wohl faum dazu führen, daß unjere Kalilager vorzeitig 
erjchöpft oder gar der Landwirtichaft in abjehbarer Zeit dieſes wichtige 
Düngemittel verteuert oder gejcehmälert würde. Andererſeits ftehen poli— 
tiſche und wirtjchaftliche Schwierigkeiten der Ausdehnung des Monopols 
auf die Provinz Hannover entgegen, jo daß ich Bedenken tragen würde, 
die Durchführung des Monopol3 für Hannover zu empfehlen. ch wieder- 
hole, in meinem Minifterium ift noch fein endgültiger Beſchluß gefaßt, 
und auch das Staatsminifterium hat dazu noch nicht Stellung nehmen 
fönnen. Wird da3 Monopol nicht auf Hannover ausgedehnt, jo wird, 
wie ich annehme, auch, die fieberhafte Bohrtätigfeit in Hannover etwas 
zurüdgehen, und man wird mit den Gründungen etwas vorfichtiger wer— 
den, und damit wird eins der Hauptmomente etwas in den Hintergrund 
gedrüdt, das die Eriftenz des Syndikat gefährdet, nämlich das Entftehen 
der außerhalb des Syndifat3 ftehenden neuen Werfe, die eine erhebliche 
Konkurrenz bilden und, wenn fie jelbft in das Syndifat eintreten, eine 
Beeinträchtigung der älteren Werfe zur Folge haben und andererjeit3 die 
Bejorgnifje gerechtfertigt, daß man im leichtfertiger Weiſe die Schätze ver- 
ichleudern könnte. Hoffentlich gelingt es, das Syndifat über die jegigen 
Gefahren hinmwegzubringen. Ye länger das gelingt, um jo weniger akut 
find die Gefahren für die weitere Eriftenz des Syndikats. 

Am 14. tadelt Abg. v. Eynern (nl.) die Angriffe gegen die Arbeit- 
geber wegen angeblicher Mißſtände in den Betrieben. Bortrefflich unter- 
ſtützt werde die fozialdemofratiihe Preſſe dabei von einigen jeltjamen 
Moralpredigten des Staatsjefretärs Poſadowsky, der fich in Lobeserhebungen 
für die Arbeiter ergeht, aber dabei der Verdienfte der Induftriellen nicht 
gedenft. Das ift immer doc neues Waller auf die Mühle der Sozial- 
demofratie. . . . Mit der fozialpolitiichen Fürjorge jollte man, nachdem 
jo jehr viel erreicht worden it, Einhalt tun. Durch das Reichstagswahl- 
recht jind die Unternehmer von einer Vertretung im Neichdtage faſt aus- 
geichlojfen. Das ift das größte Unglüd für das deutſche Vaterland. Nach— 
dem nun genug für den Arbeiterjtand gejchehen ift, hat der Mittelftand 
und der Unternehmerjtand ein Recht daran, ebenfall3 bedacht und nament- 
lich gejhügt zu werden vor dem Haß und der Bosheit der Sozialdemo- 
fratie. Handelsminiſter Delbrüd: Abg. v. Eynern ift in einer längeren 
Betrahtung auf unjere Sozialpolitif eingegangen. Es iſt zweifellos der 
unerwünjchte Zuftand eingetreten, daß man auf der einen Seite auf das 
äußerfte gejpannt ift, die Wünſche der Arbeitnehmer in unjerer Gejeß- 
gebung zu berüdfichtigen, das Wohl der arbeitenden Klafjen zu fördern, 
und da tft es nun bedauerlicherweije unter dem Einfluß, den die Sozial- 
demofratie auf die Behandlung diejer Frage gehabt hat, dahin gekommen, 
daß ſich das Ganze als ein Kampf abjpielt. Man hat fic) ferner in der 
Allgemeinheit daran gewöhnt, den Wrbeitgeber als einen rüdftändigen, 
reaftionären Mann anzufehen, dem jedes Intereſſe für das Wohl feiner 
Arbeiter fehlt. Das ift eine beklagenswerte Auffajjung, das ift nicht richtig! 
port hört! und Zuftimmung.) Was die Arbeitgeber freiwillig über ihre 

erpflihtungen und über das on getan haben, mas das Gejeg von 
ihnen verlangt und verlangen kann, ift außerordentlich viel, es ijt das 
mehr al3 in irgend einem anderen Lande der Welt gejchehen ift. Ich ſtelle 
gern feit, daß in den reifen der Großinduftriellen unendlich viel getan 
it für dad Wohl der Arbeiter. (Sehr wahr!) Es ift alles ein Kampf, 
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alles wird gefordert, und das, was aus gutem Herzen gegeben wird, gilt 
al3 mangelhafte Erfüllung der Pflicht und Schuldigkeit. (Sehr richtig!) 
Darin liegt die Schwierigkeit für die Unternehmer, zu den jozialen Fragen 
felbft die richtige Stellung zu nehmen. (Sehr ridtig!) Sie fühlen ſich 
al3 die Angegriffenen und verlieren daher die Luft, ihrerjeit3 mit frohem 
Herzen mitzuarbeiten. (Sehr wahr!) Ich will auch gern anerkennen, 
daß der Induſtrie durch die Durchführung der Schußporfchriften in den 
Fabriken allerlei Schwierigkeiten auferlegt find, die fich vielleicht zum Teil 
Durch anderweitige Geftaltung der Beftimmungen hätten vermeiden lafjen. 
Wir fommen aber über diefe Schwierigkeit nicht hinweg, wenn nicht auch 
die Arbeitgeber und Unternehmer über ihre jchlechten Yaunen wegkommen 
und nicht ihrerjeit3 das eine anerkennen, daß die ganze Entwidelung 
unferer jozialpolitifchen Gejeggebung nicht abgejchlofjen werden kann, ſon— 
dern daß man die Ausgejtaltung auf diejem Gebiet weiter fortzuführen 
hat. Soweit ed an mir ift, an der Fortführung unjerer Aufgaben auf 
fozialpolitifhem Gebiete mit der Induſtrie zufammenzuarbeiten, wird Dies 
geichehen; aber ich made darauf aufmerfjam, jo mwünfchenswert ein Zu— 
jammenarbeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ift, jo jehr ich 
jelbft e3 anftrebe, jo dringend erwünijcht es ift, daß Regierung und Arbeit- 
eber zufammenarbeiten, jo ift ed doch eine Borausfegung hierfür, daß Die 
—— Arbeitgeber ihre Aeußerungen auf einen Ton ſtimmen, der der 
Regierung das Zuſammenarbeiten mit ihnen ermöglicht, daß die Regierung 
in die Lage verſetzt wird, in Uebereinſtimmung mit der öffentlichen Mei— 
nung auch die Intereſſen der Arbeitgeber zu vertreten. Hier ſpielt weniger 
das Maß des Gebens und Nehmens als der Ton, in dem gegeben und 
genommen wird, eine Rolle. Es ſoll mir eine Freude ſein, wenn ich zum 
Wohle unſeres Vaterlandes auf dem Gebiete des Arbeiterwohls nicht gegen, 
ſondern mit den Arbeitgebern arbeiten kann. (Lebhafter Beifall.) 


13.14. Februar. Die Bayeriſche Abgeordnetenkammer 
diskutiert über die Frage, wieweit Reichsangelegenheiten in den 
Einzellandtagen beſprochen werden dürfen. Miniſterpräſident v. Po— 
dewils iſt mit der Beſprechung einverſtanden, erklärt aber den 
Reichsſtag für das beſte Forum dafür. 

14.122. Februar. (Reichstag.) An der Budgetkommiſſion 
wirft Abg. Erzberger (3.) dem Perſonalreferenten des Kolonial— 
amts vor, über mehrere Fälle bewußt unwahre Angaben gemacht 
zu Haben. Erbprinz zu Hohenlohe weift die Behauptungen in 
mehreren Erklärungen zurüd. 

15.16. Februar. (Preußen) Die jchlefiichen Zentrums: 
abgeordneten des Reichdtagd und Landtags faffen folgenden Be— 
ſchluß über die Polenfrage in Oberjchlefien: 


I. ®ir befennen uns in der fogenannten oberjchlefischen Frage nach 
wie vor zu demjenigen Grundfägen, welche die Zentrumspartei ftet3 ver- 
treten bat und die insbejondere in dem Wahlaufrufe des Vorftandes der 
Zentrumsfraktion des Abgeordnetenhauje® vom 29. April 1903 wie folgt 
niedergelegt find: „Unfere Mitbürger polnischer Zunge halten wir ſelbſt— 
verftändlich für verpflichtet, fich ihrer Angehörigfeit zum preußischen Staate 
bewußt zu bleiben und alle fogenannten großpolnifchen Beftrebungen, 
welche auf Loslöſung preußischer Landesteile aus dem Staatsverbande 
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gerichtet find, als landesverräteriſch zurüdzumeijen. Hingegen ftellen wir 
auch an die Staatsregierung die Forderung, die Religion, die Mutter- 
ſprache, die volkstümlichen Sitten und Gebräuche ihrer polnijchen Unter- 
tanen nicht anzutaften und namentlich auch ihnen gegenüber nad) jeder 
Richtung Hin Gerechtigkeit walten zu lafjen. Wir find bereit, in den jo- 
genannten Oftmarfen das Deutjchtum, wo und injomweit eö gefährdet ift, 
ohne Berlegung jener Grundfäge zu erhalten und zu ftügen; gleicherweiie 
find wir aber auch verpflichtet, alle mit dieſen Grundjägen, insbejondere 
mit dem Prinzip der Gerechtigkeit und der Gleichheit aller Preußen vor 
dem Gejege in Widerſpruch ftehenden Maßnahmen zu bekämpfen, zumal 
da wir überzeugt find und die Erfahrung es gezeigt hat, daß jolhe Maß— 
nahmen, ohne ihren Zwed zu erreichen, nur eine weitere Verſchärfung der 
Gegenjäge zum Nachteil des Staates herbeiführen.“ Wir find der An- 
fiht, daß die Zentrumspartei auch in Zukunft unabänderlid an diejen 
Grundjägen feithalten muß. Wir würden e3 daher für verfehlt und ge- 
radezu für verhängnisvoll halten, ſolche politiiche Beftrebungen zu unter- 
ftügen, die in Widerfpruch mit diejen Grundjägen ftehen, ſeien es die 
Beitrebungen der jogenannten großpolnifchen Partei, oder unferer unter 
verjchiedenen Namen in Oberjchlejien vereinigten deutichen Gegner. II. Wir 
erachten es für eine unbedingte Ehrenpflicht der Zentrumspartei, in ganz 
DOberjchlefien ihren alten, einft in heißen Kämpfen erftrittenen Befigftand 
nach beiden Seiten hin mit allen Kräften zu verteidigen. Das Zentrum 
hat alle berechtigten Intereſſen der polnischen Bevölkerung Oberjchlejiens 
jtet3 auf das entjchiedenfte vertreten, ohne dabei die Intereſſen de3 Bater- 
landes und des Deutſchtums Hintanzujegen. Wir würden es daher auch 
für einen großen politischen Fehler Halten, in Oberjchlefien die Zentrums- 
partei jprachlich getrennt zu organifieren. Die Zentrumspartei muß nad) 
wie dor unverändert unter ihrer alten Fahne fämpfen. II. Mit Rüd- 
fiht darauf, daß die Frage öffentlich erörtert worden ift, ob ed nicht an 
der Zeit jei, daß fich der oberjchlefiiche Klerus von der politiichen Tätig- 
feit zurüdziehe, erklären wir, daß wir e3 auf das tieffte beflagen würden, 
wenn der oberjchlejiiche Klerus fich in Zukunft der Ausübung jeiner ftaat3- 
bürgerlihen Rechte und der Erfüllung feiner jtaatsbürgerlichen Pflichten 
enthalten wollte und ſomit unfere Partei feine bisherige tatkräftige Mit- 
arbeit entbehren müßte. IV. Dieje Beſchlüſſe jollen mit Rüdficht auf die 
vielfahen Preßartifel über die oberjchlejiiche Frage und deren Löſung jo- 
wie mit Rüdfiht auf die für den 10. April 1906 in Ausficht genommene 
Bertrauensmännerverfammlung der jchlejischen Zentrumspartei alsbald der 
ichlefifchen Zentrumsprefje zur Veröffentlichung übergeben werden. Berlin, 
den 16. Februar 1906. Graf Balleftrem-Plawniomig. Graf Balleftrem- 
Coſtau. Bolif. Faltin. Franf. Galda. Geisler. Glowatzki. Dr. Hager. 
Hartmann. Dr. Heiſig. Hoheifel. Horn. Hubrid. Kloſe. Mepner. 
Nadbyl. Dr. Porſch. Graf Hans Praſchma. Stanfe. Graf Stradwih- 
Bertelsdorf. Graf Strahmwig-Raudnig. Strzoda. Stull. Zieſche. 


17. Februar, (Medlenburg-Strelit.) Der Landtag des 
Fürſtentums Ratzeburg in Schönberg ijt zum erftenmale jeit 
35 Jahren befehlußfähig, da die bürgerlichen und bäuerlichen Ver— 
treter die Obſtruktion einſtellen. 

18. Februar. (München.) Frhr. v. Aſch, bis 1905 baye- 
riſcher Kriegsminiſter, F. Geboren 1839, 1870 Adjutant im baye= 
rischen Generalfommando, 1893 Kriegsminiſter. 
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19. Februar. (Lübed.) Die Bürgerfchaft nimmt ein Geſetz 
an, wonach das Staat3bürgerrecht erjt nach fünfjährigem Aufent- 
halt erworben werden fann. 

19. Februar. Dem Reichstag wird ein Entwurf für dag 
vorläufige Handelsabfommen mit Nordamerika vorgelegt. 


Es räumt der nordamerifanischen Union die Meiftbegünftigung ein, 
welche Belgien, Stalien, Defterreich- Ungarn, Rumänien, der Schweiz und 
Serbien gewährt worden ift, und zwar ijt die Meijtbegünftigung gewährt 
worden bis zum 30. Zuni 1907. In der Begründung wird ausgeführt, 
daß die Verhandlungen über den Handelövertrag bisher zu einem Ergebnis 
noch nicht geführt hätten, da die amerifanifche Regierung fi) zu einer 
Stellung zu unferen Borjchlägen noch nicht habe entichließen Fönnen. 

Die Begründung lautet: Durch Abkommen vom 10. Juli 1900 find 
den Erzeugnifjen der Bereinigten Staaten von Amerika diejenigen Boll- 
fäge gewährt worden, welche durch die in den Fahren 1891—1894 mit 
Belgien, Stalien, Defterreih-Ungarn, Rumänien, Rußland, der Schweiz und 
Serbien abgeſchloſſenen Handelsverträge diejen Ländern zugeftanden waren. 
Diejes Abkommen verliert mit dem Außerfrafttreten der Zollſätze der ge- 
nannten Verträge am 1. März Ddiejes Jahres jeine Grundlage. Es ift 
daher deutjcherjeit3 am 29. November vorigen Jahres zum 1. März diejes 
Jahres gefündigt worden. Gleichzeitig Haben wir uns bereit erflärt, mit 
den Vereinigten Staaten ein neues Abfommen zu jchließen, das den ver- 
änderten Berhältniffen Rechnung trägt. Die Verhandlungen haben bisher 
zu feinem Ergebnifie geführt, da die amerikanische Regierung ſich zu einer 
Stellungnahme zu unjeren Borjchlägen noch nicht Hat entichließen können. 
Da aber zu hoffen ift, daß es jchließlich doc) gelingt, eine Berftändigung 
zu erreichen, fo erjcheint e8 zwedmäßig, daß bis zur Vereinbarung eines 
neuen Abkommens ein Uebergangsitadium gejchaffen wird, das eine ftetige 
Fortentwidelung de3 Verkehrs zwiichen den beiden Wirtichaftögebieten ficher- 
ftellt. Dies geſchieht am beiten in der Weife, daß der bisherige Zuftand 
unter Berüdjichtigung der Abänderungen, welche die obengenannten Ber- 
träge inzmwijchen erfahren haben, einftweilen aufrecht erhalten wird. Um 
dies Biel zu erreichen, bedürfen die verbündeten Regierungen der gejeglichen 
Ermädtigung, den Erzeugnifjen der Bereinigten Staaten die ermäßigten 
Bollfäge der genannten Verträge für die im Entwurf angegebene Frift 
einzuräumen. 

Die Prefje fieht in dem Abkommen im allgemeinen ein Zugeftändnis 
an Amerifa ohne Gegenleiftung. 


19.120. Februar. (Berlin) Der deutjche Handelätag er= 
fennt die Notwendigkeit einer Reichöfinanzreform an, verwirft aber 
die Brau= und Tabafiteuer. 


Februar. Sozialdemokratiiche Prekjtimmen über die Ma- 
ıoffofonferen;. 


Der „Vorwärts“ behauptet, daß Deutjchland in der Polizeifrage 
ungebührliche Forderungen ftelle: Kein Wunder, daß jchwarzjeheriich ver- 
anlagte Nationen behaupten, es müfje zum Sriege fommen; denn Deutjch- 
land wolle offenbar den Krieg! Andere verjprechen ſich im jegigen Stadium 
von der Bermittelung neutraler Mächte noch die Verhütung des Aeußerſten. 
Aber darin find fie alle einig, daß Deutjchlands Diplomaten hier ein 
jehr gewagtes Spiel fpielen, defjen Einfag dem deutfchen Volke teuer zu 
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ftehen kommen fönnte ... Möge da3 deutjche Bolf darüber wachen, daß 
feine Regierung nicht eine zu große Portion von Chauvinismus an den 
Tag lege und daß jie nicht bei ihrem Tanz auf gefährlihem Bulfan die 
Nation in den glühenden Krater des Krieges hineinzerre. 

Die „Münchener Post“ jchreibt: Dean jieht......, es wird noch manche 
Note gewechjelt werden müjjen, ehe die Sade ind reine fommt. Man 
fieht aber au, daß in der gegenwärtigen Situation nur Aberwig oder 
Ruclofigkeit an eine Austragung des Streite® mit den Waffen denfen 
fönnte... Es kennzeichnet die Stärke Frankreichs auf der Konferenz, daß 
ed dort mit dem Anjpruche, die maroffanijche Polizei mit Hilfe Spaniens 
organifieren zu Dürfen, hervorgetreten ift. Die deutjche Diplomatie Hat 
es gar nicht gewagt, zu verlangen, daß die Polizei etwa Deutichland über- 
tragen mwürde.... 

20. Februar. Der Reichstag beendet nach dreizehntägiger 
Verhandlung die Beratung des Etat3 de Reichgamt3 des Innern. 

21. Februar. (Preußifches Abgeordnetenhaud.) Schiff- 
fahrtsabgaben. (Bal. ©. 17.) 

Abg. v. Bappenheim (fonj.) plädiert für Erhebung von Schiffahrt3- 
abgaben; die Protefte der ſüddeutſchen Staaten gegen die Erhebung von 
Abgaben auf dem Rhein jeien ungerecht, denn Preußen Habe den Rhein 
erſt leiftungsfähig gemadt. Die Abgaben feien feine Zölle, fie jollten nur 
das Meliorationsfapital verzinjen. Minifter der öffentlichen Arbeiten 
vb. Budde: Ich erfläre, daß die Staatöregierung die von ihr übernommene 
Verpflichtung auf Einführung der Schiffahrtdabgaben in Ioyaler Weije er- 
füllen wird. Ich Habe mich in Gemeinjchaft mit dem Yinanzminifter mit 
den Miniftern der Einzeljtaaten in Verbindung gejegt zunächft bezüglich 
de3 Rheines. Weitere Berhandlungen bezüglich der Wejer werden noch 
ftattfinden. Wir haben diefen Weg bejchritten, um unfere benachbarten 
Bundesftaaten nicht zu jchädigen. Von irgendeinem Gewaltakt, von Ber- 
legung des Rechtes durch Preußen fann feine Rede fein. ch erkläre das 
ausdrüclich, weil jo oft in der Preſſe zu Iejen war, daß wir das Recht 
vergemwaltigen wollten. Durch die Unterhandlungen mit den Bundesftaaten 
ift eine Annäherung erfolgt, die darauf jchließen läßt, daß eine Verſtändi— 
gung ſchließlich ftattfinden wird. Natürlich follen die Schiffahrtsabgaben 
weder den DVerfehr finanziell unmöglich machen, noch follen fie den Ver— 
fehr dur Schifanen erjchweren. Sch habe mich daher auch mit den Inter— 
ejlenten in Verbindung gejegt, und meine Ausführungen find dabei auf 
viel Verjtändnis geſtoßen; bejonders find fie überzeugt, daß eine Befjerung 
unjerer Sciffahrtöverhältnifje nicht eher eintreten kann, ehe nicht die 
Schiffahrtsabgaben eingeführt find, die zur Verbefferung der Schiffahrts- 
ftraßen dienen jollen. Denn die Schiffahrtsabgaben follen finanziell und 
verfehrstechnijch im Intereſſe der Schiffahrt verwendet werden. Die König- 
liche Staatsregierung hat den feften Willen, die im Geſetz vorgejchriebenen 
Schiffahrtsabgaben durchzuführen, und wo ein Wille ift, wird auch ein Weg 
jein. (Beifall.) 

22. Tebruar. (Reichstag.) Erfte und zweite Beratung des 
Handel3provijoriums mit den Vereinigten Staaten. Rede Bülows. 
Annahme. 


Reichskanzler Fürſt Bülow: Nah dem Abjchluß der dem Reichs— 
tage vor einem Jahre vorgelegten Handelöverträge mit den europäijchen 
Staaten trat an die verbündeten Regierungen die Aufgabe heran, aud) das 
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wirtjchaftliche Verhältnis zu den Bereinigten Staaten von Amerifa neu zu 
ordnen. Die Vereinigten Staaten von Amerifa find ein vorzugsweiſe land- 
wirtjchaftliche Produfte und Rohftoffe erportierendes Land. Trogdem war, 
wie es Graf Schwerin-Löwig in einer im Oftoberheft der Deutichen Land— 
wirtichaftlihen Monatsſchrift erjchienenen intereffanten Darlegung nad)- 
gewiejen hat, bei den mit Amerika einzuleitenden Berhandlungen die deutiche 
Landwirtichaft nicht in erfter Linie beteiligt. Die deutſche Landwirtichaft 
hatte durch unjeren neuen Zolltarif und Durch die neuen Handelöverträge 
den notwendigen Schuß erhalten und konnte deshalb den fommenden Er- 
eignifjen mit Ruhe entgegenfehen. Bei den Vertragsverhandlungen galt e3 
namentlich, die Ergebnifje der neuen Handelsverträge für unjere Induftrie 
und unferen Handel zu verwerten. Beide leiden bei der Ausfuhr nach der 
Union einmal unter ber Höhe der amerifanijchen Zolljäge, dann unter 
mancherlei Schwierigfeiten bei der Zollabfertigung, die mit dem amerifa- 
nishen Wertzolligftem zufammenhängen und unter dem fomplizierten Modus 
der Fakturenbeglaubigung durch die amerikanischen Konfuln. Diefe Schwie- 
rigfeiten haben einen jehr empfindlichen Umfang angenommen. Wir haben 
bei der Kündigung des Abkommens von 1900 den Bereinigten Staaten 
einen Tarifvertrag nad) dem Mufter der Handelöverträge mit den euro- 
päiſchen Staaten vorgejchlagen, in dem uns Amerifa gegen unjere Kon- 
ventionaljäge Herabjegungen jeiner Zölle und die Befeitigung gewifier 
Härten in feinem Zollverfahren zu gewähren hätte. Wir waren uns Dabei 
der großen Schwierigkeiten, weiche dem Abſchluß eines umfafjenden Tarif- 
vertrages gerade mit den Vereinigten Staaten entgegenftehen, von Anfang 
an wohl bewußt. Dieje Schwierigkeiten liegen außerhalb des Beftrebens 
beider Regierungen, wirtſchaftlich wie politiih gute Beziehungen zu unter- 
halten, in Berhältniffen, die ich von dieſer Stelle nicht des näheren er- 
Örtern könnte, ohne den Anſchein einer mir fernliegenden Einmiſchung in 
innere Berhältnifje eine3 fremden Staates zu erweden. Ich begnüge mid) 
daher mit der Feitftellung, daß fich der Abjchluß eines deutſch-amerikaniſchen 
Handelövertrages bis zum 1. März 1906 als unmöglich erwiejen hat. An- 
geſichts dieſer Sachlage haben jich die verbündeten Regierungen entjchloffen, 
den vorliegenden Gejegentwurf einzubringen, durch welchen die Möglichkeit 
gegeben wird, der Union big zum 30. Juni 1907 die Säge unferer Handels- 
verträge zu gewähren. Es handelt fich aljo um einen Aft der autonomen 
Gejeggebung, und es wird dadurch zugleich zum Ausdrud gebracht, daf die 
Bereinigten Staaten bei ung ein Recht auf Meiftbegünftigung nicht bejigen. 
Denn wir räumen ihnen Zollermäßigungen ein, ohne daß mir dazu eine 
vertragsmäßige Verpflichtung Hätten; wir tun es, weil wir Zeit gewinnen 
wollen, um zu jehen, ob die mit Amerika angefnüpften Verhandlungen 
nicht doch zu einem befriedigenden Ende führen könnten; wir tun es, weil 
wir im Intereſſe beider Teile einen Bollfrieg vermeiden wollen. $c lege 
hohen Wert auf den Fortbejtand der guten politiichen Beziehungen, die 
zum Gegen beider Länder zwijchen ung und den Vereinigten Staaten be- 
ftehen.. Es wäre aber trügerijch, zu glauben, daß ich politische Freundichaft 
mit einer Benachteiligung unſerer wirtichaftlichen Intereſſen erfaufen wollte. 
Der Grund für die Borlegung des Gejegentwurfs liegt vielmehr darin, daß 
ein Zollkrieg für beide Teile jhädigend und unerwünjcht und deshalb nur 
im Notfall zu führen if. Unter einem jolchen würden nicht nur unfere 
Shiffahrtsinterefjen, jondern aud) andere jehr gewichtige Intereſſen leiden, 
und ähnlich würden auch die Vereinigten Staaten gejchädigt werden, deren 
induftrieller Erport ganz erheblich angewachſen ijt, und deren Landeserzeug— 
niffe wir in vielen Artikeln jehr gut anderweit erjegen können. Den Bor- 
teil aus einem Zollfrieg würden Dritte ziehen, für deren Nutzen zu arbeiten 
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wir feinen Anlaß haben. Man könnte im Zweifel darüber jein, welche 
Dauer diejem Gejegentwurf zu geben ſei. Wenn fich die verbündeten Re— 
gierungen entjchlofjen haben, Ihnen den 30. Juni 1907 als den Endtermin 
vorzufchlagen, bis zu welchem den Vereinigten Staaten die Zollfäge unjeres 
Konventionaltarifs ftatt unſeres Generaltarifs gewährt werden fönnten, jo 
find hierfür gewichtige Gründe maßgebend gewejen. Eine längere Be- 
mefjung diejer Frijt könnte den Anjchein erweden, ald wenn wir mit der 
jegigen Regelung einen definitiven Zuftand jchaffen wollten, während es ſich 
doch nur um ein Provijorium handelt. Gegen eine fürzere Bemefjung der 
Frijt Spricht der Umftand, daß die jchwierigen Vertragdverhandlungen binnen 
wenigen Monaten nicht beendigt werden können, und daß eine neue Ver— 
längerung der Frift in hohem Grade unerwünjcht ift. Auch müfjen wir 
NRüdjiht auf unſere Induſtrie nehmen, die nicht der Gefahr ausgejegt 
werden darf, binnen furzem wieder vor neuen Verhältniſſen zu ftehen. 
Das würde langfriftige Verträge von vornherein unmöglich machen. Es 
handelt fich bei der Vertagung unferer Enticheidung nicht um eine mate- 
rielle Löjung, jondern um eine Frage des zwedmäßigen Vorgehens. Für 
die taftiiche Behandlung einer Angelegenheit von internationalem Charakter 
müfjen die Herren ung freie Hand laſſen und uns etwas Vertrauen jchenken. 
Bei Handelsvertragsverhandlungen liegen die Sachen nicht immer ganz 
einfach, und ed müfjen mancherlei Umftände in Berüdfihtigung genommen 
werden. Insbeſondere ift bei Handelävertragsverhandlungen auch viel Ge- 
duld nötig. Auch bei den anderen Handelövertragsverhandlungen ift nicht 
immer alles gleich glatt gegangen, jondern wir haben, wie Sie fich erinnern, 
mehrfach unterbrechen und vertagen müfjen, ehe ein endgültige Ergebnis 
vorlag, jo bei Rußland, Defterreich-Ungarn und bei anderen Staaten. Dieje 
Unterbrehungen und Bertagungen trafen aber in eine Beit, wo der Termin, 
der Zeitpunkt des Inkrafttretens unferes neuen Tarif noch nicht beftimmt 
war, und find deshalb vor der großen Deffentlichfeit ziemlich unbemerkt 
vorübergegangen. Jetzt trennen und nur noch wenige Tage von dem 
1. März, wo unjer neuer Bolltarif in Kraft treten wird. Deshalb find 
wir genötigt, vor diejes hohe Haus zu treten, welches durch die Bewilligung 
dieſes Gejegentwurfs uns die Möglichkeit gewähren fol, zu verjuchen, mit 
den Vereinigten Staaten doc noch im guten zu einer Verftändigung zu 
gelangen. Daß auch bei der Regierung der Vereinigten Staaten ber 
Wunjch beftegt, freundfchaftliche, wirtichaftspolitifche Beziehungen zu uns 
zu erhalten, geht aus einer Note hervor, melde, wie der Kaijerliche Bot- 
ichafter in Wajhington vorgejtern gemeldet hat, der Staatsſekretär Root 
an ihn gerichtet habe. In diejer Note ift gejagt, daß, ſobald den Ber- 
einigten Staaten die ermäßigten Bolliäge bis zum 30. Juni 1907 zugefichert 
jeien, der Präfident unverzüglich die erforderliche Proflamation erlaſſen 
werde, um Deutichland den Fortgenuß der bisherigen Zollermäßigung der 
Aktion 3 des Dingly Tarifgeſetzes ficherzuftellen. Er hoffe, daß feine Mit- 
teilung, nach welcher gewiſſe Abänderungen des Zollverwaltungsgejeßes und 
der Ausführungsbeftimmungen in Ausficht genommen find, von uns als 
ein Beweis für den ernftlihen Wunſch des Präfidenten angejehen werde, 
die amerifanijche Bollverwaltung von allem zu befreien, was den deutfchen 
Erporteuren irgendwie das Ausjehen von Härten zu haben jcheint. Er 
hoffe ferner, daß während des Zeitraums bis zum 30. Juni 1907 ein 
pafiender Weg gefunden werde, um eine dauernde Grundlage für den 
wechjeljeitigen Handel beider Länder zu jchaffen unter Bedingungen, die 
für beide Teile befriedigend und vorteilhaft feien. Der Staatsjefretär gibt 
jchließlich der Zuverficht Ausdrud, daß bei Fortdauer der bisherigen freund- 
Ihaftlihen Haltung auf beiden Seiten man zu einem Abſchluſſe gelangen 
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werde, der mit dem von beiden Teilen gehegten lebhaften Wunſche nad) 
wahrer Freundſchaft zwijchen dem deutichen und amerikanischen Volke in 
Einklang ſtehe. So weit die amerikanische Note. Meine Herren, bei der 
Wichtigkeit unjerer Handel3beziehungen zu den Vereinigten Staaten haben 
die verbündeten Regierungen e3 jedenfall für ihre Pflicht gehalten, alle 
Mittel zu erjchöpfen, welche eine verjöhnliche — — herbeizuführen ge— 
eignet ſind, und ſie hoffen, daß dieſes hohe Haus dieſem Geſichtspunkt 
Rechnung tragen wird. 

Abg. Graf Schwerin-Löwitz (konſ.!: Die Landwirtſchaft hat an 
dieſer Frage nur ein nebenſächliches Intereſſe. Wenn die Induſtrie gewillt 
ſein ſollte, die ſchlechte Behandlung ſeitens Amerikas ſich auch künftig ge— 
fallen zu laſſen, ſo iſt das ihre Sache. Wenn wir gegen die Vorlage ſind, 
ſo geſchieht das aus nationalen Gründen und aus der Erwägung heraus, 
daß unſere wirtſchaftspolitiſche Poſition gegenüber Amerika durch dieſe Vor— 
lage nicht verbeſſert, ſondern verſchlechtert würde. Es entſpricht ganz gewiß 
nicht den Grundſätzen der Billigkeit und Gerechtigkeit, wenn Amerika ohne 
Gegenleiſtung Konzeſſionen eingeräumt werden ſollen, die andere Länder 
durch erhebliche Opfer haben erkaufen müſſen. Eine Reihe europäiſcher 
Länder haben in den letzten Jahren zum Teil einen viel höheren General— 
tarif gegenüber Amerika zur Durchführung gebracht, ohne daß Amerika 
daraus einen Anlaß zum Zollkriege geſchöpft hätte; und anderſeits hat 
Amerika ung gegenüber einen faſt viermal jo hohen Generaltarif ein— 
geführt, ohne daß wir mit einem Bollfriege geantwortet hätten. Unter 
diejen Umftänden erjcheint ung die Androhung eines Zollfrieges für den 
Tall, da wir Amerifa unferen Konventionaltarif nicht einräumen, als 
eine ungerechte und ungleihmäßige Behandlung Deutichlands von jeiten 
Amerifas. Abg. Molfenbuhr (Soz.) will die Vorlage annehmen. Die 
Schwierigkeiten ſeien durch den deutjchen Zolltarif hervorgerufen. Abg. 
Herold (3.): Die Vorlage hat und ganz außerordentlich unangenehm über- 
rafht. Wir ftehen auf dem Standpunkte, daß der Tarif vom Jahre 1902 
nur denjenigen Ländern gewährt werden kann, die ihrerjeit3 uns Kon- 
zejlionen machen. Der Entwurf will ein Jahr lang unjeren VBorzugstarif 
Amerifa gewähren, ohne daß diejes uns Konzeſſionen macht. Das ift ein 
völliger Bruch mit unjerer bisherigen Handelspoliti. Man fann an eine 
Prüfung der Vorlage nur herangehen in der Erwägung, daß es fih nur 
um ein PBrovijorium handelt und daß man vielleicht doch noch zu einem 
Handelövertrage fommen wird. Wir miffen aber aus Erfahrungen, die 
wir mit anderen Verträgen gemacht haben, daß troß vorübergehender 
Schwierigfeiten die Möglichkeit bleibt, zu einem Abjchluffe zu gelangen. 
Nur in diefer Vorausſetzung können wir der Vorlage zuftimmen. Nun ift 
ja der Termin bis zum 1. Juli 1907 etwas lang; aber in der Erwägung, 
daß die verbündeten Regierungen genügend Zeit haben müjjen, wollen wir 
auch diejem Termine zuftimmen. Davon fann aber nicht, wie Graf 
Schwerin meinte, die Rede fein, daß den Berhandlungen mit Amerika das 
Provijorium zugrunde gelegt werde; die Unterlage fann nur ein General- 
tarif bilden. (Zuftimmung.) Halte aber Amerika auch in Zukunft an feinen 
Zolljägen und an ber bisherigen Bollabfertigung feit, jo jei auch die Ge— 
fahr eines Zollfrieges nicht zu jcheuen. Abg. Paaſche (nf.) ftimmt dem 
Vorredner zu; die Redner der Linken jehen in der Borlage ein Fiasko der 
deutihen Hochſchutzzöllner. — Die Vorlage wird gegen einen Teil der 
Konjervativen angenommen. 


22. Februar. Der Reichstag genehmigt in dritter Be— 
ratung den Handelövertrag mit Abeſſinien. 
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23. Februar bis 2. März. (Reichstag.) Juſtizetat. Schwur— 
gerichte. Tendenzprozeſſe. 

Abg. Stadthagen (Soz.) greift mehrere Urteile gegen Sozial- 
demofraten ſcharf an, der preußiiche Juftizminifter habe bejonders harte 
Urteile gegen Sozialdemokraten verlangt. Abg. Müller-Meiningen 
(fr. Bp.) wünjcht Diäten für Gejchworene und bedauert mehrere harte Ur- 
teile, die den Sozialdemokraten Agitationgftoff lieferten. Zu vermwerfen fei 
das Begehren nad) Wiederbelebung der lex Heinze und die Verfolgung des 
Nadten in der Kunst durch Polizei und Geridht. Staatsſekretär Nieber- 
ding verteidigt den preußiſchen Juſtizminiſter. Abg. Ablaf (fr. Vp.) for- 
dert Ausdehnung der Kompetenz der Schwurgerichte auf Preßvergehen. 
Staatsjefretär Nieberding: In diefem Falle werde er eine Reviſion der 
Strafprozehordnung überhaupt miderraten. Abg. Roeren (3.) fordert 
ihärfere Strafen gegen Unmfittlichfeit in Kunft und Literatur; viele Aft- 
photographien würden gar nicht von Künftlern gekauft, jondern feien auf 
den Mafjenvertrieb berechnet. Bei Prozefien über 8 184 jei die Zuziehung 
von Sadyerftändigen und Künftlern überflüſſig; ob das Schamgefühl ver- 
legt jei, könne der Nichter allein beurteilen. Abg. Bruhn (Refp.) führt 
Beichwerde über jchlechte Behandlung der Zeugen und Angellagten durch 
die Gerichtähöfe. Abg. Stüdlen (Soz.): Das Vertrauen der Arbeiter zur 
Juſtiz ſchwinde infolge vieler Tendenzprozejje. Staatsjefretär Nieberding 
lehnt die Forderung, die Kompetenz der Schwurgerichte auf Preßſachen 
auszudehnen, ab. An diejer Frage würde die Strafprogeßreform jcheitern. 
— Die Frage der Bekämpfung der unjittlihen Literatur wird lebhaft er- 
Örtert. — bg. Heine (Soz.) wirft den Richtern Voreingenommenheit 
gegen die Arbeiter vor, wogegen Abg. Roeren (3.) und Stantöfefretär 

ieberding protejtieren. 


23. Tebruar. (Sad) en.) Die Erjte Kammer genehmigt 
eine Vorlage über Anderung ihrer Zufammenfjegung. Hiernach 
ernennt der König fünf Vertreter des Handels, der AInduftrie, des 
Gewerbeftandes und einen Vertreter der Technifchen Hochjchule für 
die Erite Kammer. 

24. Februar. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) Sn 
einer Sfozialpolitifchen Debatte behauptet Abg. Timm (Soz.), daß 
im Reiche zurzeit feine vernünftige fulturelle Jdee gefördert werde; 
Minifterpräfident v. Podewils weist dies Urteil als frafje Un- 
gerechtigkeit ſcharf zurüd. 

24. Februar. (Baden.) Die Prinzejfin Mar von Baden 
wird don einem Prinzen entbunden. — Damit iſt die Thronfolge 
im Zähringer Haufe gefichert. 

24. Februar bis 7. März. (Preußiſches Abgeordneten= 
haus.) Kultusetat. — Kongregationen. Landflucht der Lehrer. 


Auf eine Anfrage des Abg. Porſch (Z.) erklärt Kultusminifter 
Studt, an den höheren Lehranftalten ſeien nur neue marianijche Kon- 
gregationen zugelaffen worden; die Deffentlichkeit Habe ſich überflüſſig hier— 
über erregt. Abg. Frhr. v. Zedlig (frf.) und Ernit (fr. Vg. fordern Zu— 
lagen für Seminarlehrer. Abg. Glowatzki (8.) tadelt den Ausſchluß der 
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polnijhen Sprache aus dem Religionsunterricht in Oberjchlefien, verlangt 
aber, daß die Polen gute preußiiche Patrioten fein ſollen. Kultusminifter 
Studt lehnt jede Nachgiebigfeit in der Sprachen- und Schulfrage ab. — 
Lebhaft wird über die Nichtbeftätigung eines Pfarrer Römer in Godes— 
berg disfutiert, wobei unter Bezug auf den Fall Fiicher (1905 ©. 99) dem 
Konfiftorium der Vorwurf ungefchidter Leitung gemacht wird. — Ueber 
viele Lüden unter den Elementarlehrern wird geklagt, Kultusminifter 
Studt hofft, daß die Verhältniffe von 1908 ab fich beſſern werden; jeit 
1901 jei die Zahl der Lehrer von 89000 auf über 100000 geftiegen. — 
Ein Antrag Zedlig (frf.), die Zulage der Volksſchullehrer penfionsfähig 
gi machen, wird abgelehnt. — Lebhaft beflagt wird, daß die Lehrer vom 
ande in die Städte und vom Dften nad dem Weiten ftrebten. Die Re— 
gierung erwartet Abhilfe von der Verabihiedung des Schulunterhaltungs- 
eſetzes. — Die Trage, ob das Griechiſche in den Gymnaſien weiter be- 
rät werden joll, wird im allgemeinen verneint. Zentrumsabgeordnete 
führen Klage über den Gejchichtsunterriht an den höheren Schulen. — 
Berner wird bdebattiert über die Nichtbeftätigung eines Prediger wegen 
feiner Zugehörigkeit zur liberalen Richtung und über das Avancement der 
evangeliich-theologiihen Privatdozenten an den verfchiedenen Univerfitäten 
ee rue Welt” März, April und „Deutſche Literaturzeitung“ 
til). 


25./27. Februar. (Berlin.) Feier der filbernen Hochzeit des 


Kaiſerpaars. 


Am 25. beginnt die Feier mit dem Empfang mehrerer Deputationen. 

Reichskanzler Fürft Bülow begrüßt den Kaiſer im Namen des 
preußiichen Staatäminifteriums, worauf der Kaijer ermwidert: Ich ſage 
Meinen herzlichften Dank für die Worte, die Ew. Durchlaucht joeben im 
Namen des Staatdminifterium3 an Uns gerichtet Haben. Das Staats. 
minijterium hat im Laufe jeiner Arbeiten wiederholt die Freude gehabt, 
Einwirkungen der Kaijerin und Königin nachgeben und fie ausführen zu 
können, und fo hoffe Ich, daß die Herren auch in fernerer Zukunft ihre 
Arbeiten mit Mir gemeinfam ausführen und ftet3 im Auge behalten werden 
und nicht vergeilen, daß die erite Frau Deutjchlands, die Königin von 
Preußen, wie alle deutichen Frauen mäßigend und leitend auch auf Ihre 
Gedanken einwirken joll. So hoffe Jh, daß Gott auch in den nächſten 
Jahren Unjere Arbeit jegnen möge. 

Auf die Glückwünſche des bayeriihen Gejandten Graf Lerchenfeld 
im Namen des Bundesrat3 antwortet der Kaijer: Ich jpreche dem Bundes- 
rat von ganzem Herzen Meinen wärmjten Dank aus für die Wünſche, die 
Ew. Erzellenz jveben ausgeſprochen Haben, und bitte Sie, der Dolmetjich 
Unjeres Danfes zu fein bei Ihren Herren für das Intereſſe, das Sie an 
dem Feſte in Unjerm Haufe genommen haben. Es ift Mir eine Freude, 
vernommen zu haben, daß der Bundesrat in der Lage gemejen ift, jich zu 
überzeugen, mit welchem Fleiß und welcher Hingebung die Arbeiten und 
Pflichten von Ihrer Majeftät aufgefaßt werden. Sie fünnen verfichert jein, 
daß Wir Unjere Arbeit aud) fernerhin mit unermüdlicem Pflichteifer tun 
werden und vor allem in inniger Vereinbarung mit Unferen hohen Ver— 
bündeten wirfen werden. 

Auf die Anjprahe des Prinzen Albreht im Namen der Armee 
erwidert der Kaiſer: Ich fpreche Meinen herzlichen Dank aus für die 
ihönen Worte, die Em. Königliche Hoheit an Uns gerichtet haben. Ich 
bin von Herzen beglüdt und dankbar, daß des Reiches wehrhafte Söhne, 
dargeftellt in den oberjten Spigen der Armee, Uns Heute hier gratulieren 
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fönnen, und daß diejelben von einer Königlichen Hoheit geführt werden, 
die Uns noch die herrliche Zeit der Auferftehung des Reiches verkörpert. 
Königliche Hoheit können verfichert fein, daß Mein erfter und legter Ge- 
danke Meine Streitkräfte zu Lande und zu Wafler find und daß Ihre 
Majeftät ftet3 beftrebt ift, für die Linderung von Not und Krankheit zu 
wirken und vorzujorgen. Gebe Gott, daß es geichehen wird. So bin Ich 
feft — daß die Armee ſich ebenſo bewähren werde, wie vor 
ahren. 

Außerdem Halten Anſprachen die Präſidenten des Reichsſtags und 
de3 preußiichen Landtags und die Spigen der geiftlihen Behörden. Hier- 
auf folgen zahlreihe Abordnungen der Provinzen, Städte, Univerfitäten 
und Techniſchen Hochſchulen der Akademie der Wiſſenſchaften und Künfte 
* Korporationen gemeinnütziger Vereine, endlich Deputationen fremder 

taaten. 

Anläßlich der Feier werden in allen Teilen Deutſchlands von pro— 
vinziellen Selbſtverwaltungskörpern, Gemeinden und Einzelperſonen eine 
große Anzahl wohltätiger Stiftungen ins Leben gerufen worden, deren 
Geſamtbetrag auf zirka zehn Millionen beziffert wird. 


27. Februar. (Berlin) Vermählung des Prinzen Eitel 
Friedrich mit Herzogin Sophie Charlotte von Oldenburg. — Am 
26. zieht die Braut feierlich in Berlin ein, am 27. hält der Kaiſer 
nach der Trauung folgende Rede: 


Meine liebe Tochter! Mit dieſem Namen darf Ich dich wohl nennen! 
Geſtatte Mir, dir im Namen Meines Hauſes innigen und herzlichen Will— 
kommen zu ſagen und dich zu verſichern, daß du nicht nur hochgehalten 
und geſchätzt und geliebt von deinem Gatten werden wirſt, ſondern von 
uns allen. Du trittſt in unſere Mitte herein als eine längſt Bekannte, 
und vielfache Erinnerungen führſt du uns herauf. Trägſt du doch den 
Namen der erſten preußiſchen Königin, die durch ihr Weſen, durch ihr 
Streben und ihr Leben ſich einen feſten Platz in der Erinnerung ihres 
Volkes bewahrt hat. Führſt du doch unſere Erinnerungen zurück auf jenen 
großen Prinzen-Feldmarſchall. So wie jhon am Altar gejhehen, darf Ich 
auch Hier die Blide zurückſchweifen laffen und deiner teuren Mutter ge- 
denken, ebenjo der hohen Gejtalten, die damals bei ihrer Hochzeit in der 
Kirche verjammelt waren und zu denen wir nunmehr emporbliden. Du 
haft dir einen Gemahl gekürt, deſſen ehrenfefter Charakter, defien fefte Per— 
fönlichfeit dir bürgen werden, daß du das finden wirft, was du gejucht 
haft. Schon viele, denen noch das Bild Meines hochjeligen Großvater 
gegenwärtig ift, meinen, in ihm ähnliche Züge mit dem großen Kaijer zu 
erfennen. Gott gebe, daß er ihm von Jahr zu Jahr mehr gleichen wird. 
Unjeren innigften und herzlichſten Segenswünjchen wollen wir Ausdrud 
geben, indem wir die Gläjer erheben und auf dein und deine Mannes 
Wohl trinken! 

28. Februar. (Reichstag) In der Budgetlommiffion er— 
flärt Staatsſekretär dv. Tirpig auf eine Anfrage über die Befeſti— 
gung Kiautjchoug: 

Es jei nicht zutreffend, daß Tſingtau eine Feitung erften Ranges 
werden ſolle. Das jei nicht beabjichtigt, auch nicht mit der bisherigen 
Etatsjumme für Armierungen möglih. Die Lage Habe fich zweifellos durch 
den oftafiatischen Krieg geändert. Das, was bisher —* ſei an Be— 
feſtigungen, ſei für die Erhaltung der Neutralität abſolut notwendig. Was 
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jet gefordert werde, jei lediglich) die Schlußrate für die Seebefeftigungen, 
die bereits im vorigen Jahre bewilligt feien. Es jei abjolut nötig für die 
wirtjchaftlihe Stellung Tſingtaus, daß es eine gewifje militärische Sicher- 
heit biete. Es müſſe nach der Seeſeite ftarf genug fein, um die Neutralität 
aufrecht zu erhalten, nach der Landjeite, um etwaigen chinefiichen Unruhen 
gewachſen zu fein. 


28. Februar. (Reichstag.) Beteranenunterftügung. 


Abg. Nißler (fonj.) beantragt Gewährung von Beihilfen an Kriegs- 
teilnehmer. Nach $ 1 follen die Kriegsteilnehmer, wenn fie ſich in unter- 
ſtützungsbedürftiger Lage befinden, insbejondere wenn fie für ihren Unter- 
halt auf ein Einfommen von weniger al3 600 Marf angemwiejen find, und 
wenn ihre Erwerbsfähigfeit auf weniger als ein Drittel herabgejegt ift, 
oder wenn fie das jechzigfte Lebensjahr vollendet Haben, eine monatlich im 
voraus zahlbare Beihilfe von 120 Mark jährlich erhalten. Nah 82 jollen 
die Hinterbliebenen dad Gnadenquartal erhalten; nach $ 3 unterliegt die 
Beihilfe nicht der Pfändung; $ 4 umjchreibt den Kreis der von der Bei- 
hilfe ausgeichlofjenen Perjonen, wozu außer den Invalidenpenſionsbeziehern 
und den Nichtreichdangehörigen auch folche gehören jollen, welche nad) ihrer 
Lebensführung der beabjichtigten Fürſorge als unmürdig anzujehen find; 
85 jchließt den Rechtsweg aus; $ 6 beftimmt die Einftellung der Zahlung, 
wenn eine ihrer Borausjegungen in Wegfall gefommen ift; nach $ 7 follen 
die Mittel alljährlich auf den Reichsetat gebracht werden, und in $8 wird 
als Termin des Inkrafttretens der 1. April 1906 feitgejegt. 

Schatzſekretär Frhr. dv. Stengel: Bei all meinem Wohlwollen für 
die Kriegsteilnehmer muß ich die Bedenken gegen den Antrag rüdhaltlos 
vortragen. Im Jahre 1895 rechnete man mit einem Aufwande von jähr- 
ih zwei Millionen Marf; damals hatte der Reichsinvalidenfonds noch 
einen Meberihuß von 83 Millionen Marf. Man konnte mit der Wahr- 
iheinlichteit rechnen, daß er noch auf Jahre Hinaus die erforderliche 
Beteranenbeihilfe aus den Zinſen dieſes Weberjchufjes bejtreiten würde. 
Jetzt hat der Invalidenfond jchon eine Unterbilany von über 30 Mil- 
lionen Mark, und diefer Umstand Hat jchon 1904 dazu genötigt, ihm diefe 
Beteranenlaft abzunehmen und dieje auf den Etat des Reichsſchatzamtes zu 
übernehmen. Für 1906 find im Etat über 161. Millionen Marf vor- 
gejehen worden; ob das jchon der Höchſtbetrag der Belaftung ift, läßt ſich 
no nicht vorausfehen; man rechnet, daß vielleicht 1912 die höchſte Be- 
loftung erreicht werden wird, und zwar bi3 auf den Sahresbetrag von 
25—30 Millionen Mark, und das ohne den Antrag Nißler. Nach unjeren 
Ermittlungen haben ſich im ganzen noch zwiſchen 6—700 000 Kriegsteil- 
nehmer am Leben befunden; für jet wird dieſe Zahl auf 620000 geſchätzt; 
zieht man die anderweiten Unterftügten und die Invalidenpenfionsempfänger 
ab, jo bleiben immer noch über 560000, welche bei der Gewährung von 
Beihilfe eventuell in Betracht kommen können... . Der Antrag Nißler 
ift, joweit er das Kriterium der Erwerbsfähigfeit ind Auge fat, eigentlich 
nur eine Wiederholung der Bundesratöbeftimmungen. Bedenklicher iſt es, 
wenn als Kriterium der individuellen Unterftügungsbedürfnifje eine be- 
ſtimmte Einfommensgrenze gezogen wird. Die lofalen, perjönlichen und 
Yamilienverhältniffe find jo verjchieden, daß eine jo ziffernmäßige Rege- 
fung nicht angebradt ift. Der Bundesrat hat das Nichtigere getroffen. 
Am allerbedenklichften aber fcheint uns der Vorjchlag, wonach jchon die 
Vollendung des jechzigften Lebensjahres den Anſpruch auf die Veteranen- 
beihilfe begründet. Damit wird gewiffermaßen von Reichsgeſetz wegen 
proflamiert, dab jchon mit dem jechzigften Lebensjahre die Erwerbsunfähig- 
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feit beginnt. Das würde zu unabjehbaren Konjequenzen führen. Der 
Vorredner jprach zwar nur von Fällen der Bedürftigfeit, aber aus dem 
Antrag geht das nicht klar hervor. Nach unjerer Schägung würde nach 
diefem Antrage von 1906 eine Mehrausgabe von 27 Millionen Marf zu 
erwarten jein. (Große Bewegung.) Wie wollen wir bei unfjerem Defizit 
diejen Mehrbedarf deden? Welchen Widerftand hat nicht jeder Verſuch, 
das Gleichgewicht in unjerem Haushaltsetat mwiederherzuftellen, gefunden! 
Es ift jehr leicht, für populäre Zwede Ausgaben zu fordern, aber ſchwer, 
fie zu deden. ch hätte es faum für möglich gehalten, daß die Beitrebungen 
zur Sanierung des Reichsbudgets durch einen ſolchen Antrag durchkreuzt 
werden würden. Der $ 7 des Antrages dedt ſich des Inhalts nach voll- 
ftändig mit dem $ 2 der Novelle zum Snvalidenfondsgefeg. Der ganze 
Antrag iſt zu einem Teil überflüjlig und gegenftand3los und zum anderen 
Teil jo bedenklich, daß ich meinerſeits nicht in der Lage bin, ihn den ver- 
bündeten Regierungen zur Annahme zu empfehlen. 

Abg. Itſchert (3.) Hält die Unterftügungsgrenze von 600 Mark 
für unpraftijch, weil die Summe in den verjchiedenen Zandesteilen ganz 
verjchiedenen Wert habe. Der Antrag müfje in der Budgetlommilfion auf 
feine Durchführbarfeit geprüft werden. Abg. Bod (Soz.): Die Unterftügung 
der armen Veteranen jei dringend nötig, zumal für die Offiziere jo viel 
ausgegeben worden jei; man jolle nicht nur 120, jondern 365 Mark be— 
willigen. Die Koften könne man durch Beichränfung der Schiffsbauten 
aufbringen, denn nicht auf die Zahl der Schiffe, jondern auf die Bejagung 
fomme e3 an. Woher jolle aber eine begeijterte Bejagung fommen, wenn 
man die Veteranen verhungern lafje? Abg. Graf Oriola (nl.) polemijiert 

egen den Vorredner, dejjen Partei noch nichts für die Veteranen geleiftet 
abe. Der Antrag gehe in mehreren Punkten zu weit, verdiene aber ge— 
naue Prüfung. Abg. Arendt (RP): Es handle ſich nicht nur um eine 
Finanz», jondern um eine Ehrenfrage des Deutjchen Reichs, daher müßte 
das Geld gejchafft werden. Abg. Bargmann (fr. Vg.) und Abg. Pott— 
hoff (fr. Vg.) ftimmen der Tendenz des Gejeges zu. — Der Antrag geht 
an die Budgetkommiſſion. 


Hebruar. März. . Gegen den Staatsjefretär des Innern Graf 
Poſadowsky wird in fonjervativen und agrarijchen Kreijen lebhaft 
agitiert, weil er fich immer mehr als Gegner der Landwirtjchaft 
zeige. Ebenjo wird jeine Stellung zur Sozialpolitif (S. 26) jcharf 
fritifiert. 

1. März. (Preußen) Der Erzbifchof von Gneſen befiehlt 
den Geiftlichen aus dem Verein deutjcher Katholiken auszutreten, 
weil der Berein auf unkatholijcher Grundlage aufgebaut jei. — 
Der Borjtand protejtiert, der Erzbijchof fei durch Verleumdungen 
und faljche Anjchuldigungen faljch berichtet. 

1. März. (Preußen) Erjchwerung der Fleifcheinfuhr aus 
Rußland. 


Eine Berordnung des Landwirtichaftsminifter ordnet an, daß die 
Einfuhr von Schweinefleiih aus Rußland verboten ift, mit Ausnahme des 
Fleiſches, welches nad dem Fleiichbeichaugejeg vom 3. Juni 1900 als „zu— 
bereitet” anzujehen ift. Solches Fleiſch darf unter den im Reichsviehſeuchen— 
gejeß vom 1. Mai 1904 und im preußijchen Ausführungsgejeg vom 22. Zuli 
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1905 vorgejehenen Bedingungen eingeführt werden. Ausnahmen von 
obigen Verbot fünnen zugunjten des im Kleinen Berfehr eingehenden, ſowie 
zum Reiſegebrauch mitgeführten Schweinefleifches durch Anordnungen des 
Regierungspräfidenten zugelafjen werden. Bereits beftehende derartige Be- 
ftimmungen bleiben in Kraft, alle jonjtigen dem obigen Verbote entgegen- 
jtehenden Anordnungen werden aufgehoben. 


1. März. Eine Bundesrat3verordnung ald Nachtrag zur 
Anleitung für die Zollordnung jchreibt vor, daß als Grundlage 
der Unterjcheidung der Malzgerſte von anderer Gerfte das Hefto- 
litergewicht dient. 


Anfang März. (Sachſen.) Der engere Ausſchuß der freien 
Kommiffion der Zweiten Kammer zur Vorberatung der Landtags— 
wahlrechtsreform genehmigt mit allen gegen die Stimme des frei= 
finnigen Abg. Günther-Plauen folgende allgemeine Grundjäße für 
die künftige Wahlrechtöreform: 


1. Keinem, der nad dem geltenden Wahlrecht dad Stimmrecht be- 
jigt, jei Diefes Recht zu entziehen. 2. Den Angehörigen der dritten Wähler- 
Hafje jei der Zutritt zu der Kammer in größerer, jedoch nicht in folcher 
Anzahl zu ermöglichen, daß dadurch angeficht3 des Uebergewichts der Sozial- 
demofratie in diefer Wählerklafje eine gedeihliche Weiterführung der Staats- 
verwaltung erjchwert oder gar unmöglich gemacht wird. — Unter Diejen 
Vorausjegungen erachtet der Ausschuß die Einführung eines allgemeinen, 
direften, geheimen Wahlrecht3 mit Zujagftimmen, bei denen mindeftens das 
Alter, die Steuerleitung und die Bildung zu berüdjichtigen find, für das 
Empfehlenswertefte. Was die Drittelerneuerung der Kammer anlangt, jo wird 
dieje von den fonjervativen Mitgliedern des Ausſchuſſes, Opis, Dr. Brüdner, 
Förſter und Rudelt, ald Erfordernis der Wahlrechtäreform aufgeftellt. 
Sämtlihe Mitglieder erklärten fich für eine Vermehrung der Wahlfreije, 
die fonjervativen Abgeordneten jedoch nur in dem Sinne, daß eine Ber- 
mehrung der Wahlfreife nur der größten Städte einzutreten habe, während 
die liberalen Abgeordneten für eine vollftändige Neueinteilung der Wahl- 
freije unter Wegfall des Unterjchiedes zwiſchen ländlichen und ftädtifchen 
Wahlfreifen fich ausſprachen. („Dresdener Anz.“) 


Anfang März. Über den Stimmenverluft der Sozialdemo- 
fratie in den Nachwahlen jeit 1903 bringt die fozialdemofratifche 
Wochenſchrift „Die Neue Gejellichaft” folgende Aufftellung: 


Berluft 
Bahlfreis der Sozial. der bürgerlichen 
demofratie Parteien 
Srankfurt-Lebu8 . . » 2» 2 1443410 674 
Mittweida-timbah . -» » 2 2 .......8230 961 
Reichenbady-Auerba ... 3334 3239 
Kattowiztztztzzz.. 233266 4775 
Gewinn 
der Sozial⸗ der bürgerlichen 
demokratie Parteien 
Schwerin Wismar . . . 2 2.2. 210 633 
Eifenah . . . . . er 868 1445 
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Berluft Gewinn 
Wahlkreis der Sozial- der bürgerlichen 
demofratie Barteien 
Lüneburg ®inien . . » 2 2020.20... 18364 1434 
Osnabrükf.. re 7165 
Eihwege-Schmalfalden . . . .». . 648 493 
Bihopau-Marienberg . . . . . ... 8339 348 
Hameln-Springe . « 2 2 1496 603 
Altenburg -» » >» 2» 2 2 2123268 592 
Dberbarnim 2 2 2 2 nn 883 72 
DE an a cr ae ie 344 1520 
Plön-Eutin. an 506 787 
Donauefhingen .» 2 2 2 2 20 323 311 
Kalbe-Ajichersieben . . » 2 2... 1248 1400 
Jerichow J und I . . 2 2 .2.2....1437 1537 
Chemnib . > 2 220 e nn. 2637 7948 
Gewinn Berluft 
der Sozial- der bürgerlichen 
demofratie Barteien 
DEREE.. 17.2.5 3 Se te 780 2802 
Erlangen Für . » 2 2 139393 124 
Een... ... 5954 288 


März. Ein Artikel des Reichdtagsabgeordneten Bachem (3.) 
in den „Hiltorifch-politifchen Blättern“ „Wir müfjen aus dem 
Turm heraus” charakterifiert das Zentrum als politifche und nicht 
als fonfeffionelle Partei und fordert Aufnahme von Proteftanten, 
insbejondere von Chrijtlich-Sozialen, in die Partei. Die prote= 
jtantifche Prefle jowie ein Zeil der Zentrumspreſſe lehnt die An— 
Ihauungen des Artikels ab. 

2. März. Der „Reich Anzeiger” veröffentlicht folgenden 
Dankerlaß des Kaiſerpaars: 


Die Feier Unſerer ſilbernen Hochzeit fand im deutſchen Volke eine 
ſo herzliche und begeiſterte Teilnahme, daß der Freudentag Unſeres Hauſes 
u einem nationalen Feſttage wurde. Voll innigem Dank für das Uns 
in den verfloſſenen 25 Jahren zuteil gewordene reiche Familienglück, durften 
Wir zum Throne des Allmächtigen in Demut aufſchauen und Unſere Ge— 
bete und Gedanken in das Bekenntnis ausklingen laſſen: Bis hierher hat 
der Herr geholfen! Wir haben es als eine beſondere Gnade Gottes 
empfunden, daß es Uns am Tage Unſeres Ehejubiläums vergönnt war, 
wiederum einen Sohn an den Traualtar zu geleiten und Unſerem Familien— 
kreiſe eine liebe Tochter zuzuführen. Wenn aber etwas geeignet war, 
Unſere Feſtesfreude noch zu erhöhen, ſo waren es die überaus zahlreichen 
und mannigfachen Beweiſe liebevoller Anhänglichkeit, die Uns aus allen 
Kreiſen des engeren und des weiteren Vaterlandes in der Form von 
Adreſſen, Zuſchriften, Telegrammen, Widmungen und Spendungen zu— 
gingen. Auch die Deutſchen im Auslande haben es ſich nicht nehmen 
laſſen, mit der Heimat darin zu wetteifern, Unſeren Ehrentag feſtlich zu 
begehen und Uns durch freundliche Glückwünſche zu erfreuen. Millionen 
von treuen Menſchen, alten und jungen, in — und Hütte, in Stadt 
und Land, dachten Unſer in dieſen Tagen mit herzlichen Wünſchen und 
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Fürbitten und verpflichteten Uns zu innigftem Danf. Aber damit nicht 
genug, in wahrhaft hochherziger, Unſere Erwartungen weit übertreffender 
Weije find aus diefem Anlafje von Provinzen, Sreifen, Gemeinden, Ber- 
einen und Korporationen wie von begüterten PBrivatperjonen mohltätige 
und gemeinnüßige Stiftungen errichtet, wodurch Unſer Feſttag auch zu 
einem GSegenstag für die von Krankheit und Not bedrüdten Landeskinder 
geworden ift. Gott der Herr lafje alle dieje Werke barmherziger Näcjiten- 
liebe wohl gelingen zu Nu und Frommen der Menjchheit und als ein 
Wahrzeichen des innigen und feiten Bandes, welches das deutiche Volt 
und fein Kaiſerhaus umſchlingt. Mögen alle, die Uns in jo erhebender 
Weije beglücdten und durch treued Gedenken erfreuten, Unjeres wärmiten 
und herzlichiten Dankes verfichert fein, den jedem einzelnen zum Ausdrud 
zu bringen leider nicht möglich ift. 


5. März. GReichstag.) Änterpellation über Verkehrs— 
ftörungen an der ruffiichen Grenze. 


Freifinnige und nationalliberale Abgeordnete bringen folgende Inter— 
pellation ein: Iſt e8 dem Herrn Reichskanzler befannt, daß infolge nicht 
genügender Vorbereitungen der ruſſiſchen Zoll- und Eifenbahnverwaltungen 
weit über 1000 Eifenbahnwaggong mit deutichen Ausfuhrgütern, die recht— 
zeitig von der deutſchen Grenzitation abgefertigt waren, nicht rechtzeitig 
zur zollamtliden Wbfertigung an der ruffiihen Grenzftation kommen 
fonnten? Und daß infolgedejjen durch das Eintreten der erhöhten Zoll» 
fäge am 1. März, die nad den Borjchriften der ruffiichen Zollverwaltung 
auf alle dieje verjpäteten Sendungen Anwendung finden jollen, den deut- 
fchen Erporteuren ein großer Schaden erwächſt? Was gedenft der Herr 
Reichskanzler zu tun, um die deutjche Gejchäftswelt vor diefem erheblichen 
Schaden zu bewahren? 

Nach einer Begründung durch Abg. Gothein (fr. Vg.) erflärt Staats— 
jefretär Graf Poſadowsky: Ich glaube, dad Haus wird mit mir ein— 
verjtanden jein, daß eine folhe Meinungsverjchiedenheit zwiſchen beiden 
Regierungen vom Bundesratstiiche aus mit großer Sadjlichkeit und Ruhe 
behandelt werden muß. E3 dürfte zur Klarftellung der Sachlage beitragen, 
wenn ich die Hauptgefichtspunfte diefer Verhandlungen furz auseinander- 
fee. Der Unterjchied in der Bollabfertigung in der grundjäglichen Be— 
handlung der Zollfäge zwijchen dem deutſchen und dem ruffischen Verfahren 
befteht darin, daß für die Anwendung der neuen Zolljäge in Deutjichland 
maßgebend ift der Zeitpunkt, in welchem die Waren zur Bollabfertigung 
angemeldet jind, bezw. zur Bollabfertigung geftellt find, während für die 
Anwendung der neuen Zolljäge in Rußland maßgebend ift die Beendigung 
der BZolltevifion. Am 24. Dftober v. J. hat das Generalfonjulat in Peters- 
burg den Auftrag erhalten, an maßgebender Stelle anzufragen, nad) welchem 
Zarif die Waren zu verzollen find, die zur Zeit des Inkrafttretens des 
neuen Bolltarif3 am 1. März cr. die Grenze pafjierten. Am 19. Dezember 
v.%. wurde unſerem Botjchafter der Auftrag erteilt, dahin zu wirfen, daß 
alle Waren, die bis zum Ablauf des alten Tarifs, aljo bis Mitternacht 
zwijchen dem 28. Februar und dem 1. März, die rujfiihe Grenze pafjiert 
haben, nach dem alten Bolltarif verzollt werden, oder daß wenigſtens ent- 
ſprechend unjerm Verfahren der Zeitpunkt der Anmeldung als ausjchlag- 
gebend anerfannt werde. Darauf iſt auf meitere telegraphiiche Weijung 
am 26. v. M. durch unjern Botichafter der Wunſch ausgeſprochen worden, 
daß außerdem Waren, die am 28. Februar die ruffiiche Grenze paffiert 
haben, auch diejenigen Sendungen, die zu dem bisherigen Bolltarif Die 
deutſche Grenze pajliert haben, und die zur Ueberführung nach Rußland 
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bereit ftänden, aber wegen Annahmevermweigerung der rufjifhen Stationen 
nicht dorthin überführt werden fonnten, von Eydtfuhnen nad) Wirballen 
verbracht werden. Auch diefe Wünjche blieben unerfüllt.e Die ruſſiſche 
Regierung gab nur foweit nah, daß fie fich bereit erflärte, nach dem 
28. Februar alle Gejuche um Anwendung des alten Tarif für diejenigen 
Waren zu prüfen, welche zwijchen der Grenze und dem Innern von Ruß— 
land durh Ausnahmezuftände aufgehalten wurden. E83 ift wichtig, feft- 
zuftellen, wie der Status der Dinge tatjächlich Tiegt. Ich habe mich an 
den preußijchen Eijenbahnminifter gewendet, telegraphiſch diefen Stand 
feftzuftellen, und ich lege Wert darauf, Ihnen von dem Rejultat Kenntnis 
zu geben. Der Eijenbahnminifter hat an die Grenzftationen zur Beant- 
wortung ber Interpellation telegraphiicy die Frage gerichtet: a) wieviel 
Waren an der ruſſiſchen Grenze bis zum 28.0. M. zurüdgeblieben waren 
und wie viele an den ruſſiſchen Grenzftationen zur Uebernahme angeboten 
waren, wie viele wegen Nichtannahme liegen geblieben waren? b) welche 
Gründe für die Annahmevermeigerung —— waren, insbeſondere, ob 
dieſe Gründe auf dem Gebiete des Zollweſens der Ueberfüllung, des 
Mangels an Zollperſonal lagen, oder ob Hinderniſſe im Eiſenbahnbetriebe, 
in der Unfahrbarkeit von Eiſenbahnſtrecken oder elementarer Ereigniſſe in- 
folge von gewaltjamen Handlungen oder Arbeitseinftellungen vorgefommen 
waren. Diefe Unterjheidung feitzuftellen ift wichtig, namentlich, ob es 
außerordentliche Ereignifje waren, die die Beendigung der Bollrevifion 
nicht mehr möglich machten. Darauf find Antworten der einzelnen Grenz- 
ftationen eingegangen. Zunächſt von der Gtation Königsberg. Darin 
heißt es: In Proſtken waren Reſte der Ausfuhr nad Rußland nicht vor- 
handen; jeit mehreren Tagen waren Waren angeboten, aber von Rußland 
nicht angenommen, die Waren blieben liegen. Die Uebergabe wurde durch 
die ruſſiſche Zollbehörde gejperrt. Nachtarbeit auch bei künſtlicher Beleuch- 
tung wurde aus gejeglichen Gründen verhindert. Aus Danzig wurde be- 
züglid; des Grenzüberganges von Illowo-Mlawa und aus Bromberg be- 
züglich Thorns gemeldet, daß die vorhandenen Waren zur Ausfuhr nach 
Rußland übergeben waren. Aus Pojen ift geantwortet worden, daß fich 
der Ausfuhrverfehr auf den Grenzftationen nad) Rußland bis zum 28. Fe— 
bruar glatt abgemwidelt habe. Zurüdgeblieben find am 28. Februar einige 
Sammelladungen, melde die Empfänger nicht abgenommen haben, ver- 
mutli wegen zu Hoher Nachnahmegebühren. Der Staatsjefretär verlieft 
ähnliche Antworten aus Kattowig und Königsberg und zitiert weiter ein 
Schreiben des Auswärtigen Amts an den Minifter der Öffentlichen Arbeiten 
fowie ein Schreiben des leßteren und fährt dann fort: Das ift das amt- 
lihe Material, dad mir vorliegt. Der Reichsfanzler kann nicht3 tun, ala 
darauf wirfen, daß diejenigen erhöhten Zolljäge, die etwa gefordert wurden, 
weil Durch Ereigniffe, die nicht den Charakter der höheren Gewalt trugen, 
durch Ereignifie, die vielleicht durch Wbfertigungsichwierigkeiten herbei- 
geführt find und vermieden werden fonnten, der deutjche Erporteur nicht 
gezwungen wird, den höheren Bolljag des neuen Bolltarif3 zu tragen. 
Der Reichskanzler wird feine Bemühungen in diefer Richtung fortjegen 
und wir hoffen bejtimmt, daß e3 gelingen wird, mit der ruffischen Regie— 
rung zu einer PVerftändigung zu gelangen, um diejenigen Erporteure, 
welche an der Zahlung de3 höheren Zolljages unfchuldig find, in gewiſſen 
Grenzen jchadlos zu Halten. Weitere3 glaube ich heute nicht erflären zu 
fünnen. Das Haus wird wohl in dieſer Beziehung mit Vertrauen den 
Schritten entgegenjehen können, die der Reichskanzler in Zukunft im Inter— 
ejje unjerer Induftriellen und Erporteure unternimmt. (Bravo.) 
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5. März. (Reichstag.) Poſtetat. 


In ber Beratung des Bojtetat3 wird dem Staatsſekretär im all- 
gemeinen Anerkennung für die Sozialpolitit der Poftverwaltung aus- 
gejprochen, insbejondere für die Einftellung der Pafetbejorgung am Sonntag. 

6. März. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) Lotterie 
frage. 

Finanzminifter v. Bfaff erflärt, daß die Staatsregierung einen 
vom Abg. Brieger (3.) eingebradhten Antrag auf Einführung einer Staats- 
lotterie ablehne, weil dieje nicht zwedmäßig jei. Bayern habe auch, ohne 
einen Finger zu rühren, jehr erheblihen Vorteil von der preußiichen 
Staatölotterie, indem es am Neichdetat mit jährlih 4 Millionen Ein- 
nahmen aus Xotterien partizipiere. 


7. März. Der Reichstag verweiſt mehrere Anträge über 
Anderung der Gewerbeordnung und Anderung des Handelsgeſetz⸗ 
buches an eine Kommiſſion. 

7. März. (Württemberg.) Die Abgeordnetenkammer be— 
willigt 10100000 Darf für Eiſenbahnbauten. 

8. März. Die Reichsfteuerlommiffion beendet die erjte Leſung. 
Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung” bringt über die Ergebniffe 
folgende Zujammenftellung: 











. en 
Regierung borlage Mehr 
Aenderungen: Neu: oder Weniger 
Mill. M.! mia.m. | mom] Mill. M 
Braufteuerr . . 67 26 — 4 
Tabaffteuerr . . . . 28 Fr — 28 
—————— . 151 bleibt . 15 
eichöftempelfteuer bez. | 
Berfehräfteuern: 
a) Frachturkundenſtem⸗ 
vel. ». -» 2.0. 41 J abgelehnt 
bezw. ge⸗ 
änbert in Zabungsftempel . . . 10 
| und Schiffsfradhtenitem- 
pel BR re. — 24 
b) Berfonen - Fahrkar⸗ 
tenftempel. . . . 12 50 + 38 
e) YAutomobilfteuerr . Bfbleibt . 8 
d) Quittungsftempel . 16 | abgelehnt — 16 
Poſtkarten und Drud: 
fachen im Ortövertehr 12 + 12 
Fabrifatitempel für An- 
fihtspoftlarten. . . 10 + 10 
Stempel für unausgefer- 
tigte Ultien . .. 4 + 4 
%* * * 
Andere Steuern: 
Ausfuhrzoll auf Kali und 
Lumpen. . . . 10 + 10 
Reform der Maifchraums 
feuer. . . 2. .210 -+ 10 
Reichserbichaftsfteuer . 72 80 + 8 
I Wehriteuerr . . . . . 20 + 20 


Summa 254 174 und 88] — 109 + 112 
— 257 = +3 
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8.13. März. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus berät 
den Eijenbahnetat und findet im allgemeinen, abgejehen von einigen 
jpeziellen Wünjchen, daß die Eifenbahnverwaltung ihre Aufgabe 
vollauf Löft. 


März. Diskuffion über die Verwaltung von Kamerun. 


In der Prefje und im Reichstag wird die Verwaltung des Gouver- 
neurs von Kamerun, dv. Buttfamer, lebhaft erörtert. Unter anderem 
wird ihm vorgeworfen, feiner Maitrefje einen falfchen Paß ausgeftellt und 
fie als feine Coufine ausgegeben zu haben. Ferner werden Bejchwerden 
von Negern erörtert. Hierüber jchreibt Neichstagsabg. Hagemann (nl.) 
im „Tag“ am 10. März: Am 5. September 1905 ging beim Reichstag 
eine von einer Reihe von Häuptlingen und Unterhäuptlingen jowie von 
King Akwa von Bonambela unterzeichnete Beichwerde ein, melde von 
Bonafu, Duala Kamerun, datiert war und unter jpezieller Aufführung von 
24 Beichwerdepunften die Bitte ausſprach, es möge zur Vermeidung von 
Unruhen befohlen werden, daß die Quälereien des deutfchen Gouvernements 
an den Bittftellern und ihrem King ein Ende nehmen möchten. Dieje Be- 
ſchwerde ift zu gleicher Zeit dem Neich3fanzler zugegangen und dann im 
Dftober von Berlin aus dem Gouvernement in Kamerun zur Erledigung 
und Berichterftattung überfandt. Da in der Beichtverde eine Reihe jchwerfter 
Borwürfe gegen Beamte erhoben war, jo hielten dieje eine Feitftellung der 
Grundlofigkeiten diefer Bejchuldigungen um jo mehr für geboten, ald nur 
jo die Unterlage für Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung im Lande 
geihaffen werden fünne, und aus diejer Erwägung heraus ftellte dann für 
die bejchuldigten und verleumdeten Beamten der Gouverneur v. Buttlamer 
Strafantrag gegen die Unterzeichner der Beſchwerde. Da der zuftändige 
Bezirksamtmann Regierungsrat dv. Brauchitich als ſelbſt ftarf beteiligt als 
Richter ausfallen mußte, hat der Bezirfärichter Yämmermann die Sache 
bearbeitet. Er hat im Hinblid auf die Fluchtverdächtigfeit der Leute die 
jämtlichen Angeklagten verhaften und vorführen laſſen, hat fie ſämtlich ver- 
nommen und ift dann in die Hauptverhandlung eingetreten, melde am 
6. Dezember 1905 mit der Verurteilung jämtliher Angeflagten zu zum 
Teil jehr Hohen Freiheitsftrafen endete. Die Bejtätigung des Urteils, welche 
dem Gouverneur oblag, hat diejer mit Rüdficht, daß er jelbft Partei und 
fomit nicht in der Lage war, richterliche Funktionen auszuüben, abgelehnt. 
Das Kolonialamt hat demnächſt das Urteil aufgehoben und die Verhand- 
fung und Entjcheidung einem anderen Richter überwiejen. Neben der 
Kritif, die an dem Urteil felbft geübt wurde, fam eine Reihe von Be- 
jchwerdepunften in der Kommiſſion zur Sprache; das Endergebnis war die 
Annahnıe folgenden Antrags: Der Reichstag wolle den Reichskanzler er- 
juchen: 1. in Ausführung des $ 4 des Schußgebietögejege vom 25. Juli 
1900 tunlichft bald durch Kaijerliche Verordnung die erforderlihen Maß— 
regeln dafür zu treffen, daß den Eingeborenen der Schußgebiete zunächſt 
auf dem Gebiete des Strafrecht, des Strafprozefjed und der Disziplinar- 
gewalt im Sinne der 88 2 und 3 des Schußgebietögejehes erhöhte Rechts- 
garantien gewährt werden; 2. jchon jet Anordnung dahin zu treffen, daß 
gegenüber in Unterfuchungshaft befindlichen Angejchuldigten die Anwendung 
von förperlicher Züchtigung, Zwangsarbeit und Kettenhaft regelmäßig aus- 
geichloffen ift; 3. durch einen völlig unabhängigen, nad) Möglichkeit mit 
Nichterqualität beffeideten Beamten eine eingehende Unterjuchung über die 
Beichwerdepunfte der Afwaleute durchführen zu laffen und über das Er- 
gebnis der Unterfuchung und über die nad) Ziffer 1 demnächft zu jchaffenden 


Das Veuniſche Reich und feine einzelnen Glieder. (März.) 55 


Schutmaßnahmen der Eingeborenen dem Reichstag Mitteilung zu machen. 
Außerdem wurde beichlofjen, die Petition der Akwaleute dem Herrn Reichs— 
fanzler als Material zu überweijen. Der ftellvertretende Kolonialdireftor 
hatte erklärt, das Urteil ſei aufgehoben, weil es tatfählih und juriſtiſch 
unbaltbar jei, die fünf zu längerer Freiheitsftrafe verurteilten Häuptlinge 
jfeien in Unterſuchungshaft geblieben, weil Fluchtverdacht begründet jei. 
Die legtere Maßregel wurde von verjchiedenen Seiten lebhaft angegriffen, 
insbejondere wurde geltend gemacht, daß man nicht zu befürchten habe, die 
Angejchuldigten würden jich durch die Flucht dem Verfahren entziehen, im 
Gegenteil, eine Haftentlafjung würde als Zeichen bejonderen Vertrauens 
aufgefaßt werden und auch bei den Bejchtwerdeführern Vertrauen ermweden. 
Dieje Anficht dürfte faum richtig ericheinen; wenn die Häuptlinge jich 
ihuldig fühlen, und das dürfte wohl der Fall fein, jo würden fie fich die 
Gelegenheit faum entgehen lafjen, jofort im Buſch zu verichwinden, und 
daß jie dann bejtrebt jein werden, auch bei anderen Negerftämmen gegen 
die deutiche Verwaltung Stimmung zu maden, ift mehr als wahrjcein- 
fih. Auch würde feitend® unbotmäßiger Negerftämme in jolcher Haft- 
entlafjung eher ein Zeichen von Schwäche und Mißtrauen gegen Die 
deutichen Beamten al3 eine Art von Milde und Gerechtigfeit erblidt werden 
fönnen. Ueberhaupt war es bemerkenswert, wie von einem Teil der Mit- 
glieder die Glaubhaftigfeit und auch die Bedeutung des King Alwa und 
jeiner Häuptlinge und Unterhäuptlinge eingejchäßt wurde. Gegenüber diejer 
zen ung war die Stellungnahme zu dem anderen Großhäuptling, dem 

Manga Bell, eigenartig. Seine Bedeutung wurde auf Koften des King 
Atton, herabgejeßt, man glaubte in ihm einen bejonderen Schügling des 
Gouverneurs zu jehen, was um jo auffälliger jei, als Manga früher eng- 
liiche Sympathien gezeigt Habe und deshalb nad) Togo auf ein paar Jahre 
deportiert gemejen jei. Dabei ift aber überjehen, daß eben jene Ent- 
fernung von der Heimat und der Aufenthalt in Togo, verbunden mit einer 
längeren Anmejenheit in Deutjchland, dem Manga Bell die Ueberzeugung 
beigebracht haben, daß fich jeine Landsleute unter deutſcher Herrichaft 
wohler befinden als unter englijcher. Wer, wie der Schreiber diejer Zeilen, 
jelbit in Kamerun gemwejen ift und dort gejehen hat, wie diejer Großhäupt- 
ling dort lebt, und perſönlich ihnen fennen gelernt hat, wird unjchwer zu 
der Ueberzeugung gefommen fein, daß man es bei ihm mit einem intelli- 
genten, zielbewußten, der deutſchen Schußherrichaft ergebenen Manne zu 
tun hat. Mißt man nun dem Manga Bell diejelbe Glaubwürdigkeit zu, 
wie jie von jeinen Gegnern dem King Akwa beigemeſſen wird, jo dürften 
beider Urteile auszufchalten und die Petition lediglich nad) Mafgabe der 
jegigen Lage und Entwidelung der Kolonie zu beurteilen jein. Yon dieſem 
Standpunkt aus betrachtet erjcheint ein Teil der Bejchwerdepunfte in ganz 
anderer Beleuchtung. Gellagt wird an erfter Stelle darüber, daß die 
Häufer zum Teil abgerifjen, die Bäume niedergejchlagen und io die Stabt 
teilweije zerftört jei. Die Häufer aber find einfache, aus Holz und Baſt 
gebaute Hütten, welche an anderer Stelle leicht und jchnell wieder auf- 
gebaut werden fünnen. Will man jedoch einen Ort wie Duala zu einer 
Anfiedelung von Weißen ausgeftalten, jo ift ed unumgänglich notwendig, 
breite Straßenzüge anzulegen, etwaige Sümpfe, welche eine Brutjtätte der 
die Malaria übertragenden Anophelesmüde bilden, zu bejeitigen und dar— 
auf Bedacht zu nehmen, die Negerwohnungen möglichft weit von denen 
der Europäer zu verlegen. Bor zehn Jahren war Duala ein jo uns 
gejunder Plag, daß man zur Verlegung de3 Gouvernement3 nad) Busa 
jchreiten mußte, heute ift infolge des zielbewußten Vorgehens der deutjchen 
Beamten diejer Ort gejundheitlich jo gefeftigt, daß man dem Gedanken 
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einer Nüdverlegung des er ig von Busa unbedenklich näher- 
treten könnte. Weiter wird in eſchwerde Klage geführt über ben 
Zwang, der zum Dr der —— der Kriel3 durch die Neger aus— 
geführt jei. Die Kriel3 bilden Waſſerſtraßen, deren Befahren nicht nur 
im Intereſſe der europäischen Kaufleute, jondern auch im Snterefje der an 
ihnen wohnenden Negerjtämme abjolut notwendig ift; fie werden für Die 
Befahrung dur Kanus und die feinen Hedraddampfer leicht durch trei— 
bende Baumftämme gejperrt, und es find Fälle befannt, in demen ber 
Regierungsarzt, der bei Nacht in ein ſolch Negerdorf gerufen wurde, nur 
mit größter Gefahr einen ſolchen Kriek pafjieren konnte. Es ift eine 
wiederholt ausgejprochene Binjenwahrheit, daß der Neger, der in vielem 
dem Finde gleicht, Fein Freund der Arbeit ift, und wenn dann im Inter— 
eſſe der Allgemeinheit einmal ein janfter Zwang angewendet wird, jo 
jollte man nicht gleich ein derartiges Vorgehen mit Sklaverei vergleichen. 
Soweit ſich die Bejchwerden gegen einzelne Beamte in bejtimmter Form 
richten, wurde gründliche und genaue Unterfuchung zugejagt. Alle dieje 
behaupteten Ungerechtigfeiten und Willfürlichkeiten aber unter den Sammel- 
begriff eines Syſtems Puttkamer zu bringen, erjcheint völlig verfehlt. Die 
Perjon de3 Gouverneurs iſt ja in der legten Zeit jo vielfach angegriffen, 
jo oft in gehäfjigfter Weije beurteilt, daß man jich nicht wundern konnte, 
wenn auch, in der Budgetfommifjion nach diefer Richtung das Erdentlichfte 
geleiftet wurde. Anzuerfennen ift, und das joll aud) Hier noch einmal aug- 
drücdlich betont werden, daß, einzelne Mißgriffe und nicht zu billigende 
Mapregeln zugegeben, Herr v. Puttkamer als Beamter der Kolonien Her- 
vorragende3 geleiftet hat. Wenn die Kolonie Togo Heute eines Reichs— 
zuichuffes nicht bedarf, jo iſt es das Verdienft des früher dort tätig ge— 
weſenen Herren v. Buttfamer, daß fie Die erreicht Hat. Und wenn man 
jest Duala mit jeinen breiten Straßen und der jchön bebauten Joßplatte 
jieht, wenn man fi in Busa, welches vor ungefähr zwölf Jahren noch 
ein Balwiri-Negerdorf war, über alle die Gebäude, die Meierei, die Ver— 
juchdgärten, die Tijchlerei und die Schmiedewerfftatt mit Necht wundert, 
jo ift daS der zielbewußten und energijchen Arbeit de3 Gouverneurs zu 
danken. Unrichtig und unpolitiich würde e3 jein, wenn der Gouverneur 
jeßt der Beichwerde der Akwaleute zum Opfer fiele, unrichtig, weil noch 
manche Aufgabe, deren Löfung er am beiten verfteht, feiner harrt, un— 
politijch, weil der Eindrud, welchen jeine Abberufung auf die Beſchwerde 
hin ſowohl auf die Afwaleute als auf die Negerftämme im Innern machen 
würde, dem Anjehen der Deutjchen nicht nützlich wäre. Die Afwaleute 
würden fich eine Bedeutung und einen Einfluß beimefjen, den fie nicht 
haben und nie Haben dürfen. Die im Innern mwohnenden Negerftämme, 
die den Gouverneur in feinem energijchen Auftreten fennen gelernt haben, 
würden es nicht verjtehen, daß diejer Mann einem Borftoß der Duala- 
neger hätte weichen müſſen. 


9.12. März. (Reichstag.) In der Beratung des Etats der 
Neichdeifenbahnen wird im allgemeinen betont, daß infolge der 
Abneigung Preußen? eine Betriebsgemeinjchaft nicht zuftande 
fommen werde. 

10. März. (Groß-Lichterfelde) Neichstagsabgeordneter 
Eugen Richter FT. 

Geboren 30. Juli 1838 in Düſſeldorf, 1859 Referendar, 1864 nicht 


bejtätigt al3 Bürgermeifter von Neumied. Seitdem Berufsparlamentarier 
und Kournalift, 1867 im fonitituierenden Reichstag als Mitglied der Fort» 
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ſchrittspartei, 1871 im Deutſchen Neichstage, faft die ganze Zeit als Ber- 
treter von Hagen. Außerdem Mitglied de preußifchen Abgeordnetenhauſes 
von 1869—1906. 

In den Nachrufen der Prefje wird die Lauterkeit feiner Gefinnung 
und jeine Heberzeugungstreue hervorgehoben, vielfach wird feine oppofitio- 
nelle Stellung auf die Nichtbeftätigung ald Bürgermeifter zurüdgeführt, 
obgleich er hervorragende politijche Fähigkeiten, bejonders in finanziellen 
Dingen, bejefjen habe. Die „Preuß. Jahrbücher” erklären feine politiiche 
Haltung mit feiner Unfähigkeit, pofitive Politif zu machen; in dieſem Ge— 
fühl habe er mehrere Gelegenheiten, zulegt 1892, Einfluß auf die Regierung 
zu befommen, — gelaſſen. Er ſei ein moderner Kleon; wie dieſer 
habe er nur einige Zufallserfolge errungen, die aber die von ihm vertretene 
Sache nicht dauernd zu fördern vermochten. 


10. März. Der Reichstag genehmigt folgende Reſolutionen 
zum Poſtetat: 

Ueber die Einſtellung des Poſtanweiſungsverkehrs an Sonn- und 
Feiertagen, den Ausſchluß der Beſtellungen von Druckſachenmaſſenſendungen 
an Sonntagen, die Regelung des Nachtdienſtes, die Portofreiheit für Pakete 
bis fünf Kilogramm an und von Perſonen des Soldatenſtandes, eine weit— 
gehende Erleichterung der Telephoneinrichtungen und Benugung in den 
Heinen Ortichaften, Abjichaffung des Bejtellgeldes, eine Unterjuchung über 
die Möglichkeit der Einſchränkung der PBortofreiheit fürftlicher Perjonen. 

10. März. (Reichdtag.) Präfident Graf Balleftrem teilt 
den Tod des Abg. Richter mit folgenden Worten mit: 


Meine Herren! Der Reichstag hat einen jchweren und jchmerzlichen 
Berluft erlitten. Heute naht 4’ Uhr ftarb zu Großlichterfelde unſer 
Kollege Eugen Richter, Mitglied des fonftituierenden Reichstags für den 
erjten Wahlkreis des Regierungsbezirks Erfurt, Mitglied des Reichstags in 
allen Zegislaturperioden, und zwar in der eriten Zegislaturperiode für den 
Mahlfreis Schmargburg-Rubolftabt und von der zweiten Legislaturperiode 
ab ununterbrochen für den vierten Wahlkreis de3 Negierungsbezirk3 Arns- 
berg (Hagen). Mit jeinen anerfannt hervorragenden Geiftesgaben und mit 
jeltener Geiftesichärfe war der Verſtorbene allezeit bemüht für des Vater— 
landes Wohl und Größe zu wirken und jo wird er in unjerer Erinnerung 
fortleben. Mit unvergleichlicher Pflichttreue und Gelbitlofigfeit widmete 
er fich bis zum legten Augenblid jelbjt bei jchwerer Krankheit den Arbeiten 
für des Neiches Wohl und Gedeihen. Sein Andenken wird bei uns in 
hohen Ehren bleiben. Meine Herren! Sie haben ſich zu Ehren des Ver— 
ftorbenen von Ihren Plägen erhoben; ich fonftatiere Dies. 


11. März. (Straßburg ti. E) Die Vertreter jämtlicher 
Zentrumßvereine in Eljaß-Lothringen bejchliegen einftimmig die 
Gründung einer elfaßslothringijchen Zentrumspartei. 

12. März. (Breußen.) Überficht über die Durchführung 
des Anſiedlungsgeſetzes. 

Nac der Denkichrift über die Ausführung des Gejeges vom 26. April 
1886, betreffend die Beförderung deutjcher Anjiedelungen in den Provinzen 
Weftpreußen und Pofen für das Jahr 1905 ift das Güterangebot erheblich 
hinter den in den Vorjahren zurücgeblieben; jehr viel lebhafter als das 


Güterangebot geftaltete ſich das Angebot bäuerliher Grundftüde Es 
wurden angefauft: 34 Rittergüter, 42 größere Landgüter und 82 Bauern- 
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wirtjchaften, und zwar 34660 Heltar für 41030424 Marf. Bon den an- 
gekauften Befigungen haben fich jieben Güter und 29 Bauernwirtichaften und 
2620 Hektar in polnischer Hand befunden. Der Yanderwerb der Kommiſſion 
umfaßt unter Hinzurechnung der Erwerbungen aus den Vorjahren Ende 
1905 296 323 Hektar für 250327512 Marf. Hiervon ftammen aus deutjcher 
Hand 299 Gutsbezirfe, 73 Landgüter, 210 Bauernmirtichaften mit 194513 
Heltar für 133743857 Markt; aus polnischer Hand 147 Gutsbezirke, 
26 Landgüter, 173 Bauernwirtichaften mit 101810 Heftar für 76583655 
Markt. Die Nachfrage nad Anfiedlerftellen weift eine geringe Steigerung 
gegen das Vorjahr auf. 


12. März. (Wilhelmshaven.) Der Kaijer hält bei der 
Vereidigung der Marinerefruten folgende Anjpracde: 


Der Eid, den ihr joeben geleijtet habt, legt euch bejondere Pflichten 
auf, deren eiligfeit euch in allen Lebenslagen im Herzen liegen muß. 
Noch kennt ihr dieje Pflichten, noch wißt ihr nicht, was es heißt, ſich nad) 
ihnen zu richten und fie ftreng und gewiſſenhaft zu erfüllen. Ihr geht 
Gefahren entgegen, welche die Randbewohner nicht fennen, darum müßt ihr 
bei allen Schidjaläjchlägen doppelt gerüftet jein, mit Pflichttreue, Pflicht» 
freudigfeit und Gottvertrauen. Ich weiß, ihr denkt euh: „Wir jind ftramme 
Jungen, mir willen, was wir zu tun haben.” Ein ſolches Selbftvertrauen 
it gut, aber es muß gepaart jein mit Gottesfurcdht, wahrer Religiofität, 
Pflichttreue und Beruföfreudigfeit. Gottesfurcht und Religiofität find aber 
leider nicht fo verbreitet, wie fie es jein müßten. Denkt an die Gejchichte 
des deutichen Volkes, lernt aus den Großtaten euerer Väter, aber lernt 
nicht weniger aus den jchweren Schidjalsjchlägen, welche unjerem Vater— 
lande nicht erjpart blieben. Hundert Jahre find feit einem der trübften 
Unglüdstage vergangen, welche unfer Volk getroffen hat, Ich meine die 
Schlacht bei Jena 1806. Ihr alle wißt von diejer Schlaht und dem großen 
Unglüd, das jie über das ganze deutjche Volf gebracht hat. Lernt daraus 
erfennen, daß wahres Gottvertrauen allein ftügt im Unglüd. Das Unglüd 
fommt, wo wahre Religiofität fehlt, wo man Gottesfurcht nicht Fennt. Darum 
haltet an euerem Gotte feit. Wenn Gott mit uns ift, wenn wir in wahrer 
Liebe und Vertrauen zu ihm aufbliden, können wir getroft der Zufunft 
entgegenbliden, mag die ganze Welt fic) gegen und zufammentun. 


13.126. März. (Reichstag.) Kolonialetat. Beamtenqualität. 
Schulfrage. Chrijtentum und Islam. Kameruner Bejchwerden. 


Abg. Erzberger (8) greift die Kolonialverwaltung an, weil jie 
dem Neichdtag gegenüber nicht mit völliger Offenheit vorgehe. Erbprinz 
Hohenlohe und Geh. Rat Roje treten ihm entgegen. Abg. Spahn (2.): 
Ich ſpreche ruhig aus: Noch ehe ich die Erklärung des Kolonialamtes ge- 
hört Habe, bin ich durch die Ausführungen des Abg. Erzberger nicht über- 
zeugt, daß der Vorwurf Durch die Beweisſtücke des Abg. Erzberger gerecht- 
fertigt _jei, weder im einzelnen noc im ganzen. Auf Bemerkungen des 
Abg. Erzberger über Anftellung eines Kolonialbeamten erklärt er, die An- 
ftellungsfrage gingen den Reichstag nicht3 an; ein Beamter, der fi ver- 
legt fühle, möge petitionieren. Ueber die geichehenen Ausgaben ohne Be- 
willigung des Reichdtags jagt er: Es ift richtig, wir find jegt raſch Hinter- 
einander in die Lage gelommen, uns mit Jndemnitätöfragen bejchäftigen 
zu müffen, aber wir müfjen uns anderfeit3 doch auch jagen, jie find durch 
friegerifche Ereigniffe veranlaßt worden und wir würden fie zweifellos be- 
willigt haben, wenn jie rechtzeitig von ung gefordert worden wären. Unter 
jolhen Umftänden darf man wohl ruhig jagen, der Reichskanzler, der jo- 


Das Bentfhe Bei und feine einzelnen Glieder, (März 13.26.) 59 


zufagen als Gejchäftsführer die Gejchäfte des Reiches zu leiten hat, hat 
nicht gegen den Willen des Reichdtages gehandelt, er hat nur gehandelt, 
ohne zunäcft den Willen des Reichsſtages angehört zu haben. Deshalb 
jollen wir die Genehmigung der Jndemnität erteilen. Die Bedeutung der 
Sndemnität liegt ja doch darin, daß man die nachträgliche Genehmigung 
und aud die Berzeihung für den Vorgriff, der gejchehen ift, gewährt. 
Dabei find die Beträge, um die e3 fich bisher gehandelt Hat, nicht jo er- 
heblih, daß mir jegt wegen diejer Dinge noch allzuviele Worte machen 
follten. — Ueber die Forderung von Regierungsſchulen jagt er: Gerade 
der Umftand, daß es ſich um Schulen handelt, die nebeneinander bejtehen, 
Miſſionsſchulen und ftaatlihe Schulen, ift meiner Ueberzeugung nad) der 
Kulturentwidelung ſchädlich. Um Koranſchulen Handelt es fich nicht, ſon— 
dern es wird ein Lehrer gefordert, um eine Schulflaffe und damit wohl 
ein Schulfyftem einzurichten für die Kinder der weißen Beamten. Aber 
die Beamten würden jehr wohl in der Rage fein, jelbft für Unterricht zu 
forgen, wenn man ihnen eventuell eine Unterftüßung gewährt. Mit dem 
Moment, wo die Kolonialverwaltung das nicht tut, jondern eigene Schulen 
für fich einrichtet, jet fie die Schulen der Miffionare in den Augen der 
Bevölkerung herab und erklärt fie dadurch für minderwertig. Die kul— 
turelle Entwidelung unferer Kolonien beruht nicht auf unferen Schuß- 
truppen, jondern fie beruht ganz mwejentlich auf unferen Mijfionen. Und 
wir haben, wenn wir die fulturelle Entwidelung dort fördern wollen, das 
allergrößte Interefje daran, das Anjehen der Milfionen hochzuhalten. (Sehr 
wahr! und lebhafte Zuftimmung im Zentrum.) Dazu fommt nod ein 
weiteres Moment. In den bisher bejtehenden Schulen erhalten Moham- 
medaner Unterricht. Infolge ihrer natürlichen Gelehrigfeit und ihres 
Streben? nach Fortbildung Haben fie bald vor den Eingeborenen einen 
Borjprung, und in allen Stellen, mit denen eine gemwifje Autorität gegen- 
über den Schwarzen verbunden ift, werden Mohammedaner bevorzugt. Das 
erhöht naturgemäß das Anfehen der Mohammedaner bei den Eingeborenen, 
und das ijt nicht der Zwed, weshalb wir Schulen gründen. Unſere Arbeit 
gilt nicht dem mohammedanifchen Elemente, fondern dem heidnijchen Ele- 
mente der Eingeborenen, und dieſes können wir nur heben, wenn mir 
unjere fulturelle Anjchauung bei den Eingeborenen zur Geltung bringen 
und auf diefe Weife die Eingeborenen erziehen. Mit dieſer fulturellen An- 
fhauung werden wir, mweil fie getragen ift vom Ehriftentum, allerdings 
auch die Entwidelung der chriftlichen Religion fördern. Die Miflionare, 
die auf dem Kongreſſe gemwejen find — e3 waren feine katholiſche, jondern 
evangeliihe — haben aus ihren Kenntniffen in Oftafrifa heraus betont, 
daß man in religiöjer Beziehung fich dort an einem Wendepunkt befinde, 
bei dem es ich mwejentlih um die Frage handle, joll der Mohammedanis- 
mus oder foll das Ehriftentum in den Kolonien vordringen und jiegen? 
Unter ſolchen Umftänden hat das Reich, ganz unabhängig davon, wie man 
zur chriſtlichen Religion fteht, ſchon allein im Intereſſe feiner eigenen kul— 
turellen Entwidelung unbedingt die Verpflichtung, alles zu tun, um die 
Träger der hriftlichen Religion und damit unjerer Kultur, namentlic) die 
Miffionen, zu fördern und in jcharfen Gegenjag zu bringen zu den Mo- 
hammedanern. (Sehr richtig! und Beifall im Zentrum.) 

Erbprinz Hohenlohe: Die Beamtenauswahl werde mit großer 
Sorgfalt vorgenommen, und e3 jei zu wünjchen, daß fie im Intereſſe der 
Kontinuität des Dienftes möglichft lange in einer Stellung blieben. Re— 
gierungsfchulen würden nur an der Küfte, nicht im Junern errichtet. Abg. 
Arendt (RP.) bemerkt in einer Polemik gegen Abg. Bebel, der Die 
Kolonialpolitit als Eroberungspolitif, die ſtets mit Aufftänden rechnen 
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müſſe, bezeichnet hatte: Dasjelbe gilt doch auch von den englischen Kolonien. 
Es handelt fih um Wilde, die an Sflavenjäger, an Raub und Totſchlag 
ewöhnt find. Daran werden fie von den Deutichen verhindert, und jo 
ift es natürlich, daß es zum Aufjtande fommt. Kolonialpolitik ift eine Er- 
oberungspolitit und muß eine Gewaltpolitif jein. Anders ift es nie ge- 
wejen. Die Hauptjache ift doc, das Ergebnis, das da entjteht. Sit nicht 
Auftralien und Amerifa durch eine Eroberungspolitif zu der Bedeutung 
gefommen? Eine foloniale Ausbreitung ift ohne Machtentfaltung nicht 
denkbar. Andererſeits haben wir die Pflicht, alles zu tun, um folchen Zu- 
ftänden vorzubeugen. Dazu dient eine gute Verwaltung, eine ausreichende 
Truppenzahl und die Anlegung und Pflege von Eijenbahnen. In diejer 
Beziehung haben wir ſehr viel unterlafjen und find mit jchuld, daß die 
Entwidelung noch nicht weitergefommen ift. 

Um 16. und 17. März werden die Anklagen gegen den früheren 
Reichskommiſſar Dr. Karl Peters beiprochen; Abg. Bebel (Soz.) greift ihn 
iharf an, nad Abg. Arendt (RP.) find die Anklagen unbegründet und 
beruhen auf Fälihungen (vgl. „Tag” März). — Am 17. wird über die 
Regierungsichulen diskutiert. 

Zentrum und Konjervative befämpfen fie, weil in ihrer Genehmigung 
eine prinzipielle Anerkennung der Simultanjchule liegen würde. Da der 
Reichstag nicht beihlußfähig iſt, bleibt der Pojten unerledigt. (Vgl. 4. April.) 

Am 19. gibt Oberft Deimling eine Schilderung der Kämpfe in 
Südweſtafrika, wobei er die militärische Jnitiative der Herero und Hotten- 
totten hHervorhebt. Abg. Kopich (fr. Vp.) greift die Verwaltung von 
Kamerun an; Gouverneur vd. Puttkamer führe ein unfittliches Leben und 
ein ungerechted Regiment wie die Petition der Akwaleute und ihre Be- 
handlung bemweife. Erbprinz Hohenlohe: Puttfamer jei zur Rechtferti- 
gung nad Berlin berufen worden; das Urteil gegen die Afwaleute fei zu 
hart, der Gouverneur habe ihm auch die Bejtätigung verfagt. Seine fitt- 
liche Lebensführung habe Anftoß erregt. Abg. Ablaf (fr. Vp.) führt Be- 
ichwerde gegen Graujamfeiten de3 Gouverneurs Horn von Togo, Geh. Rat 
Roſe jchildert die Fälle und die Beftrafung des Gouverneurd. — Ueber 
die Petition der Akwaleute wird folgender Kommifjionsantrag angenommen: 
I. In Ausführung des Schußgebietögejeges tunlichft bald durch Kaiferliche 
Verordnung die erforderlichen Maßregeln dafür zu treffen, daß den Ein- 
geborenen der Schußgebiete zunächſt auf dem Gebiete des Strafrechtes, des 
Strafprozejjes und der Disziplinargewalt erhöhte Rechtögarantien gewährt 
werden. II. Schon jegt dahin Anordnungen zu treffen, daß gegenüber in 
Unterfuchungshaft befindlichen Angefchuldigten die Anwendung von förper- 
lihen Zühtigungen, Zwangsarbeit und Kettenhaft regelmäßig ausgejchlofien 
ift. II. Durch völlig unabhängige, nad) Möglichkeit mit Nichterqualität 
befleidete Beamte eine eingehende Unterſuchung über die Bejchwerdepuntte 
der Akwaleute durchführen zu lafjen und über das Ergebnis der Unter- 
juhung und über die nad Ziffer I demnächſt zu fchaffenden Schugmaß- 
nahmen der Eingeborenen dem Reichstage Mitteilung zu machen. IV. Im 
übrigen die Petition als Material zu überweifen, 

Am 24. wird über die Taktik der Buren debattiert. Am 26. po- 
lemifiert Abg. Erzberger (3.) gegen die Verwaltung von Neu-Guinea, 
die zu teuer jei. Geh. Rat Roſe: Das in viele Inſeln zerteilte Schuß- 
gebiet laſſe fich nicht jo einfach wie ein geichloffenes Territorium verwalten. 
Ferner wird über den Vertrag zwijchen dem eich und der Zaluitgefell- 
ichaft und über die Prügelftrafe verhandelt. 

Die Differenz zwiſchen den Zentrumsabgeordneten Erzberger und 
Spahn (©. 58) wird viel bejprochen und daraus auf tiefere Zerwürfnifie 
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in der Bentrumspartei gejchloffen. Auch die „Kölnische Volkszeitung“ be- 
zeichnet den Vorgang und den Umjtand, daß der 31jährige Erzberger 
häufig al3 Fraktionsredner auftritt, al3 unerwünjcht. 

14. März. (Reichdtag.) Debatte der Budgetlommiffion über 
die Bewaffnuug der Artillerie. 

Abg. Hus (Soz.) tadelt das Feldgeſchütz 96. Insbeſondere fei gegen- 
über dem alten Kruppſchen Berjchluß der neue jogenannte Kompromiß- 
verfchluß, im mejentlichen auf Patenten von Krupp und der Rheinischen 
Metallwaren- und Majchinenfabrit beruhend, nicht Friegsbrauchbar; er 
arbeite nicht immer zur Zufriedenheit und gefährde leicht die Bedienung, 
weil es nicht ganz ausgejchloffen jei, das Geſchütz abzufeuern, ehe der Ver- 
ſchluß völlig gejchloffen jei. Kriegsminifter v. Einem nimmt für Die 
Heereöverwaltung in Anſpruch, dab alle einzuführenden Waffen ftet3 auf 
das genauefte geprüft würden, und daß nicht3 zur Einführung gelange, 
was jich nicht al3 da3 denkbar Beſte auf dieſem Gebiete zurzeit bezeichnen 
ließe. So fei e8 auch mit dem neuen Rohrrücklaufgeſchütz geichehen. So 
eingehend mie dieſes Gejchüß jei faum je ein anderes geprüft worden. Erft 
nad jahrelangen Erprobungen bei der Artillerieprüfungsfommiffion, auf 
den Schießplägen und bei der Truppe — mobei ja natürlich) weſentlich 
höhere Anforderungen an die Haltbarkeit des Material3 heranträten als 
bei den Prüfungsbehörden — jei man zur endgültigen Annahme des Ge- 
ihüßes gelangt, nachdem ſich nirgends Anftände gezeigt hätten. Im Gegen- 
teil hätte jede Truppe das neue Geſchütz al3 einen wejentlichen Fortjchritt 
bezeichnet. Inſonderheit aber müſſe die Heeresverwaltung als ihr vor» 
nehmftes Recht für fih in Anſpruch nehmen, daß fie in meitgehendfter 
Weife für die Sicherheit der Bedienungsleute forge. Daß in diejer Be- 
ziehung die Bedenken des Abg. Hus völlig unzutreffend jeien, gehe un— 
zweifelhaft daraus hervor, daß bei den ganzen Verfuchen nicht ein einziger 
Unglüdsfall vorgefommen jei. Die Heereöverwaltung könne auf das Be- 
ftimmtefte verfichern, daß das Feldgeijhüg 96 n. A. in jeder Beziehung auf 
der Höhe der Zeit ftände, und daß Bedenken irgendwelcher Art gegen e3 
von feiner jachverftändigen Seite geltend gemacht jeien. 

14. März. Offiziöfe Kundgebung über die Konferenz in 
Algeciras: 

Die Norddeutiche Allgemeine Zeitung jchreibt: „Alle Nachrichten aus 
Algeciras ftimmen darin überein, daß die Minifterfrifis in Frankreich die 
Einigung auf der Konferenz nicht nur verzögert hat, jondern auch zu er- 
ſchweren jcheint.“ Die Norddeutiche Allgemeine Zeitung gibt Dann die 
geftrige Pariſer Temps-Meldung über die legten Snftruftionen wieder, die 
Rouvier für die Behandlung der Polizeifrage erteilt Hat, und fährt dann 
fort: „Wir wiſſen nicht, ob dieſe Angaben richtig und ob fie volljtändig 
find und begnügen uns daher vorläufig mit dem Eindrud, daß der öjter- 
reichijch-ungarische Vermittelungsvorſchlag bei der franzöjiichen Regierung 
nicht die allerjeit3 erwartete Aufnahme gefunden Hat, daß aber noch nicht 
zu überjehen ift, wie eine Verftändigung über die von Deutjchland als un- 
bedingt notwendig erachteten Garantien für den internationalen Charakter 
der Bolizeiorganijation zu erzielen jei. Hoffentlich werden die Erklärungen 
Revoils auf der Konferenz bald Klarheit darüber bringen.” 


14. März. Reichstag.) Beichlüffe über das Verſamm— 


lungsrecht. 
Der Reichstag genehmigt gegen die Stimmen ber Konſervativen und 
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eines Teils de3 Bentrums einen Antrag Bachnide (fr. Vg.): Den Reichs- 
fanzler zu erjuchen, dahin zu wirken, daß die Iandeögejeglichen Beſchrän— 
tungen des Bereinsrecht3 für Frauen durch Reichsgeſetz bejeitigt werden, 
und gegen die Stimmen der Rechten und Nationalliberalen den Antrag 
Chrzanowski (Pole): Die verbündeten Regierungen zu erjuchen, dem 
Reichstage einen Gejegentwurf, betr. die Abänderung des $ 130 StGB., 
vorzulegen, um der dem Sinne de3 gedachten Paragraphen widerfprechenden 
Interpretation der Begriffe der Gefährdung des öfentlichen Friedens ſowie 
der Anreizung zu Gewalttätigkeiten ſeitens des Reichsgerichtes Einhalt 
zu tun. 

14. März. (Heſſen.) In der Zweiten Kammer erklärt 
Miniſterpräſident Braun über die konfeſſionellen Streitigkeiten an 
den Hochſchulen (vgl. 1905): 

Die Regierung fteht mit dem Senat der technijchen Hochſchule wie 
auch mit den Regierungen derjenigen Bundesftaaten, welche Hochichulen 
unterhalten, auf dem Standpunfte, daß fonfejlionelle Verbindungen inner- 
halb der Studentenichaft unerwünjcht find, daß es aber an jedem recht- 
lihen Grunde für die von gewiſſer Seite angeftrebte Aufhebung der kon— 
fejlionellen Verbindungen fehlt, und daß deshalb nur eine Vertretung der 
gejamten Studentenjchaft, keinesfalls unter Ausſchluß einzelner oder ganzer 
Kreije, insbejondere der Eonfejjionellen Verbindungen, denfbar und an der 
techniſchen Hochichule zu Darmftadt zuläffig ift. Das Beftreben, die fon- 
fejlionellen Verbindungen von der gejamten Vertretung der Studentenjchaft 
auszufchliegen, ijt durch einen vor wenigen Tagen gefaßten Beſchluß der 
Studentenichaft zunächit aufgegeben worden, indem der unter Ausſchluß 
der fonfefjionellen Verbindungen gebildete proviforische Ausihuß aufgelöft 
und der nad) den Satungen unferer Hochſchule ftatthafte Ausschuß mieder- 
hergejtellt worden ift, in dem auch die fonfejfionellen Verbindungen ver- 
treten find. Es kann deshalb feftgeftellt werden, daß zurzeit ein Hochſchul— 
fonflift in unjerem Lande nicht befteht. 

15.17. März. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Dritte 
Beratung des Etats. 

Abg. Frhr. v. Zedlitz (frf.) polemiſiert gegen die Beſchlüſſe der 
Reichsſteuerkommiſſion, die durch Einführung der Fahrkartenſteuer Preußen 
den Hauptteil der Koſten aufbürden wolle. Abg. Wiemer (fr. Vp.) ver- 
wirft die Fahrkartenſteuer ebenfalls und empfiehlt eine Reich3eintommen- 
fteuer. Weiter tadelt er, daß in den Schulen eine Agitation für den 
lottenverein getrieben werde. Kultusminifter Studt: E3 fei feine Rebe 
von Agitation, die Schüler hätten nur ihrem Patriotismus Ausdrud ge- 
geben. Abg. Friedberg (nl.): Fahrkartenfteuer und Perjonentarifreform 
ftänden in innerem Widerjpruch miteinander. Aber eine Reicheintommen- 
fteuer fei nicht möglich, da man jchon Gemeinden mit 250 Prozent Kom— 
munaljteuern habe. — Hoffentlich mache die Eijenbahngemeinjchaft weitere 
Fortſchritte. Abg. Herold (8.) proteftiert gegen die Angriffe auf die 
Reichsſteuerkommiſſion. — In den nächſten Tagen werden namentlich pol- 
nische Fragen behandelt. — Am 17. wird der Etat in dritter Leſung ge- 
nehmigt. 

16. März. (Reichstag.) Mitglieder aller bürgerlichen Par: 
teien bringen folgenden Antrag zum Schuße der Heimarbeiter ein: 


Der Reichdtag wolle beichließen, die verbündeten Regierungen zu 
erjuchen, I. möglichft bald dem Reichstage einen Gejegentwurf zur Nege- 
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lung der Arbeitöverhältnifje in der Hausinduftrie (Heimarbeit) vorzulegen, 
und zwar unter tunlichjter Berüdjihtigung folgender Geſichtspunkte: Daß 
1. auf Anordnung de3 Bundesrates oder, jomweit dieſer von feiner Voll- 
macht feinen Gebrauch macht, der Landeszentralbehörden oder der zuftän- 
digen Polizeibehörden die Gewerbetreibenden (einjchlieglich Zwijchenmeifter, 
Faktoren u. ſ. w.), welche außerhalb ihrer Arbeitsjtätten Perſonen mit der 
Anfertigung gewerblicher Erzeugnifje bejchäftigen, verpflichtet find, ein Ver— 
eichnis dieſer Perſonen (Name, Geſchlecht, Wohnort, Wohnung, Arbeits- 
Hätte, fall3 e3 jugendliche Perfonen unter 16 Jahren find, Angabe des 
Lebensalters), zu führen und regelmäßig der Ort3polizeibehörde oder einer 
von diejer bezeichneten Meldejtelle mitzuteilen; 2. joweit Lohnbücher für 
die Heimarbeit eingeführt werden (Gewerbeordnung $ 114a), entiprechend 
den Rubrifen der Lohnbücher über die gegebenen Arbeitsaufträge Buch ge- 
führt und dieſes den Aufjichtsbeamten auf Verlangen vorgelegt wird; 
3. die Gemwerbeaufjicht (Gewerbeordnung $ 139b) auf die in der Heim- 
arbeit bejchäftigten PBerjonen ausgedehnt und möglichjt durch bejondere Be- 
amte, auch weibliche, ausgeübt wird; 4. auf Antrag der Gewerbeaufficht3- 
beamten die Polizeibehörden befugt find, zum Schuge der Gejundheit der 
Beichäftigten oder der Konjumenten oder der Sittlichfeit im Wege der Ver— 
fügung für einzelne Arbeitsftätten Vorfchriften zu erlaffen oder die Be- 
Ihäftigung von befonderen Bedingungen abhängig zu machen oder aud 
zeitweife zu unterjagen; 5. der Bundesrat oder, falls diefer von feiner Be- 
rechtigung feinen Gebrauch macht, die RYandeszentralbehörden oder die zu— 
ftändigen Polizeibehörden befugt find, im Wege der Verordnung folche Vor— 
ſchriften (Ziffer 4), jei ed allgemein, ſei es für beftimmte gewerbliche Zweige 
oder Bezirke, zu treffen; 6. den jugendlichen Perſonen und Arbeitern, 
ſoweit ihnen nicht jchon durch das Kinderfchußgejfe von 1903 oder durch 
die Gewerbeordnung ($$ 135—139a, 154) ein meitgehender Schuß ge— 
fihert ift, die Sonntagd- und Nachtarbeit (von abends 10 bis morgens 
6 Uhr) verboten ift; 7. dem Bundesrat das Recht gegeben wird, für jolche 
Gewerbe, in welchen durd, übermäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit die 
Gejundheit gefährdet wird, die Dauer, Beginn und Ende der zuläfligen 
täglichen Arbeitszeit auch für die Erwachjenen vorzujchreiben, ſowie jolche 
Arbeiten, welche mit bejonderen Gefahren für Gejundheit und Sittlichkeit 
verbunden find, gänzlich zu unterfagen oder von bejonderen Bedingungen 
abhängig zu maden; 8. den Arbeitgebern e3 unterjagt ift, die für Fabriken 
und Werfjtätten feitgejeßte Arbeitszeit (Gewerbeordnung 88 135—139a, 
154) dadurch zu umgehen, daß den Arbeitern Arbeit nach Haufe mitgegeben 
wird; 9. für ſolche Bezirke, in denen die Hausinduftrie ftarf vertreten ift, 
Schutzkomitees als Hilfsorgane der Gewerbeauflicht gebildet werden; 10. die 
Gewerbegerichte allgemein und aud dann für zuftändig erklärt werden, 
wenn die Hausgewerbetreibenden die Rohftoffe jelbjt liefern (Gewerbegericht3- 
geſetz $ 5); 11. für den Fall der Errichtung von Arbeitsfammern gejon- 
derte Abteilungen für die Hausinduftrie (Heimarbeit), insbejondere aud) 
zur Förderung von Tarifverträgen gebildet werden; 12. die Sranfen-, 
Snvaliden- und Unfallverfiherung tunlichft ausgedehnt wird. II. auf 
Grund des $ 154 Abjah 3 und 4 der Gewerbeordnung die Arbeiterichuß- 
beftimmungen (Gewerbeordnung 88 135a—139b) tunlichft auf alle Werf- 
ftätten der Hausinduftrie auszudehnen. 

Der Antrag iſt hervorgerufen dur eine Ausftellung der Heim- 
arbeit in Berlin, die da3 allgemeine Intereſſe außerordentlich gefefjelt hatte. 


17. März. (Frankfurt aM.) Die deutfhe Wohnungs: 
fonferenz bejchließt für den Herbft und Winter eine große Agitation. 
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17.120. März. (Baden.) In der Zweiten Kammer fommt 
e8 zu einem heftigen Zufammenjtoß zwijchen der Regierung und 
dem fozialdemofratijchen Abgeordneten Geld, da Minijter des In— 
nern Schenkel es für pflichtwidrig erklärt, wenn ſich Schußleute 
bejchwerdeführend an die ſozialdemokratiſche Partei wenden. — Die 
Sozialdemokratie lehnt deshalb das Budget ab. 

19. März. Preußen.) PVorlagen zur Anderung des 
Wahlrechts. 


Der Entwurf beſteht aus zwei Geſetzen: 1. Geſetzentwurf, betreffend 
Vermehrung der Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten und Aenderungen 
der Landtagswahlbezirke und Wahlorte. Er ſetzt die Zahl der Abgeord— 
neten auf 443 feit. Für Berlin find zwölf Wahlbezirfe mit je einem Ab- 
geordneten in Ausficht genommen, aljo zwölf gegen bisher neun. Im 
Wahlbezirt Potsdam mwurde ein neuer Wahlbezirf aus dem Gtadtfreis 
Charlottenburg und ein zweiter aus Schöneberg und Rirdorf mit je einem 
Abgeordneten gebildet. In den beiden zu einem Wahlbezirk zu vereini- 
genden Landkreijen wurden die bisherigen zwei Abgeordneten belafien. 
Der Wahlbezirf Oppeln 5 wird geteilt und erhält ftatt zwei drei Ab- 
geordnete. Der WahlfreiS Arnsberg, der größte der Monarchie, erhält 
ſechs ftatt drei Abgeordnete, die aus ſechs Wahlbezirken zu wählen find. 
Der Wahlkreis Düfjeldorf 5 erhält vier ftatt drei Abgeordneten, wobei ein 
neuer Wahlkreis, Düfjeldorf 15, aus der Stadt Mülheim a. d. Ruhr, dem 
Kreis Mülheim und dem Kreis Ruhrort gebildet wird. Ferner werden 
entiprechende Wenderungen der Wahlorte zur Vermeidung zufünftiger 
Wahlen in den Kirchengebäuden und die Benügung günftigerer Verkehrs— 
bedingungen vorgejchlagen. 

2. Gejeßentwurf, betreffend Abänderung der Vorjchriften über das 
Berfahren bei den Wahlen zum Ubgeordnetenhaufe. Artikel 1 beftimmt: 
Der Protofollführer und der Beiliger des Wahlvorftandes werden durch 
einen Wahllommijjarius aus der Mitte der Wahlmänner ernannt. Haben 
bei der erjten Abftimmung nur zwei Berjonen, oder wenn nur zwei Wahl- 
männer zu wählen find, nur vier PBerjonen und zwar gleichviel Stimmen 
erhalten, jo entjcheidet da8 Los. In Gemeinden mit über 50000 Seelen 
findet die Abftimmung innerhalb einer feitzujegenden Abjtimmungzfrift 
ftatt, anftatt der bisherigen gemeinjchaftlihen Verfammlung der Urwähler 
zur Terminswahl. Mbteilungen von über 500 Wählern fünnen in Ab- 
ftimmungsgruppen geteilt werden. Auf Antrag des Gemeindevorftandes 
fann für Gemeinden von über 50000 Seelen die Terminwahl oder für 
Gemeinden von unter 50000 Seelen die Friftwahl angeordnet werden. 
Der Minifter des Innern kann bei Wahlbezirken mit 600 Wahlmännern 
oder mehr anordnen, die Abgeordnetenwahl in den Gruppen der Wahl- 
männer vorzunehmen, die Wahlorte bejtimmen oder die Abftimmung in 
Form einer Friftwahl feitiegen. Ueber die Gültigkeit der Wahlmänner- 
wahlen entſcheidet die Gruppe, zu der der Wahlmann gehört. Artikel 2 
jeßt die Verpflichtung der Urmwähler, die Mitgliedjchaft des Wahlvorjtandes 
zu übernehmen, jowie die Ablehnungsgründe feft. 


19. März. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ fchreibt 
über die Parijer Prefje und die Möglichkeit des Scheiterns der 
Marokkokonferenz: 

„Nach amtlichen Berichten des Botſchafters v. Radowitz hat bisher 
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auf der Konferenz von Algecira3 unter den Delegierten allerjeit3 das red- 
liche, loyale Beftreben geherriht, die großen jachlihen Schwierigkeiten 
jadhlich zu behandeln, den Einfluß erregter Preßerörterungen fernzuhalten 
und jo dad Werk, wenn möglich, zu einem guten Ende zu bringen. Die 
gejamte ernfte Preſſe Deutichlands darf, wie wir glauben, die Anerkennung 
beanſpruchen, daß fie die Arbeit der Delegierten rejpeftiert hat und dem 
Gang der Verhandlungen mit Ruhe gefolgt ift, im Gegenjaß zu der auf- 
geregten, zum Zeil gehäffigen Haltung mander Pariſer Blätter. Immer 
fehrt in ihnen, jo beijpiel3weije in der legten Nummer des ‚Temps‘, der 
Verſuch wieder, die von Deutichland verlangten internationalen Garantien 
al3 verfleidete Annerionsgelüfte Hinzuftellen. Der in dem öfterreichijch- 
ungariichen Vermittlungsprojeft enthaltene Borichlag, neben dem neutralen 
Generalinjpeftorat eine neutrale Station in Cajablanca einzurichten, ift 
ein untaugliches Beweismittel für die Behauptung, daß die deutſche Politik 
nicht bloß eine volle Garantie für die offene Tür verlange, fondern fich 
von uneingeftandenen Nebenabjichten leiten laſſe. Für die jpezifiich deut- 
ſchen Intereſſen ift e3 gleichgültig, ob gerade in Cajablanca ein paar 
ſchweizeriſche oder holländijche oder ſpaniſche und franzöfiiche Inftrufteure 
für die maroffanijche Polizei tätig find. Wir glauben auch nicht, daß 
Deutichland die Verftändigung in der Polizeifrage lediglich an Caſablanca 
jcheitern lafien fan, wenn Frankreich bereit ift, die Polizeiinftruftion in 
den Häfen mit wirklich genügenden Bürgjchaften für ihre allen fremden 
Intereſſen unparteiiich dienende Ausübung zu verjehen. Der erjte Schritt 
dazu ift gejchehen mit dem AZugeftändnis, daß ein neutraler General- 
injpefteur eingejegt werden jol. Wir wollen noch an der Hoffnung feit- 
halten, daß ſich ein jfrupellojer Uebereifer nicht mächtiger als die nüchterne 
Ueberlegung erweijen und dad Bemühen der Delegierten, die von Deutjch- 
land von Anfang an anerfannte Sonderftellung Frankreichs und Spaniens 
mit dem internationalen Recht in Uebereinftimmung zu jeßen, doch zum 
Ziele führen wird. Sollte die Konferenz jcheitern, jo wird nicht Deutich- 
land die Verantwortung tragen, und die Folgen würden für uns nicht 
empfindlicher fein, als für andere. 


20. März. (Reichstag.) Tabakſteuer in der Steuerfom- 


mijfion. 

Die Steuerfommifjion lehnt in der zweiten Lejung ohne Debatte 
einftimmig die Tabakfteuervorlage ab. Reichsſchatzſekretär Frhr. dv. Stengel: 
Damit es nicht den Anfchein gewinne, als ob die verbündeten Regierungen 
mit der vollftändigen Ablehnung der Tabakſteuervorlage fich zufrieden 
gäben, jo jehe er ji genötigt, namens der verbündeten Regierungen zu 
erflären, daß, wenn e3 der Kommiffion nicht gelingen jollte, für den ſich 
hiernach ergebenden namhaften Ausfall einen auch für die verbündeten 
Regierungen annehmbaren Erſatz zu finden, dieje ſich vorbehalten müßten, 
jeinerzeit bei der zweiten Beratung im Plenum auf die Erhöhung der 
Tabaffteuer zurüdzufommen. 


20. März. (Eljaß-Lothringen.) Der Landesausſchuß ge- 
nehmigt einen Antrag Preiß, der eine Abjchaffung des Weingejehes 
vom 24. Mai 1901 herbeiführen und den Handel mit Wein unter 
das allgemeine Nahrungsmittelgejet ftellen will. 


Der Antragfteller betont, daß der von ihm geftellte Antrag den 
Zmwed habe, die eljaß-lothringiiche Landesregierung für die bevorftehenden 
Verhandlungen im Bundesrat über die Anjchauungen der eljaß-Lothringiichen 
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Weinbauern zu unterrichten. Die Lage des eljaß-lothringischen Weinbaus 
jei noch nie jo Eritiich gemwejen wie jeßt. Die Beftimmungen des jegigen 
Weingejeges, welche gemifjenloje Weinfäljcher geradezu begünftigten, be— 
drohten nicht nur den Wohljitand, ſondern die Eriftenz der Nebleute im 
Elſaß. Die Weinkontrolle würde in Elaß-Lothringen und Bayern recht 
gut durchgeführt, dagegen nicht in Preußen. Dort würde in den großen 
Städten der weiße Wein produziert. E3 gäbe dort feine Kontrolleure im 
zn wie in Bayern und im Elſaß, höchſtens übten Apothefer die 
ontrolle im Nebenamte aus. Es müſſe daher für ganz Deutichland eine 
wirkſame Weinkontrolle hergeftellt werden. Unterftaatsjefretär Mandel er- 
Härt, die eljaß-lothringiiche Regierung werde dem Zwecke, welchen der 
Antrag verfolge, ihre Unterftüßung nicht verjagen. Die Einheitlichfeit der 
Kontrolle müßte unter allen Umftänden auc nad) etwaiger Aufhebung des 
Weingeſetzes beibehalten werden. 
20. März. GReichstagswahl.) Bei der Erfaßwahl in 
Hechingen erhält Belzer (3.) 7091, Red (lib.) 1908, Nill (Soz.) 
322 Stimmen. 


20. März. Das Preußifche Abgeordnetenhaus verweijt 
die Vorlage über Anlegung von Sparkafjenbeftänden in Inhaber— 
papieren an eine Kommiſſion. 

21. März. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus lehnt 
gegen die Stimmen der Linken und eine Teil der Freikonſer— 
vativen einen Antrag auf Einführung fakultativer Feuerbeſtat— 
tung ab. 

21. März. (Berlin.) Reichdtagsabgeordneter Lenzmann FT. 
Geboren 1843, 1874 Rechtsanwalt in Lüdenjcheid, 1881—87, 
1893—1906 Reichdtagsabgeordneter der Fortſchritts- reſp. Freifin= 
nigen Bolf3partei. 

4. März. (Reichstagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Kaijerdlautern erhält Schmidt (lib.) 7575, Klement (Soz.) 7547, 
Röſicke (Bd. d. Low.) 6595, Kempf (3.) 3785 Stimmen. Bei der 
Stichwahl (30. März) erhält Schmidt 12084, Klement 9527 Stimmen. 

21. März. (Reichdtag.) Die Budgetlommilfion lehnt die 
Umwandlung des Kolonialamt3 in ein Gtaatsjefretariat ab und 
bejchließt mit 18 gegen 10 Stimmen die Umwandlung in ein Unter- 
jtaat3jefretariat. 


Seh. Rat Helffrich begründet die Forderung des Staat3jefretariats: 
Der Geihäftsumfang der Kolonialabteilung ift in einem Maße gewachſen, 
daß er fich im Rahmen einer Abteilung des Auswärtigen Amts nicht mehr 
ordrnungsmäßig bewältigen läßt. Die Zahl der Journalnummern der 
Kolonialabteilung einjchließlich des Oberfommando3 der Schußtruppen, das 
ja der Kolonialabteilung angegliedert ift, hat fi) von 12418 im Jahre 1891 
auf 59481 im Jahre 1902 und auf 116591 im Jahre 1905 gefteigert. 
Die Kolonialabteilung allein Hat in den legten beiden Jahren vor dem 
jüdmeftafrifanischen Aufftande — 1902 und 1903 — mehr al3 42000 
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Sournalnummern gehabt, gegen 12400 in 1891. Die Kolonialabteilung 
ift dabei auf einem Perjonalbeftand angefommen, welcher denjenigen der 
meijten anderen Reichsämter übertrifft oder erreicht. Für jeden, der den 
inneren Dienft einer Zentralbehörde fennt, muß es klar ſein, daß die Ge— 
jchäfte der Kolonialabteilung auch in dem Umfange, der nad) der Nieder- 
werfung der Aufftände bleibt, unmöglich immer noch durch einen Minifterial- 
direftor geleitet werden können. Auch in den anderen Reichsämtern haben 
wir die Staatsjefretäre und Unterftaatsjefretäre doch nicht Lediglich” aus 
Deforationsgründen oder aus einer Freude an der Nusftattung der Be- 
amtenhierardie. Staatsjefretäre, Unterſtaatsſekretäre und Direktoren find 
vielmehr die Träger verjchiedener Funktionen. Der Staatäfefretär hat die 
Vertretung feines Reſſorts nad außen wahrzunehmen, iſt der Träger des 
Geiftes und der Ideen, nach denen jein Refjort geführt wird. Der Unter- 
ftaatsjefretär hat im allgemeinen die Oberaufficht über den inneren Dienft 
und die Sorge für die Einheitlichfeit der Erledigung der Gejchäfte wahr- 
zunehmen ſowie den Gtaatsjefretär im Bedarfsfalle zu vertreten. Der 
Direktor jchließlich Hat den größten Teil der laufenden Gejchäfte endgültig 
zu erledigen und dadurch die höchſten Spitzen des Refjort3 für ihre eigent- 
lihen Aufgaben freizumachen. Bei Heineren Verhältniffen können zwei 
diefer Funktionen und vielleicht jogar alle drei von einer einzigen Perſön— 
lichkeit wahrgenommen werden, bei größeren Verhältniffen ift das unmög- 
ih. Bei der Kolonialabteilung ift es jchon lange unmöglich, und die 
Mängel, die man beflagt, haben zum großen Zeil ihren Si nicht in den 
Berjonen, die wohl ausnahmslos ftet3 bemüht waren, ihr Beſtes zu tun, 
jondern in der unzureichenden Organijation. 


21. März. Die ruffiiche Regierung teilt der deutjchen die 
vom „Temps“ unrichtig wiedergegebene Note des Grafen Lambs— 
dorff an den Grafen Gajfini mit: 


Telegramm Sr. Erzellenz des Grafen Lambsdorff an Se. Erzellenz 
den Grafen Caſſini. St. Beterdburg, 19. März 1906. Die faijerliche Re— 
gierung hält es für notwendig, den verbreiteten Nachrichten entjchieden 
entgegenzutreten, al3 ob jie ſich in Widerfprud) zu dem Standpunkt Franf- 
reichs zugunsten der Schaffung einer bejonderen Polizeiordnung in Caja- 
blanca ausgeſprochen hätte. Diefe Nachricht entbehrt der Begründung. 
Um daher jede faljche Auslegung in einer Frage von diefer Wichtigkeit 
zu vermeiden, werden Gie den franzdjiichen Bevollmächtigten zu verfichern 
haben, daß Sie bereit find, ihm in der Frage der Polizei in dem genannten 
Hafen zu unterftügen. Zu gleicher Zeit werden auch die auf der Konferenz 
vertretenen Mächte von dieſer Inſtruktion unterrichtet werden, um den 
möglicherweife entjtehenden Verdacht eines Doppeljpiel3 Rußlands zu zer- 
ftreuen, während außer dem Wunjche, jeinen Verbündeten in jeinen berech— 
tigten Forderungen zu unterftügen, feine Anftrengung einzig auf ein hohes 
verjöhnliches Ziel gerichtet find, nämlich eine Löſung der eingetretenen 
Schwierigkeit zu finden, die der Würde der beiden Parteien entjpricht. 


Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ jchreibt über die un— 
richtige Meldung des „Temps“: 

„Wir lejen hier zum erjten Male, e3 jei ernithaft re worden, 
da Rußland der franzöfiichen Regierung geraten haben joll, den früheren 
öfterreichijch-ungarifchen Borjchlag tel quel anzunehmen. Wir wußten bis- 
ber nur, und zwar aus franzöfiichen Preßmeldungen ebenjo wie aus 
deutfchen Mitteilungen aus Algeciras, daß der Vorſchlag des Grafen 
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Weljersheimb als Grundlage für meitere Verhandlungen günftig auf- 
genommen wurde und daß Schritte unternommen worden feien, Frank— 
reih zu dem gleichen Entgegenfommen zu veranlafeen. Auch ift uns 
nichts davon befannt, daß der deutjchen Delegation in Algecirad die am 
Scluffe der Depeche behauptete Mitteilung zugelommen fei. Auffällig ift 
aber auch jo ſowohl der Anhalt der ruffiichen Snftruftion, al3 die Tatjache 
ihrer Beröffentlihung im ‚Temps‘. Nach der vom ‚Temps‘ in den lebten 
Wochen geführten Sprache, die nur dazu beitragen fonnte, den Gang der Ber- 
handlungen in Algeciras zu ftören, kann ber Zwed auch diejer legten Ver- 
öffentlihung nur jein, einer VBerftändigung weitere Hindernifje in den Weg 
zu legen. Die deutjche Politik wird jich dadurch nicht abhalten laſſen, auf dem 
jiheren Boden des internationalen Rechts nad) den von ihr von Anfang ge- 
zogenen grundjäßlichen Linien die deutſchen Intereſſen und Rechte zu wahren.” 


März. Proteft gegen die preußiiche Volksſchulvorlage. 


27 Hochſchullehrer preußiicher und außerpreußifcher Univerfitäten 
erlafjen einen Aufruf gegen die preußiſche Volksſchulvorlage. Der Ein- 
ſpruch richtet fich gegen die die Eonfejlionellen Verhältnifje der Volksſchulen 
betreffenden Beftimmungen der Vorlage und will gegenüber der trennenden 
Tendenz des religiöfen Sonderbefenntnifjes die Einheit der humanen und 
nationalen Bildung gewahrt wiſſen. In diefer Tendenz auf die Kon— 
feffionalifierung der Volksſchule, ohne Rüdjicht auf die Wünjche und die 
finanzielle Leiftungsfraft der Bevölkerung mie auf die Qualität der Schulen, 
jei die jegige Vorlage völlig eind mit der des Jahres 1892. Der von 
der Vorlage firierte religiöje Partifularismus werde zur Verjchärfung des 
religiöjen Gegenjages, des Krebsſchadens der Nation jeit Jahrhunderten, 
beitragen. — Der Protejt, der in Gelehrtenkreiſen verhältnismäßig wenig 
Unterjchriften findet, wird in der liberalen Preſſe lebhaft gefeiert und viel- 
fach al3 die Anjchauung der Univerfitätsfreife wiedergebend betrachtet. Die 
„Preußiihen Jahrbücher” befämpfen den Proteft jcharf; er vertrete nicht 
die Anſchauungen der Hochſchullehrer, denn die meiften und angejehenften 
hätten ihn nicht unterzeichnet; er überjchäge den Wert der Simultanjchule 
und vor allem Habe er ganz faljche Vorftellungen von der Bedeutung des 
Proteſtantismus für unjer nationales Leben. 


23. März. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Wahl: 
vorlage. Begründung Bethmann-Hollwegs. 


Minifter des Innern v. Bethmann-Hollweg legt den Inhalt 
der Vorlagen dar und fährt dann fort: Ich habe jchon in der Preſſe ge- 
nügend gehört, und — darüber gebe ich mich feiner Täuſchung Hin — 
ich werde es auch in diejem hohen Hauje genügend zu hören befommen, 
daß dieſe Entwürfe blutwenig bedeuten. (Lebhaftes Sehr richtig! im 
Bentrum und links.) Laffen Sie mich auch jebt ſchon einiges darüber 
jagen: ch Halte mich zunächit an die konkreten Vorſchläge, welche ſich aus 
den Anträgen einzelner Parteien diejes hohen Haufes vom Jahre 1904 
ergeben haben. Es waren Borjchläge einmal auf eine grundjäglice Neu- 
einteilung aller Wahlfreije, und zweitens der Vorſchlag, zu dem Zuftande 
von 1893 zurüdzufehren, die beftehende Drittelung der Steuerbeträge durch 
eine Zmwölftelung zu erjegen. Die generelle Neueinteilung der Wahlfreije 
hat in den legten Jahrzehnten das Hohe Haus wiederholt beichäftigt. Auch 
innerhalb des Haufes find dabei die entgegengejegten Standpunkte vertreten 
worden, von denen der eine eine Einteilung der Wahlbezirte nach der 
Bevölkerungszahl, eventuell nach der Steuerfraft, vornehmen will, der 
andere aber in Rüdjicht auf die Hiftorifche Entwidelung von einer gene- 
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rellen Aenderung nichts wiſſen will. Die königliche Staatsregierung hat 
jich ftet3 auf legteren Standpunkt geftellt. Ich Halte es für müßig, heute 
die Gründe und Gegengründe der einen oder anderen Geite zu wmieder- 
holen, weil ja der Zwed der Vorlage nad) meinen Ausführungen ein ganz 
anderer ift. Was die Abteilung3bildung innerhalb der Gemeinden an- 
langt, jo Habe ich bereit bei der zweiten Etat3beratung mitgeteilt, daß 
ih diefem Gedanken nachgehend, ftatiftiiche Brobeerhebungen habe aufitellen 
laſſen. Diefe haben diejenigen Wahlfreife betroffen, welche 1893 vom Ab- 
geordnetenhaufe und feiner Kommifjion ausdrüdlich als typijch anerkannt 
worden find. Wenn e3 nun auch theoretiich der Grundgedanke des Drei- 
klaſſenwahlrechts ift, die Wählerjchaft in Abteilungen zu teilen, von denen 
jede eine Einheit finanziell und womöglich jozial ihr möglichft gleichitehen- 
der Kräfte zufammenfaßt, wenn e3 in einem Staatswejen wie Preußen ja 
ſchlechterdings unmöglich ift, dieſe Klaffifizierung durch den ganzen Staat 
vorzunehmen, jo liegt allerding3 der Gedanke nahe, die Slaffifisierung 
wenigftend durch die ganze Gemeinde zu erjtreden und jie nicht zu be- 
ihränfen auf den einzelnen Urmwahlbezirk, dejjen Grenzen ja doch willfür- 
ih find. Die Probeerhebungen haben aber ergeben, daß man mit der 
Abteilungsbildung in der Gemeinde dem erftrebten Ziele durchgehende 
nicht beifommt. Die Gewohnheit der Bevölkerung ift es, ihre Wohnpläße 
in den großen Städten, und auf die kommt es doch in erjter Linie an, 
jo voneinander zu trennen, daß die wohlhabenden Elemente eigene Stadt- 
quartiere, die unteren und ärmeren andere Stadtteile aufjuchen. E3 zeigt 
ih, daß es in den Großftädten einen gemeinjchaftlichen, einheitlichen Typus 
für die Gejamtgemeinde nicht gibt. Die Folge ift, daß Wbteilungsgrenzen 
in die Erjcheinung treten, welde für die Verhältnifje der einzelnen Stadt- 
teile nicht paflen, in vielen Fällen jo wenig pafjen, daß in einer großen 
Zahl von Orten — in einem Orte ift es fogar die Mehrzahl der Urmwahl- 
bezirfe — fich fein Wähler befindet, welcher in die erfte oder zweite Ab- 
teilung überhaupt hineinpaßt. Dann muß ebenjo wie vor 1893 für Dieje 
Urwahlbezirfe eine bejondere Abteilungsaufftellung gebildet werden, und 
wir fommen zu einem Miſchſyſtem, das dahin führt, daß in einem Ort 
die Mehrheit der Wähler erjter Abteilung in diefe Abteilung hineinfommt, 
nicht weil fie die Erfordernifje der Steuerfumme erfüllt, jondern lediglich 
weil jie in einem einzelnen Urwahlbezirf apart wohnt. Nun würden mich 
derartige Kuriofa und Inkonſequenzen, die mindeftens ebenjo groß jind 
wie in dem gegenmwärtig geltenden Syſtem (Heiterkeit), gar nicht jo auf- 
regen, denn meiner Ueberzeugung nad ſoll ın allen diejen Dingen nicht 
die Theorie, fondern die Praxis entjcheiden. Aber ebenjo wie die Ab- 
teilungsbildung durch die ganze Gemeinde zur Folge Hat, daß in vielen 
Urwahlbezirfen überhaupt feine Wähler erfter und zweiter Klafje vorhanden 
find, ebenfo oft fommt e3 vor, daß ſolche zwar vorhanden find, aber in 
jehr geringer Zahl, während die dritte Abteilung außerordentlich reichlich 
bejegt ift. Das führt weiter dahin, daß die Anzahl derjenigen Abteilungen, 
welhe von einem einzigen Wähler beherrſcht werden, weſentlich wächſt, 
und weiter, daß in vielen Urmwahlbezirfen eine irgendwie jyftematifche 
Relation zwiichen dem Steuerjoll der einzelnen Abteilungen nicht mehr 
erfennbar bleibt. Es fommen Fälle vor, wo da3 Steuerſoll der erften und 
zweiten Abteilung im Gegenjag zu dem der dritten ein unendlich hohes 
ft, wo von einer Zmwölftelung gar feine Nede mehr ift, aber auch um- 
gefehrt fommt e3 vor, daß die Summe des Steuerjolld beider unendlich 
viel niedriger ift, als das der dritten Abteilung. In der Kommijfion 
werde ich eventuell zeigen, daß e3 Fälle gibt, wo das Steuerſoll der erjten 
nicht den zehnten Teil desjenigen der dritten Abteilung aufweiſt. Dieje 
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Erſcheinung hat mic doch ſchwankend gemacht und mic ſchließlich ver- 
anlapt, Ihnen dieſe Maßregel nicht vorzujchlagen, weil Damit nichts ge- 
bejjert würde. Nun hat der Abg. Brömel bei anderer Gelegenheit mir 
gejagt, daß das, was jeine Freunde forderten, doch etwas ganz anderes, 
weit bejjeres jei. Ich möchte bei diejer Gelegenheit noch einmal und aus- 
drüdlich fejtitellen und wiederholen, daß die Adoption des Reichdtagswahl- 
rechtes für uns unannehmbar ift! Wer die Erpeftorationen der ‘Parteien 
und der Prejje über die Wahlrechtsfrage während dieſer legten Jahre und 
namentlich der legten Wochen verfolgt hat, dem hat ſich ein eigentümliches 
Bild dargeboten. Auf der einen Seite eine vernichtende Kritik über unjer 
Dreiklafjenwahlrecht, geftügt auf Unebenheiten diejes Syſtems und geftüßt 
vor allem auf das jcharfe Urteil des Fürften Bismard. Auf der anderen 
Seite Anklagen gegen ung arme Mitglieder der Staatöregierung, daß wir 
noch immer nicht fertig gebracht — ein ideales Wahlrecht für Preußen 
zu erjinnen, daß wir das Volk mit einem Notgejeg abjpeijen wollen. 
Wenn es mir glüden follte, durch Gejeg Nöte des Volkes abzuftellen und 
die bejtehenden Gejege in einem vorurteiläfreien und wirklich) menschlichen 
Geiſte handhaben zu lajjen, dann werde ich mir daran einjtweilen genügen 
lajjen, weil der Geift noch immer etwas mehr ift wie die Form. Die 
Forderung des Reichstagswahlrechts und die Vorwürfe über die Erfindungs- 
armut der Regierung werden dem Ernft der Situation nicht gerecht. In 
gemwijjem Sinne beneide ich die Anhänger des Neichstagswahlredhts, es ift 
jo furchtbar einfach, die Schablone ift vorhanden, nad) der man ohne jehr 
viel Arbeit ein neues Gejeg würde vorlegen können, und man kann jich 
dabei auf Deutjchlands größte Zeit und auf Deutichlands größten Staats- 
mann berufen. Aber wie waren Damals die Zeiten? Eine Nation, bis 
dahin zerklüftet in Uneinigfeit und Unentjchlojjenheit, belaftet auch mit 
manchen Vorurteilen, Hatte ſich endlich auf jich jelbft bejonnen, fie hatte 
auf den Schlachtfeldern die größten Opfer gebracht, und ihrem Kraftgefühl 
entjprad) daS unbedingte Vertrauen, mit der die Gejchide des Reichs in 
die Hände der Wähler gelegt wurden. Dan muß offen und ehrlich jein, 
es wäre Heuchelei, e3 zu leugnen, daß ein bittere Gefühl der Umluft auf 
unjerem Öffentlichen Leben laftet. Diejes Gefühl der Unluft — rührt es 
davon her, daß wir in Preußen noch nicht das allgemeine, gleiche und 
direfte Wahlrecht haben? ES befteht ja auch im Reiche, wo wir doc) 
dieſes angebliche ideale Wahlrecht bejigen. Ein Zuſammenhang beiteht 
aber nach meiner Weberzeugung in einem ganz anderen Sinne Wenn 
die Geichichte einmal das Verdift über das legte Zeitalter abgeben wird, 
wird fie rühmend hervorheben, daß ein Grundzug unſeres Zeitalters der 
ift, die armen Schichten der Bevölferung in etwas erhöhtem Grade an den 
Segnungen der Kultur und Zivilifation teilnehmen zu lafjen; aber jie wird 
uns nicht den Tadel erjparen fünnen, daß wir bei diefem Beitreben in 
einen gewiljen Konflikt von Stimmungen geraten find. Es ift etwas 
durchaus Ungejundes, e3 ift ein Unheil, daß wir jede politiiche Aktion 
abhängig machen von den Wirkungen, die fie auf die Sozialdemofratie 
ausübt. Es iſt ein Unheil, daß die großartigen, jozialpolitiichen Inſtitu— 
tionen zu parteipolitiichen Intereſſen mißbraucht werden. Es ift ein Un- 
heil, daß unjere Preſſe nicht mehr in ihrer großen Gejamtheit das Echo 
einer jelbjtändigen und unabhängigen PBarteipolitif bildet, jondern daß jie 
umgefehrt, wenigſtens teilweiſe, eine Diktatur über bie Bartei auszuüben 
beginnt, die nicht weit von der Rüdjicht auf Die aura popularis ift. Ich 
möchte nicht mißverftanden werden: ich erblide in dem Streben der 
Schwachen des Volkes, emporzuftreben, ein großes, vielleicht das größte 
und edelfte Gejeg der Menjchheit, und auch an der Verwirklichung diejes 
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Geſetzes mitzuarbeiten, muß ein Stolz für jeden Starfen fein. Aber diefes 
Streben darf nicht der alleinige und ausjchlieglihe Inhalt unjeres Lebens 
bilden. Parallel muß das Streben gehen, die beiten und edeljten Kräfte, 
die ein Bolt und darüber hinaus die Menjchheit zu produzieren vermag, 
zu Führern des Lebens zu machen. Das follten aud) diejenigen bedenken, 
die jo ungeftüm nad einem neuen Wahlrecht rufen und die fich in erfter 
Linie al3 die Vertreter der modernen Entwidelung bezeichnen. Ich habe 
in diejen beiden legten Wochen einen Ausdrud gebraucht, von dem ich 
weiß, daß er gefährlich ift und vielfach mißbraudyt wird. Wohin ftreben 
die Kräfte? Wenn man lediglid auf die Stimmen hört, die in der 
Deffentlichkeit Hervortreten, dann müßte man vielleicht glauben, daß wir 
einer allmählichen Nivellierung rettungslos entgegeneilen. Aber das ift 
ja gerade da3 Charafteriftiiche, daß diejenigen Sträfte, welche die Produ- 
zenten unjerer materiellen und geiftigen Güter find, die Kräfte, die viel- 
leicht auch der Dichter im Auge Hatte, wenn er von ihnen jagte, daß fie 
der Gottheit lebendiges Kleid wären, daß das, was dieſe Kräfte wollen 
und was fie erftreben, durchaus nicht etwas Demofratiiches ift. Die Er- 
findungen auf dem Gebiete der Chemie und der Phyſik, der erobernde 
Fleiß unferes Kaufmanns, die Entwidelung unjerer Landwirtichaft und, 
jo parador es flingen mag, der gewaltige Anfturm unjerer Arbeiterjchaft, 
was jind Ddiefe anders als ein Zeichen dafür, daß Triebfräfte in unjerm 
Volke arbeiten, welche nicht nivellierend find, welche nicht gleichmachen 
wollen, welche höher hinaus wollen? E3 mag jehr jchwer jein, in einer 
Beit der Gärung, wie der unjrigen, Prognojen jtellen zu wollen; fie 
werden immer jubjeftiv gefärbt jein. Aber wenn man nach einer Erflä- 
rung tradhtet, warum denn die religiöjen Dinge unjere Zeit jo innerlic) 
aufregen, wenn man jieht, wie unjere Philojophie langjam, aber allmählich 
den großen Ariftofraten des Geiſtes Kant erfannt hat, wie auch unjere 
Naturphilojophie in dem Stern defjen, was fie lehrt, weniger Wert zu 
legen beginnt auf den Anfangspunft als auf die Gewißheit, daß man 
immer wieder zum Höheren auffteigen muß, — ift es dann wirklich ein 
Beiden von Schwärmerei, wenn man jagt, daß die Sträfte, welche für 
unjere Nation beftimmend jind, nicht die Höhe gleich machen, jondern zu 
immer Höherem hinauffteigen? Wenn dieje Kräfte in unjerem Volfe noch 
nicht erjtorben find, Kräfte, die mit unferer hiftorijchen Entwidelung zu— 
jammenhängen, die jich mit Unmillen abwenden von den Auswüchſen einer 
Bewegung, die jchlieglich alles Meenjchliche zu vernichten trachtet, weil ihr 
nichts Menſchliches mehr Heilig ift, weil fie feine Achtung vor den ewigen 
Gejegen der Liebe und Treue zum Stamme ihres Volfes hat, vor dem 
gemeinjamen Herde und vor allem, was das Haus beherbergt, die nichts 
will, al3 ihre Macht zu etablieren auf den Yundamenten des Hafjes und 
Terroridmus, nein, e8 beftehen in unjerem Volke noch Kräfte, welche diejes 
Treibens jatt find, und diejen Kräften wird unjere Zukunft gehören. Nun 
werden Sie fragen, weshalb ich dieje Ausführungen gerade hier bei diejen 
Gejeßentwürfen gemacht habe. Wenn ich meine perjönlichen AUnjchauungen 
hier auseinandergejeßt habe, jo gejchah es, um daraus eine ganz nüchterne 
Sclußfolgerung zu ziehen, die Schlußfolgerung, daß man von dem Ernit 
der Wahlrechtsfrage jehr tief durchdrungen jein fann, auch wenn man nicht 
glaubt, fie im Handumdrehen und in der Ungeduld des Augenblids oder 
nach einem Rezept löjen zu können, und daß alle treibenden und jchaffenden 
Elemente unferer Nation jich zufammenfaflen müfjen, und daß es fein Wahl- 
recht der Zukunft geben kann und geben wird, das nicht aufgebaut iſt auf 
dem offenen und ehrlichen Zufammenarbeiten diejer Elemente. (Lebhafter 
Beifall rechts, Ziſchen links.) 
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Abg. Fiſchbeck (fr. Bg.): Die Vorlagen jeien zur Konfjervierung 
des geltenden Wahlunrecht3 bejtimmt. Warum nehme man nicht Rüdficht 
auf andere große Städte ald Berlin? Man müfje auc der Sozialdemo- 
fratie eine parlamentarijche Vertretung gewähren. Abg. Irmer (fonf.): 
Die Einführung des allgemeinen Wahlrecht wäre ein Unglüd; es fichere 
nicht etwa eine gerechte Vertretung, denn daß Hamburg und Berlin jozial- 
demofratijche ReichStagsabgeordnneten Hätten, jei ungereht. Abg. Krauje- 
Königsberg (nl.): Die Vorlage ſei ungenügend; Hunderttaufende hätten 
faktiich fein Wahlrecht; man müſſe ihnen ihr Recht verichaffen ohne Rück— 
fiht auf den Ausfall der Wahlen. Abg. Frhr. v. Zedlig (frf.) ftimmt dem 
Minifter zu. Das Landtagswahlreht, das die Stimmen wäge und nicht 
bloß zähle, jtehe turmhoch über dem Reichstagswahlrecht. Eine Aenderung 
der Wahlbezirfe würde eine politische Uebermacht der großen Städte jchaffen 
und das Land auspowern. Abg. Porſch (8.) ftimmt den Borlagen im 
mejentlichen zu, fordert aber von der Regierung eine umfafjende Reform 
des re ee in a — Die Vorlage wird an eine Kommijjion 
verwiejen. 


24. März. (Herrenhaug.) Finanzkommiſſion. Ausländifche 
Studenten. 


In der Etat3beratung wird betont, daß die größte Vorſicht bei der 
Aufnahme von Ausländern an den Univerfitäten und Techniſchen Hoch— 
ihulen namentlich mit Rüdficht auf den fragmürdigen politifchen Charakter 
eines Teiles diejer Studenten geboten jei. Kultusminifter Dr. Studt: Die 
Unterrichtöverwaltung jei nicht ohne Erfolg bemüht geweſen, Täftige aus- 
ländijche Elemente von den Hochſchulen und Techniſchen Hochſchulen fern- 
—— In letzteren ſeien die wiſſenſchaftlichen Anforderungen bei der 

ufnahme erheblich erhöht worden, wodurch man eine große Zahl von 
ruſſiſchen Studenten, die wegen der dortigen Wirren zu uns gekommen 
ſeien, nach Frankreich und der Schweiz abgelenkt worden ſeien. Die dif— 
ferenzielle Behandlung der Ausländer ſei allerdings vollkommen gerecht— 
fertigt. Freilich dürfe man das ausländiſche Element nicht prinzipiell aus— 
ſchließen. Manche ausländiſche Studenten, jo aus England, den jfandi- 
navifchen und einigen ſüdſlawiſchen Staaten jeien aus politiihen und 
anderen Gründen uns willlommen. Die ruffiichen Elemente erfordern be- 
jondere Vorficht, doch jeien Uebelftände bisher nicht hervorgetreten. 

25. März. (Bohum.) Eingabe von Bergarbeiterverfamm- 
lungen von Regierung und Landtag. 

Die Bergarbeiter verlangen, das von der Landtagskommiſſion aus 
der Negierungsvorlage ausgemerzte geheime Wahlrecht bei den Knappſchafts— 
wahlen; ferner Sicherung der Arbeitervertreter gegen Maßregelungen, jo- 
wie aktives und paſſives Wahlrecht auch für Invalide und proteftieren da- 
gegen, daß die Beamten das Recht einer Sondervertretung im Knappſchafts— 
vorstand Haben follen. Die Regierung fol die preußiiche Knappichaftsreform 
faflieren und dafür einen Gejegentwurf auf reichsgejegliche Regelung des 
Knappichaftswejens einbringen. 

25. März. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
über deutjchfeindliche Strömungen in Rußland: 

Dem Beobachter der Gefchehniffe in Rußland konnte die Tatjache 
nicht entgehen, daß in neuerer Zeit ein größerer Teil der rujfiichen Preſſe 
wieder mit Vorliebe in deutjchfeindlihen Ergüffen ſchwelgt. Es ift Dies 
um jo auffälliger, als mit Ausnahme der jozialdemofratifchen Blätter 
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unjere Preſſe im allgemeinen die ruffiichen Vorgänge durchaus ruhig be- 
handelt Hat. Auf die vereinzelten Vorftöße folgt jet ein organifiertes 
Borgehen, da3 aus dem Grunde Beachtung verdient, weil e3 fich nicht auf 
Preßkreiſe bejhränft, jondern in der jogenannten Gejellihaft zu werben 
juht. Die deutiche St. Petersburger Zeitung hebt in diejer Beziehung als 
eine der bemerfenswerteiten Erjcheinungen der legten Zeit hervor, daß, 
während in den legten Jahrzehnten panflaviftiiche Ideen ausſchließlich in 
reaftionären Freien gepflegt wurden, fich jet in gewiſſen jehr Liberalen 
Streifen ſtarke panjlavijtiiche Tendenzen immer deutlicher bemerkbar machen. 
Das Drgan diejer Kreife ift die Ruß, die feit einigen Monaten eifrig für 
die Gründung einer Slavifchen Liga Propaganda madht. Diefer Plan 
icheint immer feftere Geftalt anzunehmen, wie aus einem der legten Leit- 
artifel de3 Blattes hervorgeht, wo e3 Heißt: „In nächſter Zeit wird in 
St. Peterdburg die Konftituierung einer politifchen Organifation unter dem 
Namen „Slaviiche Liga” ftattfinden. Ziel derjelben iſt die Verwirklichung 
einer panflaviftiichen Einigung zum friedlichen Gegengewicht gegen die ag- 
grejjiven Pläne des friegeriihen Germanentums. (?! Wo beftehen jolche 
Pläne? Red. d. Nordd. Allg. Ztg.) Wie jchon früher betont, ftört dieſer 
Zweck weder die forreften Beziehungen zu den friedliebenden Elementen 
des deutjchen Volfes, nod) den vollkommen aufrichtigen Wunsch einer engen 
Annäherung an Dejterreih-Ungarn, al3 einen halbjlavifchen und zudem 
für die Aufrechterhaltung des Gleichgewicht in Mitteleuropa notwendigen 
Staat. — Die nächſte Aufgabe der inneren Bolitif der Liga ift die Rege- 
lung der jlaviichen Frage innerhalb der Grenzen Rußlands (der polnijchen, 
der FHeinruffiihen Frage u. . w.). Die Autonomie Polens unter Bei- 
behaltung vollflommener realer Garantien für die Einheit de3 Neiches 
ift gegenwärtig der Schlüffel zur Löſung der ſlaviſchen Frage. Es ift die 
conditio sine qua non dafür, daß die ſlaviſche Idee aus einer theoretifchen 
zu einer praftiichen wird. — Die erjte Aufgabe der äußeren Bolitif der 
Liga — ift die Anknüpfung regelmäßiger enger Beziehungen zum Slaven- 
tum jenjeit der Grenze. Die zwedentiprechendfte Form derjelben ift — 
eine Zollunion mit den ſlaviſchen Balfanländern und mit Defterreich- 
Ungarn. Die Dogmen der Liga find 1. Gleichberechtigung der Konfeſſionen, 
volle Glaubensduldung und Achtung vor der Anhänglichkeit einzelner 
Bölfer und Perſonen an ihre Konfefjion; 2. nationale Gleichberechtigung, 
Duldfamkeit und Achtung den nationalen Bedürfnifien und Rechten der 
einzelnen Völker der jlaviichen Rafje und ihrer nichtjlaniihen Nachbarn 
gegenüber; 3. ein demofratifches fonftitutionelles Regime in Rußland, ohne 
das es Fein Vertrauen bei den auswärtigen Slaven finden kann. Die 
‘dee der Slaviſchen Liga muß ihres friedlihen politischen Zieles wegen 
tief ind Volk eindringen, ähnlich der ihr verwandten dee des Sjofoltums 
in den weftjlavischen Ländern oder der polnischen Geſellſchaft des Natio- 
nalität3jchußes, die neulich unter dem Namen Straz in Preußen entftanden 
ift. Die Slavifche Liga muB aus mehreren Sektionen beftehen, entiprechend 
den von der Liga verfolgten Aufgaben und den Mitteln zu ihrer Er- 
reichung. Als ſolche Sektionen find zunächft folgende drei vorgejehen: 1. die 
DOrganijationgfeftion, deren Aufgabe die Propaganda für den Berein und 
die Begründung von Gruppen außerhalb St. Petersburgs ift; 2. die Auf- 
Härungsjeftion, deren Mitglieder fi) damit befafjen werden, die Slaven 
mit der Geichichte, Kultur und der gegenwärtigen politifchen Lage der ein- 
zelnen ſlaviſchen und mit ihnen in Konner ftehenden Bölfer befannt zu 
machen; 3. die Verkehrsſektion, die für die praftiihen Fragen jlavijcher 
Beziehungen zu jorgen haben wird, wie für die Organijation von Kon- 
greffen, Bejuchsfahrten, Ausftellungen, den Nachrichtendienft, die Preß— 
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organe u. ſ. w. Es wäre ferner auc notwendig, für einen beftändigen 
Konner unter den Mitgliedern der Liga zu forgen, indem man Berfehrs- 
gelegenheiten jchafft, die jowohl Geift als Körper beſchäftigen, was bei der 
Teilnahme großer Volksmaſſen bejonder3 wichtig ift. Das Beifpiel des 
Sſokolvereins, der es verftanden Hat, mit Aufgaben der Aufllärung Körper- 
übungen großen Mafjen mit patriotijcher Färbung zu vereinigen, durch die 
die Teilnehmer an die dee der Gleichheit und Brüderlichkeit in den 
Reihen der Volksarmee gewöhnt wurden — verdient die ernſteſte Beachtung 
jeitend der Slavifchen Liga. Meberhaupt fteht die Sjofolorganijation den 
Bielen der Slaviihen Liga jo nahe, daß jie unter gewiljen Bedingungen 
zu ihr in Beziehungen treten kann. Es gibt ferner noch eine ganze Reihe 
anderer Organijationen, die nach Richtung und Ziel der Slaviſchen Liga 
naheftehen, jo den Slaviihen Fournaliftenverband in Dejterreich, die ſüd— 
ſlaviſche Geſellſchaft Der jlavifhe Süden u.j.w. Mit ſolchen Organi- 
jationen kann die Slaviſche Liga, ohne mit ihnen direft in einem Bündnis- 
verhältnis zu ftehen (da wegen der Berjchiedenheit der Staat3zugehörig- 
feit nicht immer möglich ift), wenigftens auf engfte zufammenarbeiten. 
Andrerjeit3 darf die Slaviſche Liga Feinerlei Beziehungen zu ſolchen Geſell— 
ichaften haben, die auch noch nad) dem 17. Oktober die alten Formeln des 
Kronflavophilentums predigen, da ſolche Beziehungen die Wahrhaftigkeit 
der Zmwede der Liga fompromittieren würden. Das Zentralfomitee oder 
Konjeil der Slaviſchen Liga muß ſich natürlich in der Reſidenz, als dem 
Reichszentrum der Liga, befinden. Die Abteilungen in den anderen 
Städten werden in ftändigem Konner mit der Zentralorganijation ftehen. 
Ein befonderes ſlaviſches Territorium, wie das Zartum Polen, muß jedoch 
jeine autonome Ligaorganijation Haben. Ein jolcher Modus in den gegen- 
jeitigen Beziehungen der Ligagruppen ift unvermeidlih, da die Liga das 
Prototyp einer jlaviichen Einigung nicht aus Zwang, jondern auf den 
freien Prinzipien nationaler Gleichberechtigung fußend, fein fol. „AU 
dieſe Gruppen“, jo jchließt die Norddeutjche Allgemeine Zeitung, „ſind ja 
alte Bekannte aus der Blütezeit de3 früheren Panſlavismus, nur daß diejer 
feine politijchen Tendenzen hinter Schlagworten, wie „Verbreitung jlavifcher 
Kultur“, „Wohltätigfeit“ und dergleichen, verbarg. Durchaus gleichartig 
jind beide Strömungen ſowohl den Zielen nach wie Hinfichtlich der Methode, 
die aggrejfive Richtung der eigenen Beftrebungen durch die Vorjpiegelung 
einer Abwehr „der aggrejjiven Pläne des friegerifchen Germanentums“ zu 
verhüllen, die einfach als vorhanden Hingeftellt werden, ohne daß der ge- 
ringjte klare Beweis dafür erbracht wird.“ 


236. März. (Preußen) Reichskanzler Fürft Bülow wird 
auf Grund der Präfentation des Gejchlechts Bülow ing Herren= 
haus berufen. 

26.28. März. (Reichdtag.) Annahme des Flottengejeßes 
in zweiter Leſung. — Reichövermögenäfteuer. 

Die Kommilfion beantragt unverändert Annahme der Vorlage. — 
Ubg. Bebel (Soz.) wirft den Konfervativen und dem Zentrum vor, ihre 
frühere flottenfeindliche Stellung aufgegeben zu Haben, und polemifiert 
gegen den Flottenverein, der die Witwen- und Waijenverforgung zugunften 
der Flottenverjtärfung bejchränfen wolle und die deutiche Flotte herabjee. 
Die Flottenvermehrung werde den Welthandel nicht fteigern; ein Schuß 
jei fie auch nicht, eine vernünftige auswärtige Politif wirfe viel ficherer. 
Staatsjefretär v. Tirpig: Ich werde mich auf eine furze Erwiderung be- 
ichränfen. Die Anfichten über die Bedeutung und die Notwendigkeit einer 
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deutjchen Flotte Haben ſich im Laufe der Jahre allerdings erheblich ge- 
ändert. E3 haben jich die Zeiten geändert, und es haben ſich die Be- 
dingungen für eine Flotte geändert. Demzufolge haben alle diejenigen, 
die auf nationalem Standpunkt ftehen, auch wenn fie abweichend in bezug 
auf die Flotte gedacht haben, ihre Anfichten auch geändert. Allerdings, 
der Abg. Bebel Hat feine Anfichten nicht geändert (Heiterkeit), und id 
glaube, er fteht mit diejer Anjicht von der Nichtnotwendigfeit der deutjchen 
Flotte mit feinen Parteigenoſſen doc jet ziemlich allein. Ich glaube nicht 
einmal, daß der Abg. Bebel und feine Fraktion unter fich ganz einig über 
die Frage jind. (Zuruf von den Sozialdemokraten: Aber jehr!) Sie jagen 
„Sehr“, da möchte ich) doc; einen kurzen Auszug aus einem Aufſatz in den 
Sozialiftiihen Monatsheften vorlejen, den ein früherer Fraktionsgenofje 
des Abg. Bebel geichrieben hat. Ich möchte dabei ausdrüdlich betonen, daß 
ic) mit den Auslaſſungen dieſes Artifel3 über unjer Verhältnis zu Eng- 
land in feiner Weije übereinftimme. Der frühere Abg. Calwer jchreibt: 
Es ift grundverfehrt, jegt jo zu tun, als ob die deutjche Politif, nament- 
li die Schaffung einer deutjchen Kriegsmarine England gemifjermaßen 
provoziert habe. Man kann als Barteimann jehr wohl auf einem die 
deutjche Flottenpolitif ablehnenden Standpunft ftehen, aber dann bejchränfe 
man jeine ablehnende Haltung nicht auf jein eigenes Land, jondern dehne 
fie auf jeine guten Nachbarn aus (Sehr richtig!), die den Deutjchen erft 
gezeigt haben, daß der Beſitz einer ftarfen Flotte die Stellung im Rahmen 
der hohen Politik ebenſo gewährleiftet wie der Beſitz einer mit ftärferer 
Goldbaſis ausgerüfteten Zentralbanf die Geltung auf dem internationalen 
Geldmarkt. Oder will etwa jemand im Ernfte behaupten, Englands Feind- 
ihaft gegen Deutſchland wäre nicht vorhanden, wenn Deutichland feine 
Flotte bejäße? Gut, von diefem Heinbürgerlichen Standpunft mochte man 
Politik treiben in Zeiten, wo Deutjchland nod) wenig in die Weltmachtwirtichaft 
verftrict war, aber heute, wo Deutjchland England und den Vereinigten 
Staaten ebenbürtig zur Seite fteht und nicht umhin kann, in allen Fragen 
der Weltpolitif im Intereſſe jeiner Induſtrie Stellung zu nehmen, fann 
man wohl die Flottenpolitif aller modernen AJnduftrieftaaten verurteilen, 
aber man kann dem eigenen Lande nicht zumuten, eine Ausnahmeftellung 
einzunehmen, die recht verhängnisvoll jein fann. So wie die realen Ber- 
hältnifje liegen, hängt das Anjehen eines Staates von jeiner Schlagfertig- 
feit zu Wafjer und zu Lande ab. Der ruſſiſch-japaniſche Krieg ift dafür 
eine eindringliche Xehre. Hätte Japan verzichtet, jich eine friegstüchtige 
Rüftung anzueignen, e3 hätte ji nicht nur gegen Rußland nicht wehren 
fönnen, es wäre troß aller militärischen Erfolge von den Großmächten nicht 
als ihresgleichen anerfannt worden, e3 wäre auch nicht imftande geweſen, 
für feine wirtjchaftliche Entfaltung freie Bahn zu erhalten. Das jchreibt 
ein Fraktionsgenofje Bebels. Ich will dahingeftellt jein laſſen, ob wirklich 
die gebildete Arbeiterjchaft der Partei des Herrn Bebel in diejer Frage 
vollftändig Hinter den Ausführungen des Herrn Bebel, ihres Chefs, jteht. 
(Heiterkeit) Er hat dann weiter gejagt, unfere frühere Marine hätte jich 
in früheren Jahren in bezug auf die Fortentwidlung in einem Bidzadkurs 
bewegt. Man hätte jchlieglich gar nicht mehr gewußt, wohin die Reiſe 
ging. (Widerſpruch des Abg. Bebel.) Es bleibt doc das beitehen, daß, 
wenn e3 tatjächlich jo geweſen ift oder wäre — ich will mir darüber fein 
Urteil erlauben — wir dody um jo mehr froh jein müjjen, daß das Gejeg 
jet vorhanden ift. (Lebhaftes Sehr richtig! rechts, Widerſpruch bei ben 
Sozialdemokraten.) Der Abg. Bebel hat ferner bemängelt, daß wir mit 
Forderungen gelommen find, die in dem Flottengejeg nicht vorgejehen 
wären. Das ift ja gerade der Grund, weshalb das Flottengeſetz ſich jeiner- 
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zeit eine weije Bejchränfung auferlegt hat auf das, was wirklich hiſtoriſch 
begründet ift und vorauszujehen war. Ich Habe meine Stellung zum 
Flottenverein jowohl im Plenum wie in der Budgetfommilfion ganz präzis 
gekennzeichnet und ich habe Ddiejer meiner Stellungnahme nicht? hinzuzu- 
fügen. Ich will nur auf einen Punkt näher eingehen: Die Bezeichnung 
„ſchwimmende Särge“ für unjere alten Schiffe. Man hat gejagt, ich jolle 
für die Leiftungsfähigfeit diejer alten Schiffe eintreten. Ich Habe aus- 
geführt, daß ich dies nicht Fünnte. Die Sadjenklaffe ftammt aus der Zeit 
des Admiral Stoſch. Die Küftenpanzerichiffe der Siegfriedsflaffe aus der 
Zeit des Grafen Caprivi. Der Marinevermwaltung ijt es nie eingefallen, dieje 
für jpezielle ſpezifiſche Zwecke Eonftruierten Schiffe als Linienſchiffe auszugeben. 

27. März. Abg. Spahn (3.) weiſt Bebeld Vorwürfe ab, das Zen- 
trum habe jtet3 die Möglichkeit einer Ylottenvermehrung zugegeben. Abg. 
Ablaß (fr. Bp.) ftellt folgenden Antrag: Für den Fall der Annahme de3 
Geſetzes, bezüglich der Dedung der Mehrkoſten aus diejem Gejege durch 
eine Reichsvermögensſteuer folgende Beitimmungen anzufügen: $ la. Vom 
1. Oftober 1906 ab ift eine Vermögensſteuer zu erheben von allen deutjchen 
Staatsangehörigen, deren bewegliche und unbemwegliched Vermögen nad) 
Abzug der Schulden den Gejamtwert von 100000 Mark erreicht. Die Ber- 
mögensfteuer beträgt bei einem jteuerbaren Vermögen von 100000 Mar 
bis 120000 Mark 50 Marf und fteigt bei größeren Vermögen bis zu einer 
Million für jede angefangenen 20000 Mark um 10 Mark; bei Vermögen, 
die über den Betrag von einer Million hinausgehen, fteigt die Steuer für 
jeden angefangenen Betrag von 20000 Marf um 20 Marf. $ 1b. Durd 
den Reichshaushaltsetat wird alljährlich feitgeftellt, wie viele Monatsraten 
gemäß $ 1a zu erheben find. 8 1c. Bis zum Erlafje eine Reichsver— 
mögensfteuergefeges finden in bezug auf die Steuerpflicht, den Maßſtab der 
Beiteuerung, die Veranlagung, die Beranlagungsperiode und Verminderung 
der veranlagten Steuer innerhalb derjelben, die Steuererhebung, die Straf- 
beftimmungen und die Koften die entjprechenden Beitimmungen des Er- 
gänzungsfteuergejeges für die preußiihe Monarhie vom 14. Zuli 1893 
jinngemäße Anwendung. Die näheren Beitimmungen werden durch eine 
vom Bundesrat zu erlajjende Verordnung feſtgeſtellt. $ Id. Die Zentral- 
behörde jedes Bundesſtaats beftimmt die Behörden, welche mit der Ber- 
anlagung der Steuer, der Berufung gegen die Veranlagung und der Er- 
hebung in den Bundesjtaaten zu beauftragen find. 

Abg. Graf Arnim (RP): Der Antrag gehöre in die Gteuer- 
fommijjion. Der Flottenverein gehe in der Agitation nicht immer gejchidt 
vor, habe aber doch Großes gewirkt. Abg. Müller- Meiningen (fr. Bp.) 
erfennt die Notwendigkeit der Flottenvermehrung an. Der Antrag Ablaß 
jolle die Einführung neuer indirefter Steuern verhindern und die leiftungs- 
fähigen Schultern heranziehen. Etwa 180000 Benfiten würden darnad) 
40 Millionen aufbringen. Staatsjefretär Frhr. v. Stengel: Der Bundes- 
rat lehne jede Uebertragung direkter Steuern auf das Reich ab. Abg. 
Mommſen (fr. Bg.) bedauert, da die Flottenverftärfung nicht ſchon früher 
beichlojien jei; der Antrag Ablaß jei durchaus erwägenswert. Abg. Büfing 
(n!.) lehnt den Antrag ſcharf ab, da er utopijch jei. Abg. v. Oldenburg 
(fonf.): Deutjchland brauche nicht eine jo große Flotte wie England, aber 
eine jo große, daß bei einem Kampfe die engliihe Flotte Gefahr läuft, 
ihre Vormachtſtellung zu verlieren. Bei der Abftimmung ift das Haus 
nicht beichlußfähig; am 28. wird die Abftimmung wiederholt und die Vor— 
lage gegen die Stimmen der Sozialdemokraten, der freilinnigen und jüd- 
deutihen Boll3partei angenommen. Der Antrag Ablaß wird mit 142 
gegen 67 Stimmen abgelehnt. 
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27. März. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” jchreibt 
gegen den „Temps“ über die Haltung der deutſchen Botjchafter: 


„Der ‚Temps‘ fährt fort, den Gang der Verhandlungen in Algeciras 
zu ftören und eine Berftändigung zu erjchweren. Nach Parijer Privat- 
depejchen heutiger Morgenblätter behauptet der Temps jegt, auf Weijung 
von Berlin Hätten die Faiferlihen Vertreter in London und Waſhington 
die Legende von der Siolierung Frankreich verbreitet. Richtig ift ledig- 
lih, daß die faiferlihen Vertretungen unter dem 12. März von einem Be- 
richt des Botichafters v. Radowig in Kenntnis gejeßt wurden, wonach der 
Vorſchlag des Grafen Weljersheimb eine überwiegend günftige Aufnahme 
—— habe und die Mehrheit der Delegierten ihrem franzöſiſchen Kol— 
egen zu einer VBerftändigung geraten hätten. Die faijerlihen Bertreter 
waren angewiejen worden, died den Kabinetten zur Kenntnis zu bringen 
und auszuführen, daß der Weljersheimbiche Vorichlag eine geeignete Baſis 
bilde, um die Konferenz zu einem glücdlichen Ende zu bringen und damit 
einer Periode der Beruhigung, der Sicherheit und des wirtjchaftlichen Auf- 
ihwunges die Wege zu ebnen. Wa3 dagegen der Temps aus der Hal- 
tung und der Sprade der faiferlichen Vertreter zu machen verjucht, ſteht 
auf der Höhe feiner Behandlung der ruffiihen Inſtruktion. Wir ftellen 
feft, daß der ruſſiſche Minifter des Aeußern und der ruffiihe Minifter- 
präfident gegenüber dem deutjchen Botjchafter in St. Peteröburg ihr Be- 
dauern über die tendenziös entitellende Veröffentlihung des Temps aus— 
gedrüdt Haben. Wir ftellen weiter fejt, daß der ruſſiſche Botjchafter in 
Paris dem Fürften Radolin gegenüber die Veröffentlihung als eine grobe 
Taktlofigfeit und Berdrehung der Wahrheit gemißbilligt hat.“ 


28.129. März. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Be— 
ratung der Denkjchrift der Anſiedlungskommiſſion. 


Abg. v. Dziembowski (Pole): Die praftiiche Wirkung des Gejeßes 
bon 1904 fei, daß der Pole feine Wohnhäujer mehr bauen dürfe; dadurch 
reiße allgemeine Nechtsunficherheit ein, und die Wohnungsnot für die 
ärmere ee fteige.. Abg. Wolff-Gorki (konſ.): Er billige die Re- 
gierungspolitif, halte es aber für ungejeglich, polniihen Staatsangehörigen 
Preußens die Erwerbung von Grurhbeiig zu erſchweren. Abg. Glatzel 
(nl.) bedauert die gewaltige Steigerung der Preiſe durch die Anfiedelungs- 
politif. Die Preije find derartig, und eine folhe Steigerung ift fchon in 
der Denkichrift von 1902 bemerkt worden, daß ein einmwandernder Deutjcher 
nicht in der Lage ift, fich anzufaufen. Diefe Folgen der Anfaufspolitif 
wollten wir doch nicht erreichen. Wir müffen unjere Anfiedler beſſer ftellen, 
al3 es die polnischen Koloniften gewohnt find, dieſe find deshalb eher zu 
haben, mweil fie jchließlich, wenn jie nicht mehr ein oder aus wiſſen, einfach 
an die Anfiedelungstommiifion verfaufen. Durch die Preisfteigerung ift 
mancher polnische Grundbefiger über Waller gehalten worden, jo daß er 
jebt nicht mehr zu verkaufen braucht. Die Entjhuldung der Koloniften 
muß zielbewußt vorgenommen werden. Abg. Kindler (fr. Bp.): Das An- 
fiedelungägejeg von 1904 hat die Polen noch geftärkt. Die deutichen Ge— 
Ihäftsleute nehmen alle zweifprachige junge Leute auf, weil fie die polnische 
Kundichaft nicht verlieren wollen. Man kann doch den deutichen Kauf- 
leuten nicht verbieten, an Polen zu verkaufen. Die zweiiprachigen jungen 
Leute find aber nur unter den Polen zu finden. Auf diefe Weife wird 
gerade ein neuer polnischer Mittelftand herangezogen. Es gibt auch pol- 
niihe Familien, die germanifiert worden find, ich nenne nur Namen wie 
Radziwill, Podbielsty, Poſadowski (Heiterkeit), Die Polen find gerade 
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wegen ihrer Zweilpradigfeit den Deutjchen überlegen. Man kann im 
nationalen Jnterefje den Deutihen nur zurufen: „Lernt polnisch, dann 
werdet ihr fonfurrenzfähig bleiben, und dann bleibt in der Provinz.“ Die 
politische Klugheit hätte davor bewahren müſſen, daß im vorigen Jahre die 
Verfügung erlaffen wurde, daß die Beamten ihre Erjparnifje aus den pol- 
nischen Sparfafjen herausnehmen fjollten. 80000 Mark wurden zurüd- 
gezogen, aber 800000 Mark von den Polen neu eingezahlt, die die Polen 
den Kreisiparfafjen entnahmen. 

29. März. Abg. Frhr. v. Zedlig (frf.): Wenn wir aud Freunde 
der Dftmarfenpolitif find, jo find wir doch nicht blind gegen die Fehler, 
die gemacht worden find. Eine Hauptquelle der Fehler ihrer Politik jcheint 
mir die überaus große Nervofität zu jein, die von oben bis unten herab 
in den Regierungsfreifen Pla gegriffen hat, und die die unweſentlichſten 
Dinge zu den wichtigften Staatsaftionen aufbaujht. Dazu fommt eine 
überaus große Schneidigfeit der Beamten, die fich leider auch in Heinlichen 
Mafnahmen gegen die polnische Bevölkerung äußert. Natürlich verfenne 
ich nicht, daß die Tätigkeit der Anſiedelungskommiſſion nicht nur in volfs- 
wirtichaftlicher und kultureller Beziehung, jondern vor allem aud vom 
nationalen Standpunkt aus von allergrößter Bedeutung ift. Bis jegt hat 
fie 80000 Deutiche in den Oſtmarken angefiedelt, aber die Anjiedelungs- 
fommijfion leidet an einer zu großen Bielgeftaltigfeit, dem Bureaufratis- 
mus und zu raſchem Wechjel der Beamten, welch letzterer Umjtand eine 
erjpriefliche Tätigkeit der Anfiedelungstommijfion erjchwert. Die Frage ift 
wohl erwägenswert, ob e3 nicht möglich ift, mehr Arbeiter nach den Oſt— 
marfen zu ziehen, etiwa durd; Gewährung von Prämien für jolche Arbeiter, 
die fich dort jeßhaft machen, denn ohne einen ausreichenden Stamm von 
deutjchen Arbeitern kann fich der deutiche Großgrundbefig und der deutjche 
Bauernftand in diefen Gegenden mit zweiipradhiger Bevölkerung nicht 
halten. Abg. Abramſki (B.): Die Polenpolitif habe die Oberfchlejier, Die 
gute PBatrioten gewejen jeien, zu fanatiichen Polen gemadt. Aber wenn 
die Politif der Nadelftiche aufhöre, werde der Oberjchlefier wieder Ver— 
trauen zur Regierung gewinnen. 

März. Krijengerüchte. 

In der Preſſe wird von einer Kanzlerkriſis gejprochen, die mit der 
Umwandlung des Kolonialamt3 zufjammenhinge. Am 29. März jchreibt die 
„Nordd. Allg. tg.” hierüber: Es ijt nicht nötig, alle Einzelheiten diejer 
auf ganz willfürlichen und faljhen Vorausjegungen fußenden Angaben zu 
widerlegen. Wir begnügen uns, zwei Behauptungen herauszugreifen. In 
der Deutjchen Reichzeitung lejen wir unter dem 27. dieſes Monats: ‚Wir 
waren in der Lage, zuerjt mitzuteilen, daß der Kaifer zum Fürften Bülow 
geäußert hat, er möge nur jelbft auch abtreten, wenn er nicht die Schaffung 
eines jelbftändigen Neichsfolonialamtes erreiche. Dieſe Meußerung ift 
authentiich.‘ Dieſe Aeußerung ift im Gegenteil frei erfunden. Der Reichs— 
fanzler hat aus dem Munde Sr. Majeftät nie derartiges gehört. In dem- 
jefben Artikel heißt e3 meiter unten wie folgt: ‚Al der Erbprinz Ernft 
von jeiner Regentichaft frei wurde, jagte der Kaifer zum Reichskanzler: 
Erno erziehen wir uns als fünftigen Reichsfanzler.‘ Much Hier Handelt es 
jih um eine Erfindung, die aus völliger Unkenntnis der in Frage kom— 
menden Berhältnifje und PBerjonen hervorgegangen ift. Wir Hoffen, daß 
dieje Feſtſtellungen dazu beitragen, alle politijch ernften Blätter von der 
Beteiligung an dem Unfug abzuhalten, der mit jogenannten Krijengerüchten 
getrieben wird. 
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29. März. (Reichstag) Annahme des Kolonialjtaats« 
jefretariat® in zweiter Lejung. Bülows Begründung. 


Die Kommiffion beantragt Streihung der Stelle des Staatsſekretärs 
für die Kolonien. Abg. Bajjermann (nl.) beantragt Wiederheritellung 
der Pofition. Reichskanzler Fürft Bülow: Meine Herren! Im Namen 
der verbündeten Regierungen und auch für meine eigene Perjon ala Chef 
der Reichöverwaltung möchte ich Gie bitten, der Vorlage über die Errich- 
tung eines Neich3folonialamt3 ihre Zuftimmung zu erteilen. Diefe Vor- 
lage iſt nicht ein willfürlicher oder unbedachter Griff, jondern fie ift eine 
Maßnahme, die wir nad allen Seiten reiflich geprüft und überlegt haben. 
In Mebereinftimmung mit den verbündeten Regierungen betrachte ich die 
Organijation unjerer oberjten Reichsbehörden als eine Einrichtung, deren 
Gefüge nicht ohne Not angetajtet oder verändert werden foll; es entipricht 
aber den Traditionen, welche für die Fortbildung unferer Organifationen 
bis jeßt maßgebend gewejen find, daß wir uns den Notwendigkeiten nicht 
verjchließen, welche die Entwidelung der Neichsgejchäfte mit fich bringt. 
Ich glaube, daß Freunde und Feinde unferer Kolonialpolitif Heute wenig— 
iten3 darin einig find, daß fie die Bedeutung anerkennen, welche die. folo- 
nialen Fragen allmählich für unjer politifches Leben gewonnen haben, daß 
fie anerfennen, von welcher Wichtigkeit e3 für die Reichsfinanzen, für 
unjere mwirtjchaftlihe Zukunft, für unjere Stellung in der Welt ift, ob die 
folonialen Gejchäfte richtig und zwedmäßig wahrgenommen werden oder 
nicht. Wir können und der Tatjache nicht verichließen, daß Deutjchland 
eine Kolonialmacht geworden iſt und fich den Pflichten und Aufgaben nicht 
entziehen fann, die daraus für ung entjtehen. Das ift der Boden, auf dem 
wir ftehen und auf diefem Boden Haben die Gegner unferer Kolonialpolitif 
genau da3 gleiche Intereſſe daran wie ihre Freunde, daß die Organifation 
der Kolonialverwaltung auf der Höhe ihrer Aufgabe fteht, und daß nicht 
aus einer mangelhaften Organijation Mißſtände und Schwierigfeiten ent- 
itehen, für welche am legten Ende da3 deutiche Volk mit feinem Geld und 
Gut aufflommen muß. Die gegenwärtige Organijation unjerer Kolonial- 
verwaltung ift unzulänglic, dieſe Verficherung kann ich mit gutem Ge— 
wifjen und aus voller Ueberzeugung al3 einer von denjenigen abgeben, 
die in erfter Linie berufen jind, mit dieſer Organijation zu arbeiten. Ich 
habe jchon im Dezember des Jahres 1904 darauf Hingemwiejen, daß der 
Reichskanzler in der Lage fein muß, bei dem Umfang und der Bedeutung, 
welche die folonialen Geſchäfte für uns haben, auch für diefen Zweig der 
Reichsverwaltung ebenjo einen verantwortlichen Stellvertreter zur Seite zu 
haben, wie für die übrigen Reſſorts. E3 ift Ihnen befannt, daß nad) den 
bejtehenden verfafjungsrechtlichen Grundjägen, denen niemand ihre gute Be- 
rechtigung beftreiten wird, nur die Vorjtände der oberjten Neichsämter mit 
der GStellvertretung des Neichöfanzler3 betraut werden können. Wenn wir 
aljo den vorliegenden, zwingenden Bedürfnifjen genügen wollen, jo müſſen 
wir entweder die Kolonialabteilung des Auswärtigen Amts zu einer ober- 
ften Reichsbehörde ausgeftalten, oder durch eine Abänderung des Gtell- 
vertretungsgejeßes die Möglichkeit jchaffen, daß der im Verbande des Aus- 
wärtigen Amts verbleibende Direktor oder Unterftaatsjefretär der Kolonial- 
abteilung mit der Stellvertretung ausgeftattet wird. Es verfteht ſich von 
jelbft, daß mir dieje beiden Wege mit derjenigen Sorgfalt geprüft haben, 
zu der wir in organiſatoriſchen und verfafjungsrechtlichen Fragen ver- 
pflichtet find. Diefe Prüfung hat ergeben, daß die Einrichtung eines von 
dem Auswärtigen Amt getrennten Kolonialamt3 nicht nur vor dem anderen 
Wege den Vorzug verdient, fondern daß fie auch die einzige ausreichende 
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und den erforderlihen Bedürfniffen entiprechende Löfung ift. Diefer Weg 
erſpart und die Durchbrechung eines bewährten und verfafjungsrechtlich 
wichtigen Grundfages; auf dieje Weije vermeiden wir die prinzipielle und 
praftiich bedenkliche Neuerung, daß der Neichäfanzler neben den Borftänden 
der übrigen Reichsämter in dem Chef der Kolonialverwaltung einen Stell- 
vertreter befommen würde, deſſen Vorgejegter ein anderer Stellvertreter 
de3 Reichskanzlers, nämlich der Staat3jefretär des Auswärtigen Amtes, 
jein würde. Je länger ich mich mit diefer Frage bejchäftige, um jo mehr 
bin ich zu der Ueberzeugung gelangt, daß eine joldhe Regelung Friktionen 
und Konflikte geradezu provozieren würde und daß für den Kanzler die 
erforderlie Entlaftung nicht nur ausbleiben, jondern daß geradezu eine 
Erſchwerung der Gejchäfte entjtehen würde. Nur eine reinliche Scheidung 
des Auswärtigen und de3 Kolonialrefjort3 fann mir die Möglichkeit geben, 
mit dem Chef der Kolonialverwaltung in gleicher Weiſe zu arbeiten wie 
mit den PVorftänden der übrigen Reichgämter. Solange der Chef der 
Kolonialverwaltung für feine Berion der Uintergebene des Staat3jefretärs 
des Auswärtigen Amtes bleibt und jolange die Kolonialverwaltung dem 
Staat3jefretär de3 Auswärtigen Amtes unterftellt bleibt, ift e8 für den 
Reichskanzler nicht nur ein Gebot der perjönlichen Rüdfichtnahme, jondern 
ein Gebot der Notwendigkeit, daß er, wie in allen wichtigeren folonial- 
politifhen Fragen, auch in foldhen, die feine direfte unmittelbare Beziehung 
auf auswärtige Bolitif Haben, nicht nur mit dem Chef der Kolonialver- 
waltung, jondern auch mit dem Staatsſekretär de3 Auswärtigen Amts 
Fühlung behält. Daran wird auch durch die Gtellvertretungsbefugnifje 
des Chefs der Kolonialverwaltung nichts geändert. (Sehr richtig! rechts.) 
Was nach meiner "Meberzeugung in organijatoriihen und verfafjungsrecdht- 
lihen Fragen vor allem not tut, was die Vorausfegung für den geord- 
neten Gang der Reichsmaſchine ift, ift Einfachheit und Klarheit. Das 
Räderwerk bleibt. Darum muß ich mich gegen einen Weg ausiprechen, 
der auf den erften Blick manches für fich haben mag, der fich bei näherem 
Zujehen aber als ftaat3rechtlich bedenflih herausstellt und der für den 
Reichsfanzler wie für den Staatsjefretär des Auswärtigen Amtes und den 
Chef der Kolonialverwaltung die Gejchäfte in hohem Grade erjchweren 
würde. Dem Gtaatsjefretär des Auswärtigen Amtes wird, jolange die 
Kolonialverwaltung in irgend einer Form im Verbande des Auswärtigen 
Amtes bleibt, bei dem Umfange und der Bedeutung, welche die auswärtigen 
wie die Kolonialgefhäfte angenommen haben, eine Gejchäftslaft zugemutet, 
der auch ein arbeitsfräftiger Mann mit guten Nerven nach meiner Ueber- 
zeugung nicht mehr gewachſen iſt. (Sehr richtig! recht.) Mein lang- 
jähriger, treuer und ausgezeichneter Mitarbeiter, der und leider zu früh 
entrifjene Staatöjefretär von Richthofen, deſſen Arbeitsfreudigfeit und Ge— 
ichäftsfenntni3 ja auch in diefem Haufe jtet3 Anerkennung gefunden hat, 
ift unter der Bürde zujammengebrocen, welche die heutige Organijation 
auf jeine Schultern gelegt hat. Er hat mir wiederholt erklärt, daß er der 
allzu großen Belaftung nicht mehr gewachſen fei, er hat die folonialen 
Gejchäfte den Nagel zu feinem Sarge genannt. Er war Kolonialdireftor 
gewejen, bevor er Unterjtaatsjefretär und Staatsſekretär des Auswärtigen 
Amtes wurde. Bei dem lebhaften Intereſſe, welches er für unjere Kolonien 
bewahrt hatte, ift ihm die Erklärung gefommen, daß er die Verantwort- 
lichkeit der Kolonialgefchäfte nicht Länger tragen könne. Da muß ich mir 
doc) jagen, daß eine Gejchäftslaft in folonialen Angelegenheiten, welcher 
der Herr v. Richthofen nicht mehr gewachſen war, von einem neuen Mann 
neben den auswärtigen Gejchäften nicht wohl getragen werden fünne. (Sehr 
richtig! recht3.) Herr v. Richthofen war der legte und der einzige, der 
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unter der heutigen Organijation noch allenfall3 funktionieren fonnte. Gein 
plögliher Tod hat die Zwangslage für und noch zugejpigt. Es liegt mir 
fern, die Frage der Organijation nad perjönlichen Gefichtspunften ent» 
iheiden zu wollen. Ich darf aber wohl daran erinnern, daß jeinerzeit — 
die Älteren Herren werden ſich ja wohl dejjen noch erinnern — die Aus- 
iheidung des Reichsjuftizamtes und der Verwaltung der Reichseijenbahnen 
aus dem früheren Reichäfanzleramt damit begründet wurde, daß nad) dem 
NRüdtritt des Staatsminiſters dv. Delbrüd vom NReichsfanzleramt und dem 
damit verbundenen Berluft an Arbeitsfraft und Gejchäftsfenntniffen die 
geplante organifatorische Veränderung fich nicht länger hinausſchieben Tieß. 
Hinfichtlich der Ktolonialabteilung befinden wir uns heute genau in der 
gleihen Lage. Wie jehr für die Kolonialverwaltung jelbjt die Ausgeftal- 
tung der Solonialabteilung zu einer unabweisbaren Notwendigkeit ge- 
worden ift, das brauche ich nach den eingehenden Darlegungen, die hier- 
über in der Kommiſſion gegeben worden find, wohl nicht im einzelnen auf- 
zuzählen. Es ift dargelegt worden, daß die Kolonialabteilung des Aus- 
wärtigen Amtes an Beamtenzahl wie an Geihäftsumfang nur wenig hinter 
anderen Reſſorts zurücdjteht und daß fie verjchiedene diefer Nefjorts, an 
denen doch auch eine ganz rejpeftable Arbeit geleijtet wird, übertrifft. Es 
ift aljo zweifellos, daß der Chef der Kolonialverwaltung im inneren Be- 
triebe jeiner Behörde diejelbe Entlaftung braudyt und Anjpruch auf die- 
jelbe Entlaftung hat wie die Vorftände der anderen Reichsämter. Dem 
Ehef der Kolonialverwaltung muß die Möglichkeit gegeben werden, daß er 
ih den Kopf freihält für die großen Aufgaben der Kolonialpolitif. Dieje 
Entlaftung ift die Borausfegung für die Führung einer rationellen Kolonial- 
politif, fie ift auch die unerläßliche Vorausſetzung für die allgemein als 
Notwendigkeit anerfannte Reform auf dem ganzen Gebiet der Kolonial- 
verwaltung. Bei der Verhandlung des Etats im Dezember hat der Abg. 
Fritzen geäußert, er wünſche eine Reorganijation unjerer Kolonialverwal— 
tung von unten, ausgehend von der Iofalen Verwaltung der einzelnen 
Schutzgebiete. Ich habe damals, wie ich glaube, ungefähr erwidert, wir 
wollen das eine tun und das andere nicht lafjen, wir wollen eine Reform 
in membris et in capite. Heute möchte ich hinzufügen: Eine Reform in 
den Gliedern, die ich für ebenjo notwendig halte, wie der verehrte Herr 
Abg. Frigen, ift nach meiner feften Ueberzeugung ausfichtslos, wenn nicht 
durch eine Reform am Haupt dafür gejforgt wird, daß die Bentralinjtanz 
ihren Aufgaben genügen kann. Bon der finanziellen Seite der Angelegen- 
heit glaube ich mit Ihrem Herrn Referenten abjehen zu können. Die Mehr- 
often des Neichsfolonialamts find jo geringfügig, daß fie für die Ent- 
Iheidung einer Frage von diefer Bedeutung überhaupt nicht mitjprechen 
fönnen. Auch das Bedenken, ald ob dur die Trennung der Kolonial- 
verwaltung vom Auswärtigen Amt in einzelnen Angelegenheiten eine Er- 
Ihwerung de3 Gejchäftsganges eintreten könne, vermag ich als ftichhaltig 
nicht anzuerkennen. Ach werde nach dem Vorbild von Einrichtungen, wie 
fie fi im Verkehr zwifchen anderen, fich in ihrem Gejchäftsfreife nahe be- 
rührenden Reſſorts entwickelt Haben, alle Vorkehrungen treffen, welche ge- 
eignet find, einer jolchen Erjchwerung des Gejchäftsganges vorzubeugen. 
Und endlich möchte ich auch der Bejorgnis entgegentreten, als ob durch die 
£ostrennung der Kolonialverwaltung vom Auswärtigen Amt die Einheit- 
lihteit unferer auswärtigen Politif irgendwie tangiert werden könnte. 
Seien Sie verfichert, daß weder ich noch irgend einer meiner fünftigen 
Nachfolger die Einheitlichkeit in der Leitung der auswärtigen Politik durch 
die Errichtung des Kolonialamt3 auch nur im mindeften beeinträchtigen 
lafjen wird. Ich habe mich jhon vor Jahr und Tag dagegen verwahrt, 
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als ob ich den mehr formalen Fragen der Organifation eine übertriebene 
Bedeutung beimefjen wollte. ch Habe gejagt, daß aud) die beite Organi- 
jation nur wirkſam ift nad) dem Geifte, von dem fie getragen und geleitet 
wird. Sch Habe aber Hinzugefügt, daß eine veraltete und unzulängliche 
Organifation großen Schaden anzurichten vermag; eine veraltete und unzu— 
längliche Organijation kann die beiten Abfichten lähmen. Sie kann alle 
Snitiative in Feſſeln jchlagen, fie kann dahin führen, daß nüßliche Kräfte 
nußlo8 verbraucht werden. Alle diejenigen, die mit unferer heutigen Ko— 
lonialorganijation zu arbeiten haben, jind übereinftimmend der Anficht, 
daß dieje veraltet, unzulänglid) und reformbedürftig if. Wir alle hoffen, 
daß diejed hohe Haus der nach gewifjenhaftejter Prüfung für die Förderung 
der Neichögejchäfte wie im Intereſſe einer ſachgemäßen Führung der aus- 
mwärtigen und Ffolonialen Gejchäfte als unabweisbar und unaufichiebbar 
erfannten Reform feine Zuftimmung nicht verweigern wird. Und jchließ- 
lich, meine Herren, möchte ich noc) einen Punkt betonen. Es liegt mir 
durchaus fern, Entjcheidungen diejes hohen Hauſes oder einzelner Frak— 
tionen irgendwelche perjönlichen Motive unterzufchieben. Ebenſo faljch 
wie die Behauptung, ald ob wegen des Gtaatsjefretärs eine Reichsfanzler- 
frifis ausgebrochen jei oder ausbrechen werde, ift jicherlich auch nach) meiner 
Ueberzeugung die Behauptung, ald ob hier aus perjönlichen Gründen einer 
an ſich berechtigten Forderung Widerftand geleijtet würde. Dem gegen- 
über erfläre ich ausdrüdlich, daß ich bei allen Teilen diejes Hohen Hauſes 
nur fachliche Beweggründe vorausjege. Um fo mehr Hoffe ich, daß Die 
zweifelloje Begründung und das Schwergericht diejer ſachlichen Gründe 
Sie zu einem zuftimmenden Votum führen mögen, um welches ich wieder- 
holt bitte. (Beifall rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Ubg. Müller-Sagan (fr. Bp.): Ich befürchte von einem Kolonial- 
ftaat3jefretariat die einjeitige Begünftigung folonialer Intereſſen, wie eine 
Berftärfung des perfönlichen Regiments, die wir mit aller Entjchiedenheit 
zurücdweijen müſſen. Bon diefem Standpunkt habe ich meine Stellung in 
der Kommiſſion genommen. Andererjeit3 ift nicht zu leugnen, daß nach 
den bisherigen jchledhten Erfahrungen mit den Refjortverhältnifjen jehr 
wohl an eine Aenderung gedacht werden fann. E3 handelt fich nur darum, 
ob das Kolonialamt jachgemäßer durd einen Staatsjefretär oder Unter- 
ftaatsjefretär vertreten werden fol. Das iſt feine Prinzipien» fondern eine 
Bwedmäßigfeitsfrage, und aus Zwedmäßigfeitsgründen merde ich für einen 
jelbjtändigen Staatöjefretär ftimmen. Abg. Spahn (3.): Der jeßige 
Kolonialdireftor Hat jchon eine große Gelbjtändigfeit. In allen Organi- 
jationdfragen hält er dem NReichsfanzler Vortrag und unterzeichnet die von 
feiner Abteilung ausgehenden Schriftjtüde ſelbſtändig. E3 ift alſo nicht 
nötig, ihm noch größere Befugnifje zu übertragen.... Die entjcheidende 
Frage bleibt die Frage des Auseinanderreißens des Auswärtigen Amtes 
und der Kolonialverwaltung mit Bezug auf die auswärtige Politik. Wie 
man über dieje Frage denfen joll, das ijt eine Frage des Gefühle. Ein 
mathematijcher Beweis wird ſich weder für die eine nocd für die andere 
Abficht erbringen laſſen. Mich haben die Ausführungen, die heute vor- 
getragen jind, nicht von der Ueberzeugung abbringen fönnen, die ich jchon 
vor zwei Jahren gehabt habe, daß gerade von diefem Gefichtspunfte aus 
jchwerwiegende Bedenfen gegen die Trennung vorliegen. — Am 30. wird 
der Poſten des Staatsjefretärd mit 127 gegen 110 Stimmen angenommen. 


30. März. April. (Reichstag) Militäretat. Mißhand— 
lungen und Beſchwerderecht. Duellfrage. 
Abg. Müller-Meiningen (fr. Vp.) beantragt: Den Reichöfanzler zu 
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erjuchen, im Anſchluß an die vom Reichstag mit Beſchluß vom 21. März 
1905 geforderte und daher baldigft anzubahnende Reform des Reichs— 
militärftrafgejegbuches im Intereſſe der energiichen Bekämpfung der Militär- 
mißhandlungen zu veranlafien, daß auch die Beitimmungen über das Be- 
ihwerderecht der Soldaten einer neuerlihen gründlichen Revifion im Sinne 
der Erleichterung der Bejchwerde des Soldaten gegen mißbräuchlice An- 
wendung der Dienftgewalt unterzogen werden. — Der Antragiteller be- 
gründet den Antrag mit einer Reihe von Spezialfällen. Abg. Spahn (7.) 
fragt, ob die Erflärung des Kriegsminifters über das Duell (S. 7) be- 
ftehen bleiben jolle; fie Habe große Beunruhigung hervorgerufen. 
Preußifcher Kriegsminijter v. Einem: Im Einvernehmen mit dem 
Reichskanzler möchte ich folgende Erklärung abgeben: Gegenüber den viel- 
fahen Mißverftändnifien, die meine Erklärung vom 15. Januar 1906 her- 
vorgerufen hat, halte ich es für notwendig, dieje Erklärung näher zu er- 
läutern. Der Reichfanzler Fürft zu Hohenlohe hat in der Sigung vom 
17. November 1896 erklärt, daß beabjichtigt jei, Streitigkeiten und Be- 
leidigungen einer ehrengerichtlichen Entjcheidung zu unterwerfen. Dies Ver— 
ſprechen ijt eingelöft worden durch die Allerhöchſte Verordnung vom 
1. Januar 1897, welche für die Erziehung des Offizierforpg zur Bekämpfung 
der Duelle von den jegensreichiten Folgen gewejen ift. Nach diejen Be- 
fimmungen ift jeder Offizier verpflichtet, fi in Ehrenangelegenheiten an 
den Ehrenrat zu wenden. Der Ehrenrat hat dem Kommandeur feine Vor- 
ihläge zu maden. Durch dieje Jnanjpruchnahme de3 Ehrengerichts und 
des Kommandeurs ift vor allem dahin gewirkt, daß Streitigkeiten jchnell 
und in angemeſſener Weije erledigt werden, oder wenn dies nicht mehr 
möglich ift, fie vor das Forum des Ehrengerichtö gebracht werden. Mit 
Sicherheit fann wohl gejagt werden, daß Duelle aus Heinen Beranlajjungen 
volllommen aufgehört haben, und ebenjo auch Zweilämpfe wegen frevel- 
bafter, Teichtfertiger Beleidigung. In der Tat find Duelle zwiſchen Offi- 
zieren, jeitdem dieje Verordnung zu Recht bejteht, nur noch derart ver- 
einzelt vorgefommen, daß von einem Duellunmwejen nicht mehr gejprochen 
werden fann. Un diejer Beitimmung vom 1. Januar 1897 ift durch meine 
Erflärung nichts geändert; fie befteht nach wie vor in Kraft und wird 
ihrem Geifte und Wortlaut nach gehandhabt. Es ift behauptet worden, 
daß die Beitimmung, wonach ein Offizier verabjchiedet wird, wenn er ſich 
weigert, jeine Ehre ftandeögemäß zu wahren, unrecht und verwerflich jei, 
weil e3 dadurch in das Belieben eines jeden geftellt wäre, entweder den 
Offizier zum Duell zu zwingen oder aus feiner Stellung zu bringen. Dem 
ift nicht jo! Genugtuung mit der Waffe wird nur gefordert werden, wenn 
der Gegner ein Ehrenmann ift, aber nicht, wenn der Nachweis geliefert 
wird, daß der Beleidiger den Offizier nur provoziert hat, um ihn in jeiner 
Stellung als Offizier zu gefährden, oder aus jonjt unehrenhafter Gejinnung. 
Auch diejenige Allerhöcfte Beftimmung, wonach verboten ijt, einen Offi— 
ziersaſpiranten nach feiner perjönlichen Stellung zum Duell zu fragen, ift 
noch in Kraft. VBerftöße dagegen find unftatthaft und gegen die ausdrüd- 
lihe Allerhöchſte Willengmeinung gerichtet. Aus meinen Darlegungen 
dürfte daher wohl zu entnehmen fein, daß in der Armee alles gejchieht, 
um das Duell zu befämpfen, daß die ergriffenen Maßnahmen zu einem 
günftigen Refultat geführt haben. Unjer grundjäßliches Ziel bleibt es, das 
Duell zu unterdrüden. Ich habe diefer Erklärung nicht? weiter hinzuzu— 
fügen. ... Ueber die Weißhandlungsfrage jagt er unter anderem: Die 
Stunden, in denen Hier dieje Borkommnifje in der Armee vorgetragen 
werden, find mit die ſchwerſten, denn ich fühle in der Tat Die ganze De- 
mütigung, die darin liegt, daß in der Urmee derartige jchwere und in 
6* 
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feiner Weije zu entichuldigende Mißhandlungen vorfommen. Ych bin nicht 
in der Lage, auf jeden der Fälle, die der Abg. Dr. Müller-Meiningen hier 
vorgetragen hat, einzugehen. Wenn er aber meint, daß dieſe Mißhand— 
lungen nur vorfämen, weil das Bejchwerderecht nicht funktionierte, jo bin 
ic; anderer Anficht. Ich glaube, dag die Neigung zum Mißhandeln nicht 
in der Kaſerne erzeugt wird, jondern daß jie vielfach in die Kajernen 
hineingetragen wird. Allerdings findet eine gewiſſe jadiftiihe Richtung 
durch die Einrichtungen des militärischen Lebens einen gemwifjen Nährboden. 
Ich muß zugeben, da die Stajerne vielfach aucd dann noch eine gute Brut- 
jtätte bildet, wenn die Auflicht fehlt, was ja auch hin und wieder leider 
vorfommt. Sie wifjen alle, daß wir in die Armee rohe und ungefittete 
Elemente hineinbefommen, die vielfach vorbeftraft find und die im Umgang 
mit den anderen eine gewijje dämoniſche Kraft zu haben jcheinen, die die- 
jenigen Leute, welche das Unglüd Haben, mit ihnen zufammen auf einer 
Stube zu fein, vollftändig unterdrüden und ihnen die Kraft nehmen, fich 
zu bejchweren. Solche Fälle find häufig vorgefommen, und ich glaube, e3 
iſt niemals möglich, derartige Fälle aus der Armee vollftändig herauszu- 
bringen. Gie bes fie beinahe in jedem Internat, und wie viele Väter 
haben nicht jhon Söhne aus ſolchen Jnternaten zurüdbefommen, die fich 
derartige Mißhandlungen haben zuſchulden fommen laſſen! Es iſt nicht 
immer allein die Schuld der Kaferne, nicht die Schuld des Syſtems oder 
der Armee, daß etwas derartiges pafliert. E3 wird immer pajfieren, mo 
junge Leute zufammenleben, namentlich da, wo eine gewiſſe Disziplin, 
eine Autorität befteht, die bei den Soldaten beftehen muß, und die natür- 
lih nun dahin drängt, daß der Untergebene fich jcheut, fofort gegen den 
Borgejegten mit einer Beijchwerde vorzugehen. Ich Habe 1903 die Statiftik 
über die Beſtrafung militärischer Mißhandlungen dem Haufe mitgeteilt; 
1903 wurden beftraft: 665 Borgejegte, darunter 57 Offiziere, 555 Unter- 
offiziere, 53 Gefreite. 1905 wurden beftraft: 390 Vorgejeßte, aljo weniger 
275, und zwar 26 Offiziere, d. 5. weniger 31; 333 Unteroffiziere, weniger 
222; 31 Gefreite, weniger 22. Es ergibt jich hieraus, daß die unausgeſetzte 
Beauffichtigung gegen Uebergriffe der Vorgejegten von Erfolg gemejen iſt, 
wenn wir auch immer noch nicht von einem ſolchen Erfolge, wie wir ihn 
alle wünjchen, jprechen fönnen. Die Zahl der Mißhandelten, Gejchlagenen, 
Gejtoßenen betrug 1903 1294; von den zur Beftrafung gelangten Fällen 
waren zur Kenntnis gelangt durch Beichwerde oder Meldung von Vor— 
gejegten 1903: 477, 1905: 323, auf andere Art 1903: 188, 1905: 65. 
Das ift doch ein zahlenmäßiger Beweis, daß das Beichwerderecht in der 
Tat funktioniert hat. Es kommen auf drei bis vier Kompagnien ein 
mißhandelter Mann, oder auf eine Kompagnie famen 1903: 0,39, 
1905: 0,30 mißhandelte Perjonen. Ich Habe 1903 gejagt: Wenn auch 
nur Hundert Leute in der Armee mißhandelt werden, jo find ed zu 
viel; ich Habe gejagt: Wir werden mit diefen brutalen Mißhandlungen 
zu Rande fommen, und ich glaube, in einer gewiſſen Richtung hat mich 
die Armee Hierbei nicht im Stich gelaffen; es iſt tatfächli ein Fortjchritt 
zu bemerfen. 

Während jozialdemofratiiche Abgeordnete die Militärverwaltung für 
die Mißhandlungen verantwortlid machen, führt fie Abg. v. Kar- 
dorff (RP.) auf die durch die Sozialdemokratie bewirkte zunehmende 
Verrohung der Jugend zurüd. — Der Antrag Müller wird am 31. gegen 
die Stimmen der Konfervativen und der Neichspartei angenommen. An 
den folgenden Tagen wird unter anderem über die Urjachen der Nieder- 
u ya 1806 und die Lage der Arbeiter in den Militärwerfftätten ver- 

andelt. 
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3. März. Der Reichdtag genehmigt ein Etat-Notgejeß. 


Dana können von den durch den vorjährigen Reichshaushalts- 
etat feftgeftellten Summen jomwohl bei den fortdauernden Ausgaben als 
auc bei den unter den einmaligen Ausgaben des ordentlichen und außer- 
ordentlihen Reichshaushaltsetats für das Nechnungsjahr 1906 wieder- 
ericheinenden Ausgaben für die Monate April und Mai je ein Zmölftel 
zuzüglich derjenigen Mehrerträge verausgabt werden, welche zur Erfüllung 
der auf einen längeren Zeitraum im voraus fälligen Berbindlichkeiten er- 
forderlih find. — Ebenjo im Haushalt der Schußgebiete. 


3. März. (Preußen.) Nach dem Etatsgeſetz balanciert der 
Etat mit 2910344396 Marf. 

Ende März. Bergarbeiterausftand im ſächſiſch-thüringiſchen 
Braunfohlenrevier. 


In den Bezirken Meufelwig, Weißenfels, deiß legen die meiſten 
Bergarbeiter die Arbeit nieder. Sie fordern eine Lohnerhöhung, Ber- 
fürzung der Arbeitszeit allmählih auf acht Stunden, ausreichende Holz. 
fieferung, gutes Trinkwaſſer, anftändige Behandlung, Anerkennung der 
Drganijation. Da die Ausftändigen die Arbeiterausichüfle, die gejeßlichen 
Bertreter der Urbeiterjchaft, nicht anerkennen, lehnt das Oberbergamt Halle 
die nacgejuchte Bermittelung ab. — Am 26. Mai jchließt der Streik; Die 
Betriebe gewähren neunftündige Arbeitszeit und eine Xohnerhöhung um 
20 Pfennig. 

März— Juni. In vielen Induftrien gibt es größere oder 
fleinere Ausjtände. 


März — Juni. Streik in der Metallindujtrie. 


Der Borftand des Gejamtverbandes der deutjchen Metallinduftriellen 
lehnt mehrere Forderungen des deutſchen Metallarbeiterverbandes ab 
(9. März). Infolgedeſſen legen in mehreren Städten die Gießer und Former 
die Arbeit nieder, die Anduftriellen antworten mit umfangreichen Kün- 
Digungen und Ausjperrungen (Ende März, Anfang April); die Jnduftriellen 
lehnen die Verhandlungen mit den Arbeiterorganijationen ab. Der Gejamt- 
verband billigt die Haltung der einzelnen Jnduftriellen und bejchließt für 
Anfang Juni die Entlafjung von 60 Prozent der Wrbeiter, falld eine 
Einigung nicht bis dahin zuftande fommt (2., 14. Mai). Ende Mai und 
Anfang Juni wird eine Verftändigung gefunden: die Arbeiter lafjen die 
Forderung des Mindeftlohns fallen und erhalten Bezahlung nad ben 
Leiftungen, Ueberftunden jollen möglichft vermieden und dafür 25 Prozent 
Lohnerhöhung vergütet werden, die Ausſtändigen jollen wiederangeftellt 
werden, joweit ihre Stellungen nicht bejegt find. 

Anfang April. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” ſchreibt 
über die Haltung der ruffiichen Regierung gegenüber dem „Temps“: 

Wir hatten am 27. März mitgeteilt, daß der ruffiiche Botichafter in 
Paris ähnlich wie der ruſſiſche Minifterpräfident und der Minifter bes 
Auswärtigen die VBeröffentlihung de3 Temps über die Inſtruktion an den 
Grafen Caſſini in einer Erflärung an den deutjchen Botjchafter als taft- 
loje Berdrehung der Wahrheit mißbilligt haben. Darauf erdreiftete ſich 
der Temps am 29. März unjere Feftitellung auf Tügnerifche Information 
zurüdzuführen und fich zu rühmen, daß feine Behauptung, der ruffiiche 
Botichafter Habe in einer Unterredung mit Fürft Radolin feiner jolchen 
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Sprade und Ausdrüde ſich bedient, nicht dementiert würde Wir find er- 
mächtigt, folgendes Telegramm zu veröffentlichen: An das Auswärtige Amt 
in Berlin. Paris, 30. März 1906. Bon dem rujfiihen Botjchafter wird 
mir erflärt, daß er Herrn Tardieu (Georges Villiers) über feine Polemik 
abermals ernfte Borhaltungen gemacht und dabei ihm gegenüber die Richtig- 
feit der von ihm zu mir gebrauchten Ausdrüde „Taktloſigkeit“ und „Ent— 
ftellung der Wahrheit“ aufrecht erhalten habe. Fürſt Radolin. 

1. April. (Wernigerode) Der Kaiſer beſucht das Klofter 
Drübeck und überreicht der Abtiffin mit einer Anjprache den 
Hirtenjtab. 

2. April. (Krefeld) Der Kaiſer läßt fich die von Cour— 
rieres zurüdgefehrte Rettungsmannjchaft vorftellen und hält an fie 
folgende Anjprache: 

abe euch hierher fommen lafien, um euch im Namen des ge- 
jamten Baterlandes Meinen herzlichiten Dank, Meine Bewunderung und 
Meine Anerkennung auszuſprechen für die Tat, die ihr ausgeführt habt. 
hr habt bewiejen, daß es über die Grenzpfähle hinaus etwas gibt, das 
die Völker verbindet, welcherlei Raſſe fie auch feien: das ift die Nächiten- 
liebe! Ihr feid dieſem Gebote der Lehren unjeres Heilandes gefolgt. Daß 
ſich das bei deutjchen Bergleuten von jelbjt verjteht, brauche ich nicht zu 
jagen; trogdem hat es uns alle herzlichft gefreut. Darum danken wir euch 
für eure Aufopferung und vor allem für die Todesverachtung, mit der ihr 
für fremde Länder unter die Erde gejtiegen ſeid. Daß es euch nicht be— 
ichteden war, noch Lebende zu retten, mag euch nicht betrüben. Die Ap- 
parate, die ihr zurüdgelafien habt, haben dazu beigetragen, daß noch Lebende 
an die Oberfläche gebracht werden fonnten. Als Anerkennung für eure 
wadere Tat, habe ch beichloffen, euch am heutigen Tage Auszeichnungen 
zu verleihen, die Sch euch hiermit überreiche.“ 


2.April. Preußiſches Abgeordnetenhauß.) Zweite Be- 
ratung der Wahlreformgejege. Annahme. Refolutionen. 


Eine Rejolution Bahmann (nl.) verlangt unter Feithaltung an den 
Grundſätzen des Gejeges vom 27. Juni 1860 eine andermeite Feitftellung 
der Wahlbezirfe und der Zahl der Abgeordneten jowie unter Beibehaltung 
eines erhöhten Wahlredht3 bei höherer Steuerleiftung a) Berüdfichtigung 
der Bildung und des Alters, b) Erweiterung des Wahlrechts für die der 
dritten Abteilung angehörenden Wähler, c) Bejeitigung der indirekten 
Wahl und d) den Minderheiten eine Vertretung zu ermöglichen. Die Ab- 
geordneten Fijchbed (freil. Bp.) und Brömel (freif. Vg.) beantragen Ein- 
führung des allgemeinen gleichen, direkten und geheimen Wahlreht3 und 
Neueinteilung der Wahlbezirfe jowie Neufeitfegung der Zahl der Abgeord- 
neten auf Grund der Bollszählung vom 1. Dezember 1905. Für den Fall 
der Ablehnung Diefer Anträge beantragen fie nur, auf Grund der Volks— 
zählung vom 1. Dezember 1905 eine anderweitige Feſtſtellung der Wahl- 
bezirfe und der Gejamtzahl der Abgeordneten und der Wahlorte vorzu- 
nehmen ſowie für die Wahl der Wahlmänner die geheime Abftimmung 
einzuführen. 

Die Wahlreformvorlagen werden gegen die Stimmen der Frei— 
finnigen und einzelne Paragraphen gegen die der Nationalliberalen an- 
genommen. Die Rejolutionen werden abgelehnt. 


3. April. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus verweift 
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eine Vorlage, die 30950000 Mark zum Erwerb des Kaliwerks 
Hercynia fordert, an die Budgetlommijfion. 

3. April. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” jchreibt 
über die Reform der Eifenbahntarife: 


Am 2. und 3. April Haben in Berlin Konferenzen der Vertreter der 
deutjchen Regierungen über die Ausführung der bisher zu der geplanten 
Reform der PBerjonen- und Gepädtarife gefaßten Beſchlüſſe ftattgefunden. 
Wenn aucd) wenige Regierungen jich ihre endgültigen Entichliegungen bis 
zur Erörterung in den gejeßgebenden Körperjchaften vorbehalten mußten, 
jo haben die Beratungen doch da3 erfreulicye Ergebnis gehabt, daß jetzt 
ohne Berzug an die Ausführungsarbeiten herangetreten werden fann. 

Einige noch nicht völlig geklärten Fragen werden durch Ausjchüfje 
durchgearbeitet werden. Zur volljtändigen Umarbeitung der Tarife und 
Abfertigungsvorjchriften und zum Drud der neuen Fahrkarten und jon- 
ftigen Materialien und zur Austattung der Dienftftellen mit diefem Mate- 
rial find indejjen noch jehr zeitraubende Arbeiten erforderlich, jo daß bis 
zur Einführung der neuen Perjonen- und Gepädtarife noch geraume Zeit 
vergehen wird. 


4. April. Reichstag.) Nach den Beichlüffen der Steuer- 
fommijfion in zweiter Leſung werden folgende Einnahmen feſtgeſetzt 
(vgl. ©. 53): 


Nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen Gegenüber 
Steuervorlagen der zweiten Leſung der —— 
Aenderungen: Neu: 


Min. M. 
Mill. M.] mehr weniger 





Mill. M.J Mill. M. 





1. Braufteuerr. . 671. ..... DO a a — ...: — 38 
2. Zabalfteuerr . . . 2Blabgelehnt |. 2 En .... — 28 
3. Bigarettenfteuer . . 161 bleibt .. 15 
4. Reichöftempelfteuer 
bezw. Verkehrsſteuer 
a) Frachturkunden⸗ 
tempel . . . . 4lfgetrennt in (| Fradturfundenftempel . 11 
und Schiffsfrachten⸗ | 
ftempel . . 2... 5 .-3 
b) Perſonenfahrkar⸗ 
tenftempel . . . 12 erhöbtauf 55| - > : 2 2 2 2 2 ea + 43 
e) Automobilfteuer . 31bleibt .. 8 
d) Duittungsfteuer . 16 abgelehnt |. : 2 2 En .... = 16 
Poſtkarten u. Drudjachen 
im Ortsverlehr . . . 12] + 12 
Tantiemenfteuerr . . . 8 -+ 8 
5. Erbichaftsfteuer . . ABlerhöhtauf 56 - 2: 2 a 2 nn + 7 





ne ne 
Summa 230 = 197 = — 38 


4. April. (Reichdtag.) Beratung der am 17. März un- 
erledigt gebliebenen Forderung Eolonialer Regierungsjchulen (vgl. 
©. 60). 

Die Regierung fordert 59200 Marf. Graf Shwerin-Bahem 
beantragen, die Summe wie folgt zu bewilligen: la zum Betrieb der bis- 
herigen Regierungsjchulen 48000 Mark, 1b zum Betrieb einer evangeli- 
ihen Regierungsichule in Dar-e3-Salam und einer reformierten Regierungs- 
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ihule am Meruberge 11200 Mark. Abg. Arendt (RP): Das Prinzip 
der Konfejjionalität, das das Zentrum vertrete, jei in den Kolonien nicht 
anwendbar, dann müfje man auch mohammedanische Schulen errichten. Es 
handelt ſich nicht um Schulen für weiße Kinder, jondern nur für ſchwarze 
Kinder. Deutiche Kinder find dort auch jo wenig vorhanden, daß für jie 
überhaupt nicht eine Schule zu errichten ift. Sind deutfche Kinder erft in 
größerer Zahl vorhanden, jo werden ficherlich die Miffionen für Unterricht 
jorgen. Für die jchwarzen Kinder können wir eine chriftlich-fonfeifionelle 
Schule deshalb nicht Durchführen, weil wir die ſchwarzen Kinder dann nicht 
in den Schulunterricht befommen, fondern fie in die Koranjchulen, aus 
denen wir fie herausbringen wollen, treiben. Die Negierungsfchulen find 
beftimmt, daß die mohammedaniichen Kinder dem Deutjchtun näher ge- 
führt werden. So ſehr ich für Erridtung von Miffionsichulen für den 
riftlichen Unterricht bin, eventuell mit Reihszufhuß, jo bitte ich, davon 
die NRegierungsichulen völlig zu trennen, die nicht entbehrt werden können 
ohne eine ernjte Gefährdung unjerer Kulturzwecke. Die Burenfinder werden 
ihre religiöfe Unterweifung durch ihre reformierte holländiſche Kirche er- 
halten. Wenn Sie eine religiöje Grundlage für diefe Schulen durchſetzen, 
jo werden die Burenfinder nicht in diefe Schulen gehen. Wir können nur 
dem praftiichen Bedürfnis in Afrifa Rechnung tragen, und das tun Die 
Regierungsfhulen. Davon werden ſich auch die Mitglieder des Zentrums 
überzeugen, wenn jie demnächſt die Reife nad Dftafrifa mitmachen. Ich 
bitte, die Regierungsvorlage anzunehmen und den Antrag Schwerin-Bachem 
abzulehnen. — Ubg. Ledebour (Spz.): Die Regierung habe den einzig 
praftiichen Weg vorgejchlagen. — Der Antrag wird gegen die Stimmen 
des Zentrums und der Konfervativen abgelehnt und die Regierungsforde— 
rung bewilligt. 

5. April. (Bayern.) Der Prinzregent vollzieht dad Wahl: 
teformgejeß. 

5. April. Reichstag.) Etat des Auswärtigen. Maroffo- 
rede Bülows. Berhältnis zu dem Auslande. Erkrankung Bülows. 

Reichskanzler Fürft Bülow: Meine Herren! Ich möchte die erfte 
Gelegenheit ergreifen, die fich hier bietet, um mich nach dem materiellen 
Abſchluß der Konferenz von Algeciras vor diefem hohen Haufe über unfere 
Maroffopolitif auszufprechen. Sie werden es auf der anderen Geite ver- 
ftehen, wenn ich heute meine Worte jehr ſorgſam abmäge, nicht nur, weil 
der formale Abichluß der Konferenz noch nicht erfolgt ift und noch in 
feinem anderen Parlament das Ergebnis der Konferenz über die Maroffo- 
frage bejprocdhen worden ift, jondern auch weil ich die erreichte, die müh- 
jam erreichte Verſtändigung nicht beeinträchtigen oder trüben möchte. Will 
man unjere Maroffopolitif richtig verftehen, jo muß man zu ihrem Aus— 
gangspunkt zurüdfehren, will man die Ergebnifje richtig würdigen, den 
Anfang mit dem Ende vergleichen. Eine Zeit der Beunruhigung liegt 
hinter ung, es gab Wochen, wo der Gedanke an Ffriegeriiche Verwicke— 
lungen fi; der Gemüter bemäcdtigte. Wie fam das? Waren Lebens- 
interefjen des deutichen Volkes bedroht, jo daß die Leitung unferer aus- 
wärtigen Politik daran denken konnte, die Machtfrage aufzumerfen? Wollten 
wir um Maroffo Krieg führen? Nein, meine Herren, um Marokko nicht! 
Wir haben in Maroffo feine direkten politischen Intereſſen, wir haben dort 
auch feine politifchen Ajpirationen. Wir haben weder wie Spanien eine 
Sahrhunderte alte maurijche Vergangenheit noch wie Frankreich eine Hun- 
derte von Kilometern lange Landesgrenze in Maroffo, wir haben feine 
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durch mancherlei Opfer erworbenen Hiftoriijhen oder moralifhen Anrechte 
wie dieſe beiden europäischen Kulturländer. Aber wir hatten wirtjchaftliche 
Snterefjen in einem jelbftändigen, unabhängigen, bisher noch wenig er- 
ichlofjenen, zufunftsreichen Lande. Wir waren Teilhaber an einer inter» 
nationalen Konvention, die das Prinzip der Meiftbegünftigung enthielt; 
wir bejaßen in einem Sandelsvertrag dad Recht der meiftbegünftigten 
Kation. Darüber nicht ohne unjere Zuftimmung verfügen zu lafjen, war 
eine Frage des Anſehens der deutichen Politik, der Würde des Deutichen 
Reiches, in welcher wir nicht nachgeben durften. (Sehr richtig!) Daraus, 
meine Herren, folgt, was wir in Maroffo erreihen wollten, was nicht. 
Wir wollten nit in Marokko jelbjt feiten Fuß fallen, denn darin hätte 
eher eine Schwächung als eine Stärkung unjerer Stellung gelegen. Wir 
wollten auch älteren, politiih und hiſtoriſch begründeten Anjprüchen 
Spaniens oder Frankreich feinen jchifanöjen oder überhaupt einen Wider- 
ftand entgegenjegen, jolange die deutjchen Rechte und Intereſſen gefchont 
und geachtet wurden. Wir wollten uns auch nicht an England reiben, 
weil Died mit feinem Bertrage vom 8. April 1904 eine Anlehnung an 
Frankreich vollzogen Hatte, denn in diejem Bertrage verfügte England, was 
Marokko betrifft, nur über jeine eigenen Jnterejjen, und was Aegypten be- 
trifft, jo hatte e3 in den uns angehenden Fragen nachträglich unjere Zu- 
ftimmung herbeigeführt. Was wir wollten, war: zu befunden, daß das 
Deutsche Reich fich nicht ald quantit& negligeable behandeln läßt (lebhafte 
Zuftimmung), daß die Bajis eines internationalen Vertrages nicht ohne 
Zuftimmung der Signatarmächte verrüdt werden darf, daß in einem jo 
wichtigen, jelbftändigen, an zwei Welthandelsjtraßen gelegenen Wirtjchafts- 
gebiet die Tür für die Freiheit des fremden Wettbewerbs offen gehalten 
werden müſſe. Das geeignetjte Mittel, diejed Ziel auf gütlihem Wege zu 
erreichen, war die Einberufung einer neuen Konferenz. Ich habe in den 
Zeitungen hier und da gelejen, daß wir mit einem franzöjtich-deutjchen 
Separatabfommen mehr erreicht haben würden. Ich weiß nicht, ob ein 
folche3 überhaupt möglich gewejen wäre und ob nicht bei einem jolchen 
Verſuch im Gegenteil die Gegenjäte ſich noch mehr verfchärft Haben würden. 
Sedenfalld würden wir damit von vornherein unſere feite, auf einem inter- 
nationalen Bertrage beruhende Rechtſtellung geichwächt haben. Unſer Ver— 
trauen in die Sicherheit, die eine feſte Rechtögrundlage gewährt, war jo 
groß, daß wir auf die Konferenz drängten, obwohl jedermann mußte, daß 
drei Großmächte durch Sonderabmachungen an Frankreich gebunden jeien 
und eine vierte ihr Alliierter war, daß wir aljo unjere Forderungen auf 
der Konferenz gegen eine Mehrheit der Großmächte durchzuſetzen hatten. 
Das Vertrauen, von dem ich eben ſprach, hat uns nicht getäujcht. Gewiß, 
meine Herren, hat die Konferenz länger gedauert, al3 mancher erwartete: 
die Sache war eben nicht leicht, und es gibt auch in der Diplomatie wie 
im bürgerlihen Leben manche weit weniger wichtige Angelegenheiten, über 
die noch viel länger verhandelt und gejtritten wird. (Heiterkeit) Unjern 
Unterhändlern bin ich die Anerkennung jchuldig, daß fie die deutjchen For» 
derungen mit ebenjoviel Feſtigkeit und Zähigkeit wie Umſicht vertreten 
haben. (Lebhafte Zuftimmung.) Die Einzelheiten der Konferenzbeichlüfie 
find durch die Preſſe veröffentlicht worden und Ihnen befannt. Ich will 
fie in diefem Augenblid nicht mehr erörtern und auch Hinfichtlidy des Ge- 
famtergebnifje® nur vorläufig das Nachitehende betonen: Es wäre ein 
Mangel an Augenmaß gemwejen, wenn wir wegen untergeordneter Yorde- 
rungen die Sonferenz hätten jcheitern lafjen, etwa an der Frage, wie groß 
die Zahl der Zenjoren der Staatöbanf genommen werden joll, oder an der 
Frage der ſchweizeriſchen oder holländiſchen Zollinjpektion Fragen — die 
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für uns nicht Selbftzwed, jondern nur Mittel zum Zwed waren. Für 
jolche jefundäre Forderungen Kopf und Kragen einzufegen, wäre nicht praf- 
tiiche Politik geweſen. Auch ließ fich jchwer beftreiten, daß fein Land ver- 
möge feiner Erfahrungen geeigneter ift, die Polizeiinftrufteure zu jtellen, 
als die beiden Nachbarländer Spanien und Frankreich. Hätten wir uns 
diefer Tatfache gegenüber hartnädig verjchloffen, jo würde der bei den 
Konferenzverhandlungen von der franzöfifchen Brefje gegen die deutjche 
Politik jo laut erhobene Vorwurf wirklich berechtigt gemwejen fein. Worauf 
e3 anfam, war, den internationalen Charafter der Polizeiorganijation zu 
verbürgen. Frankreich hat fich mit gleicher Verföhnlichkeit wie wir zu einer 
loyalen Löjung diejer jchwierigen Frage bereit finden lafjen. Wir find 
nicht Heinlich, wir find in manchen Einzelfragen nachgiebig gewejen, aber 
wir haben unerjchütterlich fejtgehalten an dem großen Grundjage der offenen 
Tür, da die Wahrung des deutichen Anſehens uns in der ganzen Maroffo- 
aktion geleitet hat und leiten mußte. Meine Herren! Es war ein jchiwie- 
riger Berg, den wir erjtiegen haben. Manche Uebergänge waren nicht 
ohne Gefahr, eine Zeit der Mühe und Beunruhigung liegt Hinter uns. 
Sch glaube, daß wir jegt mit mehr Ruhe in das Weitere bliden können. 
Die Konferenz von Algeciras hat, wie ich glaube, ein für Deutjchland und 
Frankreich gleich befriedigendes, für alle Kulturländer nügliches Ergebnis 
geliefert. (Bravo!) 

Abg. Frhr. v. Hertling (Z.) ftimmt dem Reichskanzler im mwejent- 
lichen zu und dankt der Regierung Defterreich-Ungarns warm für die treue 
Bundesgenofjenichaft. Auch Stalien werde fich hoffentlich al3 treuer Drei- 
bundögenofje erweijen troß jeiner Haltung in Algeciras, die ihm durch jeine 
Lage diktiert ſei, und troß feiner radikalen Preſſe. England habe ſich zwar 
nicht deutfchfreundlich aber loyal erwiejen und ein gutes Verhältnis mit 
ihm jei beiden Ländern unentbehrlih. Große Mißſtimmung habe dagegen 
Rußlands Haltung erregt, es habe Deutjchlands freundliche Haltung wäh— 
rend feiner Kataftrophe mit Undanf gelohnt. Wir Hoffen, daß Rußland 
jeine Berfaffung neu ausgeftaltet, daß es feine Verwaltung einer Reviſion 
unterwerfe, und daß e3 durch friedliche Inftitutionen in die Reihe der 
Kulturnationen einrüdt. Bisher jehen wir leider nur recht wenig davon, 
noch immer jcheint die fundamentale Lebensbedingung des Staates in 
Frage zu ftehen. Wir haben aber die Hoffnung nicht aufgegeben, daß es 
doch noch zu einer Neugeftaltung der Dinge in Rußland kommen möge. 
Es liegt aber nicht in unferem Intereſſe, unfere Wünfche gehen nicht jo 
weit, daß das deutfche Kapital fich direkt an der Geſundung beteiligt. In 
diefer Beziehung hätte man den Bismardichen Standpunkt niemals auf- 
geben jollen. — Das Verhältnis zu Nordamerifa und den übrigen Mächten 
jei freundlih. Wie fommt e3 aber, daß bei der Friedensliebe Deutjchlands 
die deutsche Bolitif im Auslande einer jo unfreundlichen Beurteilung unter- 
zogen wird? Der eine Punkt ift jehr oft betont worden: das Aufftreben 
Deutichlands ermwedt den Neid. Ein anderes bedeutended Moment fommt 
aber noch Hinzu. Wir haben einen furchtbaren Vorſtoß der Revolution 
erlebt. Die revolutionäre Preffe aller Länder hat die Hoffnung aus— 
geiprochen, daß der revolutionäre Vorſtoß in Rußland eine Nachfolge in 
den anderen Ländern finden wird. Da ftößt man bei jolden Hoffnungen 
auf das Deutjche Reich, auf die Ffonjervativen Lebensmächte, welche die 
deutſche Kultur allen Angriffen gegenüber aufrecht erhalten. Noch ein 
anderes Moment der Abneigung fpriht mit: Man ſpricht von unjerer 
abenteuerlichen Politit, von dem Hervortreten des perjönlichen Moments. 
Ich will nicht alles verteidigen, was gejchehen ift, nicht jede Rede, die ge- 
halten ift, nicht jede Depejche, die geſchick wurde. Das Ausland beurteilt 
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und meiſtens danach, weil es unjere inneren Verhältnifje nicht fennt. Ich 
habe das Vertrauen, daß der Kanzler eine Politif vertreten wird, die, mit 
jtarfem Bewußtjein der eigenen Kraft ohne Chauvinismus, ohne jede 
Brüskierung, ohne erfolgloje Liebeswerbungen allein die eigenen Intereſſen 
des Landes berüdjichtigt. (Lebhafter Beifall im Zentrum.) 

Abg. Bebel (Soz.) tadelt jcharf die auswärtige Politif, die wegen 
der bedeutungslojen Beziehungen zu Maroffo den Frieden gefährdet habe. 
Der Reichdtag werde von oben herab behandelt: warum betrage das deutſche 
Weißbuch nur den zehnten Teil des franzöfiichen Gelbbuchs? Die Er- 
Härungen des Reichskanzlers jeien widerſpruchsvoll; Bismard hätte weder 
die Raiferreije nad) Tanger noch die Konferenz zugelafien. Ebenjo fehler- 
haft ſei die deutjche Politif gegen Rußland, deſſen barbariiche Politik man 
durch Anleihen geftügt habe, obgleich es überjchuldet jei. 

Während diefer Nede erleidet Reichskanzler Fürft Bülow einen 
Ohnmachtsanfall. Die Sigung wird unterbroden. Nachdem der Kanzler 
in ein andere Zimmer gebracht worden ift, wird die Sigung fortgejeßt. 

Abg. Graf Limburg-Stirum (fonf.) billigt die auswärtige Politik, 
tadelt aber die innere, die mit der geplanten Diätenbewilligung ins demo— 
kratiſche Fahrwaſſer ſteuere. Abg. Baſſermann (nl.) hält dagegen die 
Diäten im Intereſſe der geordneten Gejchäftsführung für nötig und ver- 
teidigt die auswärtige Politik gegen Bebels Kritif, der dem Gelbbuche viel 
zu großes Vertrauen jchenfe. Die Haltung Staliend und Rußlands habe 
unangenehm berührt. Präfident Graf Ballejtrem teilt mit, daß das 
Befinden des Reichskanzlers zu ernften Befürchtungen nicht Anlaß gebe. 
Abg. Liebermann dv. Sonnenberg (wirtſch. Bg.) fordert Mafjenaus- 
weiſung der ruſſiſchen Flüchtlinge. Abg. Schrader (fr. Bg.): Deutjchland 
habe zwar den feiten Zuſammenſchluß Englands und Frankreichs nicht 
brechen können, aber e3 fei auch allein jo jtark, daß es in jeder Krifis 
Verbündete haben werde. Leider werde die friedliche Politik Deutjchlands 
draußen nicht überall friedlich erfannt, woran manche Kundgebungen und 
die reaktionäre Politif im Innern, bejonders Preußens, mit Schuld jeien. 
Deshalb Hätte es auch Sympathien in Stalien verloren. 

Nach einigen weiteren Debatten über Spezialfragen wird der Etat 
F ra genehmigt und der Reich&haushaltsetat in zweiter Leſung 

eendet. 


5. April. (Württemberg.) Durch den Einſturz eines Gaſt— 
hof3 in Nagold werden 50 Perjonen getötet. 

5. April. (Sachſen.) Da in der Zweiten Kammer feine 
Zweidrittelmehrheit für eine Anderung der Zufammenfegung der 
Erjten Kammer zuftande kommt, jo ift die Reform der Erſten 
Kammer gejcheitert. — Am 7. wird der Landtag gejchlofjen. 

April. Die Frage, ob die ruffiiche Anleihe in Deutjchland 
aufgelegt werben fol, wird viel bejprochen. Einige Stimmen for- 
dern die Aufhebung der Lombardfähigkeit ruffiicher Staat3papiere 
bei der Reichsbank. Die Regierung lehnt es ab. 

April. Ordensaugzeichnungen für Algecirag. Telegramm an 


Goluchowski. 


Der Kaiſer verleiht Frhrn. v. Radowitz den Schwarzen Adlerorden, 
Grafen Tattenbach die Brillanten zum Roten Adlerorden erſter Klaſſe, Ge— 
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heimrat Klemeth die Krone zum Roten Adlerorden zweiter Klaffe (7. April), 
dem öÖfterreichifchen Delegierten Graf Weljersheimb das Großfreuz des Roten 
Adlerordend. An den öfterreih-ungariihen Minifter des Auswärtigen 
richtet der Kaijer folgendes Telegramm (13. April): In dem Augenblide, 
da Ich mit Genehmigung Ihres Allergnädigften Herrn dem Grafen Weljers- 
heimb das Großfreuz des Noten Wdlerordens überjende zum Dante für 
jeine erfolgreichen Bemühungen in Algeciras, drängt es Mich, Ahnen von 
Herzen aufrichtig Dank zu jagen für Ihre unerjchütterliche Unterftügung 
meiner Vertreter — eine jhöne Tat des treuen Bundesgenofjen. Sie 
haben ſich als brillanter Sefundant erwiejen und können gleiher Dienfte 
im gleichen Falle aud) von Mir gewiß fei. Wilhelm I. R. 

I. April. Es wird befannt, daß auf der Berliner Konferenz 
der DBertreter jämtlicher deutjchen Eifenbahndireftionen die Vor— 
Ichläge des preußijchen Eijenbahnminifteriums im Prinzip an— 
genommen wurden. (Vgl. 1905.) 

April. (Reichstag.) Abg. Graf Schwerin-Löwig (fonj.) 
bringt in der Budgetlommijfion folgenden Antrag über die Handel3- 
beziehungen zu den Vereinigten Staaten ein: 

Die Kommiſſion mwolle bejchließen, den Herrn Reichskanzler zu er— 
juchen: 1. auf diplomatifhem Wege möglichjt jchleunig feitzuftellen, ob die 
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerifa die jeitend der Union 
mit verjchiedenen Bundesftaaten abgejchlofjenen Handeläverträge, wie den 
Bertrag mit Preußen vom 11. Mai 1828, mit den Hanjaftädten vom 4. Juni 
1828, mit Oldenburg vom 10. März 1847, mit Hannover vom 10. Juni 
1847, mit Medfenburg-Schwerin vom 9. Dezember 1847, als durch Rechts— 
nachfolge auch auf das Deutjche Reich übergegangen und noch jetzt ala 
gültig und rechtöverbindlich betrachtet; 2. für den Fall der Bejahung dieſer 
Frage entweder dieje Verträge ſämtlich nach dem 1. * dieſes Jahres zu 
kündigen, oder eine ſo klare und unzweideutige Deklaration derſelben zu 
vereinbaren, daß hierdurch Meinungsverſchiedenheiten über die Bedeutung 
ihrer Beſtimmungen für die Zukunft ausgeſchloſſen werden; 3. von dem 
Ergebnis dieſer Verhandlungen dem Reichstage möglichſt bald und jeden- 
fall3 noch vor dem Schluß jeiner jegigen Tagung Kenntnis zu geben. 


11. April. Eine 3Y/sprogentige Reichsanleihe und 3"/sprozen= 
tige preußijche Konjols, zujammen 560 Millionen Mark, werden 
aufgelegt und anderthalbfach überzeichnet. 

14. April. Der frühere Direktor des Kolonialamts, Dr. Stü- 
bel, wird zum Gejandten in Chriftiania ernannt. 

Mitte April. (Baden.) Bismardverehrung und Bismard= 
feindjchaft. 

Der Gemeinderat von Waldshut tauft den Bismardplag in 
St. Fojefsplag um. Dazu jchreibt der fatholiiche „Badiſche Landsmann“: 
Bravo! Es iſt an fi ein Zeichen großer Charakterſchwäche, daß bei uns 
im Badenerland Bismard jolche Verehrung genießt. Wir Badener follten 
uns doch etwas mehr auf uns jelbjt bejinnen und bedenken, daß Bismard 
e3 war, der ad majorem gloriam Borussiae und Anno 1866 den blutigen 


Krieg aufhalfte und nachher verjchiedene Silberlinge abfnöpfte. Mögen 
All- und Stalldeutiche Bismardjäulen bauen und alljährlih am 1. April, 
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an dem man nichts ernft nimmt, darauf ihrem „Götzen“ Bismard ein 
Rauchopfer darbringen, — wenn fie einen Stier oder bejfer einen (aber 
vierbeinigen) Ejel darauf brieten, wäre das Ganze noch natürlicher — 
das badijche Volk als jolches hat feinen Teil daran. 


Mitte April. Es fonftituiert fich ein Komitee für die durch 
den Ausbruch des Veſuv Gefchädigten; der Kaifer fpendet 10000 Marf. 

17. April. Zum Gouverneur von Deutſch-Oſtafrika wird der 
Seneralfonjul in Warjchau, Frhr. v. Nechenberg, der früher im 
Schubgebiet und in Sanfibar amtierte, ernannt. 

19. April. (Breslau) Ein Ausjtand der Metallarbeiter 
führt zu großen Straßentrawallen und Beläftigungen von Arbeitz- 
willigen. 

21. April. (Berlin) Preußen, Bayern, Baden und Heſſen 
unterzeichnen einen Bertrag über die Kanalifierung des Mains. 

21. April. (Reichstag.) Vorlagen über Diäten für die 
Reichstagsabgeordneten und über Anderung der Gejchäftsordnung. 


81. Die Mitglieder des Neichötages erhalten: a) für die Dauer der 
Eigungsperiode jowie acht Tage vor deren Beginn und acht Tage nad 
deren Schluß freie Fahrt auf den deutſchen Eifenbahnen zwiſchen ihrem 
Vohnorte und dem Site des Neichstages, jowie b) während des Kalender— 
jahres — vorbehaltlich der Beftimmungen im $ 3 — aus der Reichskaſſe 
eine Aufwandsentihädigung von insgejamt 3000 Marf, die am 1. Januar, 
1. Februar, 1. März, 1. April mit je 500 Mark und am Tage der Ber- 
tagung (Artikel 26 der Neichsverfaffung) oder Schließung des a 
mit 1000 Mark zahlbar wird. Mitglieder, die erft nach Beginn des Ka— 
Ienderjahres in den Reichstag eingetreten find, haben auf diejenigen Raten 
feinen Anjpruch, welche vor ihrem Eintritte zahlbar geworden find. Der 
Bundesrat ift ermächtigt, Grundfäge für die Ausführung der Beftimmungen 
unter a aufzuftellen. $2. Für jeden Tag, an dem ein Mitglied des Reichs— 
tages der PBlenarfigung ferngeblieben it, wird von der nächſtfälligen Ent- 
Ihädigungsrate ein Betrag von 30 Mark in Abzug gebracht. $ 3. Ein 
Mitglied des Reichstags, das neugewählt wird, während der Reichstag ver- 
jammelt ift, erhält an Stelle der nächſten Entjhädigungsrate ($ 1 Abjag 1 
unter b) bis zu deren Höhe 20 Mark Tagegeld für jeden Tag der An— 
weienheit in einer Plenarjigung. Ein Mitglied des Reichstags, defjen 

andat, während der Reichstag verfammelt ift, erliicht oder niedergelegt 
wird, erhält während der Zeit feit dem FFälligfeitstage der legten Ent- 
Ihädigungsrate 20 Mark Tagegeld für jeden Tag der Anweſenheit in einer 
Plenarfigung mit der Maßgabe, daß der Gejamtbetrag der Tagegelder den 
Höchſtbetrag der Entihädigung nicht überfteigen darf, die nach $ 1 Abſatz 1 
unter b am nächſten Fälligfeitstage zu zahlen gewejen wäre. Das gleiche 
gilt, wenn der Reichstag aufgelöft wird, während er verfammelt iſt. 
54. Die Anmwejenheit in der Plenarfigung ift jeitens des Mitglieds des 
Reichstags während der Dauer der Sigung durch eigenhändige Eintragung 
jeines Namens in eine im Reichstagsgebäude ausliegende Anmwejenheitslifte 
und, fofern an dem Tage namentliche Abjtimmungen des Plenums ftatt- 
finden, durch Teilnahme an diejen Abftimmungen nachzumeifen. Die 
näheren Beftimmungen über den Ort, die Zeit und die Form der Aus— 
legung der Anmefenheitslifte werden von dem Präfidenten des Reichstags 
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getroffen. Bon ihm wird auch die Entihädigung ($ 1 Abſatz 1 unter b, 
$ 3) für jedes Mitglied des Neichdtagd auf Grund der Anwejenheitsliften 
ſowie der Lijten über namentliche Abftimmungen NEBe, und angewiejen. 
$ 5. Ein Mitglied des Reichstags darf in feiner Eigenihaft als Mitglied 
einer anderen politijchen Körperichaft, wenn beide Körperjchaften gleichzeitig 
verjammelt find, nur für diejenigen Tage Vergütung beziehen, für welche 
ihm auf Grund diefes Gejeges ein Abzug von der Entichädigung gemacht 
ift oder in den Fällen des $ 3 Tagegeld nicht gewährt wird. Auch darf 
es in diejer Eigenjchaft während der Dauer der freien Fahrt auf den Eijen- 
bahnen feine Fuhrkoften für die Reife zwiichen feinem Wohnort und dem 
Site des Reichdtagd annehmen. $ 6. Ein Verzicht auf die Aufwands- 
entihädigung iſt unzuläſſig. $ 7. Iſt im Falle deö Todes eines Mitglieds 
des Reichstags eine Ehefrau Hinterblieben, jo kann die Zahlung an dieje 
erfolgen, ohne daß deren Erbrecht nachgemwiejen zu werden braucht. 8. 
Während des Kalenderjahres 1906 wird bei der Vertagung oder Schließung 
des Reichstages den Mitgliedern an Stelle der nad) $ 1 Abſatz 1 unter b 
zu zahlenden Entihädigungen eine jolde von 2500 Mark gewährt. Mit- 
glieder des Neichdtages, die in der Zeit vom Inkrafttreten des Geſetzes bis 
zur Vertagung oder Schliegung des Reichstages neu gewählt werden, er- 
halten an Stelle der im Abſatz 1 bezeichneten Entjchädigung 20 Mark 
Tagegeld für jeden Tag der Anmwejenheit in einer Plenarjigung. Die 88 2,4, 
5 und 7 finden für die Zeit vom Inkrafttreten des Gejeßes ab entiprechende 
In Ruaft $ 9. Diejes Gejeß tritt mit dem Tage feiner Verkündigung 
in Kraft 

Der im Zujammenhange mit der Diätenvorlage eingebrachte Gejeg- 
entwurf wegen Aenderung der Artifel 28 und 32 der Verfaſſung beftimmt: 
I. Der Artikel 28 der NReichsverfaffung erhält folgenden Zuſatz: Beſchluß— 
fafjungen über den Geſchäftsgang jind, joweit fie nicht jelbft den Gegen- 
ftand der Tagesordnung bilden, von der Anmwejenheit einer beftimmten An- 
zahl von Mitgliedern nicht abhäng gig. II. An Stelle des Artifeld 32 der 
eichöverfaffung treten folgende VBorjchriften: Die Mitglieder des Reichs— 
tages dürfen als ſolche feine Bejoldung beziehen. Gie erhalten eine Ent- 
ihädigung nad) Maßgabe des Gejehes. 


21. April. GGeſſen.) Gleichberechtigung der höheren Lehr— 
anjtalten. 


Die Regierung erläßt eine Verordnung über die Gleichberechtigung 
ber Höheren Lehranftalten im Großherzogtum Heffen für die Zulaffung zur 
Immatrikulation in der juriftifchen und philojophifchen Fakultät der Landes- 
univerfität Gießen ſowie zu den Prüfungen für den Staatsdienft im Höheren 
Juſtizverwaltungsfach. Im höheren Forſtfach und Höheren Lehrfach werden 
die Neifezeugnifje der Gymnafien, Realgymnafien und Oberrealjichulen, jo- 
weit dies bisher nicht ſchon geichehen ift, einander gleichgeftellt. 

24. April. Der „Vorwärts“ fchreibt über das neue franzd= 
fiiche Kabinett: 


Ueberrajchend könnte e3 höchſtens wirfen, daß in der republifani- 
ihen Regierung, die dem Zarismus die Kriegämittel zur Niederwerfung 
jeines Volkes zuführt, auch ein Sozialift zu finden ift. Aber dieje Tat- 
jache beweiſt auch nur die von uns feit jeher anerkannte Tatſache, daß der 
jozialiftiiche Minifterialismus, die Teilnahme eines Spzialiften an einem 
bürgerlihen Minifterium, in normalen Zeiten nichts jein kann als eine 
Duelle der Korrumpierung von Sozialiften. Im Falle Briand hören jeden- 
fall3 alle Meinungsverjchiedenheiten auf. Ein Sozialijt, der e3 in einer 
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Regierung aushält, die in der heutigen Krifis der ruffiichen Demokratie 
in den Rüden fällt, ift einfach ein ehrlofer Lump. Die Dinge liegen hier 
zu Har, al3 daß auf mildernde Umftände plädiert werden könnte. 


24. April. (Reichstag.) Präfident Graf Ballejtrem jagt 
über die Katajtrophen in Stalien und Amerika: 


Meine Herren! Während wir zwar eine kurze, aber durch daS herr- 
liche Frühlingswetter bejonder3 günftige Erholung hatten, find über zwei 
uns bejonder3 nahe befreundete Nationen (die Mitglieder erheben fich von 
den Pläten) durch elementare Ereigniffe überaus jchwere Heimfuchungen 
verhängt worden. Das uns verbündete Königreich Italien, mit defjen Bolt 
uns alte hiftoriihe Beziehungen und gegenwärtig jympathiiche Gefühle be- 
jonder3 nahe verbinden, ift durch einen ungewöhnlich heftigen Ausbruch 
des Veſuv jchwer heimgejucht worden. Hunderte von Menjchenleben find 
demjelben zum Opfer gefallen. Tauſende find an ihrem Eigentum auf3 
jchwerfte gejchädigt. Eine blühende Landichaft mit dem jchönften Flecke der 
Erde ijt unter Lava und Aſche begraben — wahrlich eine ſchwere Heim- 
juhung! Aber noch viel jchwerer ift das Verhängnis, welches in allerlegter 
Beit das uns herzlich befreundete und ftammverwandte Volk der Vereinigten 
Staaten von Amerika betroffen Hat. Durd ein verheerendes Erdbeben und 
eine darauf folgende beijpieläloje Feuersbrunft ift die Stadt San Francisco, 
die Metropole des Weitend der amerifanifchen Staaten, eine Stadt von 
400000 Einwohnern vollftändig vernichtet worden. Die Verlufte an Men- 
jhenleben und Eigentum find zwar noch nicht feftgejtellt, aber man fann 
nad) den bisher eingegangenen Nachrichten annehmen, daß die erjteren viele 
Taujende und die legteren viele Hunderte von Millionen betragen, ein Un— 
glüd, wie es bisher kaum dageweſen jein wird. Meine Herren! Das deutjche 
Bolt nimmt an den jchweren Heimjuchungen der beiden befreundeten 
Nationen den innigften und jchmerzlichiten Anteil (Lebhafte Zuftimmung), 
und ich bin mir bewußt, im Namen aller Vertreter des deutjchen Volkes 
zu jprechen, wenn ic) von dieſer Stelle aus diejen Gefühlen Ausdrud gebe. 
(Lebhaftes Bravo.) Sie haben fich, meine Herren, zum Zeichen Ihres Ein- 
verftändnifjes mit dem von mir Gejagten von Ihren Plägen erhoben. Ich 
ftelle das feſt. 

25. April. (Reichsſtagswahl.) Freiſinnige, Nationalliberale 
und Sozialdemokraten. 

Bei der Erſatzwahl im Wahlkreiſe Heſſen 4 (Darmſtadt-Groß-Gerau) 
erhalten Stein (nl.) 10315, Korell (freiſ.) 5808 und Berthold (Soz.) 
13801 Stimmen. &3 findet mithin Stihwahl zwijchen Stein und Berthold 
ftatt. — Während der Agitation zur Stichwahl erläßt der Wahlausſchuß 
der „Vereinigten Liberalen” folgenden Aufruf: ... Wehrfragen, die ung 
verpflichten würden, in der Stichwahl für die Nationalliberalen zu jtimmen, 
ftehen nicht auf der Tagesordnung und find auch in den zwei Jahren, für 
die diesmal gewählt wird, nicht zu erwarten. Dagegen verpflichtet ung die 
Stellungnahme de3 nationalliberalen Kandidaten Dr. Stein zu dem aktuellen 
Reichsfteuergejegentwurf mit feiner weiteren Vermehrung der ungerechten 
indireften (Verkehrs- u. j. w.) Steuern, ferner die nationalliberale Unzu— 
verläffigkeit in der Frage des Wahlrecht3 und der Erweiterung der Volks— 
rechte ſowie jchließlich die verkehrte Wirtjchaftspolitif mit der ausgejprochenen 
Begünstigung der fünftlichen Verteuerung aller Lebensbedürfnifie und Pro— 
duftionsmittel für Arbeiter, Bauer und Mittelftand in Stadt und Land 
zu einer entichiedenen Bekämpfung der nationalliberalen Kandidatur. Zu 
beachten ijt auch, daß die Darmftädter und die Hejfiichen Nationalliberalen 
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nur durch unjere entjchiedenfte Oppofition vor weiteren Konzeffionen an 
ihre realtionären Bundesgenofjen gewarnt und auf den Weg zu einer 
roßen, wahrhaft liberalen Gruppe nad) badiſchem Mufter Hingelentt werden 
Önnen. Bei diefer Sachlage muß uns der jozialdemofratiiche Kandidat als 
das Fleinere Uebel ericheinen. Dieje unjere Stellungnahme ift auch durch 
die Art, wie die Nationalliberalen den Wahlfampf geführt Haben, geboten. 
Wir empfehlen daher den Wählern troß aller Gegnerjchaft gegen die Sozial- 
demofratie ihre Stimme für den Kandidaten der Sozialdemofratie, Herrn 
Zandtagsabgeordneten Berthold, abzugeben. 

Bei der Stihwahl am 4. Mai erhält Berthold 16632, Stein 
15805 Stimmen. — Infolgedeſſen fordert der Zentralvorftand der Natio- 
nalliberalen Partei jeine Barteifreunde auf, jedem Kandidaten der Frei— 
finnigen Bereinigung jolange ihre Stimme zu verjagen, bis die Partei ge— 
nügende Sicherheit dafür bietet, daß ich ihre Anhänger einen derartigen 
„Verrat an der liberalen Sache“ nicht wieder zujchulden fommen laſſen 
werden. Einige Organe der Freiſinnigen Bereinigung wie die „Kieler-“ 
und die „Wejer-Zeitung“ tadeln den Wahlaufruf ebenfalld; der national- 
joziale Flügel begrüßt darin den Anfang zu einem entichiedenen Kampf 
der geiamten Linken gegen die rechtöjtehenden Parteien. — Pfarrer Korell 
erhält vom Konjiftorium einen Verweis. 


26. April. (Reichdtag.) Erjte Beratung der Diätenvorlage. 

Abg. Singer (Spz.) fieht in der Vorlage eine Berhöhnung des 
Parlaments, da die Abgeordneten unter Schuljungenfontrolle gejtellt werden 
jollten. Abg. Frhr. v. Richthofen (fonf.): Die Regelung der Doppel- 
mandate bedeute einen Eingriff in die Rechte der Einzeljtaaten. Ein Teil 
jeiner Fraktion jei gegen die Vorlage. Staatsjefretär Graf Poſadowsky: 
Die Form der Vorlage jei durch den Abjentismus notwendig geworden; 
die Regierung werde unter feinen Umftänden darauf verzichten. Kontroll— 
maßregeln ſeien auch in anderen PBarlamenten üblich, z. B. in der Schweiz 
und Amerifa. Die Doppelmandate jeien nach dem Grundjag: Reichsrecht 
geht vor Landesrecht, geregelt. Abg. Spahn (3.) hat Bedenken in Einzel- 
heiten, dankt aber dem Bundesrat für die Vorlage und polemifiert gegen 
den Abg. Singer. Abg. Hieber (nl.) wünjcht freie Eifenbahnfahrt min- 
dejtens während der Seſſion. Abg. Träger (fr. Bp.) lehnt die Vorlage 


als unwürdig ab. — Die Vorlage wird an eine Kommiſſion vermwiejen. 
28. April. (Berlin) Minijter der öffentlichen Arbeiten 
v. Budde f. 


Geboren 15. November 1851, 1869 Leutnant, 1900 Generalmajor, 
1900—1902 Generaldirektor der Deutſchen Waffen- und Munitionsfabrif 
Löwe, 1902 Staatsminifter. — Bon allen Parteien werden ihm ehrende 
Nachrufe gewidmet. — Der Kaijer telegraphiert an Frau v. Budde: Tief 
ergriffen von dem Hinjcheiden Ihres Gatten, jprecdhe Ich Ihnen zu der 
erjchütternden Heimjuchung Mein wärmſtes Beileid aus. So tröftend der 
Gedanke ift, daß der Verewigte nun von jeinen langen und qualvollen 
Leiden erlöft ift, jo jchwer trage Ich mit Ahnen an dem großen Berluft, 
den jein Tod für Mich und das ganze Vaterland bedeutet. Ausgerüſtet 
mit jeltenen Eigenjchaften de3 Geiftes und Charakters, hat ſich der Ent- 
ichlafene durch die aufopferungsvolle Treue, mit der er ſeines Amtes bis 
zum Tode gemaltet hat, außerordentliche Berdienfte erworben. Sein leuch— 
tendes Vorbild als Offizier wie al3 Beamter wird unvergänglid fein und 
Ich werde jeiner ftet3 mit aufrichtiger Dankbarfeit und Anerkennung gern 
gedenken. Gott der Herr ftehe Ihnen und den Ihrigen mit feinem Troſte 
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in diejen jchweren Tagen ber Trauer um den Heimgegangenen Gatten und 
Bater beil Er war ein Held. 


28. April. (Bayerifcher Reiharat.) Debatte über die Orden. 

Reichsrat v. Eramer-Klett jagt bei der Beratung des Kultusetats: 
Die Orden der abendländiichen Kirche jind die Elite de3 Chriftentums, das 
ift mein Urteil al3 Proteftant. Die Orden find die Ausleje des Chriften- 
tums, weil jie das Chriftentum in die Tat umfegen. Auch in der pro- 
teftantifchen Kirche hat fich die dee, für ideale Zwecke zujammenzuleben, 
Durchbruch verjchafft in herrlich aufblühenden Diakonifjenanftalten. Ueberall, 
wo ich Beftrebungen gegen die Kirche breitmachen, wenden fie fich in eriter 
Linie gegen die Orden. Allerdings ſetzen fich diejenigen Orden, welche ich 
mit Politik befafjen, Angriffen aus, aber warum? Gehen diefe Angriffe 
auf die Orden als joldhe? Der Grund der Feindichaft ift, weil die Orden 
der lebendige Gegenbemweis gegen die Doftrin derjenigen find, welche die Welt 
angeblich befreien wollen. Erzbiſchof v. Stein dankt für die mohlmollende 
Beſprechung der Ordensfrage. Oberkonfiftorialpräfident Schneider erfennt 
an, daß die Drden jih im Mittelalter große Verdienfte erworben haben; 
durch die Reformation jei jeßt aber die Stellung der Proteftanten zu den 
Orden eine andere geworden. Es jei ein protejtantiicher Grundjaß, daß 
die jchönen Tugenden der Nächftenliebe auch ohne Orden geübt werden 
fönnen. Er wolle nur den prinzipiellen Standpunkt der Proteftanten 
wahren und wünjche, daß beide Konfejjionen auf dem Gebiete der Nächiten- 
liebe im edlen Wettbewerb fortfahren. 

Die Rede Cramers wird in der protejtantischen Preſſe vielfach Fritijiert. 

April. Wirkl. Geh. Rat v. Holftein im Auswärtigen Amt 
nimmt den Abſchied. Sein Rüdtritt, der auf Differenzen mit Fürft 
Bülow zurüdgeführt wird, wird lebhaft erörtert, da er vielfach als 
eigentlicher Leiter der Politik ſeit 1890 angejehen wurde. (BVBgl. 
„Zukunft“ Juli, „Preußifche Jahrbücher” Bd. 125, 3.) 

30. April. (Breußen.) Der Erzbifchof Stablewski von 
Gnejen befiehlt jämtlichen Geiftlichen feiner Diözeje, aus dem Straz— 
verein audzutreten, weil er den Erzbijchof angreife und den Frieden 
mit den Deutjchen jtöre. 

30. April. (Sachſen.) Minijterpräfident, Minifter des In— 
nern und Auswärtigen Frhr. v. Metzſch tritt zurüd; fein Nachfolger 
wird der bisherige Gejandte in Berlin Graf Hohenthal= Bergen. 

Ende April. (Breußen.) Juſtizminiſter Dr. Bejeler fchreibt 
den Juſtizbehörden jedes zuläffige Entgegenfommen gegen das Pu— 
blifum vor. 

Ende April. Die Behauptungen englifcher Blätter, daß 
Deutjchland die Pforte zum MWiderjtande in der Afabafrage er— 
mutigt habe, werden offiziös zurüdgeiwiefen. 

30. April. Mai. (Reichdtag.) Zweite Beratung der Reichs— 
fteuerreform. Braufteuer. Tabakſteuer. 

Die Vorlage hatte folgende Skala vorgejchlagen: Für jeden en 
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zentner des Reingewichts der in einem Brauereibetriebe innerhalb eines 
Rechnungsjahres fteuerpflichtig werdenden Brauftoffe (Malz und Zuder) 
von den eriten 250 Doppelzentnern 7 Mar, 
8 


" " folgenden En " 10 ” 

a: 2000 11 . 
> : 2000 > „ 12 — 
dem Refte : 12.50 


Nach“ dem Kommiffionsvorichlag, der mit 16 gegen 12 Stimmen 
angenommen worden ift, jollen erhoben werden: 
von den erften 250 Doppelzentnern 4 Marl, 
4 


„ „ folgenden 250 r SO „ 
" " " 500 Li 5 " 
" ” [; 1000 ” 5.50 " 
" " " 1000 " 6 

nn 100 650 5 
" " " 1000 " 7 " 
" " ” en " 5 " 
, dem Refte ; R 10 


Abg. Südekum (Soz.): Die Brauereien könnten unmöglich die 
Steuerſätze tragen, würden ſie alſo auf den Konſumenten abwälzen. Des— 
halb ſei die Vorlage unannehmbar. Abg. Rettich (konſ.): Die geringe 
Erhöhung des Preiſes per Liter um höchſtens 5/4 Pfennig könne nicht auf 
da3 Publifum abgewälzt werden, wenn das Publitum dagegen Front mache. 
Der Ausſchank fönne bei feinen hohen Berdienften die Erhöhung wohl 
vertragen. Abg. Müller-Sagan (fr. Bp.) ftimmt dem Abg. Südefum zu 
und bejtreitet den hohen Gewinn des Ausſchanks. Staatsſekretär Frhr. 
v. Stengel dankt der Kommijfion namens des Bundesrat3 für ihre auf- 
opfernde Tätigkeit. Umfangreiche Erhebungen hätten ergeben, dab das 
Schanfgewerbe die Preiserhöhung recht gut tragen fünne. Abg. Beder- 
Heſſen (nl.) polemifiert gegen die Vorftellung, das Bier als Nahrungs- 
mittel zu behandeln. Die Staffelung werde hoffentlid; den kleinen und 
mittleren Brauereien zugute fommen. Abg. Bahnide (fr. Bg.) führt eine 
Statiftif an, um zu bemeifen, daß die Großbrauerei durch die Steuern 
außerordentlich geihädigt werden müfje; preuß. Sinanzminifter v. Rhein— 
baben bejtreitet die Richtigfeit der Statiftif. 

Um 1. Mai wird die Staffelung der Kommijfion mit 146 gegen 
113 Stimmen angenommen, nad) weiterer Debatte unter Beratung zahl- 
reiher Einzelanträge die gefamte Braufteuervorlage. 

Die von der Steuerfommiffion abgelehnte Tabakjteuervorlage wird 
ohne Debatte abgelehnt. 


März— Mai. (Preußen.) Leſung der Schulvorlage in der 
Kommijfion. 


In der erjten Leſung vermögen fi die Kompromißparteien über 
drei Punkte nicht zu einigen. 1. Ueber den $ 23, der den Anjpruc der 
fonfejfionellen Minderheit auf eine eigene Schule enthält. Da ein Zuſatz 
der Nationalliberalen abgelehnt wird, bringen fie gemeinfam mit dem 
Zentrum und den Freifinnigen den Paragraph zu Fall. 2. Ueber $ 31 
(Bufammenfegung und Leitung der Schulvorftände auf dem platten Zande). 
Die Nationalliberalen befämpfen die Negierungsvorlage, wonad der Orts— 
ſchulinſpektor Vorfigender fein foll; fie wird aber durch Zentrum und Kon— 
jervative angenommen. 3. Ueber 8 40 (Berufung der Lehrer und Rek— 
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toren). Nacd der Regierungsvorlage ſoll die Anftellung der Lehrer in der 
Art vor ſich gehen, daß die Schuldeputationen in den Städten der Behörde 
Borichläge machen, die fie dann annehmen oder ablehnen kann; find Die 
Borichläge zweimal abgelehnt, jo bejeßt die Regierung die Stelle. In 
Städten mit weniger al3 25 Lehrern hat der Schulvorftand nur das Recht, 
gehört zu werden; in derjelben Weile wird auch verfahren, wenn es fich 
um Reltoren oder Hauptlehrer Handelt. Auf Antrag der Konjervativen 
wird der Unterjchied zwifchen den Gemeinden mit mehr oder mit weniger 
al3 25 Stellen bejeitigt, ferner wird das Vorjchlagsreht auf die Gemeinde- 
organe direft übertragen. Dieje treten alſo an die Stelle der Schuldepu- 
tationen und Schulvorftände. Gegen die Stimmen der Nationalliberalen 
und Freifinnigen wird beibehalten die Beftimmung, daß an die Stelle des 
Wahlrechts der Gemeinden ein Vorjchlagsrecht treten joll. — Gegen dieſe 
Beitimmung namentlid wird als eine Schädigung der Selbftverwaltung 
von der Linken heftig agitiert. 

In der zweiten Bean wird eine teilweife Einigung erzielt. $ 23 
der Regierungsvorlage wird miederhergeftellt und durch einen von den 
Sreifonjervativen vorgejchlagenen Zujaß ergänzt. Danach dürfen die ge- 
jeglichen Bertreter von 120, bezw. 60 jchulpflichtigen Kindern eine eigene 
Schule ihrer Konfeffion beanfpruchen, wenn die Zahl der einheimijchen 
Schulkinder dieſer Konfejfion fünf Jahre lang 120 (in den Städten und 
den ländlichen DOrtjchaften mit mehr als 5000 Einwohnern), bezw. 60 (auf 
dem platten Lande) betragen hat. Werden diefe Zahlen nicht erreicht, jo 
darf für die betreffende Konfefjion nur aus befonderen Gründen eine eigene 
Schule errichtet werden. 

Ueber $ 31 wird beichlofjen, daß der Vorfigende von der Regierung 
in der Regel aus der Zahl der Mitglieder des Schulvorftandes zu be- 
ftimmen ift. Der Ortsſchulinſpektor joll, jofern er nicht Mitglied des 
Schulvorftandes ij, das Recht Haben, an den Sitzungen teilzunehmen. 
Außerdem wird ein $ 31a angenommen, wonad in ländlichen Schulver- 
bänden, welche zugleich evangelifche und fatholifche oder fonfeffionelle und 
Simultanſchulen Haben, unter Betätigung der Regierung für jede einzelne 
Schule oder für mehrere Schulen derjelben Art befondere Schultommijfionen 
al Drgane des Schulvorftandes einzujegen find. Eine gleichartige Be— 
fimmung für die Städte enthält der bereit3 in der erſten Leſung angenom- 
mene $ 29 des Entwurfe. 

Zu $ 40 wird durch die Kompromißparteien ein fonfervativer An- 
trag angenommen, daß die Lehrer in den Städten und größeren Land- 
gemeinden vom &emeindevorftande, in den Gutsbezirfen, in denen der 
Gutsbeſitzer die Schullaften allein trägt, von diefem mit Zuftimmung des 
Schulvorftandes, in den übrigen Landgemeinden, Gutsbezirfen und Gejamt- 
Ihulverbänden vom Schulvorftande zu wählen find. Der Regierung joll 
ie ee zuftehen, die nur aus erheblichen Gründen verjagt wer— 
en darf. 

Eine Einigung findet nicht ftatt über die Berufung der Rektoren 
und Hauptlehrer. Nac dem geltenden Recht fteht in den öſtlichen Landes- 
teilen das Berufungsrecht‘ (unter Beftätigung der Regierung) zumeift den 
Gemeinden zu, während im Weften die Regierung die Rektoren ernennt. 
Die Zahl der erfteren Stellen wird mit 1500, die der letzteren mit 3500 
angegeben. Nach der Borlage jollten die Stellen, deren Inhabern Leitungs- 
befugniffe zuftehen, allgemein von der Negierung nad) Anhörung der 
Schuldeputationen und bezw. Schulvorftände befeßt werden. Die Kommiffion 
jet auf Antrag der Konjervativen für die Städte und größeren Land- 
gemeinden an Stelle der Schuldeputation den &emeindevorjtand. Die 
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Nationalliberalen lehnen diefe Beftimmung ab und ftimmen ihretwegen mit 
den Freifinnigen gegen das ganze Gejeg, das Zentrum enthält jich ber 
Abftimmung, die beiden fonjervativen Fraktionen nehmen e3 an. 

Die Regierung erklärt, nicht weiter entgegenfommen zu können, der 
fonfervative Antrag jei das äußerfte. (2. Mai.) 


Anfang Mai. (Hamburg.) Wegen der eier des 1. Mai 
werden 5—6000 Hafenarbeiter auf zehn Tage außgejperrt. Hieran 
ichließt fich ein größerer Ausftand, der aber bald aufgegeben 
werden muß. 

2. Mai. (Reichstag.) Toleranzantrag. 


$ 1 des Zentrumsentwurf3 lautet: „Volle Freiheit de3 religiöjen 
Befenntniffes, der Vereinigung zu Religionsgemeinjhaften ſowie der ge- 
meinfamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung ſteht innerhalb des 
Deutijchen Reiches jeden zu. Den bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen 
Rechten und Pflichten darf durch die Ausübung der Refigionsfreiheit fein 
Abbruch geichehen.“ 

Dazu beantragen die Abgg. Müller-Meiningen und Müller-Sagan 
(fr. Bp.): A. den $ 1 zu faflen wie folgt: „Bolle Glaubens- und Gewiſſens— 
freiheit ijt innerhalb des Reichögebietes jedem gemährleiftet. Danach fteht 
die Freiheit des religiöfen Befenntniffes, der Vereinigung zu Religions— 
gemeinjchaften jowie der gemeinjamen häuslichen und öffentlichen Religiond- 
übung jedem Einwohner des Reiches zu. Der Genuß der bürgerlichen 
und jtaatsbürgerlichen Rechte ift unabhängig von dem religiöjen Belennt- 
nifje. Den bürgerliden und ftaatsbürgerlihen Pflichten darf durch die 
Ausübung der Religionsfreiheit fein Abbruch gejchehen.“ B. Hinter $ 1 
folgende Beftimmung einzujchalten: „S la. Niemand ift verpflichtet, feine 
oder feiner Angehörigen Glaubensmeinungen oder Zugehörigkeit zu einer 
Glaubensgemeinihaft zu offenbaren. Staatliche oder fommunale Behörden 
dürfen feine regelmäßigen Befragungen oder Aufzeichnungen über Glaubens- 
meinungen oder Zugehörigfeit zu einer Glaubensgemeinichaft vornehmen, 
außer joweit das Beſtehen öffentlich rechtlicher Pflichten oder Rechte ab- 
hängig ift von der Zugehörigkeit zu einer bejtimmten Glaubensgemeinſchaft. 
Unberührt bleiben abweichende reichägeieglihe Vorſchriften.“ 

Nach längerer Debatte, in der fi die Konjervativen und National- 
liberalen gegen die Ausdehnung der Reichskompetenz auf ſtaatsrechtlich— 
firchliches Gebiet erklären, wird der Antrag Müller A angenommen durch 
Zentrum, Polen, Freifinnige und Sozialdemokraten. Antrag Müller B 
wird zurücdgezogen. 

2 und 3 enthalten die Beftimmung des religiöjen Belenntnifjes 
der Kinder aus Mijchehen, für welche die Vereinbarung der Eltern, eventuell 
die VBorjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend fein jollen. $ 4 
lautet: Zur Teilnahme an einem NReligionsunterricht oder Gottesdienft 
fann ein Kind gegen den ausdrüdlihen Willen der Erziehungsberechtigten 
nicht angehalten werden. 

Sie werden mit derjelben Mehrheit angenommen. 


3. Mai. (Reichdtag.) Interpellation über die Ausweiſung 
bon Ruſſen. 

Die fozialdemokratifche Partei bringt folgende Snterpellation ein: 
St es dem Herrn Reichskanzler befannt, daß der Polizeipräfident von 


Berlin mit Billigung des preußiihen Minifterd des Innern im Wider- 
jpruche mit Artikel 1 des deutjch-ruffischen Handelsvertrages ruſſiſche Staat3- 
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angehörige in Maſſen des Landes verweilt? und was gedenft der Herr 
Reichskanzler gegen dieje ungejeglihen Maßnahmen zu tun? 

Staatsjefretär de3 Innern Graf v. Poſadowsky: Nacd Artikel 4 
Abſatz 1 der Reichöverfaflung unterliegt allerdings die Fremdenpolizei der 
Beauffihtigung der Gejeßgebung des Reiches. Dieje Beitimmung ift jeiner- 
zeit in bie Berfafiung des Norddeutichen Bundes auf Antrag des Abg. 
Michaelis Hineingefommen, um zu verhindern, daß durch die einzelftaat- 
liche Gejeßgebung die Vorſchriften der Reichsverfaffung über die Freizligig- 
feit oder über das gemeinjame Indigenat aller Deutjchen beeinträchtigt 
werden möchte. Dieje Verfaſſungsbeſtimmung hatte aber, folange fie nicht 
durch Spezialgejege ausgeführt ift, zunächſt einen provijorifchen Charafter. 
Solange die Berfafjungsbejtimmung nicht ausgeführt ift durch Spezial- 

ejege für das ganze Reich, bleiben die einzeljtaatlihen Gejege und Vor— 
Spriften in diefer Beziehung in Kraft. Die Einzelftaaten behalten auf 
diefem Gebiete jo lange alle ihre Befugnifje und alle ihre Rechte, ſoweit 
fie nicht durch Reichsgejege im einzelnen gemindert werden. Die Einzel- 
ftaaten bleiben jelbjtändige Rechtsobjefte mit eigener Machtiphäre und 
eigenem Vollſtreckungsrecht, mit eigener Willend- und Handelsfreiheit, und 
fie haben das Recht, zu verlangen, daß dieje ihre gejegliche Sphäre durch 
das Reich nicht beeinträchtigt werde. Wenn jebt auf die VBorjchriften des 
ruſſiſchen — in dieſer Interpellation Bezug genommen iſt, 
fo iſt dieſe Bezugnahme eine fehlſame; denn Artikel 1 des ruſſiſchen Handels— 
vertrages ſagt, nachdem die allgemeinen Beſtimmungen über die gegen— 
ſeitige Freiheit von Handel und Gewerbe feſtgeſetzt ſind: Es herrſcht jedoch 
darüber Einverſtändnis, daß durch die vorſtehenden Beſtimmungen diejenigen 
Geſetze und Verordnungen auf dem Gebiete des Handels, des Gewerbes 
und der Polizei nicht berührt werden, welche in beiden vertragsſchließenden 
Ländern gelten oder gelten werden und auf alle Ausländer Anwendung 
finden. Ferner beſteht zwiſchen Rußland und Deutſchland ein beſonderer 
Niederlaſſungsvertrag nicht, aber ſelbſt in den Niederlaſſungsverträgen, 
die mit anderen Staaten abgeſchloſſen worden find, z. B. in dem mit der 
Schweiz im Jahre 90, ift ausdrüdlich gejagt, daß dadurch die Vorfchriften 
über die Fremdenpolizei in den einzelnen Staaten nicht berührt werden. 
Auch das Freizügigfeitsgejeß beftimmt ausdrücklich, daß das allgemeine 
Niederlaffungs- und Aufenthaltsrecht Lediglich die Reichsdeutſchen angeht, 
daß aber die Vorjchriften der Fremdenpolizei für Ausländer dadurch nicht 
berührt werden. Aus diefem formalen Grunde Iehnt der Reichöfanzler 
die materielle Beantwortung der Jnterpellation ab, ganz abgejehen davon, 
dab es für die Reichsinſtanz ganz unausführbar ift, alle einzelnen Aus— 
weijungsverhältniffe in den Einzeljtaaten zu überwachen. 

Abg. Bebel (Soz.) greift die preußijche Regierung jcharf an und 
behauptet, die Berliner Polizei habe einem rufjiihen Juden, den fie zu 
Volizeidienften benugen wollte, einen falichen Paß ausgeftellt, um ihn zu 
landesverräteriichen Zwecken nad) Rußland jchiden zu können. Abg. v. Ol— 
denburg (fonf.) billigt die Ausweiſungen, die nur revolutionäre oder un- 
liebſame Elemente träfen. Abg. Spahn (3.) verlangt Klarftellung der 
Anklage gegen die Berliner Polizei; der Reichstag habe das verfafjungs- 
mäßige Recht Auskunft über alle Ausweiſungen zu fordern. Abg. Bafjer- 
mann (nl.) verlangt ebenfall3 Auskunft über die Anjchuldigungen. Abg. 
Schrader (fr. Bg.) fieht in den Maſſenausweiſungen eine Barbarei. 


3. Mai. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus genehmigt 
endgültig gegen die Stimmen der Yreifinnigen die Wahlreform- 
borlage. 
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4.7. Mai. (Reihitag.) Zweite Lejung der Steuerreform: 
Bigarettenfteuer. 


Nach dreitägiger Debatte wird die Zigarettenfteuer nad) den Bor- 
ichlägen der Kommifjion angenommen mit 179 gegen 112 Stimmen. Der 
grundlegende 8 2 lautet danach: 

„Außer den auf Grund des Tabakftenergejehed von dem verwandten 

Tabak zur Erhebung gelangenden Abgaben unterliegen der im Inlande 

geichnittene Zigarettentabaft und im Inlande Hergejtellte Zigaretten jowie 

die ungefüllt zum Berfauf gelangenden Zigarettenhüllen (Hülfen und 

Blättchen) einer bejonderen, in die Reichskafje fliegenden Steuer (BZigaretten- 
fteuer). Dieje joll betragen 1. für Zigaretten: 

a) im Kleinverfaufspreis bis zu 10 M das Taufend 1 AM, 

by, z über 10—15 „ „ 1.50 


c) " n n 15—20 " " a 2.50 Mi 
d) " 7 7) 20—25 n " " 4.— n 
e) 7) " " 25—30 " n n 6.— " 
f) 2 " 30 2 " 10,— " 


für "1000 Stüd: 
2. für Zigarettentabaf: 
a) im Sleinverfaufspreis über EN da3 kg 0.50 M, 
b 1.— 


J n n 5⸗ nn ” n 

c) n " " 10—20 nn " 2.— " 

d) " " "n 20—30 nn "n 3.— n 

e) " " 2 30 nn n 5.— " 
vilkg; 


3. für — und zugeſchnittene Bigarrettenblättchen ohne 
Rückſicht auf ihre Herkunft 0.80 Mark für 1000 Stück. 

ALS Zigarettentabak im Sinne dieſes Gefehes ſoll aller feingejchnit- 
tene Tabaf gelten, der im Sleinverfauf mehr ald 3 Mark das Kilogramm 
foftet. Als (einverfaufßpreis gilt der Warenpreis einschließlich der Steuer. 

Der Bundesrat ift ermächtigt, Tabafserzeugnifje von der Art und 
Form der Bigaretten, bei denen das Papierdedblatt fehlt oder durch eine 
andere Dede erjegt ift, der gleichen Steuer zu unterwerfen.“ 

In der Beratung wird die Heimarbeit lebhaft diskutiert und eine 
Rejolution auf Regelung der Heimarbeit in der Bigaretteninduftrie an- 
genommen. 


5. Mai. (Baden) Die Zweite Kammer genehmigt ein= 
jtimmig die Abänderung des Elementarunterrichtsgejeßes. 

Der Entwurf jeßt die auf einen Lehrer fommende höchite Schüler- 
zahl auf 70, in Ausnahmefällen auf 100 (bisher 100 bezw. 130) feit. Die 
Durchführung erfordert ein Mehr von faft 1000 Lehrern und ift erft in 
etwa fünfzehn Jahren allmählich zu bewirken. Gegen den Widerjpruch 
der Regierung wird die Aufnahme der Lehrer in den allgemeinen Gehalts- 
tarif der Beamten bejchlofien, jedocy betonen die Redner der großen Par- 
teien, daß die Lehrer bei der nächſten Revifion des allgemeinen Gehalts- 
tarifg nicht noch einmal aufgebefjert werden jollen, wenn ihre Gehälter 
jegt erhöht werden. Dagegen werden jie an allen ai Erhöhungen 
teilnehmen. Die Gehälter werden weſentlich erhöht. 


6. Mai. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Verfafſungs— 
änderung. 
Das Haus genehmigt auf Antrag Schiffer (n!.) die Aufhebung des 
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Artikels 112 der Verfafjung und gibt Artikel 26 folgenden Wortlaut: Das 
Schul- und Unterrichtäwejen ift durch Gejeß zu regeln. Bis zu ander- 
weiter gejegliher Regelung verbleibt ed Hin chifich des Schul» und Unter- 
richtsweſens bei dem geltenden Recht. 

ierdurch joll ermöglicht werden, das Schul- und Unterrichtsmejen 
durch ein nicht einheitliches Gejeg zu regeln und das Verordnungsrecht 
der Regierung zu erhalten. Die Polen ftimmen dagegen, weil das „gel- 
tende Recht” nicht die Gleichberechtigung aller Mitglieder enthielte. 


7. Mai. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus verweilt 
die Vorlage über Erweiterung des Staatseiſenbahnnetzes an die 


Budgetlommiffion. 


Die Debatte, in der viele lofale Wünjche vorgetragen werden, dauert 
drei Tage. Unterftaatsjefretär Fleck begründet die Vorlage: Die Vorlage 
Ichließt mit einer Summe von 271 Millionen Mark ab, fie ift die um- 
fangreichfte, welche jeit der Berftaatlihung der Eijenbahn von der Regie- 
rung dem Landtage vorgelegt worden ift. Sie verlangt jehr erhebliche 
Mittel, namentlich für den zmweigleifigen Ausbau der Eijenbahnen und für 
die Beichaffung von Betriebsmitteln, für den erjteren 68504000 Marf und 
für die Betriebsmittel den hohen Betrag von 100 Millionen Mark. Im 
legten Jahre Hat der Verkehr einen ganz außerordentlihen Aufihmwung 
genommen und ift allein beim @iüterverfegr um 8 v. 9. geftiegen. In 
den Herbit- und Wintermonaten des vorigen Jahres waren die Anforde» 
rungen an den Wagenparf und die Leiftungsfähigfeit der Streden jo ftarf, 
daß ihnen nicht überall genügt werden fonntee Im Oftober jtieg Die 
Nachfrage nach offenen Wagen um 17 v. H., im November um 20 v. H., 
im Dezember um 22,8 0.9, während von uns im Oftober 9 v. H., im 
November 120.9. und im Dezember 16 0.9. mehr gejtellt wurden. Die 
Schätzungen der Steigerung, die alljährlich zwijchen der Eijenbahnverwal- 
tung und den Berfehrsinterefjenten der großen Berjandgebiete ausgetaujcht 
werden, find zum Teil weit hinter der Wirflichfeit zurüdgeblieben. . . 
Für Betriebsmittel jeien im Jahre 1903 105 Millionen, dagegen 1904 
130 Millionen und 1905 144 Millionen bereitgeftellt worden. 


7.9. Mai. Reihdtag.) Zweite Beratung der Steuerreform: 
Stempelfteuer: Frachturfunden, Fahrkarten, Kraftwagen, Tantiemen. 


Bunädjft werden die Beftimmungen über die „Frachturfunden” ge— 
nehmigt nad den Kommilfionsvorjchlägen. "Nach der Vorlage jollte der 
Frachturkundenſtempel auch ausgedehnt werden auf den Binnenjchiffsverfehr. 
Die Kommilfion Hat die Eleinften Frachtbeträge nicht mit dem bejtehenden 
10 Pfennigftempel treffen wollen, jondern jchlägt vor, nur dann einen 
Stempel zu erheben, wenn die Urkunde über die Ladung eine ganzen 
Schiffsgefäßes lautet, dann aber bei einem Frachtbetrage von nicht mehr 
als 25 Marf 25 , bei höheren Beträgen 50 &; jofern es jih um Schiffe 
von einem NRaumgehalt von über 150 Tonnen handelt, in erjterem Falle 
50%, in leßterem 1.4 zu erheben. Ferner jind die Gepädjcheine und 
Paketadreſſen ausgejchieden worden, dagegen jollen Frachtbriefe im inlän- 
diichen Eijenbahnverfehr, wenn die Urkunde über eine ganze Wagenladung 
lautet, mit rejp. je 20 und 50 d. getroffen werden. Der Steuerſatz ver- 
mindert fi auf die Hälfte der Säge, wenn das Ladegewicht fünf Tonnen 
nicht überjteigt; er erhöht fi) auf das eineinhalbfache, wenn das Lade— 
gewicht über 10—15 Tonnen beträgt; für je weitere fünf Tonnen Lade— 
gewicht tritt die Hälfte des Satzes Hinzu. 
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In der „Fahrkartenſteuer“ Hatte die Vorlage für die Fahrkarten, 
Fahrſcheine im Eijenbahn-, Straßenbahn- und ähnlichen Bahnbetrieb einen 
Sirftempel beantragt, der für die I. Wagenklafie 40, für die II. 20, für 
die II. 10 und für die IV. 59, für Dampfſchiffe 10 bezw. 20 d. betragen 
jollte. Die Kommifjion hat nad) der in erfter Leſung erfolgten Anregung 
des Abg. Büfing einen Filometrijchen Zufchlag bejchlofjen, der von jedem 
Kilometer in I. Klafje 1, in II. Ye, in II. ?% 9. betragen jollte; die 
IV. Klaſſe jollte frei bleiben; ferner: Karten von Straßenbahnen follten 
wie Fahrkarten III. Klafje behandelt werden, Fahrkarten auf Dampfichiffen 
mit !/a bezw. !/a d. bejteuert werden. Befreit jein jollten Fahrfarten der 
III. Klaſſe, wenn eine IV. Klafje im Berfehr nicht geführt wird und der 
Yahrpreis III. Klafje den Sa von 29 pro Kilometer nicht überfteigt, 
ferner die zu ermäßigten Preiſen ausgegebenen Militär- und Arbeiter- 
Fahrkarten, endlih Fahrkarten, für die der Stempelbetrag weniger als - 
59 beträgt. Bei Zeitkarten joll das Fünfzehnfache, bei Gejamtjonder- 
fahrten das Fünfzigfache zur Erhebung gelangen. 

Am 8. Mai wird ein Antrag Beder (Heffen) mit 157 gegen 
128 Stimmen angenommen, folgenden Firjtempel anzunehmen: 

III HI J. 


Bei einem Fahrpreis von Wagenklaſſe 
0,60—2 Mark 5 10 204. 
20-5 „ 10.20 4, 
5.00—10 „ 20 40 fi 

10,00—20 , 40 80 160 „ 
20,030 60 120 40, 
30,00—40 „ 90 180 360 „ 
40,00—50 „ 140° 270 540 „ 


mehr als 50 „ 200 400 J 
Die Vorſchriften des Entwurfes bezw. der Kommiſſionsvorſchläge wegen 
der Straßenbahnen- und Dampfſchiffahrtskarten ſollen entſprechend auch 
hier Anwendung finden; dasſelbe iſt hinſichtlich der Befreiung vorgeſchlagen. 

Hierdurch iſt der Kommiſſionsantrag beſeitigt. 

Am 9. wird die Steuer auf die Kraftfahrzeuge genehmigt nach den 
Kommiſſionsvorſchlägen. — Hierauf wird die von der Kommiſſion ein— 
gefügte Tantiömenſteuer mit großer Mehrheit angenommen. Danach 
ſollen Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Geſell— 
ſchaften mit beſchränkter Haftung über die Höhe der geſamten Vergütungen 
(Gewinnanteile, Tantième, Gehälter u. ſ. w.), die den zur Ueberwachung 
der Gejchäftsführung bejtellten Perjonen (Mitgliedern des Auffichts- 
rates) feit der legten Bilangbefteuerung gewährt worden find, mit einem 
Steuerfag von 8 vom Hundert von der Gejamtjumme der Vergütung 
herangezogen werden. Befreit find Aufjtellungen, nad) denen die Summe 
der jämtlichen an die Mitglieder des Aufjichtsrat3 gemachten Vergütungen 
niht mehr als 5000 Marf ausmacht. Ueberfteigt die Gejamtfumme 
5000 Mark, jo wird die Abgabe nur injomweit erhoben, als fie aus der 
Hälfte des 5000 Mark überfteigenden Betrages gededt werden fann. 
Werden Tagegelder im Betrage von mehr al3 50 Marf für den Tag ge- 
zahlt, jo ift der Mehrbetrag als verfteuerbare Tantisme zu betrachten. 
Neifegelder, die den Ertrag der baren Auslagen überjteigen, werden eben- 
fall3 als Tantieme betrachtet. 


8.15. Mai. Das Preußiiche Abgeordnetenhauß geneh- 
migt in zweiter und dritter Beratung eine Novelle zum Einfommen- 
jteuergejeß, die die unteren Steuerjtufen durch Berüdfichtigung der 
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Kinderzahl und erweiterte Abzugsfähigkeit der Lebensverficherungs- 
prämien entlaftet. 


9.11. Mai. Reichstag.) Zweite Beratung der Steuer: 
reform: Erbſchaftsſteuer. 


Die Kommiffion — folgende Sätze: J. vier vom Hundert 
1. für leibliche Eltern; 2. für voll- und halbbürtige Geſchwiſter ſowie für 
Abkömmlinge erſten Grades von Runen IT. ſechs vom Hundert 1. für 
Großeltern und entferntere Voreltern; 2. für Schwieger- und Stiefeltern; 
3. für Schwieger- und Gtieffinder; 4. für Abkömmlinge zweiten Grades 
von Geſchwiſtern; 5. für uneheliche, von dem Bater anerkannte Kinder und 
deren Abkömmlinge; 6. für an Kindes Statt angenommene PBerjonen und 
deren Abkömmlinge, jomweit fi auf diefe Wirkungen der Annahme an 
Kindes Statt erjtreden. III. acht vom Hundert 1. für Gejchwifter der Eltern; 
2. für Berjchwägerte im zweiten Grade der Seitenlinie. IV. zehn vom 
ao in den übrigen Fällen, ſoweit es fih nicht um einen Erbanfall an 
irchenftiftungen, Anftalten u. dergl. handelt. MWeberfteigt der Wert des 
Ermwerbe3 den Betrag von 20000 (Borlage 50000) Mark, jo wird das 
1!!ofache (Borlage 1’/sfache), überfteigt er den Betrag von 30000 Marf, 
jo wird daS 1?ıofache und jo fort je !ıo mehr bis zu 25/10 bei einem 
Betrage von 75000, 100000, 150000, 200000, 300000, 400000, 500000, 
600000, 700000, 800.000, 900.000, 1000000 Mart erhoben. Dieje Steige- 
rung joll bei den Steuerpflichtigen der erjten Klaſſe erft beginnen, wenn 
der Wert des Ermwerbed den Betrag von 50000 Mark überfteigt. Abg. 
Albrecht (Soz.) beantragt die Heranziehung der Ehegatten und Deizen- 
denten mit zwei vom Hundert zur Erbichaftsfteuer. Derjelbe Satz joll auf 
uneheliche Kinder und im unmündigen Alter adoptierte Kinder Anwendung 
finden; vier vom Hundert jollen für leibliche Eltern und GStiefeltern, für 
Schwiegerfinder, für voll- und halbbürtige Gejchwifter erhoben werden; 
ſechs vom Hundert für Großeltern und entferntere Boreltern, für Schwieger- 
eltern, für Abkömmlinge erjten Grades von Gejchwiftern; acht vom Hundert 
für Geſchwiſter der Eltern, zehn vom Hundert für teftamentarijch bedachte 
Perſonen, die nicht unter die bisher erwähnten Kategorien fallen, und für 
Körperichaften; jechzehn vom Hundert für alle übrigen Inteſtaterben. Bei 
einem Ermwerbe von über 20000 Mark ſoll vom Ueberichuß zwiſchen 20 000 
und 40000 Marf das 1!4fache und jofort bi3 zum Betrage von 2 Mil- 
lionen Mark je !/s mehr in fieben Stufen bis zum Dreifachen der Normal- 
läge erhoben werden. Gtaatsjefretär Schr. v. Ereagel. Dieſer Antrag jei 
unannehmbar. Abg. Dietrich (konſ.): Ein Teil der Konjervativen jtimme 
dem Gejege nicht zu, weil es bei = Höhe der Steuerfäge faktiſch eine 
Vermögenseinziehung bedeute. Namentlich der Grundbefig müſſe darunter 
leiden. Ein anderer Teil der Konſervativen nehme e3 an mit Rüdficht auf 
die Finanzen der Heinen Bundesftaaten, die der Reichsfinanzreform dringend 
bedürften. Abg. Spahn (8.): Die Klagen über die Höhe jeien übertrieben; 
England und Frankreich hätten weit höhere Säße. — Nach Ablehnung des 
Antrags Albrecht werden die Vorjchläge der Kommilfion mit 210 gegen 
40 Stimmen angenommen, ebenjo die übrigen Beftimmungen unter Ab— 
lehnung zahlreicher Abänderungsanträge. 


12.115. Mai. (Reihdtag.) Genehmigung der Diätenvorlage 
in zweiter und dritter Lejung. 


Die Regierungsvorlage wird mehrfad geändert. Die Aenderung 
des Artikel 28 wird abgelehnt. Ferner wird die freie Fahrt auf jämtliche 


106 Has Benifhe Beid und feine einzelnen Glieder. (Mai 12.) 


deutiche Eifenbahnen ausgedehnt; die jährlihe Entjchädigung joll mit je 
400 Mark monatlih am 1. Dezember, 1. Januar, 1. Februar, 1. März, 
1. April, am Schluffe oder bei Vertagung mit 1000 Marf zahlbar jein. 
Der Abzug für Fernbleiben beträgt 20 Mark täglih. Die Anmejenheit 
wird dur Eintragen in eine Lifte nachgewiejen; Fehlen bei einer nament- 
lichen Abftimmung gilt troß der Eintragung in die Lifte als Abweſenheit. 
Beim Tode eined Abgeordneten hat die Ehefrau Anſpruch auf Auszahlung 
der Entihädigung. 

In der Debatte wird von der Rechten namentlidy betont, daß die 
jozialdemofratiiche Parteikafje eine große Einnahme aus den Diäten ziehen 
werde. — Das Gejep über Aenderung der Berfafjung wird mit 224 gegen 
41 und die eigentlihe Diätenvorlage mit 210 gegen 52 Stimmen an— 
genommen. 


12. Mai. (Bayern) In Nürnberg wird eine Landes- 
jubiläumsaugjtellung durch den Prinzen Ludwig eröffnet. 


12. Mai. GPreußiſches Abgeordnetenhaus.) Interpel— 
lation über Ausweiſungen von Ruſſen. (Vgl. S. 100.) 

Abg. Träger (fr. Vp.) interpelliert, ob die Regierung die Berliner 
Ausweilungen billige und wodurd fie der harten, willfürlichen Ausweis— 
praxis fteuern wolle. — Er bezeichnet das Wusweifungsverfahren als 
dringend reformbedürftig; jeßt jeien viele Harmloje Perfonen ausgewieſen 
worden. Wie ftehe ed mit der von Bebel mitgeteilten Poftfäljchung ? 
Minifter des Innern v. Bethmann-Hollweg: Er habe angeordnet, daß 
Perjonen ohne geficherte wirtjchaftliche Eriftenz, ohne Legitimation oder 
politijch verdächtige unmittelbar ausgemwiejen werden. (Beifall.) Weiter ſoll 
denjenigen PBerjonen, wo dieſe Vorausjegungen gleichfall® vorliegen, aber 
nod nicht in jo dringender Schärfe hervorgetreten find, deren dauerndes 
Verweilen bei uns nicht angängig ift, mitgeteilt werden, daß fie auf die 
Dauer auf die Erlaubnis zum Verbleiben hHierjelbit nicht rechnen könnten 
und fich deshalb nad einem anderweiten Aufenthaltsort umſehen möchten, 
damit nicht jpäter von der härteren Mafregel der Ausweifung Gebraud 
zu machen jei. Eine beftimmte Frift ift nur einer Heinen Anzahl genannt 
worden, in der großen Mehrzahl wird eine Frift überhaupt nicht geftellt. 
Dieje Anordnung verdient nicht den Vorwurf bejonderer Härte. Bei den 
unruhigen Elementen unter den 7000 — ſei es ein Gebot der 
Selbſterhaltung, ſo zu verfahren. Was den Fall des Kriminalkommiſſars 
Schöne anbetrifft, ſo iſt es nach den von mir ſofort angeſtellten Ermitte— 
lungen tatſächlich unrichtig, daß der betreffende ruſſiſche Kaufmann durch 
die Androhung der Ausweiſung in eine Notlage habe verſetzt werden ſollen, 
um ihn zu einem Verbrechen, nämlich zum Landesverrat, geneigt zu machen. 
Dies iſt mit dieſen Worten im Reichstag behauptet worden, und ich weiſe 
dieſe Unterſtellung als tatjächlich unrichtig zurück. (Beifall.) Der ruſſiſche 
Kaufmann hat die Mitteilung bekommen, daß er auf eine Erlaubnis, 
dauernd hier zu bleiben, nicht rechnen könne, und daß er deshalb ſich nach 
einem anderen Aufenthaltsort umſehen ſolle. Es iſt alſo die zweite Form 
angewendet worden; unmittelbar ausgewieſen ift er nicht. Dabei hat ſelbſt— 
verftändlich Feinerlei Nebenabjicht obgemwaltet, fondern er hat dieſe Mit- 
teilung lediglich zu demfelben Zwede befommen wie alle übrigen Perjonen, 
die gleichfall® mit derartigen Mitteilungen bedacht worden find. Der 
ruffiiche Kaufmann Hat dann verjucht, die Erlaubnis zum dauernden Ber- 
bleiben bei uns zu erlangen, er hat ji zu dieſem Zwecke an eine ihm 
geichäftlich befannte Privatperjon gewandt, welche niemals Dienfte für die 
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Polizei verrichtet Hatte. Wie es ſcheint — ich muß mich diefes vorfichtigen 
Ausdruds bedienen, weil der ruffiihe Kaufmann inzwijchen eine längſt ge- 
plante Gejchäftsreife nach Rußland angetreten hat und noch nicht hat ge- 
hört werden fönnen — wie es jcheint, hat dieje dritte Perfon den ruffi- 
Ihen Kaufmann beftimmt, um die Erlaubnis zu längerem Verweilen hier 
zu erhalten, jeinerjeit3 dem Kriminallommiffar Schöne das Angebot zu 
gewifjen Dienften zu machen. (Hört! hört!) Vom Kriminallommifjar 
Schöne ift er zu diefem Angebot in feiner Weife verleitet worden. (Hört! 
hört!) Kurze Zeit darauf — da3 will ich ausdrüdlich hervorheben — ift 
der ruffiihe Kaufmann anderen Sinnes geworden. Er hat einen Rechtö- 
anwalt beauftragt, feinen Wunſch auf Erlangung der Erlaubnis zum 
dauernden Verweilen hier im geordneten Beſchwerdewege zu verfechten. 
Daraufhin hat — wie, weiß ich nicht — die Angelegenheit ihren Weg in 
die parlamentarijche Deffentlichkeit ded Reichstags gefunden. Inſoweit und 
injofern mir untergebene Beamte bei diefer Angelegenheit im übrigen ge- 
fehlt haben, werde ich für die notwendige Remedur forgen. In einigen, 
verhältnismäßig wenigen Fällen fei allerdings den Sntentionen der Re— 
gierung nicht entjprechend verfahren worden, aber ſolche überflüffige Aus- 
weijungen jeien fofort zurüdgenommen worden. Abg. Friedberg (ni.) 
ftimmt dem Minifter im wejentlichen zu, hätte aber noch einiges über die 
Ausmweifungsbeichlüffe gewünſcht. Abg. Herold (2.) hätte die Erklärung 
de3 Minifterd gern im Neichdtag gehört und empfiehlt Milde gegen die 
Schutzſuchenden. Abg. v. Brandenftein (fonj.) billigt die Grundjäße des 
Minifterd und polemifiert gegen die Freizügigkeit der Revolutionäre. Abg. 
Brömel (fr. Bg.): Viele tüchtige, fleißige Elemente jeien ausgewieſen 
worden; die Mafjenausmweifungen miderjprähen dem Gefeß, daß nur 
„läftige” Ausländer ausgewiejen werden jollten. 


12. Mai. (Friedrichroda.) Prinzejfin Friedrich Karl von 
Preußen, geborene Prinzeſſin von Anhalt, 68 Jahre alt, f. 

12. Mai. Das Preußifche Abgeordnetenhauß bewilligt 
15 Millionen Mark zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältnifje 
von Arbeitern, die in ftaatlichen Betrieben bejchäftigt find, und 
von gering bejoldeten Staatsbeamten. 

14. Mai. Der Reichstag genehmigt die Novelle zum Stempel- 
geje, die den Börfenverfehr in einigen Punkten erleichtert und Er— 
bebung des Stempel vom Aktienkapital vorjchreibt, auch wenn 
Aktien oder Aktienanteilfcheine (Interimsſcheine) nicht zur Aus— 
gabe gelangen. 

15. Mai. Das Preußische Abgeordnetenhaus genehmigt 
einen Antrag Zedlitz (frk.) auf Abänderung des Kommunalabgaben= 
gejetes in $ 53 (Zuſchuß der Betriebsgemeinde an die Wohngemeinde). 

15. Mai. Das Preußijche Abgeordnetenhaus genehmigt 
in zweiter und dritter Leſung die Vorlage über Erweiterung des 
Staatsbahnnetzes. Hierdurch werden 271 Millionen Mark bereit- 
geftellt. — Minifter der Öffentlichen Arbeiten Breitenbach erklärt: 


Lebhaft beflage ih, und mit mir Hunderttaujende von Eifenbahnern, 
daß der geiftige Urheber dieſer Vorlage, mein hochverehrter Amtsvorgänger, 
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der hochverdiente Staatdminifter v. Budde, fie nicht mehr begründen kann 
ein ſchweres Schidjal hat das anders beſchieden. Mir, feinem Amtsnach— 
folger, jcheint ed nur im Intereſſe des Staates zu liegen, wenn ich heute 
die Erflärung abgebe, daß ich bemüht fein werde, in den Bahnen zu wan- 
deln, die er bejchritten Hat. Meine Herren, e3 wird meine einzige und 
größte Aufgabe jein, die preußische Eifenbahnverwaltung auf der Höhe ihrer 
Aufgaben zu erhalten. Die wirtichaftlichen Anjprüche, der ftändig wach— 
jende Betrieb, die unbedingte Berüdfihtigung der Intereſſen der Betrieb3- 
jiherheit, die Sorge für das riejige Perjonal ftellen gewaltige Anforde 
rungen, die fi in den Bahlen ausdrüden, welche die Heutige Vorlage 
erbringt. Aber die Entwidelung der preußiichen Bahnen gibt die volle 
Gewähr, daß diefe umfafjenden Mittel nur im allgemeinen Berfehrsinterefje 
verwendet werden, und fie bietet ferner die Gewähr, daß alle dieſe Auf- 
wendungen mwandelndes Kapital der Eijenbahnvermwaltung darjtellen. Ich 
ftehe noch unter dem vollen Eindrude der faſt zehnjährigen Tätigkeit im 
Weften der Monarchie und bin vollftändig davon durchdrungen, daß die 
riejenhaften berechtigten Anjprüche, die der Verkehr an die Bermwaltung 
ftellt, nur dann voll zu erfüllen find, wenn wir dauernd die Anforderungen 
der Verwaltung forgfältig erwägen. Ich bin in der glüdlichen Lage, auch 
auf einem anderen Gebiete meinem hochverehrten Amtsvorgänger durchaus 
folgen zu fönnen. Er hat feine Intereſſen in der ihm eigenen tatfräftigen 
Urt mit vollem Erfolge der praftiichen Sozialpolitif und der Wohlfahrts- 
pflege zugemwendet. Sie fünnen verfichert fein, daß ich ihm auf dieſen 
Bahnen folgen werde, daß ich bemüht jein werde, die Wohlfahrt der Be- 
amten und Arbeiter zu fördern, für die Verbeſſerung der Lebenshaltung 
und der Wohnungsverhältnifie zu jorgen. (Bravo!) Gie haben oft meinem 
Borgänger zugeftimmt, wenn er die großen Geſichtspunkte entwidelte, nad 
denen er gearbeitet Hat. Ich Hoffe, daß das hohe Haus auch mir feine 
wertvolle Unterftügung nicht verjagen wird, wenn ich in jeinen Bahnen 
weiter wirtſchafte. Ebenjo Hoffe ich, daß der Herr Finanzminifter mit mir 
Hand in Hand gehen wird. 


15. Mai. Württemberg.) Die Verfaffungsfommiffion der 
Erjten Kammer erjtattet ihren Bericht. 


Der Bericht ſtellt bis auf einige Punkte die Negierungsvorlage 
wieder her. Bei der Zujammenjegung der Erjten Kammer will die Kom- 
mijjion das bisherige Recht der Krone, neun erbliche Mitglieder zu er- 
nennen, beibehalten, ebenjo die Beftimmung, daß die erblihen Mitglieder 
einen Wohnfig in Württemberg nicht zu haben brauchen. Der Ritterfchaft 
find ftatt acht Mitglieder nur ſechs zugeſtanden, ebenjo dem Regierungs— 
entwurf entjprechend ftatt drei Vertreter des Handeld und der Induſtrie, 
drei der Landwirtichaft und zwei des Handwerf3 nur zwei Vertreter des 
Handel3- und Gewerbejtandes und zwei der Landmwirtichaft, welche auf 
Vorſchlag der gejeglich organifierten Berufsförperichaften vom König er— 
nannt werden jollen. Die Vertretung der Kirchen joll übereinftimmend 
mit den Beichlüffen der Abgeordnnetenfammer beftehen aus dem Präfidenten 
des evangeliihen Konjiftoriums und der evangeliichen Landesſynode, jowie 
zwei Generaljuperintendenten und einem Vertreter des bifchöflichen Ordi— 
nariate und einem fatholiichen Dekan. Die Landesuniverfität Tübingen 
und die techniſche Hochichule in Stuttgart follen je einen Vertreter erhalten. 
Sp würde die Erjte Kammer ftatt der vorgeichlagenen 53 nur 47 Mit- 
glieder zählen. Bei der Zufammenfegung der Zweiten Kammer befür- 
wortet die Kommijfion die jogenannte Fleine Kammer und ftreicht die 
17 Erjagabgeordneten, jo daß diejelbe aus 75 Abgeordneten beftände. Für 
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die Wählbarfeit wird das 30. Lebensjahr gefordert. Bezüglich des Budget- 
rechte beantragt die Kommifjion: „Diejenigen Steuern, deren Säge im 
Wege der ordentlichen Gejeßgebung feſt bejtimmt find, werden in diejen 
Sägen folange und inſoweit forterhoben, als nicht beide Kammern über 
die Ablehnung der Steuer oder die Ermäßigung des Steuerjaßes einver- 
ftanden find. Wuch bedarf e3 eines — Beſchluſſes beider 
Kammern, wenn eine Steuer, für welche in einem Steuergeſetz ein feſter 
Steuerſatz beftimmt oder ein Einheitsjag feftgeftellt ift, in einem höheren 
Betrag erhoben werden joll.“ Ueber die Gleichberechtigung beider Kam— 
mern bei der Aufnahme von Anleihen und der Veräußerung von Beitand- 
teilen ded Kammergutes joll folgende Beftimmung getroffen werden: „Bei 
der Beihlußfafiung über Aufnahme von Anleihen und über Veräußerungen 
von Beitandteilen des Kammerguted, auch wenn fie in Verbindung der 
Deihtubfeflung über den Hauptetat erfolgt, jind beide Kammern gleich- 
erechtigt.” 


Mitte Mai. Zahlreiche Mitglieder deutjcher Stadtverwal— 
tungen reifen nach London, um auf Einladung der Londoner Stadt- 
verwaltung die dortigen Einrichtungen zu ftudieren und eine eng= 
liſch-deutſche VBerjtändigung anzubahnen. 

15.17. Mai. (Reichstag.) Beratung des Mantelgejeges und 
von Rejolutionen zur Finanzreform: Branntweinfteuer, Porto= 


erhöhung. 

Das Mantelgefeg, das u.a. den Beginn der Tilgung der Reichs— 
ſchuld mit ®/; v. H. auf 1907 feftjeßt, wird--gegen die Stimmen der Polen 
und Linken angenommen. — Hierauf genehmigt das Haus folgende von 
der Kommiſſion beantragte Rejolutionen: 

1. Die verbündeten Regierungen zu erfuchen, dem Reichstage einen 
Gejegentwurf vorzulegen, durch welchen eine Reform der Branntweinjteuer 
herbeigeführt wird; 2. den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, auf eine Er- 
höhung der Einnahmen der Reichspoft- und Telegraphenverwaltung durch 
Maßnahmen Bedacht zu nehmen, welche a) die Bejeitigung der im Orts— 
und Nachbarverkehr bejtehenden Einnahmetarife für Poftlarten, Drudjachen, 
Warenproben und Geſchäftspapiere, b) die andermweite Feſtſetzung der Ge— 
bühren für außerordentliche Zeitungsbeilagen zum Gegenftande haben. 

Lebhaft umftritten wird namentlich die Erhöhung des Ortsportos; 
die Linke bezeichnet jie al3 eine Verlegung von Treu und Glauben, da 
allgemein die 1900 eingeführte Herabjegung ald dauernd angenommen 
worden jei. Unterftaatsjefretär v. Sydom: Bundesrat und Reichstag 
hätten das zweifelloje Recht, die Erniedrigung wieder aufzuheben. Abg. 
Patzig (nl.) tritt Tebhaft für die Erhöhung ein; das niedrige Ortöporto 
enthalte eine Bevorzugung der großen Städte. 

16. Mai. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Geſetz über 
die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienit. 

Nach 8 1 der Vorlage wird die Befähigung zum Höheren Verwal- 
tungsdienft durch die Ablegung zweier Prüfungen erlangt, denen ein min« 
deftend dreijähriges Studium der Rechte und der Staatöwiljenjchaften 
voranzugehen hat. $ 5 beitimmt: Nach vorjchriftsmäßiger Beendigung der 
Beichäftigung bei Gerichtöbehörden wird der Negierungsreferendar von dem 
Bräfidenten derjenigen Regierung, in deren Bezirk er bejchäftigt werden 
will, zum Regierungsreferendar ernannt. 
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Die Abgg. Peltajohn und Keruth beantragen, zwiichen die Worte 
„Gerichtsreferendar“ und „von“ einzufügen: „nach jeiner Annahme durch 
die Minifter der Finanzen und des Innern“, 

Minifter des Innern v. et ala 6 Man müſſe danach 
ſtreben, bei der Verwaltung nur das beſte Material zu haben. Es komme 
aber nicht nur auf das Wiſſen, ſondern auf die ganze Perſönlichkeit an, 
und hierüber könne ſich der Regierungspräſident beſſer unterrichten als die 
Miniſter. Die Miniſter würden ſich auf die Gutachten ihrer Referenten 
verlaſſen müſſen. Abg. Keruth (fr. Vp.) erkennt die Argumente des 
Miniſters an, wünſcht aber zur Herbeiführung einer Einheitlichkeit in 
der Aufnahme Nachprüfung durch den Miniſter nach Rekurs der Ab— 
gewieſenen. — Die Anträge werden abgelehnt und die Vorlage an— 
genommen. 


16. Mai. Preußiſches Abgeordnetenhaus.) Erwerb der 
Gewerkſchaft Herchnia. Frage des Kalimonopols. 


Die Vorlage verlangt 30 Millionen Mark zum Erwerb des Kali— 
bergwerks Hereynia. Abg. Gyßlinge(fr. Vp.): Trotz mancher Bedenken ſei 
er für die Vorlage, um der Regierung Einfluß im Kaliſyndikat zu ſichern, 
aber eine allgemeine Verſtaatlichung lehne er ab. Abg. Höveler (3.) für 
die Vorlage. Der Staat ſolle kein Geſchäft machen ſondern regulierend 
wirken und auch die kleinen Landwirte nicht vergeſſen. Abg.v. Arnim 
(fonf.) ift im Intereſſe der Landwirtichaft für die Vorlage. Abg. Fried- 
berg (nl.) ftimmt der Vorlage zu, ohne eine weitergehende Berftaatlihung 
billigen zu wollen. Handelsminiſter Delbrüd: Der Staat müfje durd) 
Ausdehnung der Produktion auf die Preisbildung für Kali und Kohle 
und das Gebaren des Syndilats Einfluß gewinnen. Er könne das er- 
reihen durch Vermehrung feines Felderbeſitzes, die Abteufung neuer 
Schächte auf feinen Feldern und den Ankauf beftehender Privatwerfe. Ich 
erfenne an, daß der letztere Weg an fich nur unerwünfcht ift; er kann nur 
beichritten werden, wenn auf den beiden anderen Wegen da3 erforderliche 
Biel im gegebenen Augenblid nicht ficher erreichbar ift. Ueber diefe Grenze 
hinaus follte der Staat niemals daran denken, PBrivatwerfe, feien e3 Zechen, 
jeien e3 SKalimerfe, zu erwerben. So halte ich e3 für ausgejchlofien, daß 
der Staat durd; Ankauf den gejamten Kali- oder Kohlenbergbau verftaat- 
licht. Ich Halte es mirtichaftlich für ausgeichloffen, es würde aber auch 
politiich und jozialpolitiich nicht ohne Bedenken fein, wenn man den Staat 
zum Prinzipal eines großen Teiles der deutichen Arbeiter machte. Ich 
würde e3 aljo für unerwünscht Halten, wenn die Regierung noch einmal 
in die Lage fäme, eine Vorlage wie die Hibernia- oder Hercyniavorlage 
zu machen. Sie wird nur gemacht werden, wenn eine abjolute Notlage 
vorliegt, und ich hoffe, in allernächfter Zeit dem Haufe Vorlagen machen 
zu können, die eine ſolche Notlage für die Zukunft ausschließen; wir werden 
uns fragen müfjen, in welchem Umfange der Fiskus in der Zukunft fich 
Ntejerven auf dem Gebiete des Kohlen- und Kalibergbaues ſchafft. .... 
Die Hercynia ift im Beſitz jo reicher Salze, daß der Staat durd die Stei- 
gerung diejer Produktion allein den Bedarf der Landwirtſchaft deden könnte. 
Darin liegt die Macht des Staates für die Kaliproduftion, mehr als in 
der Steigerung des Einfluffes im Syndifat. Mit der früheren Bemerkung, 
daß der Staat allein den landwirtichaftlichen Bedarf deden fönnte, habe 
ich nicht jagen wollen, daß wir alle Kaliwerke verjtaatlichen wollen. Daß 
der Staat auch auf der Hercynia angemefjene Löhne zahlen werde, ift 
jelbftverftändlich. 

Das Gejeg wird in dritter Lefung angenommen. 
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17. Mai. Die Bayeriſche Abgeordnetenfammer fpricht 
nach dreitägiger Debatte einftimmig ihre Zuftimmung aus zu den 
Grundfäßen der Regierung in der Verkehröverwaltunggreform. 


17. Mai. Der Reichdtag genehmigt in dritter Beratung 
die Novelle zum Börſenſteuergeſetz. 

„18. Mai. Der Reichstag genehmigt in dritter Beratung 
die Anderung des Geſetzes über die Ausgabe von Reichskaſſen-— 
jcheinen. 

18. Mai. (Bayern) Die Abgeordnetenfammer verwirft 
gegen die Stimmen der Liberalen und Sozialdemokraten und freien 
Vereinigung einen liberalen Antrag, die Regierung zur Ablehnung 
der Reichdfahrfartenfteuer aufzufordern. 


18. Mai. Der Kaiſer befucht Diedenhofen und erwidert auf 
eine Anjprache des Bürgermeijters: 


Ich Ipreche Ihnen für Ihre Worte Meinen Herzlichen Danf aus 
und bitte Sie, der Dolmetih Meines Dankes zu fein der Bevölkerung 
gegenüber für den jchönen Empfang, den fie Mir bereitet hat. Ich freue 
Mich, daß ſich die Erwartungen erfüllen, die Ich an die Erlaubnis zur 
Niederlegung der Wälle gefnüpft habe, und Ich jehe zu Meiner Freude, 
daß der Sinn der Zothringer der weiteren Entwidelung jchöne neue Bahnen 
aufgejichloffen hat. ch Hoffe, daß es der Stadt Diedenhofen bejichieden fein 
möge, daß da3 Stadtbild bald in fchönfter Weije fich ändern und entwideln 
möge, und daß die großartige, in der Umgebung blühende Induſtrie auch 
zur Hebung der Stadt beitragen möge. Was Ihre Bemerfung betrifft, 
daß die Stadt neuer Bürger bedürfe, jo kann ch, nur nach oberfläcdhlicher 
Beurteilung, darüber jedenfall3 Meine Freude ausdrüden, da an jugend- 
lihem Nachwuchs in Diedenhofen anjcheinend fein Mangel vorhanden ift, 
fo daß Sch Hoffe, daß die Stadt aus fich felbft in der Lage fein wird, 
ihren Bürgerftand zu vermehren. Daß die Stadt ſich nur entwideln kann, 
ebenjo wie die Jnduftrie, wenn wir den Frieden behalten, das ift gewiß; 
wie e3 dem lieben Gott gefallen hat, auch im vorigen Jahre ihn uns zu 
erhalten, jo bin Ich fejt überzeugt, daß e3 auch fernerhin Mir gelingen 
wird, geftüßt auf unjere Wehrtraft, dem Deutfchen Neich den Frieden zu 
erhalten und zu verbürgen, daß die Lothringer ungeftört ihrer Arbeit nach— 
gehen können. Ach trinke auf das Wohl der Stadt Diedenhofen. 


18.119. Mai. (Reichstag.) Dritte Beratung des Gejeh- 
entwurfs über die Reichsſteuerreform. 

Abg. Büfing (nl): Die Reichsfinanzreform ſei die größte Auf- 
gabe, die der Neichdtag jeit jeinem Beitehen zu löſen gehabt habe. Die 
Angriffe gegen die neuen Steuern feien hinfällig; die Steuern feien zwar 
nicht ideal, aber beffere feien bei den ee nicht zu er- 
reichen gemwejen. Die Notlage des Reiches rechtfertige fi. Das Reich 
wird dadurch auf eine fejte Grundlage gejtellt, eine allmähliche Schulden- 
tilgung wird ermöglicht, und den Rechten des Reiches wird nicht ver- 
geben. Andererjeit3 ift vorgejorgt, daß die Einzelftaaten die fchwere Laft 
leichter tragen. Verabſchieden wir die Vorlage, fo haben wir ein natio- 
nales Werf getan, das wir mit ruhigjtem Gemifjen vor dem Lande ver- 
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treten können! Abg. Molkenbuhr (Soz.): Die Steuern träfen vorwiegend 
die armen Leute; man hätte die Reichen durch eine Einkommenſteuer treffen 
jollen. Die meiften neuen Gejege jeien formell noch unreif, am ſchlimmſten 
jet da3 Bigarettengejeg. Abg. Dietrich (konf.): Die Erbichaftsfteuer, Die 
Automobilfteuer und die Yahrkartenfteuer widerlegten den Vorredner. 
Manche Konjervative jeien allerdings gegen die Finanzreform, weil fie 
durch die Fahrkartenſteuer in die Eifenbahnhoheit der Einzelftaaten ein- 
grüfe. Abg. Müller-Sagan (fr. Bp.): Die Finanzreform belafte die 

rmen und werde daher neue Unzufriedenheit jchaffen. Abg. Spahn (3.): 
Die Mehrheit jei ihrer Aufgabe, neue Steuerquellen zu erichließen, gerecht 
geworden; die drei Gebiete Erbichaftsfteuer, Berkehrsfteuern, Verbrauchs— 
abgaben jeien gleihmäßig herangezogen worden. Der politische Eindruck 
im Auslande werde vorzüglid) fein. Abg.v. Kardorff (RP.): Die Schulden- 
wirtichaft werde hoffentlich; nicht mwiederfehren, aber nun habe das Reich 
die Pflicht, eine gerechtere Verteilung der Matrifularbeiträge herbeizuführen. 
Die Behauptung, dab $ 6 des Flottengejeges indirekte Steuern und Be- 
lajtung der wirtichaftlid Schwäcderen zur Dedung des Defizit verbiete, 
jei falſch, denn die jegigen Mehrausgaben jeien durch andere Dinge als 
das Flottengeſetz herbeigeführt worden. Abg. Bahnide (fr. Bg.): Die 
Linke verwerfe die Steuern als ſchädlich; fie habe vergeblich eine Dedung 
aus Branntweinftener, Vermögensſteuer und Neichserbichaftsfteuer vor- 
geihlagen. Hierdurch wären auch die Matrifularbeiträge veredelt worden. 

Hierauf wird die Braufteuer im mejentlichen nach den Beſchlüſſen 
zweiter Lejung angenommen. 

Für die Zigarettenfteuer jegt ein Kompromißantrag der National» 
liberalen, Konjervativen und des Zentrums den Zoll für den Doppelzentner 
feingefchnittenen Tabak von 800 auf 700 Mark herab und jet folgende 
Steuerftaffel feft: 

1. für Bigaretten: 

im $tleinverfaufspreis bis zu 15.4 das Taujend 1.50, 
über 15—25 „ „ Mr 0 „ 

25—35 " n " 3.50 n 


für 1000 Stüd; " 
2. für Bigarettentabaf: 
im Kleinverfaufspreis über 3—5 M das kg 0.804, 
5 


" s 
— 
30 7) " 7 1.— " 


für 1 kg; 

3. für Bigarettenhüljen und zugejchnittene Zigarettenblättchen 2 M. 
für 1000 Stüd. 

Abg. Held (ml.): Diefer im Verein mit der Leitung des deutjchen 
Bigarettenverbandes zuftande gefommene Antrag hebe alle Schwierigkeiten. 
Abg. v. Elm (Soz.): Dieje Steuer würde Hungerlöhne und den Untergang 
der Kleininduftrie zur Folge haben. — Der Antrag und der Reit des 
Gejeßes werden mit großer Mehrheit angenommen. 

19. Mai. Die Fahrkartenfteuer wird mit 150 gegen 119 Stimmen 
angenommen, nachdem fie die Abgg. dv. Bollmar (Spz.) und Haußmann 
(jüdd. Vp.) angegriffen, preuß. Finanzminifter v. Rheinbaben und bayer. 
Minifterialdireftor v. Burkhard jie verteidigt Haben. Auf Antrag Eid- 
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po (fr. 08) werden die zu ermäßigten Preifen ausgegebenen Schüler» 
arten freigelaffen vom Stempel. — Hierauf werden die Automobilfteuer 
und der Reit des Stempelfteuergejeged angenommen, jodann nad) einiger 
Diskuſſion die Erbichaftsjtener mit 205 gegen 42 Stimmen. 

In der Gejamtabftimmung wird das Neidhöfinanzreformgejeg mit 
149 gegen 95 Stimmen angenommen. Mit Nein ftimmen die Gozial- 
demofraten, Freifinnigen, jüddeutiche Volkspartei, 6 Antifemiten, 5 Kon— 
jervative, Welfen, Bolen. 

19. Mai. Der Reichstag genehmigt in dritter Beratung 
ohne Debatte die Novelle zum Flottengeſetz. 

21. Mai. Der Reichdtag verweift den Handelövertrag mit 
Schweden an eine Kommijfion. 

21. Mai. Der Reichdtag genehmigt das Offizierspenſions— 
gejeß gegen die Sozialdemokraten. Dabei wünjcht die Linke Ein- 
ſchränkung der Penfionierung. — Am folgenden Tage wird das 
Mannſchaftspenſionsgeſetz einftimmig angenommen. 

21. Mai. Kundgebungen des Kaiſers zur Reichfinanzreform. 

An den Reichslanzler ergeht folgendes Handichreiben: 

Mein lieber Fürft! Ihre Meldung von der Annahme der Steuer- 
vorlagen im Reichstag hat Mich mit lebhafter Freude und großer Befrie- 
digung erfüllt. Iſt damit doch unter der danfenswerten patriotifchen 
Mitarbeit der Vertreter des deutjchen Volkes für die Finanzen des Reiches 
eine neue Grundlage gewonnen worden, welche die Möglichkeit bietet, den 
wacjenden Bebürfnijjen der NReichöverwaltung in ausreihendem Maße ge- 
recht zu werden. Sch bin Mir wohl bewußt, welchen hervorragenden 
Anteil an dem Entftehen wie an dem Gelingen diejes für die Stellung 
des Reiches nad) außen wie für feine innere Feſtigung und Entwidelung 
gleich bedeutjamen Reformwerkes dem ftaatdmännijchen Geſchick und der auf- 
opfernden Hingebung gebührt, mit denen Sie die mühevollen Arbeiten 
geleitet und gefördert haben. Bon ganzem Herzen beglüdwünjce Ich Sie 
Daher zu diejem Erfolge, durch melden Ste id) von neuem den Dank 
Ihres Kaiferd und Königs wie des Vaterlandes erworben haben. Zugleich 
benüße Ich die Gelegenheit, Ihnen, Mein lieber Fürft, Meine innige Freude 
darüber auszufprechen, daß Ihre durch das Uebermaß der Arbeit angegriffene 
Gejundheit durch Gottes Gnade vollftändig mwiederhergeftellt ift und Ich 
Mic der zuverfichtlichen Hoffnung hingeben fann, daß Ihre ausgezeichneten 
Dienfte Mir noch recht lange erhalten bleiben, zum Segen für das deutjche 
Bolf und das Vaterland. Ich verbleibe mit unveränderlihem Wohlwollen 


und Vertrauen Ihr wohlgeneigter und dankfbarer Kaijer und König. 
Wilhelm I. R., Neues Palais, 21. Mai 1906. 
An ben Staatzjefretär Frhr. v. Stengel telegraphiert der Kaiſer: 
Nachdem der Reichstag die Steuergejeßvorlagen in der dritten Leſung 
angenommen hat, iſt es Mir Bedürfnis, Ihnen für Ihre hervorragenden 
Berdienfte um da3 Zuftandelommen diejes für die Zukunft des Reiches fo 
bedeutungsvollen Werkes der Reichsfinanzreform Meine wärmſte Anerfen- 
nung auszuſprechen. Als äußeres Zeichen Meiner Dankbarkeit und Meines 
Wohlwollens habe Ich Ihnen den Roten Ndlerorden erfter Klaſſe ver- 
fiehen, defjen Abzeichen Ihnen alsbald zugehen werden. 
Wilhelm I. R. 
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22. Mai. (Preußifches Abgeordnetenhaud.) Zweite Be- 
ratung des Schulgeſetzes. 

Die nationalliberale Partei bringt folgenden Antrag zu 8 40 ein: 
In Stellen, deren Inhabern Leitungöbefugnifje zuftehen (Reltoren, Haupt- 
lehrern u. ſ. w.), find ſolche Lehrer zu berufen, welche den bejonderen auf 
Gejeg oder rechtägültigen Vermwaltungsanordnungen beruhenden Voraus— 
ſetzungen entjprechen. Die a ng erfolgt durch die Sculauffichts- 
behörde nad Anhörung der im Abi. 2 bezeichneten Behörde. Jedoch be- 
wendet e3 in den einen eigenen Schulverband bildenden Gemeinden, in 
welchen bisher die bürgerliche Gemeinde Trägerin der Schullaft war und 
den Gemeindeorganen ein Recht auf weitergehende Mitwirkung bei der 
Berufung der Lehrkräfte für Stellen der vorjtehend bezeichneten Art zu- 
geftanden hat, vüdjichtlich der den Gemeindeorganen zuftehenden Befug- 
nijje, bei dem bejtehenden Recht. Dasſelbe findet in den einen eigenen 
Schulverband bildenden und unter 89 Abf. 1 fallenden Gut3bezirfen jomwie 
in den unter die Beftimmungen der 88 33 Abi. 7 und $ 9 Abi. 1 fallen- 
den Gejamtjchulverbänden rückjichtlic) des bisher den Gutsherren zuftehen- 
den Rechtes auf weitergehende Mitwirkung bei der Berufung von Lehr- 
fräften der gedachten Art mit der Maßgabe ftatt, daß dieſes Recht durch 
den Gutävortteher ausgeübt wird. Darüber, ob und in welchem Umfange 
ein jolches Recht befteht, beichließt die Schulauffichtsbehörde. Gegen deren 
Beichluß fteht den Beteiligten binnen drei Monaten bei dem Kreisausſchuß, 
und jofern eine Stadt beteiligt ift, dem Bezirksausſchuß die Klage im 
Berwaltungsftreitverfahren zu. 


Kultusminifter Studt dankt der Kommiffion für ihre mühevolle 
aber fruchtbringende Arbeit und Hofft, daß der nationalliberale Antrag 
einen Weg zur Befeitigung der Differenzen über 8 40 zeigen werde. bg. 
Dr. Friedberg (nl.): Namens meiner politijchen Freunde Habe ich fol⸗ 
gendes zu erklären: Wir treten in die zweite Beratung der Vorlage mit 
derſelben Grundanſchauung ein, von der wir bei Abſchluß des Kompromiſſes 
ausgegangen ſind. Die Notwendigfeit, für Die Weiterentwidelung des 
preußischen Volksſchulweſens durch eine Regelung der Träger der Volks— 
ihullaften einen geeigneten Boden zu fchaffen, hat ung veranlaßt, mit 
anderen Parteien des hohen Haufes eine Verftändigung zu ſuchen, die nicht 
leicht zu finden war und die uns erhebliche Opfer an unjeren Anjchau- 
ungen auferlegen mußte. Jedoch von dem höheren Gefichtöpunfte der 
dringenden Bejeitigung der jchweren Notftände der preußiichen Volksſchule 
haben wir uns bereit finden lafjen, diefe Opfer zu bringen, zumal wir 
anerfennen müſſen, daß andere Parteien diejes hohen Hauſes fich in gleicher 
Lage befinden. Die Beichlüffe der Kommiffion find mit einer Ausnahme, 
auf die ich noch fommen werde, jo beichaffen, daß wir fie tragen können, 
wenn die Hoffnung bejtehen bleibt, daß eine alljeitige Verftändigung unter 
der Mehrheit des Hauſes erzielt wird. Eine joldhe Hoffnung dürfen wir 
entnehmen aus den Erflärungen des Herrn Kultusminifterd. Wir werden 
deshalb in dieſer Lejung an den Kommiffionsbeihlüffen mit Ausnahme 
des 8 40 Abi. 6 feithalten und werden auf Abänderungsanträge in unjerem 
Sinne, die wir an und für fich für berechtigt halten, verzichten. Für die 
ichwer umjtrittene Frage der Reftorenbewilligung ſcheint uns unfer Antrag 
den Weg der Verjtändigung zu zeigen. Sollte er abgelehnt werden, jo 
würden allerdings meine politischen Freunde die Konjequenz ziehen müffen, 
der Vorlage einmütig ihre Zuftimmung zu verjagen. Die ganze Frage 
der Reftorenernennung gehört nad) unjerer Anficht in ihrer Allgemeinheit 
überhaupt nicht in dieſes Gejeß, und wir bedauern, daß durch die Ein- 
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beziehung diejer abjeit3 von der Schulunterhaltung liegenden Materie ein 
Zwieſpalt unter den Parteien hervorgerufen worden ift, die bemüht waren, 
dad Geſetz zuftande zu bringen. eine politijchen Freunde jehen fich 
außerftande, mit der Verabſchiedung dieſes Gejeges eine Minderung der 
Rechte der Selbjtverwaltung zahlreicher Gemeinden, darunter jolcher, welche 
fi) um die Entwidelung der Volksſchule die größten Verdienfte erworben 
haben, zu verbinden. Eine jolche Politif halten wir für unbillig und un- 
dankbar und auch den Intereſſen der Volksſchule widerftreitend, da fie 
auf die Opferfreudigfeit der betreffenden Gemeinden nur lähmend wirken 
fann. ch refumiere mich dahin: Wir halten feft an den Beſchlüſſen der 
Kommiſſion, jolange wir die Hoffnung hegen dürfen, daß die Mehrheit 
des hohen Haujes unjerer Auffajjung bezüglich der Rektorenfrage beitritt. 
Sollte ſich dieſe Hoffnung als unberechtigt erweiſen, jo würden wir ge- 
nötigt fein, einmütig gegen die Vorlage zu ftimmen. 

Abg. Frhr. v. Zedlig (frk.): Was die Streitfrage betrifft, jo er- 
fennen wir mit der Negierung die Notwendigkeit bejonderer Behandlung 
der Rektorenfrage und insbejondere die Notwenbdigfeit der Freizügigkeit 
der Lehrer, um ihnen eine Laufbahn zu eröffnen, an, andererjeit3 meinen 
wir, daß es nicht wohlgetan wäre, den größeren Gemeinden ihr bisheriges 
Recht der Nektorenberufung zu verfümmern oder einzufchränfen, mehr als 
es im Schulinterefje nötig ift. Da der nationalliberale Antrag nach der 
Erklärung der Regierung eine geeignete Grundlage bildet, um einerjeits 
die beftehenden Rechte zu wahren, andererjeit3 dem grundjäßlichen Stand- 
punkt der Regierung bezüglich) der Rektorenernennung gerecht zu werden, 
jo werden meine Freunde in der zweiten Leſung für Diefen Antrag ftimmen 
und für den Fall, daß der Antrag abgelehnt werden jollte, gegen den $ 40 
im ganzen ftimmen, weil wir mit dem Abg. Friedberg meinen, daß dieje 
Materie nicht in dieſes Geſetz Hineingehört, jondern befonders zu regeln 
ft. Da im ganzen die Beichlüffe der Kommiffion einen gangbaren Weg 
zur Löſung des gejeggeberifchen Problemes bilden, werden meine Freunde 
grundjäglichen materiellen Abänderungsvorjchlägen nicht zuftimmen, von 
welhen Barteien fie aud) fommen mögen. 

Abg. Dr Porſch (8.): Das Zentrum wolle erjt in dritter Lejung 
Stellung zu dem Gejeg nehmen. Das Werk jei nötig zum Heile des 
Staates. Manches, insbejfondere in den konfeſſionellen VBerhältnifien, 
wünjche das Zentrum anders. Abg. Ernft (fr. Bg.): Es ſei bedauerlich, 
daß die Mehrheit in der konfeſſionellen Frage fein Entgegenfommen ge- 
zeigt habe und viele® von dem Kompromißantrage von 1904 unerfüllt 
laſſe. Abg. v. Heydebrand (fonj.): Da das Kommiſſionsergebnis eine 
gute Grundlage gebe, jo werde jeine Partei feine erheblichen Abänderungs- 
anträge einbringen. Der Antrag Friedberg jei eine Berjchlechterung, aber 
es lajje jich darüber reden. Abg. Cafjel (fr. Bg.): Die Kommiſſionsarbeit 
fei der Schulentwidelung jchädlih und vermindere die Selbjtverwaltungs- 
rechte. Durch das Gefeg würden Zuftände, die von ungejeglichen Reſkripten 
geihaffen feien, janftioniert. — In der Einzeldebatte jtellen Zentrum und 
Sreifinnige zahlreiche Anträge zu den konfeljionellen Beftimmungen und 
zur Reftorenberufung, die aber faft jämtlich abgelehnt werden. — Der 
nationalliberale Antrag zu 8 40 wird mit geringer Mehrheit abgelehnt, 
die Kommiffionsbefchlüffe werden angenommen (27. Mai). 


22.26. Mai. Württemberg.) Beratung der Verfaſſungs— 
veform in der Erjten Sammer. 
Die Kammer lehnt den von der Zweiten Kammer bejchlofjenen 
Erjag für die aus der Zweiten Kammer ausjcheidenden Privilegierten durch 
8*+ 
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17 mitteld Landesproporz zu mwählende Abgeordnete ab. Ebenjo verwirft 
fie dad don der Kammer ber Abgeordneten bejchlofjene Erfordernis des 
Wohnfiges der Standesherren im Lande. — In der Debatte — ſcharfe 
Angriffe auf die Regierung gerichtet. 


23. Mai. Die Bayeriſche — — be⸗ 
ſchließt nach dreitägiger Debatte über die Mittelſchulreform die 
Errichtung von Oberrealſchulen mit „ausreichender“ Berechtigung 
einſtimmig, ferner durch die Zentrumsmehrheit die Gleichberechti— 
gung aller neunklaſſigen Mittelſchulen. 

24.126. Mai. (Reichstag.) Dritte Beratung des Etats. 
Auswärtige Fragen. Ausweiſungen. Reichswahlrecht und Einzel— 
ſtaaten. Kolonialſtaatsſekretariat. 


Abg. Baſſermann (nt) erwartet in der nächſten Zeit eine Reform 
der Arbeiterverfiherung und die Juftizreform. Die äußere Lage jcheine 
nicht gebejjert zu jein, auf die freundichaftlichen Kundgebungen in Eng- 
land jolle man nicht zu viel Wert legen. Der Wert der Goluchowski— 
depeſche ſei höchſt aweifefhaft: mußte man Italien jo die Unzufriedenheit 
bezeugen? Bedenficch jei die englifch-ruffiiche Annäherung mit ihrer Spiße 
gegen Deutichland, insbefondere gegen die Bagdadbahn. Abg. Graf Lim- 

urg-Stirum (fonf.) mahnt zur Sparjamfeit und bedauert die Diäten- 
vorlage. Staatsjekretär v. Tſchirſchky und Bögendorff: Ich möchte 
dem Herrn Abg. Bafjermann einige Worte erwidern. Der Redner hat die 
Depeihe des Kaijerd an den Grafen Goluchowski berührt. Wenn Seine 
Majeftät für eine folche Depeiche den Weg des perjönlichen Telegramm 
gewählt Hat, jo ift Seine Majeftät le dazu berechtigt, ebenjo 
fteht ihm auch die Wahl der Worte durchaus frei wie jedem Privatmanın. 
Für den Inhalt des Telegramms übernimmt jelbitverjtändlich der Reichs— 
fanzler die Verantwortung, nicht aber für die Preßerörterungen, die fich 
daran geknüpft haben. Weiter ift die Frage aufgeworfen worden, ob bei 
den Verhandlungen, die zwiſchen Rußland und England ſchweben, Ent- 
Iheidungen getroffen werden könnten, die mit deutjchen Intereſſen kolli— 
dieren. Ich habe diejer Frage von vornherein meine Aufmerkjamfeit ge- 
ihenft und Habe feften Grund zu der ge me, daß jede Bejorgnis in 
diefer Richtung ausgeichloffen if. Wenn in der Preffe von einer angeb⸗ 
lichen Lockerung des Dreibundes geſprochen wurde, ſo war auch hier der 
Wunſch der Vater des Gedankens. Es iſt die felbſiverſtaͤndliche Pflicht der 
verantwortlichen Leiter der Politik, ſolche Strömungen, wie fie ſich in 
verjchiedenen Ländern geltend machen und durch die Prefje in vergrößerter 
Form zur Darftellung gelangen, zu prüfen und fie auf ihren richtigen 
Wert in ihrer Berechnung einzuftellen. Unter diejer Borausjegung habe 
ic) aljo zu erflären, daß die Regierungen der drei Staaten nad) wie vor 
feſt auf dem Boden des Vertrages ftehen (Hört! Hört!), und insbeſondere 
habe ich von dem italieniichen Botichafter, der vor furzem aus feiner 
Heimat zurüdgefehrt ift, die bündi * Erklärungen in dieſer Richtung 
erhalten. ——— hört! und Beifa Es iſt weiter müßig, bon einer 
Lockerung des BVerhältnifjes zu der Monarchie an der Donau zu fprechen 
trog der ſcharfen Worte der ungarijhen Preſſe. Die Kaiſerreiſe nad) 
Schönbrunn, die jet bevorfteht, iſt den perjönlichen Empfindungen des 
Kaiſers für das erhabene Haus der habsburgiſchen Monarchie entiprungen, 
und es gehört ein ungewöhnliche Maß von Uebelwollen und Unkenntnis 
ber tatjächlihen Berhältniffe dazu, wenn man diejer Reife Zwede unter- 
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fchiebt, die dem Kaifer vollftändig fern liegen. Man hat ihr einmal eine 
Spite gegen Stalien und dann gegen England gegeben. Wir haben gar 
feinen Grund zu irgend einer Demonftration, denn beide Länder, Italien 
ſowohl al3 England, ftehen zu Dejterreich-Ungarn in jehr freundichaftlichen 
Beziehungen, und wir begrüßen dieje rüdhaltlos. (Beifall.) Die Zeit der 
Mipftimmung zwiſchen Deutjchland und England ift vorüber, der warme 
Ton, der anläßlich der legten Anweſenheit der Vertreter deuticher Städte 
in England aus den Aeußerungen englijcher Staatsmänner zu uns herüber- 
Hang, wird jedenfall® bei der Kaijerlichen Regierung und ſonſt allerorten 
die wärmfte Aufnahme finden. (Lebhafte Zuftimmung.) Die Regierung 
vertritt nach wie vor die Politif des europäifchen Friedens. Bei harfer 
Wahrung ihrer eigenen Intereſſen unter Ausgeftaltung freundichaftlicher 
Beziehungen zu allen auswärtigen Staaten wird fie voll Selbftvertrauen 
und auf eigenen Füßen ftehend ihren Weg meiter gehen, ohne ſich durch 
noch jo gejchidte Preßmanöver oder fonftige Verdächtigungen von ihrer 
Bahn abbringen zu laſſen. (Beifall.) 

Abg. Bebel (Soz.) tadelt jcharf die auswärtige Politik, die Deutjch- 
land ifoliert habe, während die englijche ein vortreffliches Syftem von 
Bündniffen und Freundichaften gefchaften habe. Das Goluchowskitelegramm 
habe die frühere Popularität des Kaiferd in Ungarn in das Gegenteil 
verwandelt; infolge der Zujammenkunft mit dem Zaren werde der Kaiſer 
in Rußland für die reaftionäre Politif Rußlands mitverantwortlich ge- 
madt. Im Innern würden überall die Rechte der Arbeiter verlegt, jo in 
Preußen, Hamburg. Die Ruſſenausweiſungen jeien barbarifh und Die 
Erklärungen des Minifterö v. Bethmann im preußifchen Abgeordnetenhaufe 
hätten die Paßfälſchung umgangen. Abg. Bödler (Antif.) polemifiert 
gegen die Gtreiftaftif der Sozialdemokraten; fie rufe Ausfperrungen hervor. 

Am 26. Mai fritifiert Abg. Bernjtein (Soz3.) das Verhalten der 
Breslauer Polizei, die am 21. April bei Streifunruhen mit großer Bru— 
talität vorgegangen jei. Poliziſten hätten mit Revolvern gejchofjen, zum 
Beweiſe lege er eine Patrone auf den Tiich des Haufes nieder; einem 
unjchuldigen Arbeiter fei eine Hand abgehauen, ohne daß der Täter von 
ber Behörde feitgeftellt jei. Staatsjefretär Graf Poſadowskhy bezweifelt 
die Darftellung des Vorredners, die von ihm vorgezeigte Patrone fei gar 
nicht abgeſchoſſen. (Stürmifche —— Abg. v. Oldenburg (fonf.) 
polemifiert gegen die Sozialdemokraten und die fortfchreitende Demokrati— 
fierung. Auf eins aber möchte ich die Aufmerkſamkeit des Staatsjefretärg 
Graf Poſadowsky Ienfen: daß man nicht nur dem deutichen NReichstage 
das Sicherheitäventil abgenommen hat, jondern daß auch die einzelnen 
Regierungen Feiner Bundesftaaten ſehr lebhaft mit diefer Operation be- 
Ichäftigt find, indem fie, ohne Rüdficht zu nehmen oder ji in Verbindung 
zu jegen mit dem Königreich Preußen (Hört, hört! links) oder mit anderen 
Staaten, ihre Verfaſſung auf die radikfaljte Bafis ſtellen. Das bedeutet 
eine Berjchiebung der ganzen Bafis, auf welcher das Deutjche Reich ge- 
gründet ift. Das Deutjche Reich ift entitanden durch eine Vereinbarung 
der deutjchen Fürften, die die Sanktion der Einzellandtage gefunden hat. 
Beihmworen iſt dieſe Verfaſſung nicht, und Fürft Bismard hat auf dem 
Standpunkt geftanden, daß, wenn die Inſtitution des Reiches fich nicht 
bewähren follte, auf diefe Weije die Möglichkeit gegeben wäre, das ganze 
Verhältnis zu revidieren durch eine Vereinbarung mit den Einzelftaaten. 
Die Einzelftaaten, die ihrer Verfaffung nach ſelbſtändig find, vertrauen 
auf die preußischen Bajonette. Das Hat aber zwei Bedenken. Erftens 
ift der Pla auf den Bajonetten immer ungejund. Das zweite Bedenken 
aber ift das: Wenn die preußiichen Bajonette einmal in Funktion getreten 
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find und preußiiches Blut geflojjen ift, dann geht e3 um Zepter und Krone 
in der Sache, und jedes Zepter und Krone, die bejeitigt ift im Deutjchen 
Neich, die bejeitigt auch eine Schranke, die noch auf dem Wege fteht, den 
die Herren Sozialdemokraten einjchlagen wollen, auf dem Wege zur deut- 
ſchen Republik. (Zuruf: Hannover.) Hannover ift preußiiche Provinz. 
Wir haben fein Bedürfnis nad) noch mehr preußiichen Provinzen, jondern 
wir glauben, daß die Geftaltung des Deutichen Reiches, wie fie jet iſt, 
den mwohlverftandenen Intereſſen des Deutjchen Reiches entſpricht. Es ijt 
auch zur Sprache gebracht worden, daß der Erbe der bayerijchen Krone 
eine Neußerung getan hat, wonad das allgemeine Wahlrecht vielleicht auch 
für Bayern mwünjchenswert if. Dem ift ein größere Gewicht injofern 
nicht beizulegen, als Seine Königliche Hoheit nicht die Verantwortung 
trägt für die Negierung und Thronfolger anders denken, wenn jie die 
Berantwortung tragen. (Große Unruhe links.) ch fürchte aber, daß e3 
feine Freude für Seine Königliche Hoheit geweſen ift, daß ihn der bg. 
Bebel zum Präfidenten der preußijchen Republik in Ausficht genommen hat. 

Kal. bayer. Bundesbevollmächtigter Graf Lerdhenfeld: Der Herr 
Borredner hat einen längeren Erfurd gemacht auf das Gebiet der deutjchen 
Verfaſſung, er hat über die Diäten gejprocden u. ſ. w., kurz, über alles 
mögliche und unmögliche. (Sehr gut! im Zentrum und links.) Zu dieſem 
Unmöglichen rechne ich feine Meußerung über die Verfaſſung der Einzel- 
ftaaten. Er Hat verlangt, daß dieje Staaten, ehe fie Menderungen an 
ihrer Verfaſſung vornehmen, hierherfommen und bei Preußen um Erlaub- 
nis nachſuchen. Darauf will ich nur eins jagen: Die preußijche Regierung 
würde e3 ganz entichieden ablehnen, eine Antwort zu geben. Die preu- 
Bifche wie die bayerische Regierung fteht auf dem Boden der Reichöverfaj- 
jung. Sie weiß, was ihr gehört, fie weiß, was den anderen Bundesftaaten 
gehört, und fie weiß, was dem Reiche gehört. Diejenigen Bundesſtaaten, 
die geglaubt haben, ihre Verfafjung in gewiſſer Hinficht ändern zu müſſen, 
jind gar nicht jo radikal, wie der Vorredner glaubt annehmen zu müfjen. 
Sie handeln in ihrem Recht und nad ihrer Pflicht, und fie lafjen jich 
darin von niemand Borfjchriften machen. (Lebhafter Beifall.) Damit will 
ih mich begnügen und der ganzen Rede des Vorrednerd durch eine zu 
lange Ausführung feine große Bedeutung geben. (Lebhafter, wieder- 
holter Beifall.) 

Die Neußerungen Oldenburg werden noch mehrfach zurüdgemiejen. 
Sodann wird vorwiegend diskutiert über Sicherung der Bergarbeiter gegen 
Erplojion und Feuersgefahr, worüber eine Rejolution Giesberts (3.) 
angenommen wird. 

Am 26. Mai werden die in der zweiten Lejung gejtrichenen Gehalts- 
zulagen für Oberftleutnant3 der Kavallerie wiederhergeftellt. — Nach Er- 
ledigung des übrigen Etat3 wird der Poſten des Staatsjefretärs für das 
Kolonialamt mit 142 gegen 119 Stimmen bei 9 Enthaltungen abgelehnt, 
was allgemeine Ueberrajchung hervorruft. Abg. Gröber (3.) beantragt, 
den Kommiffionsantrag auf Schaffung eines Unterjtaatsjefretärd nunmehr 
mwiederherzuftellen und 25000 Mark Gehalt zu bewilligen. Abg. Semmier 
(nl.) und Abg. Dr. Müller-Sagan (fr. Bp.) erklären jich gegen den An— 
trag Gröber, den diejer darauf zurüdzieht. Präfident Graf Balleftrem: 
Da nunmehr ein Vakuum entjtanden ijt, müjjen wir am Montag noch 
einmal zufammenfommen. 

Die Parteien haben folgendermaßen über den Kolonialftaatsjefretär 
abgejtimmt: Won den Konjervativen und Neichöparteilern ftimmten mit 
ja 44, mit nein 1, e3 fehlten 27, entjchuldigt waren 3. Die anmwejenden 
39 Nationalliberalen ftimmten ſämtlich mit ja; von ihnen waren 3 be- 
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urlaubt, e3 fehlten 10. Bon den freifinnigen Gruppen ftimmten 13 zu, 
1 dagegen; beurlaubt waren 7, gefehlt Haben 12, 1 Freifinniger enthielt 
fi der Abftimmung. 10 Antifemiten ftimmten für die Forderung, 1 da- 
gegen; 1 fehlte und 8 waren — größtenteil3 zur Beerdigung des Abg. 
Grafen Reventlom — beurlaubt; 2 enthielten fi) der Stimme. Die 
5 Eijäffer, die anmwejend waren, ftimmten mit ja, 6 fehlten. om Ben- 
trum ftimmten 8 mit ja, 65 mit nein, 6 enthielten fich; gefehlt haben 17, 
beurlaubt waren 4. Die Polen warfen 5 NRein-Stimmen in die Urne; 
beurlaubt war 1, gefehlt haben 9. 3 Welfen ftimmten mit nein; 1 war 
beurlaubt, 2 fehlten. Die Sozialdemofraten endlich gaben 66 Nein-Stimmen 
ab; 9 Genofjen fehlten und 3 waren beurlaubt. 


25. Mai. Dad Preußifche Herrenhaus genehmigt die 
Novellen zum Wahlgejeg des Abgeordnetenhaufes. Die meijten 
Redner erwarten davon eine Stärkung des geltenden Wahlrechts 
und Verhinderung einer Einführung des Reichstagswahlrechts. 

26. Mai. Der Reichstag genehmigt die Vorlage, die Negie- 
rung zur Bertagung bis zum 13. November zu ermächtigen, ſowie 
den Handelövertrag mit Schweden. 

26. Mai. (Reichstag.) Yortführung der Bahn Lüderigbucht- 
Kubub nach Keetmanshoop; Entſchädigung der Anfiedler. 


Die Kommilfion beantragt, die Forderungen abzulehnen. 

Stellvertretender Kolonialdireftor Erbprinz Hohenlohe: Die Kom- 
mifjion ift zu der Ablehnung der Forderungen gekommen in der Meinung, 
daß man den Süden der Kolonie aufgeben und jich auf den Norden und 
die Mitte konzentrieren jollte. Ich halte das für unmöglich. Denn wenn 
wir den Süden mit jeinen Hottentottenräuberbanden von Truppen ganz 
entblößen, jo jchaffen wir einen neuen Herd für Unruhen, der uns und 
den Nadybarländern gefährlich werden fan. Gerade Grenzgebiete erfordern 
bejondere Aufmerfjamfeit. Die Grenzjchwierigkeiten, die wir jeßt im Süden 
zu überwinden haben, würden ſich bald auf den Norden übertragen. Wir 
dürfen daher die Hand nicht von dem Süden laffen; wir müfjen dort etwa 
1000 Mann Halten. Die Koften und die Schwierigkeiten ihrer Erhaltung, 
die allerdings jehr groß find, würden jich aber erheblich vermindern durch 
die Fortführung der Bahn von Kubub nad Keetmanshoop..... Ich möchte 
aber doc) betonen, daß die Bahn nicht Lediglich militärische Bedeutung hat, 
jondern auch wirtjchaftliche; denn die Strede führt in ein Gebiet, das von 
Weißen bereit3 befiedelt war. Wenn es in den Berichten heißt, jegt feien 
dort nur Ruinen und Trümmerfelder, jo zeigt das, welchen Schaden der 
Aufftand angerichtet hat. Aber die Farmer find zum Teil nocd im Lande 
und werden fich dort wieder jeßhaft machen. In achtzehn Monaten könnte 
die Bahn jo weit hergeftellt jein, daß fie den militäriichen Zwecken genügt. 

Abg. Arendt (RP): Die Ablehnung würde eine Scheinjparjamfeit 
fein; der Bau würde die Truppen billiger ernähren laffen und die An— 
fiedelung befördern. Oberſt v. Deimling betont die militärijche Not- 
wendigfeit der Bahn, da im Süden immer eine ftarfe Truppe unterhalten 
müffe. „Solange ich die Ehre habe, das Kommando draußen zu führen, 
wird der Süden nicht aufgegeben (Großer Lärm links und Lachen bei den 
Sozialdemofraten), es jei denn, daß Seine Majeftät der Kaiſer es wünjcht, 
der allein darüber zu beftimmen hat und fonjt niemand. (Großer Lärm 
links.) Wenn es feftfteht, daß nad) Beendigung des Krieges eine ſtarke 
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Bejagung im Süden bleiben muß, fo ift es Har, daß wir die Truppen 
auch verpflegen müfjen. Die Verpflegung fann auf zmeierlei Weife er- 
folgen:. entweder durch die englifche Regierung wie bisher, oder durch die 
Eiſenbahn, die von Ahnen erbeten wird. Was die englijche Verpflegung 
anlangt, jo will ich Ihnen zur näheren Ausführung deſſen, was der Abg. 
Dr. Semler erwähnt Hat, ein paar Beijpiele anführen. Es koſtet eine 
Flaſche Rum, die von Deutichland über Lüderitzbucht nach Keetmanshoop 
fommt, im Magazin zu Keetmanshoop 1.70 Mark. Die Flaſche Rum aus 
engliſcher Berpflegung foftet im Magazin zu Warmbad 12 Marf. Der 
Bentner Haber aus Deutſchland koſtet im Magazin Keetmanshoop 40 Mark, 
der Zentner Haber aus England im Magazin Warmbad 70 Mark, und 
er ift zudem noch jchleht. Es ift ganz Mar, daß auf diefe Weije ganz 
ungeheure Summen in das Kapland fließen, dad Geld wird hinausgeworfen, 
nicht einmal auf die eigene Straße, jondern auf die der Engländer. Wenn 
Sie nun nad) Haufe fommen, werden Gie jagen: Wir haben euch Ballen 
bier fünf Millionen für die Eifenbahn erjpart, dann jagen Sie den Wählern 
aber auch, daß Sie viele Millionen mehr zahlen müfjen für die englifche 
Verpflegung. Das bitte ich Sie, nicht zu vergeffen, das ift der jpringende 
Punkt der Sache. E3 hat jchon der Abg. Dr. Arendt angeführt, daß der 
Kranfenbeftand draußen eine erjchredende Zunahme erfahren Hat; mir 
haben jet jo viele Kranke, wie noch nie jeit Ausbruch des Aufftandes, 
Das liegt an der mangelhaften Verpflegung. Die Leute draußen be- 
fommen nichts als das Notwendigfte zur Ernährung: Reis, Mehl, Cornet- 
beaf. Jedes Genußmittel bi8 auf den Rotwein, das die Leute zu ihrer 
Erfrifchung notwendig Haben, fommt nicht mehr dorthin. Soll ich Ihnen 
erit ein paar Hungerleichen auf den Tijch des Haufes legen?!" (Lachen 
und ironische Zurufe links.) Der Bahnbau werde die Zurüdjendung der 
Truppen bejchleunigen. „Es muß bei der jegigen Art der Heranichaffung 
der Verpflegung jeder einzelne Ochſenwagen mit einer ftärferen Truppen 
zahl gededt werden, damit er nicht vom Feind überfallen wird. Alle 
dieje Bededungen würden wegfallen, wenn Sie die Bahn bewilligen. Das 
tritt nicht erjt ein, wenn die Bahn fertig ift, ſondern ſchon während des 
Baued. Mit jedem Kilometer werden Truppen überzählig; darum ſchnell 
die Bahn bauen! Was foll ich den Truppen jagen, wenn ich hinaus- 
fomme? Sol ich jagen: ‚Der Neichdtag läßt die Bahn bei Kubub im 
Dred fteden!?‘ Nein, geben Sie mir die Gemwißheit, daß die Bahn ge- 
baut wird." (Beifall.) 

Abg. Müller-Sagan (fr. Bg.) und Abg. Gröber (3.) proteftieren 
gegen den ungebührlichen Ton, den Oberft v. Deimling angefchlagen habe, 
und daß er die Reduktion der Truppen vom Bahnbau abhängig machen 
wolle. Erbprinz Hohenlohe: Eine ſolche Bedingung liege der Regierung 
fern, fein Mann mehr ald nötig folle in Südmweftafrifa bleiben. bg. 
Ledebour (Soz.): Deimling trete auf wie Boulanger, um bei Hofe zu 
gefallen. Er jei ein Handlanger de3 perfönlichen Regiments. 

Der Bahnbau wird mit 186 gegen 95 Stimmen abgelehnt. Hin- 
fichtlich der Entihädigung der Farmer fordert die Regierung 10 Millionen, 
die Kommiſſion jchlägt vor, nur 500000 Mark für die Unterftügung früherer 
Schußtruppenangehöriger zu bemwilligen. Der Kommiffionsantrag wird an- 
genommen. 


28. Mai. (Reichstag.) Kolonialetat. Wiederherftellung der 
Kolonialabteilung im Auswärtigen Amt. — Bertagung. 


Präfident Graf Balleftrem: Borgeftern ift bei der dritten Be- 
ratung de3 Kolonialetat3 die Stelle eines Staatsſekretärs für das Kolonial- 
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amt nicht bewillig worden, infolgedefjen ift der ganze Etat des Kolonial— 
amt3 hinfällig geworden, weil er darauf gerichtet war, daß ein ſelbſtän— 
diges Kolonialamt entftehen ſollte. Dadurch entitand ein Vakuum, und 
da fein Antrag vorlag, welcher dieſes Vakuum auszufüllen beftimmt war, 
jo mußten wir unjere Beratung abbredhen und jegen fie heute fort. Heute 
liegt ein Antrag der Abg. Gröber und Genofjen vor, der Reichstag wolle 
bejchließen, an Stelle der Anlage 8, Reichskolonialamt, in den Etat ein- 
zujegen: Etat für dad Auswärtige Amt, Kolonialabteilung, Anlage zu III. 
Wenn dad Haus damit einverjtanden ift, jo werde ich dieſen Antrag, von 
dem ich anzunehmen den Grund habe, da er fachverftändig-technijch ge- 
prüft ift, der Beratung zugrunde legen, und mit ihm ebenjo verfahren, 
wie ich ſonſt mit Bejchlüffen zweiter Lefung zum Etat verfahren Habe. 
(Damit ift das Haus einverftanden.) Wir beginnen die Debatte mit den 
Ausgaben des ordentlihen Etats: Yortdauernde Ausgaben. Bejoldungen, 
Kapitel 6a, Titel I. 

Abg. Bajjermann (nl.) und Abg. Frhr. v. Richthofen (fonf.) 
erflären, daß ihre Fraktionen die Verantwortung für die ungenügende 
gegenwärtige Organijation nicht tragen mollen und deshalb fich der Ab— 
fimmung enthalten wollten. Abg. Spahn (3.): Mit dem Bejchluffe vom 
26. müfje man ſich für die Legislaturperiode abfinden; der Antrag Gröber 
jei nötig, um den Beamten de3 Kolonialamt3 das Gehalt auszahlen zu 
fönnen. Abg. Müller (fr. Vp.) und Abg. Schrader (fr. Vg.) bedauern 
den Beichluß, erflären es aber für fonjequent, dad Vakuum nach dem An- 
trag Gröber zu bejeitigen. — In der weiteren Debatte wird namentlich 
erörtert, ob dem Reichdtag am 26. ein Handel: Zurüdziehung von Truppen 
gegen Bewilligung der Bahn vorgeichlagen jei; Redner des Zentrums und 
der Linken behaupten e3, Staatsjefretär Graf Poſadowsky und Abg. 
Semler (nl.) beftreiten e8. — Der Antrag Gröber wirb mit 117 gegen 
64 Stimmen bei 91 Enthaltungen angenommen. — Hierauf wird der Reft 
des Rolonialetat3 nebſt mehreren Rejolutionen, worin u.a. ein Ausweis 
über die bisher bemwilligten Anfiedlerunterftügungen gefordert wird, er- 
ledigt. — Sodann wird der Neichdtag vertagt. 


28. Mai. (Reichdtag.) Die Refultate der Seſſion find: 


Kontrolle des Reichshaushalts, des Haushalt von Eljaß-Lothringen 
und der Schußgebiete (Meich3-Gejegblatt Nr. 3). — Aenderung des Ge- 
fege3 über die Statiftil de3 Warenverfehrd mit dem Auslande (3). — 
Wertbeftimmung der Einfuhrjcheine im Zollverkehr (5). — Aenderung meh- 
rerer Reichstagswahlkreiſe (8). — Ausgabe von Neichsbanfnoten zu 50 
und 20 Mark (8). — Handelöbeziehungen zu den Vereinigten Staaten 
(11). — Xenderung des Geſetzes über die freiwillige Gerichtöbarfeit (14). — 
Ueberleitung von Hypotheken des früheren Nechtes (17). — Feititellung 
eine3 dritten, vierten und fünften Nachtrag3 für den Etat 1905 (19). — 
Feitftellung eines dritten und vierten Nachtrags für den Etat der Schuß. 
gebiete 1905 (19). — Borläufige Regelung des Reichshaushalts für April 
und Mai 1906 (20). — PBorläufige Regelung des Haushalt3 der Schub- 
er für April und Mai 1906 (20). — Xenderung von Art. 23 der 

eich3verfafjung (25). — Gewährung einer Entihädigung an die Reichs— 
tagsmitglieder (25). — Servistarif und Klafjeneinteilung der Orte (26). — 
Reichsetat für 1906 (28). — Etat der Schußgebiete Ahr 1906 (28). — 
Neichdgarantie für die Eifenbahn von Duala nad) den Manengubabergen 
(29). — Penfionierung der Offiziere des Heeres, der Marine und der 
Schußtruppe (30). — Perjorgung der Angehörigen der Unterflafjen in 
Heer, Marine und Schußtruppen (30). — Aenderung des Reich3ftempel- 
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ejeßes (31, 33). — Ordnung des Neichgetat3 und Tilgung der Reichs— 
chuld — Brauſteuergeſetz (32). — Novelle zum Flottengeſetz 1900 
(34). — Aenderung des Geſetzes über Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen 
(34). — Entlaſtung des Reichs-Invalidenfonds (34). — Aenderung des 
Geſetzes über Bewilligung von Wohnungsgeldzujhüffen (34). — Nende- 
rung des Geſetzes über Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht im 
Frieden (35). 

28. Mai. (Preußijches Abgeordnetenhaus.) Dritte Be— 
vatung und Annahme der Schulvorlage. 


Die konjervative Partei bringt zur Berufungsfrage folgenden An- 
trag ein: Die Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
werden vorbehaltlich der Beitimmungen des Abjah 6 von den Gemeinde- 
behörden aus der Zahl der Befähigten innerhalb einer von der Schul- 
auflicht3behörde zu bejtimmenden Friſt gewählt. Das Wahlreht wird 
ausgeübt: 1. in Städten und jolchen Yandgemeinden, die Schuldeputationen 
haben, durch den Gemeindevorftand nach Anhörung der Schuldeputation 
und der etwa vorhandenen Schullommiffion, beim Borhandenjein mehrerer 
Schulkommiſſionen derjenigen, für deren Schule Anftellung zunächſt er- 
folgen joll. In den Orten, wo ein follegialer Gemeindevorftand nicht 
beiteht, wird dad Wahlreht durch die Schuldeputation ausgeübt; 2. in 
jolhen Gutsbezirfen und Gejamtjchulverbänden, auf welche die Beſtim— 
mungen des $ 8 Abjag 1 und $ 50 Abſatz 7 zutreffen, durch den Guts— 
vorftand mit Zuftimmung der Schulvorftände; 3. in den übrigen Land- 
gemeinden, Gut3bezirken und Gefamtjchulverbänden durch den Schulvorftand 
(Schuldeputation 8 57). Die Gewählten bedürfen der Beftätigung durch 
die Schulauffichtsbehörde und werden von ihr unter Ausfertigung der 
Ernennungsurfunde für den Schulverband angeftellt.e Die Beltätigung 
darf nur aus erheblichen Gründen verjagt werden. Berjagt die Schul- 
aufjichtöbehörde die Beftätigung, jo fordert fie unter Mitwirkung hiervon 
zu einer andermweiten Wahl binnen einer von ihr zu bejtimmenden Frift 
auf. Das Wahlrecht erliicht für den betreffenden Teil, wenn die Frift 
nicht innegehalten wird oder die Schulaufjichtöbehörde zum zweiten Male 
die Beftätigung des Gemwählten verjagt. Die Anftellung erfolgt in dieſem 
Halle unmittelbar durch die SchulauffichtSbehörde für den Schulverband. 
In Stellen, deren Inhabern Leitungsbefugnifie zuftehen (Rektoren, Haupt- 
lehrer u. j. w.), find ſolche Xehrer zu berufen, welche den bejonderen, auf 
Geſetz oder rechtsgültigen Verwaltungsverordnungen beruhenden Boraus- 
jeßungen entjprechen. Hierbei hat eine angemefjene Berüdjichtigung auch 
der im Schuldienfte außerhalb des Schulverbandes angeftellten und be— 
währten L2ehrperjonen, insbejondere von Hauptlehrern und Präparanden- 
fehrern, zu erfolgen. Die Bejegung erfolgt durch die SchulaufjichtSbehörde 
nah Anhörung der in Abſatz 3 bezeichneten Behörden. Jedoch bemendet 
e3 in den einen eigenen Schulverband bildenden Gemeinden, in welden 
bisher die bürgerliche Gemeinde Trägerin der Schullajten war und den 
Gemeindeorganen ein Recht auf weitergehende Mitwirkung bei der Be- 
rufung der Lehrkräfte für Stellen, der im vorjtehenden Abſatze bezeichneten 
Art zugeitanden hat, rücdjichtlic) der den Gemeindeorganen zuftehenden 
Befugnijje beim bejtehenden Rechte. Dasjelbe findet in den einen eigenen 
Schulverband bildenden und unter $ 8 Abſatz 1 fallenden Gutsbezirken, 
jowie in den unter die Bejtimmungen des 8 50 Abjag 7 fallenden Gejamt- 
ihulverbänden rüdjichtlicy des bisher dem Gutsherrn zuftehenden Rechtes 
auf weitergehende Mitwirkung bei der Berufung von Lehrkräften der ge- 
dachten Art mit der Maßgabe ftatt, daß dieſes Recht durch den Gut3befiger 
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ausgeübt wird. Darüber, ob und in welchem Umfange ein folches Recht 
befteht, bejchließt die Schulauflicht3behörde. Gegen deren Beichluß fteht 
den Beteiligten binnen drei Monaten beim Kreisausſchuſſe und, fofern 
eine Stadt beteiligt ift, beim Bezirksausſchuſſe die Klage im Verwaltungs- 
ftreitverfahren zu. SHinfichtlich der Beltätigung, der Ausfertigung der 
Ernennungsurfunde und der Anftellung finden im Falle des Abjates 8 
die Beftimmungen von Abſatz 4 bis 6 finngemäße Anwendung. Die Aus- 
übung des Wahlrechtes (Abſatz 2 und 3), des Berufungsrechtes (Borichlag 
u. j. w.), oder die Anhörung (Abſatz 8) findet nicht ftatt, wenn die Be- 
jegung der Stelle durch Berjegung im Intereſſe des Dienjtes ($ 87 Nr. 1 
des Geſetzes vom 21. Juli 1852) erfolgt. Den ohne Mitwirkung des Be- 
rechtigten angeftellten Lehrkräften wird eine Vergütung für Umzugstoften 
aus der Staatäfafje gewährt. Die näheren Beftimmungen über die Höhe 
der Vergütung werden durch ein von dem lUnterrichtäminifter in Gemein- 
ihaft mit dem Finanzminifter zu erlaffende3 Regulativ getroffen. Wo 
mit dem Schulamte ein Firchliche® Amt vereinigt ift, wird an dem be- 
ftehenden Rechte hinfichtlich der Mitwirkung der kirchlichen Beteiligten bei 
der Anjtellung nichts geändert. Das Berfahren bei der Verwendung nicht 
voll oder auftragsweiſe beichäftigter Lehrkräfte wird durch ein vom Unter- 
richtöminifter zu erlafjendes Regulativ geordnet. 

Abg. Friedberg (nl.) fieht in dem Antrage eine glüdliche Löjung 
der Differenzen. So könne das Geſetz verabjcdhiedet werden. Große Ver— 
dienjte um das Zuſtandekommen habe fid) namentlich Minifterialdireftor 
Schwartzkopff erworben. Abg. Dr. Porſch (3.): Unjere Stellung zu den 
einzelnen Bejtimmungen des Gejegentwurfe® haben wir jomwohl in der 
Kommiljion ald auch bei der zweiten Leſung im Plenum deutlich genug 
fundgegeben. Wir haben eine Reihe Anträge eingebradt, um die Vorlage 
unjerer Auffajjung nad günftiger zu gejtalten. Einige diefer Anträge 
find angenommen, die meiften und gerade die für und mwertvolliten ab- 
gelehnt worden. Wir mußten deshalb gegen mehrere Paragraphen oder 
Zeile derjelben ftimmen. Unjere Bedenken richten fich zunächſt gegen die 
Ausihliegung mehrerer Provinzen von dieſem Geſetze. Es iſt nicht ein- 
zujehen, warum die Simultanjchule in Nafjau, mweil 1 fi dort Hiftorifch 
entwidelt hat, in ihrer privilegierten Stellung erhalten bleiben joll, wäh— 
rend die konfeſſionelle Schule in Hannover, wo fie ebenfall3 auf “A 
und Gejchichte beruht, aus ihrer jegigen Stellung verdrängt werden fol. 
Es ift und unerfindlich, wie in Weftpreußen und Bojen gerade die Simultan- 
ſchule zum Schuge des Deutjchtums notwendig fein joll und deshalb ge- 
fördert werden muß. Unjere fchwerften Bedenken richten jich gegen den 
$ 20. Wir legen den Artikel 24 der Berfafjung dahin aus, daß die fon- 
feijfionelle Schule die Regel, die Simultanjchule eine nur durd zwingende 
Gründe gebotene Ausnahme jein jol. Ob nun diejes Verhältnis von 
Negel und Ausnahme in dem Entwurf überall ausreichend zum Ausdrud 
kommt, erjcheint ung mindeftens zweifelhaft. Die Intereſſen der konfeſſio— 
nellen Minderheiten jcheinen uns nicht genügend berüdjichtigt. In dem 
8 20 jebt 36 und $ 23 jet 39 ift eine zu große Zahl von Kindern und 
von Antragjtellern für die Errichtung befonderer Schulen für die konfeſſio— 
nellen Minderheiten gegenüber bejtehenden Konfeſſionsſchulen gefordert 
worden. Wenn wir diejen uns nicht befriedigenden Gefichtspunft hervor» 
heben, jo wollen wir dadurch keineswegs die Vorzüge der Vorlage gegen 
über der bisherigen Rechtslage verfennen und herabjegen. Insbeſondere 
legen wir großen Wert darauf, daß die Konfeſſionsſchule jedenfalld als 
Negel gejeglich feitgelegt und daß die ſehr jchwierige Frage der Schul- 
unterhaltungsfojten gejeglich in befriedigender Weije geregelt wird. Wir 
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haben diefen und andere Vorzüge dadurch anerfannt, daß wir für die 
meiften Paragraphen ftimmen konnten. Troßdem und zwar wegen ber 
mehrfachen in unjeren Augen großen Mängel glauben wir bei der end- 
gültigen Verabjchiedung der Vorlage nicht pojitiv mitwirken zu können. 
Wir werden uns daher der Schlußabftimmung enthalten, indem wir gleich- 
zeitig hoffen, daß die Verhandlungen de3 Herrenhaufes die Vorlagen ung 
annehmbarer geftalten werden. (Bravo im Zentrum.) 

Abg. Caſſel (fr. Bp.): Wir verzichten darauf, unjere Anträge aus 
der zweiten Reifung nochmals einzubringen, aber wir halten uns für ver- 
pflichtet, bis zum legten Augenblick unſere grundfäßliche Haltung diefem 
Geſetz gegenüber zum Ausdrud zu bringen. Daß eine gejegliche Regelung 
und anderweitige Verteilung der Volksſchullaſten nötig ift, Haben wir von 
Anfang anerfannt. Wir haben zwar jchtwere Bedenfen dagegen, wie dieſe 
Verteilung durch diejes Gejeg zu erfolgen hat. Wir find der Meinung, 
daß durch die Art der Zufammenlegung der Schulverbände die Autonomie 
der Gemeinden ohne genügenden Grund vielfach beeinträchtigt worden ift, 
und zwar in einer Weije, daß in zahlreichen Fällen leiftungsfähige Ge- 
meinden zugunften ſchwacher Gemeinden Opfer bringen miüfjen, wo der 
Staat hätte eingreifen fönnen. (Beifall und Zuftimmung linie.) Wir 
bedauern, daß nicht durch Einführung des verwaltungsgerichtlichen Streit- 
verfahren? im allgemeinen genügend Kautelen zur Wahrnehmung der 
Intereſſen gegeben find. Gleichwohl hätten dieje Gefichtspunfte uns nicht 
zu einer Ablehnung des gefamten Geſetzes gebradht, dag immerhin nad 
der Richtung der Verteilung der Volksſchullaſten gegenüber dem jeßigen 
Zuftande einen Fortfchritt bedeutet, wenn nicht in Abjchnitt 41 die gejeß- 
liche Feftlegung der Konfeffionsichule und die Degradierung der Simultan- 
ſchule ausgefprocdhen wäre. Wir ftehen nach wie vor auf dem Gtand- 
puntte Gneifts, daß das Landrecht feine Konfeffionsfchule kennt. Dieje 
Degradierung der Simultanfchule fünnen wir nicht mitmachen. 

Nach kurzer Debatte wird der Antrag und das ganze Gejeh durch 
die Stimmen der fonfervativen Fraktionen und Nationalliberalen an- 
genommen. Die Linke ftimmt dagegen, das Zentrum enthält fih. Kultus- 
minifter Dr. Studt dankt lebhaft für die Erledigung des Geſetzes. 

29. Mai. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus genehmigt 
mit geringer Mehrheit folgenden Antrag der Konfervativen über 
Einzelftaaten und Reichsrecht: 

Die Königliche Staatsregierung aufzufordern: im Bundesrate dahin 
zu wirken, daß Eingriffe in die Verfafjung der Einzelftaaten, insbejondere 
Preußens, im Wege der Neichsgejeßgebung, vermieden, jedenfall3 nicht 
ohne Einvernehmen mit den Einzellandtagen vorgenommen werden. — 
Der Antrag ift hervorgerufen durch das Diätengefeh (S. 105). Die Kon- 
fervativen ſehen darin eine Kollifion mit der preußifchen Verfaſſung. 
Minifter des Innern v. Bethmann-Hollmweg beftreitet das und erflärt 
das Beftreben, den Bundesrat von der Zuftimmung der Einzellandtage 
abhängig zu machen, für höchſt bedenklich. Der Gegenſatz von Reichs— 
gewalt und Volfsvertretung werde verwiiht. Abg. Herold (3.) ift für 
Stärfung der föderativen Grundlagen, fieht aber in der Regelung der 
Diäten feine prinzipielle, jondern eine rein praftijche Frage, für die jolche 
Erörterungen nicht geeignet jeien. 

29. Mai. Der Kaijer genehmigt ein neues Ererzierreglement 
für die Infanterie durch folgende Ordre: 

Ich genehmige das beifolgende Ererzierreglement für die Infanterie 
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in der Erwartung, daß bei voller Aufrechterhaltung der althergebrachten 
Zucht und Ordnung die friegsmäßige Ausbildung, für die das neue Regle— 
ment weiteren Raum jchafft, ſtetig gefördert wird. Es ift unterjagt, zur 
Erzielung gejteigerter, äußerlicher Gleichmäßigkeit oder in anderer Abficht 
mündliche oder jchriftliche Zujäge zu dem Reglement zu erlaffen. Der 
für die Anwendung des Reglement3 und die Ausbildung gelafjene Spiel- 
raum darf feine Einſchränkung erfahren. Ich ermächtige jedoch das Kriegd- 
minifterium, etwa notwendige Aenderungen, joweit fie nicht grunbfäßlicher 
Natur find, eintreten zu lafjen. 

Döberig, 29. Mai 1906. Wilhelm. 

30. Mai. (Preußifches Herrenhaus.) Knappichaftsnovelle. 
Öffentliches Wahlrecht; chriftliche Gewerkvereine. 

Bopelius begrüßt die in der Vorlage feftgejegte öffentliche Wahl 
der Knappjchaftsälteften. Graf Oppersdorff bedauert den Ausschluß der 
Snvaliden von der Wählbarkeit und die öffentliche Wahl, die den Arbeiter 
mißtrauifch machen werde. Die fönigstreuen Arbeiter würden terrorifiert 
werden. Frhr. vd. Manteuffel, Graf Roon, Frhr. dv. Durant polemi- 
fieren jcharf gegen dies Lob der geheimen Wahl. Handelsminijter Dr. Del- 
brüd: Die Invaliden feien auf Wunſch des Abgeordnetenhaujes aus- 
geſchloſſen. Ueber die chriftlihen Gewerkſchaften jagt er: Ich komme zu 
der Frage der chriftlichen Gewerkichaften und bemerfe, daß ich es nur mit 
Freuden begrüßen fann, wenn die Arbeiter jich auf einer Grundlage zu— 
jammenfinden, welche ſich dedt mit der Auffafjung der fönigstreuen und 
ftaat3erhaltenden Parteien. Ich würde eine derartige Organijation der 
Arbeiter mit Freuden begrüßen, wenn fie in der Lage wäre, ihre Biele 
auf einer Grundlage zu verfolgen, die ſich mit dem Charakter einer Firche- 
und fönigstreuen Bastei dedt. Ich muß aber ausdrüdlich betonen, daß 
die Art, wie die chriſtlichen Gewerfichaften ihre wirtſchaftlichen Ziele ver- 
folgen, ji nicht dedt mit dem Kaiſerhoch, mit dem fie ihre Verſamm— 
lungen eröffnen (Sehr richtig!) und mit dem Hoch auf das deutjche Vater- 
fand, mit dem ihre Berfammlungen geichloffen werden. Ich will mid) 
nicht dagegen wenden, daß eine Organijation, melde die Intereſſen der 
Arbeiter vertritt, Forderungen ftellt, von denen fie weiß, daß fie nicht er- 
füllt werden können. Aber die Forderungen müffen doc immerhin jo 
formuliert fein, daß fie fih im Rahmen der beitehenden Staat3- und 
Gejellichaftsordnung erfüllen laſſen, und dürfen nicht jo formuliert fein, 
daß fie den Verdacht erweden, dab eigentlich hier alles gefordert wird, 
was Sozialdemokraten fordern, weil die Vereine fonft zu viel Einbuße in 
ihrer Gefolgichaft erleiden würden. Dazu fommt, daß die Ugitationsmeije 
der chriftlichen Vereine über das erforderlihe Maß hinausgeht, die wirt- 
ichaftlich politifchen Ziele der chriftlichen Arbeitervereine zu erreichen, und 
daß jie geeignet ift, die Autorität zu untergraben. 

Die Novelle wird angenommen. 


30. Mai. Das Preußijche Abgeordnetenhaus genehmigt 
den Staatsvertrag zwijchen Preußen, Bayern, Baden und Heflen 
wegen der Kanalifierung des Mainz von Offenbach bis Ajchaffen- 
burg vom 21. April 1906. 

31. Mai. Nach dem Etatsgeſetz balanciert der Reichsetat 
mit 2397324105 Markt. Durch Anleihe find 239038815 Mark 
aufzubringen. 
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3. Mai. (Bremen.) Rückkehr der oftafiatifchen Beſatzungs— 


brigade. 
1. Zuni. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) Debatte 


über Konfeſſions- und Simultanjchule. 

Kultusminifter v. Wehner bezeichnet fi als Freund der Kon— 
feſſions- und Gegner der Simultanfchule. Die große Mehrheit des baye- 
rischen Volkes habe Widermwillen gegen die Simultanſchule, der feinen 
Grund Hat in einem gejunden religiöjfen Sinn des Bolfes, das den Glauben 
der Väter auch auf die Kinder vererben will. Diefen Sinn muß das Haus 
in feinem eigenen Intereſſe jchägen, denn ein gejunder religiöjer Sinn ift 
die beſte Stüße des Staated. Die Erhaltung des chriſtlichen Charakters 
der Schule erachte ich der Krone und dem Landtag gegenüber als eine 
heilige Pflicht, namentlid im Hinblid auf die Beftrebungen unferer Tage. 
Diefen Beftrebungen gegenüber muß das Volk auf dem ficheren Boden 
unjerer hriftlichen Moral ftehen. Mit einer ſchwankenden Moral befommt 
das Volk feinen ficheren Halt. Die Schule fei nicht nur —— ſondern 
auch Erziehungsanſtalt, deshalb ſei es Pflicht der Lehrer, die Kinder nicht 
nur zu unterrichten, ſondern auch nach den chriſtlichen Grundſätzen zu er— 
ziehen. — Zentrum und proteſtantiſche Konſervative ſtimmen ihm zu, die 
Liberalen greifen ihn ſcharf an; das ſei Zentrumspolitik. 

2. Juni. (Preußen.) Der vom Kreiſe Teltow, der die 
Havel und Spree jüdlich Berlins verbindet, wird in Gegenwart 
des Kaiſers eingeweiht. 

2. Juni. (Hamburg.) Feierliche Enthüllung des Bismarck— 
denkmals durch Senat und Bürgerſchaft. 

4.6. Juni. (München.) Tagung des allgemeinen deutſchen 
Lehrertags. 

Beraten wird über die Anſtellung von Lehrerinnen an Volksſchulen 
und folgender Beſchluß gefaßt: „Die deutſche Lehrerſchaft hält das Mit— 
arbeiten der Lehrerinnen an der Volksſchule für geboten, lehnt aber aus 
wichtigen pädagogiſchen Gründen die Forderung ab, nach welcher die 
Mädchenſchule ganz oder überwiegend unter den Einfluß der Lehrerinnen 
geſtellt werden ſoll.“ In der Diskuſſion kommt es zu ſcharfen Auseinander— 
ſetzungen mit mehreren Lehrerinnen, dieſe verlaſſen vor der Abſtimmung 
den Saal. — Ferner wird beraten über die Simultan- und Konfeſſions— 
ichulen und unter jcharfen Angriffen gegen den preußiichen Schulgejeß- 
entwurf eine Rejolution für die Eimultanjchule angenommen. Ein An- 
trag der Bremer Lehrerſchaft, die religionsloje Schule zu fordern, wird 
abgelehnt. Es fommt darüber zu heftigen Erörterungen. 

3. Juni. (Berlin) Der Verbandstag des deutjchen katho— 
liſchen Lehrerverbandes ſpricht fich gegen die Simultanjchule aus. 

5/7. Juni. (Jena) Evangeliſch-ſozialer Kongreß unter 
Vorſitz von Profeffor Harnad. Referate: Rittelmeyer, Jenſeits— 
glauben und foziale Arbeit; Harms, Marimalarbeitstag; Gertrud 
Beumer, Soziale Forderungen der Frauenbewegung und wirtjchaft- 
liche Lage der Frau. 
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8. Juni. Die Bayeriſche Abgeordnetenfammer geneh- 
migt 3830000 Marf für Dienftalterszulagen für Volksſchullehrer 
und überweift mehrere Petitionen um Erhöhung der Alterözulagen 
der Regierung zur Würdigung. 

11. Juni. Württemberg.) Der Sriegaminifter General 
v. Schnürlen tritt zurüd. Sein Nachfolger wird Generalleutnant 


v. Marchtaler. 
11.115. Juni. (Baden.) Kultusdebatte in der Zweiten Kammer. 


Abg. Obkircher (nl.) wirft in einer Snterpellation den katholischen 
Geiftlihen Amtsmißbrauch in der Wahlagitation vor und fordert Ein- 
jchreiten der Regierung. Staatsminifter v. Duſch: Die Regierung habe 
über die Geiftlichen feine Disziplinargemalt; fie könne diejelben nicht hin- 
dern, ſich politijch zu betätigen, e3 jet aber nicht wünjchenswert, daß dies 
in ſolcher Weiſe wie in den legten Jahren gejchehe. Die Regierung habe 
ſich im Intereſſe der Kirche daher jchon nad) den legten Reichstagswahlen 
an die Kurie um Abhilfe gewendet und die Anwendung des Kirchengeſetzes 
in Ausficht geftellt, aber ohne Erfolg. Nach den Landtagswahlen habe 
die Regierung ihre Schritte wiederholt, auc dad Material über Einzel- 
fälle der Kurie mitgeteilt und die Strafverfolgung von Geiftlichen in ein- 
zelnen Fällen veranlaßt; jie Hoffe, daß die Kirchenbehörde dem Amtsmiß— 
brauch doch noch fteuern werde. — Ein Antrag des Zentrums auf Aende- 
rung des badifchen Kirchengejeges wird, nachdem fich die Regierung da- 
gegen erflärt hat, gegen die Stimmen des Bentrums an eine Kommiſſion 
verwiejen. — Ein Antrag der Sozialdenofraten auf Trennung von Kirche 
und Staat wird gegen die Stimmen der Sozialdemofraten und Demo- 
fraten abgelehnt. 


12. Juni. Reichdtagswahl in Oberjchlefien. Polenfrage. 

Bei der Erjagwahl in Tarnowig-Beuthen —— Redakteur Napie— 
ralſki (Pole) 28264 Stimmen, Muſchallik (3.) 8861, Bergrat Remy (deutſch— 
national) 7879, Arbeiterſekretär Scholtyſſek (Soz.) 6903 Stimmen. 1903 
hatte ein Zentrumsfandidat in der Stichwahl ‚mit 28500 Stimmen ge- 
fiegt. — Die mittelparteilihen Blätter jehen im Abfall der polnijchen 
Bergleute vom Zentrum einen Beweis, dat die Volenpolitif des Zentrums 
falih jei; die Zentrumsprefje jieht in der offiziellen Oftmarfpolitif die 
Urſache für die Zunahme des oberjchlefiichen Polentums. 


12.14. Juni. Württemberg.) Die Zweite Kammer über 


die Verfafjungsreform. 

Die Kammer beharrt entgegen den Beſchlüſſen der Kammer der 
Standesherren mit 75 gegen 5 Stimmen auf der Zujawahl von 17 Ab— 
geordneten auf dem Wege der Verhältniswahl. Der hierzu eingebracdhte 
Zentrumsantrag, die Verhältniswahl nicht im ganzen Lande, jondern nur 
in vier reifen de3 Landes vorzunehmen, wird mit 63 gegen 17 Stimmen 
abgelehnt. Im Namen der Regierung erklärt der Minifterpräfident, die 
Regierung gebe jchweren Herzens in der Frage der Zufagmwahlen auf dem 
Wege der Verhältniswahl nah und fie tue es nur unter Vorbehalt der 
Entſcheidung bezüglich der Frage der Landes- oder Kreisverhältniswahl, 
ſowie bezüglich der Zahl der Zufagabgeordneten. Das Recht des Königs 
zur Ernennung erbliher Mitglieder der Erften Kammer wird mit 60 
gegen 7 Stimmen bei 16 Stimmenthaltungen abgelehnt. Die Wahl von 
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8 Nittern ftatt 6 wird mit 59 gegen 26 Stimmen angenommen, be3- 
gleichen die Wahl von 8 Berufövertretern ftatt 4 mit 58 gegen 26 Stimmen. 
Das Ernennungsrecht der Krone für die Berufövertreter wird mit 66 
egen 19 Stimmen angenommen, deögleichen das geforderte 25. Zebens- 
jahr für die Wahlberechtigten ftatt des 30. mit 62 gegen 22 Stimmen. 
Das Erfordernis des Wohnfiges der Standeöherren in Württemberg wird 
mit 63 gegen 10 Stimmen abgelehnt, und das Erfordernis des Wohn- 
jige8 im Reich mit 63 Stimmen bei 21 Stimmenthaltungen angenommen. 
Endlich wird der Erften Kammer ein erweitertes Budgetrecht mit 59 gegen 
28 Stimmen bewilligt. — Das ganze Gejeg wird mit 4 gegen 23 Stimmen 
de3 Zentrums angenommen. 


15. Juni. (PBreußifches Herrenhaud.) Volksſchulvorlage, 
erjte Beratung. Generaldebatte; Verfaflungsfrage. 


Kultusminifter Studt: Am 28. Mai d. %. hat das Abgeordneten- 
haus mit überwiegender Mehrheit dem Gejegentwurf über die Unterhal- 
tung der Volksſchulen in einer Faſſung zugeftimmt, mit welcher die König- 
liche Staatsregierung fi) im allgemeinen einverftanden zu erflären in der 
Lage war. Es tritt nunmehr an bdieje Hohe Haus die Aufgabe heran, 
ſich darüber jchlüffig zu macden, ob der vorliegende Gejegentwurf in der 
Ihnen unterbreiteten Geftalt eine geeignete Grundlage für die gebeihliche 
Weiterentwidelung für das Volksſchulweſen und für das Volksſchulrecht 
bietet. Bei der außerordentlichen Bedeutung, welche dieje Materie be- 
anjprucht, Halte ich es für meine Pflicht, die Gefichtöpunfte darzulegen, 
von denen die Staatdregierung bei der Vorbereitung dieſes Geſetzentwurfs 
vorgegangen ift. Am 3. November 1817 erging eine allerhöchfte Kabinett3- 
order, durch weldhe das Minifterium der geiftlichen, Unterricht3- und 
Medizinalangelegenheiten errichtet wurde. Schon an demjelben Tage er- 
ging gleichzeitig ein allerhöchfter Erlaß, durch welchen eine Immediat— 
ommiſſion eingejegt wurde, mit der Aufgabe auf einheitlicher Grundlage 
für den gejamten Umfang der Monarchie das Unterrichtäwejen zu ordnen 
und vor allen Dingen auch für die Volksſchule auf der Grundlage des 
Kommunalprinzips eine Neuordnung in Ausficht zu nehmen. Seit diejer 
Zeit hat jich die Unterrichtöverwaltung ununterbrochen mit diejer mühe- 
vollen Aufgabe beichäftigt. Es gelang zunädft, nad etwa 30 Jahren, 
abgejehen von Neuvorpommern, die Provinzialichulordnung für die neu» 
gebildete Provinz Preußen zuftande zu bringen. Weitere gejeglihe Maß— 
nahmen waren bisher nicht zu erreihen. Die Berfafjung bejtimmt in 
Artikel 25, daß die Mittel zur Errihtung und Unterhaltung der öffent» 
lihen Volksſchulen von den Gemeinden aufzubringen jeien. Alle Schul- 
gejegentwürfe, die feit der Berfaffung aufgeftellt wurden, fußten darauf, 
aber trog jchwerer Kämpfe und Mühen gelang es nicht, einen ſolchen Ent- 
wurf zu verabichieden. Es Hinderte dabei, daß nach Art. 126 der Ver- 
fafjung wiederholt Verſuche gemacht wurden, ein einheitliches Unterrichts- 
gejet für das gefamte Volksſchulweſen zuftande zu bringen, was aber bei 
dem großen Umfang der Materie und ihrer bejonderen politifchen und 
finanziellen Schwierigfeit nicht möglich war. Nach diefer Erfahrung hat 
ji die Regierung entichloffen, in Uebereinftimmung mit dem jogenannten 
Kompromißantrag des Abgeordnetenhaufes vom 13. Mai 1904 fih im 
vorliegenden Gejegentwurf lediglich auf die Materie der Schulunterhaltung 
zu beichränfen und fonftige Fragen des Schulrechtes und der Schulverwal«- 
tung nur foweit einzubeziehen, al3 fie mit der Schulunterhaltung im Zu— 
fammenhang ftehen, daß die Schulunterhaltung dringend der Regelung 
bedarf, darüber herrjcht wohl in dieſem Haufe fein Zweifel. Der Rechts— 
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zuftand auf dem Gebiete der Schulunterhaltung ift außerordentlich ver- 
jchieden und unficher, teilweije veraltet und ungeredht; fort und fort ent» 
ftehen neue Streitigkeiten und verjtärken die Mißſtimmung über die Volks— 
ſchullaſten. E3 wird damit ein willkommenes Agitationsmittel geboten, 
das auf dem platten Lande die reife, die zufammenftehen jollen, die 
Großgrundbefiger, die mittleren und die Heinen Befiger, gegeneinander 
verfeindet. Der Entwurf macht nah dem Grundfag der Verfaſſung die 
politiihen Gemeinden und die Gutöbezirfe zu Trägern der Volksſchul— 
laften. Es drängte fich dabei die frage auf, ob nicht beffer leiftungs- 
fähigere, breitere Körperjchaften zu Trägern der Laften zu machen jeien. 
Es war dabei an den Staat, an die Kreife oder an andere größere Ver- 
bände zu denfen. Die Regierung hält aber an dem Grundjaß der Ber- 
fafjung feit, zumal die politiih außerordentlich jchwierige Frage der 
Staatsſchule faum zu Iöjen fein würde. Sobald 100000 Lehrer und 
Lehrerinnen zu unmittelbaren Staatsbeamten gemacht würden, müßte aud) 
ihre geſamte Stellung, aud ihre Stellung zur Kirche u. f. w., geſetzlich 
geregelt werden; und das würde ohne tiefgehende Kämpfe unmöglich Kin 
es würde aber auch bedenklich fein, das Intereſſe der Nächftbeteiligten an 
der Volksſchule ganz auszujchalten. Die größeren Gemeinden haben Bor- 
trefflihes für die Entwidelung der Volksſchule geleiftet. E3 würde nicht 
gur Förderung, jondern zur Hemmung und nadteiligen Schablonifierung 
er Volksſchule führen, wenn man das Intereſſe der örtlich Beteiligten 
ausjchlöffe Würden die Lehrer zu Staatsbeamten gemacht, jo müßte auch 
eine einheitlihe Regelung ihrer Gehälter erfolgen, wobei erhebliche finan- 
zielle Opfer und damit eine Belaftung der Steuerzahler nicht zu umgehen 
wäre. Daher ift nach Anficht der Regierung die Idee der Staatsjchule 
undurdhführbar; eine Löſung der Frage ift vielmehr nur auf Grundlage 
der Verfaſſung zu finden, welche die Gemeinden zu Trägern der Schul- 
laften madt. Daraus ergibt fi) die Notwendigkeit, auc die Gutsbezirke 
weiter zu Trägern der Bolksichullaften zu machen und nur diejenigen 
befonderen Beitimmungen vorzujehen, welche aus der Eigenart der Guts— 
bezirfe folgen. Daß joldhe Maßnahmen in manchen Randesteilen — aller- 
dings nicht überall — eine Mehrbelaftung der Gutsbeſitzer erfordern, 
unterliegt feinem Zweifel. Aufgabe der ergänzenden Staatämittel ift es, 
dafür zu forgen, daß dieje Belaſtung nicht eine unzuläſſige Höhe erreicht. 
Bei den Beratungen im anderen "eg ift Hinfichtlich der jchwierigen Frage 
der Unterverteilung der Schullaften auf die einzelnen Gutsbezirfe und 
Gemeinden in Gejamtichulverbänden die Leiftungsfähigfeit berüdjichtigt, 
und deshalb jollen die Laften zur Hälfte nad) der Zahl der Schulkinder, 
zur anderen Hälfte nach dem GSteuerjoll aufgebradht werden. Es ift ja 
jhwer, für einen folchen Verteilungsmaßftab eine einheitlich zutreffende 
Norm zu finden. Die Regierung glaubt aber, daß die Faljung des 
anderen Haujes, wonach auch Abweichungen möglich find und eine andere 
Verteilung auf Antrag erfolgen kann, auch den Wünſchen diejes Haufes 
entſpricht. Es ergab fich ferner die Notwendigkeit, da8 Vermögen der 
Sozietätsſchulen auf die bürgerlihen Gemeinden zu übertragen, wobei es 
fi) allerdings um viele Millionen handelt. Was die Frage der konfeſſio— 
nellen Berhältnifje betrifft, jo wäre nad den Erklärungen der Parteien 
im anderen Haufe ein Verſuch, die Schulunterhaltung ohne Regelung der 
fonfejfionellen Berhältniffe zu regeln, ausſichtslos geweſen. Deshalb hat 
fi) die Regierung mit den Beitimmungen de3 Kompromißantrages ein« 
verftanden erflärt. Dabei ift abfichtlicy vermieden worden, die Ausdrüde 
„tonfejfionelle Schule” und „Simultanfcyule” in das Geſetz aufzunehmen, 
da die Definition diejer Begriffe nicht ausreichend feftjteht. Durch die 
Europäifcher Gefchichtäfalender. XLVII. 9 
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Formulierung der Beftimmungen über den fonfejlionellen Unterricht ift Die 
Faffung des Geſetzes allerdings jchwerfälliger geworden, aber im Intereſſe 
der Sache war an diefer Formulierung feitzuhalten gegenüber den früheren 
Beftimmungen bezüglich der Leitung und Erteilung des Religionsunter— 
richtes. Ich Hoffe, daß auch in diefem Haufe fich prinzipielle Grundjäße 
mit diefer Formulierung abfinden werden. Ueber eine Einjchränfung der 
Selbftverwaltung hat im Lande Beunrubigung geherriht. Zu meiner 
Genugtuung ift es im anderen Haufe gelungen, dieje Erregung zu be- 
ruhigen. Die Vorlage hat in feinem Punkte, aucy nicht bezüglich der 
Rehreranftellung, eine Einſchränkung der Rechte der Selbſtverwaltung ge= 
bracht, ſondern diefe Rechte jogar mehrfach erweitert, namentlich) der Vor— 
jchlag der Regierung bezüglich der ftädtiichen Schulverwaltung ift im 
wejentlihen unverändert vom anderen Haufe angenommen. Die Bejorg- 
nid wegen Einjchränfung der Gelbftverwaltung hat ſich aber bei näherer 
Prüfung al3 unbegründet erwiejen. Ein Verſuch, das Grenzgebiet zwijchen 
der ftaatlihen und der ftädtiihen Schulverwaltung neu zu ordnen, hätte, 
zumal nach der Verfaſſung der Religionsunterricht den Firchlichen Organen 
zuftehen foll, jchwere Kämpfe hervorgerufen, die dad BZuftandelommen des 
Geſetzes erjchwert hätten. E3 blieb daher nur übrig, die Regelung des 
Berhältnifies zwiichen Staat und Stadt einer fünftigen Gefeggebung vor- 
Eier serie Irgend eine Einjchränfung vorhandener ftädtiicher Rechte ift 
urchaus nicht beabjichtigt gemwejen und auch nicht erfolgt. Es hat viel- 
mehr eine Erweiterung der jtädtiichen Nechte dahin ftattgefunden, daß die 
Beitimmungen über die Schuldeputation verallgemeinert und auch auf 
Heine Städte ausgedehnt wurden. Dem Kompromißantrage entiprechend 
jolfen ferner Vertreter der Kirche Eraft des Geſetzes in die Schuldeputation 
eintreten. Da dies jchon in überwiegenden Landesteilen geltende3 Recht 
ift, kann auch Hier von einem Eingriff in die Selbftverwaltung nicht die 
Nede jein. Wegen der interfonfejjionellen Berhältnifje jollen bejondere 
Scyulpflegeorgane in Form von fakultativen Schulfommiffionen eingerichtet 
werden, jedoch werden dieje Fälle nicht häufig jein. Bejondere Anfechtung 
hat der $ 58 (früher 40) betreff3 der Rehreranftellung erfahren. Dieje 
Frage wird jpäter ausführlich zu erörtern jein. Jetzt weiſe ich nur dar- 
auf Hin, daß in den Beichlüffen des Ubgeordnetenhaujes eine erhebliche 
Einihränfung des ftaatlichen Einfluffes in der Bolksichule liegt. Es wird 
nicht hinreichend berüdjichtigt, daß nad Artikel 24 der Berfafjung das 
Rehrerernennungsredht ein Attribut der Staat3hoheit, ein Recht des Landes— 
herrn ift, wobei die Gemeindeorgane in geſetzlicher Form mitwirken. Ueber 
die beſonders umftrittene Anftellung der Rektoren und Hauptlehrer ift im 
anderen Haufe eine Verſtändigung erzielt, welche eine weitere Zurüd- 
drängung des ftaatlichen Einflujjes verbietet und als eine geeignete Grund- 
lage für die Weiterentwidelung angejehen werden fann. In dem Entwurf 
ift endlich die Bereitftellung erhöhter Staatsmittel ins Auge gefaßt; zur 
Ausgleihung der Verjchiebungen infolge dieſes Geſetzes ſowie zur Bejeiti- 
gung etwaiger a jollen 5 Millionen Mark mehr bereitgeftellt werden, 
ferner ein laufender Betrag von 1.3 Millionen zur Erleichterung der 
Aufbringung der Baufondsanfammlungen; ferner trägt in Zukunft der 
Staat für Schulgemeinden bis zu fieben Schulftellen ein Drittel der Bau- 
foften, jchäßungsweije insgeſamt 4 bi8 5 Millionen; außerdem ift zur 
Unterftügung von Gemeinden mit weniger ald 25 Schulſtellen ein Mehr- 
betrag von 1 Million Mark vorgejehen; dazu fommen Unterftügungen 
jüdijher Gemeinden, eine angemejjene Erhöhung de3 Staatsfonds für 
Bauten in leiftungsihtwadhen Gemeinden von etwa 3 Millionen, wofür 
aber die Summe noc, nicht ganz feitjteht, jowie 3 Millionen Mark mehr 
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für die Erhöhung der Lehrergehälter und 4 Millionen für Schulbauten 
in Poſen und Weftpreußen, jo daß ich der gefamte Mehrbetrag für den 
Staat auf etwa 20 Millionen Mark beläuft. Durch das vorliegende Gejeg, 
welches nach verjchiedenen Seiten von dem Staate Erhebliches verlangt, 
wird eine für das Schulmwejen gedeihliche Löfung angebahnt. Die Frage 
einer Reviſion des Lehrerbejoldungsgejege® und über die Schulpflicht, 
den Schulbejud, und die Dezentralijation harren noch einer befriedigenden 
umfafjenden Löſung. Wir haben über 10000 einklaffige Schulen, bei 
denen auf einen Lehrer mehr als 80 Kinder fommen, und eine ganze 
Anzahl von mehrklajjigen Schulen, in denen auf einen Lehrer mehr als 
70 Kinder fallen, furzum eine Fülle von Aufgaben auf dem Gebiete der 
Schulverwaltung hängt von dem Zuftandeflommen der gegenwärtigen Vor— 
lage ab. Das Abgeordnetenhaus hat unter Verzicht auf zahlreiche Sonder- 
wünjche nach gegenjeitiger Verftändigung einer Vorlage zugeftimmt, welche 
bedeutjame Aufgaben nad) jahrzehntelangen vergeblihen Mühen erfüllt Hat. 
Ih zweifle nicht, daß auch in diefem Haufe noch manche Bedenken zu 
bejeitigen jein werden; aber ich hege die freudige Zuverfiht, daß das 
Herrenhaus, getreu feinen bewährten Traditionen, gern die Hand dazu 
bieten wird, dieje überaus jchwierige, jedoch für das ganze Volksſchulweſen 
unentbehrliche Gejeßgebung zu einem Abſchluß zu bringen, welche dem 
Schulweſen eine einheitliche und fefte Grundlage jichert. 

v. Kosciel3fi beantragt, die Vorlage von der Tagesordnung ab» 
zufegen; da es eine Verfafjungsänderung darftelle, dürfe erft nach vierzehn 
Tagen darüber beraten werden. Kultusminifter Dr. Studt: Die Braris 
habe jeit 25 Jahren ftet3 eine Einzelgejeßgebung zum Artikel 26 der Ber- 
fafjung zugelafien. — Der Antrag wird nicht genügend unterftügt. — 
Sehr. v. Manteuffel wünjcht eine gründliche Kommilfionsberatung. Der 
Entwurf bringe zwar den Gutsbefigern erhebliche Laſten, aber dieje Be— 
denfen müßten in den Hintergrund treten gegenüber den großen konſer— 
vativen und religiöfen Sicherungen, die die Vorlage enthält. Im ein- 
zelnen werde manches zu verbefjern jein und das Abgeordnetenhaus werde 
mit fich reden laſſen. Oberbürgermeijter Beder: Die Regierungsvorlage 
mit ihrer Beſchränkung der Gelbftverwaltung jei zwar durch das Ab- 
geordnetenhaus verbejjert, aber die Rektorenanſtellung jei noch nicht befrie- 
digend gelöft. Fürft v. Lichnowsky bedauert, daß nicht Oberjchlefien mie 
Poſen und Weftpreußen aus der Vorlage ausgenommen jei; dort würde 
die Vorlage nur dem Polentum zugute fommen. Kardinal Kopp: Die 
Unerfennung der Simultanjchule jei bedauerlih, aber da das Gejeß ein 
Friedendgejeg fein fjolle, müßten alle Parteien bejondere Wünfjche beifeite 
ftellen, um e3 nicht zu gefährden. Der Wunjch des Vorredners jei an- 

ejicht3 der gemischten Bevölkerung Oberjchlefiens unerfüllbar. Uebrigens 

bei die großpolnische Bewegung in Oberſchleſien nicht heimiſch, jondern 
von außen Hineingetragen, und zwar nicht durch Geiftliche, jondern durch 
den bürgerlichen Mittelftand. Am folgenden Tage verlangt Oberbürger- 
meifter Bender-Breslau analoge Behandlung des jüdischen Bekenntniſſes 
mit den chriftlichen und GSicherftellung der ftädtiichen Selbftverwaltung. — 
Das Gejeg wird an eine Kommilfion verwieſen. 


15. Juni. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) In einer 
Debatte über die Befämpfung der Schmußliteratur bedauert Mi— 
nijter de3 Innern Graf Feilitzſch, daß die Bemühungen der Polizei 
häufig durch die Gerichte illuforifch gemacht würden. — Die Frage 
wird noch wiederholt behandelt. 

9% 
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17. Zuni. (Bremen.) Debatte über die religiongloje Schule. 

Die Schuldeputation ‚der bremifchen Bürgerichaft jpricht fih in 
einem Bericht an den Senat gegen die von den bremifchen Volksſchul— 
lehrern angeregte Abſchaffung des Weligiondunterriht3 in den Schulen 
aus, da dies eine jchwere Schädigung der Finder ſowohl für die geiftige 
Bildung, als auch in erzieherifcher Hinficht zur Folge haben würde. Der 
Senat erklärt fih mit der in dem Bericht vertretenen Auffaffung jomwie 
mit der darin fundgegebenen Abficht einverftanden, baldigft eine Revijion 
der für den Religionsunterricht in den bremiſchen Schulen geltenden Lehr— 
pläne herbeizuführen, die fih auch auf eine Prüfung der im Unterricht 
benugten Lehrbücher zu erjtreden haben wird. 


19. Juni. (Bremerhaven.) Abreije zahlreicher Redakteure 
und Hournaliften nach England. (Bol. Großbritannien.) 


19. Juni. (Cuxhaven.) Auf dem Feſtmahl des Nord- 
deutjchen Regattavereind erwidert der Kaifer auf die Anjprache 
des Bürgermeifterd Möndeberg- Hamburg: 

Mit Herzlihem Danke quittiere Ich die freundliche Begrüßung, die 
Mir ſoeben namens des Norddeutichen Regattavereind zuteil geworden ift. 
Es ift Mir eine hohe Freude, daß wir und wieder zu diefem männlichen 
Tun haben zufammenfinden können. Wie jhon fonftatiert worden ift, Hat 
ji) ja auf dem Waſſer das deutjche Vaterland entwidelt, daß man es nur 
mit Staunen vernimmt. LZangjam folgt unjere Flotte den Rieſenſchritten, 
mit denen die Handelöflotte vorausgeht. Zu ſolcher Entwidelung im Wett- 
bewerb auf dem Meere, das die Länder verbindet, ift als erfte aber not- 
wendig der Friede. Gott hat uns den Frieden erhalten, den Frieden in 
Ehren, den er und auch weiter jchenfen möge. Derjenige aber, der die 
größte Arbeit an diefem Friedenswerk geleiftet hat, der erjte Ratgeber des 
Neiches, den wir alle in den vergangenen Wochen mit unjeren Segens- 
wünjchen und Gebeten verfolgt haben, befindet fich, wie Jh Ihnen zu 
Meiner Freude mitteilen kann und wovon Ich Mich geftern perjönlich 
og ae habe, in vollftem Wohljein und befter Gejundheit, und wird in 
der Lage fein, wieder in vollem Umfange ald Mein erfter Ratgeber im 
Lenken des Reiches zu wirken. Der Sport, den wir betreiben, hat auch 
einen erniten Hintergrund, und das ift das zweite, was zu unjerer Ent- 
widelung notwendig ift, daß wir Männer, daß wir Charaftere haben und 
daß unjere Männer ich bewußt find der Wichtigkeit der deutſchen Männ- 
lichkeit. Der deutſche Manneswert kann fich bewähren auf verjchiedenen 
Gebieten, im Heere, im Zivildienft, auf der Flotte, im Dienft in den 
Einzelftaaten, in den Gemeinden, aber am beiten wird er ausgebildet, am 
helliten und Harften wird unjeren Deutjhen das Auge gemacht, wenn fie 
auf das Galzwafjer kommen. Daher begrüße Jh in jedem von Ahnen 
einen Meiner Mitfämpfer und Mitarbeiter an dem Werk, unjere deutjchen 
Männer zu erziehen, damit fie in der Lage find, mit offenem Blid ihr 
ganzes Sinnen und Trachten in den Dienjt des Vaterlandes zu ftellen. 
Daß unjerem Baterlande eine jolche jchöne Entwidelung bejchieden jein 
möge, daß unſer Segeljport grünen und blühen möge, daß Sie ein fröh- 
fiches und Iuftiges Segeln auch in diefem Jahre haben mögen, darauf leere 
Ich Mein Glas. Es leben die Segler! Hurra, Hurra, hurral 


21. Juni. (Braunfchweig.) Der Landtag genehmigt den 
Lotterievertrag mit Preußen. Danach hört die Lotterie 1908 auf. 
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22. Juni. Disziplin in der ſüdweſtafrikaniſchen Schußtruppe. 

Der „Vorwärts“ bringt Aufjehen erregende Berichte über grobe 
Ausſchreitungen und harte Kriegsgerichtsurteile in Südweſtafrika. Die 
„Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ jchreibt dazu: „Die telegraphiihen Er- 
mittelungen, welde auf Grund der ‚BorwärtsMeldungen über ernite 
Fälle von Meuterei in der Schußtruppe von Südweftafrifa bei dem Kom- 
mando der Schußtruppe angeitellt wurden, ergaben folgendes: 1. Seit 
Beginn des Aufitandes find Fälle tätlichen Vergreifens an Offizieren nicht 
vorgelommen; 2. für den Norden, nördlic der Linie Obabis-Windhuf 
urteilte das Gericht zwei Fälle von Aufruhr bezw. Meuterei von Mann- 
ſchaften gegen Dfftziere ab. In einem Falle handelt e3 fich um ſchwere 
Ausichreitungen von Leuten der 5. Transportfolonne der 3. Kolonnen- 
abteilung. In einer —— mit einem Manne der Stationsbeſatzung 
von Kapsfarm bei Windhuk, in deren Verlauf ein Mann ſo ſchwer ver— 
letzt wurde, daß er an den Folgen der Verletzungen ſtarb, verſuchte der 
herbeigerufene Wachtmeiſter, die Leute zur Vernunft zu bringen, und holte, 
da die Leute ſeiner Aufforderung, auseinanderzugehen, nicht nachkamen, 
eine Patrouille zum Tatorte. Als die Leute angeſichts der Patrouille 
dem Befehl, zur Kolonne zu gehen, nicht nachkamen, ließ der Wachtmeiſter 
die Schuldigen feſtnehmen und abführen. An dem Wachtmeiſter und dem 
die Patrouille befehligenden Unteroffizier vergriff fich feiner der Leute. 
In diefjem Falle wurden verurteilt zwei Leute wegen jchwerer Klörper- 
verlegung und wegen militärischen Aufruhr im Felde zum Tode, zwei 
Zeute * militäriſchen Aufruhrs im Felde zu zwei Jahren Gefängnis 
und ein Mann wegen gefährlicher Körperverlegung zu zwei Monaten Ge- 
fängnis. Der Mann, welcher dem Reiter die tödlichen Verlegungen bei- 
gebradht hatte, ift freigefprochen worden, da er in Notwehr gehandelt Hatte. 
Die Todesftrafe ift noch nicht vollzogen worden, weil die Richter des 
Kriegsgerichts von der Allerhöhften Gnade die Ummandlung der Todes» 
ftrafe in eine angemefjene Freiheitsftrafe erbaten. — Yu dem zweiten 
Falle find nad) den telegraphijchen Meldungen des Kommandos wegen 
Aufruhrs und Meuterei drei Leute zum Tode und vier zu längerer Ge— 
fängniäftrafe verurteilt worden. Einzelheiten find eingefordert, aber noch 
nicht eingegangen. 3. Bezüglich der im Süden von den zuftändigen Ge— 
richten ergangenen Urteile jtehen Meldungen noch aus. Die ergangenen 
Meldungen fommen von amtlicher Stelle erſt bei Ueberführung der Ber- 
urteilten in die Heimat zwed3 Strafvollitredung zur Kenntnis. Geit 
Beginn des Aufftandes find 57 Militärftrafgefangene, einſchließlich 11 mit 
dem nächſten Heimtransporte angemeldeten Strafgefangenen, unter denen 
wahrjheinlih auch die im zmeiten oben angeführten Falle Verurteilten 
fich befinden, nad) Deutichland zum Strafvollzug übergeführt worden. Die 
Zahl kann bei der Stärke der Schußtruppe (jet 15000, im ganzen ein- 
jchließlich der Heimgefehrten 19000) und bei der Dauer des Feldzuges 
feine Hinfichtlich der Disziplin beforgniserregende genannt werden. Die 
Höhe der Strafe findet eine Erklärung in der Schwere der Kriegsgeſetze.“ 


22. Juni. (Reichſtagswahl.) Bei der Erjaßwahl in 
HannoversLinden erhält Brey (Soz.) 31803, Fink (nl.) 16865. 
v. Dannenberg (Welfe) 11033, Erzberger (3.) 2412, Holzgreefe 
(Bd. d. L.) 182 Stimmen. 

23. Juni. Württemberg.) Die Regierung überreicht dem 
Zandtag eine Denkſchrift über die Perfonentarifreform. 
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Danach beabfichtigt die Regierung, wenn nicht befondere unvor- 
bergejehene Umftände eintreten, bei der für den 1. April oder 1. Mai 1907 
geplanten Einführung der Tarifreform die meiften bisherigen Ausnahme— 
tarife, vor allem die Rüdfahrfartenermäßigung und die Landesfahrlarten 
aufzuheben. Was die Einführung einer von der Fahrlartenfteuer befreiten 
2 Mennigestiaffe betrifft, jo hat die Regierung zunächft geprüft, ob eine 
unbejchränfte Herabjegung des Satzes der 3. Klafje auf 2 Pfennig möglich 
ei. Sie erachtet aber eine ſolche Preisermäßigung aus finanziellen Gründen 
ür völlig ausgeichloffen. Im übrigen glaubt die Regierung, daß die Ein- 
führung der 4. Klaſſe dem bayerischen und badilchen Projekt, den Yahr- 
preis der 3. Klaſſe bei Perfonenzügen auf 2 Pfennig zu ermäßigen, vor- 
zuziehen jei. Vor allem fei fonft der Preisunterjchied zwijchen der 2. und 
3. Klafje zu groß, und da aud der Einnahmeausfall * die Verwaltung 
viel höher ſei als im Falle der Einführung der 4. Klaſſe, ſo glaubt die 
Regierung angeſichts der ſchwerwiegenden Bedenken gegen das bayeriſch— 
badiſche Tarifprojekt davon abſehen zu ſollen, dieſes Syſtem anzunehmen, 
vielmehr beabſichtigt ſie, ungeachtet der Unmwahrjcheinlicheit des Zuftande- 
fommens der Betrieb3mittelgemeinfhaft in dem urjprünglich geplanten 
Umfang und troß des abweichenden Vorgehens der beiden Nachbarverwal— 
tungen, die 4. Klafje einzuführen. Für die erfte Zeit jol der Bedarf durch 
Verwendung alter Wagen 3. Klafje, die durch neue befjer ausgeftattete er- 
fegt werden jollen, gededt werden. Später jollen befondere Wagen 4. Klaſſe 
angefhafft werden. Demgemäß ergeben fich für die mürttembergijchen 
Staatsbahnen folgende kilometriſche Grundtaren: 1. Klaſſe 7 &. (bißher 8 .), 
2. Rlafie 4.5 9 (bisher 5.3 &), 3. Klaſſe 3 a (bisher 3.4 d.), 4. Klafje 2 9. 
Der Schnellzugszufchlag bisher 1.1 9. pro Kilometer, joll betragen für 1 
bis 75 Kilometer 1. und 2. Klafje 0.50 .4, 3. Klaſſe 0.25 M, für 76 bis 
150 Kilometer 1. und 2. Klafje 1.4, 3. Klafje 0.50..4, für über 150 Kilo- 
meter 1. und 2. Klaſſe 2.4, 3. Klafje 1A Bei den zufammenftellbaren 
Tahricheinheften joll bei diefen Fahrſcheinen ein Filometriicher Zujchlag für 
die Schnellzüge gemacht werden. („Allg. Btg.“) 

27. Juni. Württemberg.) Die Erjte Kammer genehmigt 
einen Kommiſſionsbericht über die Verfafjungsfrage. 


Danad) verzichtet die Kammer auf die Möglichkeit der Ernennung 
weiterer erblicher Mitglieder, beantragt aber: „Inſoweit als ftandesherr- 
liche Landftandichaftsrechte wegfallen, erhöht fich entiprechend die Höchſtzahl 
der nach $ 129 Ziff. 3Z von dem König auf Lebenszeit zu ernennenden 
Mitglieder.” In der Auswahl ſoll der König dabei unbefchränft fein. 
Mit der Verfegung von 8 Rittern in die Erfte Kammer ift die Kommiffion 
einverftanden. Der Erhöhung der Zahl der berufsftändijchen Bertreter 
auf 8 ftimmt die Kommiffion nicht zu. Sie beantragt daher: „2 Ver— 
treter des Handel3 und der Induſtrie, 2 Vertreter der Yandwirtichaft und 
1 Vertreter des Handwerks“ (legterer war in den bisherigen Beſchlüſſen der 
Erjten Kammer nicht enthalten). Bezüglich der Zujagwahl von 17 Broporz- 
abgeordneten in die Abgeordnetenkammer ftimmt die Kommiffion dem Be- 
ſchluß des anderen Haufe mit der Menderung zu, daß die 17 Abgeord- 
neten in zwei Landeswahlfreifen gewählt werden, von denen der erfte den 
Nedarkreis und den Schwarzwaldfreis umfaßt und 10 Abgeordnete wählt 
und der zweite den Jagſtkreis und den Donaukreis umfaßt und 7 Ab— 
geordnete wählt. Mit der Feſtſetzung des paſſiven Wahlrecht3 auf das 
25. Lebensjahr ift die Kommilfion nunmehr einverftanden. Auch mit dem 
Beihluß der Abgeordnetenfammer, den Wohnfig im Deutichen Reid für 
fämtliche Mitglieder der beiden Kammern zu verlangen, ift die Mehrheit 
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der Kommijfion einverftanden. Bezüglich des Budgetrechts beantragt die 
Kommiffion, folgenden Teil des Beichlufjes der Abgeordnnetenfammer ab- 
ulehnen: „Die Erhebung einer folhen Steuer für eine Yinanzperiode 
* jedoch vom 1. April 1911 ab ohne Zuſtimmung der Erſten Kammer 
unterbleiben, wenn auch ohne dieſe Steuer und ohne Heranziehung anderer 
Steuern zu einem höheren Steuerſatz, als in dem letztvorangegangenen 
Etatsjahr, für den Staatsbedarf bei Zugrundelegung der von der Regierung 
im Entwurf des Hauptfinanzetats vorgeſchlagenen Erträge des Kammer— 
guts und der einzelnen Steuern volle Deckung vorhanden iſt.“ Dagegen 
ſoll ausgeſprochen werden: „Die Beſtimmung des 8 181 Abſ. 1 Ziff. 2 
letzter Satz der Verfaſſungsurkunde findet auf den Einheitsſatz der Ein— 
kommenſteuer entſprechende Anwendung; hierdurch wird der Art. 19 Abf. 2 
des Einfommenfteuergejeße3 vom 8. Auguft 1903 abgeändert.“ Durch dieje 
Anträge find nunmehr die Differenzen zwijchen beiden Kammern in vielen 
Punkten beigelegt worden, dagegen bejteht nach wie vor die Hauptdifferenz 
in der Budgetfrage. 

27. Juni. Reichstagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Altena-Iſerlohn erhält Haberland (Soz.) 10546, Klode (3.) 7734, 
Müller (fr. Bp.) 7686, Haarmann (nl.) 6552, Rüſſer cchriſtl.ſoz.) 
1637 Stimmen. In der Stichwahl am 10. Juli erhält Haber- 
land 15884, Klode 14068 Stimmen. 

uni. Indiskretionen in der Kolonialabteilung über den 
Hal Buttkamer. 

Die „Freifinnige Zeitung” berichtet: „Geheimrat Roſe hat in dem 
Bericht an den Neichdfanzler, der au Norderney — wohl mit Bezug auf 
die Erwähnung des Falles PButtlamer in der legten NReichstagsfigung — 
unvermutet angefragt hatte, wie e3 mit diejer Sache ftehe, das Folgende 
ausgeführt: E3 jei bisher nicht nachgewiejen, daß Herr v. Puttlamer den 
Paß abjichtlidy) unrichtig ausgeftellt Habe; aus der Unterfuchung gehe nur 
die Gutgläubigfeit hervor. Weiter wird gejagt, nach einem Bericht des 
Gouvernements ſei Herrn v. Buttfamer laut anliegender Nachweijung ledig- 
lich ein Paßformular mit dem Stempel des Gouvernements zugejtellt worden. 
Gegen Herrn v. Buttlamer dürfte ein Disziplinarverfahren nicht einzuleiten 
fein, da es nicht im öffentlichen Intereſſe liege und es Herr v. Puttfamer 
jelbjt nicht für erwünjcht halte. Indeſſen müfje feine Hinausfendung unter- 
bleiben, da er anjcheinend die Eſſerſche Gefellichaft zu jehr begünftigt Habe. 
Schließlich wird in dem Bericht mitgeteilt, e3 jei Herrn vd. Puttlamer nahe 
gelegt worden, fein Entlaſſungsgeſuch einzureichen. Dieje3 Gejuch jei ein- 
gegangen und e3 folle ihm entiprochen werden unter Zubilligung der Penſion.“ 

Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” jchreibt dazu (22. Juni): 
„Um die Behauptung zu ftügen, daß ein Disziplinarverfahren gegen den 
Gouverneur dv. Buttfamer unterbleibe, ‚weil Herr v. Puttlamer jelbjt die 
Einleitung des Verfahrens al3 nicht angebracht bezeichnet habe‘, war von 
der ‚Germania‘ auf einen von dem Geh. Legationsrat Roſe entworfenen 
Bericht der Kolonialabteilung an den Reichskanzler Bezug genommen 
worden. Die ‚Freilinnige Zeitung‘ brachte darauf einen Artikel, in dem 
der Anhalt jenes Berichts ‚jfizziert‘ war. Es ift richtig, daß der Reichs— 
fanzler in einem Schreiben vom 26. Mai die Kolonialabteilung um eine 
Darlegung der Angelegenheit ded Gouverneurs dv. Puttkamer erjucht Hat 
und daß ihm darauf ein von dem Geh. Legationsrat Roje am 30. Mai 
verfaßter Bericht vorgelegt worden ift. Was nun die Wiedergabe jeines 
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Inhalts in der ‚Freifinnigen — betrifft, ſo bemerken wir zunächſt, 
daß ein von der ‚Freiſinnigen Zeitung‘ und der ‚Germania‘ als beſonders 
auffällig behandelter Sag in dem Driginale nicht enthalten ift, der Gaß 
nämlih: ‚Na einem Berichte des Gouvernement3 jei Herrn von PButt- 
famer laut anliegender Nachweiſung lediglich ein Reijepaßformular mit 
dem Stempel de3 Gouvernement3 zugeftellt worden.‘ Diejer Sap findet 
fi jedoch — nicht wörtlich, aber inhaltlihd — in einem am 31. Mai, aljo 
erft nach Abfaffung der Aufzeichnung für den Reichöfanzler eingegangenen 
Beriht des Gouvernement3 in Buena. Abgejehen von diefem aus einem 
anderen Berichte entnommenen Zuſatze treffen die Angaben der ‚„Frei— 
finnigen Zeitung‘ über den Inhalt des für den Reichskanzler beftimmten 
Berichts der Kolonialabteilung im weſentlichen zu. Wir ftehen aljo vor 
der Tatjache, da ein feiner Natur nach geheimer und von den zuftändigen 
Reichsbeamten als geheim behandelter Bericht jeinem Hauptinhalte nach 
und ferner eine amtliche Mitteilung aus einem anderen Aktenftüd mehreren 
Blättern zugänglich gemacht und von ihnen veröffentlicht worden find. 
Nad) Lage der Umftände fann dies nur durch jchwere Verlegung der 
Amtsverjchwiegenheit geichehen jein. Schon frühere Vorkommniſſe haben 
den Eindrud Hinterlafien, daß Beamte der Kolonialabteilung grobe Ber- 
trauensbrüche begehen. Gegen ein jolch inneres Uebel einer deutjchen Be— 
Hörde muß mit aller Schärfe vorgegangen werden. Auf Antrag des Leiters 
der Rolonialabteilung hat der Reichskanzler beftimmt, daß die Sache der 
Königlichen Staatsanwaltichaft zur weiteren Ermittelung und Verfolgung 
der pflichtvergefjenen Beamten übergeben werde. Sollte diejer Weg nicht 
zum Biele führen, jo wird eine Erneuerung des Beamtenkörpers der 
Kolonialabteilung ins Auge zu faffen fein. Zur Aufllärung der gegen 
den Gouverneur v. Puttlamer erhobenen Vorwürfe hat diefer jelbft die 
Einleitung einer Disziplinarunterfuhung gegen fich beantragt.“ 

Durch die Staatdanwaltichaft werden jogleich in der Redaktion der 
„Breifinnigen Zeitung“ und „Germania“ Hausjuhungen vorgenommen. 
Die Unterfuhung gegen zwei Beamte des Auswärtigen Amts beginnt jofort. 


29. Juni. (Berlin.) Landtagsabgeordneter Dr. Kropatjched, 
1883 Redakteur, jeit 1895 Chefredakteur der „Kreuzzeitung“, 
59 Jahre alt, f. 

29. Juni. (Preußen) Der Oberpräfident der Provinz 
Sachſen, v. Bötticher, nimmt feinen Abjchied. Sein Nachfolger 
wird der Oberpräfident von Schleswig-Holftein Frhr. v. Wilmowski, 
Dberpräfident von Schleswig-Holftein wird Regierungspräfident 
v. Dewitz. 

Ende Juni. (Württemberg.) Der Miniſter des Auswär— 
tigen und Königlichen Haufes Frhr. dv. Soden tritt zurüd. Sein 
Nachfolger wird Kultusminifter dv. Weizjäder, Kultusminiſter wird 
Staatsrat v. Fleiſchhauer. 

Ende Juni. Diskuſſion über finanzielle Unregelmäßigkeiten 
im Kolonialamt. 


Das „Deutſche Volksblatt“ bringt Angriffe auf die Geſchäftsführung 
der Kolonialabteilung: „1. Die geſamte Seeverſicherung wurde von der 
Kolonialabteilung als Monopol der Transatlantiihen Berficherungsgeiell- 
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ſchaft übertragen, —2* Bing ba a Gejellichaften niederere Angebote 
machten. Eine Ausjchreibung habe lange nicht ftattgefunden, auch ala 
endlich eine jolde auf Drängen über Verficherungen des fchwimmenden 
Materiald3 erging, habe man ohne Rüdficht auf vorteilhaftere Offerten 
ftet3 die Monepolfirma beauftragt. Auf dieſe Weije feien große Summen 
bon Reichsgeldern verausgabt worden, weil die bevorzugte Firma Söhne 
maßgebender Herren der Kolonialabteilung beichäftige! 2. Der Kolonial- 
beamte Hofrat Teſch bezog fünf Jahre lang eine penfionsfähige Zulage 
von 600 Marf, die laut Etat mit einer Tätigkeit verfnüpft wird, die der 
betreffende Beamte jchon jeit fünf Jahren tatſächlich nicht mehr ausübt. 
‚Hofrat Teich Hat aljo mit Wiflen des Perjonalreferenten v. König und 
des Yinanzreferenten Dr. Seig eine ungejegliche Zulage bezogen und faljche 
Duittungen ausgeftellt.‘ 3. Ein Verwandter de3 Geheimrat3 v. König, 
Oberſt Yled, wurde im Kolonialamt angeftellt und follte ein Gehalt von 
4000 Mark erhalten; da jedoch Gehalt und Penfion zujammen das Dienft- 
einfommen eines aktiven Oberften überjchritten hätte, wären die gejeglichen 
Kürzungsbeftimmungen in Kraft getreten, wonad; das Einfommen auf 
dasjenige eines Oberſten im Dient zu reduzieren gemwejen wäre. Dies 
wußte man nun dadurch jchlau zu verhindern, daß man das Gehalt in 
zwei Teile zerlegte und den einen als ‚Dienftaufwandsentichädigung‘ be- 
zeichnete, die natürlich für die Kürzungsbeftimmungen nicht in Rechnung 
gezogen wird. Dieje Tatjache, daß der betreffende Oberft unter Umgehung 
der gejeglihen Beltimmungen finanziert wurde, fonnte in der Budget- 
fommiffion vom Regierungdvertreter nicht in Abrede gezogen werden.“ 
Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” jchreibt am 28. Juni hierzu: 
„ti. Die Kolonialabteilung hat am 30. Dezember 1895 mit der Trans- 
atlantijchen Güterverficherungsgejellihaft in Berlin einen allgemeinen See- 
verjicherung3vertrag abgejchlojjen, der jeweil3 am 1. September zum 31. De- 
zember kündbar ift. Mit Rüdjicht auf die Höhe des Riſikos bei den Ver— 
Ihiffungen anläßlich des ſüdweſtafrikaniſchen Aufitandes wurde der Vertrag 
für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezeniber 1906 erweitert; er wird jeweils 
auf ein weitere Jahr verlängert, fofern er nicht vier Monate vorher ge- 
fündigt wird. Die Prämie beträgt im allgemeinen 6 pro Mille. An 
diefer Verjiherung ſind neben der Transatlantiſchen Güterverficherungs- 
gejellichaft beteiligt die Norddeutiche Verjicherungsgejellichaft mit 25 Prozent, 
die Oberrheiniiche Verjicherungsgejellihaft in Mannheim und die Deutjche 
Transportverjiherungsgejellihaft in Berlin mit je 10 Prozent und die 
Mannheimer Berfiherungsgejellihaft in Mannheim mit 5 Prozent der 
Police. Eine Reihe anderer Gejellichaften lehnten die Aufforderung zur 
Teilnahme ab. Die Kolonialabteilung legte Wert darauf, daß die Ab- 
widelung der Gefchäfte in den Händen der Transatlantijchen Gejellichaft 
blieb, weil dieje feit Jahren bei der in den Schußgebieten bejonders jchwie- 
rigen Erledigung der Erjatanjprüche ſich ftet3 entgegenfommend zeigte. 
Daß ein Sohn des Geheimen Hofrat3 Krüger bei der Kölner Agentur 
jener Gejellihaft tätig ift, Hatte auf den Abjchluß des Vertrags nicht den 
mindejten Einfluß. Die Verficherung der Gouvernementödampfer und der 
hinausgejandten Pferde erfolgte jeweils bejonderd. 2. Die penfionsfähige 
Zulage von 600 Mark wurde dem Hofrat Teich belaſſen, weil von der 
Anfiht ausgegangen wurde, daß einem etat3mäßigen Beamten eine einmal 
gewährte Zulage, die im Etat ausdrüdlich als penfionsfähig bezeichnet iſt, 
nur mit jeiner Zuftimmung oder bei Uebertragung einer anderen etat3- 
mäßigen Stelle entzogen werden kann. Teſch befindet ſich aber heute noch 
wie jeinerzeit als Kalfulatorvorftand in der etat3mäßigen Gtelle eines 
Erpedienten. Bon der Ausftellung falfcher Duittungen fann nicht die Rede 
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fein. Die Angelegenheit ift bereit3 in der Budgetfommilfion am 22. März 
eingehend behandelt worden. 3. Zu dem Fall des Oberften a.D. led wieder- 
holt die „Norbd. Allg. Zeitg.” die Erklärung de3 Vertreter der Kolonial- 
verwaltung in der Budgetlommilfion des Reichdtagd vom 10. Mai 1896 
und jagt, diefer Erflärung ift nichts hinzuzufügen. Das Blatt fährt fort: 
ed wird bemerft, daß bei der Verfügung, durch welche die Dienftaufwands- 
entihädigung de3 Oberften led bewilligt wurde, Geheimer Legationsrat 
v. König nicht mitgewirkt hat. Geheimer Legationdrat v. König ift mit 
dem DOberften led injofern verwandt, ald feine Großmutter eine Halb- 
fchwefter des Vaters des Oberften Fled war. Geheimer Legationsrat Seik 
ift in die Kolonialabteilung erft eingetreten, nachdem Oberſt led bereits 
aufgenommen und defjen Bezüge geregelt waren. In das Finanzreferat 
der Kolonialabteilung ift Geheimrat Sei erft Ende Dftober 1901 über- 
getreten, aljo erft nad) dem Zeitpunkt, zu welchem Hofrat Teich die Ge- 
Ichäfte eines Kalkulatorvorftandes abgegeben und im Finanzreferat Ber- 
wendung gefunden Hatte. 

uni. Juli. Auguft. Sozialdemokratie und Gewerkjchaften; 
Maffenftreif. 

Dad Organ der radikalen Freien Vereinigung deuticher Gewerf- 
ihaften, die „Einigkeit“, veröffentlicht Mitteilungen aus dem Protokoll 
einer im Februar d. J. abgehaltenen Konferenz fozialdemofratifcher Partei- 
führer und der Generalkommiſſion der freien Gewerkſchaften. Danach foll 
Abg. Bebel folgende Abmachungen über den Generalſtreik durchgejegt 
haben: 1. Der Parteivorftand Hat nicht die Abficht, den politiichen Mafjen- 
ftreif zu propagieren, fondern wird, fomweit es ihm möglich ift, einen folchen 
zu verhindern ſuchen. 2. Wenn dennod ein folcher Streit ausbrechen 
jollte, jo müßte derjelbe von der Partei geführt werden und die Gewerk- 
ſchaften hätten fich offiziell nicht daran zu beteiligen. 3. Für den Fall 
eined ſolchen Streiks follten die Gewerkſchaften diejer Bewegung nicht in 
den Rüden fallen. 4. Ebenfo dürfte die Gewerkichaftsprejje in biefem 
Falle nicht gegen die Bewegung wirken. 5. Die Unterftüßung der Gtrei- 
fenden und die Koſten für die Folgen eines ſolchen Streif3 zu tragen, 
müfje Aufgabe der Partei fein. Die Mittel müßten unter Mitwirkung 
aller Genofjen eventuell durch allgemeine Sammlungen aufgebracht werben. 
6. Wenn Ausiperrungen und Streiks ald Folgen dieſes Streiks zurüd- 
bleiben fjollten, jo wäre zu empfehlen, daß die Gewerfichaften für die 
Unterftägung eintreten. 

Da auf dem Barteitage in Jena (1905 ©. 117) Abg. Bebel den 
Maffenftreif für ein wirkſames Rampfmittel erflärt hatte, jo fieht Die 
„Einigkeit“ hierin eine Sinnesänderung: „Entweder iſt aljo die deutjche 
Ürbeiterfchaft auf dem Jenaer Parteitag jchon getäufcht worden oder Die 
Macht der Generallommilfion, fußend auf dem Kölner Gewerkſchaftskongreß— 
beichluß, betreffend den Mafjenftreif, ift jo groß, daß nachträglich Partei- 
beichlüffe illuſoriſch gemacht und die deutjchen Arbeiter düpiert werden 
können.“ (Ende uni.) 

Ubg. Bebel beftreitet die Richtigkeit diefer Mitteilungen, bie 
Generalkommiſſion erflärt fie für richtig. Nach längerer Diskuffion in 
der Deffentlichfeit veröffentlicht der „Vorwärts“ auf Beichluß des Partei- 
vorjtandes einen Teil des vertraulichen Protokolls, obwohl fich die General- 
fommijfion dagegen erflärt (Anfang Auguft): Danad) berichtete über eine 
Borbeiprehung zwiichen PBarteivorftand und Generaltommiffion der Vor— 
jigende der Generalfommilfion, Abg. Legien: E3 wurde ausdrüdlic feft- 
geitellt, daß diefe Verhandlungen feine verbindliche Form haben follten, 
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denn ed wurde eigentlich nicht verhandelt zwiſchen Generalfommiffion und 
Parteivorjtand, jondern e3 wurde nur die perjönliche Meinung der an 
diefer Sigung Beteiligten zum Ausdrud gebracht. Wir haben diefe Form 
der Berhandlung gewünjcht, weil wir dem Parteivorftand, ald die Frage 
geitellt wurde, erflärten: Für uns ift nicht die Nefolution des PBarteitages 
in Jena, jondern die Rejolution von Köln maßgebend, da find die Grund- 
fäge, die wir in bezug auf die frage zu vertreten haben, niedergelegt. 
Wir Haben, als die Einladung des Parteivorftandes fam, in der General- 
fommijfion über die Frage gar nicht weiter diskutiert, weil für und durch 
den Kölner Beihluß die Grundfäge feitgelegt waren. Wir erflärten dem 
Barteivorftand aljo, daß das unfere Auffafiung if. Es wurde dann ge- 
fagt: Schön, dann wollen wir einmal nur allgemein diskutieren, und 
wollen das, was fih aus diejer allgemeinen Diskuſſion ald Fazit ziehen 
läßt, beiden Körperjchaften vorlegen. Ihr von der Generalkommiſſion legt 
die grundlegenden Gedanken der Konferenz der Bentralvorftände vor, wir 
werden unfererjeit3 darüber im Parteivorſtande beraten, und fpäter fann 
dann eine neue Zuſammenkunft und eine nähere Beſprechung ftattfinden. — 
Ueber die Stellungnahme und Vorſchläge des Abg. Bebel berichtete im 
Anſchluß hieran Silberfhmidt: Nad einer eingehenden Diskuffion, in 
der beide Zeile ihre Anfichten ausfprachen, erflärte Bebel, daß er fich die 
Sache jo vorjtelle, daß die Partei ebenfall3 alle Urjache habe, den poli- 
tiihen Mafjenftreif, wenn irgend möglich, zu verhindern. In Deutichland 
lägen die Berhältniffe jo, und bejonders in Preußen — legteres jei ein 
ganz bejonderer Staat, wie er in der Welt faum wieder vorfäme —, daß 
eine glüdliche Löſung des politiichen Maſſenſtreikes nicht gut möglich fei. 
(Hört, hört!) Es jei Wr der PBarteivorftand auch ſchon in der legten 
Beit allen derartigen Verjuchen, einen Streik in Szene zu jeßen, entgegen» 
getreten (Erneute Hört, hört!), jo in Sachſen, ebenjo in Hamburg und 
Preußen, von wo beftimmte Vorſchläge famen, und insbejondere in Berlin. 
Es jei Auffaffung des Parteivorftandes, daß nad) Möglichkeit der In— 
jzenierung eined politiihen Mafjenftreifes entgegenzumirfen jei. Sollte 
aber aus irgend einem Grunde plößlic dennoch ein Streik ausbrechen 
oder nicht zu verhindern fein, dann Ice er voraus, daß fich die Gewerk— 
fhaften an einem folchen politiſchen Mafjenftreif offiziell nicht beteiligen 
(Hört, Hört!), jondern daß er Sache der Partei bleibe, daß aljo die Partei 
den politiihen Mafjenftreif zu führen habe; ſelbſtverſtändlich dürften ihr 
die Gewerffchaftsgenofjen nicht Hindernd in den Weg treten, das heißt, e3 
dürfte nicht offiziell dagegen Stellung genommen werden, jondern die Ge— 
noſſen müßten, wie es die Taktik und die Disziplin erfordere, für die 
glüdlihe Durchführung eines folhen Streifes wirken. Weiter jege er 
voraus, daß, falld der Streit unvermeidlich fein follte, aus Gründen, die 
aus den gegebenen Verhältniffen herauswachſen, auch die gewerkichaftliche 
Prefje nicht entgegenwirft. Später haben wir diefe Frage Hargeftellt und 
gefragt, ob die Meinung vorhanden ſei, daß die gewerfichaftliche Preſſe 
vor dem vielleicht ausbrechenden politiihen Maffenftreif ihre freie Anficht 
nicht äußern dürfe. Es wurde geantwortet, daß ſowohl die Gewerfichaftd- 
preſſe al3 auch die Parteipreffe vollftändig frei jeien und lediglich aus 
Gründen der Disziplin im Augenblid des Ausbruches und während des 
Kampfes nicht dagegen Stellung nehmen follen. Weiter geht die Anficht 
von Bebel dahin, daß, falls ein jolcher Streif ausbricht, feine Unterftügun 

und feine Folgen lediglich Sache der Partei fein follen. (Zuftimmung.) Dak 
dabei nicht nach den Süßen der Gewerkſchaft Unterftügung gezahlt werden 
fönne, jei ganz felbftverftändlich, e3 müfje nad) Maßgabe der vorhandenen oder 
durch Sammlung aufgebrachten Mittel die Unterftügungsfrage geregelt werden. 
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Anfang Juli. (Bayern) Yinanzielle Lage der bayerifchen 
Staatöbahnen. 


Nach dem Referat des Abg. Dr. Pichler beträgt nad dem Boran- 
ichlag des neuen Etats bei einer Gejamteinnahme von 199222900 Marf 
der Betriebsüberihuß 56391977 Mark. Bon diefer Summe ift jedoch der 
Aufwand für die Verzinjung der Eifenbahnihuld und für die Benfionen zu 
beftreiten, jo daß in Wirklichkeit eine NReineinnahme von 823797 Marf 
verbleibt! Bayern hat den höchſten Betriebskoeffizienten unter allen deut- 
ſchen Eifenbahnen, nämli 71! Proz., gegen 59,68 Proz. in Preußen, 
65,65 Proz. in Sadjen, 66,81 Proz. in Württemberg, 67,06 Proz. in 
Baden. Bei den perfönlichen Ausgaben Tiegen die Verhältniſſe ähnlich: 
Bayern 41,70 Proz., Baden 39,34 Proz., Reichseiſenbahnen 38,78 Broz., 
Württemberg 37,75 Proz. Auf die Befoldung der etat3mäßig Angeftellten 
fommen von den perjönlichen Betriebsausgaben in Bayern 69,6 Proz., 
Preußen 52,1 Proz., bei den Reichseifenbahnen 51,95 Proz., Württemberg 
51,66 Proz., Baden 38,7 Proz. Bayern hat aljo den höchſten Perjonal- 
aufwand. Mit der Schuldentilgung fieht es noch jchledhter aus. Die 
bayerijche Eifenbahnichuld ift jeit 1890 von 967 Millionen auf 1451 Mil- 
lionen geftiegen, während die preußiiche durch Tilgung von urjprünglich 
etwa 9 Milliarden auf 3!/. Milliarden ſank. Eine Hauptihuld an diejen 
ungünftigen Finanzverhältniffen unferer Staatsbahnen ee} das Neb der 
Lokalbahnen, von denen fich ein nicht Feiner Teil er > läglich rentiert. 

(Köln. Volksztg.“) 


1. Juli. Die Zigarettenfteuer und die Erhöhung des Portos 
für Orts- und Nachbarortsverfehr tritt in Kraft. 


2.4. Juli. (Breußifches Herrenhaus.) Zweite Beratung 
der Schulvorlage. 


Die Kommilfion hat den vom Abgeordnetenhaufe aus der Regie— 
rungsvorlage entfernten $ 12 im mejentlichen als $ 23a mwiederhergeftellt. 
Hiernacd darf das Schulvermögen von der Gemeinde nur mit Genehmigung 
der Schulbehörde veräußert oder anderen Zmeden dienftbar gemacht werden. 
Eine weitere Aenderung ift, daß die Schuldeputation ausſchließlich als 
Organ der Gemeinde gelten joll, während fie nach der Faſſung des Ab- 
geordbnetenhaujes gleichzeitig al3 Organ der Gemeinde und des Staates 
gedacht war, je nachdem Be finanzielle Aufgaben zu löjen hatte oder an 
der Schulaufjicht teilnahm. Ferner hat das Abgeordnetenhaus die Lehrer— 
wahl allen Gemeinden übertragen, die Berufung der Rektoren und Haupt- 
lehrer aber der Regierung vorbehalten, nur mit der Einjchränfung, daß 
an bisher erworbenen Rechten nichts geändert werde. Nach der Kommiſſion 
des Herrenhaufes follen alle Gemeinden mit ala 25 Schulftellen die 
Lehrer und Rektoren wählen, in den übrigen joll beides der Regierung 
zuftehen, allerdings auch hier mit dem Zuſatz, daß weitergehende Rechte 
aufrecht erhalten werden jollen. 

Profefior Reinke polemifiert gegen die Vorftellung, daß Die 
Simultanſchule den religiöjen Frieden fördere; Baden mit feiner Simultan- 
jchule beweiſe das Gegenteil. Simultanfchule fei fein Ausfluß des Libe— 
ralismus, jondern des Doltrinarismus. Graf Mirbach erwartet von der 
Regierung bei Ausführung des Geſetzes Milderung in der Belaftung der 
Güter. Oberbürgermeifter Kirſchner-Berlin fürchtet eine Störung bes 
fonfejjionellen Friedens von dem Geſetz. 

Am folgenden Tage fordert Oberbürgermeifter Ehlers- Danzig 
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Streihung des 8 23a. Für mich handelt e3 fich Hier nicht um die Kom- 
petenzverteilung zwiſchen der Aufjichtöbehörde und den Gemeindebehörben, 
fondern um die Sorge für die Schule. Ach befürdhte, daß, wenn bie 
Auffafiung des Minifterd ftreng durchgeführt wird, daß die Gemeinden 
in ihren Aufwendungen für Schulzwecke jehr vorfichtig fein würden. 
Kultusminifter Studt überläßt dem Haufe die Enticheidung, mworauf 
8 23a geftrichen wird. 

Ein Antrag v. Kliging auf Verminderung der Arbeit der Kreis— 
ausjchüfje bei der Aufftellung des Berteilungsplans der Staatämittel auf 
die Schulverbände wird gegen dad Votum der Regierung angenommen. 

Nah 8 45 können durch einen Gemeindebeichluß, welcher der Ge- 
nehmigung der Schulauffichtsbehörde bedarf, oder auf Anordnung ber 
Schulaufſichtsbehörde als Organ der Schuldeputation für eine oder mehrere 
Volksſchulen Schulfommifjionen eingejegt werden. — Herzog zu Traden- 
berg beantragt, die Worte „oder auf Anordnung der Schulauffichts- 
behörde” zu ftreichen. Viele Oberbürgermeifter unterftügen den Antrag 
Trachenberg, der die urjprüngliche NRegierungsvorlage wieder herftelle und 
der Beſchränkung der Gelbtverwaltung etwas Einhalt tue. Es kommt 
dabei zu jcharfen Differenzen mit dem Kultusminifter. Der Antrag 
Trachenberg wird mit geringer Mehrheit angenommen. 

In der Frage der Berufung der Rektoren und Hauptlehrer jchlägt 
ein Antrag des Grafen Botho zu Eulenburg ein Kompromiß zwiſchen 
der Faſſung des Abgeordnetenhauſes und der Herrenhausfommiffion vor, 
wonach e3 für die Fleineren Gemeinden unter 25 Schulftellen bei den 
Vorſchlägen der Herrenhausfommiffion, für die Berufung der Rektoren 
und Hauptlehrer dagegen bei den Beichlüffen des Abgeordnnetenhaufes 
bleiben fol. Dr. v. Burgsdorff beantragt einen Zuſatz, wonach ed auch 
in denjenigen Gemeinde- und Gutöbezirken, welche zu einem Gejamtichul- 
verband vereinigt find, Hinfichtlid) der den Gemeindeorganen oder dem 
Gutsbefier bisher zuftehenden Befugniffe zu einer mweitergehenden Mit- 
wirfung bei der Berufung der Lehrkräfte fein Bewenden bei dem beftehen- 
den Recht behalten joll. Oberbürgermeifter Beder-Köln polemifiert jcharf 
gegen den Antrag Eulenburg. Einftimmig habe die Kommiffion ihren 
Beichluß gefaßt. Wer jagt und, daß das Abgeordnetenhaus den Beichluß 
unjerer Kommiffion verwerfen wird? Ich Hoffe vielmehr, es wird ihn 
annehmen, weil er in der Tat beſſer ift als die Faflung, die das Ab— 
geordnetenhaus dem umijtrittenen Paragraphen gegeben hat. Der Kom— 
mijfionsbejchluß hat den Vorzug, daß er einheitliches Recht für die ganze 
Monarchie ſchafft. Der Landfluht der Lehrer wird nicht durch die Aus— 
jiht auf Reftorenftellen in der Stadt, jondern durch befjere Bezahlung 
gefteuert werden. Kultusminifter Dr. Studt: In allen Stadien der Ver— 
handlung hat die Regierung die Herbeiführung einer Verftändigung als 
ihre Hauptaufgabe betrachtet. Das Herrenhaus wird wohl bedenken müſſen, 
ob es an der Aufrechthaltung von Beichlüffen, die feine Ausficht auf An— 
nahme im anderen Haufe und bei der Regierung haben, das große Werk 
zum Scheitern bringen lafjen will. An deren Scheitern wird die Sozial- 
demofratie ihre Helle Freude haben. Die Staatäregierung betrachtet die 
Annahme der Anträge Eulenburg al3 die geeignete Bafis einer Berftän- 
digung. Die Vorlage bietet gegenüber dem bisherigen Zuftande jo viele 
Borzüge, daß ihr alle Barteien zuftimmen fünnen. 

Nach kurzer Debatte werden die Anträge Eulenburg und Burgs— 
dorff angenommen. 

In der Schlußabftimmung wird das gejamte Geſetz gegen die 
Stimmen der Linken genehmigt. 
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4. Juli. Das Preußifche Abgeordnetenhaug genehmigt 
gegen die Stimmen der Linken die vom Herrenhaus ſchon an— 
genonmene Vorlage über die Zulafjung einer Verſchuldungsgrenze 
für land- und forftwirtichaftliche Grundftüde. 

4. Auli. Potsdam.) Die Kronprinzeffin wird don einem 
Prinzen entbunden. 

5. Juli. Gayeriſche Abgeordnetentammer.) Abg. 
Dr. Hammerſchmidt (Lib.) Eritifiert jcharf die disziplinlofen Zu— 
ftände im bayerifchen Kadettenkorps, Kriegsminifter dv. Horn ver— 
ipricht Abhilfe, um den Ruf des Korps zu beſſern. 


6. Juli. Gegenüber neuen Angriffen auf die Kolonialver- 
waltung jchreibt die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung”: 


„Gegenüber den vom ‚Berliner Tageblatt‘ und der ‚Sreifinnigen 
Beitung‘ über die Verwendung des Liebesgabenfonds für Südweſtafrika 
verbreiteten Nachrichten kann folgendes feftgeftellt werden: 1. Die Hinficht- 
fih ihrer Verwendung erörterten Fonds haben mit der Hinausjendung 
von Liebesgaben für die fämpfenden Truppen in Südweftafrifa gar nichts 
emein. Die zur Stiftung von Liebesgaben für die im Schußgebiet be- 
Andlichen Truppen beftimmten Gelder und Naturalien find ohne jede Aus» 
nahme auch hierfür zur Verwendung gelangt. Dieſe Liebeögaben find nicht 
ipärlich, jondern jehr reichlich hHinausgejandt und in recht erheblichem Um— 
fange, wie amtlich feftgeftellt ift, ven Truppen, wo e3 die Berfehröverhält- 
nifje überhaupt ermöglichten, jelbit an den entfernteften Punkten zugeführt 
worden. Die Gelder des Südmwejtafrifafonds dagegen wandern allerdings 
nur in geringem Umfange nad dem Schußgebiet. Sie find in erfter Linie 
zur Unterftügung der hilfsbedürftigen Leute bei ihrer ——— ſowie für 
deren Hinterbliebene und Angehörige beſtimmt. 2. Bon dem Südweſt— 
afrifafonds find die Gelder mit bejonderer Zwedbeitimmung, wie für An- 
gehörige eine3 beftimmten Armeekorps oder für Verwundete, genau der 
bjiht der Spender entiprechend verwendet worden. Die Spender der 
ausjchließlich zur freien Verfügung des Oberfommandos geftifteten beiden 
Fonds Tippeläfirh und Woermann haben die Verwendung dem Belieben 
des DOberfommandos überlafjen und troß erfolgter Rüdfragen ausdrücklich 
bejondere Bedingungen nicht ftellen wollen. 3. Ueber jede Spende ift im 
amtlichen Kolontalblatt öffentlich quittiert. Das fcheint der ‚Freifinnigen 
Beitung‘ entgangen zu fein. Die Rechnungslegung ift aljo vorhanden und 
einzujehen. Bon Bewilligungen aus dem Fonds im einzelnen wurde Ab— 
ftand genommen, weil folches weder dem Sinne des Spenders entiprochen, 
noch den Gefühlen der Empfänger Rechnung getragen hätte. 4. Die An— 
gaben der ‚Freifinnigen Zeitung‘ über die Buchführung über die jüdmelt- 
afrifanifchen Fonds And unwahr. Diejelbe ift niemals disfret oder unter 
einer Ehiffer erfolgt, ebenjowenig geheim gehalten worden. Alle Eintra- 
gungen jind unter voller Angabe der Zuwendung und des Namens des 
Empfängers in der für Kafjenbücher üblichen Form erfolgt; die Bewilligungs- 
verfügungen find ftet3 offen in die in der Regiſt atur befindlichen, nicht 
in die geheimen Alten gelangt. Zur Buchführung wurde zunädft ein 
Dffizier herangezogen, weil ein Bahlmeifter nicht zur Verfügung ftand, 
jpäter übernahm fie ein Zahlmeifter, und als diejer zur Armee zurüdtrat, 
mußte wieder ein Offizier Damit beauftragt werden. Sobald der Umfang 
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der gejpendeten Summen zunahm, wurden die Bücher fafjenmäßig durch 
einen Zahlmeifter eingerichtet. Die Bücher find ftet3 durch Intendantur— 
beamte geprüft worden und keineswegs ausſchließlich durch Offiziere. Diejen 
lag nur die Prüfung der Berhältniffe der in Betracht fommenden hilfs- 
bedürftigen Perſonen ob, jowie der Vorjchlag für die Höhe der zu ge- 
währenden Unterftügung. 5. Die Statuten für den Fonds für Südmeft- 
afrifa find feinerzeit vom Kriegäminifterium den für den Chinafonds ge- 
gebenen angepaßt worden. Eine Beröffentlihung ift nicht erfolgt. Einer 
ſolchen Veröffentlichung hätten aber nicht die geringften Bedenken entgegen- 
geftanden. Dies geht ſchon daraus hervor, daß Oberft Ohneforg die von 
dem Kolonialdireftor Dr. Stübel als Vertreter des Reichskanzlers geneh— 
migten Statuten in der Budgetkommiſſion verlefen hat. Den Mitgliedern 
der Kommijfion war das Borhandenjein von Statuten überhaupt nicht be- 
kannt. 6. Was die Beihaffung von Billetten für die Offiziere anbetrifft, 
fo Handelt es ſich nicht um den Beſuch von Masfenbällen, jondern zu 
Wohltätigfeitszweden für Südmweftafrifafrieger und in den Kolonien be- 
ſonders halle: Feſtlichkeiten, denen die Offiziere als offizielle Ver- 
treter des Oberfommandos beimohnten, und zwar auf Anordnung des 
Dberfommandos. Zu der Beihaffung der Billette für den 14. Oktober 1905 
er der Kolonialdireftor Dr. Stübel ausdrüdlich die Genehmigung erteilt. 

ie zweite Beichaffung der Billette für den 20. Januar erfolgte auf Grund 
diefer prinzipiellen Genehmigung. 7. Was die Remunerationen für Die 
Beamten anbetrifft, jo find die Zumendungen, welche diefe Beamten aus 
dem Südmeftafrifafonds erhielten, von dem Oberfommando der Schuß- 
truppe verfügt worden. Eine ausdrüdliche Genehmigung zur Annahme 
der — —— brauchte für dieſe Beamten daher nicht erteilt zu 
merden. 


6. Juli. Württemberg.) Beichluß der Zweiten Kammer 
über die Berfaflungsreform. 


Die Kammer ftimmt mit 38 gegen 30 Stimmen bei einer Stimm— 
enthaltung dem Beichluß de3 anderen Haufes, betreffend die Wahl von 
fünf Berufövertretern ftatt acht in der Erjten Kammer zu. Ferner wird 
zugeltimmt dem Erjage der ausſcheidenden Standesherren durch lebens— 
längliche Mitglieder, wenn das Ausicheiden ein freimilliges ift, der Ein- 
teilung des Landes in zwei Kreife Hinfichtlich der Broporzwahl von 17 Ab- 
geordneten der Zweiten Kammer und jchließlich mit 64 gegen 24 Stimmen 
dem Berlangen der Erften Kammer bezüglich des Budgetrechts. Dagegen 
wird das unbejchränfte Mitwirfungsredht der Erjten Kammer bei einer 
Erhöhung der Einfommenfteuer mit 78 gegen 11 Stimmen bei einer 
Stimmenthaltung abgelehnt. In der Schlußabftimmung wird das Gejeß 
mit 65 gegen 23 Stimmen de3 Zentrums und dreier Ritter bei einer 
Stimmenthaltung, alfo mit der nötigen Zweidrittelmehrheit, angenommen. 


6. Zuli. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Volksſchul— 
borlage in der Herrenhausfafjung. Abänderung und Annahme. 


Die meiſten Aenderungen des Herrenhaufes werden genehmigt. Da- 
gegen wird der Antrag Kliging zu 8 23 abgelehnt und die frühere Soft 
mwiederhergeftellt. Ebenjo wird geändert $ 44 (Bufammenjegung der Schuls 
deputation), indem beftimmt wird, daß an Stelle eines Gemeindevorftands«- 
mitglieds ein Stadtſchulrat gewählt werden kann, auch wenn er nicht 
Mitglied des Gemeindevorftandes iſt. Zu der Berufungsfrage ($$ 59, 60) 
wird ein Antrag v. Heydebrand, Zedlig und Genofjen angenommen. 
„Die Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksichulen werden von 
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der Gemeinde aus der Zahl der Befähigten innerhalb einer von der Schul- 
auffichtsbehörde zu beftimmenden Friſt gewählt; jedoch erfolgt in Schul- 
verbänden mit weniger ald 25 Scuiftellen die Wahl aus drei von der 
Schulaufficht3behörde als befähigt Bezeichneten.... In den einen eigenen 
Schulverband bildenden Gemeinden, in welchen bisher die bürgerliche Ge— 
meinde die Trägerin der Schullaft gemwejen ift und die Gemeindeorgane 
ein Recht auf weitergehende Mitwirfung bei der Berufung der Lehrkräfte 
bejaßen oder eine jolche weitergehende Mitwirfung bei der Berufung aus— 
geübt haben, bewendet e3 hierbei.” Dasjelbe findet in den einen eigenen 
Schulverband bildenden Gutsbezirk jowie in den Gejamtjchulverbänden 
hinfichtlid des bisher dem Gutsherrn zuftehenden Rechtes auf weiter- 
ehende Mitwirkung bei der Berufung von Lehrkräften mit der Maßgabe 
Hat, daß diejes Recht durch den Gutsbefiger ausgeübt wird; ebenjo in den 
nad $ 24 aufgehobenen Schulgemeinden (Sozietäten), die ein Recht auf 
weitergehende Mitwirkung bei der Berufung der Lehrkräfte befaßen, oder 
eine jolhe Wirkung ausgeübt haben, und in den Gejamtjchulverbänden, 
denen eine ſolche bürgerliche Gemeinde angehört. 
Die geſamte Vorlage wird gegen die Stimmen der Freifinnigen 
und Polen angenommen. 


7. Juli. Das Herrenhaus genehmigt die Volksſchulvorlage 
nach den lebten Bejchlüffen des Abgeordnetenhauſes. Dagegen 
ftimmen 16 Mitglieder, meift Oberbürgermeijter. 

7. Juli. (Preußen.) Der Landtag wird gejchlofjen. 


Folgende Gejege find angenommen worden: Nenderung von Amts— 
gerichtöbezirfen (Gejeg-Sammlung Nr. 4, 33). — Erhebung von Kirchen- 
jteuern in Hannover, Schleöwig-Holftein, Hefien-Nafjau (10). — Etat (11). 
— Erweiterung der Stadtfreije Harburg, Thorn, Caſſel, Aachen (12, 14). 
— Erhebung von Abgaben in der Fatholiichen Kirche (13). — Gewährung 
von Wohnungsgeldzuihüflen an die unmittelbaren Staatsbeamten (15). — 
Verlegung der Landesgrenze gegen Lübed (16). — Kreis- und PBrovinzial- 
abgabengejeg (20). — Errichtung von Landgerichten in Krefeld und München- 
Gladbach (22). — Abänderung des Kirchengejeged vom 2. Juli 1898 über 
Hannover (24). — Errichtung eines Amtögerichts in Czersk (24). — Auf- 
hebung des Amtsgerichts in Groß-Salze (24). — Erweiterung und Ber- 
bejjerung des GStaatsbahnneges (25). — Erwerb des Kaliſalzwerks Her— 
cynia (27). — Abänderung de3 allgemeinen Berggeſetzes Titel 7 (28). — 
Aenderung des Einfommenftenergejeges und de3 Ergänzungsfteuergejeßes 
(30). — Vermehrung der Mitglieder des Haujes der Abgeordneten (31). — 
Uenderung des Wahlmodus für Abgeordnnetenwahlen (31). — Ergänzung 
des Gejeßes von 1882 über Bezirfseifenbahnräte (32). — Wenderung von 
Art. 26 der Verfaffung und Aufhebung des Art. 112 (34). — Unterhaltung 
der Öffentlichen Volksſchulen (35). — Anitellung und Vorbildung der evan- 
geliichen Geiftlichen in Hannover (36). — Berftärkung des Iandesfirchlichen 
Hilfefonds (36). — Bereitftellung von Geldmitteln zur Regelung der 
Waflerverhältnifje der oberen Oder nad dem Gejege vom 12, Auguft 1905 
(37). — Berbefjerung der Wohnungen von ftaatlichen Arbeitern und Be- 
amten (37). — Deflarierung des Kommunalabgabengejeges vom 14. Juli 
1893 (37). — Menderung desjelben Kommunalabgabengejeges (37). — 
Befähigung zum höheren Verwaltungsdienft (37). — Aenderung der Landes- 
grenze gegen Heſſen (38). 

7. Juli. (Hamburg.) Die Bürgerjchaft genehmigt den 
Antrag de3 Senat? auf Bewilligung von 7 Millionen Mark zur 
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Umgeftaltung der Trinkwafjerzuführungsanlagen aus bygienifchen 
Gründen unter Abjchaffung der in den Häufern befindlichen Wafjer- 
reſervoirs. 

8. Juli. Preußen.) Der Kaiſer verleiht dem Kultus— 
minifter Dr. Studt den Schwarzen Adlerorden für die Durchſetzung 
des Volksſchulgeſetzes. 

9. Juli. Württemberg.) Die Kammer der Standesherren 
genehmigt die Bejchlüffe der Abgeordnetenfammer über die Ver— 
fafjungsreform. — Als Termin für das Inkrafttreten des Geſetzes 
wird der 1. Dezember 1906 bejtimmt. 

11. Juli. Württemberg.) Perfonentarif. Gemeindeord- 
nung, Handelsjchulen. Schluß des Landtag?. 

Die Erfte Kammer genehmigt einjtimmig einen Bejchluß der Zweiten 
Kammer auf Einführung der 4. Wagenklafje mit dem Fahrpreis von 2 J. 
Die Regierung hofft, daß die Betriebsmittelgemeinihaft über kurz ober 
lang eingeführt werde. — Ferner genehmigt die Erfte Kammer die von 
der Zweiten angenommenen Entwürfe betreffend die Gemeinde- und Bezirfs- 
ordnung und betreffend die Gewerbe- und Handelsſchulen einftimmig. — 
Hierauf wird der Landtag vertagt. 

11. Zuli. In der Bayerifhen Abgeordnetenfanmer 
fritifiert Abg. Fifcher (lib.) Iebhaft die Mißſtände im Münchener 
Kunftleben, Kultusminifter dv. Wehner erkennt die Kritik als zum 
Teil berechtigt an. 

11. Juli. (Hamburg.) Die Bürgerfchaft genehmigt einen 
Antrag des Senats, ftaatlichen Angeftellten und Arbeitern eine 
mit 200 Mark beginnende Rente für Alter und Invalidität aus— 
aujeßen. 

11. Juli. (Preußen.) Profefjor Adolf Harnad wird zum 
Direktor der Königlichen Bibliothef mit dem Range der Räte 
1. Klafje ernannt. 

12. Juli. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ ſchreibt 
über die Eifenbahntarifreform: 


„Die Einführung der vierten Wagenflafje auf den Eijenbahnen in 
Eljaß-Lothringen bei Gelegenheit der bevorftehenden Reform der Perſonen⸗ 
und Gepädtarife ift —— beſchloſſen, und es ſind die nötigen Anord- 
nungen wegen rechtzeitiger Beichaffung der erforderlichen Wagen getroffen. 
Die Landtage in Württemberg und Baden haben, wie bekannt, den jeiner- 
zeit auf den Konferenzen der Regierungsvertreter vorgejchlagenen Grund— 
zügen der Reform in den mejentlichen Punkten beigejtimmt. In Baden 
würde allerdings die Zweipfennigflafie wie in Bayern nicht als Klaſſe 4, 
fondern als Klaffe 3b bezeichnet werden. Die Vorarbeiten der Eijenbahnen 
wegen Neuaufftellung und Neudrud der Tarife und Fahrkarten, wegen der 
Uenderung einzelner Beftimmungen der Perſonen- und Gepädtarife, jomwie 
Bereinfahung des Abfertigungsverfahrens find in vollem Gange und es 


Europäifcher Geſchichtslalender. XLVII. 10 


146 Bas Peulſthe Reich und feine einzelmen Glieder. (Juli 13.) 


ift alles geſchehen, um den neuen, vereinfachten deutſchen Berjonen- und 
Gepädtarif zum Frühjahr 1907, zum 1. April oder 1. Mai, in Sraft jegen 
u können. Wenn in einzelnen Blättern immer wieder behauptet wird, 
a3 für den 1. Auguft bevorftehende Ankrafttreten der Reichsfahrkarten— 
fteuer fei ein Hindernis für die Tarifreform und bedinge jedenfall deren 
weitere Hinausfchiebung, jo entjpricht diefe Behauptung nad dem Vor— 
ftehenden nicht den Tatſachen. Ebenſowenig fteht die in den erften An— 
fängen begriffene Umarbeitung der deutjchen Eiſenbahnverkehrsordnung mit 
der Tarifreform in Zuſammenhang.“ 

Juli. Kolonialfrage und Immunität der Abgeordneten. 

Am Juli durchſucht der Unterfuhungsrichter mit Einwilligung des 
Abg. Erzberger deſſen Pult im Reichstag aus Anlaß der Disziplinar- 
unterfuchung gegen Kolonialbeamte (S. 135). Werner werden mehrere Ab- 
eordnete als Zeugen in diejen Fragen vernommen, zum Zeil verweigern 
He ihr Zeugnis. — Blätter der Linken behaupten, daß durch die Haus- 
juchung im Reichdtag und die Bernehmung die Immunität verlegt worden 
jei, Profefjor Laband beftreitet es (Deutſche Juriftenzeitung, Auguft). 

13. Juli. (Preußen) Der Kaifer verleiht dem Yinanz- 
minifter Frhrn. v. Rheinbaben den Stern und das Kreuz der Kom— 
ture des fol. Hausordens von Hohenzollern für feine Verdienſte 
um die Reichafinanzreform und die Reform der preußifchen Ein- 
fommenfteuer. 


13. Zuli. (Berlin.) Abg. Dr. Sattler, Führer der National- 
liberalen, }. Geboren 1850, feit 1885 Abgeordneter, 1896 Direktor 
bes Geheimen Staatsarchivs. 

13. Juli. (Baden) Die Zweite Kammer genehmigt gegen 
die Stimmen der Nationalliberalen einen Antrag de8 Zentrums, 
daß an Stelle der jubventionierten Amtöverfündiger, die im übrigen 
Privatblätter find, ftaatliche Verfündigungsblätter für jeden Kreis 
geichaffen werden jollen, die nur amtliche Befanntmachungen, alfo 
weder einen redaktionellen Teil noch Privatanzeigen, enthalten und 
von jeder badifchen Zeitung als Beilage follen bezogen werden 
fünnen. 


Juli. Das Reichagericht über Boykott und VBerrufserklärung. 


Der 6. Zivilfenat des Reichsgerichts entjcheidet am 12. Juli: 1. Boy- 
fott oder Streit im Lohnkampf find nicht rechtswidrig. Die Unternehmer 
tönnen Erjaß der Berlufte, welche fie infolge derjelben erlitten haben, nicht 
verlangen. 2. Darin, daß ein Verein von Arbeitnehmern, der in einen 
eg zur Erringung günftiger Lohn- und Arbeitöbedingungen ein- 
getreten iſt, in Gemähheit jeiner Sabungen denjenigen feiner Mitglieder, 
die fih am Kampfe nicht beteiligen würden, lediglich den Verluſt ihrer 
Mitgliedihaft in Ausficht ftellt, ift eine Drohung im Sinne des $ 153 
der Gewerbeordnung nicht zu finden. Es ift feine durch $ 153 der Ge- 
werbeordnung verbotene Drohung, wenn die Bartei, welche durch an fich 
erlaubte Kampfmittel günftigere Lohn- und Wrbeitsbedingungen zu er- 
langen ftrebt, den Gegnern die bevorftehende Anwendung dieſer Sampf- 


Das Penifhe Bei und feine einzelnen Glieder. (Juli 16.—20.) 147 


mittel anfündigt und dadurd auf deren Entſchließung über die Streit- 
fragen einzumirfen jucht. 4. Es verftößt nicht gegen die guten Sitten, 
wenn Arbeitnehmer zur Erringung günftiger Lohn- und Arbeitsbedingungen 
und zur Befeitigung von Zuftänden und Einrichtungen, durch welche fie 
fi bejchwert fühlen, die Mitwirkung weiter reife des Publikums dur 
die Prefje oder durch Flugblätter anrufen. 

Zu diefem Urteile bemerft die „Soziale Praxis": „Damit ift nicht 
nur der Boykott als gewerkichaftliches Kampfmittel völlig freigegeben, 
jondern auch für die Auslegung des Begriff der ‚Drohung‘ im 8 153 
der Gewerbeordnung hat das Reichsgericht Grundjäße aufgeftellt, die zwar 
für den Kenner der Gewerkichaftsbewegung eine abfolute Selbftverftänd- 
lichkeit find, aber für die bisherige Urteilspraxis der Gerichte in Streik— 
prozefjen keineswegs maßgebend waren. Das Neichögericht hat damit auch 
jeine eigene aufjehenerregende Entſcheidung vom 30. April 1904 gründlich 
revidiert. Auch dem Mißbrauch des Erprefjungsparagraphen ift durch 
diefe neue Enticheidung in Zukunft ein Riegel vorgejchoben. Auf der 
anderen Seite aber werden auch die Arbeiter die Kehrjeite der Medaille 
zu jehen befommen. Der Verrufserflärung mißliebiger Arbeiter Durch die 
Urbeitgeberverbände und ihre Arbeitsnachweife ift grundſätzlich mieder 
freier Lauf gelafien. Nach allem ftellt die Neichögerichtöentfheibung bom 
12. Zuli 1906 einen Wendepunft in der Entwidelung unſerer fozialen 
Rechtſprechung dar. 


16. Zuli. (Lübed.) Die Bürgerfchaft genehmigt die vom 
Senat beantragte Ermäßigung aller Schiffahrtsabgaben. 

17. Juli. Die Bayerifche Abgeordnetentammer lehnt mit 
69 gegen 40 Stimmen einen Antrag der Bauernbündler auf Einfüh- 
rung einer Staatälotterie ab. Die Regierung bekämpft den Antrag. 

17. Juli. (Aachen.) Durch eine wifjenjchaftliche Kommiffion 
wird der Sarg Karls des Großen geöffnet. Zwei foftbare Gewebe 
werden zur Nachbildung nach Berlin gebracht und jpäter wieder 
dem Sarg zugeführt. 

19. Juli. (Reihstagswahl.) Bei der Erfagwahl in Hagen 
Schwelm erhält Cuno (fr. Vp.) 11172, König (©oz.) 16110, 
Beder (3.) 5260, Moldenhauer (nl.) 4545, Mumm cchr.ſoz.) 
2149 Stimmen. Bei der Stichwahl am 27. erhält Cuno 21605, 
König 18673 Stimmen. 

20. Zuli. (Reichſstagswahl.) In der Erjagwahl in Rin- 
telen-Hofgeismar erhält Herzog (Antif.) 6318, Betterlein (Soz.) 
3995, Rode (nl.) 1367, Roehrig (3.) 1043, Helmerich (Antif.) 
1835 Stimmen. In der Stichwahl am 4. Auguft erhält Herzog 
9098, Vetterlein 4498 Stimmen. 

20. Zuli. Die „Norddeutfche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
zu der Behauptung eine® Dumamitglieds, daß Deutjchland und 
Öfterreich- Ungarn in Rußland einzurüden gebächten: „Daran ift 
fein wahres Wort.“ 

10* 
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21. Juli. (Bayerifhe Abgeordnetentammer.) Behand- 
lung des Wafjergejeßes. 

Das Zentrum beantragt, das Waflergefeg am 23. auf die Tages- 
ordnung zu jegen, weil die Materie für dad Land hochwichtig ſei. Hier- 
dur wird eine Nachjefjion notwendig. Abg. Dr. Hammerſchmidt (lib.): 
Wir fönnten ed nur dann für zwedmäßig erachten, die Beratung des 
Gejegentwurfes jegt in unjerer Kammer zu beginnen, wenn die beftimmte 
Ausſicht beftünde, daß die Beratung auch in der Reichsratskammer noch 
in Angriff genommen und dadurch der Entwurf noch in diejer Seſſion zum 
Gejeb erhoben werden könnte. Andernfall3 müßten wir die darauf ver- 
wendete Zeit al3 verloren erachten, weil ein aus einer Neuwahl hervor- 
gegangener Landtag an unjere Arbeit nicht gebunden wäre, und e3 fich 
wohl nicht nehmen lafjen würde, die Arbeit im Ausihuß und im Plenum 
wiederum von vorne zu beginnen. Wenn eine beftimmte Zuficherung ge- 
macht werden fönnte, jo wären meine politiichen freunde ebenfall3 bereit, 
in die Beratung einzutreten. Wie aber der Beſchluß hierüber ausfallen 
möge, jo müfjen wir die beftimmte Erwartung ausjprechen, daß der Poft- 
etat und der Eijenbahnetat wegen ihrer allgemeinen Bedeutung und auch 
wegen der wichtigen Berjonalfragen, welche die beiden Etat3 enthalten, 
im Vergleich zu anderen Etats nicht unverhältnismäßig bejchleunigt werden 
und dadurch zu kurz fämen. — Präſident Dr. v. Orterer teilt mit, daß 
die Regierung mwie die Erfte Kammer gegen eine Nachjejfion jei, aber ein 
Beihluß der Abgeordnetenfammer, die Vorlage zu beraten, würde neue 
Erwägungen veranlafjen. Abg. dv. Vollmar (Soz.) polemifiert jcharf gegen 
den Bentrumsantrag, wodurd der wichtige Eijenbahnetat gejchädigt werde; 
da3 Zentrum Habe zehn Monate mit der Budgetberatung vergeudet und 
wolle nun mwenigftens ein Gejeg durchbringen, um den Schein dem Lande 
—— zu wahren. — Zentrum und Mehrheit der Liberalen genehmigen 

en Zentrumsantrag. 


23. Juli. Neue Ernennungen in der Kolonialverwaltung. 


Der erjte Referent beim Kaiſerlichen Gouvernement von Kamerun, 
Geh. Regierungsrat Ebermaier, der Kgl. preußiiche Regierungsrat Dr. von 
der Groeben, der ftändige Hilfarbeiter in der Ktolonialabteilung des Aus- 
wärtigen Amtes, Legationsrat Dr. Schnee, und der Kaiferliche Konful in 
Kiew, Legationsrat Dr. dv. Jacobs, werden zu Wirflihen Legationgräten 
und vortragenden Räten in der Ktolonialabteilung de3 Auswärtigen Amtes 
ernannt. Die Prefje fieht im allgemeinen darin die Ankündigung eines 
Syſtemwechſels. 

23.25. Juli. GBayeriſche Abgeordnetenfammer.) Nach— 
ſeſſion. Waſſergeſetz. 

Am 23. erklärt Miniſter des Innern Graf Feilitzſch, daß die 
Regierung unter Aufrechterhaltung aller ihrer prinzipiellen Bedenken gegen 
eine Nachſeſſion, die in weiten Kreiſen der Bevölkerung geteilt würden, 
gleichwohl in Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Bedeutung des Waſſer— 
geſetzes zur Erledigung desſelben eine Nachſeſſion in Ausſicht ſtelle für 
den Fall, daß die Abgeordnetenkammer bei ihrer Beratung des Geſetz— 
entwurfes zu einem pojitiven Ergebnis fomme. 

Hierauf wird das Waſſergeſetz in zwei Gigungen in erfter Leſung 
durdhberaten. Da am 24. das Haus nicht beichlußfähig ift, findet die Ab- 
ftiimmung am 25. ftatt, das Geſetz wird mit mehrfacher Aenderung der 
Regierungsvorlage mit 124 gegen 9 (jozialdemofratiihe) Stimmen an— 
genommen. 
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Dieſe jchnelle Erledigung des Geſetzes wird in der oppofitionellen 
Preife lebhaft getadelt. Es wird behauptet, daß die Abgeordneten nicht 
Zeit gehabt hätten, fich mit der jchwierigen Materie vertraut zu machen, 
namentlich ſei die Regierungdvorlage zu ungunften der Induſtrie ver- 
ändert worden. — Ebenſo wird die Regierung angegriffen, daß fie vor 
dem Bentrumsmwillen fapituliert habe. 


25. Juli. (Berlin) Propft Frhr. v.d. Goltz }. Geboren 
1835 in Düffeldorf, 1866— 71 Profeſſor in Bafel, jpäter in Ber: 
lin, jeit 1891 Vizepräſident des evangelifchen Oberfirchenrats. 

28. Juli. (Baden) Die Zweite Kammer genehmigt mit 
23 gegen 27 Stimmen einen Zentrumdantrag auf Aufhebung des 
Gejetes über Mißbrauch der Amtsgewalt der Geiftlichen. 

Juli. Preußen.) Folgender Erlaß des Kultusminifters 
an die Regierungen zur Verhütung der Landflucht der Lehrer vom 
4. Mai wird befannt: 

Durd) den Staat3haushaltsetat für das laufende Etatdjahr find unter 
Kapitel 121 Titel 34 neue Mittel zu laufenden widerruflihen Staats- 
beihilfen für leiſtungsſchwache Schulverbände zu dem Zwecke bereitgeftellt 
worden, tunlichft eine Erhöhung des Mindeftgrundgehaltes der eriten und 
alleinftehenden Lehrer auf 1100 Mark, der übrigen Lehrer auf 1000 Marf, 
der Lehrerinnen auf 800 Mark und des Mindeftjages der Alterözulagen 
für ſämtliche Lehrer auf 120 Mark und der Lehrerinnen auf 100 Marf 
herbeizuführen. Die Maßnahme zielt darauf ab, auf dem Gebiete des 
Beſoldungsweſens der Bolfsjchullehrer und -Lehrerinnen eine größere 
Gleihmäßigkeit und Stetigfeit Herzuftellen und der Landflucht der Volks— 
ihullehrer entgegenzumirfen. Daraus folgt, daß die Königlichen Regie— 
rungen und die ihnen unterftellten Organe in der Bejoldungsfrage feine 
Schritte unternehmen dürfen, die diejes Biel in Frage ftellen fönnten. 
Wenn demnächſt Schulverbände, insbejondere Stadtgemeinden, eine weitere 
Erhöhung des Grundgehaltes und der Ulterdzulagen ihrer Volksſchullehrer 
und Xehrerinnen bejchließen follten, jo ift von der Königlichen Regierung 
vor der Beftätigung des Erhöhungsbeichluffes forgfältig zu prüfen, ob da— 
durch das von der Staatäregierung verfolgte Ziel gefährdet werden würde. 
Gelangt die Königliche Regierung zu der Ueberzeugung, daß der Beichluß in 
diefer Beziehung erheblichen Bedenken unterliege, J iſt der Fall mir vorzutragen. 

In Lehrerkreiſen wird lebhaft gegen den Erlaß proteſtiert. 

31. Juli. Gayeriſcher Reichsſsrat.) Das Haus genehmigt 
einſtimmig das Straßengeſetz. — Hierauf tadelt Prinz Georg die 
Abſicht der Regierung, eine Nachſeſſion zuzulaſſen, als eine In— 
konſequenz und gefährlichen Präzedenzfall; Staatsminiſter Graf 
Feilitzſch erwidert, die ſchleppende Verhandlung der Abgeordneten— 
kammer habe ſie unvermeidlich gemacht. 

31. Juli. (Swinemünde.) Der Kaiſer kehrt von der Nord— 
landsreiſe zurück. 

Juli. Auguſt. Gerlin.) Lieferungen für das Kolonial— 
amt. Beamtenbeſtechung. Podbielski. 

Major Fiſcher, Vorſteher des Bekleidungsamtes, wird unter dem 
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Verdacht der Beftechung verhaftet und in Anklagezuftand verjegt. Er Hatte 
alle Lieferungsverträge für die ſüdweſtafrikaniſche Schußtruppe vorzubereiten; 
es wird ihm vorgeworfen, von der Firma Tippelskirch, der Hauptlieferantin 
für die Schußtruppe, Darlehen angenommen zu haben. Im Anſchluß an 
dieje Angelegenheit, die in der Preſſe Iebhaft beiprocdhen wird, wird von 
Blättern der Linken der NRüdtritt de3 Landwirtichaftsminifterd v. Pod— 
biel3fi gefordert, weil er mit der Firma Tippelskirch in enger gejchäft- 
licher Verbindung ftehe und durch die Beftechung Fiſchers mitlompromittiert 
jei, wenn er auch nicht darum gewußt habe. Ueberdies jei es nicht pafiend, 
daß ein Minifter Teilhaber einer Firma jei, die jo folofjale und gemwinn- 
reiche Lieferungen für den Staat ausführe. Am 18. Auguft jchreibt die 
„Norddeutſche Allgemeine Zeitung”: „Der Reichskanzler hatte bereits von 
Norderney aus den Landwirtichaftsminifter v. Podbielsfi zu einer Aeuße— 
rung über die in leßter Zeit vielfach erörterte Beteiligung des Minifters 
an den Geſchäften der Firma Tippelskirch aufgefordert. Hierauf ift von 
dem Minifter v. Podbielski eine eingehende Antwort erfolgt, in der der 
Minifter am Schluffe bat, feinen Wunſch nad) Entlafjung aus dem Staats. 
dienſte an allerhödjfter Stelle zu unterbreiten.” Am 20. Auguft jchreibt 
die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung”: „Wie wir hören, hat der Reichs— 
tanzler und Minifterpräfident da3 von und bereit3 erwähnte Schreiben 
des Landwirtichaftsminifters vom 13. Auguft zum Gegenftand eines ein- 
gehenden Bortrages beim Kaiſer und Könige gemadt. Ge. Majeftät hat 
darauf in Uebereinftimmung mit dem Antrage des Fürjten Bülow erklärt, 
daß er auf Grund der Ausführungen des Minifterd vom 13. Auguft zur- 
zeit nicht in der Lage jei, über die Frage der Entlafjung von Erzellenz 
Podbielski aus dem Staat3dienft eine definitive Entſchließung zu fafjen.“ 

In der Preſſe wird die Kolonialverwaltung jcharf angegriffen, daß 
fie der Firma Tippelöfich ein Monopol für die Lieferungen übertragen 
habe. Dieje habe z. B. Sättel von anderen Firmen für 50 Marf an- 
gekauft und der Kolonialverwaltung für 90 Mark pro Stüd weiterverfauft. 
Aehnlich ftehe e3 mit dem Transportmonopol der Firma Woermann. 

1. Auguft. Die Fahrkartenſteuer tritt in Kraft. 

1. Auguft. (Baden.) Die Erjte Kammer genehmigt das 
von der Zweiten Kammer am 30. Juli bejchlofjene VBermögens- 
jteuergejeg. Damit ift die Steuerreform abgejchloffen. 

1. August. (Bayerifcher Landtag.) Abgeordnetenfammer. 
Sinterpellation über Malz: und Futtergerſte. 

Abg. Lang (8.) bringt eine Interpellation ein, ob die jegigen 
Maßnahmen genügen, um zu verhindern, dag Futtergerſte durch nachträg— 
liche Reinigung als Malzgerſte wiederum Verwendung finden kann, zwei— 
tens, welche Schritte die Regierung angeſichts der beunruhigenden Nach— 
richten über die Gewährung von Ausfuhrprämien ſeitens Oeſterreichs zu 
tun gedenke. Der Redner verlangt bei der Begründung im Intereſſe des 
bayeriſchen Gerſtenbaues ausreichende Maßnahmen gegen die Gewährung 
von Ausfuhrprämien in Oeſterreich. Finanzminiſter v. Pfaff erläutert 
zunächſt die Grundſätze für die Unterſcheidung von Malzgerfte und anderer 
Gerfte und betont, daß nad) den bisherigen Erfahrungen fein Grund zu 
der Annahme bejtehe, daß die Beitimmungen der Gerftenzollverordnung 
nicht genügen follten, um die Verwendung von Futtergerfte als Malzgerite 
zu verhindern. Sollten die bayerischen Zollbehörden Mängel in den be- 
ftehenden Vorſchriften wahrnehmen, jo werde die bayerifche Regierung eine 
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entjprechende Ergänzung der Gerftenzollverordnung anregen. Was die Be- 
fürchtung anlange, Defterreich könnte Ausfuhrprämien auf Gerfte Ben 
oder zu dem Syſtem der Einfuhrjcheine übergehen, jo habe die bayertfche 
Regierung ihr Augenmerk auf dieſe Ungelegenheit gerichtet. Auch die 
Reichsregierung habe die Angelegenheit verfolgt und fei mit der öfter- 
reihiih-ungariihen Regierung ind Benehmen getreten; der Ausgang bes 
zwijchen der Reichöregierung und der öfterreichifch-ungarischen Regierung 
eingeleiteten Benehmens ſei abzuwarten. Die bayerifche Regierung werde 
alles tun, was zur — der befürchteten Schädigung der einheimi— 
ſchen Landwirtſchaft geſchehen könne. 

5. Auguſt. (Eifenad.) Tagung der Haus- und Grund— 
befiervereine. 

Auguft. (Poſen.) In vielen Volksſchulen verweigern die 
polnifchen Kinder im Religionsunterricht die deutfche Antwort. 

9. Auguft. Die Bayerifhe Abgeordnetenfammer ge= 
nehmigt einen Antrag Frank, daß dem Staate bei Privatmutungen 
auf Eifenmangan, Schwefel, Alaun, BVitriolerze und Kohlen das 
Recht der Anſchlußmutung eingeräumt wird. 

August. (Preußen.) Der Vorſtand des preußifchen Lehrer: 
vereins fordert in einer Petition an den Kultusminiſter Neuord- 
nung der Schulaufficht: 

Es ift ein alter Wunfch der Lehrerihaft, daß alle Schulaufjicht 
ausgeübt werde von Fachleuten, aljo von Männern, welde die Pädagogik 
in allen ihren Verzweigungen eingehend ftudiert und fich in langjähriger 
praktiſcher Volksſchularbeit als tüchtige Schulmänner bewährt haben. Ohne 
den Geiftlihen, die gegenwärtig faft ausſchließlich die Schulaufjicht neben- 
amtlich ausführen, zu nahe zu treten, kann man e3 doch ausjprechen, da 
fie nit Schulmänner in dem Sinne find, wie ed Schulauffichtsbeamte jein 
müfjen. Hieraus aber ergeben ſich Folgen, die im Intereſſe der Schule 
nicht zu wünjchen find. . J 

10. Auguſt. GBayeriſche Abgeordnetenkammer.) UÜber— 
gangsabgabe für Bier aus Bayern nach Norddeutſchland. 


Der Bundesrat ſetzt die Abgabe auf 2,75 Mark feſt. Der bayeriſche 
Brauerbund verlangt in einer Petition ara de; auf 2,25 Marf. Die 
Abgeordnetenkammer verweift einftimmig die Petition der Regierung zur 
Berüdfihtigung. Finanzminifter v. Pfaff: Die bayerifche Regierung werde 
für die Ermäßigung energifch eintreten. Der Sag von 2,75 entipreche 
weder den tatjächlihen Verhältniffen noch fei er in Einklang zu bringen 
mit den Beftimmungen der Neichöverfaffung und des Bollvereinsvertrages 
von 1867. Daß freilich der Sat gleich auf 2,25 gemindert werde, dafür 
könne die bayerische Staatöregierung nicht garantieren. Er Hoffe, daß bei 
den ausgezeichneten Beziehungen zwiſchen Bayern und dem Reich den be- 
rechtigten Wünſchen Bayernd Rechnung getragen merde. 


13. Auguft. (Bayern.) Finanzminiſter a. D. Freiherr 
v. Riedel +. — Geboren 1832 als Sohn eine protejtantijchen 
Pfarrerd in Kriegenaltheim bei Ansbach, 1859 Afjefjor im Finanz— 
minifterium, 1877—1904 Finanzminiſter. 
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15.16. Auguft. (Eronberg a. Taunus.) Zuſammenkunft des 
Kaijerd mit dem König von England. 


Der Beſuch des Königs war am 1. Auguft angefündigt und in der 
Preſſe lebhaft diskutiert worden. (Bgl. 1905 ©. 92.) — Die „Norbdeutjche 
Allgemeine Zeitung” jchreibt über Die ——— unft: „Die Begegnung 
Sr. Majeſtät des Kaiſers mit Sr. Majejtät dem König von England in 
Schloß Friedrichshof ift für beide Teile unter befriedigenden Eindrüden 
verlaufen. Der Verkehr zwiichen den Monarchen trug das Gepräge freund- 
fihen Entgegenflommen3 und verwandtichaftlicher Herzlichkeit. Jedes ge- 
fliffentlihe politiihe Ausbeuten der Zufammenkunft liegt uns fern; fie 
bildet aber mit den ungetrübten Erinnerungen, die fie Hinterläßt, eine 
weitere Etappe auf dem Wege der durch den Aufenthalt von Vertretern 
deutiher Städteverwaltungen und der deutihen Prefje in England an- 
gebahnten allmählichen Beilerung in den Beziehungen zwijchen den Völkern, 
den Regierungen und den Herrjchern Deutichlands und Großbritannien?. 
In zwanglojen, freundichaftlihen Geſprächen find auf Schloß Friedrichd- 
hof, wie faum gejagt zu werden braucht, auch die großen ragen der 
Politik erörtert worden, und wir mwiffen, daß dies in einem Geifte gejchehen 
ift, wie es der Feitigung des europäiichen Friedens nur förderlih jein 
fonnte. Bei diejer Gelegenheit möchten wir einen alten Irrtum richtig 
ftellen, der in den Vorerörterungen der Preſſe über den Beſuch des Königs 
bon England von neuem aufgetaucht if. Man Hat gejagt, dab König 
Eduard uns einen offiziellen Beſuch in Berlin jchuldig geblieben jei, das 
ift aber infofern nicht richtig, al3 Se. Majeftät der König Eduard vor 
zwei Sahren feinen amtlichen Beſuch in Berlin abzuftatten gemwillt war. 
Kiel wurde damals ald Ort der Begegnung nur deshalb gewählt, weil 
Se. Majejtät der Raifer und König dies wünfchte. 


Mitte Auguft. Im Lithographen- und Steindrudergewerbe 
wird nach mehrmonatigen Kämpfen ein Ablommen getroffen. Bis 
zum 1. Auguſt 1907 ſoll der Achtjtundentag eingeführt werden. 

16. Auguft. (Homburg.) Der Kaifer hält bei der Ent- 
büllung eines Denkmals zum Gedächtnis des Landgrafen von Hefjen 
folgende Rebe: 


So oft Ih in Homburg dv. d. H. Aufenthalt genommen habe, ftet3 
babe Ich ed mit Freuden empfunden, daß die hieſige Bevölkerung das 
Andenken an da3 landgräflide Haus Homburg treu und liebevoll im 
Herzen bewahrt und ehrenvoll beifen gedenft, was Homburg der landes— 
väterlichen Fürforge feiner Landgrafen zu verdanken hat. Nachdem in den 
Ihönen Kuranlagen Meinen unvergeklichen Eltern und Meinem in Gott 
ruhenden Herrn Großvater als Ausdrud der ihnen gezollten Dankbarkeit 
treffliche Denkmäler gewidmet worden find, war es Mir ein Bedürfnis des 
Herzens, Meinerjeit3 diefem echten deutfchen Ar hier in uns 
mittelbarer Nähe der Heilquellen, die alljährlich jo vielen Taufenden von 
nah und fern Gejundheit und Lebensmut von neuem jpenden, ein Beichen 
inniger Verehrung und treuen Gedenkens zu errichten, und wahrlich, die 
— Landgrafen haben es verdient, daß ihre Perſönlichkeiten und 

uhmestaten im Herzen der Nachwelt einen Ehrenplatz behalten. Iſt es 
nicht eine herrliche Reihe reckenhafter Heldengeſtalten, die an unſerem gei— 
ſtigen Auge vorüberziehen? Mit einer ftattlihen äußeren Erſcheinung 
waren bei ihnen alle Vorzüge eines edlen Geiftes und eines reinen Cha- 
rafter8 verbunden. Im Jahre 1622, als Tillys Scharen Weftdeutichland 
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verheerend durchzogen, von Friedrich I., einem Enkel Philipp des Groß- 
mütigen von Heflen, gegründet, regierte das landgräfliche Haus faft zwei— 
einhalb Sahrhunderte lang zum Segen Homburgs und nicht ohne Einfluß 
auf die Geſchichte Preußens und Deutichlands, getreu feinem Wahljpruche: 
Pfliht und Recht, das behüte mih! Mit Meinem Haufe waren die Hom- 
burger Zürften in treuer Waffenbrüderjchaft verbunden und ſtets haben 
fie ihren Heldenarm geliehen, wenn in jchidjalsjchweren Zeiten Hilfe will- 
fommen war. Als der Große Kurfürft nach den jchredensvollen Ber- 
wüſtungen des dreißigjährigen Krieges jeinen Staat wieder aufbaute, trat 
Friedrih mit dem filbernen Bein mit feinem Neiterregiment Landgraf 
von Homburg in brandenburgifche Dienfte. Der 18. Juni 1675, der ruhm- 
reihe und für die Größe des Hohenzollernftaates entjcheidende Tag von 
Sehrbellin, in welchem die neugebildeten Regimenter die Feuertaufe er- 
hielten, jhmüdte aud jein Haupt mit wohlverdientem Xorbeer, und wie 
er als todesmutiger NReiterführer, der jelbft nad) Verluft eines Beines 
feinem Heldenberufe treu blieb, für alle Zeiten die höchſte Bewunderun 
verdient, jo hat er auch als Landesherr zum Wohle jeined Landes ie: 
Volkes Großes getan. Er ift der Erbauer des jetzigen Schloffes. Den 
um ihres Glaubend willen vertriebenen franzöjiichen Neformierten und 
den Waldenjern jchenkte er eine neue Heimat. Die blühenden Dörfer 
Friedrichsdorf und Dornholzhaufen geben davon noch heute beredtes Zeug- 
nis. Aderbau und Gewerbe wurden von ihm mit landesväterlicher Weis- 
heit gefördert. Den Enkel diejes Helden, Friedrich Karl, jahen wir fat 
noch im Snabenalter in Preußens Be eintreten und unter den Fahnen 
Friedrich des Großen in den jchlefiichen Kriegen ruhmreiche Taten voll- 
bringen. Und ald Preußens Stern unter dem Wetterjchlag von Jena und 
Auerftedt — drohte und nach den trüben Tagen der Fremd— 
herrſchaft die Volkskraft ſich aufraffte, die Schmach zu ſühnen, da iſt es 
der Landgraf Friedrich Ludwig, der ſechs herrliche Söhne für Deutich- 
lands Freiheit ind Feld jandte. Der Hoffnungsvolle Prinz Leopold fällt 
bei Groß-Görjchen und in der Völkerſchlacht bei Leipzig, an welcher die 
fünf übrigen Brüder ruhmreichen Anteil nahmen, neßten zwei von ihnen 
das Schladhtfeld mit ihrem Heldenblut. Unvergeſſen wird es bleiben, daß 
der edle Fürſt lieber die Ungnade des mächtigen Bedrüders auf ji nimmt, 
al3 feinen Befehlen nachkommt, die Söhne aus dem öfterreichiichen und 
preußijchen Heere abzurufen, und in den Jahren tieffter Entmutigung une 
erjchütterlih an der Hoffnung feithält: die deutſche Nation wird wieder 
aufleben und die Feſſeln abwerfen und jo immer das Herz von Europa 
bleiben. Auch der legte der Landgrafen, Ferdinand, weiß fi, obwohl erjt 
im fpäten Alter nad einem tatenreichen und ruhmvollen Soldatenleben 
ur Regierung gelangt, die Liebe und Dankbarkeit feines Volkes in hohem 

aße zu erwerben. Die allgemeine und freudige Teilnahme an der Feier 
ſeines 80. Geburtstages tröfteten ihn über das tragiiche Geſchick jeines 
Hauſes. Das herrliche Bild, welches uns der Nüdblid auf das Helden- 
geichleht gewährt, wäre nicht vollftändig, wenn ch nicht auch der Frauen 
des landgräflihen Haujes gedächte. Sie haben ſich durch echte Frauen- 
tugenden, Srömmigfeit, Herzensgüte und Eharakterftärfe ausgezeichnet und 
mehrfach zu Zeiten der Unmündigfeit der Thronerben die Gejchide des 
Landes mufterhaft geleitet. Ich erinnere an die Landgräfin Elijabeth, 
eine Tochter des Königs Georg III. von England, wie jie, eine echte 
Zandesmutter, zum Segen ihres Landes gewirkt und gejorgt hat. ihrer 
wird auch noc heute im Herzen der Homburger mit treuer Dankbarkeit 
und Verehrung gedacht. Ich erinnere ferner an jene anmutige Frauen- 
geftalt, die Prinzeſſin Marianne, die Gemahlin des Prinzen Wilhelm von 
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Preußen, eine Fürftin, die, wie Stein von ihr jchreibt, mit allem Glanz 
äußerer Schönheit ein herrliches, für jedes Edle und Große empfängliches 
Gemüt verbindet. In den jchwerften Zeiten des Vaterlandes war fie dem 
— Königspaar ein Troſt und dem Lande ein Segen. Als der 
Gram über ihres —* Not das Herz der edlen Königin Luiſe gebrochen 
hatte, ſorgte Prinzeſſin Wilhelm für das verwaiſte königliche Kind in liebe— 
voller muͤtterlicher Weiſe. Sie war es, die ihrem Neffen, dem ſpäteren 
großen Kaifer Wilhelm, den Troft warmer Verwandtenliebe empfinden ließ, 
al3 er am Abend jeines Konfirmationstages in mächtig bemwegter Zeit ver- 
einfamt war. Sie war e3, die 1813 den Aufruf der königlichen Prinzeſſin 
an die Frauen im preußifchen Staate zur Gründung des erften Frauen- 
vereine3 erließ, der fich die Linderung der Not im Vaterlande durch opfer- 
willige Werte ag Nächitenliebe zur Aufgabe ſetzte. Welch ein 
Segen hat auf dem Werk diejer Frauen geruht! Und fo übergebe Ich der 
Stadt Homburg vor der Höhe diejes Denkmal. Möge e3 allezeit in Ehren 
gehalten werden; möge das Andenken an das erlojchene Fürftengejchlecht 
wie die Liebe an das Vaterland, Kaifer und Reich ein ruhmvolles Erbe 
von Homburgs Bürgerichaft bleiben! 


18. Auguft. (Bayern.) Beide Kammern des Landtags wer- 
den durch eine Botjchaft des Prinzregenten vertagt. 
20.23. Auguft. (Ejjen.) 53. Generalverfammlung der Katho— 


lifen Deutjchlands. 

Zum räfidenten wird Abg. Gröber ($.) gewählt. Es nehmen 
daran teil Erzbiichof Kardinal Fiicher und Kardinal Bannutelli al3 Spezial- 
vertreter ded Papſtes. Die regelmäßige Teilnehmerzahl beträgt gegen 
12000, außerdem findet am 20. ein Feitzug von 45000 Arbeitern ftatt. 
Nach der Einladung joll der Tag die Klüfte zu überbrüden fuchen, die 
zwijchen den Ständen Haffen; er joll ung aufs neue begaben mit Duldung 
und Edeljinn zum friedlichen Verkehr mit unferen deutjchen Brüdern, die 
von ung, wie der Ratſchluß der Vorſehung e3 zugelafien hat, getrennt im 
Glauben find, begaben mit Ehrlichkeit und Nitterlichleit. — Referate: 
Abg. Dr. Porſch über die Schulfrage gibt einen Ueberblid über die Be- 
ftrebungen ſeit 1878, bejonders jeit 1892, Dem neuften Schulgefet ftehe 
dad Bentrum mit geteilten Gefühlen gegenüber, habe eö aber angenommen, 
weil jeinen weitergehenden Wünſchen nicht präjudiziert werde. Die fon- 
fejfionelle Beſchulung der Kinder werde hierdurch befjer als in jedem an- 
dern Lande gefichert, auch in den Simultanjchulen müfje das katholische 
Belenntnis gefchont werden. Wir wollen nicht, wie man uns fäljchlich 
nachzujagen beliebt, die Herrichaft der Kirche über die Schule, aber wir 
wollen allerdings, daß die Schule jo eingerichtet werde, daß ihr alle fatho- 
liſchen Hausväter ihre Kinder anvertrauen fünnen. Damit wollen wir 
nicht der Macht der Kirche dienen, fondern der Ehre Gottes und dem 
Wohle des Vaterlandes, deſſen Haupt über uns herricht von Gottes Gnaden. 
— Beifall.) Kaufmann Nikole Racke ſpricht über das Familien- 
eben und das gejellichaftliche Leben nad chriftlicher Auffafjung. Ober- 
landesgerichtörat Burlage über die Römiſche Frage: Der Papit müſſe 
frei und wirklicher Souverän jein. Die deutjchen Katholiten wollen die 
Hreiheit und Unabhängigkeit des Papfttums; wie aber der Ausgleich zwi— 
ſchen dem Papfttum und Stalien im einzelnen fich geftalten mag, fei nicht 
unfere Sorge. Wir deutichen Katholiten haben es bereits früher aus- 
geſprochen, und erklären auf3 neue, da wir mit einem Ausgleich ung 
zufrieden geben, dem der Heilige Vater in feiner vom Himmel her be- 
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ſchirmten Weisheit jeine Zuftimmung gibt. Wir find nicht päpftlicher als 
der Papſt. . .. Ein joldyer Ausgleich jei auch das befte für Stalien. Im 
eigenen Intereſſe wünſchen wir, Daß der Bundesgenofje des Deutichen Reiches 
ein ftarfer Staat jei, wir mwünjchen Stalien befonders Feftigfeit im In— 
neren; die innere Stärke wird aber nad meiner Anficht erft dann ver- 
bürgt fein, wenn die römijche Frage gelöft ift, wenn ein endgültiger Aus- 
gein zwiſchen PBapfttum und italienischen Königtum geſchloſſen ift, die 

luft zwiſchen Vatikan und Duirinal überbrüdt fein wird. Ritter v. Meyr3- 
walden über Volksbildungsbeſtrebungen fordert vollstümliche Arbeit in 
der Preſſe, in der Schule, Einrichtung von Volksbüchereien, Vorträgen, 
fünftleriihen Aufführungen. Profeſſor Zahn jpricht über Erziehung durd) 
die Kunſt. Seminarpräje® Lausberg über die Frauenfrage: Viele Frauen 
müßten ſich jelbft erhalten, daher müfje ihnen die Möglichkeit geboten 
werden, zu einer würdigen Einzeleriftenz zu gelangen. Daher jei die 
Mädchenausbildung außerordentlich wichtig. Frauenbildung müfje ſtets 
mejentlich Frauenſache bleiben, deshalb müßten in der Mädchenerziehung 
Männer und rauen gleichberechtigt fein. Graf Galen jdildert Die 
Bonifatiusvereine al3 eine Organijation nicht zum Kampf, jondern zur 
Unterftügung der leidenden Glaubensgenofjen. Amtsgerichtsrat De Witt 
polemifiert gegen die Behauptung, daß der Fatholiihe Glaube an frucht- 
bringender Tätigkeit im wirtfchaftlichen und öffentlichen Leben hinderlich 
jei. An der Sozialpolitif, dem Ausbau des Heeres, der Marine und der 
Kolonien habe da3 Zentrum einen maßgebenden Anteil. P. Seiler S.J. 
betont die Wichtigkeit der Kirche für die Löjung der jozialen Frage, die 
nicht ohne Gerechtigkeit und Liebe zu erreichen jei. 

In der Prefje wird im allgemeinen der impofante Verlauf des Tags 
anerfannt; insbejondere wird hervorgehoben, daß feine andere bürgerliche 
Bartei eine ſolche Arbeitermafje jtellen könne. Vermißt wird dagegen eine 
lebendige Diskuffion. — Biel wird jodann beſprochen die Schlußrede des 
Kardinals Bannutelli, der u.a. nach der „Kölniichen Volkszeitung” ge- 
jagt habe: „Sie ftehen groß da in den Augen des Heiligen Vaters, meil 
Sie, mit ſolcher Klugheit geihmüdt, gern und bereitwillig auf dad Wort 
Ihrer Biihöfe und in Ihrem ganzen Vorgehen, möge es fih auf die 
Religion, bürgerliche oder joziale Angelegenheiten beziehen, ihrer und des 
Heiligen Stuhles Autorität ji unterordnen.” — Proteſtantiſche Blätter 
jehen darin eine vollftändige Unterwerfung des Zentrums unter den Willen 
Roms. Nach einigen Tagen bringt die „Kölnische Volkszeitung“ eine 
Korreftur: „Zu der Anfprache des Herrn Kardinald Bannutelli wird ung 
weiter mitgeteilt: Die von verfchiedenen Blättern abgedrudte Ueberſetzung 
jei fpeziell in dem angeführten Satze ungenau, der Gehorjam und Unter» 
ordnung der Katholiken unter die Biſchöfe und den Heiligen Stuhl auch 
in bürgerlihen und fozialen Angelegenheiten verlangt. Der Herr Kardinal 
habe von einem Vorgehen in bürgerlihen und jozialen Angelegenheiten 
mit der ausdrüdlichen Einſchränkung, ‚joweit es die Religion berührt‘ 
(quatenus religionem attingit) gejprochen. 


24. Auguft. Der Kaifer erläßt folgenden Gnadenalt: 


Allerhöchſter Gnadenerlaß vom 24. Auguft 1906. 
Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen wollen, da 
Uns durd) Gottes Gnade ein Enkel geſchenkt ift, der in wenigen Tagen 
die heilige Taufe empfangen joll, und dieſer Tag dazu auffordert, em- 
pfangene Unbill zu verzeihen und Vergebung zu üben, allen denjenigen 
PBerjonen, welche bis zum Abjchluß des heutigen Tages durch Urteil eines 
preußiichen Zivilgericht3 wegen einer gegen Unjere Perſon begangenen 
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Majeftätsbeleidigung oder wegen Beleidigung eines Mitgliedes Unſeres 
föniglihen Haufes im Sinne der 88 95 und 97 des GStrafgefegbuches zu 
Freiheitäftrafen rechtöfräftig verurteilt find, dieſe Strafen, ** ſie noch 
nicht vollſtreckt ſind, und die noch rückſtändigen Koſten in Gnaden erlaſſen. 
Iſt wegen einer ſolchen und wegen einer anderen ſtrafbaren Handlung auf 
eine Geſamtſtrafe erkannt, jo iſt der wegen der erſteren Handlung ver- 
hängte Teil diefer Strafe im vollen Umfange als erlafjen anzujehen. Auf 
die von einem mit anderen Bundesftaaten gemeinſchaftlichen Gerichte er- 
fannten Strafen findet diejer Erlaß Anwendung, joferne nad den mit den 
beteiligten Regierungen getroffenen Vereinbarungen die Ausübung des 
Begnadigungsrechtes in dem betreffenden Falle Uns zufteht. Unfer Zuftiz- 
minifter hat für die jchleunige Bekanntmachung mit Ausführung dieſes 
Erlafje3 Sorge zu tragen. 

Schloß Wilhelmshöhe, 24. Auguft 1906. 

Wilhelm. Dr. Bejeler. 

24. Auguft. Nürnberg.) Infolge eines Streiks fommt es 
zu blutigen Zujammenftößen zwijchen Streifenden und Arbeits— 
willigen; ein Streifpojten wird erjchoflen; Militär muß die Straße 
läubern; viele werden verwundet. 

25. Auguft. (Marienburg.) Der Geſamtausſchuß des 
deutſchen Oſtmarkenvereins faßt folgenden Bejchluß über die 
Polenpolitik: 

1. Der Deutiche Oftmarfenverein ift der Anficht, daß der preußifchen 
Anfiedelungstommilfion jchon heute das Enteignungsgefeg vom 11. Juni 
1874 da3 Recht gibt, auf Grund einer Föniglichen Verordnung zur Durd- 
führung eines bejtimmten Projektes einzelne Güter zu enteignen. Da aber 
diejed Recht von der Anſiedelungskommiſſion noch nicht ausgeübt ift, hält 
der Oftmarfenverein e3 für münfchenswert, daß bei der demnächſt not- 
wendig werdenden Auffüllung des Anfiedlungsfonds ausdrüdlich feitgeftellt 
wird, daß dieſes Recht der Anfiedelungsfommijfion zufteht. 2. Der Deutjche 
Oftmarfenverein Hält es für notwendig, daß durch gejegliche Maßregeln 
eine Verſchiebung des Grundbeſitzes zu ungunften der Deutihen verhindert 
wird. 3. Der Deutiche Oftmarkenverein gibt mwiederholt feiner Auffaffung 
dahin Ausdrud, daß der Berfauf deutfchen Grund und Bodens an Polen 
al3 Berrat am Deutjchtum anzufehen ift. Er dankt der nationalen Preffe, 
daß fie bei Erörterung der leider wiederholt vorgefommenen Fälle joldhen 
Verfaufes der gleihen Auffaffung Ausdrud gegeben hat. 

In der Disfuffion wird ferner verlangt, daß ein Verbot der pol- 
nischen Sprache für Volksverſammlungen erlafjen werde, und daß der Staat 
Einfluß auf die Anftellung der fatholifchen Geiftlichen gewinne, weil dieje 
die Hauptgegner der Deutjchen feien. Auf ein Huldigungstelegramm er- 
widert Reichsfanzler Fürft Bülom: Ich danfe dem Deutjchen Oftmarfen- 
verein für jein freundliches Begrüßungstelegramm. Feſt entichloffen, an 
der bisherigen Dftmarkenpolitif teitgubalten, rechne ich auf die treue Mit- 
arbeit der dortigen Deutichen, um die dem Deutichtum im Oſten geftedten 
Biele zu erreichen. 


26. Auguft. In Hamburg wird eine Bombenfabrif und 
MWaffenfammlung ruffiicher Revolutionäre entdedt. 

29. August. (Pot3dam.) Der Sohn des Kronprinzen wird 
getauft auf die Namen Wilhelm Friedrich Franz Joſeph Chriftian 
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Dlaf. — Paten find der König von England, der Kaiſer Franz 
Joſeph, der Zar, der König von Norwegen. 

Ende Auguft. (Berlin.) Der englifche Kriegsminiſter Hal- 
dane befucht auf Einladung des Kaijerd mehrere militärische In— 
ftitute, 

Auguſt. September. Angebliche Verlegung des Budgetrechts 
in Südwejtafrifa. 

Berliner Blätter melden, der Kommandeur der Schugtruppe, Oberſt 
v. Deimling, habe den Weiterbau der Eijenbahn Lüderigbucht-Kubub bis 
Keetmanshoop auf eigene Fauft angeordnet, den der Reichstag am 26. Mai 
abgelehnt Hat. Die „Norbdeutihe Allgemeine Zeitung” erklärt Hierzu 
(1. Sept.): „Es ift richtig, daß Oberft v. Deimling wiederholt beim Ober- 
ommando der Schugtruppen und beim Generalftab beantragte, die Eifen- 
bahn Lüderitzbucht-Kubub jofort nach der Erreichung Kububs als Feldbahn 
bis Keetmanshoop meiterzubauen, da er den fchleunigen Bau der Strede 
Kubub-Keetmanshoop im militärischen Intereſſe zur Sicherung des Nach— 
ſchubs für unbedingt notwendig erachtet. Zugleich Hat Oberft v. Deimling 
um die Entjendung de3 erforderlichen Materiald gebeten. Auf dieje An— 
träge wurde dem Oberften Durch den Generalftab in Uebereinftimmung mit 
dem Reichskanzler telegraphifch eröffnet, dak das Material für den Weiter- 
bau der Bahn über Kubub hinaus ohne die Bewilligung der Mittel Durch 
den Bundesrat und den Reichstag nicht zur Verfügung geftellt werden kann.“ 

31. Auguft bis 3. September. (Kiel.) Ein ſchwediſches und 
ein däniſches Gefchwader bejuchen Kiel. 

Anfang September. Es wird befannt, daß ber Reich 
haushalt für das Rechnunggjahr 1905 mit einem Überſchuß von 
6248000 Mark jchließt. 

Anfang September. Der deutjche Fleifcherverband fordert 
infolge des Steigens ber Viehpreife die Zulaffung dänifchen und 
Schwedischen Rindviehs und eines Schweinefontingents aus Yranf- 
reich, Holland und Dänemarf. 

5. September. (Kiel.) Beſuch von drei ruffifchen Kriegs— 
ſchiffen. 

5.11. September. (Nürnberg.) Der deutſche Handels-und 
Gewerbekammertag fordert u. a. den Befähigungsnachweis für alle 
Gewerbe; ein Vertreter der Reichsregierung ſtellt eine ſolche Vor— 
lage an den Reichstag in Ausſicht. 

6. September. Der Kaiſer bejucht Breslau anläßlich der 
Kaijfermandver und erwidert auf die Anjprache des Oberbürger- 
meiſters: 

Ich ſage Ihnen Meinen herzlichſten Dank für die treuen Worte, 
die Sie ſoeben namens der Stadt ausgeſprochen haben. Ich ſage Ihnen 


ebenjo den innigften Dank der Kaijerin und der Meinigen für die wunder» 
volle Ausihmüdung der Stadt und ben herzlichen und warmen Empfang, 
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den die Bürgerfchaft Uns bereitet hat. Daß die Breölauer ftet3 an Un— 
jerem Haufe feft und treu gehalten haben, das weiß ich; aber Ich bin 
hocherfreut, e3 von Ahnen wiederum zu hören, zumal wir jet an der 
Schwelle einer Hundertjahrfeier ftehen voll jchmerzlicher Erinnerungen. 
Aber wir dürfen auch daran gedenken, wa3 an Zatfraft auf Schlefiens 
Boden entiproffen ift und wie oft Schlefiens Söhne für ihren König ge- 
fohten haben. Bon hier aus ift der Aufruf ergangen, der da3 ganze 
Baterland zu gemeinjamer Erhebung und neuem Wirken führte. Es ift 
Mir eine Freude, daß es Mir vergönnt gemwejen ift, nad) langer Arbeit 
und langer Ueberlegung der Provinz Hilfe geben zu fünnen gegen die 
ftarfen klimatiſchen Gefahren, die ihr drohen und die jo oft des Landes 
Gedeihen Hinderten. Ich hoffe, daß von den Arbeiten, die in der Be- 
ziehung gemacht werden, dem Lande ber größte Vorteil erwachjen möge. 
Was die Technifche Hochſchule betrifft, jo gehört fie nach Breslau, weil die 
Provinz Schlejien nächſt der Provinz Weftfalen die größte Induſtrie Hat. 
Ih wünſche, dab die Hochſchule der Stadt und der Provinz zu reichitem 
Segen gereihen möge und daß ſie führende und ftreitende Geifter für das 
Land und die Induſtrie hervorbringen möge. Nochmals jage Ich Ihnen 
— herzlichſten Dank, den Ich Sie bitte, der Bürgerſchaft zu über— 
mitteln. 
September. (Baden.) Gedenktage. Rede des Kaiſers. 
Am 5. September feiert Großherzog Friedrich jein fünfzigjähriges 
Regierungsjubiläum, am 9. feiert er feinen 80. Geburtstag, am 20. feiert 
das Großherzogliche Baar die Goldne Hochzeit. — Die Gedenktage werden 
durch die Behörden, Korporationen und durch große Teilnahme des Volkes 
gefeiert. — An der Feier der Goldnen Hochzeit in Karlsruhe nimmt ber 
Kaiſer teil und hält folgende Anſprache: „Lieber Onkel und liebe Tante! 
g den vielen Gratulationen und Segendwünjchen, die Euch aus Eurem 
ande und aud) aus der Ferne am heutigen Tage zu Füßen gelegt worden 
find, möchten aucd wir, die wir die Ehre haben, bei Euch hier das Felt 
mitfeiern zu dürfen, unferen Tribut beitragen. Ich wage e3, dieſen zu- 
nädft in die Form des Dankes zu Heiden, des Dankes gegen Gott, der 
Euch jo herrlich geführt Hat und erhalten hat, der Euch uns zum Bor- 
bilde auserlejen hat. Wie wir in fo herrlichen Worten ſchon in der Kirche 
vernommen haben, ift es Euch beichieden geweſen, in jo vielen jchönen 
Feſten und in jo vielen erniten Zeiten Euerem Lande und uns anderen 
ein Borbild zum Nacheifer zu fein. Und dieſem Danf gegen Gott möchte 
Ich den Dank Hinzufügen dafür, daß es durch Euere Güte und vergönnt 
ift, heute an Euerer Seite und unter Euerem Dache diejes unvergleichliche 
Feſt mitzumachen. So wollen wir wünjchen, daß der liebe Gott, der Euch 
bis hierher geleitet hat, auch ferner Euere Lebensbahn jegnen möge. Wie 
der Geiftliche jo trefflich bemerkte, fehlen allerdings aus der früheren Zeit, 
aus der alten Generation, jo viele treue Häupter. Es ift aber nur ein 
Beweis dafür, daß unfer Lebensweg an den Denfmalen unjerer Lieben 
vorbeiführt, und daß Prüfungen Eurem Leben nicht erjpart geblieben find. 
Wenn Jh nun namens der jüngeren Generation, welche die Ehre hat, ein- 
gereiht zu fein in die Stellen, wo früher erhabenere Häupter geftanden 
haben, unjere fejte Abjiht Euch zu Füßen legen darf, alles zu tun, was 
in unjeren Kräften fteht, um denen nachzuleben, die einft Hier gejtanden 
haben, und zu Deiner Generation fich gerechnet haben, fo darf ch wohl 
auch in diefem intimen Kreis mit einem Blid die große Zeit unjeres Vater- 
lande3 ftreifen, wenn Ich daran erinnere und die Hoffnung ausjpreche, 
daß, jolange ein deutjches Herz in deutſchem Buſen jchlägt, niemals der 
Mann vergefien fein wird und vergeffen werden darf, der der Erfte war, 
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der feine Stimme erhob, um der Sehnſucht des deutſchen Volkes nad) 
Wiedererrihtung de3 Deutfchen Reiches die Wege zu ebnen und die Ziele 
zu weijen und den neuerjtandenen Kaifer zu begrüßen, den unjer Bolt fo 
lange erjehnt Hatte — der Mann, der e3 miterlebt und mit daran ge- 
arbeitet, daß wieder in den Lüften entrollt ift des Reiches wehende Standarte. 
Alle unfere Wünjche, die wir auf dem Herzen haben, fafjen wir dahin zu- 
fammen, möge Gott Euch noch lange erhalten für Euer Land und Mr 
uns andere zu heiligen Vorbildern, denen nacdhzuftreben ein jeder von uns 
für feine Heiligjte Pfliht Halten möge. Gott jegne, jchüge und erhalte 
Eud beide.“ 

Der Großherzog erwidert: „Geftatten Ew. Majeftät, dab Ich 
auf die wundervollen Worte, auf die ichönen Gedanken, die Ew. Majeftät 
ausgeiprocdhen haben, Meinen Dank in Kürze fage. Alles, was Gie die 
Güte hatten, über und zu äußern, wird weit übertroffen dadurch, da wir 
den Borzug Hatten, die beiden Majeftäten hier bei uns zu befiten, eine 
Auszeichnung, die wir fehr hoch jchägen, hoch jchägen perfönlich, aber auch 
in ihrer großen politifhen Bedeutung. Em. Majeftät haben jelbft dar- 
gelegt, weiche Bedeutung es Hat, wenn Kaiſer und Kaiferin perjönlich bei 
einem Feſte ericheinen, und jo defjen nationale Bedeutung hHochhalten. Und 
dieje nationale Bedeutung ift e8, um derentwillen Jh an Em. Majeftät 
die Bitte richte, und das Bertrauen und Wohlwollen, das Sie und bisher 
immer zuteil werden ließen, auch Fünftig zu bewahren. Wir werben 
tradhten, und dieſes Vertrauens würdig zu ermweifen. Wir werden aud) 
immer von neuem trachten, die hohe Stellung, die Em. Majeftät in 
unferem Deutſchen Reiche bejigen, durch die Hilfe aller derjenigen, melde 
mitzumirfen haben, zu ftärfen, zu jchügen und zu bewahren. Und in 
diejer Gejinnung dankbarſter Verehrung bitte ch die anweſenden Gäſte 
mit und einzuftimmen: Ein Hoc auf Seine Majeität den Kaifer und Ihre 
Majeftät die Kaijerin des Deutjchen Reiches, fie leben hoch!“ 

8. September. (Schlefien.) Auf dem Pfaffenberge bei 
Königszelt wird ein Denkftein zur Erinnerung an dad Bunzel— 
wißer Lager Friedrichs des Großen enthüllt. Der Kaifer hält bei 
der Feier folgende Anfprache: 

Als Nachfolger Meines foeben gefeierten großen Ahnen Tiegt es 
Mir ald Herzog von Schleſien am Herzen, Meinen Schleſiern Meinen 
Dank auszujprehen für die herrliche Ehrung des großen Königs und für 
das Gelübde der Treue, welches nun ſchon 150 Jahre lang Durch gute 
und böje Tage von den Schlefiern unentwegt Meinem Haufe entgegen- 
gebradht worden if. Mögen von dieſem Steine und von dem heutigen 
Tage wiederum frifche und tiefe lebendige Quellen der Treue fließen, von 
den Alten genährt, von den Jungen gepflegt, und mögen zwei Aus— 
ſprüche dazu die Unterlage bilden; der eine auf einer furbrandenburgijchen 
Standarte: 

Auf Gott vertrau’, dich tapfer wehr'! 

Darin befteht dein Ruhm und Ehr’; 

Denn wer’ auf Gott herzhaft wagt, 

Wird nimmer aus dem Feld gejagt! 
Der zweite ift ein Ausfpruc des Großen Königs: E3 kommt niemals jo 
gut, wie man e3 hofft, aber auch niemals jo plinm, wie man ed be- 
fürchtet! Und fo hoffe Ich, daß im feften Vertrauen auf die göttliche 
Fürſorge und Führung nicht nur Meine Schlefier, jondern Mein ganzes 
Volk fi den Aufgaben widmen wird, die es dem Himmel gefällt, ihm zu 
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ftellen, und daß von dem hiefigen Stein und dem Lager von Bunzelwitz 
die Ueberzeugung auf da3 preußijche Volk übergehen möge, daß, wenn 
auch wir einmal in ähnlicher Lage jein follten, jo Gott es will, wir auch 
in derjelben Weife uns aus diefer Lage herausfinden werden, indem wir 
nicht nur auf ihn vertrauen, jondern auch feſt zufammenftehen und die 
Gaben, die und verliehen find, aufs äußerfte ausnügen und vor allem in 
der Liebe und Hingabe an unjer Baterland gemeinfam wirken! Dann 
wird auch die Zukunft für unfer Volt und Land gut beftellt jein. Das 
fei Mein Wunſch und Mein Gebot an Meine Schlefier. Dem Andenken 
des Großen Königs, dad wir heute gefeiert haben, ein dreifaches Hurra! 


8. September. (Breslau.) Auf einem Diner der Provinz 
hält der Kaifer folgende Anfprache: 


Mein lieber Oberpräfident! Mit tiefbewegtem Herzen ergreife Ich 
heute das Wort, um als ſouveräner Herzog von Schleſien zu Meinen 
Schlejiern zu ſprechen. Denn die Eindrüde, die in der kurzen Beit, in 
der ch unter ihnen weile, auf mich einftürmten, find fo gewaltiger und 
padender Natur, daß die Worte mangeln, um ihnen Ausdrud zu geben 
und die rechte Form zu finden für den Danf, den Ich Meinen Schlefiern 
ausjprechen möchte. Nicht bloß am geftrigen Tage, ber den Jubel des 
Einzugstage® womöglid noch übertönte, und nicht nur von feiten der 
alten Soldaten im jchwarzen Rod mit den Sriegädeforationen auf der 
Bruft, die da erzählen können: Wir haben mitgetan zu der Zeit, wo Ge- 
ſchichte gemacht wurde, und die ſich rühmen dürfen, SKriegägefährten bes 
großen Kaiſers und feines erhabenen Sohnes, Meines Baterd, zu fein, 
von dem Shnen allen befannt ift, wie hoch fein Herz für Schlejien jchlug, 
fondern auch heute auf Meiner Fahrt durch die grünen, fchlefiihen Lande 
nad Bunzelwig, Schweidnig und Rogau und zurüd, überall habe Jch die» 
jelbe Wärme, diejelbe flammende, lodernde Begeifterung gefunden. Es ift 
die alte jchlefiiche Treue, die zum Durchbruch fommt, und die beweift die 
Anerkennung jeitens der Bevölferung für das, was das Haus Hohenzollern 
für jie getan hat. Dieſe Treue wächſt auf einem ganz befonders durch 
die Hijtorie geweihten Boden. Denn wer wollte leugnen, daß der ſchleſiſche 
Boden, wie faum einer, mit der Gejchichte unferes Vaterlandes und un- 
jeres Haufes in engfter Verbindung fteht! Und wie fünnte man von der 
Entwidelung Schlefiend überhaupt ein Wort reden, ohne zunächſt und vor 
allem der einen gewaltigen Figur zu gedenken, von der die Grenadiere 
jangen vom Rhein bis an die Oder: Friederikus Rex unjer König und 
Herr! Wo der Blid über Schlefiend Fluren jchweift, tauchen die Erinne- 
rungen an ihn auf, an die unvergleicdhlichen Kämpfe, unter denen er 
Preußen feine Weltmachtſtellung jchuf, aber auch an die herrliche Friedens- 
arbeit, in der er verjuchte, das jchwer heimgejuchte Land zu heben und zu 
ftärfen. Und wiederum in jpäterer Zeit war e3 gerade Schlefien vor- 
behalten, einen neuen Hoffnungzftrahl für die fchwergeprüften Be 
König Friedrich Wilhelm III. zu fenden, ald ihm die lodernde Begeifterung 
der erjten Freiwilligen in Breslau entgegenjchlug, al3 die erften Schild- 
erhebungen hier erfolgten, und als Lüboms wilße, verwegene Jagd ihr 
Treiben am Bobten vor dem Feind begann. Und fo ift es jeither ge⸗ 
gangen. Schleſiens Söhne haben gefochten, wo e3 darauf ankam, für das 
Baterland einzutreten und ihr Blut einzujegen. Und jo fann man wohl 
jagen, die Gejchichte unſeres Haufes ift unlöslich verknüpft mit diefer, einer 
der jchönften Provinzen. Und wir fünnen, wenn wir diefe reiche Ge- 
ſchichte überbliden, fie mit einem Wort fennzeichnen, welches einft Mein 
hochjeliger Herr Großvater ſprach, als nad heißem Ringen die Kaiſerkrone 
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mit de3 Himmel Willen ſich auf fein Haupt ſenkte: „Gott war mit ung, 
ihm jei die Ehre!“ Und wenn Ich daran denke, wie heut die Fahnen der 
Kriegervereine in ftolzem Schritt bei Mir vorbeizogen, jo glaube Ich, wir 
können das auch auf die Jetztzeit übertragen, und wir können Gott danken, 
wie er alles zum Wohl und Nuten diejer Provinz und unjeres Landes 
gefügt hat, vor allem, daß es uns vergönnt geweſen ift, im Frieden un— 
jere Arbeit zu tun. Wenn aber Gott mit und gemwejen ift, jo liegt wohl 
die ernſte Frage nahe, ob wir jeiner Hilfe aud; würdig waren? Hat ein 
jeder unter und nun auch das jeinige dazu getan, unter Drangabe von 
allen jeinen Sinnen, von Gejundheit und Leibeskräften, das fortzuführen 
und auszubauen, was die Borzeit und Hinterlaffen hat? Wenn ein jeder 
an jein Herz jchlägt und fich ehrlich diefe Frage vorlegt, jo wird wohl 
bei manchem die Antwort jchwer fein. Nun mwohl, meine Herren, lafjen 
Sie und aus der großen Perjönlichkeit des großen Königs die Einficht 
und die Entſchlüſſe ſchöpfen, wo es gefehlt hat an der Arbeit, wo der Mut 
hat finfen wollen, wo jchwarze Gedanken und Befürchtungen das Haupt 
umraujchten. Hinweg damit! Go wie der große König von dem alten 
Alliierten niemald im Stich gelafjen worden iR jo wird auch unſer Bater- 
land und dieſe jchöne Provinz feinem Herzen nahe bleiben. Und jo wollen 
wir ein neues Gelübde aus dem ſchönen Schaß ber Erinnerungen und der 
goldenen Treue, die mir bier entgegenjchlug, prägen: Uns von nun an 
mit Aufbietung aller geiftigen und förperlichen Kräfte nur der einen Auf- 
gabe zu widmen, unjer Land vorwärt3 zu bringen, für unjer Volk zu 
arbeiten, ein jeder in feinem Stande, gleichviel, ob hoch oder niedrig, unter 
BZujammenjhluß der SKonfejlionen, dem Unglauben zu fteuern, und vor 
allen Dingen den freien Blid für die Zukunft zu bewahren und niemals 
an und und unjerem Volke zu verzagen. Den Lebenden gehört die Welt 
und der Lebende hat Recht. Schwarzjeher dulde Ich nicht, und wer fich 
zur Arbeit nicht eignet, der jcheide aus, und wenn er will, juche er ſich 
ein befjere3 Land. Sch erwarte aber von Meinen Schlejiern, daß fie mit 
dem heutigen Tage ſich von neuem in dem Entihluß zujammenfinden 
werden, den großen Zielen und Vorbildern nachgehend, ihrem Herzog zu 
folgen in feiner Arbeit, und vor allem in jeiner Friedensarbeit für fein 
Boll. In diefer Hoffnung leere Ich Mein Glas auf dad Wohl der Pro- 
vinz Sclefien und aller treuen Schlefier. 

Die Preſſe beipricht die Rede lebhaft; vielfach wird ausgeführt, daß 
Deutichland keinen Grund habe, nah innen und außen zufrieden zu jein. 
Bol. dagegen „Preußiiche Jahrbücher” Bd. 126 ©. 187. 


8.9. September. (Hannover) Der Delegiertentag der 
nationalliberalen Yugendvereine, die 64 Vereine mit 10119 Mit- 
gliedern zählen, tadelt die Zuftimmung der Nationalliberalen zum 
preußijchen Volksſchulgeſetz und zu den Reichsjteuergejeßen. 

10. September. (Berlin.) Internationaler Kongreß für 
Verſicherungswiſſenſchaft. 

September. Wechſel im Kolonialamt. 


Der Leiter des Kolonialamts Erbprinz zu Hohenlohe-Langenburg 
tritt zurück. Sein Nachfolger wird der Direktor der Darmſtädter Bank, 
Bernhard Dernburg (10. September). — Die Preſſe ſieht darin einen 
Syſtemwechſel; Dernburg ſolle namentlich die unpraktiſch abgeſchloſſenen 
Lieferungsverträge revidieren und das Perſonal ſchärfer disziplinieren. — 
Prinz Hohenlohe gibt bei einem Abſchiedsdiner in Öffentlicher Anſprache 
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als den Grund feines NRüdtritt3 die im Laufe des Sommers gegen die 
Kolonialverwaltung erhobenen Angriffe an: Zur Feititellung des Wahr- 
————— jener Angriffe waren neben den laufenden Geſchäften um— 
angreiche Ermittelungen erforderlich, welche die Tätigkeit des Beamten- 
perſonals in höchſtem Maße in Anſpruch nahmen. Von den älteren Be— 
amten waren mehrere ausgeſchieden; die verbleibenden waren zum großen 
Teil durch die Öffentlichen Angriffe gegen ihre Perſon in ihrer Arbeits— 
fraft gelähmt, und die neueingetretenen Herren hatten bei aller Anjpannung 
und allem guten Willen nocdy nicht die Zeit gehabt, fi in ihrer Wirkfam- 
feit einzuarbeiten. An eine genügende Vorbereitung großer gejeßgeberiicher 
Mahnahmen war unter diefen Umftänden gar nicht zu denken. Dieſe Tat- 
jadhen und der ganze Einblid in den Berwaltungsmechanismus, den ich 
ewonnen habe, beftätigten mir die Ueberzeugung, daß für den Leiter der 
Soloniniverwaltung ohne eine al3baldige dDurchgreifende Reform der Zen— 
trale ein fruchtbares Wirken ausgeſchloſſen jei.... Sch gebe mich der 
goffnung hin, daß, foweit die Bentralverwaltung in Frage kommt, das 
usjcheiden meiner Perſon vielleicht einer Reorganijation die Wege ebnen 
wird, bie ich fachlich für unerläßlich halte, und daß fich hieraus die ma— 
terielle Möglichkeit einer Initiative ergeben könne, wodurd in unfere ge- 
famte Rolonialpolitif allmählich neues Leben fomme. 


13. September. (Kamenz i. Sch!) Prinz Albrecht von 
Preußen f. — Geboren 8. Mai 1837, 1866, 1870 Brigadefomman= 
deur, 1871 Divifionsfommandeur, 1885 Regent von Braunjchweig. 
Der Prinz Hatte am 10. einen Schlaganfall erlitten. 

13. September. (Braunjchweig.) Regentichaftzrat. 

Infolge des Todes des Prinzen Albrecht fonftituiert fich der Regent- 
ihaftsrat auf Grund des Geſetzes von 1879. Er befteht aus drei ftimm- 
führenden Mitgliedern des Staatsminifteriums, nämlich dem Staat3minifter 
Dr. v. Otto, dem Wirflichen Geheimen Rat Hartwig und dem Wirklichen 
Geheimen Rat Dr. Trieps, jowie dem Präfidenten des legten Landtages, 
Geheimen Juſtizrat Semler, und dem Präfidenten des herzoglichen Ober- 
landesgerichte8 Dr. Wolf. — Der Reichskanzler verfpricht die Unterftügung 
des Kaiſers für die provijorische Regierung (22. September). 

14. September. (München.) Eine große liberale Verſamm— 
lung demonftriert für Einführung don Simultanjchulen. Gegen 
die Regierung, die fie ablehnt, werden fcharfe Angriffe gerichtet. — 
Am 28. veranftalten fatholijche Vereine eine Gegenfundgebung. 

16. September. (Eljaß-Lothringen.) Bei den Bezirkstags— 
wahlen behauptet das Zentrum feine Mehrheit, die Liberal-demo- 
fratifchen Parteien verlieren einige Mandate an die Sozialdemo- 
traten. 

September. (Braunfchweig.) Regentjchaftsfrage. Regierung 
und Landtag über die Anfprüche des Herzogs von Gumberland. 

Der Landtag wird am 21. September berufen und wählt eine Kom— 
miſſion zur Beratung der NRegentichaftöfrage. Am 25. wird folgender An- 
trag der Kommiſſion einftimmig angenommen: Mit dankbarfter Anerkennung 


der vielfachen und Hohen Segnungen, welde das braunjchweigiiche Land 
der Herrichaftsführung feines veretwigten Negenten verdanft vermag die 
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Zandesverfammlung fi gleihmwohl der Anficht nicht zu verfchließen, daß 
eine längere, ungewiſſe Fortdauer des im Gejege vom 16. Februar 1879 
vorgejehenen Provijoriums dem inneren Frieden und damit der Wohl- 
fahrt des Herzogtums nicht förderlich fein würde. Die Landesverjamm- 
lung hält ſich bei der Abgabe diefer Erklärung des Einverftändnifjes der 
Einwohnerjchaft des Landes für verfichert, die durchwegs von dem leb- 
haften Wunjche bejeelt ift, baldigft eine endgültige Wenderung des Re— 
gierungsverhältnifies herbeigeführt zu jehen. Die Erreichung diejes Zieles 
haben bisher die Gegenjäge verhindert, welche zwijchen der Krone Preußen 
und dem derzeitigen Se der jüngeren Linie des braunfchweigiichen 
Herzogshaufes, deren echte in bezug auf den braunjchweigiihen Thron 
durch die neue Landtagsordnung gemährleiftet werden, beftanden und im 
Beichluffe des Bundesrates vom 2. Juli 1885 zum Ausdrud gebracht find. 
Es liegt der Landeöverfammlung fern, zu diefen Gegenjäßen nad) der einen 
oder anderen Richtung Hin Stellung zu nehmen; daß fie verichwinden, 
liegt jedoch ohne Frage im Anterefje des Herzogtums, und die Landesver- 
fammlung hält es daher für geboten und den gegenwärtigen Zeitpunkt für 
geeignet, daß nicht jofort zur Wahl eines Regenten gejchritten, vielmehr 
zunädhft an zuftändiger Stelle der Berjuc gemacht werde, auf eine Be- 
jeitigung der vorgedachten Gegenjäge zu wirken. Daß dabei die bered)- 
tigten Intereſſen des Reiches einerjeitd und des Herzogtums andrerjeits 
voll gewahrt bleiben müflen, ift jelbftverftändlih. Im Vertrauen auf den 
hochherzigen Sinn Sr. Majeftät de3 Deutichen Kaiſers und Königs von 
Preußen und das Pflichtgefühl Sr. fgl. Hoheit des Herzogs von Gumber- 
land und zu Braunjchweig und Lüneburg gegenüber dem berechtigten An- 
ſpruch des Landes auf baldige endgültige Entſcheidung richtet daher die 
Zandesverfammlung an den hohen Regentjchaftsrat den Antrag, den Reichs— 
kanzler als Borfigenden de3 Bundesrat zu erjuchen, die zur Bejeitigung 
ber bezeichneten Gegenfäge geeigneten Schritte zu tun und zugleich dieje 
Rejolution zur Kenntnis der eigenen preußiichen Staatöregierung und 
©r. fgl. Hoheit des Herzogs von Cumberland und zu Braunſchweig und 
Lüneburg zu bringen. 

In der Begründung führt der Vorfigende der Kommiſſion, Ober- 
bürgermeifter Redemeyer aus: Dem Regentjchaftsgejeg vom Jahre 1879 
habe man e3 zu danten, daß jeinerzeit bei der Thronerledigung die Staat3- 
maſchine nicht ind Stoden geraten jei und daß dann das Land unter der 
Regierung des entichlafenen Regenten einundzmwanzig glüdliche Jahre ver- 
lebt und ſich weiter entwidelt habe. Uber immerhin habe das Regent— 
ſchaftsgeſetz nur ein Provijorium gejchaffen, und an einem Provijorium 
habe man nicht lange Freude. Es fei deshalb erflärlih, daß der Wunjch 
auf Aenderung beftehe. Eine Regentichaft trage auch nicht zur Stärkung 
de3 monarchiſchen Prinzips bei, und es feien unter der Regentſchaft im 
Herzogtum Parteibildungen entjtanden, die nicht gerade für den inneren 
Frieden förderlich jeien. Man habe zudem in dem Heinen Lande Gegen- 
jäge genug und müfje wünſchen, dab die Gegenfäge jobald als möglid) 
verjchwinden. Ferner habe der bei weitem größte Teil der Bewohner des 
Herzogtums den Wunſch, eine endgültige Regelung ber Berhältnifje herbei- 

eführt zu fehen. Die ftaatsrechtliche Kommiſſion fei der Anficht, daß der 
——— die geeignete Stelle ſei, die Regierung von der Stimmung des 
Volkes in Kenntnis zu ſetzen. Es habe zwar in den letzten Tagen in der 
deutſchen Preſſe an mannigfachen Vorſchlägen zu einer endgültigen Re⸗ 
gelung nicht gefehlt, aber dieſe Vorſchläge gingen nach der einen oder an— 
deren Seite zu weit. Man müſſe ſich lediglich auf den Boden des Ge— 
ſetzes ſtellen. Nach dem Geſetze aber ſtehe feſt, daß die Rechte der jüngeren 
11* 
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Linie Braunschweig und Lüneburg unzweifelhaft jeien, und wenn man 
deshalb eine endgültige Regelung der Verhältnifje wünfche, jo müſſe man 
— verſuchen, dieſen Rechten Geltung zu verſchaffen. Bisher ſei die 

usübung des Thronrechtes zunächſt geſcheitert am Beſchluſſe des Bundes- 
rates vom 2. Juli 1885, welcher ausführt: „Die Ueberzeugung der ver— 
bündeten Regierungen iſt dahin auszuſprechen, daß die Regierung des 
Herzogs von Cumberland in Braunſchweig, da derſelbe ſich in einem dem 
reichsverfaſſungsmäßig gewährleiſteten Frieden unſerer Bundesratsmitglieder 
widerſtreitenden Verhältnis zum Bundesſtaat Preußen befindet, und im 
Hinblick auf die von ihm geltend gemachten Anſprüche auf Gebietsteile 
dieſes Bundesſtaates, mit den Grundprinzipien des Bundesvertrages und 
der Reichsverfaſſung nicht vereinbar ſei.“ Das ſei der erſte Grund, wes— 
halb das herzogliche Haus den Thron nicht habe annehmen können. Man 
müſſe zunächſt verſuchen, in ehrlicher und aufrichtiger Weiſe die Gegenſätze 
zu beſeitigen. Die Kommiſſion habe die Ueberzeugung, daß die berufenen 
Stellen einen Weg finden werden. Sie ſei ebenfalls überzeugt, daß der 
Landtag die heilige Pflicht habe, in dieſem Augenblick auf Klärung der 
Verhältniſſe hinzuwirken. Nun ſei die Kommiſſion der Anſicht, daß ſie, 
weil offizielle Mitteilungen über die näheren Gründe der zwiſchen der 
preußiſchen Krone und dem herzoglichen Haus beſtehenden Differenzen ihr 
nicht zugegangen feien, zu dieſen Gründen unmöglich Stellung nehmen 
fünne. Dagegen jei die Kommilfion der Anficht, daß die Uebernahme der 
Regierung durch ein Mitglied des herzoglichen Hauſes nicht anders mög- 
lid) würde, al3 wenn zuvor da3 zweite Hindernis bejeitigt würde, und das 
feien die Anjprüche, die, wie der Bundesrat jage, auf Teile des König- 
reich8 Preußen geltend gemadt würden. Die Kommiſſion fei der Mei— 
nung, daß auf diefe Anjprüche in unzweideutiger Weiſe verzichtet werden 
müfje, bevor eine Thronbefteigung durch den Herzog von Cumberland oder 
ein Mitglied feines Hauſes möglich jei. Das erfordere die Rückſicht auf 
da3 Herzogtum jelbit. Allein könne man nicht3 ausrichten, man jei an« 
gewiejen auf ein gutes Verhältnis mit Preußen. E3-mwürde jelbftverftänd«- 
lid) diejes Verhältnis trüben, wenn der Inhaber des Thrones Anjprüche 
— mache auf einen anderen Thron, und auch, wenn nur in anderen 

eilen des Reiches die Ueberzeugung platzgriffe, daß die Geltendmachung 
ſolcher Anſprüche Hier Unterſtützung fände. Das ſei nach Anſicht der Kom— 
miſſion ausgeſchloſſen. In der Liebe zum Vaterlande ſind wir alle einig. 
Deshalb ſollen auch alle dazu beitragen, daß die Bundestreue und die Liebe 
zu Kaiſer und Reich in keiner Weiſe hier geſchmälert wird. Und deshalb 
iſt der Verzicht erforderlich. Geifall.) 

Staatsminiſter dv. Otto: Die ſtaatsrechtliche Kommiſſion Hat den 
Inhalt der von Ihnen einſtimmig angenommenen Reſolution vorher zur 
Kenntnis des Regentſchaftsrates gebracht und damit dieſem Gelegenheit 
gegeben, ſofort zu ihm Stellung zu nehmen. Der Regentſchaftsrat hat 
bereits beſchloſſen, Anordnungen zu treffen, daß dem ausgeſprochenen An— 
trage der Verſammlung ſofort entſprochen werde. Demgemäß wird das 
Staatsminiſterium ſofort handeln. 


22.128. September. (M Mannheim.) Sozialdemokratiſcher Partei— 
tag. — Organiſation; Maſſenſtreik; Gewerkſchaften; Intervention 
in Rußland. 

Dem eigentlichen Parteitage geht eine Frauenkonferenz vorher, die 
eine Reſolution auf Agitation unter den Landarbeiterinnen annimmt. In 


einer Debatte über das Frauenſtimmrecht jagt Abg. Bebel, der Radikalis— 
mus der ſozialdemokratiſchen Prinzipien zwinge die anderen Parteien zum 
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Entgegenfommen. Yn der legten Zeit ift jo viel die Rede geweſen von 
ber Macdhtlofigkeit der Sozialdemokratie. Kein Wort ift falfcher ala das. 
Ich mage im Gegenteil zu behaupten, feine Partei in Peutfchland ift 
mächtiger ald die Sozialdemokratie. Sie beherrſcht nach innen wie nad) 
außen unfer öffentliches Leben. 

Borfigender des Parteitags wird Abg. Singer. Abg. Gerijch er- 
ftattet den Kafjenbericht und tadelt, daß viele Wahlkreiſe weit mehr koſteten 
als einbrächten. Die Parteifinanzen hingen eigentlich von der Opferwillig- 
keit der Genofjen von Groß-Berlin ab. Die Parteiorganifation fei noch 
unvollendet; in 33 Wahlfreiien jei noch Feine vorhanden, eine wirkliche 
Drganifation beftände erjt in 278 Wahlkreifen, darunter feien aber manche 
ſchwache. Im ganzen ſeien 384000 Genofjen organifiert, 12,76 Prozent 
ber abgegebenen Wahlftimmen. Befler Jr e3 mit der Preffe. Kein Organ 
habe im legten Jahre Verlufte zu verzeichnen gehabt, die Bahl der Abon- 
nenten jei im ganzen um 158638 im Vorjahre geftiegen, einjchließlich der 
„Gleichheit“, nicht aber der „Neuen Zeit“; im ganzen feien es 838790, 
die Einnahmen in Höhe von 4,2 Millionen Mark brachten, die Inſerate 
lieferten dazu 2,6 Millionen Mark. 

In der Debatte weijen Vertreter mehrerer Wahlfreife die ihnen 
gemachten Vorwürfe der Saumjeligfeit zurüd und greifen den Partei— 
vorftand heftig an. 

Abg. Bebel beantragt eine Rejolution über den Maffenftreit: „Der 
Parteitag beftätigt die Bejchlüffe des Jenaer Parteitages, den politiichen 
Maſſenſtreik betreffend. Der Parteitag empfiehlt nochmals bejonders nach— 
drüdlich die Bejchlüffe zur Nahachtung, die die Stärfung und Ausbreitung 
der Barteiorganijation, die Verbreitung der Parteiprefje und den Beitritt 
ber Parteigenofjen zu den Gewerkſchaften und der Gewerkichaftsmitglieder 
zur Barteiorganijation fordern. Sobald der Parteivorftand die Notwen- 
digkeit eines politiihen Mafjenftreif3 für gegeben erachtet, hat berjelbe fich 
mit ber Generalfommiffion der Gewerfichaften in Berbindung zu jeßen 
und alle Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich find, um die Aktion 
erfolgreich durchzuführen. Die Gewerkichaften find unumgänglid not⸗ 
wendige Organijationen für die Hebung der Klafjenlage der Arbeiter inner- 
halb der bürgerlichen Gejellichaft. Diejelben ftehen an Wichtigkeit hinter 
der jozialdemofratifchen Partei nicht zurüd, die den Kampf für die Hebung 
der Arbeiterflaffe und ihre Gleichberechtigung mit den anderen Klafjen der 
Gejellihaft auf politiichem Gebiet zu führen hat, im weiteren aber über 
dieje ihre nächſte Aufgabe Hinaus die Befreiung der Arbeiterflaffe von 
jeder Unterdrüdung und Ausbeutung dur Aufhebung de3 Lohnſyſtems 
und die Organifation einer auf der fozialen Gleichheit aller beruhenden 
Erzeugungd- und Austaufchweife, aljo der jozialiftiichen Gejellichaft, er— 
ftrebt. Ein Ziel, daS auch der Hafjenbewußte Arbeiter der Gewerkſchaft 
notwendig erjtreben muß. Beide Organijationen find alſo öfters in ihren 
Kämpfen auf gegenjeitige Verftändigung und Zuſammenwirken angemiejen. 
Um bei Aktionen, die die Intereſſen der Gewerfichaften und der Partei 

leihmäßig berühren, ein einheitliches Vorgehen herbeizuführen, follen die 
—— * der beiden Organiſationen ſich zu verſtändigen ſuchen. 

ie Einladung zu einer ſolchen Beratung hat diejenige Zentralleitung er— 
gehen zu laſſen, von der die Anregung zu der Beratung ausgeht." — Er 
erichtet über den Streit betreffend den Mafjenftreit (S. 138). Ein Mafjen- 
ftreif wegen des preußiichen Wahlrecht3 ſei noch nicht zeitgemäß, weil die 
Arbeiter das Wahlrecht zu lange age betrachtet hätten; fie müßten 
erjt noch dafür vorbereitet werden. Die Befürworter des jchleunigen Mafjen- 
ftreif3 hätten feinen Kontakt mit den Mafjen. Auch im Falle eines Krieges 
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jei ein Mafjenftreif zugunften de3 Friedens nicht möglich, da die große 
Aufregung e3 nicht dazu kommen ließe und die Parteiführer vermutlich 
durch das Kriegsrecht verhaftet werden würden. — Korreferent Abg. Legien 
beantragt, den erften Abjag der Reſolution Bebel wie folgt zu fallen: 
„Der Parteitag beftätigt den Jenger Barteibefhluß zum politiichen Maffen- 
jtreif, der mit der Reiofution des Kölner Kongrefjes nicht in Widerſpruch 
jteht.“ — Er polemifiert gegen die Möglichkeit eines baldigen Maſſenſtreiks: 
Man glaubt jest vielfach, e3 ließe fich ein Generalftreif für beftimmte poli- 
tiſche Zwecke auch ohne Revolution durchführen. Wie jollte das gejchehen? 
Entweder müßten wir durch den Generaljtreif das Staatägetriebe lahm 
legen. Demonftrieren läßt fi ja in einer Reihe von Induſtrien jchon 
heute durch große Urbeitzeinftellungen. Aber gerade im Transportgemwerbe 
und teilmeife auch im Nahrungsmittelgewerbe kann davon nicht die Rede 
jein. In den anderen Induſtrien jperren heute die Unternehmer die 
Arbeiter aus. Als lebte umfafjendes Mittel erfennen wir alle die Arbeits- 
einjtelung an. Dann mollen wir aud; und das Recht auf die Straße 
erfämpfen. Vorher aber ift immer noch die Frage zu löſen, ob das Objelt 
das große Opfer wert ift, dad wir bringen müfjen. 

In der Debatte über die Differenz zmwifchen dem PBarteivorftand und 
den Gemwerkichaftsführern erklärt Abg. David, eine wirkliche Differenz be- 
ftehe nicht, da Bebel jeit Jena einen Rüdzug angetreten habe. Dr. Lieb- 
knecht findet dasjelbe und verlangt einen Generalitreif, falls Deutichland 
in Rußland intervenieren wolle. Abg. Bebel: Selbftverftändlich würde in 
einem folhen Falle alles aufgeboten werden, um die Intervention zu ver- 
hindern; aber die Gefahr liege nicht vor. Die ftarfen deutichen Heeres- 
fammlungen an der DOftgrenze find nur der allgemeinen politifchen Situation, 
nicht aber einer Interventionsabficht entfprungen. Das erleben wir ja an 
der Dft- und Weftgrenze in ftet3 fteigendem Maße. Natürlich wünjchen 
die deutjchen Staatsleiter die ruffische Revolution zum Teufel. Bielleicht 
find auc die Truppen enger zufammengezogen worden, um einen Kordon 
gegen ruffiiche Ueberläufer zu bilden. Auch die Bankwelt Hat man ver- 
anlaßt, dem Dejpotismus unter die Arme zu greifen. Aber von alledem 
bis zur bewaffneten Intervention ift Doch noch ein mweiter Schritt. — Es 
werden zahlreiche Anträge geftellt, die fich bald gegen die Gewerkichaften, 
bald gegen den Barteivorftand richten. Schlieflih wird folgende Kom— 
promißrejolution Bebel-Legien angenommen: „Der Parteitag beftätigt den 
Jenaer Parteitagsbefchluß zum politifhen Mafjenftreit und Hält nach der 
Feſtſtellung, daß der Beichluß des Kölner Gewerkſchaftskongreſſes nicht im 
Widerjpruche fteht mit dem Jenaer Beichluß, allen Streit über den Sinn 
des Kölner Beichluffes für erledigt.“ — Ferner folgende Rejolution 
Kautsfy: „An den Schluß der Refolution Bebel folgenden Paſſus an— 
zuichließen: Um aber jene Einheitlichkeit des Denkens und Handelns von 
Partei und Gewerkichaft zu fichern, die ein unentbehrliches Erfordernis für 
den fiegreichen Fortgang des proletariichen Klafjenfampfes bildet, ift es 
unbedingt notwendig, daß die gewerfichaftliche Bewegung von dem Geijte 
der Sozialdemokratie erfüllt werde. Es ijt daher Pflicht eines jeden 
Parteigenofjen, in diefem Sinne zu wirken.” — Mit diefen Korrekturen 
wird Bebeld Antrag mit 386 gegen 5 Stimmen angenommen. 

Ferner wird debattiert über Maifeier, Sozialdemokratie und Volks— 
erziehung, Kampf gegen den Militarismus, Jugendorganijation. 

Die bürgerliche Preſſe fieht meift in der Reſolution über den Streik 
einen Rüdzug Bebeld und verhöhnt ihn deshalb, der äußerfte linke Flügel 
der Sozialdemokraten, die Anarhofozialiften, nennen dad Kompromiß eine 
miſerabel geipielte Komödie, ein abgefartetes Spiel. 
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23. September. (Efjen.) Nach langen Verhandlungen lehnt 
der Verband chrijtlicher Bergarbeiter die Verjchmelgung mit dem 
fozialdemofratifchen alten Verbande ab, will aber bei wirtjchaft- 
lichen Kämpfen mit ihm ein Zujammengehen anftreben. 

24. September. (Berlin) An Stelle des zurüdtretenden 
Generals dv. Maſſow wird der fommandierende General de3 11. Korps 
Linde zum Präfidenten des Reichsmilitärgericht3 ernannt. 

25. September. (Breslau.) Wegen des Krawalls am 19. April 
(S. 117) werden 38 Arbeiter zu reiheitsjtrafen bis zu 6 Monaten 
verurteilt. 

26. September. (Kiel.) Prinz Heinrich von Preußen über- 
nimmt al3 Großadmiral dad Kommando ber aktiven Schlacdht- 
flotte. Der bisherige Großadmiral v. Köfter wird Generalinfpef- 
teur der Marine. 


Ende September. Belämpfung des Alkoholismus. 

Das Reichsverfiherungsamt richtet an die deutjchen Berufsgenofjen- 
fchaften Anfragen darüber, welche Schritte fie unternommen haben, um 
den Mißbrauch geiftiger Getränfe unter den Arbeitern der ihnen unter- 
ftellten Betriebe entgegenzutreten. Gleichfalls werden die Berufsgenofjen- 
ten aufgefordert, dieſer Angelegenheit fortgefegt ihr Augenmerf zu 
chenfen. 

Anfang Oktober. Veröffentlichung der Denkwürdigfeiten des 
Fürſten Hohenlohe. Streit um Bismarcks Entlafjung. 


Der Bezirkspräfident von Kolmar, Prinz Alexander Hohenlohe, 
veröffentlicht die Denkwürdigfeiten feines Vaters, des früheren Reichs— 
fanzlerd. Darin find u.a. enthalten Aufzeichnungen über Gejpräche mit 
dem Kaiſer und dem Großherzog von Baden über Bismardd Entlafjung, 
viele Nachrichten über Einzelheiten von 1890—1900, namentlich Bemer- 
fungen über auswärtige Fragen, das Verhältnis Deutjchlands zu Rußland 
und Defterreich, Urteile Bismard3, des Kaiſers, des Zaren über politische 
Perjönlichkeiten und Ereigniffe. — Die Beröffentlihung wird allgemein 
al3 eine große Indiskretion bezeichnet und in der Preſſe lebhaft behandelt. 
Der Kaijer telegraphiert an den Fürften Philipp zu Hohenlohe-Schillings- 
fürft, den Chef des Haufes: Ich leſe joeben mit Erftaunen und Entrüftung 
die Veröffentlihung der intimjten Privatgeipräche zwiichen Deinem Vater 
und Mir, den Abgang des Fürften Bismard betreffend. Wie konnte es 
zugehen, daß dergleichen Material der Deffentlichfeit übergeben werden 
fonnte, ohne zuvor Meine Erlaubnis einzuholen? Ich muß diejes Vor- 
gehen als in höchftem Grade taktlos, indisfret und völlig inopportun be- 
zeichnen, da es unerhört ift, daß Vorgänge, die den zurzeit regierenden 
Souverän betreffen, ohne feine Genehmigung veröffentlicht werden. 

Die — Nachrichten“ beſtreiten die Richtigkeit der Bismarck 
betreffenden Mitteilungen. Die öſterreichiſchen Zeitungen ſehen in den 
Mitteilungen eine glänzende Beſtätigung der Bundestreue des Kaiſers, 
während Bismard eine Preisgabe Dejterreich-Ungarnd an Rußland nicht 
unbedingt abgelehnt habe. — In den „Preußiichen Jahrbüchern“ führt 
Profeffor Delbrüd aus, die Denkwürdigfeiten bewiejen, daß Bismard 
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zur Abänderung des Reichstagswahlrechts habe jchreiten wollen, aljo ein 
pofitives, ausführbares Programm nicht mehr gehabt habe. Der Kaiſer 
habe Deutichland durch die Entlafjung vor einer jchweren Krifis bewahrt. 
Dieje Anſicht findet wenig Beifall und wird meift ald Verdächtigung Bis— 
mard3 bezeichnet. (Vgl. „Preußiiche Jahrbücher” Bd. 126.) 


3. Oktober. (Braunfchweig.) Antworten des Reichafanzlers 
und des preußifchen Minijterpräfidenten auf die Mitteilung der 
Rejolution des Braunjchweiger Landtags: 


Homburg v. d. H., 3. Oftober 1906. Dem herzoglich braunjchweigijch- 
lüneburgiſchen Staatöminifterium beehre ich mich, auf an mic ala Reichs— 
fanzler gerichtete Schreiben vom 25. vor. Monats zu erwidern, daß ich den 
Bundesratöbeihluß vom 2. Zuli 1885, durch welchen die Regierung des 
Herzogs von Cumberland in Braunjchweig als nicht vereinbar erklärt 
worden ift mit den Grundprinzipien der Bündnisverträge und der Reichs— 
verfafjung, für mich jo lange als maßgebend gelten muß, als derjelbe nicht 
durch einen neuen Beihlun ded Bundesrates aufgehoben oder abgeändert 
worden ift. Einen jolchen aufhebenden oder abändernden Beſchluß herbei— 
zuführen jehe ich mich nicht in der Lage. Demgemäß muß die Möglich- 
feit der Uebernahme der Regierung des Herzogtums von Braunjchweig 
durch den Deräog von Cumberland unter der obwaltenden Sachlage außer 
Betracht fein. E3 ergibt fi) aus dem Vorftehenden, daß ich eine weitere 
Antwort auf die von dem herzoglich braunjchweigiich-lüneburgifchen Staats- 
minifterium an mich gerichteten Fragen, welche die Möglichkeit einer Re— 

ierung des Herzogs von Cumberland in Braunjchweig zur Vorausjegung 

A zurzeit nicht zu geben vermag. Die in dem Schreiben des herzog- 
lihen Staatöminifteriums, wie auch in der darin mitgeteilten Rejolution 
de3 braunjchweigiihen Landtags zum Ausdrud gebrachte reichdtreue Ge» 
finnung geben mir die Zuverficht, daß das herzogliche Staat3minifterium 
auch bei der ihm jeßt obliegenden Regelung der Verhältniffe im Herzogtum 
die allgemeinen Reichsinterejjen im Auge behalten werde. Der Reichs— 
fanzler an das herzoglich braunschweigisch-Tüneburgifche Staatsminifterium 
Braunjchmweig. 

Homburg v.d. H., 3. Oktober 1906. Dem Herzoglich braunſchweigiſch— 
lüneburgifchen Staatsminifterium beehre ich mich auf das an das fünig- 
liche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten gerichtete Schreiben 
vom 25. September mitzuteilen, daß die in dem Bundesratsbeſchluß vom 
2. Juli 1885 aufgeführten Gründe, aus denen damals die Regierung des 
Herzogs von Cumberland für nicht vereinbar erklärt worden ift mit den 
Grundprinzipien der Bündnisverträge und der Neichöverfafjung, nad) der 
Meberzeugung der königlichen Staatsregierung noch heute Geltung haben. 
In dem durch den früheren Beſchluß gekennzeichneten Verhältnis des Her- 
3098 zu Preußen ift eine entjcheidende Aenderung nicht eingetreten. Auch 
bejtehen noch immer, und zwar unter mindeftens ftillichweigender Duldung 
des Herzogs, Bejtrebungen, die ſich in ihrem Endziel auf die preußiiche 
Provinz Hannover erjtreden. Es kann Preußen nicht zugemutet werden, 
daß e3 in den benachbarten Bundesftaaten eine welfiiche Regierung dulde, 
durch die der preußiiche, unter dem Schuß der Reichsverfaſſung ftehende 
Beſitzſtand gefährdet werden würde. Die königliche Staatsregierung würde 
2. einem etwaigen Antrag auf Aufhebung oder Abänderung des 

undesrat3bejchluffes vom 2. Juli 1885 ihre Zuftimmung verjagen müfjen. 
Gie glaubt auch, zurzeit nicht in der Lage zu jein, ihrerjeit3 Schritte zu 
unternehmen, um eine Aenderung de3 in dem Bundesratsbeſchluß gefenn- 
zeichneten VBerhältniffes des Herzogs zu Preußen herbeizuführen. Der 
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töniglih preußifhe Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an das 
—— braunſchweigiſch⸗ lüneburgiſche Staatsminiſterium zu Braun- 

3. Oktober. (Berlin.) Zuſammentritt einer internationalen 
Konferenz für drahtloſe Telegraphie. 

5. Oktober. (Ejfen.) Sämtliche Bergarbeiterverbände, die 
220000 Mitglieder umfaſſen, fordern eine fünfzehnprozentige Lohn— 
erhöhung für alle deutjchen Bergarbeiter. 

5./6. Oktober. (Hamburg.) Der deutjch-evangelifche Lehrer— 
bund jpricht fich gegen die Entchriftlichung der Schule aus. 

6.7. Oktober. (Goslar.) Nationalliberaler Parteitag. 


Borfigender ift Abg. Bafjermann. Abg. Hieber ſpricht über 
politiihe Rüdblide und Ausblide und betont die jchiwierige Lage der 
Bartei; fie werde von allen Seiten angegriffen und im S$nnern herrichten 
Differenzen. — Deutſchland ſei ziemlich ijoliert; in der Kolonialpolitif 
jeien manche Fehler gemacht, aber e3 ſei unwürdig, fie zu übertreiben. 
In der inneren Bolitit mache die Polen- und Welfenfrage Schwierigfeiten, 
die wirtichaftlihen Intereſſenkämpfe ließen die Rüdficht auf die Gejamt- 
heit zu jehr vermifjen. In der Sozialpolitit müſſe der Gedanfe herrichen, 
daß das Emporftreben der Maſſe zur Befjerung ihrer Lage nicht nur feine 
unberechtigte, jondern eine berechtigte, nein, eine erfreuliche, eine Kultur— 
bewegung im wahrjten Sinne de3 Wortes darftellt, und daß der moderne 
Staat allen Grund Hat, dieſes Emporftreben nicht zu unterdrüden, jondern 
jelbft anzuregen und zu jchügen. Wir werden darum, um einen Blid zu 
werfen auf die nächiten jozialpolitiichen Aufgaben des Reichstags, die Vor- 
lage über die Nechtsfähigfeit der Berufsvereine aufs mwohlmwollendfte zu 
prüfen haben, wir werden eine gejegliche Organijation des Arbeiterftandes 
in Arbeit3- oder Arbeiterfammern begrüßen; denn Geſetz und Organijation 
find immer beſſer al3 bloße Agitation. — Bei der Betrachtung der Finanz- 
reform müjje man jich Far machen, daß e3 unmöglich jei, 200 Millionen 
Markt durch populäre Steuern zu deden. — Man müfje danad) ftreben, 
einen Grundjtod nationaler Staatsgedanken zu jchaffen, der allen urteild- 
fähigen Männern gemeinjam ift. 

In der Debatte wird die Haltung der Partei bei der Reichsfinanz- 
reform, insbejondere der Verfehrsfteuer, angegriffen: die Finanzreform hätte 
man noch drei Jahre verjchieben können. Abg. Bajjermann: Die Partei 
* nicht die Verantwortung für ein Scheitern der Reform übernehmen 
önnen. Ohne Finanzreform wäre auch das Flottengeſetz gefallen. Falk— 
Köln: In der Partei beſtehe eine Differenz über die Grundfragen. Jetzt 
ſei der nationale Partikularismus weniger ſchädlich als der wirtſchaftliche 
und — dieſen habe die Partei durch das preußiſche Schulgeſetz unter— 
ſtützt. Knoke (Osnabrück): Ohne Zweifel habe die Haltung der Partei 
viel Mißſtimmung erregt; die Partei ſei mitſchuld am Niedergange des 
Liberalismus, daher ſei die Kritik der Jungliberalen zum Teil berechtigt. 
Dr. Marwitz ——— Warum habe Hieber kein Wort gegen die Konſer— 
vativen geſagt? Warum ſei das Gerücht über Abmachungen der Partei 
mit dem Zentrum über die nächſten Wahlen nicht widerlegt? Abg. Fried— 
berg: Die Kritif der Jungliberalen überjchreite alles Maß; die Partei 
babe im preußifchen Abgeordnetenhaufe alle illiberalen Maßregeln jcharf 
fritifiert. Eine Programmrevifion wäre fehlerhaft; vor den nächſten Wahlen 
jei zu agitieren und zu organifieren. — Nach weiterer ſcharfer Diskuſſion 


170 Bas Deutfhe Reid und feine einzelnen Glieder, (Dftober 10.) 


zwiichen Vertretern der Partei und der AJungliberalen wird folgender An- 
trag mit 580 gegen 20 jungliberale Stimmen angenommen: „Der Ber- 
tretertag Hat durch die aufflärenden und erjchöpfenden Darlegungen der 
Reichtagsabgeordneten die Weberzeugung gewonnen, daß die Reichstags— 
fraftion fich bei den Verhandlungen über die Reichsfinanzreform in einer 
äußerft jchmwierigen Lage befand und beftrebt war, diefe hochwichtige Frage 
zum Wohle des Baterlandes zu löſen. Durch diefe Anerkennung erachtet 
der Bertretertag die in den jungliberalen reifen zutage getretenen Mei- 
nungsverfchiedenheiten für ausgeglichen und erwartet von alt und jung, 
daß ſie baldigjt in die Vorbereitungen für die kommenden Reichstags— 
wahlen eintreten.“ 

Ferner wird nad einem Referat des Abg. den Are Mittel- 
ftandspolitif bejchloffen, da8 Gejeg über den unlauteren Wettbewerb zu 
revidieren und das Verſicherungsweſen auf die Privatangeftellten aus- 
zudehnen. 

In Preſſe und Vereinen wird die Diskuffion zwiſchen Partei und 
Zungliberalen, namentlicdy in Süddeutjchland, fortgeiegt, jo daß die gegne- 
riſchen Parteien behaupten, der Zwieſpalt jei nicht bejeitigt, jondern werde 
auf dem nächften Parteitag ftärfer hervortreten. 


10. Oktober. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ ver- 
dffentlicht folgenden Briefwechjel des Herzogs von Gumberland mit 
dem Kaifer und dem Reichsfanzler: 


I. Schreiben de3 Herzog3 an den Kaijer: Durchlauchtigſter, groß- 
mächtigfter Kaifer und König, freundlich lieber Better und Bruder! Die 
Rejolution, welche die Landesverjammlung ded Herzogtums Braunfchmweig 
zur Neuordnung der NRegierungsverhältnifie des Herzogtums am 25. Sep- 
tember angenommen und das herzogliche Staat3minifterium mir zur Kennt- 
nis gebradht hat, gibt mir Anlaß, an Ew. Kaijerliche und Königliche Maje- 
ftät mit einer freundlichen Bitte mich zu wenden. Es ift mein Wunjd, 
eine endgültige Ordnung der Regierungsverhältnifje im Herzogtum Braun- 
ihmweig auf dem Wege herbeigeführt zu fehen, daß ich und mein ältefter 
Sohn, Prinz Georg Wilhelm, unjere Rechte auf die Regierung im Herzog- 
tum auf meinen jüngften, nad) dem braunjchweigiichen Hausgeſetz voll- 
jährigen Sohn, den Prinzen Ernft Auguft, übertragen, und daß diejer als 
Herzog die Regierung übernehme. Mir und meinem älteften Sohne, jowie 
dejien Dejzendenz würde die Gufzejlion in Braunfchweig für den Fall 
vorbehalten bleiben, daß die Linie meines jüngften Sohnes erlöſchen follte. 
Der Berzichtleiftung auf den braunfchmweigiihen Thron würden ich und 
mein ältejter Sohn entjprechen, jobald Gewißheit befteht, daß der Regierungs- 
übernahme meines jüngjten Sohnes feine Hindernifje entgegenftehen. Dieje 
meine Abfiht und meinen Wunjch bitte ic) dem Allergnädigiten Wohl- 
wollen Eurer Kaiferlihen und Königlichen Majeftät empfehlen zu dürfen. 
Mit der Verficherung der volllommeniten Hochachtung und Freundicaft 
verbleibe ih Em. Kaijerlihen und Königlihen Majeftät freundmwilliger 
Better und Bruder Ernft Auguft. Gmunden, 2. Oktober 1906. 

II. Schreiben des Herzogs von Cumberland an den Reichskanzler: 
Euer Durchlaucht beehre ich mich, eine Abjchrift des Schreibens, welches 
ih an des Deutichen Kaijers und Königs von Preußen Majejtät wegen 
Uebernahme der Regierung des Herzogtumd Braunjchweig gerichtet habe, 
zur geneigten Kenntnis hierüber zu überjenden und Eure Durchlaucht als 
Borfigenden ded3 Bundesrats zu bitten, vom Inhalte des Schreibens dem 
Bundesrat Mitteilung machen zu wollen, fobald Eure Durchlaucht das für 
angezeigt halten. Indem ich die freundliche Bitte ausipreche, daß Eure 
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Durchlaucht der Verwirklichung meines in dem Handjchreiben Seiner Majeftät 
unterbreiteten Vorſchlages geneigte Unterftügung angedeihen laſſen wollen, 
verbleibe ich mit vollfommener Hohadtung Eurer Durchlaucht ergebenfter 
Ernit Auguft. Gmunden, 2. Dftober 1906. 

III. Schreiben des Kaijerd an den Herzog von Cumberland: Un 
des Prinzen Ernſt Auguft von Großbritannien und Srland, Herzogs von 
Gumberland Königliche Hoheit. Durchlauchtigſter Fürſt, freundlich Tieber 
Vetter! Eurer Königlichen ur Schreiben vom 2, Dftober habe Jch er- 
halten. Die Regierung von Braunjchweig ift durch den Bundesratsbeichluß 
vom 2. Yuli 1885 in der nad Lage der Berhältniffe durch die Intereſſen 
des Reiches gebotenen Weije geregelt. Als berufener Hüter diejer Inter— 
efien muß ich Anftand nehmen, zu einer Neuregelung die Hand zu bieten, 
folange die Sach- und Rechtslage, die zu gedachtem Bundesratsbeichluß 
geführt hat, unverändert fortbefteht. Der Inhalt Eurer Königlichen Hoheit 
Schreibens bietet aber feinen Grund, dieſe Lage al3 verändert anzujehen. 
Sc jehe Mich daher außerftande, der Mir von Eurer Königlichen Hoheit 
ausgejprochenen Bitte näher zu treten. Eure Königliche Hoheit bitte Ich 
die Verficherung der ausgezeichnetften Hochachtung entgegenzunehmen, wo— 
mit Ich bin Eurer Königlichen Hoheit freundlicher ergebener Better. 
Wilhelm I. R. Rominten, den 6. Dftober 1906. 

IV. Schreiben des Neich3fanzlerd an den Herzog von Cumberland: 
Sr. Königlichen Hoheit, Prinzen Ernſt Auguft von Großbritannien und 
Srland, Herzog von Cumberland! Em. Königlichen Hoheit beehre ich mich 
mit untertänigjtem Dank den Empfang des gnädigen Schreibend vom 2. d. M. 
zu beftätigen, mit welchem Em. Königliche Hoheit mir die Abichrift des 
von Khnen an Seine Majeftät den Kaifer und König wegen der Regierung 
im Herzogtum Braunjchweig gerichteten Schreibens zur Kenntnis über- 
fandt haben. Was Em. Königlichen Hoheit Wunſch nah Mitteilung dieſes 
Schreibens an den Bundesrat betrifft, jo muß ich mir die Entichließung 
darüber vorbehalten. Dagegen ſehe ich mic zu meinem Bedauern außer- 
ftande, die gewünfchte Unterftügung des von Em. Königlichen Hoheit Seiner 
Majeftät dem Kaiſer unterbreiteten Vorſchlages zuzufagen. Die Gejichts- 
punkte, nach melden ich als Neichsfanzler wie ald preußiſcher Minifter 
des Auswärtigen pflihtmäßig die braunfchweigiihe Frage zu behandeln 
habe, find in zwei in diefer Eigenfchaft von mir mit Genehmigung Seiner 
Majeftät des Kaiferd an die herzoglich braunjchweigiiche Regierung ge— 
richteten, inzwijchen der Deffentlichkeit übergebenen Schreiben dargelegt. 
Bon dem in diefen Schreiben angenommenen Standpunkte aus glaube ich 
in Em. Königlichen Hoheit Vorſchlag eine für das Reichsinterejje annehm— 
bare Löſung nicht erbliden zu fönnen. Mit dem Ausdrucke der ehr- 
erbietigften Gefinnung verharre ih ald Eurer Königlichen Hoheit unter- 
— ade Bülow, Reichskanzler. Homburg v. d. Höhe, den 7. Ok— 
tober 1906. 


12. Oktober. Die „Braunfchweigifche Landeszeitung“ ver— 
Öffentlicht folgendes Schreiben des Herzogs von Cumberland: 


Gmunden, den 9. Oktober 1906. An das Herzoglich Braunjchweigiich- 
Lüneburgiſche Staatäminifterium in Braunfchweig. Die von der Landes— 
verfammlung des Herzogtums am 25. September zur neuen Regelung der 
Regierungsverhältnifie einjtimmig gefaßte Reſolution habe ich, weil jie für 
das legitime Recht eintritt, al3 deutſcher Fürft mit warmer Freude be- 
grüßt. Die Rejolution hat mich veranlaßt, ſowohl an Se. Majeftät den 
Deutihen Kaifer und König von Preußen als auch an Se. Durdlaudt 
den deutjchen Reichskanzler und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
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Fürften v. Bülow die abjchriftlich beigefügten Schreiben am 2.9. M. zu 
richten. Darauf habe ich die gleichfalls in Abjchrift anliegenden Antwort- 
ſchreiben vom 5. bezw. 7. d. M. erhalten. Nach meiner feten Ueberzeugung 
habe ich durch mein Schreiben an Se. Majeftät den Deutſchen Katjer das 
weiteftgehende Entgegentommen bewiejen. Zu meinem lebhaften Bedauern 
hat Se. kaiſerl. und königl. Majeftät fich Allerhöchſt außerjtande erklärt, 
der jeinem Allerhöchften Wohlwollen von mir empfohlenen Bitte näher- 
zutreten; auch hat Se. Durchlaucht der Reichskanzler die von mir erbetene 
Unterftügung meines Sr. Majeftät unterbreiteten Borjchlages nicht zuſagen 
fönnen. Die für die Ablehnung meines Borjchlages angeführten Gründe 
vermag ich in feiner Richtung anzuerkennen. Denn durch die von mir 
vorgejchlagene Neuregelung der Regierungsverhältnifie des Herzogtums würde 
meines Eradıtend die Sach- und Rechtslage wejentlich verändert, und ganz 
unerfindlich ift mir, inwiefern die Regierungsübernahme meines jüngften 
Sohnes im Herzogtum Braunjchweig die Intereſſen des mächtigen Deutjchen 
Reiches follte gefährden können. Ich bejchränfe mich hiermit darauf Hin- 
zuweijen, daß der Bundesratöbeihluß vom 2. Juli 1885, wie ja auch jchon 
der Wortlaut desjelben ergibt, nur gegen mid, nicht auch gegen die Mit- 
glieder meines Braunjchweigifch-Rüneburgiichen Hauſes fi richtet. An 
vorftehende Mitteilung, weldhe das Land Braunjchweig und bejonders die 
Landesverfammlung über den im Sinne der NRejolution vom 25. v. M. 
bon mir unternommenen Ausgleich3verfuh und über deſſen Zurückweiſung 
aufklären joll, knüpfe ich hiermit das an ein Herzogliche3 Staatäminifterium 
gerichtete dringende Erjuchen, dieſes mein Schreiben ohne Verzug, wie dies 
mit der an das herzogliche Staatdminifterium gerichteten Note des deutfchen 
Reichskanzlers und Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten vom 3. Df- 
tober gejchehen ift, durch die amtlichen Braunjchweigischen Anzeigen zur 
Öffentlichen Kenntnis zu bringen und, worauf ich ganz bejonderes Gewicht 
lege, der Landesverjammlung vorzulegen, deren erneute Tagung bevorfteht. 
gez. Ernjt Auguft, Herzog zu Braunjchweig und Lüneburg. 

13. Oktober. (Berlin.) Major Fiſcher wird aus der Unter- 
ſuchungshaft entlaffen, das Strafverfahren wird eingejtellt, da fich 
nichts Belaftendes ergeben hat (S. 149). Er wird disziplinarifch 
mit Stubenarrejt bejtraft. 

14. Oktober. (Preußen) In der Erzdiögefe Poſen-Gneſen 
läßt Erzbifchof Stablewski einen Erlaß über den Religionsunter- 
richt verlefen, in dem es heißt: 

Hunderte von Eingaben mit unzähligen Unterjchriften find mir von 
den Eltern überjandt worden, in welchen ihr Schmerz über den unzuläng- 
lihen Religionsunterriht der Kinder infolge der immer größeren Ber- 
drängung der Mutterſprache ausgedrüdt if. Die ſchmerzliche Bejorgnis 
der Eltern um die religiöje Erziehung der Jugend war mir ſchon vordem 
befannt, und doch it mein oberhirtliches Herz neuerdings aufs tieffte ge— 
rührt worden. Auf meinen Bifitationsreifen habe id; wahrgenommen, daß 
die religiöjen Keuntniffe und die Sittlichfeit in der jüngeren Generation 
im Rückſchritt begriffen find. Meine Wahrnehmungen find mir durch die 
Berichte meiner beiden hochwürdigſten Herren Weihbijchöfe und Durch die 
Beſchwerden der Eltern und Geiftlihen noch bejtätigt worden. In der 
fejten Ueberzeugung, in welder ich auch früher für die Erteilung des Neli- 
gionsunterrichte3 in der Mutterjprache eingetreten bin, und infolge von 
trüben eigenen Erfahrungen, habe ich bei jeder Gelegenheit die tter- 
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ſprache im Religionsunterricht in Schuß genommen oder mich um ihre 
Wiedereinführung bemüht. ... Unter den gegebenen Berhältnifjen bleibt 
uns nur übrig, im gemeinfamen Herzenskummer den Religionsunterricht 
in der Schule durdy einen jolchen in an und Kirche zu ergänzen. 

Die große Mehrheit der deutichen Prefje greift den Erlaß aufs 
fchärffte an und fieht darin zum Teil eine Aufforderung zum Widerftand 
gegen die Staatögejege. Die Zentrumsprefje betont, jeder Katholik müſſe 
damit völlig einverftanden fein. Die „PBojener Neuefte Nachrichten” for- 
dern einen Kurswechſel in der Bolenpolitif. 


14. DOftober. Der Gedenktag der Schlaht von Jena wird 
in der Prefje viel bejprochen; auf dem Schlachtfelde finden Er— 
innerungsfeiern ftatt, in Vierzehnheiligen wird ein Denkſtein für 
die Gefallenen errichtet. 

15. Oktober. (Ejjen.) Der Kaijer nimmt Zeil an der 
Hochzeitzfeier von Bertha Krupp mit dem Freiherrn dv. Bohlen 
und bringt einen Trinkſpruch aus, in dem er jagt: 


Ihr Leben jei erfüllt und beherricht von dem, was unjer großer 
und Harjter Denker, Kant, den Fategorifchen Ymperativ der Pflicht genannt 
2 Shnen, Meine liebe ug hat der liebe Gott einen herrlichen 

irkungskreis zugewieſen: für Ihre Arbeiter und deren Familien zu Ieben. 
Wenn Sie dur die Fabrifräume jchreiten, möge der Arbeiter in dank— 
barer Liebe die Mütze vor Ihnen lüften und in Ihnen neben der Tochter 
ſeines innig verehrten, verblichenen Fabrikherrn den guten Genius der 
Werke begrüßen. Bei Ihrem Eintritt in die Yamilienhäufer mögen die 
Kinder und die Frauen in Ihnen eine holde ee erbliden, welche bei ihrem 
Erſcheinen Tränen trodnet, Not lindert, Laften erleichtert, Leid ertragen 
hilft; und Ihrer Einwirkung, Mein lieber Bohlen, entipringe Arbeits- 
freudigfeit, fortjchreitende Entwidelung nad) zielumfafjenden Gefichtöpunften, 
den modernjten Anforderungen entiprechende Leiftungen nach den bewährten 
Grundfägen des Begründers dieſes Werkes. Möge e3 Ahnen gelingen, 
das Werk auf der Höhe zu erhalten auf die ed gehoben worden ift, un— 
ferem deutſchen WBaterlande auch fernerhin Schutz- und Trugmwaffen zu 
liefern, welche in der Fabrikation ſowohl wie in Leiftungen nach wie vor 
von feiner Nation erreicht werden. Mit goldenen Buchftaben ftehe das 
Wort „Pflicht“ über den Türen Ihres Heims und werde ihre Ausübung 
durch das hehrſte Gefühl erleichtert, welches e3 auf Erden gibt, nämlich 
für das Wohl feiner Mitmenjchen arbeiten zu können. 


15. Oktober. (Braunfchweig.) Das Staatöminijterium be= 
antragt die Wahl eines Regenten: 


In der Vorlage Heißt es: Die Antwort des Kaiſers geht dahin, 
dag Allerhödjitderjelbe ſich außerftande ſehe, der Allerhöchſtihm von feiner 
föniglichen Hoheit ausgejprocdhenen Bitte näher zu treten. Die Ablehnung 
wird dahin begründet, daß der Anhalt des Schreibens des Herzogs von 
Gumberland feinen Grund biete, um die Sach- und Rechtslage als ver- 
ändert anzujehen, welche zu dem Bundesratöbeichluffe vom 2. Juli 1885 
geführt Habe. Man wird nicht umhinfönnen, dem zuzuftimmen. Der 
wejentlichjte Grund des mehrerwähnten Bundesratsbejchlufjes ift nach defjen 
Wortlaut zweifellos in der Geltendmachung von Anjprücden auf Gebiet3- 
teile des Bundesftaates Preußen feitens des Herzogs von Cumberland zu 
ſuchen. Bon diejem Gefichtspunfte aus hat auch der Referent der ftaatd- 
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rechtlihen Kommijfion der Landesverfammlung, foweit uns befannt, in 
vollem Einverftändni3 mit diejer, bei Begründung der Rejolution befonders 
hervorgehoben, daß auf die in dem Bundesratsbeſchluß erwähnten An- 
ſprüche in unzweideutiger Weife verzichtet werden müfje, ehe die Thron- 
befteigung des Herzogs von Cumberland oder eines feiner Söhne im Herzog- 
tum erfolgen könne. Bei verjchiedenen Anläſſen Hat ſich fchon die herzog- 
liche Landesregierung zu derjelben Auffafjung befannt. Bon einem jolden 
Berzicht des Herzogd von Cumberland für ſich und jeine Söhne enthalten 

„aber die Aftenftüde nichts. Er ift auch nicht zu erwarten, da aus dem 
Schreiben des Herzog3 von Cumberland hervorgeht, daß bderjelbe die von 
ihm in feinem Schreiben an den Kaijer abgegebene Erklärung betreffend 
einen eventuellen Verzicht auf Braunichweig ald die Grenze feines Ent- 
gegenfommens anfieht. Zu unjerem Bedauern müffen wir auf Grund vor» 
ftehender Darlegungen konſtatieren, daß zurzeit ein Ausgleich der in der 
Rejolution der geehrten Landesverfammlung erwähnten Gegenjäge, welche 
zwifchen der Krone Preußens und dem derzeitigen Haupte der jüngeren 
Linie des braunjchweigiichen Herzogshauſes beftehen und im Beichluß des 
Bundesrates vom 2. Juli 1885 zum Ausdrud gebracht find, nicht zu er— 
reichen ift, daß mithin der durch die NRejolution der Landesverfjammlung 
eingeleitete Berjuch, eine endgültige Ordnung der Negierungsverhältnifie 
auf einem gemeinjchaftli von der geehrten Zandesverjammlung und ber 
herzoglichen Landesregierung bejchrittenen Wege herbeizuführen, al3 er- 
gebnislos zu bezeichnen ift. Damit find die Regierung und die Landes- 
vertretung vor die Frage gejtellt, was weiter zur Regelung der Regierungs- 
verhältnifje im Herzogtum gejchehen joll. Die Antwort gibt die Verfafjung, 
insbefondere das Negentichaftsgejeg vom 16. Februar 1879. Die maf- 
gebenden Bejtimmungen bieten zwar nicht die Möglichkeit, zurzeit eine 
endgültige Ordnung der Regierungsverhältniffe herbeizuführen. Die Für- 
forge der gejeßgebenden Faktoren, weldhe in rechter Erfenntnis der dem 
Herzogtum drohenden unficheren Lage jene Geſetze jchufen, ift es zu danken, 
daß die Fortführung einer verfafjungsmäßigen Verwaltung des Herzog- 
tums bei der auch jegt nicht behobenen Behinderung des erbberechtigten 
Thronfolgers, gejichert erjcheint. Das hierzu gebotene verfaifungäwäßige 
Mittel ift die Neumahl eines Regenten auf Grund des Regentjchaftögejeges 
vom 16. Februar 1879, insbejondere nad) $ 6 desfelben. Nach dem ein- 
ftimmigen Beſchluß des Regentichaftsrates, defjen gleichfall3 einftimmige 
Auffaffung die Begründung diefer Vorlage entjpricht, erjuchen wir die ge- 
ehrte Landesverſammlung, ihr Einverftändnis damit zu erklären, daß nun— 
mehr die Wahl eines Regenten nad) Maßgabe des Gejeges vom 16. Fe- 
bruar 1879, die provijoriiche Ordnung der Regierungsverhältnifje bei einer 
Thronerledigung betreffend, in die Wege geleitet werde. Braunjchweig, den 
15. Oftober 1906. Das Herzoglid) Braunfchweigisch-Lüneburgiiche Staatd- 
minifterium. v. Otto. 


15. Oftober. Nürnberg.) Die bayerifche Landesausftellung 
wird durch den Minijterpräfidenten Frhrn. v. Podewils gejchlofien. 

15. Oktober. (Berlin.) Die jozialdemokratijche Partei er— 
Öffnet eine Arbeiterbildungsjchule zur Heranbildung von Partei- 
agitatoren. 

19. Oktober. Württemberg.) Die Kammer der Abgeord- 
neten genehmigt einen Antrag auf Unterfuhung der Notlage der 
Meingärtner. 
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Dftober. Frleifchteuerung (©. 157). 


Da die Agitation auf Deffnung der Grenzen fortbauert, teilt Die 
Korrejpondenz Hoffmann” offizids mit (19. Oktober), daß von der Er- 
aubnis, jährlich 50000 Schweine aus Defterreich nach Bayern einzuführen, 
noch fein Gebraud) gemadt worden ſei; auch in Sachſen feien nur im 
April 300 Schweine eingeführt worden. Fleiſchknappheit in Defterreich- 
Ungarn und hohe Preiſe madten die Einfuhr unmöglid. 


Ditober. (PBreußen.) Der Streit der polnifchen Schul- 
finder nimmt nach den Herbitferien zu. 


20. Oktober. Württemberg.) Die Kammer der Abgeord- 
neten fpricht fi) mit 41 gegen 16 Stimmen gegen die fakultative 
Zulafjung der Simultanjchulen aus. 


22. Dftober. (Reihdtag3wahl.) Bei der Erjagwahl in 
Döbeln (Sachjen) erhält Pinfau (Soz.) 12207, Haſſe (konj.-natlib.) 
8322, Bed (fr. Bg.) 3512 Stimmen. 


Dftober. Es macht fich eine lebendige Lohnbewegung unter 
den Bergarbeitern geltend. Die Regierung empfiehlt wohlwollende 
Prüfung ihrer Forderungen. 

23. Oktober. (Braunfchweig.) Beichluß des Landtags über 
die Wahl eines Kegenten. 


Die ftaatsrechtliche Kommiffion beantragt folgenden Beichluß: 1. Die 
Zandesverfammlung jpricht ihre Ueberzeugung dahin aus, daß ohne einen 
endgültigen und vorbehaltlofen Verzicht der jämtlichen Agnaten des herzog- 
lichen Hauſes auf Hannover, die im Intereſſe des Landes dringend wün— 
fchenswerte Berftändigung zwiſchen der Krone Preußen und dem Herzog 
von Cumberland nicht zu erhoffen ift. 2. Sie erjucht den Regentſchaftsrat, 
diejen Beichluß zur Kenntnis des Herzogs von Cumberland, jomwie der 
föniglich preußischen Regierung zu bringen und aud) die bezüglichen Schreiben 
und Abſchriften dieſes Berichtes beizufügen. Sie gibt ferner der Regent» 
ſchaft anheim, einftweilen den Landtag zu vertagen, und erft dann wieder 
ujammentreten zu lafjen, wenn entweder eine die Wiederaufnahme der 

rhandlungen zwiſchen dem Regentjchaftsrat und der Landesverfammlun 
erfordernde Erklärung des Herzogs eingegangen fein jollte, oder ohne dab 
folches gejchehen würde, eine Frift von drei Monaten verftrichen fein werde. 
dir Begründung ihres Antrages führt die Kommiljion der braun- 
jchweigiihen Landesverfammlung aus: Die Kommiſſion hat bei der Ein- 
bringung der Rejolution vom 25. September die Tatjache, auf welche ſich 
der Bundesratsbeihluß vom 2. Juli 1885 ftügt, als fortbeitehend erachtet. 
Sie ift der Anficht gewejen, daß der Uebernahme der Regierung durch den 
Herzog von Cumberland oder einen feiner Söhne der Verzicht auf die 
Anſprüche auf Hannover vorhergehen müſſe, und daß der Reichskanzler 
als Vorjigender ded Bundesrates das geeignete Organ jei, das zweite 
Hindernis, die gegenjäglihe Stellung des Herzogs zu Preußen, zu be— 
jeitigen. Dieſe Anjicht jei irrig gewejen. Der Reichskanzler Habe die Ber- 
mittlung abgelehnt, weil er die Uebernahme der Regierung jeitend des 
Herzogs für unmöglich erachtete, da dieje durch den Bundesratsbeichluß 
vom 2. Zuli 1885 ausgejchloffen jei. Gerade deshalb aber, und weil das 
Land außerftande jei, die Negierungsverhältniffe endgültig zu regeln, jei 
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der Reichskanzler um Vermittlung gebeten worden. Daß der Bundesrats- 
beihluß unſchwer zu befeitigen gewejen wäre, bedürfe feiner näheren Be- 
ründung. Die Ablehnung habe aber auch durch ihren Fühlen Ton ver- 
———— wirken müſſen und leider tatſächlich auch gewirkt. Die Kom— 
miſſion könne ſich der Auffaſſung nicht verſchließen, daß der Reichskanzler 
weſentlich durch ſeine Stellung als preußiſcher Miniſter des Auswärtigen 
beeinflußt worden ſei. Die Kommiſſion weiſt ferner darauf hin, daß das 
Reich nichts anderes ſei, als ein auf Grund von Bündnisverträgen auf— 
gebautes, aus der Geſamtheit der Einzelſtaaten beſtehendes Staatsgebilde, 
daß ſomit das Wohl des Reiches bedingt werde durch das Wohl der ein- 
elnen Bundesstaaten, daß alſo der Reichsgedanke leiden müfje, wenn ein 
Einzelftant beim Reiche nicht Entgegenfommen und Förderung finde. Diejes 
Entgegenfommen vermifje die Kommiffion. Die Kommiſſion Habe aud) er- 
wogen, ob nicht eine andere Stelle wegen der Vermittlung anzugehen ſei, 
halte aber den Verſuch für zwecklos, weil leider die mehrgedachten Gegen- 
jäße durch das Schreiben ded Herzogs an das Gtaatöminifterium vom 
9. Oktober noch verfchärft worden jeien. Die Kommiffion kann aud) der 
Auffafjung, der Herzog habe durch fein Schreiben vom 2. DOftober an den 
Kaiſer das weiteitgehende Entgegentommen bemwiefen, nicht beipflichten. Da 
auch die preußische Regierung zurzeit nicht in der Lage zu jein erflärte, 
einen Ausgleich ihrerjeit3 2 au Fr gelange die Kommiffion zum Schlufie, 
daß der vom Landtag in der beften Abficht unternommene Berjuch, die 
Thronfolge zu regeln, gejcheitert jei. Zu demſelben Ergebnis ſei auch die 
Negierungsvorlage gelangt. Ein Jängere® Abwarten jei nun nidt un- 
bedenklich, da jchon jegt durch die Thronfolgefrage höchſt unliebfame Gegen- 
fäge innerhalb de3 Landes hervorgerufen worden jeien. Die Kommiſſion 
halte es aber doch für zuläffig, daß noch einmal der Verſuch, die Gegen- 
ſätze zu bejeitigen, unternommen werde, dadurd, daß der Landtag aus— 
drüdiih Stellung nehme zu dem Anſpruch des Herzog3 auf Hannover. 
Der Berziht auf Hannover jei die Grundlage, auf der allein die im 
Intereſſe des Landes dringend erwünjchte Verftändigung erhofft werden 
fünne. Würde er ausgeſprochen, und zwar derart, daß ein endgültiger 
vorbehaltlojer Friede geichloffen werden würde von allen Agnaten des 
——— Hauſes, ſo müßte ſich ein Ausgleich der ſonſtigen, zwiſchen der 
rone Preußen und dem Herzog von Cumberland beſtehenden Gegenſätze 
bei beiderſeitigem Entgegenkommen unſchwer erzielen laſſen. Wenigſtens 
könnte der Bundesrat dann nicht umhin, von neuem zur braunjchweigi- 
ſchen Thronfolgefrage Stellung zu nehmen. Die Frage, ob der Verzicht 
auf Hannover angängig jei, ſei ſchon feit langer Zeit erörtert und zweifellos 
auch vom Herzog jo ernft und eingehend erwogen worden, daß man einen 
endgültigen Entſchluß binnen kurzer Friſt werde erwarten fünnen. Es 
erjcheint daher unbedenklich, bis zum Ablauf einer ſolchen Frift von der 
Vorbereitung der Wahl eines Negenten Abjtand zu nehmen. Würde aud) 
diejer Verſuch ohne Erfolg bleiben, jo könnte der — die 
Anerkenntnis nicht verſagt werden, daß fie den Ausgleich unter rückhalt— 
loſer Anerkennung der Rechte des herzoglihen Haujes, aber aud unter 
Wahrung der Intereſſen des Reiches redlich angeftrebt habe 
Staatöminifter v. Dtto wendet fich gegen einige Stellen in dem 
Bericht, die den Reichskanzler betreffen, und betont dabei, daß das Schreiben 
des Reichskanzlers erft durch das Schreiben des preußifchen Minifteriums 
des Auswärtigen ins rechte Licht gefegt werde. Er jei mit den Anträgen 
der ftaat3rechtlihen Kommilfion einverftanden und erſuche nur den Satz 
zu ſtreichen, daß auch Abjchriften des Berichtes der Kommilfion an den 
Herzog von Cumberland und an die preußijche Regierung gejandt werden 
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follten. Das Minifterium ftehe auf dem Standpunfte, daß ein unbedingter 
Verzicht des Haufes Braunjchweig auf Hannover notwendig fei, bevor an 
eine Thronfolge in Braunjchmweig gedacht werden könne, und feit dreißig 
und mehr Jahren hätten Landtag und Regierung in Braunſchweig ftet3 
auf diefem Standpunkte geftanden. 

Hierauf wird der Pafjus über die Abjendung der Abjchriften ge- 
firiden und der Antrag einftimmig angenommen. 


Dftober. Die Prefje über die braunfchweigifche Frage. 


Die bürgerlihen Blätter außer denen des Zentrums jprechen faft 
fämtlih ihre Genugtuung über den Verlauf der Angelegenheit und den 
weiteren Ausſchluß der Welfendynaftie aus. Die melfiiche Partei fordert 
in Berjammlungen die Nachfolge des Herzog3 von Gumberland als des 
— Thronerben. Die führenden Zentrumsorgane, „Germania“ und 
„Kölnische Volkszeitung“ meinen, daß die Anerkennung der Reichsverfaſſung 
auch ohne ausdrüdlichen Verziht auf Hannover zur Zulaffjung zum min- 
beiten des jüngjten Sohnes des Cumberländers genügen könne. Die „Braun- 
jchmweiger Landeszeitung” findet es „einfach unbegreiflich, daß der Herzog 
nicht befjere Berater findet, die ihm dies vorher hätten vorftellen fünnen, 
um jo unbegreiflicher, al3 er fich und feinem Sohn die Nachfolge wahren 
wil. Wir möchten indefjen glauben, daß der Herzog, wenn er einmal A 
fagt, nunmehr auch B jagen und um feines zweiten Sohnes, ſowie feiner 
fonftigen dynaftiihen Intereſſen willen einen ehrlichen und bedingungs- 
Iojen Frieden zu machen fich entjchliegen müßte. Das ift er dem Lande 
Braunſchweig fchuldig.“ 


23. Dftober. (Reichstagswahlen.) 

Bei der Erjagwahl im Wahlfreije Stade erhält Reeß IR 6612, 
Ebert (Soz.) 6183, Klävemann (Bd. d. 2.) 3490, Meding (Welfe) 1641, 
Dtto 3191 Stimmen. In der Stihwahl (1. November) erhält Reeß 13497, 
Ebert 7149 Stimmen. 

Bei der Erjagwahl in Hadersleben-Sonderburg erhält Hanfjen (Däne) 
10315, Hahn 5115 Stimmen. 

27. Dftober. (Preußen) Ein Erlaß des Minifter3 der 
Öffentlichen Arbeiten fichert die Arbeiter vor willfürlicher Dienft- 
entlafjung. 

27. Oktober. (Berlin.) Beiprechung der Monroedoktrin in 
der Univerfität. 

Der Inhaber der neugegründeten Roofeveltprofeflur für amerikanische 
Geihichte und Verfaſſung, Profeſſor Burgeß, Hält in der Univerfität feine 
Antrittövorlefung, in der er die Monroedoktrin al3 veraltet und durch 
Roojevelt al3 überwunden bezeichnet. — Der Kaifer wohnt der Vorlefung 
bei und bringt nad) Schluß der Vorlefung ein Hurra auf NRoofevelt aus. 

In der amerikanischen Preſſe wird zum Zeil gegen die Kritik der 
Monrovedoftrin durch Burgeß proteftiert. 

30. Oktober. Der Hamburger Dampfer „Hermann“ geht 
mit 23 Mann infolge einer Kollifion unter. 

Ende Oktober. Anfang November. Angriffe auf die Regie- 
rung; Krijengerüchte. 

Viele Blätter, beſonders nationalliberale, polemifieren gegen das 
„perfönliche Regiment”; Abg. Baffermann (n!.) tadelt in einer öffentlichen 
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Nede jcharf die auswärtige Politik des Herrn dv. Tichirichky. — Im Zu- 
fammenhang mit folchen Pritifen wird in der Preſſe von einer Kanzler- 
frifis geiprochen, die mit der angeblichen Weigerung Podbielskis, jein Ent— 
laſſungsgeſuch einzureichen, im Zuſammenhang ftehe; oder es Heißt, ein 
Bizefanzler jolle eingefegt werden. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ 
dementiert alle Gerüchte hierüber. 


Ende Dftober. Anfang November. (Hejfen.) Regierung und 
Sozialdemofratie. 


Die Beftätigung des Sozialdemokraten Eißnert als Beigeordneten 
von Offenbach wird von der Prefje vielfach getadelt. Die Regierung er- 
widert, feine politische Partei fei grundfäglihd vom Amte ausgeſchloſſen; 
Eißnert habe die bejtehenden Gejege zu achten verjprochen. — Das Mini- 
fterium reicht wegen diejer Angriffe jeine Entlafjung ein, der Großherzog 
nimmt fie aber nicht an (Anf. November). 


Anfang November. (PBreußen.) Kardinal Fürftbijchof Kopp 
von Breslau verbietet den polnischen Geiftlichen feiner Didzefe in 
der polnifchen Schulfrage zu agitieren. 

November. (Breußen.) Polnifcher Schulftreit. 


Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ erflärt e3 für ausgejchlofien, 
daß die Regierung nachgeben könne, und tabelt den Hirtenbrief Stablewskis, 
der die Agitation verſchärft Habe. 

Im November ſchweben bei den Landgerichten Poſen, Liffa, Oftromwo, 
Bromberg, Gnejen etwa 150 Strafprozefje wegen des Schulſtreils. Manchen 
Eltern wird das Erziehungsreht genommen, weil fie den Kindern ver- 
bieten, am deutjchen Religionsunterricht teilzunehmen. 


2.November. (Barmen.) Preußiſcher Landtagsabgeordneter 
dv. Eynern F. — Geboren 1838 in Barmen, feit 1879 Mitglied des 
Adgeordnetenhaufes, Führer der nationalliberalen Partei. 

3. November. (Berlin.) Schluß einer internationalen Kon- 
ferenz für Yunfentelegraphie. 


Das Abkommen ift von folgenden Staaten unterzeichnet worben: 
Deutihland, Vereinigte Staaten von Amerika, Argentinien, Defterreich, 
Ungarn, Belgien, Brafilien, Bulgarien, Chile, Dänemark, Spanien, Frant- 
rei, Großbritannien, Griechenland, Stalien, Japan, Mexiko, Monaco, 
Norwegen, Niederlande, Berfien, Bortugal, Rumänien, Rußland, Schweden, 
Türkei und Uruguay. — Das Abkommen fanktioniert im wejentlichen die 
von dem einladenden Staat Deutjchland der Konferenz unterbreiteten Vor— 
Schläge. Der Schwerpunkt liegt in der Beftimmung, nad) der der Aus- 
tauſch funtentelegraphifcher Nachrichten zwijchen der Küftenftation und dem 
Schiff ohne Rückſicht auf das jeweilige angewandte funfentelegraphiiche 
Syſtem obligatorisch gemadt wird. — Nach dem Schlußprotofoll zu dem 
Abkommen jollen die Vertragsftaaten dad Recht haben, einzelne Küften- 
ftationen von der Interfommunifationspflicht auszunehmen, jedoch unter 
der Bedingung, daß an die Stelle der auszunehmenden Station eine an- 
dere, den Bedürfnijjen und dem allgemeinen Berfehre genügende Station 
für den uneingejchränften Nachrichtenaustaufch bereitgeftellt wird. Ver— 
zichtet haben auf diefes Ausnahmereht: Deutjchland, Vereinigte Staaten 
von Amerika, Argentinien, Defterreih, Ungarn, Belgien, Brajilien, Bul- 
garien, Chile, Griechenland, Mexiko, Monaco, Niederlande, Norwegen, Ru- 
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mänien, Rußland, Schweden und Uruguay. — Stalien hat ſich im Hin- 
blick auf jein Vertragsverhältnis zur Marconi-Gejellihaft die Ratififation 
des Abkommens vorbehalten. — Auf Antrag der Vereinigten Staaten von 
Amerifa wurde noch eine die Interkommunikationspflicht auch für den 
Nachrichtenaustauſch zwiſchen Schiff und Schiff vorjchreibende Zufaßverein- 
barung getroffen und von folgenden Staaten unterzeichnet: Deutichland, 
Bereinigte Staaten von Amerika, Argentinien, Defterreih, Ungarn, Bel- 
gien, Brafilien, Bulgarien, Chile, Dänemark, Spanien, Frankreich, Griechen- 
land, Monaco, Norwegen, Niederlande, Rumänien, Rußland, Schweden, 
Türkei umd Uruguay. — Die Vereinbarung und die Bujagvereinbarung 
follen am 1. Zuli 1908 in Kraft treten. Die Hinterlegung der Ratififations- 
urfunden ſoll fobald ald möglich in Berlin erfolgen. — Die nächſte Kon- 
ferenz joll im Jahre 1911 in London ftattfinden. 


3. November. (Württemberg) Der Landtag wird auf: 
gelöjt. 

8.—10. November. (Berlin.) Eine Konferenz von Beamten 
und Intereſſenten berät über die Weingejeßgebung wie Keller- 
behandlung, Zuderzufag, Weinfteuer, Objtweine u. dgl. 

10. November. (Baden.) Die Regierung erkennt die Eri- 
ftenz einer Fleiſchteuerung an und verfpricht für befchräntte Öff- 
nung der Grenzen gegen Dänemark und die Niederlande einzutreten. 

11. November. Preußen.) Der Kaiſer genehmigt das Ab- 
ſchiedsgeſuch des Landwirtichaftsminifterd v. Podbielski und richtet 
folgendes Schreiben an ihn: 


Mein lieber Staatsminiſter v. Podbielskil Nachdem Ich Ihnen 
durch Erlaß vom heutigen Tage die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung in Gnaden 
erteilt habe, iſt es Mir ein Bedürfnis, Ihnen für die ausgezeichneten 
Dienſte, welche Sie Mir und dem Vaterlande geleiſtet haben, und die Art 
und Weiſe, wie Sie während Ihrer Amtsführung die Intereſſen der Mir 
beſonders am — liegenden heimiſchen Landwirtſchaft wahrgenommen 
haben, Meinen Königlichen Dank auszuſprechen. Als Zeichen Meines Wohl- 
wollens verleihe Ich Ihnen die Brillanten zum Großfreuz des Roten Adler- 
ordend mit Eichenlaub und Schwertern am Ringe und laſſe Ihnen die 
Dekoration hierneben zugehen. Sch verbleibe Ihr twohlgeneigter König 
gez. Wilhelm. 

11. November. (Frankfurt a.M.) Bertreter der beiden 
freifinnigen Parteien und der ſüddeutſchen Volkspartei beraten über 
ein gemeinfames Vorgehen der links ftehenden bürgerlichen Parteien 


bei den Reichstagawahlen. 

11.113. November. (München.) Der Grundftein zum deut- 
ſchen Mujeum, das die modernen technifchen Leiftungen veranjchau= 
lichen joll, wird gelegt. 


Der Prinzregent und die Behörden beteiligen fich an der feier, 
am 13. nimmt das Raiferpaar teil. Der Kaiſer erwidert auf die Be- 
grüßung des Prinzregenten: Euere Königliche Hoheit! Es fehlen Mir die 
Worte, um den richtigen Ausdrud zu prägen für den herzlichiten Dank 
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Meiner Gemahlin und Meiner jelbft für den unvergleichlich ſchönen Auf- 
enthalt, den Sie Uns bereitet haben. Der heutige Tag reiht fich würdig 
an die Seite ded Nürnberger Taged. Der Empfang jeitens der Bevöl— 
ferung Euerer Königlichen Hoheit Rejidenz war getragen von einem großen 
nationalen Gedanken und fpielte fih ab auf einem wunderbaren Hinter- 
grund föftlicher Kunſt. Ich bitte, Meinen innigften und herzlichiten Dank 
zu Füßen legen zu dürfen für die Begrüßung feitend Eurer Königlichen 
Hoheit und für den Jubel und Enthufiasmus jeitend der Münchener. Die 
ichönfte Weihe des Feftes war aber für uns alle, daß wir Eurer Klönig- 
Iihen Hoheit erlaudhte und erhabene Perſon in jo voller Friſche dem Feſte 
—— vorſtehen ſehen können, und Ich glaube aus dem Herzen eines jeden 
nweſenden, eines jeden Bayern ſprechen zu dürfen, wenn Ich rufe: Sch 
bitte Gotte8 Segen auf dad Haupt Eurer Stöniglichen Hoheit und Sein 
erlauchtes Haus. Seine Königliche Hoheit der Prinzregent, er lebe Hoch, 
Hoch, hoch! 
13.November. Der Reichstag eröffnet die Situngen wieder. 
14.115. November. (Reich3tag.) Interpellation über die aus— 
mwärtige Politif. Bülow über die Beziehungen zu allen Groß— 
mächten, die Konferenz von Algeciras, die Sozialdemokratie und 
ausmärtige Politik, die Dogmatifierung Bismarcks, den alldeutjchen 
Verband. BPerfönliche Erinnerungen; Auswahl der Diplomaten, 
perjönliche® Regiment. 


Abg. Bafjermann (nl.) bringt folgende Interpellation ein: ft 
der Reichskanzler bereit, Auskunft zu geben über unfere Beziehungen zu 
den übrigen Mächten und ſich über die Bejorgniffe zu äußern, welche in 
vielen Kreifen unjeres Volkes wegen der internationalen Lage beftehen? — 
Zur Begründung führt er aus: In Deutichland herrſche allgemeine Unzu- 
friedenheit über die Lage; dieſe Stimmung fei durd die Veröffentlichung 
der Hohenlohememoiren verjtärkt; man müſſe den vorzeitigen Abgang Bis- 
mard3 abermal3 bedauern und fich über die Berufung des verbrauchten 
Hohenlohe wundern. Der Reichskanzler habe heute einen jchweren Stand, 
da allerlei Einflüfje, die an die Kamarilla Friedrich Wilhelms IV. erinnerten, 
gegen ihn tätig jeien. Warum jei Deutſchland heute unbeliebt und ijoliert, 
während e3 zur Zeit Bismarcks beliebt war? Die Unftetigfeit der Leitung 
habe das verurjacht; man bejorge, daß die oberjten Poften der Diplomatie 
nicht nach der Seiftungsfähigkeit, fondern nach Rüdjichten auf persona 
grata und gratissima bejegt würden. Die VBerhältnifje im Dreibund hätten 
ſich verjchlechtert durch die Annäherung Staliend an Franfrei und die 
Differenzen zwiſchen Italien und Oeſterreich. England ziele auf eine 
Solierung Deutichlands ab und ftehe im Begriff, fih mit feinem alten 
Gegner Rußland zu verftändigen, nachdem es Frankreich bereit3 gewonnen 
habe. So jei die Lage nicht rofig, wenn auch eine afute Gefahr nicht 
beftehe, aber ba jeßt der Friede nur durch Bündniſſe aufrecht erhalten 
werden fönne, ſei die Lage für Deutjchland bedenklich. Auch die Unruhen 
am Balfan und die Beftrebungen Englands in Aſien verdienten ernſte 
Aufmerkfamkeit. Perjönlihe Sympathien und Schwankungen erjchwerten 
die Leitung der deutjchen Politik, die dadurch gejchaffenen Unftimmigfeiten 
ließen fi) durch Depeſchen und Reden nicht korrigieren. 

Neichslanzler Fürft Bülow dankt zunächſt für die ihm während 
jeiner Sranfheit bewiejene Teilnahme. In Beantwortung der Inter— 
pellation will ich jegt auf unſere internationalen Beziehungen eingehen 
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und auf MEI Stellung in der Welt. Ich behalte mir dabei vor, auf 
mande Bunfte, die der Herr Abg. Bafjermann in feiner Begründung ber 
Snterpellation berührt hat, im Laufe der Debatte zurüdzufommen. Was 
zunächſt unjer Verhältnis zu Frankreich angeht, jo muß man, wie ich 
glaube, unterjcheiden zwiſchen dem, was vielleicht wünfchenswert, und dem, 
was nad Lage der Dinge möglich if. Der Gedanke eines engeren An— 
fchluffes oder eines Bündniffes mit Frankreich, wie er hier und da in der 
Preſſe auftaucht, ift, wie die Stimmung in Frankreich noch ift, nicht reali- 
fierbar. Ye weniger Illuſionen wir uns in diefer Beziehung machen, um 
jo beſſer. Die Gründe Hierfür liegen in Ereigniffen der Vergangenheit, 
die von uns und unjeren weſtlichen Nachbarn verjchiedenartig aufgefaßt 
werden. Gie liegen auch in der Lebhaftigkeit des franzöfifchen Patriotig- 
mus, die man, je nachdem, übertriebene Eigenliebe oder nahahmungs- 
würdigen Nationalftolz nennen kann. Sch perſönlich neige der letzteren 
Auffaflung zu. Ich Habe vor vielen Jahren in Paris die Ehre gehabt, 
einem jehr hervorragenden, einem großen Franzoſen näher zu treten, und 
ihm ein danfbares Andenken bewahrt, denn er war für mich, ber ich da- 
mal3 ein junger Botjichaftsjefretär war, menjchlih gut und freundlich. 
Das war Leon Gambetta. ch erinnere mich, wie er mir eines Abends 
in furzen, marfigen, lapidaren Zügen jeine Haltung und fein Vorgehen 
nad Sedan, ald Mitglied der Regierung, der nationalen Berteidigung 
ichilderte, deren Seele er war. „Frankreich“, fagte er mir, „war in die 
Knie geſunken, ich Habe ihm gejagt: Erhebe dich und vorwärtö! La France 
etait tombee A genoux, je lui ai dit: De bout et marche! In großen 
Augenbliden”, fügte Gambetta hinzu, „hat derjenige, der Frankreich regiert, 
das Gefühl, ein Thermometer in der Hand zu *2 — Ein Druck der Hand 
läßt das Queckſilber ſteigen oder fallen. Dans ces moments la, dans les 
grands moments on peut tout faire de la France. In ſolchen Augen- 
bliden, in großen Momenten fann man alles mit Frankreich machen.“ 
Al mir Gambetta da3 fagte, Dachte ich junger Menſch mir innerlich: 
Möchte, wenn je über das deutſche Volk eine ähnliche Kataftrophe käme 
wie damals über da3 franzöfiihe Kaiferreich, unjere Nation Männer finden, 
die mit glei unbeugjamem Patriotismus weiter fechten bis zum bitterften 
Ende. Ich möchte hierbei bemerken, daß e3 gerade diefe Lebhaftigfeit des 
franzöfifchen Patriotismus, der hochgejpannte und ftarfe Ehrgeiz des fran- 
zöſiſchen Volkes, aljo traditionelle und glänzende Eigenichaften unferer 
temperamentvollen Nachbarn find, die und nötigen, militärisch en vedette 
zu fein, um nicht nur das verlorene Gut an den Vogeſen zu wahren, das 
mit Strömen deutſchen Blutes erworben wurde, jondern auch die endlich 
jo jpät und jo mühjam errungene Einheit der Nation, ihre endlich wieder 
erworbene Machtſtellung und Weltftellung. Ich vergelje nie dad Wort, 
dad mir einmal ein geiftreicher franzöſiſcher Hiftorifer und Diplomat, 
Nothan, jagte: La paix de Westphalie, qui a fait la France et defait 
l’Allemagne! Der Weftfälifche Friede, der Frankreich gemacht und Deutſch— 
land aufgelöft hat! ch überlafje ed unjeren Hiftorifern, ich überlafje e3 
jedem denfenden Deutichen, hieraus die nötigen Schlüffe zu ziehen. Frank— 
reih war ein in fich geſchloſſenes und gefeftigtes Reich bereit3 zu einer 
Beit, als Deutjchland und Ftalien noch geographijche Begriffe waren; ein 
feſtes Stüd Marmor zwijchen zwei loje gefügten Mojaikplatten. Daß bei 
jedem oder faft bei jedem Zujammenftoß mit einem diejer beiden Nachbar— 
länder, wenn dieſes nicht noch von dritter Seite Unterftügung fand, Frank— 
reich fich al8 der Stärfere erwied, war eine Art von Naturnotwendigfeit. 
Die Leiter der franzöfiichen Politif von Richelieu bis zu Napoleon III. 
waren ſich auch nicht im Zweifel über den Kaujalzufammenhang zwiſchen 
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dem Uebergewicht Frankreichs, der Preponderance legitime de la France, 
wie e3 die Franzojen nannten, und der politiſchen Zerriffenheit, die in 
den beiden Nachbarländern beftand. Daß er den italienischen und den 
deutſchen Einigungsprozeß nicht aufzuhalten vermochte, war der jchwere 
Bormwurf, der gegen Napoleon III. erhoben wurde. Daß er gerade dieje 
Seite der Politik des zweiten Kaiſerreiches befämpfte, gereichte Thiers zum 
Ruhm. Wie die franzöfiiche Politif Jahrhunderte hindurch bei inneren 
deutichen Zwiftigfeiten die Hand im Spiele hatte, indem fie für die zentri- 
fugalen Strömungen und Elemente Bartei nahm, brauche ich nicht weiter 
auszuführen. Dieje lange Periode franzöfiiher Mitarbeit in Deutſchland 
kam 1870 zum Abſchluß. Damals erlangte Deutihland nicht nur die ihm 
in den Beiten feiner Uneinigfeit und deshalb Ohnmacht entrifjenen Grenz- 
gebiete wieder, jondern es erlangte gleichzeitig die innere Einigkeit und die 
Einheit nad) außen. Dieje legtere Errungenjchaft wird noch wirfjamer als 
die Erwerbung von Metz und Straßburg verhindern, daß in Zukunft 
deutjches Gebiet wieder der Tummelplag fremder Kriegsluft werde. Auch 
Stalien, Frankreich anderer Nachbar, ii fein Mojaifbild mehr. Es kann 
fi) heute als geeinte Großmacht und, durch den Dreibund geftärkt, Frank— 
reich nähern, ohne die Bejorgnis, Dadurch von feinem mächtigen Nachbarn 
abhängig zu werden. E38 ift begreiflid, daß es dem ftolzen franzöfijchen 
Patriotismus jchwer fällt, ji in dieje Tatjachen der Gegenwart zu finden 
und namentlih in dad Erwachen und Erjtarfen eines deutſchen Volks— 
bewußtjeind, das volle Gleichberehtigung mit anderen Völkern verlangt. 
An diejer Sachlage hat auch der Marokkozwiſchenfall nichts geändert, wenn 
ſich dabei auch erfreulicherweife von neuem gezeigt hat, daß beide große 
Völker in Frieden miteinander ausfommen wollen. Ich höre mandmal, 
ed gäbe Franzoſen, die ein näheres Verhältnis mit uns wünjchten. Unter 
vier Augen hat mir Ddiefer oder jener Franzoje ein intimes Verhältnis 
mit Deutſchland als erjtrebenswert bezeichnet. Oeffentlich ift aber noch 
feiner, fein Minifter, fein Deputierter vor jeinem Volk dafür eingetreten, 
id) meine unter — —— die für uns annehmbar wären. (Zuruf 
von links: Jaurès!l) Jaurès? Eine Schwalbe macht noch feinen Sommer. 
(Große Heiterkeit.) Was aber zwiſchen und und Frankreich jehr wohl 
möglich iſt, das find forrefte Beziehungen. Ich Hoffe und ich glaube, ich 
fann jagen, wir hoffen alle ohne Unterjchied der Partei von rechts bis 
links, daß die Zahl der einfichtigen Franzoſen, die einen Angriffstrieg 
gegen Deutjchland grundjäglich verwerfen, zunehmen, die Zahl derer, Die 
den Krieg nur deshalb jcheuen, weil er vielleicht im legten Ende für Frank— 
reich nachteilig verlaufen würde, abnehmen wird. Wir Hoffen alle, daß 
bei beiden Völkern die Einficht fortichreiten wird, daß beide fein Intereſſe 
daran haben, das ganze ungeheure Riſiko und das ganze furdtbare Elend 
eines Krieges auf fich zu nehmen, und daß den gegenjeitigen Frieden nicht 
zu ftören im Intereſſe beider Zeile liegt. Und was weiter möglich er- 
icheint, ift, daß beide Völker auf wirtjchaftlichem Gebiete, auf dem weiten 
Gebiete der induftriellen und finanziellen Unternehmungen fich begegnen 
und zuiammenarbeiten, vielleiht auch einmal ſich über dieje oder jene 
toloniale Frage verftändigen. (Zuftimmung rechts und in der Mitte.) 
Ich bemerfe dazu ausdrüdlih, daß wir nicht daran denken, uns zwijchen 
Frankreich und Rußland oder zwijchen Frankreich und England eindrängen 
zu wollen, wir denfen namentlich nicht daran, die Störung der Freund— 
ſchaft zwijchen den Weſtmächten zum Gegenftand unjerer offenen oder heim- 
lihen Bemühungen zu machen. Die franzöfiih-rujfiihe Allianz ift ſeit 
ihrem Beltehen feine Gefahr für den Frieden gewejen. Sie hat fich im 
Gegenteil jchließlich als ein Gewicht bewährt, das auch zum regelmäßigen 
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Gang der Weltuhr beitrug. Wir Hoffen, daß man von der franzöfiich- 
englijchen Entente cordiale dasjelbe wird jagen könnne. Gute Beziehungen 
eig Deutichland und Rußland Haben der franzöſiſch-ruſſiſchen Allianz 
einen Abbruch getan. Gute Beziehungen zwijchen Deutjchland und Eng- 
land können an und für fich ebenjowenig im Widerfpruch mit der Entente 
cordiale ftehen, wenn dieje friedliche Ziwede verfolgt. Die Entente cordiale 
ohne gute — der Weſtmächte zu Deutſchland wäre eine Gefahr 
für den europäiichen Frieden. Eine Politif, die darauf gerichtet wäre, 
Deutſchland einzufreijen, einen Kreis von Mächten um uns zu bilden um 
und zu ijolieren und lahm zu legen, wäre eine für den Frieden in Europa 
bedenkliche Politik. (Sehr richtig!) Solche Ringbildung ift nicht möglich 
ohne Ausübung eines gewiffen Druds. Drud erzeugt Gegendrud. Anz 
Drud und Gegendrud können ſchließlich Erplofionen hervorgehen. (Sehr 
richtig! in der Mitte und rechts.) Darum iſt es bejonders erfreulich, daß 
gerade in franzöfiichen Blättern der Gedanke ausgeſprochen wurde, ein 
gutes Einvernehmen zwijchen Deutihland und England fei notwendig für 
die Erhaltung des Friedens und liege deshalb auch im franzöfiichen Snter- 
eſſe. (Sehr richtig!) 

Zwiſchen Deutſchland und England fteht fein unnüßes Erinnern. 
Zwiſchen Deutſchland und England bejtehen auch feine tieferen politischen 
Gegenjäge. E3 Hat Berftimmungen zwiſchen beiden Völkern gegeben, un— 
praftiihe und unverftändliche Verftimmungen, an denen, wie gewöhnlich 
im Leben, beide Teile ungefähr gleich viel Schuld haben, aber feine feind- 
feligen Taten. In geiftiger Beziehung, in Kunft und Wiffenjchaft ftehen 
beide Bölfer fich ER icht mit Unreht hat man von einer geiftigen 
Berwandtichaft zwiihen Engländern und Deutichen gejprocdhen. Goethe 
und Kant gehören den Engländern, wie Shafejpeare und Darwin auch 
und gehören. Wirtfchaftlidy find wir aufeinander angewiejen, der inter- 
nationale Berfehr befteht nun einmal aus Geben und Nehmen. Gewiß 
ift zwiſchen Deutfchland und ... wirtichaftliche Konkurrenz und Ri- 
valität vorhanden. Solche Konkurrenz braucht aber feinen politischen 
Gegenjaß, gejchweige denn einen Krieg zu entzünden. Wir haben folche 
Nivalitäten auch mit Defterreich-Ungarn und Stalien, ohne daß fie unfere 
Beziehungen zu diejen Mächten ernftlich jchädigten. England Hat fie mit 
Japan und Amerika, ohne daß die guten politiichen Beziehungen dadurd) 

eftört würden. Deutſchland und England find fich gegenjeitig gute Kunden, 
a jo gute Kunden, daß jeder von beiden Anlaß hat, fich den anderen 
al3 Kunden zu erhalten. (Sehr richtig! links.) Schon deshalb jollten 
alle verftändigen Leute das Fhrige tun, um zwiſchen Deutjchland und Eng- 
land Mißverftändniffe zu bejeitigen und das gegenfeitige Verftändnis zu 
fördern, wo aucd derartige Mißverftändnifje ftattgefunden haben mögen. 
In diefem Zufammenhange möchte auch ich meine Befriedigung ausſprechen 
über die Gaftfreundjchaft, welche die Bürgermeifter und Stadtverordneten 
beuticher Gemeinden in England gefunden haben, und über die Worte, 
bie bei diefer Gelegenheit in London gefallen find. (Bravo! links.) Solches 
Sichnähertreten von Menſch zu Menſch, von Volk zu Volk, folcher perjön- 
licher Berfehr ift nüßlih und wichtig. (Sehr richtig!) Auch von dem 
Beſuch unjerer Fournaliften in England erwarte ich gute Folgen. Ich 
glaube, daß fich der verehrte Herr Vorredner hierüber zu ſteptiſch aus— 
—— hat. (Sehr richtig!) Ich Hoffe, daß die Journaliſten beider 

änder ſich nicht nur als Menjchen, jondern auch ald Gentlemen fennen 
gelernt haben, und daß fie bei allem Batriotismus und edler Ueberzeugungs— 
treue in ihrer Polemik künftig Gehäffigfeit und mala fides vermeiden 
werben. Auf beiden Seiten des Kanals werden ſich die Herren von der 
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Feder Hoffentlich vor Augen halten, daß, wenn man auch niemand zur 
Liebe zwingen kann, doch jedes der beiden Bölfer vollen Anipruch auf die 
Achtung des anderen hat. (Lebhafte Zuftimmung auf allen Bänken.) Und 
wenn zweifellos in der Vergangenheit auf publiziftiichem Gebiet hüben 
und drüben gefündigt und viel gefündigt worden ijt, jo möge in Zukunft 
die deutjche wie die englifche Prefje beweifen, daß fie der Lanze des Achilles 
gleicht, welche die Wunden zu heilen vermochte, die fie geichlagen Hatte. 
Es gibt feinen vernünftigen Menjchen in Deutichland, der nicht aufrichtig 
ruhige Beziehungen zu England wünſcht auf der Grundlage beiderjeitiger 
Loyalität. In einem Artikel über den Beſuch unferer Sournaliften in 
England, den in einem deutſch-engliſchen Blatt ein deutfcher Publizift ver- 
öffentliht hat, der vor einigen Jahren in der vorderften Reihe unjerer 
Burenfreunde ftand, habe ich die zutreffende Bemerkung gefunden, es ſei 
nicht Haß gegen England geweſen, welche feinerzeit in Deutjchland die 
lebhafte Begeifterung für das Burenvolf erwedt haben, denn ein folcher 
Haß Hätte jelbft damals in Deutjchland nicht beitanden. Der deutjchen 
Burenbegeifterung hätte vielmehr deutſche Romantik und germanijcher 
Idealismus zugrunde gelegen. Das ift ratig, da3 jage ich, der ich da— 
mal3 diejen ——— und dieſe Romantik, dieſe tiefgewurzelte Neigung 
unſeres Volkes, politiſche Fragen als Gemüts-und Herzensangelegenheiten 
zu behandeln, bekämpft habe. In der ſozialiſtiſchen Preſſe leſe ich immer 
wieder, daß unſere Verteidigungsmaßnahmen zur See die Schuld trügen 
an der in England gegen uns herrſchenden Verſtimmung. Wie oft habe 
ich dargelegt, daß der Gedanke, als ob der Ausbau der deutſchen Flotte 
ſich gegen England richte, geradezu töricht iſt — ich finde keinen anderen 
Ausdrud, um den Gedanken, als ob wir England gegenüber und mit 
offenfiven Abfichten trügen, zu kennzeichnen, daß auch die Bejorgnid mancher 
englischen Kreife vor einer gar nicht vorhandenen großen deutichen Flotte 
unfaßbar ift. Hat doc) gerade bei dem Londoner Bankett zu Ehren unferer 
ftädtiichen Vertretungen oder wenigſtens in jenen Tagen ein englijcher 
Minifter mit Recht erflärt, daß England zurzeit die jchlagfertigfte und 
ftreitbarfte Flotte befite, die e3 je gehabt habe, und daß es dieje Flotte 
auf ihrer jegigen Höhe erhalten werde. Und nod vor einigen Wochen 
verjicherte der Erfte Lord der Admiralität öffentlich, die engliiche Flotte 
jei nie ftärfer gemwejen als im gegenwärtigen Augenblid, wo He ftärfer fei 
al3 irgend eine mögliche Kombination, die gegen England aufgebracht 
werden könnte. Alfo, wozu der Lärm? Wir denken nicht daran, eine 
Flotte zu jchaffen, welche h ſtark wie die engliiche wäre, aber wir haben 
das Recht und die Pflicht, und eine Flotte zu halten, die der Größe unjerer 
Handelsinterefjen entfpricht, der Notwendigkeit, unfere überſeeiſchen Inter— 
effen zu jchügen und unfere Küften zu verteidigen. (Zuſtimmung rechts 
und in der Mitte) Warum follen wir nicht ebenjfogut Schiffe bauen und 
eine Flotte halten dürfen wie andere Ränder, wie Frankreich oder Amerika, 
wie Rußland oder Japan oder Ftalien oder England jelbft? ch Habe 
gerade vor einem Jahr, wenn mic mein Gedächtnis nicht täufcht, an die 
Argumente erinnert, mit denen der damalige italienische Minifterpräfident 
Herr Forti8 und der Präfident der amerikanischen Republif Herr Rooſe— 
velt auf die Notwendigkeit der Berftärfung der Flotten ihrer Länder hin— 
wiejen, und dabei gejagt, wir befänden uns genau in derjelben Lage, das 
deutiche Volt und der Deutiche Kaifer haben feine Friegerijchen Gelüfte. 
Das Deutiche Reich iſt jeit feiner Wiedererrichtung bis auf den heutigen 
Tag mit allen Mächten in ununterbrocdhenem Frieden geblieben. Das 
gleiche läßt fih nur von wenigen anderen Staaten jagen. Für jeden, 
der jehen will, ift durch dieje unjere Haltung während 35 Jahren der 
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Beweis erbracht worden, daß Deutichland eine eminent friedliche Politik 
verfolgt. Auch in Zukunft werden Friedensitörung und Angriff nicht von 
uns ausgehen. Wir erkennen aud ohne Hintergedanfen die Stellung an, 
die fich England jeit langem und in weitem Umfang in der Welt gemacht 
Hat. Daß das feine Redensart ift, beweift unjere Haltung in der ägyp- 
tiſchen Trage, die der Herr Abg. Bafjermann joeben geftreift Hat. Fürſt 
Bismard pflegte zu jagen: Wir find in Serbien öfterreihifch, in Bulgarien 
ruſſiſch, in Aegypten engliich. Auch feit den Tagen des Fürften Bismarck 
haben wir die günftigen Wirkungen der englifchen Mitverwaltung für die 
Entwidelung des Nillandes immer anerfannt und England in Aegypten 
feine Steine in den Weg gelegt, jelbjt dann nicht, al3 wir ein formales 
Recht dazu gehabt hätten. ch meine bei Erlaß der Khedivialverordnung 
von 1904, der wir ohne weiteres unfere Zuftimmung erteilt haben. Troß- 
dem wurden uns jpäter bei dem Afabaftreit in franzöfiichen und englifchen 
Blättern allerlei dunkle Machenſchaften angedichte. Man war aber auf 
der Hohen Pforte ebenfo wie in London genau darüber unterrichtet, daß 
uns ſchon unjer Interefje an der ruhigen Entwidelung des türfifchen Reichs 
eine friedliche Beilegung diejes Streites mwünjchen ließ. Bon dem Ber- 
hältnis zwiſchen England und Deutichland gilt, was Fürft Bismard ein- 
mal, es war wohl 1868, von der Annäherung zwiſchen Nord- und Süd— 
deutichland jagte, nämlich, daß die Früchte nicht rajcher reifen, wenn man 
eine Lampe darunter hält. Die Herftellung freundlicherer, vertrauensvoller 
Beziehungen zwiſchen Deutichland und England erfordert Zeit und Geduld, 
denn eine lange Periode der Mikverftändnifje liegt Hinter und. Die Nadel 
bed Barometerd ift glüdli von Regen und Wind auf Veränderlich ge- 
gangen. (Heiterfeit.) Forcieren läßt fie fich nicht. Soll fie auf ſchön 
Wetter zeigen, jo werden wir vor allem hüben und brüben neue Trü- 
bungen und Reizungen zu vermeiden haben. Die Lebensinterefjen großer 
Völker müfjen Hoch über perfönlichen Reibungen und Empfindlichfeiten 
ftehen. (Sehr gut!) Dies gilt jelbjtverftändlich für beide Länder, es gilt 
auch für jede Rangjtufe. Man hat angeblichen perfönlichen Verftimmungen 
wijchen den beiden nahe verwandten Fürften, die an der Spitze des deut» 
hen und des engliichen Volkes ftehen, zu großes Gewicht beigelegt. Weder 
König Eduard noch Kaiſer Wilhelm wird perjönlichen Empfindlichkeiten 
Einfluß auf fachliche Erwägungen, die Wahrnehmung der politifchen Inter— 
effen ihrer Länder geftatten. König Eduard iſt bei und mit der Achtung 
und Ehrerbietung aufgenommen worden, auf die er nicht nur als Ober- 
haupt des — Volkes Anſpruch hat, ſondern die ihm auch wegen 
ſeiner ſtaatsmänniſchen Eigenſchaften gebühren. Die Begegnung in Kron— 
berg hat dann auch die guten perſönlichen Beziehungen befeſtigt und in 
der Hoffnung beſtärkt, daß ſich das Wort bewahrheiten werde, das der 
König 1904 in Kiel ausgeſprochen Hat: daß die Flaggen beider Nationen 
niemals feindlich gegeneinander wehen jollten. 

Der Abg. Ballermann hat gemeint, daß die Haltung Italiens auf 
der Konferenz von Algeciras unjeren Erwartungen nicht entjprochen, daß 
fie und Grund zur Unzufriedenheit gegeben hätte. Die damalige Haltung 
mancher italienijcher Blätter entſprach allerdings nicht dem zwiſchen Stalien 
und Deutjichland beftehenden Bündnisverhältnis. Ueber die Haltung der 
italienifchen Regierung und insbejondere der Herren Sonnino, San Giu— 
liano, Bisconti-Benofta und Guiccardini hatten wir uns nicht zu bejchweren. 
Stalien befand jich auf der Konferenz von Wlgeciras in einer jchwierigen 
Lage. Zwiſchen Frankreich und Stalien beftanden hinſichtlich Marokkos 
gewifje Verabredungen, von denen wir wifjen, daß fie nicht in Widerjpruch 
mit dem Dreibundvertrage ftanden. Wir haben den Ftalienern jogar in 
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früheren Jahren vor meiner Zeit gelegentlich gejagt, daß wir e3 ihnen 
überlafjen müßten, wie fie ich im Mittelmeer und fpeziell in Afrifa mit 
—— dortigen Nachbaren auseinanderſetzen wollten. Als nun die Art und 

eiſe, wie unſere vertragsmäßigen Rechte in Marokko ignoriert wurden, 
uns zum Vorgehen zwang und ſich daraus ſchließlich die Konferenz von 
Algeciras entwickelte, kam Italien in eine nicht leichte Situation. Die 
italieniſche Regierung hat in dieſer Lage uns gegenüber korrekt gehandelt, 
nicht nur indem fie uns rechtzeitig informierte hinfichtlich der Grenzen ber 
ihr in Ulgeciras möglichen Unterjtügung, jondern aud, indem fie inner- 
halb diejer Grenzen die von uns vertretenen Grundjäge und angeftrebten 
Biele nach Möglichkeit förderte. Als Beweis hierfür will ich ein Telegramm 
verlejen, das ich in einem kritiſchen Augenblid der Konferenz von unjerem 
erften Delegierten Herrn v. Radomwig erhielt: Marquis Bisconti-Benofta, 
telegraphierte er mir am 11. März, hat in legter Zeit ſich beſonders be- 
müht, außerhalb der Konferenzfigungen auf die Franzoſen in der Banf- und 
Polizeifrage im Sinne unſeres Verlangens einzumirfen, was fiher von 
Nugen geweſen ift und weiter jein fann. Es ift mehr darin von ihm 
Borteil zu ziehen als wie von jeinem direkten Eingreifen in die Konferenz. 
verhandlungen, das er möglichſt vermeidet. Bei diefem Anlaß will ich 
übrigend noch hervorheben, daß alles, was erzählt wird über Umtriebe 
deuticher Agenten in Tripolis oder über eine deutſche Erpedition, die in 
dad Hinterland von Tripolis vorbereitet würde, Erfindungen find, bie 
lediglich bezweden, Mißtrauen zwiſchen uns und Stalien zu jäen. Um 
gleichzeitig auch in Wien gegen uns Stimmung zu maden, wurde dieje 
Erfindung hier und da mit dem Zuſatze verbrämt, daß wir eine direfte 
Verbindung zwiſchen Kamerun, ZTripoli3 und Trieft herftellen wollten 
(Große Heiterkeit), das bei diefem Anlaß von Deutichland annektiert werden 
würde. So ſchlug man nämlich zwei Fliegen mit einer Klappe: Die Lüge 
mit Tripolis war auf Stalien berechnet und jollte Stalien gegen uns mihe 
trauiſch machen. Der Unfinn mit Trieft war auf die Defterreicher ge- 
münzt. Natürlich ift von einer ſolchen deutjchen Expedition in Tripolis 
nicht die Rede gewejen. Wir haben weder den Wunjch noch eine Veran- 
lafjung, uns im Hinterlande von Tripolis oder auch von Tunis politisch 
zu betätigen. Was diejer oder jener unverantwortliche italienifche Politiker 
gegen den Dreibund jagt, möchte ich nicht überjchägen. In unverant- 
wortliher Stellung jagt auch anderswo mancher manches, was er als 
Minifter nicht gleich in Taten umfeßt. (Sehr wahr! Heiterkeit.) Wäh- 
rend der jechd Jahre, als ich die Ehre Hatte, das Neid als Gejandter in 
Rumänien zu vertreten, einem Lande und einem Volke, die mir lebhafte 
Sympathien und aufrichtige Anhänglichkeit eingeflößt haben unter der weiſen 
Regierung des Königs Karol, eines der pflichttreueften und tüchtigften Für— 
jten, die mir vorgefommen find, aljo ich jage, in jenen Fahren meiner 
Zätigfeit in Bukareſt pflog id Freundſchaft mit einem hervorragenden 
Mitgliede der rumänischen Kammer, der mir für die Zeit, wo er erft 
Minifter fein würde, allerlei jchöne Verfprechungen madte. Als er nun 
endlid Minifter wurde und gar feine Anftalten machte, jeine Zujagen ein- 
zulöjen, erinnerte ich ihn ſchließlich natürlich in zartfühlender Weile — 
Sie fennen ja meine Art (Große Heiterkeit) — an jeine Zujagen. Da 
antwortete mir der treffliche Mann mit dem Bruftton wahrer Ueberzeugung: 
„Sie glauben nicht, mein mwerter Herr, wie man jeine Anfichten ändert, 
jobald man Minifter wird.” (Stürmifche, anhaltende Heiterkeit.) Auf 
franzöjiih Hang das noch hübſcher: „Vous ne sauriez croire, mon cher 
Monsieur, à quel point le Gouvernement change les idees d’un homme.* 
„Sie können jich gar nicht vorftellen, lieber Herr, wie von Grund aus das 
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Regieren die Ideen eines Mannes ändert.“ Das machte mir damals einen 
gewiſſen Eindruck; ich war ſelbſt noch nicht Miniſter geweſen. Das habe 
ich mir gemerkt; denn das kommt auch anderswo vor. (Erneute Heiterfeit.) 
Was die italienischen Bolitifer angeht, jo braucht die große Mehrzahl der- 
ſelben gar nicht ihre Anfichten zu ändern, denn alle verftändigen italieni- 
ichen Politiker, mögen fie Minifter fein oder Minifter werden können, find 
zu patriotiih und zu ug, al3 daß fie das italienische Staatsihiff aus 
dem ruhigen Hafen des Dreibundes mit feinem ficheren Ankergrund hinaus- 
führen möchten in die ftürmifche See neuer Gruppierungen zu fompap- 
Iojer und abenteuerlicher Fahrt. Die italienischen Politiker in allen Lagern 
wünjhen die Erhaltung des Friedens. Solange Stalien feſt und loyal 
zum Dreibund Hält, trägt es jhon dadurch zur Aufrechterhaltung des Frie- 
dens bei, für jich und für die anderen. Wenn ſich Stalien vom Dreibunde 
ablöfte oder eine jchwanfende und zweideutige Politik verfolgte, jo würde 
da3 die Chancen einer großen und allgemeinen Konflagration erhöhen. 
Der Dreibund hat noch nicht Gelegenheit gehabt, ſich praktiſch zu erproben. 
Dieje Möglichkeit ift ihm aber hauptjächlich deshalb erjpart geblieben, weil 
er bejtand, weil das mitteleuropäiiche Bündnis eben vorhanden war. Das 
hat wejentlich dazu beigetragen, Gefahren für die Integrität und die Un- 
abhängigfeit der verbündeten Reiche und damit eine Hauptgefahr für den 
europäijchen Frieden fernzuhalten. Wenn e3 gelungen ift, dieſe Gefahren 
ohne blutige Zujammenftöße oder beftändige, für den Handel und Wandel 
verderbliche Kriegsdrohungen und Befürchtungen abzumehren, jo beweiſt 
das den Wert des Dreibunds, der auch Heute noch vor andern jonft denf- 
baren Kombinationen gewichtige Vorzüge hat. Der Dreibund hat unter 
anderen auc den Nuten, daß er zwijchen den drei verbündeten Reichen 
Konflikte ausschließt. Wären Italien und Defterreich-Ungarn nicht Ver— 
bündete, jo könnten die Beziehungen zwiſchen beiden gejpannte werden. 
So bedeutet der Dreibund, an welchem die drei Verbündeten gleihmäßig 
intereffiert find (Sehr wahr! rechts), wir nicht weniger, aber auch feines» 
wegs mehr als die andern, nicht nur eine politifche Entlaftung Europas, 
jondern aucd eine Hauptquelle der gegenwärtigen allgemeinen wirtichaft- 
lichen Projperität, die eng mit der Erhaltung des Friedens verknüpft iſt. 
Und jo können wir ohne Uebertreibung und ohne Weberhebung jagen, daß 
die Fortdauer des Dreibunds auch dem europäiichen Intereſſe entipricht, 
weil dem Synterefje des Friedend. Meine Herren, es ift auch mir ein Be— 
dürfnis auszusprechen, wie verläßlich die Unterftüßung war, die ung Defter- 
reich-Ungarn auf der Konferenz von Algeciras gewährt hat. Ich brauche 
nicht hinzuzufügen, daß wir eintretendenfall3 Defterreich-Ungarn Ddiejelbe 
Treue halten werden, getragen von der Zuftimmung diejes hohen Haufes 
und der ganzen Nation. (Xebhaftes -Bravo!) Es ift mir unbegreiflich, 
wie man hat annehmen fönnen, und zwar namentlich bei dem Beſuche 
unferes Kaiſers in Wien, wir wollten uns in die inneren Verhältnifje der 
Habsburgiihen Monarchie einmifchen. Wir mijchen uns nicht in fremde 
Berhältnifje ein und geben auch feinen Rat, wenn er nicht erbeten wird. 
(Buftimmung.) So was zu tun, ift taftlos wie jede Aufdringlichkeit. Ins— 
bejondere bedarf der Monarch feines Rats, der nun ſchon jeit jo vielen 
Fahren und Zahrzehnten nicht ohne ernfte Prüfungen und ſchwere Scid- 
jalsichläge, aber immer pflichttren, immer gerecht die Völker und Länder 
am Donauftrom regiert. Auch in den Konflikt zwijchen Bisleithanien und 
Trangleithanien haben wir uns nie eingemijcht. Das wäre eine Torheit 
gewejen, ungefähr ebenjo töricht, al3 wenn ſich einer in einen Streit zwi— 
ſchen Eheleuten einmengt, was nämlich das ficherjte Mittel ift, es mit 
beiden zu verderben. (Heiterkeit) Das würde in Widerfpruch gejtanden 
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haben mit den dauernden Traditionen der deutſchen Politik, von denen 
ich niemal3 abgewidhen bin. Allerdings kann ich nicht mit dem Ausdrud 
meines Erftaunens darüber zurüdhalten, was ja auch der Herr Abg. Bafjer- 
mann hervorgehoben hat, daß eine politifch fo geichulte und politisch fo 
intelligente Nation wie die ungarifche und jo etwas überhaupt hat zutrauen 
fönnen. Wie war das möglih nad allem, was man in Budapeft weiß 
über Ausgangspunkt, Ziel und Charakter des Dreibundvertrages, den ein 
Ungar, Graf Giula Andraſſy, abgejchlofien hat, nach dem Kaiferbefuch in 
Peſt vom September 1897, bei dem ich zugegen war, nad) allem, was ich 
I jo oft in der Abwehr wie jpontan und motu proprio über unjer Ber- 
ältnis zu Ungarn ausgeführt habe! Denn eine Einmiſchung in die Dif- 
ferenz zwijchen Bisleithanien und Trangleithanien zugunften von Trans 
leithanien, das fann man unmöglich von uns erwartet haben. Gegenüber 
dieſem Konflilt war für und nur Rejerve möglich, und die haben wir ein- 
gehalten. Wir werden jie weiter einhalten, denn gute Beziehungen zu 
Oeſterreich-Ungarn entſprechen dem deutjchen Intereſſe heute wie in den 
Tagen des Fürften Bismard. Die Erhaltung der vollen Unabhängigfeit, 
der ganzen Machtftellung der Donaumonardie ift für Deutichland ebenfo 
nüglih und ebenjo notwendig, wie e3 die Erhaltung der deutichen Madht- 
ftellung für dad Donaureich ıft, für Defterreich wie für Ungarn, auch für 
Ungarn, aucd für die Magyaren und das Magyarentum. ch bin über- 
zeugt, daß, wenn Deaf und Andrafiy noch lebten, beide mir recht geben 
würden. Was wir wünfchen, ift das Blühen und Gedeihen ber öfterreichijch- 
ungariihen Monarchie und die Entwidlung ihrer beiden Zeile, je nad 
Bedürfnis und Charafter. 

Bevor ich auf unſere Beziehungen zu Rußland eingebe, muß ich 
meinem Bedauern darüber Ausdrud geben, daß immer wieder verjucht 
wird, uns die Abficht unterzufchieben, uns in die inneren ruffiichen Ver— 
hältniffe einzumifchen. Davon ift feine Rede. Wir intervenieren auch in 
Ruffiich-Polen nicht. Sollte der Brand über unjere Grenzen greifen, fo 
werden wir bei und das Teuer zu löſchen verftehen, daran wird uns nie- 
mand verhindern. An fremder Röfcharbeit beteiligen wir uns nicht. Die 
Behauptung, als ob Deutichland an einem Abkommen beteiligt wäre, wobei 
die bei dem Berlauf der Dinge in Rußland angeblich zu erwartende Ent- 
ftehung eine autonomen Polens verhindert werden ſolle, ift falih. Ein 
ſolches Abkommen, jei es zwijchen uns einerfeit3 und Rußlands anderer- 
jeit3 oder zwiſchen uns und Defterreich-Ungarn einerjeit3 und Rußland 
andererjeit3, erijtiert nicht. Alle Angaben über irgendmweldhe deutſche Ein- 
miſchung im eigentlichen Rußland oder in Ruſſiſch⸗Polen oder aud in den 
Dftjeeprovinzen, auf Grund von Abmachungen mit fremden Regierungen 
oder mit fremden Höfen, von Minifter zu Minifter oder von Monarch zu 
Monarch find ohne Ausnahme unmahre und tendenziöje Erfindungen. Wir 
fühlen gar nicht da3 Bedürfnis, irgendwo den Gendarm zu fpielen. Das 
ift ein undanfbares Gejchäft, wie das Rußland jelbft nach jeiner Inter— 
vention in Ungarn 1849 empfunden hat. Das ift unter Umftänden ein 
gefährliches und folgenjchweres Unternehmen, wie da3 Defterreih und 
Preußen bei ihrer Intervention in Frankreich 1792 erfahren haben (Sehr 
wahr! Links), welche die franzöfifche Revolution elektrifierte und in ihrer 
Folge das erjte franzöſiſche Kaiferreich mit feinen Eroberungszügen herbei- 
führte. Wir wünjchen, daß es der ruffiichen Regierung und dem ruffischen 
Volke gelingen möge, einen Ausweg aus ihren gegenwärtigen inneren 
Schwierigkeiten zu finden. Wir wünjchen eine Entwidlung der ruffiichen 
Berhältniffe, durch welche Rußland in gemeinfamer Arbeit von Regierung 
und Volk als Großmacht und als einheitliches Reich erhalten bleibt. Denn 
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ein innerlich Fräftige und gejundes Rußland ift wertvoll als Faktor zur 
Wahrung des Gleichgewicht3 in Europa und in der Welt. Dabei mijchen 
wir uns aber in feiner Weife in die inneren ruſſiſchen Berhältnifje ein. 
Dadurdy unterfcheidet fich ja gerade unjere Bolitif von der und von man— 
cher anderen Seite empfohlenen Bolitif, daß wir bei inneren Wirren, 
Streitigkeiten und Gegenjägen benachbarter und befreundeter Länder nicht 
fanatiſch Partei ergreifen (Zuftimmung), jondern unfere Bolitif zujchneiden 
im Hinblid auf die allgemeine Weltlage und mit Rüdficht auf die Sicher- 
heit de3 eigenen Landes. Solche doktrinäre PBarteinahme erjcheint uns 
Iandesverberblih. (Bravo! in der Mitte und rechts.) So einfach und leicht 
ift unfere Stellung in Europa denn doch nicht, daß wir uns den Qurus 
geftatten könnten, uns unpolitiihen Gefühlswallungen leichtfinnig hinzu— 
geben. Die Haltung der Sozialdemokratie in allen diefen Fragen ift vom 
nationalen Gefichtspunfte aus gerade jo faljch, wie es die Haltung der 
franzöfiihen Emigre3 während der neunziger Jahre de3 18. Jahrhunderts 
war oder die Politik der Heiligen Allianz und ihrer Anhänger vom Wiener 
Kongreß bis zum Krimfrieg oder, wenn ich an unfere preußijche Gejchichte 
denke, wie es da3 Treiben des jogenannten Eidechjenbundes war bei dem 
Kampf zwifchen dem Ordenslande und den Polen. Diejelben Urjachen, 
diejelben Leidenſchaften und Schwächen, diejelbe Unfähigkeit, die eigene 
Parteidoftrin und das eigene Barteiintereffe dem Wohle des Ganzen unter- 
zuordnen, rufen bei den Menjchen eben immer wieder die gleichen Er- 
jcheinungen hervor, ob e3 fich nun um einen Marquis des Ancien rögime, 
einen Strauchritter des Mittelalter3 oder einen orthodoren Marriften der 
Sebtzeit wie Herrn Ledebour handelt. (Stürmijche Heiterkeit.) Ich freue 
mich meinerjeits fonftatieren zu können, daß unfere Beziehungen zu Ruß- 
land gute und freundliche find. Ich muß weit zurüdgehen in meinen 
diplomatijhen Erinnerungen, um auf eine Periode zu ftoßen, wo die Be- 
iehungen zwiſchen Deutjchland und Rußland jo normale, jo ruhige und 
4 forrelte waren mwie heute. Ich möchte hierbei betonen, daß die mwieder- 
holten Begegnungen zwijchen unjerm Kaifer und dem Kaiſer von Rußland 
dazu beigetragen haben, jenes gegenjeitige Vertrauen aufrecht zu erhalten, 
das eine der beiten Bürgjchaften des europäiſchen Friedens ift, und das 
—— zwiſchen den beiden großen Völkern immer aufrecht erhalten 
leiben wird zum Wohle beider Reiche und des allgemeinen Friedens. Bei 
den Begegnungen zwiſchen den beiden Kaiſern iſt alſo von innerer ruſſiſcher 
Politik nicht die Rede geweſen und namentlich nicht im Sinne reaktionärer 
deutſcher Ratſchläge, ſie haben aber dazu beigetragen, von dem Verhältnis 
zwiſchen Deutſchland und Rußland früher vorhandene Schatten von Miß— 
trauen und Berftimmung abzuftreifen. Die beiden Monarchen, der deutjche 
und der ruſſiſche Kaifer, haben heute einer vom andern die Ueberzeugung 
friedlicher, freundlicher und loyaler Abfichten. Rußland braucht gegen- 
mwärtig alle jeine guten Kräfte für die Neuordnung feiner inneren Berhält- 
niffe. Nach dem Krimkrieg jchrieb Fürft Gortſchakow in einer berühmten 
Note: „La Russie ne boude pas, elle se recueille.. Rußland ſchmollt 
nicht, es jammelt ſich.“ Auch jegt hält Rußland e3 offenbar für nüslich, 
fih in jeinen auswärtigen Unternehmungen für einige Zeit eine gemifje 
Beihränkung aufzuerlegen. Seit Monaten jchweben zwijchen der ruſſiſchen 
und der engliihen Regierung Verhandlungen, die den Erfolg verjprechen, 
daß für die zentralafiatiichen Gebiete, wo alte ruſſiſch-engliſche Rivalitäten 
beftehen, namentlich über Tibet, Perfien und Afghaniftan ein Ausgleich 
erzielt wird. In Tibet und Afghaniftan haben wir überhaupt feine, in 
Perjien nur wirtjchaftliche Intereſſen. Die deutſche Politik hat feinen 
Grund, jene Verhandlungen zu ftören oder ihr mutmaßliches Ergebnis 
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jcheel anzujehen. Sollten im weiteren Verlauf der Unterhandlungen deutfche 
Rechte und mwohlerworbene Intereſſen in Frage fommen, fo lafien loyale 
Erklärungen von beiden Seiten feinen Zweifel darüber, daß man unjere 
Rechte und Intereſſen achten wird. Leider kann ich mit diefer ruhigen 
Auffafjung über ein ruffisch-engliiches Abkommen nicht auf allgemeine Zu- 
ſtimmung rechnen. Erft neulich las ich, wie falſch es fei, eine Verminde— 
tung der Reibungsflächen zweier Großmächte in Zentralafien nicht mit der 
größten Unzufriedenheit zu verfolgen, da es im deutſchen Intereſſe Liege, 
daß Rußland und England fi) wie Hund und Katze gegenüberftänden. 
Und in demfelben Artikel, der von dem Reichskanzler verlangte, daß er 
jenes ruffisch-englifche Abkommen mit allen Kräften zu vereiteln fuche, wurde 
faft in demfelben Atemzug der deutichen Diplomatie der Vorwurf gemadht, 
daß fie eine Macht gegen die andere ausjpiele und dadurch alle Mächte 
gegen uns mißtrauifh mache. Alſo auf der einen Seite foll es die Auf- 
gabe der deutichen Politif fein, gegen eine Berftändigung zweier Mächte 
in Alien zu intrigieren; auf der andern Geite wird uns der Vorwurf ge- 
macht, dem Auslande durch unruhige Gejchäftigfeit Anlaß zur Verdächti— 
ung der deutjchen Politik zu geben. Wenn wir nad) diefem Rezept ver- 
— und uns ohne genügenden deutſchen Intereſſenanteil in fremde An— 
gelegenheiten einmiſchen wollten, ſo würden wir wirklich das Uebelwollen 
verdienen, das vielfach in der Fremde aus anderen Urſachen gegen Deutſch- 
land beiteht. Das gehört jedoch in das Kapitel von der Verfennung der 
Grenzen einer verftändigen deutſchen Weltpolitif und gedankenloſer Kritik- 
jucht, auf das ich nachher noch eingehen will. Unjere Beziehungen zu 
Japan werden wir auch fernerhin jorgfam pflegen. Japan * ſich durch 
die hervorragenden Leiſtungen feiner brillanten Armee und feiner tapferen 
Flotte jeinen Pla unter den Großmächten errungen. Damit ift e8 nur 
dem Beijpiel anderer großer Bölfer gefolgt und insbeſondere unſerem 
preußifchen Beifpiel. Denn auf dem Schwert beruht in erfter Linie die 
Großmachtſtellung eines Voll. Mit Eroberungsgelüften und Erpanfions- 
plänen haben wir uns nie in Oftafien getragen. Sch habe ſchon am 
11. Juli 1900 als Staatsjefretär des Neußeren in meinem damaligen Rund- 
Ichreiben an die deutjchen Bundesregierungen erklärt, daß wir feine Auf- 
teilung Chinas wünjchten und feine Sondervorteile anftrebten. Daß wir 
in Oftafien nicht auf territoriale Eroberungen ausgehen, haben wir ſchon 
in dem deutjch-englifchen Notenaustaufch vom Dftober 1900 ausgeſprochen, 
vor dem englijch-japanifchen Bündnis. Wir hatten und wir haben in Dft- 
aſien nur wirtjchaftliche Ziele, Ziele, deren Erreihung weſentlich abhängig 
ift von der Erhaltung des Friedens, der Integrität Chinas und des Prin- 
zips der offenen Tür. Dieje Ziele, die zu verfolgen wir gerade fo be- 
rechtigt find wie alle anderen in Oftafien interejjierten Völker, werden wir 
auch weiter im Auge behalten. Sch freue mich, jagen zu können, daß die 
Haltung der chinefiihen Regierung und gegenmwärtig feinen Anlaß zur 
Klage gibt, daß unjer Handel in China feine Stellung neben dem Handel 
der übrigen dort intereffierten Völter behauptet, und daß wir an eine 
weitere ruhige Entwidlung des chinefischen Reich glauben, zum Beften 
von China ſelbſt wie zum Beſten des internationalen Handels und fried- 
licher Beziehungen zwijchen allen handeltreibenden Völkern. Was unjer 
Verhältnis zu Amerika angeht, jo wird die große Mehrheit diefes Hohen 
Hauſes mir recht geben, wenn ich jage, daß Deutichland und die Ver— 
einigten Staaten aus natürlichen wie aus Hiftorifchen Gründen auf ein 
freundjchaftliches Verhältnis hingemiefen werden. Die Grenzen beider Länder 
berühren ſich nicht, ihre politischen Intereſſen ftoßen nirgends feindlich auf. 
einander. Um die wirtjchaftlichen Intereſſen auszugleichen, ift natürlich 
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beiderjeitige8 Entgegenflommen und beiderfeitiger guter Wille erforderlich; 
wo dieje beiden Borausjegungen eintreffen, erjcheint ein ſolcher Ausgleich 
nicht unmöglihd. Ich möchte bei diefer Gelegenheit — last not least, 
denn man muß ed nicht vergefien, wenn in einem kritiſchen Augenblid 
einer für einen gut war, weder im Privatleben noch im politiichen Leben 
muß man das vergefien, das &tonner le monde par son ingratitude de3 
Fürften Felix Schwarzenberg war ein politijcher Fehler — alſo ich möchte 
noch erwähnen, daß wir für die Haltung dankbar find, welche Amerifa 
auf der Konferenz von Algecirad eingenommen hat. Amerifa hat nad 
dem geringeren Maß jeines Intereſſes fi) in Algeciras mehr zurüdgehalten, 
e3 hat fih durchaus unparteiifch gehalten, aber fein ausgezeichneter und 
von allen geachteter Vertreter Mr. White hat jede Gelegenheit benußt, um 
zu einem Ausgleich der Gegenfäge beizutragen und einen für alle Be- 
teiligten ehrenvollen Ausgleich herbeizuführen. Das ift hoch anzujchlagen, 
denn ein Scheitern der Konferenz würde nicht nur in die Beziehungen 
zwiſchen Deutihland und Frankreich, jondern in die allgemeine Weltlage 
und Politik ein irritierendes und beunruhigendes Element hineingetragen 
haben. Das war der zweite Dienft, den Amerifa dem Weltfrieden und 
der Welt geleijtet hat. Der erjte große Dienft war die Wiederherftellung 
des Friedens zwiſchen Rußland und Japan. 

Bei diefem Anlaß möchte ich mir eine Bemerfung pro domo mea 
geftatten. Ich Habe oft gehört und noch öfter gelejen, ich wäre durch den 
Ausbruch des rujfiich-japanischen Krieges überrafht worden. Wenn ein- 
mal die Archive unjerer Zeit fich öffnen werden — ich werde feine Denk— 
mwürdigfeiten hinterlafien — (Bravo und Heiterkeit), jo wird dieje Be- 
hauptung bei den Hiftorifern Heiterkeit erregen. Ich wußte natürlich, wie 
die Sachen ftanden. Ich habe, fomweit dies in unjerer Macht ftand und 
für einen unbeteiligten Zuſchauer zuläffig war, in Japan zum Frieden 
geraten. Ich Habe der rujfiichen Regierung feinen Zweifel darüber ge- 
lafjen, daß die japanische Regierung unter gewiſſen Borausjegungen, d. h. 
wenn ihr nicht Zufagen gemacht und Garantien geboten würden, zum Kriege 
entichlofjen und daß das japanische Volk für den Krieg vorbereitet und 
gerüftet jei. Weiter fonnte ich nicht gehen. Und das, was ich auf ver- 
traulichftem Wege erfahren hatte, jedem aufzubinden, jedem Herrn von der 
Börje und jedem Herrn von der Preffe, ich tue den Herren von der Preſſe 
gern einen Gefallen, aber das ging wirklich nicht. Da ich nun einmal 
auf einen mir perjönlich gemachten Vorwurf eingegangen bin, möchte ich 
noc etwas anderes jagen. Man hat mir weiter vorgeworfen, ich jei dem 
Auslande gegenüber zu liebenswürdig. Von der anderen Geite heißt e3 
freilich im Auslande und ſogar im Inlande, da ich durch meine Politik 
das Ausland provoziere. Da ift wieder einmal ein Terrain, mo ich die 
mittlere Linie er welche die vernünftige zu fein pflegt. Wenn man 
mir übertriebene Liebenswürdigkeiten vormwirft, jo muß ich annehmen, daß 
man die Urbanität, deren ich mich als Menſch und im perjönlichen Ber- 
fehr gern befleißige, ohne weiteres auch meiner politifhen Tätigkeit als 
einzige Richtihnur unterftelt. Das ift ein Irrtum. Und ich muB ferner 
annehmen, daß man jich nicht gegenwärtig hält, wie in der auswärtigen 
Politik Höflichkeit und Feſtigkeit fich nicht ausſchließen. E3 kommt nur 
darauf an, Die eine wie die andere Eigenjhaft im richtigen Moment zur 
Anwendung zu bringen. (Heiterfeit.) Als ein ausgezeichneter ruſſiſcher 
Diplomat, Fürft Orloff, nach dem für Rußland ehrenvoll, aber unglüdlich 
verlaufenen Krimfriege nad) Paris geichidt wurde, um die Friedendver- 
bandfungen einzuleiten, die zum Parifer Kongreß führten, apoftrophierte 
er den Kaiſer Napoleon III. mit den Worten: „Die Hauptkunft eines Diplo» 
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maten, Sire, befteht darin, daß er im richtigen Moment zu jchmeicheln 
und im richtigen Moment einen Fußtritt zu geben verjteht. Unſer jeliger 
Kaifer Nikolaus war ein großer Monarch, aber al3 er den Krimfrieg an— 
fing, hat er diejen weiſen Grundſatz einen Augenblick aus den Augen ver— 
— deshalb bin ich hier.“ Es kommt alſo darauf an, das eine und 
das andere im rihtigen Moment zu tun. Ein fonjequent überhebender 
Ton, ungefüge Anremplungen de3 Auslandes, fnotige Manieren wirken 
ſchon in der Preſſe jchädlich, jchädlicher, als fich viele Xeute einbilden. Sie 
würden unberechenbare Konjequenzen haben, wenn ich in meiner verant- 
wortlihen Stellung einen jolden Ton anjhlüge Wenn man ji) auf den 
Fürſten Bismard berufen hat, jo wird ein eingehendes Studium der Reden 
wie der Handlungen dieſes unvergleihlihen Staatsmannes jeden davon 
überzeugen, daß defjen Größe nicht in jporenklingenden Kürajjierjtiefeln 
oder im rafjelnden Pallaſch beftand, jondern im redhten Augenmaß für 
Menjhen und Dinge. (Sehr wahr!) Das Dogmatifieren ded Fürften Bis- 
mard ift übrigens nicht nur zu einer Manie, jondern beinahe zu einer 
Kalamität geworden. Das möchte ich einmal offen ausjprechen. Wir 
laborieren an dem mißverftandenen Fürften Bismard. Da zeigt ſich wieder 
unjere Neigung, alles zu einem Syſtem zu machen. In der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts und namentlid in der Konflikt3zeit war das Ideal 
des politifierenden Deutichen der Gelehrte, der Profefjor; der ſchwebte una 
jeit der Frankfurter Paulskirche als Lichtbild vor. Das burſchikoſe Weſen, 
das Junkerliche und Militäriiche in nn erregte zunächſt Entrüftung 
— wir Deutiche entrüften una ja gern und leiht — man muß das in 
aufrichtig geichriebenen Memoiren aus jener Zeit nachlejen, wenn man es 
nicht jelbft erlebt hat. Geit den ungeheuren Erfolgen des Fürften Bis- 
mard ift der Profefjor etwas in Mißkredit gekommen. Dagegen denkt 
mancher Deutjche heutzutage, ein leitender Staatsmann müfje immer forjch 
und burſchikos auftreten, immer und unausgejegt alte Wafjerftrahlen ver- 
enden, immer und ausjchlieglich Küraffierftiefeln anhaben. Mit anderen 
Worten, jegt wird Fürjt Bismard zum Syftem erhoben, dabei aber ver- 
geſſen, dafı jede Zeit andere Mittel erfordert. (Sehr richtig! in der Mitte.) 
Alle, die mich perſönlich kennen, wifjen, daß ich meine unbegrenzte Ber- 
ehrung und Bewunderung für den großen Kanzler nie und vor nieman- 
dem, niemandem gegenüber je verleugnet, daß ich ihm auch nad) jeinem 
Sturz die Treue gewahrt habe. (Bravo! rechts.) Aber gerade beöhalb 
darf ich ed ausſprechen, daß auch der größte Staatsmann ein Sohn feiner 
Zeit bleibt. Die nad ihm fommenden Gejchlechter können fich nicht darauf 
beichränfen, jeine Auffafjung und feine Urteile, gejchweige denn feine Allüren 
blind nachzubeten und nadzuahmen, ſondern ſie müſſen mit der Entmwide- 
lung der Dinge gehen, die nie ftill jteht und die auch das größte Genie 
nicht vorzeichnen und nicht einmal immer vorherjehen kann. Friedrich 
der Große war der erſte Staat3mann jeiner Zeit. Wenn aber Fürft Bis- 
mard nur friederizianijche, d. h. jpezifiich preußiiche Politik getrieben hätte, 
würde er die Einheit Deutſchlands nicht begründet haben. Das trat am 
deutlichjten zutage bei den befannten Differenzen zwiſchen Fürft Bismard 
und unjerem alten Kaifer wegen der zu ftellenden Friedensbedi —— 
im Auguſt 1866, in Nikolsburg. Nicht, daß es von den Bahnen Friedrichs 
des Großen abwich hat meines Erachtens Preußen vor hundert Jahren 
nad) Jena und Tilſit geführt, ſondern daß es im falſchen Sinne, zu ängſt⸗ 
lich, in zu enger Weiſe an dieſen Bahnen leben blieb. (Sehr richtig!) 
Wenn die Entwidlung verlangt, daß wir über Bismarchſche Ziele Hinaus- 

ehen, müſſen wir e3 fun, wenn aud Fürſt Bismard zu jeiner Beit unter 
einbar ähnlichen Berhältniffen anders geurteilt hat; die wahre Nachfolge 
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eined Mannes wie Bismard befteht eben nicht in ſtlaviſcher Nahahmung, 
jondern in der Fortbildung, ſelbſt wenn dieje hier und da zu einem Gegen- 
fag führt. Und darum richte ich an alle, die e3 angeht, die Mahnung, 
es nicht zu machen wie Lots Weib, die, weil fie nur nach rückwärts jah, 
zur Salzjäule wurde. (Heiterfeit.) Als praftiiche Polititer, als Männer, 
welche die Aufgaben des Tages zu Iöjen haben, müſſen wir mit der Tat- 
ſache uns abfinden, daß wir feinen Fürſten Bismard mehr haben. Der 
Name de3 Fürften Bismard, die Erinnerung an das, was Fürft Bismard 
und war, wird für alle Zeiten als Feuerſäule herziehen vor der Nation,. 
wie ich das vor jeinem Denkmal gejagt habe, da3 da draußen fteht. Sein 
Name bleibt ein dauernder Bejig, ein Stolz, eine Gewähr der Fortdauer, 
ein Vorbild, ein Wahrzeichen, eine Mahnung, ein Troft für unſer Bolt 
gerade in forgenvollen oder matten Tagen. Aber die Nation muß die 
Kraft in ſich finden, auch ohne einen folchen Titanen auszufommen, wie 
ihn die Götter nur fehr jelten, einmal alle hundert Jahr, einem Bolfe 
jchenfen. Denn wenn der einzelne und auch der größte Genius fterblich 
ift, jo ift die Nation unfterblid. Ihr Dajein hat mit dem Tode des 
großen Kanzlerd nicht geendet. Und als Batrioten müſſen wir, jeder an 
jeinem Zeil und nad) feinen Kräften dahin mirfen, daß das Werk des 
großen Sanzlerd erhalten bleibe. Da3 gilt für mi und das gilt für 
alle, die auf nationalem Boden ftehen. (Lebhaftes Bravo!) 

Es ift ja namentlich der alldeutiche Verband, der uns die Bismard- 
ichen Stiefel und den Bismardichen Pallaſch vorrüdt. Meine Herren, ich 
weiß wohl, daß die Beitrebungen des alldeutichen Verbandes das Gute 
haben, daß fie das Nationalgefühl wach zu erhalten juchen, indem fie dem 
Hang des deutjchen Philifterd zum verjchwommenen Kosmopolitismus wie zu 
bejchränfter Kirchturmspolitik entgegenwirken. Ich bedaure für meine Perſon, 
daß der Vorſitzende des Verbandes nicht wieder in dies hohe Haus gefommen 
it. Ich weiß auch, daß außer ihm manche warnıherzigen Patrioten diefem 
Berbande angehören. Aber für die praftiiche Politik kommt e3 noch mehr auf 
Klarheit des Kopfes ald auf die Wärme und Güte des Herzend an. Und das 
Herz de3 Batrioten fol fich nicht zeigen in unterjchiedslofem Räſonieren auf 
alle Fremden, auf Engländer und Rufen, aufNordamerifaner und Brafilianer, 
auf Staliener und Ungarn und noch weniger in kühnen Zufunftsträumen, 
welche die Erfüllung der al! der Gegenwart erjchweren und überall 
Mißtrauen gegen uns erweden. (Sehr wahr!) Das aber gebe ich voll- 
fommen zu, daß einfeitige Avancen und unerbetene Aufmerkſamkeiten fein 
taugliche3 Mittel find, um -ungerechte Angriffe abzuwehren und die Welt- 
ftelung der Nation zu wahren. Bei unruhigem Emprefjement fommt 
jelten was Gutes heraus. (Sehr richtig!) Korreft, aber nicht überſchweng— 
lich, höflich, aber nicht fich Hein machen oder gar fich wegwerfen. (Zu— 
ftimmung.) Wer fih grün macht, den freſſen die Ziegen. (Seiterfeit.) 
Bevor ih nun auf unfere angeblide Iſolierung fomme, will auch ich auf 
eine Erjheinung eingehen, auf die ſchon von einer anderen Stelle Hin- 
gedeutet wurde und die infolge diejes Hinweiſes neuerdings viel erörtert 
worden iſt. Es iſt begreiflich, wenn die Sozialdemofratie mit der Feder 
und mit dem Mund beftrebt ift, Neichöverdrofjenheit zu züchten. Das 
liegt in-ihrem Programm, das liegt in ihrem Syſtem. Was aber weniger 
verftändlich ift, das ift der Eifer, mit dem Nichtfozialdemofraten Hinter 
allem her find, um unjere Zuftände jchwarz in jchwarz zu malen. (Heiter- 
feit.) Wenn ich mich gegen ſolchen Peſſimismus wende, jo will ich natür- 
lich nicht fauler Ruhe oder eitler Selbftgefälligfeit oder blindem DOptimis- 
mus das Wort reden. Und ebenjowenig joll da® Recht und der Nuben 
der öffentlichen Kritik beftritten werden, die zu allen Zeiten notwendig ift 
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und die wir heute, das fage ich ganz offen, weniger als je entbehren 
fönnen. Die Klagen dürfen aber nicht in einer Weiſe erhoben werden, 
die fie gegenüber der wirflihen Sachlage im Lichte phantaftifcher Ueber- 
treibung erjcheinen läßt, jchon weil derartige Uebertreibung fich ftraft, indem 
fie auch gegen berechtigte Kritik abjtumpft. Die Kritif muß fruchtbar 
wirken können. Deshalb follen wir auch Kleinigkeiten und Nebenjächliches 
nicht aufbaufchen, nicht das Kind mit dem Bade ausfchütten, nicht jo über- 
treiben, wie Dies alte deutjche Art oder Unart ift, nicht über Strohhalme 
ftolpern. Wie übertrieben manche Klagen find, geht ja ſchon daraus her- 
vor, daß, während e3 im Inlande heißt, wir fämen immer mehr herunter, 
wir würden von niemand mehr gefürchtet noch rejpeftiert, im Auslande 
ebenjo fäljchlich behauptet wird, daß Deutſchland durch feine fteigende 
Machtentfaltung und fein tatjächliche8 Vorwärtsfommen eine Bedrohung 
für andere Länder wäre. E3 wäre wirklich nicht zu verwundern, wenn 
folher Hyperfritit gegenüber den leitenden Perſonen jchlieglih zumute 
würde, wie dem Bauer in der Fabel, der mit feinem Söhnen und feinem 
Ejel zu Markte zieht. Erft reitet er jelbft auf dem Ejel, da jagen die 
Borübergehenden: Der faule Kerl, er reitet und jein armer Junge muß 
laufen. Dann fegt er den Jungen auf den Ejel, da heißt ed: Der dumme 
Kerl, er jegt ich der Sonne und dem Staub aus und feinen Bengel läßt 
er reiten. Dann jegen beide fich auf den Ejel, da beflagt man da3 arme 
Tier und will Vater und Sohn beim Tierjchußverein denunzieren, bis 
endlich, von jo viel Kritik verwirrt, der Bauer den Ejel auf die Schultern 
nimmt und jelbit trägt, d. h. das Dümmſte tut, was er überhaupt machen 
fann. (Heiterkeit) ft denn irgend ein Vorteil für die deutjche Politik 
und die deutichen Intereſſen im Auslande davon zu erwarten, wenn 3.8. ein 
freifinniges Berliner Blatt in einem mir vorgelegten Artikel erklärt: „Wo 
ed fih um Schuß der Deutichen im Auslande handelt, würde man heute 
wahrjcheinlich erit fragen: Was ift der Mann, welcher Konfejlion gehört 
er an, welcher Bartei zählt er jih zu? Und wenn die Ausfunft ver- 
dächtig ericheint, dann läßt man ihn eben in der Patſche ſitzen.“ Das ift eine 
leichtfertige Unterjtellung. Natürlich fehlt auch in diefem Artikel nicht 
die jchematische Berufung auf den Fürften Bismard. Wo find denn die 
Tatjachen, die dieſes unſeren gejamten auswärtigen Dienft herabjegende 
Urteil rechtfertigen könnten. (Bravo! rechts.) Es iſt mir wohl befannt, 
daß in einzelnen Fällen über mangelnden Schuß Deutjcher im Auslande 
geklagt worden ift. Bei näherer Unterſuchung, an der ich es niemals habe 
fehlen laſſen, hat fich aber in der Regel herausgeftellt, daß die Fälle falſch 
dargeftellt waren, oder daß e3 ſich um ehemalige Deutjche handelte, die ihre 
Staatsangehörigfeit längjt aufgegeben hatten. (Hört, Hört! in der Mitte.) 
Der Schuß des Reiches wird jedem Deutichen ohne rider der Berjon, 
der Konfejlionen oder der Partei gewährt. Selbft in zweifelhaften Fällen ift 
auch deutichen Sozialdemokraten nad) Recht und Gejeg beigejtanden worden. 
In ſolchen mwegwerfenden jummarijchen Urteilen fann ich eine jadhliche 
Förderung unjerer nationalen Intereſſen nicht erfennen. (Sehr richtig! 
recht), jondern nur eine dieje Intereſſen jchädigende Tendenz. Wer fich 
im Auslande umgejehen hat, der weiß, daß wir draußen im allgemeinen 
über ein pflichttreues, feiner nationalen Aufgaben bewußtes Beamten- 
perjonal verfügen. Ich erwarte, daß Sich unjere Beamten auch durd) 
fränfende und ungerechte Angriffe, die jie über jic ergehen laſſen müſſen, 
nicht in der FFreudigfeit ihrer Dienfterfüllung beirren laffen. Wo findet 
fit aber anderdwo eine jo erzejlive Kritik wie bei und? Wird nicht auch 
anderöwo hier und da mit Waller gefoht? Kommen nicht auch anders- 
wo Unvollfommenheiten, Fehler und Mißſtände vor? Sie werden aber 
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nicht in derartig fünftlicher Vergrößerung vorgeführt wie bei und. Ich 
denfe oft an das Wort von Treitſchke, der Deutihe im Inlande möge 
für deutiche Vorgänge und Einrihtungen doch nur einen Meinen Teil bes 
wohlmwollenden Verſtändniſſes zeigen, das der Deutſche ausländiichen In— 
ftitutionen und Buftänden jo gern entgegenbringt. (Sehr wahr, jehr 
richtig!) Glaubt denn im Ernjt irgend jemand, daß e3 im Wuslande 
jo viel befjer ausichaut wie bei und? In einem großen englijchen Blatt 
la8 ic) vor einiger Zeit, dem unfritischen und jelbftzifriedenen englifchen 
Volke jei der deutſche Peſſimismus einfach unverftändlih. Nach engliſcher 
Auffaſſung hätte kein Volk mehr Grund, optimiſtiſch zu ſein, als das 
deutſche, und deshalb figuriere Deutſchland in der engliſchen Preſſe zugleich 
als nachahmenswertes Beiſpiel und als gefährlicher Gegner. Und jeden- 
falls: Haben nicht andere Reiche und Völker und in unſerer Zeit aus— 
wärtige und innere Schwierigkeiten zu überwinden gehabt, die härter waren 
als die uns bisher vom Schickſal auferlegten Proben? Iſt England nicht 
mit dem Burenkrieg fertig geworden. Frankreich mit ſchweren inneren 
Fragen und Kriſen, Italien und Amerika mit ernſten kolonialen Pro— 
blemen? Hofft Rußland ſich nicht durch ein dichtes Geſtrüpp von Schwierig— 
keiten ſeinen Weg zu bahnen? Wir haben keinen Anlaß zu beſonderer 
Wehleidigkeit. Ich habe es ſchon geſagt, ich halte eine ſachliche und 
poſitive, von wirklicher Sorge und Liebe für das Vaterland getragene 
Kritik für ſehr angebracht, und gerade in unſerer Zeit. Ich bin perſön— 
li) gegenüber Kritik nicht nervös, und das ſoll auch nicht ſein, wer im 
öffentlichen Leben ſteht. Ich kann mir ſogar ein Daſein ohne Kritik nicht 
recht vorſtellen, ich würde das vielleicht gar nicht aushalten. Es würde 
mir gehen, wie dem Müller, der nicht ſchlafen konnte, als die Mühle auf- 
hörte zu Elappern. (Heiterkeit.) Die Kritik Hat das Gute, daß fie zur 
Celbitprüfung zwingt und der Gelbitgefälligfeit ein Ende macht, die ein 
Fehler ift und eine Klippe, für ein Volk wie für den einzelnen, für jeden 
von uns. Aber ohne ausreihende Kenntnis der verwidelten internationalen 
Beziehungen und der wirklichen Weltlage, ohne genügenden Weberblid 
über das fomplizierte Schadhbrett der auswärtigen Politif mit nervöfer, 
tendenzidjer, Hyjteriicher Kritif einzugreifen in die Speichen des Rades 
der auswärtigen Politik, Tähmt die Aktion des Landes nah außen und 
Ihwädt und disfreditiert das Land nad außen. Der Kredit, den ein 
Land in der Welt genießt, muß gejhont werden. Dieſen Kredit ohne 
Not zu erjchüttern, jchädigt nicht nur unfer Anjehen, jondern tut aud) 
unferm Volk unrecht. 

Deutſchland, meine Herren, braucht fi) vor der Iſolierung gar 
nicht jo jehr zu fürdten. Wären wir wirklich ijoliert — wir find es nicht, 
aber nehmen wir den Fall — jo braucden wir deshalb aud noch nicht 
zu flennen wie ein einjames Kind im Walde. (Sehr wahr!) Ein Bolt 
von 60 Millionen mit einem Heer wie das deutſche Heer, ift niemals 
ijoliert, folange e3 ſich jelbft treu bleibt, jolange es ſich nicht ſelbſt auf- 
gibt. Wir Haben es gar nicht nötig, irgend jemand nachzulaufen, oder 
anderen gegenüber entgegenfommender zu jein als dieje uns gegenüber. Das 
wäre nicht würdig, es wäre nicht einmal Hug. (Lebhafte Zuftimmung 
recht3 und in der Mitte) Solange wir unſer Schwert ſcharf halten, find 
wir auch in der Lage, uns unferen Freunden nüglic und unferen Feinden 
unangenehm zu machen. Der Dreibund bejteht, und unjere Beziehungen 
zu anderen Mächten werden auch weiter der Gegenftand unjerer bejonnenen 
und ruhigen Aufmerkſamkeit bleiben. Id warne aber auch in dieſer 
Richtung vor Nervofität. Wir find alle in Deutjchland zu nervös ge- 
worden, rechts und links, oben und unten. (Bwilchenruf.) Das ſagte 
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ich ja eben: unten und oben. Gewiß ift es gut, alle Wetterzeichen am 
Horizont der auswärtigen Politit zu betrachten und namentlich jebes 
Wetterleuchten. Aber vor jedem Stirnrunzeln des Auslandes zu erbeben, 
ift nicht die Art großer Völker, und wir wollen und follen ein großes 
Volk fein. (Lebhaftes Bravo!) Ein Volk darf nicht Fein von fich denken. 
Es ift unfere Pflicht, durch eine friedliche und gerechte auswärtige Politik 
und Vertrauen und Sympathien zu erwerben. Aber allen Haß und jeden 
Neid zu entwaffnen, ift weder dem einzelnen noch einem Bolfe möglich. 
Neid ift ſüßer als Mitleid. Wir haben und mehr wie einmal in Situatio- 
nen befunden, wo die Gefahr einer allgemeinen Gruppierung gegen uns 
näher lag als heute. In feiner unfterblichen Rede vom 6. Februar 1888 
hat Fürft Bismard dargelegt, daß das Beftehen von Kovalitionen und eine 
daraus rejultierende Kriegdgefahr während der erjten Hälfte des 18. ZYahr- 
hundert3 der beinahe normale Zuftand in Europa gemwejen fei, und mie 
e3 auf feiten unferer auch damals viel geihmähten Diplomatie eines nicht 
geringen Grades von Gejchidlichkeit und Umficht bedurft Hätte, um zu 
verhindern, daß Preußen im Widerfpruch mit jeinen Intereſſen und gegen 
die Abficht feiner Leiter in fremde Streitigkeiten verwidelt wurde. Fürft 
Bismard Hat nachgewiejen, wie oft nicht nur in den Tagen de3 Großen 
Kurfürften und des Großen Königs, ſondern aud in jenen verhältnis- 
mäßig ruhigen Zeiten der Heiligen Allianz und des Frankfurter Bundes- 
tages, in jenen Zeiten wo, um mit Heine zu reden, Deutichland janft 
ichnardte in der Hut von 36 Monarchen, daß auch in jener ftillen Zeit 
die Gefahr einer Sfolierung für uns beftand. Ich brauche die Herren 
niht daran zu erinnern, daß auch in jener großen und unvergeblichen, 
von dem Herrn Abg. Bafjermann mit Recht gerühmten Zeit, wo ein durch 
ein langes Leben, durch frühzeitige jchwere Erfahrungen, die ihn für das 
ganze Leben Mafhalten als höchſte Weisheit gelehrt Hatten, durch ftrenge 
Gelbftzucht gereifter Monard) an der Spitze jtand, wo einer der größten 
Staatdmänner aller Zeiten unjere Politik lenfte, auch damals, die Gefahr 
von Koalitionen gegen Deutjchland vorlag. Tiefe Verftimmungen haben 
damals zwilchen uns und Rußland, zwijchen uns und England ftattgehabt. 
Als ih im Sommer 1884 als Gejhhäftsträger von Paris nad) St. Peters— 
burg geihict wurde und auf der Durchreife mich in Varzin meldete, ſprach 
Fürſt Bismard mit Bejorgnis von unſeren Beziehungen zu Rußland, die 
jeit dem Berliner Kongreß oder richtiger jeit der Krieginfichtepifode von 
1875 nicht mehr die alten waren. Er erwog, ob für uns die Unannehmlicy- 
feit, zwiſchen Rußland und Defterreich zu optieren, größer ſei, oder Die 
Gefahr der Wiederkehr der Konftellation von 1757, das heißt eines gemein- 
ſamen Vorgehens der Rufen und Defterreicher gegen und. In der Zeit 
von 1878 bi3 1889 Haben fich unfere Beziehungen zu Rußland trog aller 
Bemühungen des Fürften Bismard, der gerade auf dem Gebiete der 
deutjch-ruffiichen Beziehungen alle Hilfsquellen feines fruchtbaren und er- 
findungsreichen politiichen Genies entfaltete und troß jeinem ftellenmweije 
weitgehenden Entgegenfommen gegenüber Rußland, ich war damals an 
unjerer Botjchaft in St. Petersburg, ich weiß e3 genau, ftändig verjchärft 
und verjchlechtert. Auch England gegenüber fehlte es in den legten 20 
Sahren de3 vorigen Jahrhunderts nicht an Berjtimmungen, die zeitweije 
einen gereizten Charakter annahmen. Daß ein vom Fürften Bismard an- 
fang3 der 80er Fahre unternommener Verſuch, ein beſſeres Verhältnis zu 
England anzubahnen, mißglüdte, und nicht durch jeine Schuld, hat eine 
englijche Publikation der legten Zeit auch weiteren Kreifen enthüllt. Und 
was Frankreich angeht, fo ift es doch wohl die Frage, ob die Gefahr 
eines Zujammenftoßes mit Franfreih im Jahre 1887 nicht näher lag 
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al3 in den legten Jahren. Ich brauche nur an die Berftimmungen und 
Spannungen nad dem Berliner Kongreß, an den Karolinenftreit, an den 
Fall Schnäbele, an den Samoaftreit, an die PBarifer Demonftration gegen 
König Alfons von Spanien im Jahre 1883 — ic) war damals in Paris, 
die Situation war recht gejpannt — zu erinnern, um Har zu machen, daß 
ed auch in jener Zeit nicht an Ereigniffen fehlte, die geeignet waren, ernfte 
Bejorgnifje zu erweden und die öffentliche Meinung zu erregen. Ich gehe 
noch weiter. Unjere Stellung würde heute eine gefichertere und leichtere 
jein, al3 fie e3 in den 80er Jahren war, wenn wir nicht inzwiſchen die 
überjeeijche Politif inauguriert Hätten. (Sehr richtig!) Nicht als ob ich 
geſchmacklos genug wäre, mid; mit dem Fürften Bismard zn vergleichen, 
jondern weil fih in Europa inzwiſchen die Dinge verichoben haben. Die 
Gefahr eines ruffishen Angriffs Tiegt nach menjchliher Berechnung heute 
— nahe, es iſt weniger Neigung zu einem ſolchen vorhanden als in 
den Tagen des Generals Skobeleff oder der ſpäteren Demonſtrationen für 
Herrn Deroulede. In Oeſterreich-Ungarn und Italien wurde damals öffentlich 
weniger gegen den Dreibund geredet, aber er hatte im ftillen vielleicht einfluß- 
reichere und Flügere Gegner. Bor allem war Deutichland jelbft im Verhältnis 
u jeinen Freunden wie zu feinen Gegnern materiell weniger ftarf, als e3 heute 
it. Was heutigen Tages unjere Stellung fompliziert und erfchwert, das find 
unjere — —— Beſtrebungen und Intereſſen. Wären wir nicht in 
dieſer Richtung engagiert, wenn wir in dieſer Beziehung nicht verwundbar 
wären, würden wir auf dem Kontinent nicht allzuviel zu fürchten haben. 
(Hört, Hört! Tinte.) Dann wäre ed auch leichter als heute, zwiſchen ung 
und England Mißverftändniffe und Friktionen zu vermeiden. Sie wiſſen 
aber alle, meine Herren, daß die Ströme nicht rüdwärts reifen, daß ein 
fünfzigjähriger Mann fich nicht in einen vierzigjährigen zurückverwandeln 
fann. Gie * durch welche elementaren Triebkräfte — raſche Zunahme 
unſerer Bevölkerung, gewaltiger Aufſchwung unſerer Induſtrie, Unter- 
nehmungsluſt und Wagemut unſerer Kaufleute, das Wachstum in Gewerbe 
und Handel der Nation — überſeeiſche Intereſſen für uns entſtanden und 
wir in die Weltpolitik hineingeführt worden ſind. Die Aufgabe unſerer 
Generation iſt es, gleichzeitig unſere europäiſche Stellung zu wahren, 
welche die Grundlage unſerer Weltſtellung iſt, und unſere überſeeiſchen 
Intereſſen ſo zu pflegen, eine beſonnene und vernünftige, ſich weiſe be— 
ſchränkende Weltpolitik ſo zu führen, daß die Sicherheit des deutſchen 
Volkes nicht gefährdet und die Zukunft der Nation nicht beeinträchtigt wird. 
Gewiß iſt die Erfüllung dieſer Aufgabe keine leichte, das weiß niemand 
beſſer als ich. Wir können in ſchwierige Situationen kommen, wir können 
uns auch mehreren Gegnern gegenüber befinden. Das iſt aber noch kein 
Grund zum Verzagen. Daß Situationen denkbar ſind, wo wir nur auf 
unſere eigene Kraft angewieſen wären, ja meine Herren, darauf hat Fürſt 
Bismard, darauf hat Graf Moltke mehr wie einmal hingewieſen. „Ein 
ftarfer Staat fteht nur fiher auf fich jelbft“, Hat Graf Moltke vor diejem 
hohen Hauje im Jahre 1888 gejagt. Ein großes Volk muß auf jede Lage 
gefaßt jein, und fein Geift muß ein folcher jein, daß es jeder Situation 
mutig und entjchlofjen entgegengehen kann. Der Abg. Baſſermann Hat 
joeben an meine Rede vom 5. April erinnert. Als ich damals zum legten 
Male vor diefem Hohen Haufe ftand, jagte ich mit Bezug auf die Kon— 
ferenz von Algeciras, welche nach mancherlei Fährlichkeiten, die fie dem 
Scheitern nahe gebracht Hatte, zwei Tage jpäter zum befriedigenden Ab— 
ſchluß gelangen follte: „Es war ein ziemlich jchwieriger Berg“, jo jagte 
id) ungefähr, „den wir zu erfteigen hatten. Manche Uebergänge waren 
nicht ohne Gefahr. Eine Zeit der Mühe und Unruhe liegt Hinter ums. 
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Ich glaube, daß wir jegt mit mehr Ruhe ins Weite bliden dürfen.” 
Diefe Hoffnung hat fich erfüllt. Die Situation in Europa und in der 
Welt ift eine friedlichere geworden. Gewiß ift noch hier und da Unruhe 
vorhanden. Diejenigen, die zur See gefahren find, wiljen, daß, wenn ein 
Sturm die Gewäſſer aufgeregt hat, noch längere Zeit, auch nachdem fich 
die Oberfläche wieder geglättet hat, unter der Oberfläche die Unruhe fortbefteht 
und das Schiff ins Rollen und Schwanfen bringt. Man nennt das die 
Dünung. In der politifchen Welt zittert noch eine gewifje Erregung nad), 
die zur Vorficht und Umficht mahnt, aber feinen Anlaß zu Kleinmut gibt. 
Sorgen wir dafür, daß unjere Machtmittel zu Lande und zu Waffer für 
unfere Verteidigung ausreichen! Vergeſſen wir endlich über unjeren inneren 
politifchen, konfeſſionellen und wirtjchaftlichen Streitigkeiten nicht das 
Intereſſe, die Wohlfahrt und das Recht des Ganzen, und das deutſche 
Volk wird feine Stellung in der Welt zu behaupten willen! (Lebhafter, 
wiederholter Beifall.) 

Abg. v. Bollmar (Spz.): Trotz Bülows Nede halte er die aus- 
mwärtige Lage für überaus jchleht. Zu Bismards Zeit ſei Deutichland 
gefürchtet geweſen, jebt jei eö gedemütigt; es Frieche vor Rußland. Jeder 
Ausländer wundere fich, wie ein jo hoch entwicdeltes Volk eine jo unfichere 
Politik dulde. Abg. Graf Limburg-Stirum (fonf.) bedauert, daß jeit 
Caprivi die Bismardichen Beziehungen zu Rußland gelodert jeien; bei 
nahen Beziehungen zu Rußland würde Staliend Unzuverläjjigfeit nicht3 
bedeuten. Abg. Spahn (3.) billigt im allgemeinen die Darlegung des 
Neichsfanzlerd und wünſcht die Belebung des Bundesratsausſchuſſes für 
auswärtige Angelegenheiten. Abg. Wiemer (fr. Vg.) freut jich der fcharfen 
nationalliberalen Kritit und polemifiert gegen das perjönliche Regiment. 
Weshalb wohne der Staatsjefretär v. Tſchirſchky nicht diefer Verhandlung 
bei? Abg. v. Tiedemann (RP.) erklärt die Zuftimmung jeiner Fraktion 
zur Politik des Reichskanzlers. 

Reichskanzler Fürſt Bülow motiviert die Abweſenheit des Staats— 
ſekretärs mit dienſtlichen Geſchäften. Der auswärtige Ausſchuß des Bundes— 
rats werde häufig einberufen, den Regierungen gingen regelmäßige Mit— 
teilungen zu. Die Diplomaten würden ſorgfältig ausgewählt, ſie müßten 
mit allen einflußreichen Kreiſen Fühlung haben. In einem ſehr berühmten 
Kapitel ſeiner „Caractères“ hat La Bruyere ein Bild von dem Diplo— 
maten entworfen, wie er jein jol. L'ambaſſadeur joll, jagt er, ein Cha- 
mäleon fein. (Große Heiterkeit.) Ein Diplomat muß mit den gegebenen 
Perſonen rechnen und fich die vorhandenen Umftände zunuge machen. 
Bei dem diplomatischen Wettfampf um den Einfluß in einem Ort und 
einem Lande ift nicht immer der moraliſch Höher Stehende der Ueberlegene, 
fondern derjenige, der die Verhältniffe am beten zu nugen, ſich am bejten 
in fie zu finden weiß. Es gibt aud) eine diplomatische Mimicry. Die jungen 
Diplomaten jollten fich den Alcibiades zum Beifpiel nehmen. Seine Lieder- 
Yichfeit brauchen fie ja nicht nachzuahmen. (Heiterfeit.) Eine ſolche Adaptions- 
fähigkeit jchließt einen ftarfen und feſten innerlichen Patriotismus nicht aus; 
eine jolche Adaptionsfähigkeit ift noch lange fein Zidzadfurs.... Ich komme 
jest zu einem jehr ernten Gegenftande, der von den meilten der Vorredner 
gejtreift worden ift, dem jogenannten perjönlichen Regiment. Ich habe 
einmal gejagt: Ein jeiner moralifhen Berantwortlichkeit ſich bewußter 
Reichskanzler wird nicht im Amte bleiben, wenn er Dinge nicht zu ver- 
hindern vermag, die nach jeinem pflichtmäßigen Ermefjen das Wohl des 
Reiches wirklich und dauernd jchädigen. Wären folhe Dinge vorgelommen, 
fo würden Sie mich nicht mehr an diejer Stelle jehen; denn was Sie 
auch über mic) denfen mögen, ein Kleber bin ich nicht, defjen können Sie 
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ficher jein. Ich Habe damals weiter gejagt, daß ich es auch nicht ablehnen 
würde, jelbjt bei Kundgebungen Seiner Majeftät des Kaiſers, auf welche 
fih, jtreng genommen, meine verfafjungsmäßige Verantwortlichkeit nicht 
erjtredt, die moralijche Verantwortung zu übernehmen für die Rüdwirfung 
jolcher Kundgebungen auf den Gang der großen Politik; denn ich jei dem 
Bundesrat und diefem Haufe verantwortlich für eine Führung der Ge- 
ichäfte, die nicht den inneren und äußeren Frieden des Neiches beein- 
trädtigt. Wie jehr ich mir diefer Verantwortung bewußt bin, habe id) 
mehr als bei einer Gelegenheit gezeigt. ch erinnere nur an den Gang 
der lippifchen Frage. Der große Irrtum, in den bei der Behandlung 
diejer Frage viele verfallen, ijt, daß fie die Zuftände, wie fie bei uns ver- 
fafjungsmäßig gegeben find, und mie fie fich Hiftoriich entwidelt haben, 
verwechjeln mit Verhältnijjen, wie fie in Ländern befiehen, wo das reine 
parlamentarijche Regierungsigftem eriftiert. In joldhen Ländern ift der 
Monarch nur der formale Inhaber der jtaatlihen Gewalt. Le roi rögne, 
mais il ne gouverne pas, wie Thierd gejagt hat. In Wirklichkeit ruht 
die Staatögewalt nur in den Händen der Minifter, die von der jeweiligen 
Ktammermehrheit abhängig find. Man fann über die Vorzüge jowie über 
die Nachteile des parlamentariichen Regierungsſyſtems ſehr verjchiedener 
Anficht jein. E3 gibt Länder, wo mehr die Vorzüge hervortreten, wie 
beijpiel3weife in England, wo das parlamentarische Regierungsſyſtem jeit 
Sahrhunderten zu allgemeiner Zufriedenheit und zum Segen des Volkes 
beſteht. Es gibt audy Länder, wo mehr die Schattenjeiten des parlamen- 
tariihen Syſtems jich zeigen, denn ein Regierungsſyſtem, welches für alle 
Zänder paßt, ift ebenfowenig möglich wie ein Rod, weldyer allen Menfchen 
paßt, oder eine Medizin, welche alle Leiden heilt. Bei uns ijt das par- 
lamentarijche Regierungsigftem jchon deshalb nicht möglich, weil bei uns 
feine der großen Parteien die abiolute Mehrheit hat und auch nad) unferer 
ganzen politiihen, wirtichaftlichen und konfeſſionellen Struftur voraus- 
fihtlih auch in abjehbarer Zeit nicht die Mehrheit Haben wird. Aber 
auch abgejehen von diefem durchichlagenden faktiichen und praftiichen Grunde 
ift dieſes parlamentarische Regierungsſyſtem bei uns nicht Rechtens, und 
wir mollen dod alle auf dem Boden des Rechtes bleiben, denn bei uns 
find die Minifter nicht die Organe des Parlament3 und der jeweiligen 
Mehrheit, jondern die PVertrauendmänner der Krone. Die Regierungs- 
anordnungen find nicht die Anordnungen eines von dem Monarchen un— 
abhängigen und von der jeweiligen Mehrheit des Parlaments abhängigen 
Miniſters, jondern fie find Anordnungen des Monarchen. Die Korrektur 
dieſer Zuftände und die Gewähr für eine verfafjungsmäßige Ordnung der 
Dinge liegt darin, daß die Regierungsanordnungen des Monarchen nur 
jo weit wirkſam find, als er einen Minifter findet, der fie unter jeiner 
eigenen Verantwortung ausführt, der ſich weigern fann, dieje Anordnungen 
auszuführen, der ihm erklären fann, wenn er diejed oder jenes verlangen, 
tun oder jagen jollte, daß er nicht länger im Amte bleiben könne. Wie 
weit ein Minifter das perjönliche Hervortreten, die Meinungs- und Gefühls- 
äußerungen de3 Monarchen mit feiner Verantwortung deden will, ift 
Sadje des politischen Augenmaßes, des Pflichtgefühls gegenüber der Krone 
und dem Lande und gehört in das Gebiet der politischen Imponderabilien. 
Sch kann mir jehr wohl denfen, daß ein Minifter finden kann, daß ein 
übertriebenes perjönliches Hervortreten de3 Regenten, daß ein zumeit ge- 
triebener monarchiſcher Subjeftivismus, ein zu häufiges Erjcheinen des 
Monarchen ohne die minifteriellen Belleidungsjtüde, von denen die Weis- 
heit des Fürjten Bismard ſprach, den monarchiſchen Intereſſen nicht zu- 
träglih ift (Lebhafte Zuftimmung links), und daß er dafür die Verant- 
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wortung vor Krone, Land und Geſchichte nicht übernehmen kann. Aber 
die Auffaffung, als ob der Monarch in Deutichland Feine eigenen Ge- 
danken über Staat und Regierung u. ſ. w. haben dürfe, als ob er nur 
mit dem Kopf jeiner Minifter denfen dürfe, als ob er nur jagen dürfe, 
was fie ihm aufgejegt haben, ift grundfalic und widerfpricht dem deutjchen 
Staatdrecht, wie auch den Bünkhen des deutſchen Volkes. (Lachen bei 
den Sozialdemokraten.) Das deutiche Volt will feinen Schattenkaifer, e3 
will einen Kaifer von Fleifh und Blut. Das Auftreten und die Aeuße— 
rungen einer ftarfen Berjönlichkeit, wie es unſer Kaijer ift, bedeutet noch 
lange feine Verlegung der Berfaffung. Nennen Sie mir einen einzigen 
Fall, mo unjer Kaiſer fich in Widerjpruch gefegt Hätte mit der Berfaftung. 
Sie werden mir jegt und niemals einen folchen nennen fünnen, denn ich 
bin überzeugt, daß unſer Kaiſer die Verfaſſung ſtets gewiſſenhaft beobachten 
wird, wie das feine Pflicht if. Wenn aber der Kaiſer die ihm von der 
Berfafjung gezogenen Schranken innehält, jo vermag ich in den Slagen 
über perjönliches Regiment oder gar über Abjolutismus nur den Ausdrud 
der heutigen Neigung zu Uebertreibungen zu erfennen. Dann bat der 
Abg. Wiemer auch von Kamarilla geſprochen. Kamarilla ift ein Fremd- 
wort (Stürmijche Heiterkeit), es ift eine häßliche, fremde Giftpflanze, Die 
man nie verfucht hat, in Deutichland einzupflanzen, ohne großen Schaden 
für dad Volf ... (Zurufe bei den Sozialdemokraten.) Würden Sie nicht 
die Güte haben, mir nachher zu antworten, ftatt mich beftändig zu unter- 
bredhen . ... ohne großen Schaden für die Fürften und für das Volk. 
Unfer. Kaiſer ijt aber ein viel zu gerader Charakter und viel zu Flarer 
Kopf, al3 daß er fih in politiichen Dingen anderswo Rat holen jollte, 
als bei jeinem eigenen Pflihtgefühl und feinen berufenen Ratgebern. Des— 
halb richte ich die Bitte an die Herren, lafjen Sie unbegründetes Mißtrauen 
fahren und vereinigen Sie fih auch in diefem Winter mit den verbündeten 
Regierungen zu fruchtbringender und erjprießlicher Arbeit. (Beifall.) 

Am folgenden Tage wird die Debatte abgejchlofien. 

In der Prejje wird hervorgehoben, daß Bülow feine frühere Friſche 
wieder erlangt habe. Die Blätter der Rechten und des Zentrums ftimmen 
im allgemeinen feinen Darlegungen zu, auch die der freifinnigen Volks— 
partei jind meijt wohlwollend. Scharfe Kritik üben einige nationalliberale 
Blätter, wie die „National-Zeitung“, weil er feine genügende Erklärung 
über daS perjönliche Regiment gegeben habe. Mit den Reden der Barla- 
mentarier befaßt fi die Preſſe kaum. Die „Preußischen Jahrbücher” kri— 
tijieren die Reden der Abgeordneten, insbejondere die der Anterpellanten 
ſcharf; es jei fein pofitiver Gedanke zum Ausdrud gebracht und eine tiefere 
Vorjtellung von den Zujanmenhängen ber europäijchen Politik fehle völlig. 
Ein Reichstag mit folhen Fähigkeiten müſſe von der auswärtigen Politik 
jo fern gehalten werden als irgend möglich. 


16. November. (Berlin.) Eine Denkſchrift des Generaljtabs 
über Deutjh-Südweltafrifa betont die unbedingte Notwendigkeit des 
Bahnbaues von Kubub bis Keetmanghoop. 

17. November. (Berlin.) Der Kaiſer erläßt folgende Kund— 
gebung zur Erinnerung an den Beginn der modernen Sozialpolitif: 


Der heutige Tag, an welchem vor 25 Jahren der in Gott ruhende 
Kaiſer und König Wilhelm der Große feine — Botſchaft erließ, 
gibt Mir willkommenen Anlaß, mit dem deutſchen Volke in ehrfurchtsvoller 
Dankbarkeit dieſes Friedenswerkes zu gedenken, durch welches Mein er— 
lauchter Ahnherr zum Schutze der wirtſchaftlich Schwachen der Geſetz- 
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gebung neue Bahnen wies. Nach jeinem erhabenen Willen ift es unter 
freudiger Zuftimmung der verbündeten Regierungen und der verftändnis- 
vollen Mitwirkung des Reichdtaged gelungen, den jchwierigen und weit— 
verzweigten Ausbau der ftaatlihen Arbeiterfürjorge auf dem Gebiete der 
Kranken», Unfall- und Invalidenverſicherung jo zu fördern, daß die Hilfs- 
bedürftigen in den Tagen der Not einen Rechtsanſpruch auf geſetzlich ge- 
regelte Bezüge befigen. Die Arbeiter haben damit, dank der umfafjenden 
Zeiftungen des Reiches und ihrer Arbeitgeber jowie auf Grund ihrer eigenen 
Beiträge, eine erhöhte Sicherheit für den notwendigen ——— und 
für den Beſtand ihrer Familien erreicht. Die großen und werbenden Ge— 
danken der kaiſerlichen Botſchaft haben dieſen Erfolg aber nicht nur in 
unſerem eigenen Vaterlande gezeitigt, ſondern wirken auch weit über deſſen 
Grenzen hinaus vorbildlich und bahnbrechend. Leider wird die Erreichung 
des höchſten Zieles der kaiſerlichen Botſchaft gehemmt und verzögert durch 
den andauernden Widerſtand gerade von der Seite, welche glaubt, die 
Vertretung der Arbeiterintereſſen vorzugsweiſe für ſich in Anſpruch nehmen 
zu können. Gleichwohl vertraue Ich auf den endgültigen Sieg der ge— 
rechten Erkenntnis des Geleiſteten und auf das wachſende Verſtändnis für 
die Grenzen des wirtſchaftlich Möglichen in allen Kreiſen des deutſchen 
Volkes. Dann wird ſich auch die Hoffnung Kaiſer Wilhelms erfüllen, daß 
ſich die Arbeiterverſicherung als dauernde Bürgſchaft des inneren Friedens 
für das Vaterland erweiſen möge. In dieſer Zuverſicht iſt es Mein feſter 
Wille, daß die Geſetzgebung auf dem Gebiete der ſozialpolitiſchen Fürſorge 
nicht ruhe und in Erfüllung der vornehmſten Chriſtenpflicht auf den Schutz 
und das Wohl der Schwachen und Bedürftigen fortgeſetzt bedacht ſei. 
Durch geſetzliche Vorſchriften und Leiſtungen allein iſt indes die Aufgabe 
im Seite der Raijerlihen Botjchaft und ihres erlauchten Schöpfers nicht 
zu löſen. Ich erkenne es am heutigen Tage gerne an, daß es im deut- 
ſchen Bolfe nie an Männern und Frauen gefehlt hat, die freiwillig und 
freudig ihre Kraft in den Liebesdienft am Wohl des Nächſten geftellt haben, 
und ich jage allen, die fi) dem großen jozialen Werfe unjerer Zeit jelbit- 
103 und opferwillig widmen, Meinen faiferlihen Dante. 


19.120. November. (Berlin.) Bejuch de3 dänifchen Königs— 
paares. 

22. November. (Preußen.) Ritterſchaftsrat Rittergutsbeſitzer 
v. Arnim wird zum Landwirtſchaftsminiſter ernannt. 

22. November. Amtliche Denkſchrift über die Kolonien. 


Eine dem Reichstag vorgelegte Denkſchrift des Kolonialamts ſchätzt 
die Geſamtſumme der deutſchen Kapitalsintereſſen in den deutſchen Schutz— 
gebieten (ohne Kiautſchou; auf rund 370 Millionen Mark. Zählt man 
hierzu den Kapitaläwert der Erportproduftion in den einzelnen Kolonien, 
der auf rund 600 Millionen Mark beziffert wird, fo ergibt fi, daß ein 
probduftives Gejamtfapital von rund einer Milliarde in den Schußgebieten 
arbeitet. — Auf den Quadratkilometer Flähe trifft in den Geſamtſchutz— 
gebieten 26.1 Mark reichsfistaliiches Kapital und 85.7 Mark Privatfapital. 
Die Denkſchrift bezeichnet die vom privatwirtichaftlichen Standpunkt be» 
trachtete Entwidelung unjerer Kolonien als geradezu überrajchend günftig: 
„Die Opfer, die wir biöher für die Schußgebiete bringen mußten, liegen 
nur zum geringften Teil auf mwirtichaftlihem Gebiete, zum größten Teil 
auf militäriishem. Daß aber große militärifche Erpeditionen notwendig 
wurden, ift auf den einzigen wirklich folgenjchweren Fehler zurüdzuführen, 
der bisher in unferer folonialen Politit gemacht worden ift, nämlich eine 
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zu langjame Erjchließung einzelner Schußgebiete durch reichsfiskaliſche 
Kapitalanlagen, insbejondere durh Eijenbahnen. Wenn in früheren 
Jahren nur für die Hälfte der Summe, die uns jet der Krieg in Süd— 
weftafrifa gefoftet hat, Eifenbahnen in diefem Lande gebaut worden wären, 
dann hätten wir wohl niemals einen großen Aufftand erlebt und dafür 
heute eine raſch aufblühende Kolonie mit einem Eiſenbahnnetz, ein wer— 
dendes Neu-Deutjchland in Weftafrifa. Die Erfahrungen aller Kolonial- 
völfer betätigen, daß große Kolonialgebiete ohne Eijenbahnen ein unficherer, 
wirtichaftlich nicht erichließbarer Beſitz bleiben.“ 

Die Dentichrift, die in der Preſſe vielfach al3 Inventaraufnahme 
des neuen Direktors bezeichnet wird, wird in manden Berechnungen an- 
gegriffen. Eine pojitive Widerlegung wird nicht gegeben, nur eine andere 
Schätzung der Werte; eine Unterjuchung der Höhe des in den Kolonien 
inveftierten Kapitals findet kaum ftatt. 


23.26. November. Der Reichstag berät den Gejegentwurf 
über die Rechtsfähigkeit der Berufßvereine in erjter Lefung. Alle 
Nedner außer den Efonjervativen haben viel an dem Entwurf aus- 
zuſetzen. 

24. November. (Poſen.) Der Erzbiſchof von Poſen-Gneſen, 
Florian dv. Stablewski F. — Geboren 1841 in Frauſtadt, 1866 
Priejter, 1876 Mitglied des preußijchen Landtags, 1881 päpftlicher 
Geheimfämmerer, 1890 apojtoliicher Protonotar, 1892 Erzbiichof. 

28. November. (Preußen.) Durch Erplofion einer Roburit- 
fabrik bei Witten in Wejtfalen werden 283 Perjonen getötet, an 
150 verwundet. 

28.November bis 4. Dezember. (Reichdtag.) Nachtragsetat 


für Südweſtafrika. — Monopolverträge, Miffionen, Beamten- 
disziplin. Zujammenjtoß Roeren=Dernburg: Angriffe auf Beamte; 
Nebenregierung. 


E3 werden 30 Millionen Mark Kriegskoſten und 8,9 Millionen Mark 
für die Eijenbahn nach Keetmanshoop gefordert. — Neichsfanzler Fürft 
Bülow betont die Notwendigkeit a folonifieren, die aus der deutjchen 
Entwidelung folge. Die augenblidliche Krifis müffe überwunden werden; 
Fehler jeien von der Verwaltung gemacht, aber ſie jeien nicht unverbefjer- 
lih. Die Neuorganijation der Verwaltung jei das erjte Heilmittel, dann 
handle e3 ſich um wirtichaftlihe Hebung der Kolonien. Deshalb habe 
man bei der Wahl eines Nachfolgers für Hohenlohe an eine den fauf- 
männiſchen Kreijen nahejtehende Perjönlichkeit gedacht. Die Mitwirkung 
eines der Herren — eines unjerer captain of industry, um einen ameri« 
fanijchen Ausdrud zu gebrauchen — für die Gejchäfte des Reichs zu ge- 
mwinnen, erjchien mir von vornherein als vorteilhaft, und in den ein- 
gehenden Unterredungen, die ich mit Herrn Dernburg hatte, ergab ſich die 
Uebereinftimmung der leitenden Gefichtspunfte und Biel. Ich konnte 
deshalb Herrn Dernburg mit gutem Gewiffen Seiner Majeftät dem Kaiſer 
als Nachfolger des Prinzen Hohenlohe vorichlagen. Damit, meine Herren, 
war übrigens für mic ein alter Wunjch in Erfüllung gegangen. Schon 
als ich vor neun Jahren Staatsjefretär des Aeußeren wurde und der da- 
malige Kolonialdireftor, der jeitdem leider verftorbene Freiherr von Richt- 
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hofen, mir als Unterftaatsfefretär zur Seite ftand, hätte ich gern einen 
Mann des praftiichen Erwerbslebens an die Spige unjerer Kolonialverwal- 
tung gejtellt. Die Verhandlungen, die damals in meinem Auftrage in 
Hamburg und Bremen geführt wurden, blieben erfolglos. Ein angejehener 
hanjeatiicher Kaufmann ließ mir damals jagen: bei Tage verdiene ich Geld 
an der Börſe. Mittagd fahre ich mit zwei fchönen Füchfen nad) meinem 
Landhaus, und das joll ich mit der Schinderei und den Aufregungen in 
der Wilhelmstraße vertaufhen? (Große Heiterkeit.) Später bin ich auf 
meinen Gedanken zuriüdgefommen. Damals habe ich den Pireftor des 
Norddeutichen Lloyd Wiegand fondiert, der fich aber aus wirtjchaftlichen 
Gründen von feinem Amte nicht trennen konnte. Es freut mich, daß es 
mir endlich gelungen ift, einen Gedanken zu verwirklichen, ben ich für 
gejund und für lebensfähig Halte. Diejes hohe Haus aber bitte ich, dem 
neuen Herrn in der Kolonialverwaltung mit Vertrauen entgegenzufommen, 
denn bei vollem gegenfeitigen Bertrauen lajjen ſich die Aufgaben löſen, 
die und auf Eolonialpolitifchem Gebiet geftellt find. Dieſe Aufgaben be- 
ftehen nicht nur in der wirtichaftlichen Erjchliegung unferer Kolonien, es 
gilt auch, augenjcheinliche Mißſtände in der Kolontalverwaltung zu befei- 
tigen. Worin dieſe Mißftände beftehen, brauche ic) nad) den Ereignifjen 
diejed Sommers nicht Harzulegen. Niemand kann es aufrichtiger bedauern 
als ich, der verantwortliche Leiter der Neichsgejchäfte, daß einige der gegen 
die Kolonialverwaltung erhobenen Bejchwerden und Anklagen ſich als be- 
gründet herausgeftellt haben. Ich bin mir aber bewußt, feine Vertuſchungs— 
politif betrieben zu Haben, jondern daß ich eingejchritten bin, jobald fie zu 
meiner Kenntnis gelangt waren. Man hat mir vorgeworfen, ich hätte 
rajcher zugreifen und jchneller die Unterjuchung gegen die jchuldigen Be- 
amten anordnen follen. Man hat insbejondere gejagt, daß ein Beamter 
Pöplau jchon 1904 und 1905 Anzeigen an mich erjtattet hätte gegen Be— 
amte, denen feine Folge gegeben worden wäre. Meine Herren, der Beamte 
Pöplau Hat fich jchwerer Disziplinarvergehen jchuldig gemacht, als er dazu 
überging, unter grober Berlegung feiner Dienftpflicht amtliche Schriftftüde 
Dritten mitzuteilen. Es mußte die Disziplinarunterfuhung gegen ihn 
eingeleitet werden. Der Ausgang diejer Unterfuchung konnte auch die 
bejte Aufflärung darüber bringen, ob das von dem Beamten Böplau vor» 
gebrachte Belaftungsmaterial zutreffend jei. - Deshalb wurde der Ausgang 
diejer Disziplinarunterfuchung abgewartet, bevor ein Entjchluß gefaßt wurde 
und gegen die verdächtigten Beamten eingejchritten werden fonnte. Durch 
Erkenntnis des Kaijerlichen Disziplinarhofes vom 2. April 1906 ift gegen 
Pöplau auf Entfernung aus dem Amte erfannt worden. In dem Urteil 
ift feftgeftellt, daß erftens der Angejchuldigte von amtlichen geheimen Schrift- 
ftüden einen die Amt3verjchwiegenheit verlegenden Gebrauch gemacht hat, 
zweitens die feiner vorgejegten Behörde jchuldige Achtung verlegt, drittens 
gegen Beamte der Kolonialverwaltung bösmwillig und leichtfertig unmwahre 
Beichuldigungen erhoben hat. (Hört, hört!) Die Achtungsverlegung ift 
in verichiedenen Eingaben des Angejchuldigten an mich gefunden worden. 
E3 heißt in den Enticheidungsgründen wörtlih: „Der Angeichuldigte hat 
dem Reichsfanzler mit der Veröffentlichung angeblicher Mißſtände gedroht, 
um ihn feinen Anſprüchen geneigt zu de Se Dadurch hat er die Achtung 
vor jeinen Vorgefegten verlegt.” Sie werden mir zugeben, daß die An— 
gaben diejes Beamten nicht von vornherein Beachtung und volle Glaub- 
mwürdigfeit verdienten. Es ift mir aber aud) vorgeworfen worden, ich wäre 
nicht gegen die Firma Tippelskirch eingefchritten, welche Sättel, Stiefel 
und Mäntel lieferte. (Große, fortdauernde Unruhe auf der Linken und 
Heiterkeit) Ich frage Sie, meine Herren, ob e3 einen vernünftigen 
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Menſchen gibt, der bona fide vom Reichskanzler verlangen Tann, dab er 
jih um alle Details befümmert, von einem Reichskanzler, dem die ein- 
zelnen Reffort3 unterftellt find, der jo wichtige Funktionen in jich ver- 
einigt, der die ganze Vertretung nach außen vor dem Haufe und dem 
Bundesrat hat und vor beiden preußiichen Häujern des Landtages Die 
Vertretung zu übernehmen hat, der den außeramtlichen Berfehr mit den 
Botichaftern, mit den Fürften und jo weiter zu führen hat, der den Mini- 
fterialjigungen beizumwohnen hat, der eine umfangreiche Lektüre erledigen 
muß, der Empfänge zu erledigen hat und die Verantwortung für die ganze 
auswärtige Bolitif nah außen und innen zu tragen hat und jo weiter, 
jih darum kümmern joll, was man für Stiefel und Sättel und Mäntel 
zu zahlen Hat. Das ift zu viel verlangt. (Große Unruhe links.) Sch 
fann nicht alle Winkel durchftöbern. (HFortgefegte Unruhe links.) Meine 
Pflicht ift, einzujchreiten, wenn Unregelmäßigfeiten zu meiner Kenntnis 
fommen, und darüber zu enticheiden. (Erneute Unruhe links.) Dieje 
Pfliht habe ich erfüllt, und ich werde fie weiter erfüllen. — Endlich jei 
es durchaus ungerechtfertigt, wenn ein Zeil der Prejje fortwährend Die 
jogenannten Kolonialjfandale breittrete und den Anjchein erwede, als ob 
einzelne Fälle typiich für die Verfeuchung des deutſchen Beamtenftandes 
jeien. Demgegenüber müfje fonftatiert werden, daß da3 deutjche Beamten- 
tum gut und zuverläjfig jei. 

Kolonialdireftor Dernburg: E3 wird dad Haus mit einer ge- 
wifjen Ueberraſchung erfüllt Haben, mich hier an diefem Plate ftehen zu 
jehen, und ich teile diejfe Ueberrajchung. Aber ald an mich in den legten 
Tagen des Auguſt der Antrag erging, die Leitung der Kolonialgeichäfte 
zu übernehmen, habe ich geglaubt, mid) dem nicht verjchließen zu dürfen, 
jondern ic) habe geglaubt, dieje jchwere Aufgabe mit meiner bisherigen 
Tätigkeit vertaufchen zu müſſen. Ich tat e8 in der Hoffnung, daß e3 mir 
gelingen würde, bejjere Zuftände in den Kolonien zu jchaffen und bei 
ftrifter Wahrung der Rechte diejes Hohen Haujes und bei Erfüllung, jo- 
weit möglich, jeiner Wünjche für meine Arbeit mir auch die Unterftüßung 
der Vertretung des deutjchen Volkes zu fihern, ohne welche diejelbe natür- 
lich vergeblich jein muß. Dabei will ich nicht verhehlen, daß mid, auch 
die Aufgabe gereizt hat, einen Kolonialbefig, fünfmal jo groß als das 
Deutſche Reich, mit erobern zu helfen und den Verſuch zu machen, die 
vielen Opfer, welche unjer Volk gebracht hat, wieder gutzumachen und die 
Freude am Kolonialbefig wieder zu heben und zu ftärfen. Selbſtverſtändlich 
ift, daß meine Aufgabe zunächft beftehen mußte in einem eingehenden Stu- 
dium der Beſchlüſſe und Verhandlungen diejes Hohen Haufes in den Teßten 
Fahren, und daneben lag mir noch eine große Anzahl adminiftrativer Auf- 
gaben ob. Dazu kommt, daß die Aufgaben der Kolonialverwaltung an 
die Perjon ihres Leiterd in der gegenwärtigen Organifation Anforderungen 
itellen, denen ein einzelner Mann unmöglich gewachſen jein fann, abgefehen 
von der jchweren Verantwortung, welche diejem Leiter obliegt als Ber- 
treter de3 Reichskanzlers und der Gejchäfte des Oberfommandos in einem 
Kriege. Die Verwaltung hat ſich mehr oder weniger darauf bejchränfen 
müfjen, von einem Tag zum andern zu leben. Zu darüber hinausgehenden 
Angelegenheiten und zu einer legislatorifchen Tätigkeit habe ich natürlich 
nod nicht fommen fönnen; immerhin habe ich vielfache Anregungen aus 
den Berhandlungen de3 Hohen Haujes in der legten Tagung jchöpfen 
fönnen. Zunächft beichäftigt mich die Rejolution des Haufes, die verlangte, 
daß die Regierung die Monopolverträge löſen follte, welche über ein Jahr 
hinausgingen, jei e8 auf dem Zwangswege, jei es auf dem Wege der 
Unterhandlungen. Ich kann darüber folgendes mitteilen: Der Vertrag 
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mit der * von Tippelskirch & Co. iſt gelöſt (Lebhafter Beifall), das 
Reich leiſtet der Firma keinerlei Entſchädigung (Beifall), die Aufträge, 
welche bereits erteilt waren, ſind auf die Hälfte zurückgebracht worden. 
Der Vertrag mit dem Apotheker Kade iſt gleichfalls in Verhandlung ge— 
nommen worden. In entgegenkommender Weiſe hat ſich der Beſitzer dazu 
bereit erklärt, in Verhandlungen einzutreten, wonach die Beſtellpflicht des 
Reiches beſchränkt werden ſoll auf pharmazeutiſche, hygieniſche und der 
Krankenpflege dienende Artikel. Es ſoll alſo weiter nichts beſtellt werden, 
als was er nach der Natur ſeines Geſchäfts als direkter Lieferant liefern 
kann. Bei dem großen Vertrauen, das den Lieferanten geſchenkt werden 
muß, darf man an dieſen Verträgen nur dann etwas ändern, wenn ſich 
wirkliche Mißſtände ergeben. Der Transportvertrag mit der Wörmann- 
linie ift zum 31. Dezember d. %. gekündigt. (Beifall) Bon da ab gehen 
die Verfrachtungen auf die Geetransportabteilung des Reichsmarineamts 
unter Führung der Kolonialabteilung über. Es kann aljo von einem 
Monopol für dieje Firma nicht mehr die Rede fein. Die Reichsverwaltung 
hat zurzeit auch nicht die Abficht, mit diefer Firma einen neuen Vertrag 
abzujchließen. Bei allen diejen jogenannten Monopolverträgen hat man 
den Fehler gemacht, daß man ohne Begrenzung und ohne Ueberjicht über 
die Entwidlung der Kolonien Anfchaffungen machte, welche das Reich ab- 
zunehmen fich verpflichtet hatte. Es lag dem allerdings ein wirtjchaftlich 
durchaus erflärlicher Geſichtspunkt zugrunde, nämlich durch Sicherung aus- 
reichender Beihäftigung dieſe Firmen zu Einrichtungen zu veranlafjen, 
welche für das Deich und die Kolonien nüglic) waren. Dadurd, daß man 
die Verhältnifje nicht vorausjchauend überjah, find zu große Quanten be— 
ftellt worden, und die Preife, welche damals in Ausficht genommen waren 
und annehmbar waren, verloren durch diefe erhebliche Erhöhung der Quanten 
an Räſon, wodurd dad Weich zu einer außerordentlich hohen Gewinn— 
zahlung an die Unternehmer gelangte. Dieje Fehler laſſen fich leicht ver- 
meiden und werden in Zukunft vermieden werden. Die Verträge, ſoweit 
fie nicht vergleichsweife haben gelöft werden können, wie der mit der Firma 
Tippelskirch, werden genau geprüft werden, und wenn es fich herausftellt, 
daß etwas zurüdgefordert werden kann, wird es zurüdgefordert werden. 
(Bravo!) Der Vertrag wegen der Landung in Swalopmund und Lüderitz- 
bucht ift am 31. Dezember 1907 abgelaufen. Eine Möglichkeit, ihn jept 
zu löjen, befteht nicht, zumal das Reich nicht weiß, mas es gegenwärtig 
an dejien Stelle zu jegen hätte. Die Landungsverhältniffe in diejen beiden 
Häfen jegen das allergenauefte und vorfichtigite Studium voraus. Es find 
zweifellos in der Vergangenheit auch hier erhebliche Fehler gemacht worden, 
und erheblihe Mißerfolge find die Folge gewejen. Es wird deshalb, um 
jolhe Fehler zu vermeiden, eines ganz bejonders aufmerfjamen Studiums 
bedürfen, und es ift deshalb feitend der verbündeten Regierungen auch ver- 
mieden worden, in den Etat für 1907 für den Hafen von Swakopmund 
eine Forderung einzuftellen. Die Kolonialverwaltung muß anerfennen, daß 
es mit dem gegenwärtigen Zuftand nicht weiter gehen kann, daß ein gründ- 
licher Wandel eintreten muß, und daß in Zukunft die Nechte dieſes Haujes 
auf eine bejchleunigte Vorlegung geprüfter Rechnungen ſtrikter gewahrt 
werden müjjen. (Beifall) Es muß aber bei diejer Gelegenheit betont 
werden, daß bei diejen Verhältniſſen die foloniale Zentralverwaltung im 
mejentlichen feine Schuld trifft. Das wird im Hohen Haufe bezw. jeiner 
Kommilfion in allen Einzelheiten nachgemwiejen werden. Die Schwierig- 
keiten liegen in der Organijation. Aus dem Vorgetragenen werden Gie 
es begreifen können, daß e3 zurzeit nicht möglich ift, ein volljtändig aus- 
gearbeiteted Programm vorzulegen. Es wird Jhnen jedoch recht jein, 
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wenn ich bereitö jet einige ung ausipreche, in deren Richtung fich 
meine weitere Arbeit zu bewegen haben wird. Das Ziel einer verftändigen 
Kolonialverwaltung muß jein: die Schaffung von mit dem Vaterlande eng 
verbundenen, aber abminiftrativ unabhängigen, wirtichaftlich gefunden Ko— 
lonien. Um dieſes Biel zu erreichen, bedarf es einer großen Anzahl von 
Maßnahmen. Ich möchte einige herausgreifen. Die Schaffung eines in 
guten Traditionen aufgewachjenen, dem Heimatlande treu ergebenen Be— 
amtenftandes; ein folcher ift nur erzielbar auf Grund einer gejeglichen- 
Feſtlegung der Rechte und Pflichten, einer ausfömmlichen Dotierung und 
Berforgung gegenüber den aus dem Kolonialdienft ji ergebenden Gefahren 
und gejundheitlichen Schädigungen. Eine jolche gejegliche Feftlegung ift 
von diefem Hohen Haufe wiederholt gewünjcht worden. E3 haben ein- 
gehende Vorbeiprechungen jtattgefunden, in welcher Weije dieje überaus 
wichtige Frage gelöjt werden kann. Ach Hoffe, daß jie befriedigend gelöft 
werden fann, und daß die Nejultate diefer Beratung im nicht zu langer 
Frift dem Haufe werden vorgelegt werden fönnen. Meine Herren, der 
Gang der Dinge diejer Welt wird nicht durch Einrichtungen, jondern durch 
Ferjonen beftimmt, und eine erfolgreiche Kolonialverwaltung hat zur VBoraus- 
jegung, daß für fie die beiten PBerjonen gefunden werden. (Sehr richtig!) 
Für den Dienjt in unjeren Kolonien iſt der beite Mann und Charafter 
erade gut genug. (Lebhafte Zuftimmung.) Eine abjolut fleckenloſe weiße 

eite ift die erfte Bedingung! Auf die Angriffe, die fich im wejentlichen 
gegen Beamte der Kolonialabteilung und gegen Offiziere der Schußtruppen 
gerichtet haben, gehe ich nicht ein. Bei der verantwortlichen Stellung, 
die die Kolonialbeamten einnehmen, der Gefährdung, die durch unſach— 
gemäße Behandlung der Gejchäfte dem Deutjchen Reiche und feinen Finanzen 
erwachjen fann, iſt es abjolut notwendig, daß jeder Kolonialbeamte ſich 
der hohen Pflicht jeines Amtes in jeder Sekunde bewußt iſt. Die Ver— 
waltung wird alle Verfehlungen, wie bereits der Herr Reichskanzler aus— 
geiprodhen hat, unnadjlichtlich vor das gehörige Forum ziehen, und es 
wird niemand jeiner gerechten Strafe entgehen dürfen. Aber ebenjo ift 
das notwendige Korrelat einer jolchen Praris, daß auch diejenigen weitaus 
die größte Ueberzahl bildenden Beamten, welche im Dienfte ihres Vater— 
lande3 in ungejundem Klima unter jchwierigen Eingeborenenverhältnifjen 
bei nicht übermäßig glänzender Nemuneration leben, von Amt3 wegen gegen 
unberechtigte und heimtüdijche Angriffe gejchüßt werden. (Bravo! rechts.) 
Es joll aud eine Praxis der Verwaltung jein, ſoweit fich Angriffe als 
Berleumdungen und Ehrenfränfungen hHerausftellen, daß die Verwaltung 
gegen die Verleumder und Beleidiger vorgeht. (Bravo!) Hinfichtlich der 
hierüber erhobenen Anjcyuldigungen hat der Herr Reichskanzler auf meinen 
Antrag eine Kommiffion eingejeßt, beftehend aus zwei preußiichen höheren 
Richtern und einem Staatsanwalt, Beamten, welche mit der Kolonial- 
verwaltung nie etwas zu tun gehabt haben. Dieje Beamten werden jämt- 
liche Fälle, welche entweder in dieſem Haufe oder in der Preſſe oder jonftwo 
vorgebracht jind, auf das eingehendfte unterfuchen, und es wird diejem 
Haufe von dem Reſultat der Unterfuchungen Kenntnis gegeben werden. 
Eine weitere Borausfegung für die Errichtung jelbftändiger und leiftungs- 
fähiger Kolonien ift die Etablierung derjenigen Bajen, auf welchen euro- 
päiſche Kultur fortichreiten fann. Hierzu gehört die außerordentlich ſchwierige 
und verwidelte Frage des Eingeborenenrechtes und der Eingeborenenbehand- 
lung, und vor allen Dingen ein gutes Einverjtändnis mit den der Kultur 
dienenden verdienftvollen Mifjionsgejellichaften und Miſſionaren, welche ja 
zum Zeil die Vorläufer der ftaatlihen Verwaltung gewejen find. Ueber 
diejen Gegenjtand ausführlicher fich auszulaffen, wird die Beratung des 
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Etat3 für 1907 die Gelegenheit geben. Ferner aber gehört in dieſes 
Kapitel die Frage der wirtichaftlichen Selbftändigfeit, zu deren Erzielung 
ſowohl der Staat ald auch das WPrivatfapital das ihrige beizutragen haben. 
Eine wirtjchaftliche Selbftändigfeit der Kolonien muß fich auf deren eigene 
Einnahmen gründen. Dieje Einnahmen können nur entftehen durch die 
Begünftigung privater wirtichaftlicher Tätigkeit, fei e8 von Kolonialgejell- 
ihaften oder durch Konzeſſionierung von Gejellichaften, welche den Boden 
und die Naturjchäge der Kolonien in jachgemäße Bewirtihaftung nehmen, 
und diejenigen PBrodufte erzeugen, welche die deutſche Nationalwirtichaft 
von dem Ausland unabhängiger geftalten und die Lebenshaltung der ar- 
beitenden Klaſſen erleichtern. Wenn es demnach Aufgabe der Kolonial- 
verwaltung ift, die Entftehung und erfte Entwidlung diejer privaten Unter- 
nehmungen nad) Kräften zu fördern und zu erleichtern, jo muß das Reich 
andererjeit8 von vornherein Vorkehrungen dahin treffen, daß ſchon von 
Unfang an die Notwendigkeit ungemejjener fisfaliicher Leiftungen aus- 
geſchloſſen iſt. Solche fiskaliſchen Leiftungen in Form von Böllen und 
Steuern fünnen das Subſtrat einer wirtjchaftlichen Selbftändigfeit abgeben. 
Gerade nad) diefer Richtung Hin ift in der Vergangenheit manches verfehlt 
worden. Manches fann allerdings noch gebejjert werden, aber der Geſichts— 
punft muß im Auge behalten werden, daß die Grundlage, auf ber fich 
wirtichaftliche Gebilde aufbauen, Geſchenke, Konzefjionen von jeiten des 
Reiches find, und daß das Privatfapital nur die Befruchtung dieſer Ge- 
Ichenfe übernimmt. Auf diefem Gubftrat einer gejunden Erkenntnis, daß 
da3 Privatkapital eine Unterftügung notwendig hat, werden ſich die privat- 
wirtjchaftlihen und die fisfaliichen Intereſſen leicht die Hand reichen. Zu 
dieſem Abjchnitt gehört die Schaffung von Verkehrswegen, welche das Privat- 
fapital nicht oder noch nicht Hat in die Hand nehmen fünnen, weil das 
Rififo ein zu erhebliches ift. Dieje Aufgabe ift num eine der allerjchwierig- 
ften und umfangreichiten unferer Kolonialverwaltung; jeder Schritt bedarf 
der allerjorgjamjten Ueberlegung und der gründlichiten Vorbereitung, denn 
jeder Fehler rächt fich jchwer und koſtet unzählige Summen. Als ich, ein 
Kaufmann, zur Durchführung faufmännifcher Prinzipien in die Verwaltung 
berufen wurde, habe ich zunächit verjucht, diefe Prinzipien dadurch in An— 
wendung zu bringen, daß ich eine Inventur defjen habe aufnehmen laſſen, 
welches der gegenwärtige Stand des deutſchen Kolonialweſens jei. Dieje 
Aufftelung ift der Natur der Sache nach jehr umfangreich und verlangt 
eine jehr erafte Arbeit und ein vorfichtiges Urteil. Die Quellen waren 
olle nicht leicht zu erreichen, und die Zahlen müfjen in vielen Fällen auf 
ihre Zufammenjegung geprüft werden. (Sehr wahr! links.) Ich fann 
Ihnen diefe Arbeit in vollem Umfange nicht vorlegen. Zugegangen find 
Shnen eine Zufammenftellung über die deutjchen Kapitaldintereffen in den 
Kolonien exkluſive Kiautfhou und eine joldhe über die finanzielle Ent- 
widelung diefer. Eine weitere Denkjchrift über dasjenige, was die euro- 
päiihen Nationen im Eijenbahnbau in Afrika geleiftet haben, und welche 
Erfolge dabei erzielt find, befindet fi) in Worbereitung; andere Dent- 
ſchriften werden folgen. Sch habe verjucht, den Inhalt diefer Denkfchriften 
möglichjt zu beichränfen; das Material ift bereit jo umfangreich, daß ich 
verjuchen wollte, um die Mühe des Durchlefens zu erjparen, an Stelle 
didleibiger Beilagebände graphiiche Darftellungen zu jegen, welche Beginn, 
Fortſetzung und mögliche zukünftige Geftaltung der Entwidelung zeigen. 
Das hindert nicht, daß das geſamte Material auf das eraftefte und forg- 
fältigfte gefammelt ift, und daß es der Budgetkommiſſion des Reichstages 
borgelegt werden wird. Nach manchem was ich gelejen Habe, werde ich 
als ein allzugünftiger Beurteiler angefehen, und ich habe mich darin nicht 
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getäufcht, dag ich — ich wage das Harte Wort — für einen Optimiften 
ehalten werden würde. (Heiterkeit) Es ift mir befannt, daß nad) viel- 
Fach herrichender Stimmung alle Günftige, was zu berichten ift, mit Miß— 
trauen aufgenommen wird, und daß ed hier und da ſogar erwünjcht ge- 
mwejen wäre, wenn ich lediglicd” mit dem eifernen Bejen, den man mir 
liebenswürdigft zur Verfügung geftellt Hat, und mit einem Topf ſchwarzer 
Farbe Hier erjchienen wäre. Ich meine, e3 würde meiner und der Nation 
wenig würdig jein, wenn ich nicht diefer meiner Ueberzeugung, auch wenn 
fie von bisher landläufigen Anfichten abweicht, hier gebührenden Ausdrud 
gäbe, jelbft auf die Gefahr Hin, mißverftanden zu werden. Sch bin mir 
hierbei meiner Verantwortung durchaus bewußt, bejonder3 gegenüber den- 
jenigen, die mir ihr Vertrauen entgegengebradht Haben. — Der Redner 
geht näher auf die Ziffern der Denkichrift ein, rechtfertigt deren rech- 
neriiche Grundlagen und fährt fort: Ich werde hoffentlich Gelegenheit haben, 
die einzelnen Kolonien jelbft zu befuchen, nicht etwa weil ich glaubte, mir 
aus einem verhältnismäßig kurzen Bejuch eine große foloniale Weisheit 
aneignen zu fönnen, jondern weil ich e3 für notwendig halte, an Ort und 
Stelle nicht mit einzelnen, jondern mit allen Perſonen, mit der Regierung, 
mit den Soldaten, mit den Privaten denjenigen Kontakt zu befommen, 
ohne den eine verftändige Kolonialverwaltung ihre Wünſche nicht durch— 
jegen fann. Erjt dann wird man dort Vertrauen zur Bentralleitung haben 
und fi davon überzeugen, daß in Berlin nicht alles vom grünen Tiſch 
und mit dem großen Tintenfaß gemadt wird; dann wird die Einheit der 
Verwaltung in den Kolonien hergeftellt jein, woran e3 in der Bergangen- 
heit jehr ftarf gefehlt hat. (Sehr wahr! rechts.) Ich fomme nun zu dem 
vorliegenden Nachtragsetat. Die verbündeten Regierungen haben fich ver- 
anlaßt gejehen, Ihnen noch einmal dieje Vorlage zur verfaffungsmäßigen 
Genehmigung zugehen zu lafjen, weil fie den dringenden Wunſch haben, 
daß die Bahn bis zum Endpunkt Keetmanshoop ausgebaut werde, die im 
Mai abgelehnt wurde. Die damaligen Vorgänge find ja befannt. Die 
verbündeten Regierungen erfennen aber gern an, dab durch Die jeiner- 
zeitige Ablehnung, abgejehen von den jeßt erhöhten Koften für das Oberbau- 
material, eine jehr weſentliche Einbuße für das Neich nicht entftanden iſt. 
Die Linie ift jegt fertig bi3 Kubub, und e3 darf der Bauleitung die An— 
erfennung nicht verjagt werden, daß fie unter voller Berüdfichtigung der 
Wünſche des Reiches, der militärischen und zivilen Autoritäten in Südweſt— 
afrifa ihre Verpflichtungen in vollem Umfange erfüllt hat und ftellenmeije 
darüber hinaus gegangen ift. Da fich das Beamtenperjonal wie die Ar— 
beiter auf der Strede befinden, jo würde der Vorbau unmittelbar beginnen 
fünnen, jobald das notwendige Material herbeigeihafft if. Es ſoll nicht 
verjchwiegen werden, daß von militärijcher Seite öfterd der Wunſch aus— 
gejprodhen worden ilt, daß zu Laften der Erpeditiongkoften noch vor Zu— 
jammentritt dieſes Hohen Hauje3 weitergebaut werden möge. Die ver- 
biündeten Regierungen Haben fich Hierzu nicht für befugt erflärt. Dagegen 
hat die Firma Lenz ſich bereit erklärt, auf eigenes Riſiko und eigene Koften 
das für den Vorbau notwendige Material auf fich zu nehmen. Die Vor- 
lage fieht einen Ausgabebedarf von 21!/ Millionen vor. Ueber die Not- 
wendigfeit der Bahn hat fich auch die Denkichrift des Generalftabes aus- 
geſprochen. Es entjtand die Frage, ob bei Einftellung der Feindjeligfeiten 
gegen die Hottentotten im gegenwärtigen Stande ein weiteres Burüdnehmen 
der Truppen möglich jei. Die verbündeten Regierungen haben dieſe Frage 
verneinen zu müſſen geglaubt. Das Aufgeben von Stolonialfriegen haben 
alle Eolonifierenden Nationen zu allen Zeiten bi3 auf ganz verichwindende 
Ausnahmen vermieden. Die Weißen können ihre Autorität in den Kolonien 
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gegenüber den Farbigen nur aufrecht erhalten, wenn die Weißen die Far- 
bigen zwar gerecht behandeln, aber jeden Farbigen unerbittlich beftrafen, 
wenn er jich an den Gejegen, an Leben und Eigentum vergeht. Nun laſſe 
ic dahingeftellt, ob es richtig ift, dieſen Gefichtspunft in aller Strenge 
gegenüber den wenigen im Felde befindlichen Hottentotten aufrecht zu er- 
halten, aber alle farbigen Bölfer in Afrika leben in einem gewiſſen Kon— 
talt. Geben wir den Krieg dort auf, jo würden fi) daraus Neibereien 
und Unzuträglichfeiten ergeben, jo daß wir fpäter viel größere Machtmittel 
entfalten müſſen al3 jet, um uns der SHottentotten zu erwehren. Es 
fommt aber noch ein anderer Punkt von ſehr großer Bedeutung Hinzu. 
Alle folonijierenden Nationen in Europa find in bezug auf die Eingeborenen- 
politik ſolidariſch. Sie gründen ihre Macht alle auf diefelben Mittel oder 
auf denjelben Mangel an Mitteln und erjegen diefe durch Autorität. Wenn 
nun eine Macht wie die deutjche, die ja doch in der Welt als eine frie- 
geriiche Macht gilt, den Hottentotten nachgibt, jo ift es natürlich, daß da- 
durch die Stellung jämtlicher folonifierender Nationen in Afrifa erfchüttert 
wird — und daß und das nicht jehr freundlich bemerkt wird, fünnen Gie 
fi vorftellen. Zu Beginn diefer Tagung ift der Reichskanzler interpelliert 
worden mit der Trage, ob nicht Deutichland im europäiſchen Völkerkonzert 
ſtark iſoliert daſtehe. Der Reichskanzler ift in der Lage gewejen, dieſe 
Befürchtung für die Gegenwart zurückzuweiſen. Es gibt aber feinen fichereren 
Weg, ijoliert zu werden, ald wenn man fich jelbft ifoliert in Fragen, wo 
die wichtigften Lebensbedingungen der europäifchen folonifierenden Nationen 
auf dem Spiele ftehen. Es könnte nun noch erwogen werden, ob nicht 
an ein weiteres Zurüdziehen der Truppen gedacht werden kann. Aber die 
Hottentotten find ein unproduftives Volk. Sie bewegen fich in einem un— 
produftiven Lande und find darauf angemiefen, ihre Munition, ihren Mund- 
vorrat und ihre Pferde zu ftehlen, und fie ftehlen fie immer da, mo fie 
fie friegen können (Große Heiterkeit), jelbft bei den Weißen. Wenn nun 
die Truppen zurüdgenommen werden, jo werden die Hottentotten bei den 
Farmern ftehlen, und das Gejchid der Farmer würde dadurch wieder ein 
tragijche3 und jomit gar nicht3 gewonnen werden. Die Bahn würde auch 
nicht jo jchnell gebaut werden können, aber jedenfall3 nur unter großer 
Gefahr. Bon feiten der verbündeten Regierungen ift gemwifjenhaft erwogen 
worden, ob die großen Opfer gerechtfertigt erjcheinen und in Einklang zu 
bringen find mit der gejamten wirtichaftlihen Lage des Deutichen Reiches. 
Die verbündeten Negierungen ftehen nicht an, zu erklären, daß die Fort- 
dauer diejer Opfer in diefem Sinne nicht vertretbar ift und daß eine 
dauernde Belaftung des Reichs, wie diejenige in den legten drei Jahren, 
nicht fortgehen kann. Die Notwendigkeit, diejen Krieg fortzuführen, einer- 
jeit3 und die Entlaftung des Neichsetat3 andererjeit3 miteinander zu ver— 
fnüpfen, dazu joll gerade die Vorlage dienen, die wir Ihnen mit dem 
Ausbau der Bahn nach Keetmanshoop jegt machen. Gegenüber der Vor— 
lage über den Bahnbau im vorigen Jahre zeigt die jeßige einen erheb- 
lihen Fortſchritt. Die Firma Lenz & Co. ift bereit, gegen einen Zufchuß 
von 550000 Mark pro Jahr für zehn Jahre den Betrieb der Bahn zu 
unternehmen. Für zehn Jahre geht das Neich aljo ein Rifito von höch— 
ſtens etwas mehr als einer halben Million ein. Die ganze Bahn wird 
für diefe Zeit insgeſamt höchſtens 24000000 Mark koſten, nicht nur der 
Bau, jondern der Zuſchuß eingefchloffen. Es ift richtig, daß ein Programm, 
welches mit einiger Sicherheit die vom Neiche zu tragenden Laften für 
eine Reihe von Jahren begrenzt, aufgeftellt werden muß. Aber neben allen 
diefen materiellen Dingen kommen doc auch noch ethifche Gefichtspunfte 
in Frage. Auch wir wollen einen Kranz niederlegen an dem Monument, 
Europäifcher Gejchichtsfalender. XLVII. 14 
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da3 das deutſche Volk in feinem Herzen den tapfern und unermüdlichen 
Farmern und Kriegern jegen muß, welche die Ehre de3 Baterlandes auf 
den Ruf ihres Kaiſers gegen einen graufamen Feind verteidigt und dabei 
ihr junges Leben gelafjen Haben. Deutjchland iſt von mächtigen befreun«- 
beten Nachbarn umgeben und hat keinerlei Neigung zu territorialer Aus- 
dehnung. Aber namentlich mit NRüdjicht auf die große fteigende Ver— 
mehrung des deutichen Volkes iſt es gut und wichtig, daß wir einen 
Kolonialbejig haben, in dem ein Teil der Jugend unjeres Volkes Gelegen- 
heit hat, jeinem Unternehmungsgeift eine freie Betätigung zu geben, und 
fo bedauerlich aud die Eingeborenenfriege in Afrika find, fo Haben fie 
für unjere Nation wenigitens das Gute, da fie eine Anzahl von Männern 
und Charakteren erzielen, die einen weiten Gejichtöfreis Haben. Das wird 
bem Volke in feiner ganzen Breite zugute fommen. Wenn die Behauptung 
richtig ift, daß eine Nation ihre Spannfraft verliert und von Zeit zu Zeit 
vor eine große nationale Aufgabe gejtellt werden muß, jo glaube ih, und 
e3 iſt meine ernjte Ueberzeugung, daß unter dem Zeichen der folonialen 
Entwidlung dieje große nationale Aufgabe für Deutichland gefunden werden 
fann. Sie verbindet mwirtichaftlihe und ethiſche Geſichtspunkte, und ich 
glaube, daß ein großer Teil unjeres Volkes eine große Freude und Be— 
friedigung durch die Entwidlung unjerer Gejchichte haben fann, daß dieje 
dazu dienen wird, unjer nationales Selbjtbewußtjein zu ftärfen und zu 
heben. Freilich, diefe Entwidlung kann nicht vor fich gehen, wenn wir 
und nicht in einer freieren Atmoſphäre bei der Behandlung unjerer Kolonial- 
angelegenheiten bewegen, wenn wir an Kleinlihem und Allzuffeinlichem zu 
ftarf hängen bleiben und das Menjchliche und Allzumenjchliche, was in 
jeder Verwaltung zu jeder Zeit vorkommt mit einer verbiffenen Selbit- 
zerfleifchung beftändig an die Oberflähe werfen. Wir müſſen vielmehr 
zeigen, daß, wo mancher Schatten, auch vieles Licht ift. Unſere foloniale 
Betätigung wird bei anderen europäijchen Nationen nur freundlich aus- 
gelegt. Man darf die Hoffnung hegen, daß, fjofern wir mit dem not- 
wendigen Ernft, mit der notwendigen Zähigkeit, Tatfraft und Opferwillig- 
feit unfere Kolonien weiter entwideln, fie auch ein Denkmal fein werden 
deutjchen Geiftes, deutſcher Tüchtigfeit und deutſcher Kultur. (Beifall auf 
verjchiedenen Seiten des Hauſes. Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 
Abg. Schädler (3.) und bejonders Abg. Ledebour (Soz.) bezweifeln 
die Richtigkeit der vom Kolonialdireftor berechneten Werte. — Abg. Sem- 
ler (nl.) und Abg. v. Rihthofen (konſ.) empfehlen die Forderungen warn, 
Abg. Kopich (fr. Vp.) ift mißtrauifch gegen den Optimismus Dernburgs, 
will aber die Kolonie nicht aufgeben. (28. November.) — Am 30. No- 
vember polemifiert Abg. Erzberger (8.) gegen den Reichskanzler, der im 
Falle Pöplau die Prejje ungerecht behandelt habe. Die Kritik der Preſſe 
jei durch die Kündigung der Monopolverträge glänzend beftätigt worden. 
Nach der Kritif mehrerer Einzelheiten erklärt er, er fei fein prinzipieller 
Kolonialgegner; der Kern der Kolonialpolitif fei, daß Deutichland den auf 
niedriger ultrftufe ftehenden Völkern Schu und Fürjorge angedeihen 
lafje. Hierauf fommt es zu Iebhaften Debatten zwiſchen dem Kolonial- 
direftor und den Abgg. Ledebour (Soz.) und Ablaf (fr. Bp.). — Am 
folgenden Tage greift Abg. Bebel (Soz.) die Kolonialpolitit ſcharf an, 
die die Eingeborenen zu Heloten mache. Mit einer idealen Kolonifation, 
die die Eingeborenen al3 ‘Freunde behandle, die Bodenſchätze erſchlöſſe, jei 
auch er einverftanden. Hierauf berichtet er über Greueltaten, die in Ka— 
merun gejchehen fein jollen und wirft dem Abg. Arendt, v. Kardorff und 
v. Arnim vor, ihre Stellung al3 Abgeordnete im Falle Peters mißbraucht 
und den Geh. Rat Hellwig geftürzt zu Haben. Hierauf folgen ftürmijche 
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Unterbrechungen. Abg. Ablaß (fr. Bp.): Pöplau fei vom Reichskanzler 
ungerecht behandelt; aud; Dernburg werde wohl gegen hohe Einflüfje mit 
feinem Bejtreben, Ordnung zu Schaffen, nicht durchfommen. 8.8. ſei der 
frühere Gouverneur vd. LXiebert ohne Willen des Reichskanzlers ernannt 
worden. Staatsjefretär v. Tſchirſchky: Bei der Begnadigung von Peters 
ſei alle8 ordnungsmäßig zugegangen. Abg. Arendt (RP.) weiſt die An- 
griffe Bebels ab und widerlegt die Erzählung über die Ernennung Lieberts. 
3. Dezember. SKolonialdiretor Dernburg wendet fich gegen die 
Behauptungen Bebel3 über die Entlafjung Hellwigs und die Darftellung 
des Falles Pöplau durch Ablaß. Abg. Roeren (3.) tadelt das Vorgehen 
des Kolonialamt3 gegen den Subalternbeamten Wiftuba: Den Ausgangs- 
punkt bildet die VBerhaftungsaffäre der Miffionare in Togo. Als Wiftuba 
Bureauvorftand in Lome war, ging er vor zwei Jahren nach Deutjchland 
auf Urlaub. Als er fi in der Kolonialabteilung vorjtellte, wurde ihm 
von dem jeßt glüdficherweife bejeitigten Perjonalreferenten v. König ein 
Protokoll zur Unterjchrift vorgelegt, das von Anfchuldigungen wimmelte, 
die alle von den fompromittierten Beamten in den Kolonien gegen Wiftuba 
gejammelt worden waren. Wijtuba verweigerte natürlich jeine Unterjchrift 
und bat um Abichrift. Bald darauf erhielt ich von angejehener Seite 
(nit von der Mijjion) einen Brief mit der Bitte, mich des jungen Mannes 
anzunehmen, da er e3 in jeder Weile verdiene. Da Wiltuba ſtets freund- 
lih zur Miſſion geftanden Habe, fei die Haltung der Beamten gegen ihn 
unfreundlich gemwejen,.zumal auch die Miflion öfter Vergehungen von Be- 
amten gerügt oder jie pflihtgemäß zur Anzeine gebracht habe. Deshalb 
beijchuldige man Wijtuba der Denunziation. Darauf fam Wiftuba jelbft 
zu mir und bat, mic feiner durch private Beiprechungen in der Kolonial— 
abteilung anzunehmen. Aus den Verhandlungen mit Geheimrat v. König 
und Stübel entnahm ih, daß König ebenfo für die fompromittierten Be- 
amten wie gegen Wiftuba eingenommen war. Sch erklärte, daß ich alles 
daran fjegen werde, daß ihm fein Unrecht gejchehe. Den Geheimrat König 
machte ich für alle Schandtaten in den Kolonien verantwortlich, weil er, 
obwohl er davon mifje, die Beamten in ihren Stellungen belaſſe. In— 
zwijchen Hatte ich noch in Togo um Auskunft über Wijtuba erſucht. Dar- 
auf erhielt ih von dem Mpoftolifchen Präfekten in Togo ein Schreiben, 
in dem es heißt: „Wiftuba ift wiederholt von jeinen Vorgejegten als flei- 
Biger, befähigter und gewiljenhafter Beamter belobt und zu Gratififationen 
vorgejchlagen worden. Seine Treue in der Erfüllung feiner religiöjen 
Pflichten ıft eine traurig-feltene Erſcheinung und nötigt jedem Kenner der 
Verhältniffe die größte Anerkennung ab. Ich habe noch feinen Beamten 
fennen gelernt, deſſen Leben in jeder Beziehung fo jehr für die gefamte 
Bevölkerung ald nachahmenswertes Beispiel hätte hingeftellt werden können. 
Diefem Umſtande fchreibe ich es aud zu, daß er ein bejonderes Vertrauen 
bei der Bevölferung, bejonders bei den Häuptlingen genießt.“ Ueber den 
Gegenjtand der Disziplinarunterfuhung äußere ich mich noch mit feinem 
Worte. Ich Habe auch fein Wort in die Preſſe gebracht und in meiner 
Fraktion nicht darüber geſprochen. Ich werde das Ergebnis der Unter- 
ſuchung abwarten, aber alles daran jegen, daß der Mann zu jeinem Recht 
fommt. — Hierauf tadelt er jcharf, daß der Unterjuchungsrichter das Pult 
des Abg. Erzberger im Reichstage durchſucht habe und bringtMitteilungen 
über Graufamkeiten der Verwaltung in Kamerun und Togo. Warum 
ehe man gegen harmloje Subalterne vor, aber nicht gegen verbrecherijche 
—S Auch die Zeugen wurden in Togo beeinflußt, die Miſſionen 
willkürlich behandelt; ein Stationsleiter Schmidt habe ſich einen Harem 
unerwachſener Mädchen gehalten, die Miſſionare, die dagegen proteſtierten, 
14* 
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jeien jchifaniert worden. Alle dieje Verbrechen jeien ungejühnt geblieben. 
Kolonialdireltor Dernburg mweift die Angriffe Bebeld vom 1. Dezember 
ſcharf zurüd; feine Bejchuldigungen gegen Beamte ohne Bemweije jeien un— 
qualifizierbar; alle Vergehen in den Kolonien würden unterjucht, in einigen 
Fällen jchwebe das Berfahren noch. — Wiftuba Habe durchaus pflicht- 
widrig gehandelt, wie das jeine Anflage gegen Dr. Kerjting zeige: Die 
Anklage gegen Herrn Dr. Kerfting ift von Wiſtuba am 4. Oftober d. %. 
eingereicht. Ich Habe am 6. Oktober in die „Norddeutiche Allgemeine Zei- 
tung“ gejeßt, daß der Bureauvorjtand Wiftuba eine Anklage gegen den 
Bezirfsamtmann Dr. Kerjting vorgelegt hätte und daß Dr. Kerſting, Der 
auf Urlaub hier geweilt Hatte und nach Togo wieder zurüdfehren wollte, 
veranlaßt worden fei, die Sache hier abzuwarten. Ich habe ihn alio hier 
feftgehalten. Darauf ift die Sache unterſucht worden, und ich habe danın 
am 20. in die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” gejegt, daß die Beſchul— 
digungen gegen Dr. Kerſting durch einen preußiichen Richter unterjucht 
jeien, aber durch Vernehmung von drei in Deutichland befindlichen Zeugen 
teil3 nicht beitätigt, teild widerlegt worden jind, daß aber noch die Ver— 
nehmung weiterer Zeugen in der Kolonie ſelbſt erforderlich jei. Es ift 
hier immer gejagt worden, man müſſe hier über den Fall Kerfting jprechen, 
denn die Kolonialabteilung tue nichts. Sämtliche als weiße Zeugen be— 
nannte Perjonen (Große Unruhe Links; Rufe: Weiße!) find vernommen 
worden, bi3 auf einen einzigen, der fich auf der Reiſe befindet und nicht 
vor neun Monaten erreicht werden fann. Gie, meine Herren, werden 
doc nicht jo mweit gehen, daß, wenn mweiße Beamte etwas ausjagen, man 
den Schwarzen glauben müffe, wenn dieje anders jagen, jondern da liegt 
doc; mindefteng ein non liquet vor. Dr. Kerſting hat, ehe er nad) Togo 
wieder abgefahren ift, der Verwaltung den Schlüffel zu jeinem Verhalten 
gegeben. Ich habe angeordnet, daß die jchwarzen Zeugen jämtlid nach 
der Hüfte fommen jollen, und zwar ehe Dr. Kerfting in Togo eintrifft; 
ich habe telegraphiert, daß am 28. November jämtliche Zeugen an der Küjte 
jein jollen, damit, wenn Dr. Kerſting am 30. eintrifft, unmittelbar da3 
Gerichtöverfahren ftattfinden fann. Natürlich habe ich unjere Autorität 
nicht dadurd zum Schwanfen gebracht, daß ich gegen einen weißen Mann 
ein öffentliches Gerichtsverfahren mit jchwarzen Zeugen eröffnete. Das 
Anſehen der Weißen joll doc) gehoben werden (Lachen links), das ift mein 
Standpunkt, der Stod gehört nicht in dieſes Haus. Ein früherer Vor- 
geießter des Dr. Kerfting, der ihn genau fennt, Graf Gößen, hat die Aus- 
funft gegeben, Kerſting ſei zuverläflig, energiich, jehr befähigt für den 
Kolonialdienft, beliebt bei den Eingeborenen, jtet3 hilfsbereit, vornehm 
denkend und handelnd, er halte ihn einer jchlechten Handlung für unfähig. 
(Hört, hört! recht3.) Ich komme nun auf die famojen Anklagen gegen 
Dr. Kerſting. Es wird da zunädjit ——— Geſchichte über Dr. Kerſting 
erzählt: Kerſting engagierte einſt einen Koch, der ſich bereit erklärte, mit 
ihm zu gehen, fich aber ausbedang, nicht nach einem beſtimmten Ort mit- 
gehen zu müſſen. Der Koch verlangte dann die Ablöhnung und wollte 
nad) der Küſte zurüdfehren. Dr. Kerſting verlangte, daß er mit ihm weiter 
nad) jenem Ort marjchiere. Als der Koch ſich weigerte, ließ ihm Kerfting 
25 Hiebe erteilen. Er mußte auf einer Kiſte Plag nehmen, jo daß die 
Füße die Erde nicht berührten, damit die Schläge auf das Gejäh ordent- 
lich jchmerzten. Kerfting erklärte dann den Koch für vogelfrei, und dieſer 
fam in ein Gebiet, wo jich viele wilde Tiere aufhielten. Das gehört doch 
in ein Märchenbuch für Heine Kinder. Aber eine Behörde kann doch mit 
einer joldhen Erzählung nicht machen. Ich komme zu dem Fall des Kochs 
Meſa. Meſa it an Schwarzwafjerfieber gefiorben, nachdem Kerfting ihn 
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mehrere Tage gepflegt hatte. Jetzt kommen aber die Phantaften, halb 
Narren und halb Wilde, und jagen, Kerfting habe den Koch umgebradt. 
Das ift das Material gegen Kerſting. Der Zeuge Kroko hat fich als ein 
derartig kraſſer Lügner erwiejen, daß ſich niemand ernftlich auf ihn be- 
rufen fann. Er iſt bejtraft worden und fißt wegen Lügens vor Gericht 
in Kettenhaft. (Zwiſchenruf: Das ift der Kronzeuge!) Nun kommt die 
furchtbare Gejchichte von dem Mann, dem Kerſting — horribile dietu — 
den Kopf abgejchnitten und diejen Kopf in feinem Eßzimmer aufgehängt 
haben joll. Herr Kerfting ift ein feiner, europäijch gebildeter Arzt von 
zartem Körperbau und jehr gebildeten Manieren; ich habe den Mann 
fennen gelernt. Seine jämtlichen Vorgejegten haben ausgejagt, daß er nie 
eine Waffe getragen, auch draußen nicht. Nun, diefer Mann joll das ge- 
madt haben? Es jind in der Sache die verjchiedenften Zeugen verhört 
worden, manche werden noch verhört. Ich kann mich hier leider nur auf 
ein unvollftändiges Ergebnis ftügen; follte ich mich irren, jo werde ic) das 
berichtigen. Ich teile nur mit, was mir richtig zu fein jheint. Es handelt 
ih um einen Medizinmann, der einen Eingeborenen im Rechtöverfahren 
vergiftet hat. Diefer Mann jollte wegen diejer jonderbaren Art von 
Juſtiz verhaftet werden, er wurde aber nicht vorgefunden; es wurde ihm 
eine Batrouille nachgeichidt, er wurde erjchofien und der Kopf wurde ihn 
abgejchnitten. Nachdem man diejen Kopf Herrn Kerfting gebracht hatte, 
hat er — er ift ein Arzt — den Schädel präpariert, und der Schädel iſt 
bier in Berlin zu jehen in der Königgräger Straße im Naturhiftorischen 
Muſeum. (Stürmifche Heiterkeit.) Das ift das Material, auf Grund defien 
bier der Beamte angegriffen wird! (Hört, hört! rechts.) Das find die 
Tatjachen, die Herr Roeren für urkundlich bewiefen hält. (Große, fort- 
dauernde Unruhe, Zurufe im Zentrum.) Herr Roeren hat tatjächlich nichts 
anderes, er hat feine Zeugen vernommen, er hat feine Vernehmungen ver- 
anlaßt. (Zuruf: Das wiſſen Sie ja gar nit! Große Unruhe.) Ich 
weiß es ganz genau, hätte er etwas anderes, jo hätte er eö mir über- 
geben müſſen. (Lacen.) Es ift Tatjahe, daß Wiftuba in Togo eine 
Depejche, welche vom Auswärtigen Amt an die Behörde in Togo gejchidt 
worden ijt, eröffnet hat, ftatt fie feinem VBorgejegten zu überreichen; das 
it aftenmäßig. (Redner verlieft einen Brief des Abg. Roeren an den 
Neichöfanzler, den er behufs einer Beſprechung in der Togo-Miffions- 
angelegenheit an dieſen gerichtet hat. Fortdauernde große Unruhe und 
Unterbrechungen; Bizepräjident Dr. Paaſche: Ich muß wiederholt bitten, 
feine Zmwijchenrufe zu machen.) Ebenjo wie es unter den Beamten zahl- 
reiche gibt, die nicht Stich halten, jo gibt es auch unter Umftänden unter 
den Miffionaren ſolche, die nicht Stih halten, das muß herausgejagt 
werden. Auf diefen Wege hat auch Wiftuba fein Material erhalten; das 
it ein Mann, der fich von jehr gehäffigen Motiven leiten läßt und der 
eine Art Nebenregierung neben dem Auswärtigen Amt führen wollte. 
(Hört, Hört! rechts.) Nach einer Vernehmung war es Herrn Wiftuba 
darum zu tun, den Herrn Geheimrat Geig zu jchädigen; er Hatte auch 
jonft die Abficht zu erkennen gegeben, im vermeintlichen Intereſſe der 
Eingeborenen zu verhindern, daß Geheimrat Seitz nach Kamerun zurück— 
kehre, er hat aber auch ſonſt falſche Nachrichten in die Zeitungen geſetzt. 
Herr Abg. Roeren hat dieſe Togoangelegenheit ſeit einigen Jahren gekannt, 
er hat vertuſcht, nicht ich. (Große Unruhe.) Das iſt der ehrliche, treue 
Beamte, den man al3 Kronzeugen anführt. Ich Habe den erwähnten Brief 
eihrieben, weil ich mich von einem ſolchen Manne, der jo unbegründete 
ehauptungen macht, der ohne jede moralijche Empfinden ift, nicht alle 
acht Tage drangjalieren laſſen will. Hier gehören auch die jchwarzen 
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Liſten hin, auf Grund deren eine Anzahl von Beamten verjegt worden 
it. Das hat jchon auf Beranlafjung des Herrn Roeren unter meinem 
Vorgänger zu wenig angenehmen Sonfequenzen geführt. Man Hat Die 
Beamten verjegt, ohne zu fragen, ob die behaupteten Tatſachen richtig 
waren. Herr Roeren jollte doc jeine Pflichten als Richter mehr oder 
weniger fennen. (Große, andauernde Unruhe und Zwiſchenrufe.) In der 
Disziplinarunterfuhung gegen Wiftuba hat der Neichdtagsabgeordnete 
Roeren gelegentlich feiner zeugeneidlichen Befundung folgende Aeußerung 
getan, die, wenn auch vielleicht nicht nach ihrem Wortlaut, doch unzmeifel- 
haft dem Sinne nad) richtig wiedergegeben ift: Wenn die Wiltubaangelegen- 
heit nicht in einer von und (dem Zentrum) erwarteten Weije erledigt wird, 
jo werden wir und genötigt jehen, für die Kolonien überhaupt nichts zu 
bewilligen. (Bewegung, langandauernde Unruhe, bei der die Worte Des 
Redners nur bruchſtückweiſe verftändlich find.) Wenn ich nicht mehr in 
Ehren mein Amt führen fann, jo werde ich von hier weggehen. (Fort— 
gejeßter Lärm, Zuruf bei den Sozialdemokraten: Tun Sie es dod!) Der 
Stationsleiter Schmidt ift ausgejchieden. (Zuruf bei den Sozialdemo- 
fraten: Wußten wir!) Wenn Sie ed mußten, jo mußten Sie e3 gleich 
fagen. (Große Unruhe) So wie die Dinge in Togo liegen, jo kann es 
nicht bleiben. Deshalb habe ich den Brief an Wiftuba gejchrieben. Es 
tut mir leid, daß ich ein angejehenes® Mitglied der Zentrumspartei habe 
bloßftellen müfjen. (Große Unruhe) Wenn Sie mich nicht unterftügen, 
dann kann ich die Sache nicht weiterführen. Ich habe mit Bezug auf Die 
Miifion in Togo dem Domkapitular Hesber3 gejchrieben und ihn auf Die 
Mißhelligkeiten zwiichen den Miſſionaren und den Beamten hingemiejen. 
Im Falle der Fortdauer des Berhaltend der Mitglieder der Miflion, 
welche zu berechtigten Klagen Anlaß gegeben, würde ich mich genötigt 
jehen, von den mir zu Gebote ftehenden adminiftrativen Machtmitteln 
Gebrauch zu machen. Ich brauche nicht zu verfichern, in wie hohem Maße 
ih im übrigen die Tätigkeit der Mijjion in Togo anerfenne Die Für- 
jorge für die Miffionen iſt eine Hauptaufgabe der Regierung, und die von 
mir erwähnten Fälle find ja auch vereinzelt. Die Mijfionare haben ja 
auch eine jchwere Stellung, das ſoll nicht verfannt werden. Wir werden 
die Kolonien unterjtügen nicht au dem Grunde, den Herr Schädler an— 
führte, weil internationale Verträge dazu notwendig find, jondern weil 
unjer Staatöwejen aufgebaut ift auf chriftlicher Grundlage, und weil wir 
leben in einer chriſtlichen Kultur. (Lebhafter Beifall rechts, Tebhafter 
Widerjpruc links.) 

Abg. Roeren (3.) verbittet fich heftig die plumpen und groben 
Beleidigungen, Börjenjobber- und Kontorton fei hier nicht angebradt. 
Es jei ein Vertrauensbruch, feinen Briefmwechjel hier ohne feine Erlaubnis 
zu verlefen. Ich erkläre es als eine abjolute Unmahrheit, daß ich jemals 
die Wiſtubaſche Disziplinarfahhe zur Bedingung gemacht hätte, für oder 
gegen eine Kolonialforderung zu ftimmen. Ich habe den Reichskanzler 
wiederholt mündlich und fchriftlich gebeten, doch nun die Wiftubaangelegen- 
heit ruhen zu lajjen, weil, wenn fie vor der Disziplinarfanımer zur Ver— 
handlung fäme, dann die ganze Skandalgeſchichte der Miſſion aufgerollt 
würde und das auf die Stimmung meiner Fraltion gegenüber den kolo— 
nialen Angelegenheiten einen Einfluß hätte. (Hört, hört!) Die Wiltuba- 
angelegenheit ijt niemald maßgebend gemwejen für meine Stellung zum 
KRolonialetat, und ich berufe mic) auf meine Kollegen in der Fraktion, daß 
über dieje Angelegenheit dort auc) nicht ein Wort gejprochen wurde. (Leb- 
hafte Zuftimmung im Sentrum.) Heute erft habe ich ja gejagt, daß, wenn 
dieſe Skandale nicht beendigt würden, es fraglich jei, ob man noch einen 
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Pfennig für die Kolonien bewilligen könne. Wie können Sie mir eine 
jolche Ejelei zutrauen, daß ich die Worte geſprochen haben jollte, die der 
Kolonialdireftor behauptet hat. (Zuftimmung im Zentrum.) Nach dem 
mir zu Gebote geftellten Material war es ein Afjefjor Brüdner, der jene 
Bemerkung niedergeichrieben hat. Ein ſolcher junger, grüner Aſſeſſor 
(Große Unruhe und Heiterkeit) hat mir alfo zugemutet, ich jollte eine 
ſolche Ejelei maden. Ich erfläre pofitiv, daß ich das nicht erklärt Habe. 
(Beifall im Zentrum.) Der Kolonialdireftor hat, nachdem er eben dieſen 
brutalen Angriff gegen mich gerichtet hatte, gejagt, es tue ihm leid, mich 
bloßzuſtellen. Ad, Herr Kolonialdirektor, nad) Ihrer ganzen Bergangen- 
heit jind Sie nicht fähig, mich bloßzuftellen. (Große Bewegung, an« 
dauernder Lärm.) Es ift jchlimm genug, daß wir und wegen diefer arm— 
ſeligen Wiftubaangelegenheit hier herumſtreiten müſſen. 

Kolonialdirektor Dernburg: Die ſtarken Worte, welche der Abg. 
Roeren in durchaus begreiflicher Erregung geſprochen hat, können mich 
nach gar keiner Richtung hin davon abhalten, feſtzuſtellen, um was es 
ſich eigentlich handelt. Was ich verleſen habe, iſt die amtliche Anzeige 
zweier Beamten über eine Ausſage, welche der Abg. Roeren bei einer 
zeugeneidlichen Bernehmung gejprochen hat. (Unruhe links und Zwiſchen— 
rufe.) Gemwiß, eine amtliche Anzeige an die vorgejegte Stelle, die das zu 
wijjen notwendig hatte. Es fteht da nicht3 von Miffionen, jondern, daß, 
wenn die Wiftubaangelegenheit nicht in einer vom Zentrum erwarteten 
Weiſe erledigt würde, Herr Roeren und jeine Freunde fich genötigt jehen 
würden, für die Kolonien überhaupt nichts zu bewilligen. Dies ift von 
zwei Beamten mitgeteilt, gegen die gar nicht vorliegt. (Große Unruhe 
linf3 und im Bentrum.) Herr Roeren meinte dann, ich hätte einen Privat- 
brief des Herrn dv. Loebell zur Sprache gebradht. Herr Roeren befigt feine 
Kopierprefie, jonft würde er wiſſen, daß es ſich um ganz offizielle, an den 
Reichskanzler gerichtete Eingaben handelt. Unterm 14. September 1904 
bat Herr Roeren, ihm eine nochmalige Ausiprache zu erwirfen und ge— 
neigteit zu veranlafjen, daß die jämtlichen ſchwebenden Strafjadhen in Togo 
und Kamerun fiftiert werden; er hat vom Kanzler aljo verlangt, daß er 
in jchwebende Zivilklagen eingreife! An diefer ganzen Sache tft ja nichts 
mehr zu retten, Herr Abg. Roeren! (Heiterfeit.) Die Mijjionsbrüder 
haben tatjächlich jchwarze Lijten geführt. Am 17. Mai 1903 jchreibt Pater 
Schmig an feine Brüder: „Wir müfjen jet Schmidt in Anklagezuftand 
verjegen, jonft würden wir zu ſpät fommen”, und dann folgt eine In— 
jtruftion, wie die Anflagejchrift lauten jolle, und Ratjchläge, Zeugen wegen 
Befangenheit abzulehnen, damit fein Richter mehr in Togo ſei und die 
Sache nad) Kamerun käme, womit man reichlich Zeit gewinne. Mit diejen 
Herren brauchen Sie aljo auch feine befonderen Lichter aufzufteden. Sie 
werden mir Gerechtigkeit widerfahren laſſen, wenn nicht heute, danı doch 
in einiger Zeit. Redner verlieft Hierauf noch ein längeres Protofoll aus 
der Kolonialabteilung vom 25. Oftober 1904 über eine Verhandlung zwi— 
ſchen dem Kolonialdireftor Stübel, Herrn Roeren und dem Präfekten der 
Steyler Mifjion. Es Heißt darin u.a., daß Herr Roeren auch noch die 
Berjegung eines Sefretärd Lang in ein anderes — verlangte, 
daß er die ſchärfſten Angriffe richtete gegen den inzwiſchen verſtorbenen 
Gerichtsaſſeſſor Dietz, „den Gott gerichtet Habe” — das iſt Ihr Geſchmack 
und Ihr Rechtsgefühl —, daß er andeutete, es würden Preßangriffe nicht 
zu verhindern ſein, wenn den Wünſchen der Miſſion nicht Rechnung ge— 
tragen würde. Herr Stübel habe ſchließlich die Zuſage der Verſetzung 
geben müſſen, obwohl er am 23. November Herrn Roeren gebeten habe, 
ihm dieſes kaudiniſche Joch nicht zuzumuten. (Hört, hört! und andauernde 
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Bewegung.) Auch die Eingaben Wiſtubas an das Wuswärtige Amt habe 
Herr Roeren gutgeheigen — aljo das ift Herr Roeren und das ift Herr 
Wiſtuba! (Große Heiterkeit.) Den Miffionen ift volle Genugtuung ge— 
worden; den verhafteten Patres it das Bedauern der Verwaltung aus- 
geijprochen worden. Die der Miſſion erwachjenen Telegrammkoſten find 
auf das Reich übernommen worden. (Stürmijche Heiterfeit.) Ein Pater 
wurde wegverjegt umd der Domkapitular Hespers hat ſich Darüber befriedigt 
ausgejproden, während andererjeit3 natürlich die Abberufung ſehr be— 
dauert wurde, „da er noch erhebliches Material habe”. (Heiterkeit) Alle 
ftarfen Worte und alle Angriffe, daß ich nicht der Sitte gemäß verfahren 
jei, prallen daran ab, daß ich ausjchließlih aus den Aftenftüden Dinge 
verlejen habe, die leider pajjiert find und die nie wieder pajfieren werden. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) Ich Habe diefe Ausführungen auch gemacht, 
mweil ich aufs ſchwerſte gereizt worden bin, weil von einem Komplott der 
Beamten gegen die Wahrheit die Nede war, weil die Dinge jchließlich jo 
dargeftellt wurden, daß wir draußen Beltien haben und feine Beamten. 
Dieje Eiterbeule mußte aufgejtochen werden, ich habe jie aufgeftochen, und ich 
trage ganz gern die Konſequenzen. (Stürmijcher, andauernder Beifall recht3, 
andauerndes Händellatichen aufden Tribünen, ſtarkes Zifhen undgroßer Lärm.) 

Hierauf macht der Chef der Reichskanzlei v. Loebell weitere Mit- 
teilungen über den Verkehr Roerens mit dem Auswärtigen Amt. 

Am 4. Dezember ruft Präjident Graf Balleftrem den Abg. Roeren 
wegen jeiner gegen den Kolonialdireftor gebrauchten Wendungen zur Ord— 
nung. Abg. Roeren erklärt, er jei im Falle Wiſtuba allein, ohne Auf- 
trag de3 Zentrums, vorgegangen und trage die Verantwortung allein. 
Reichskanzler Fürft Bülow: Ich habe den Testen Verhandlungen diejes 
hohen Haujes nicht beimohnen können; ich bin in dieſen Tagen durch 
Sitzungen des Gtaat3minifteriumd und anderweitige dringende Amts— 
geichäfte in Anjpruc, genommen. Aus den Morgenzeitungen habe ich er- 
jehen, daß es geftern zu jcharfen Auseinanderjegungen zwijchen dem jtell- 
vertretenden Herrn Ktolonialdireftor und einigen Mitgliedern dieſes hohen 
Haujes gefommen if. E3 iſt meine Abficht, feinen Zweifel darüber zu 
lafien, daß ich die Haltung des jtellvertretenden Herrn Kolonialdirektors 
und insbejondere jeine Verteidigung grundlos angegriffener Beamten und 
feine Abwehr ungerechtfertigter Preſſion durchaus und nachdrücklich billige. 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) Ich Habe jchon vor dem Eintritt deö gegen- 
wärtigen ftellvertretenden Herrn Kolonialdirektors im Laufe diejes Sommers 
ftrenge Weifung gegeben, daß die Unterſuchung der in der Kolonialvermwal- 
tung vorgekommenen Mißftände nad allen Seiten hin unnadfihtig und 
unparteiifch geführt und daß unter feinen Umftänden auf Vorwände Hin 
irgend etwas in irgend einer Richtung vertujcht werden joll. (Bravo!) 
Die Offenheit, mit welcher der ftellvertretende Herr Kolonialdireftor ſich 
über diefe Vorgänge ausgeſprochen hat, war aljo lediglich eine Konjequenz 
der von mir erteilten generellen Inſtruktionen. Er war auch von mir 
ermächtigt, volle Aufflärung zu geben über den Fall Wiftuba und über 
die damit zujammenhängenden Fragen, jofern der bedauerliche Gegenjaß 
zwijchen der Verwaltung und den Miffionen in Togo und die Konjequenzen 
dieſes Gegenjages hier zur Sprade gebradht werden jollten. Ich hätte 
gewünjcht, meine — daß der Herr Abg. Roeren weniger dem Bei— 
ſpiele des Herrn Bebel und mehr dem Beiſpiele ſeines Fraktionskollegen 
Erzberger gefolgt wäre und nicht ſo ſchwere Vorwürfe hier zur Sprache 
gebracht hätte, deren Unterſuchung zum Teil noch im Gange iſt. 

Abg. Müller-Meiningen (fr. Vp.) tadelt die Verſuche, eine Neben- 
regierung zu begründen und ift erfreut über das offene Auftreten Dern- 
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burgs. Ueber Togo müßten nähere Aufflärungen gegeben werden. Eine 
gründliche Reform des materiellen Stolonialrecht3 jei im Intereſſe der Ein- 
geborenen nötig; am beiten würde eine parlamentarijche oder eine gemijchte 
Unterfuchungsfommiffion ernannt. Es würde in den Kolonien zuviel ge- 
prügelt. Die BZuftände im folonialen Beamtentum feien, wie aus den 
gegenjeitigen Denunziationen hervorgehe, unhaltbar. Abg. Erzberger (8.): 

ch kann beftätigen, daß die Fraktion von den von Herrn Roeren er- 
wähnten Verhandlungen mit dem Reichskanzler und dem Kolonialamt keine 
Kenntnis gehabt hat. Wir Haben darüber nicht mit Herren Roeren ge- 
jprochen. Neu war für uns, daß man über ſolche Verhandlungen fein 
Protofol aufnahm, jondern daß ſich Beamte darüber Aufzeichnungen 
madten. Man muß ſich beftimmt dagegen ausiprechen — ich tue das im 
Namen meiner Fraktion —, daß ſolche Aufzeichnungen als Aftenmaterial 
bier im Reichstage verwertet werden, wenn ſolche Aufzeichnungen dem 
Betreffenden nicht einmal vorgelegt worden find. Wir werden uns in 
Zukunft wohl hüten, die Kolonialabteilung wieder zu betreten, fondern 
werden dieje Dinge nur hier im Reichstage vorbringen, wenn es fo in 
Zukunft weiter geht. Der Kolonialdireftor hat gejagt, die erwähnte Aus- 
jage des Abg. Roeren jei während einer eidlichen Vernehmung gefallen. 
Es herrſcht überall der Eindrud, daß jener Paſſus in jener eidlichen Ver— 
nehmung jelbjt gebraucht jei. Das ift aber tatjächlic unrichtig. In dem, 
was der Abg. Roeren beſchworen und unterzeichnet hat, findet ſich davon 
nicht das geringjte. Die Aeußerung ift von zwei Kolonialbeamten in einem 
Nachbericht den Kolonialaften beigelegt worden. ch bin feft überzeugt, 
daß der Kolonialdireftor bei ruhiger Ueberlegung fich überzeugt, da es 
nicht ftatthaft war, diefe Waffe hier im Neichötage gegen Roeren zu ver- 
wenden. — Warum jei der Kolonialdireftor auf die von Roeren an— 
geführten Mifhandlungsfälle nicht eingegangen? Kolonialdireftor Dern- 
burg: Dieje Fälle jeien noch nicht erwiefen. Zu rügen fei die Taktik 
der Mifjionen, von langer Hand Her Material zu jammeln und damit 
aufzutreten, wenn jchon ein Teil der Zeugen geftorben ſei. In der „Köl— 
niihen Volkszeitung” vom 16. November 1906 heißt es: „Won dem reich- 
lich zur Verfügung ftehenden Material haben fie (die Miifionare) feinen 
Gebrauch gemacht, da fie dem Prinzip huldigen, erft zu fprechen, wenn 
die dringendfte Not es fordert.” Was wir brauchen, ift nicht, daß jemand 
Material jammelt, wenn e3 die Not fordert, jondern daß er alsbald auf: 
tritt, damit die Webelftände jofort abgeftellt werden und nicht erft nad 
fieben Jahren wie im Falle Kerfting. ... Sch habe mich weiter dagegen 
gewendet, daß ein Drud auf die Verwaltung ausgeübt worden ift, und ich 
habe bedauert, daß dieſer Drud jehr effektiv geworden ift. Ich habe ver- 
jchiedene Aufzeichnungen vorgelejen, und wenn ein faljcher Eindrud er- 
mwedt it, jo ift das jedenfalls nicht durch mich gejchehen. Ferner habe 
ich eine Regiftratur vorgelejen, gegen deren Berlefung der Abg. Erzberger 
ſich gewendet Hat. Wegiftraturen werden in der Kolonialabteilung ge- 
mwöhnlic nicht gemadt. Nur wenn außerordentliche Dinge vorkommen, 
die den Beamten wirflih auffallen, wenn fie denken: „Hier geichieht ein 
Unredt, das dürfen wir nicht aus dem Auge verlieren”, dann werden 
Negiftraturen gemacht. Wenn alſo Gejuhe an die Kolonialabteilung 
fommen, die feine Yeußerungen hervorrufen, wie die vom „audinifchen 
Joch“ oder: „Das Zentrum bewilligt feinen Grojchen mehr”, was ich nie 
geglaubt habe (Zurufe bei den Sozialdemokraten: Wir auch nicht! und 
ftürmijche, anhaltende Heiterkeit), dann werden feine Regiſtraturen gemacht, 
und dann fann ich auch feine vorlejen. 

Hierauf werden die Vorlagen der Budgetlommijjion übermiejen, 
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29. November. (Heſſen.) Die Zweite Kammer befchließt 
eine Glückwunſchadreſſe an den Großherzog zur Geburt eines Erb- 
großherzogs (8. November); die Sozialdemokraten jtimmen zu. — 
Der „Vorwärts“ greift fie dafür fcharf an. 

3. Dezember. (Berlin) Eine von der Kolonialabteilung 
berufene Konferenz don Fachmännern und Parlamentariern berät 
über die Prüfung der Rechte und Pflichten der Landgejellichaften. 

4. Dezember. Württemberg.) Minijterpräfident Juſtiz— 
minijter v. Breitling tritt zurüd; Minifterpräfident wird Minifter 
des Auswärtigen v. Weizjäder, Jujtizminifter Staatsrat v. Schmidlin. 

5. Dezember. (Berlin.) Der franzöfifche und jpanijche Bot— 
ſchafter überreichen gleichlautende Noten über das zwijchen Frank— 
reich und Spanien vereinbarte Vorgehen in den maroffanifchen 
Gewäjlern. Staatzjefretär v. Tſchirſchky nimmt fie dankend zur 
Kenntnis, 

5. Dezember. Der Reichstag bejpricht zwei Interpellationen 
der Polen und des Zentrums über den polnifchen Schulftreif in 


Preußen. 
5.13. Dezember. (Reichstag.) Budgetkommiſſion über Süd— 


wejtafrifa. Ablehnung des Nachtragsetatd. Indiskretion. Bahn 


nach Keetmanghoop. 

Um 7. Dezember behauptet Abg. Erzberger (Z.), der Abg. Semler 
(nl.) habe Geichäftsfreunde veranlajien wollen, auf Fernando Bo Unter- 
nehmungen zu begründen und dort Konflikte mit der jpaniichen Verwaltung 
hervorzurufen, Damit die Regierung einjchreiten und die Inſel womöglid 
anneftieren könne Abg. Semler kann jich an dieſe Einzelheiten nicht 
erinnern und veripricht jpäter Aufllärung. Es wird beichlofjen, Still- 
ſchweigen über dieje Frage zu bewahren. Troßdem veröffentlicht die „Köl— 
nische Volkszeitung” einen ausführlichen Bericht über dieſe Kommiſſions— 
figung, andere Zeitungen bringen kürzere Berichte. Die Preſſe fordert 
lebhaft Aufklärung über den angeblihen Putſchverſuch Semlerd. — Am 
11. Dezember wird in der Kommiſſion der Bertrauensbruch jcharf gerügt, 
aber der Urheber nicht fejtgeitellt. Abg. Semler weiſt die Behauptung 
Erzbergerd als gegenftandslos und jeinen Gewährsmann al3 unglaubwürdig 
nah. Abg. Paaſche (nl.) tadelt Erzberger jcharf, ji zum Sprachrohr 
folhen Klatſches zu machen. 

Abg. Engelen (Z.) beantragt, joviel Truppen aus Südweſtafrika 
zurüdzuziehen, daß am 1. April 1907 nur noch 2500 Mann im Schuß- 
gebiete ftänden. Dieje Truppenmacht würde mit den in ihrer Widerjtands- 
fraft gebrochenen Feinden fertig werden. Kolonialdireftor Dernburg er- 
Härt die Feitlegung auf 2500 Mann für unmöglich; die Mindeftftärfe jei 
bis 1. April 8000 Dann, nad) Fertigftellung der Bahn 7000. Abg. Spahn 
(3.): Es müfje endlicd einmal Ernjt gemacht werden. Die Aufwendungen 
für die Kolonien müßten doc im Verhältnis zum Werte der Kolonien 
ftehen; in diejem Falle träfe dies jedoch) ganz und gar nicht zu. Zum 
Kleinkriege gehöre eine ſehr bemwegliche, gute Truppe, nicht eine große 
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Truppenmafje, die nicht zu ernähren ſei. Uebrigens werde die Löſung ber 
Trage an der Forderung einiger weiterer Hundert Mann nicht jcheitern. 

Hierauf wird der Antrag Engelen abgelehnt, ebenſo die Regierungs- 
vorlage und eine vermittelnde NRejolution EidHoff (fr. Vg.), die eine all- 
mähliche Erjegung von Truppen durch Zandespolizei empfiehlt. 

Um 12. und 13. Dezember wird über den Weiterbau der Bahn 
Lüderigbudt-Kubub nad) Keetmanshoop diskutiert. 8,9 Millionen Mart 
werden als erſte Rate gefordert. Mehrere Sachverſtändige, darunter ein 
Yarmer Schlettwein, jhildern die wirtichaftlihen Ausfichten der Kolonie 
günftig; er ſelbſt Habe jein Vermögen binnen fünf Jahren von 35000 Mart 
auf 144000 Mark vermehrt. SKolonialdireltor Dernburg: Im Caprivi— 
zipfel jeien Diamanten gefunden worden; er habe das Gebiet jofort fperren 
lafjen, um der Regierung die Ausbeute vorzubehalten. Abg. Spahn (8.): 
Es jei bewiejen, daß der Wert der Kolonie höher zu bemefien jei, als 
bisher angenommen worden fei. — Die Forderung wird bewilligt (13. De- 
zember). 


7. Dezember. Der Reichstag genehmigt nach kurzer Be— 
ratung den Gejegentwurf über Ausführung der Generalafte der 
Algeciraskonferenz. 


11. Dezember. Der Reichgetat wird veröffentlicht. Steuerpläne. 


Der Etatvoranihlag für 1907 balanciert mit 2565073427 Marf. 
In der beigegebenen Denkichrift heißt es, die Matrifularbeiträge überftiegen 
die zu ihrer Dedung dienenden Ueberweifungen um 57049841 Mark. Die 
Beträge der gejamten ungededten Matrifularbeiträge jeien jo erheblich, 
daß fich die verbündeten Regierungen eine entjprechende Entlaftung durch 
eine nachträgliche Ergänzung der jüngjt verabichiedeten Steuergejege vor- 
behalten müjjen. 


11.12. Dezember. (Reichstag.) In der Beantwortung einer 
Snterpellation der Freifinnigen über die Fleifchteuerung lehnt die 
Regierung die Öffnung der Grenzen ab, verjpricht aber andere Er— 
leichterungen. 


13. Dezember. (Reichstag.) Zweite Beratung und Ableh- 
nung des Nachtragsetat3 für Südweltafrifa. — Roeren und Dern- 
burg über die Nebenregierung. Auflöfung. 


Die Budgetfommiffion beantragt Ablehnung des Nachtragsetats. 
Abg. Graf Hompeſch (8.) beantragt, bis zum 31. März die Vorbereitungen 
zu treffen, die Gejamtjtärfe der Schugtruppe auf 2500 Mann zu vermindern 
und ftatt 29 Millionen nur 20288000 Mark zu bewilligen. 

Neichsfanzler Fürft v. Bülow: Meine Herren, die Ihrer Beichlup- 
fafjung heute unterbreitete Vorlage der verbündeten Regierungen ift vor 
ihrer Einbringung der Gegenftand jorgjamer Prüfung aller beteiligten 
Stellen gewejen. Sie geht davon aus, nur das Unerläßliche zu fordern. 
Es wird nur diejenige Truppenftärfe gefordert, die für die Niederwerfung 
des Aufitandes und die Beruhigung unjerer Kolonie unerläßlich if. Wir 
werden die Truppen in Südweſtafrika bis zum April fünftigen Jahres 
auf rund 8000 Mann vermindern, je nach dem Fortſchritt der Operationen 
und der Verbefjerung der Etappen, im Laufe des nächſten Etat3jahres 
weitere Ermäßigungen eintreten lafien und nad) Beendigung der Opera- 
tionen nur die notwendigfte Bejagungstruppe zurücdbehalten. Ihre Kom— 
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miſſion ift zu einem pofitiven Rejultat nicht gelangt, fie hat vielmehr alle 
Anträge und die Regierungövorlage abgelehnt. Der Vorſchlag, uns ſchon 
jegt für das Elatsjahr 1907 auf eine bejtimmte, gegenüber der jegigen 
wejentlich verminderte Truppenanzahl feitzulegen, ift für die verbündeten 
Regierungen unannehmbar. (Beifall rechts.) Meine Herren, e3 ift Ihrer 
Kommiffion von jachverftändiger militärifher Seite dargelegt worden, daß 
die verlangte Truppenftärke wirklich notwendig und daß eine Verminderung 
tatfächlich unmöglich ift, weil dadurch die Durchführung der militärischen 
Operationen verhindert werden würde. Ein Einftellen der militärijchen 
Aktion vor völliger Niederwerfung des Aufftandes würde aber die jchwer- 
wiegendften Folgen nach fich ziehen. Dieje Folgen würden nicht nur be» 
ftehen in dem Berlufte deö Südens unſeres Schußgebietes, wir würden 
auch die Mitte und den Norden jchwer gefährden. (Zuftimmung rechts.) 
Wir würden, das jagen alle Kenner der Berhältniffe, binnen kurzer Frift 
neue Aufftände in allen Teilen unſeres Schußgebietes zu gemwärtigen haben, 
deren Bewältigung und die doppelten und dreifachen Opfer koſten würde, 
wie mir fie jchon bisher gebradht Haben. Solche Aufftände in unjerem 
ſüdweſtafrikaniſchen Schuggebiete würden naturgemäß auf unſere anderen 
Kolonien überjpringen, wir würden eine allgemeine Auflehnung gegen die 
weiße Herrichaft erleben (Zuftimmung rechts). Die geringe Anzahl un- 
jerer Schugtruppen würde einer jolden Bewegung nicht gewacdhjen jein, 
wir ftänden dann vor der Frage, ob wir unfere Kolonien mit unverhältnis- 
mäßigen Opfern und Koften wiedererobern oder für immer verlieren wollen. 
(Zuftimmung rechts.) Nicht nur die militärifchen Autoritäten, ſondern alle 
Sadjverftändigen ftimmen darin überein, daß es fih um eine legte An- 
ftrengung handelt, um unjeren Kolonien dauernd Ruhe und Sicherheit 
wiederzugeben. Wenn wir vor diejem legten Opfer zurüdicheuten, jo würden 
wir und nad) meiner Anficht einer jchweren Unterlafjung, einer nationalen 
Verjündigung jehuldig machen. (Beifall rechts.) Ich kann nicht annehmen, 
meine Herren, daß dieſes Hohe Haus einen ſolchen in finanzieller und 
militäriſcher, in politiſcher und nationaler Hinſicht gleich bedauerlichen und 
bedenklichen Entſchluß faſſen wird. Sollte ich mich hierin täuſchen, ſo 
würde ich als verantwortlicher Leiter der Reichsgeſchäfte nicht in der Lage 
ſein, vor dem deutſchen Volk und der Geſchichte eine ſolche Kapitulation 
zu — Beifall und Zuſtimmung von verſchiedenen Seiten.) 

9. Schmidt (fr. Vp.): Seine Partei halte die Feſtſetzung einer 
Drinbeftzani für unmöglid und bringe deshalb den Antrag Ablaß ein: 
Der Reichstag wolle beſchließen: dem Dispoſitiv des Kap. 2 Tit. 1 der 
Ausgabe hinzuzufügen: mit der Maßgabe, daß die Heimjendung von wei— 
teren 4000 Mann im Laufe de3 Rechnungsjahres erfolgen joll und bis 
zum Ablauf des Nechnungsjahres die Vorbereitungen zu einer erheblichen 
weiteren Verminderung der Gejamtitärfe der Schußtruppe, entiprechend 
der fortjchreitenden Beruhigung des Schußgebietes, getroffen werden. Abg. 
Roeren (B.) rügt, daß der Kolonialdireftor auf die von ihm vorgebrachten 
Mängel nicht eingegangen jei, und verteidigt fein Verhalten in der Wiftuba- 
frage. Mit den Verhandlungen, die ich mit dem Kolonialamt gepflogen 
habe, fteht es jo, daß ich zwar den erſten Schritt getan habe, daß ich aber 
dann perſönlich erfucht worden bin, die Vermittlung mit Wiftuba zu führen. 
Es lag bei ung und bei der Kolonialverwaltung der Wunſch vor, die Vor- 

änge in Togo nicht Öffentlich breit zu treten; ſonſt bin ich in meinem 
Berbalten lebigfich von dem Wunſche geleitet worden, den jehr befähigten 
und tüdhtigen jungen Beamten Wiftuba, dem zweifellos ichweres Unredt 
geſchehen ift, zu verteidigen. Wenn nun der Herr Kolonialdireftor hier 
mitgeteilt hat, ich hätte gelegentlich einer Vernehmung al3 Zeuge eine 
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Aeußerung getan, daß das Zentrum feine politischen Entjchliegungen von 
dem Ausgang des Falles Wiftuba abhängig machen würde, jo erfläre ich 
auf das bejtimmteite, daß ich eine jolche Aeußerung nicht getan habe. Wie 
joll ih) auch dazu fommen, eine jolche Drohung an den einflußlojen Aſſeſſor 
Brüdner zu rihten! Was nun die Form anbetrifft, in der ich die Sache 
hier beijprochen Habe, jo erfläre ich, daß ich ſchon bei der Lektüre des 
Stenogramms meiner Rede die Empfindung gehabt habe, daß ich in meinen 
Ausdrüden zu weit gegangen ſei, und ich habe ohne jede Einwirkung eines 
Dritten den „grünen“ Afjefjor geftrihen. Ich nehme auch Hier die erſte 
Gelegenheit wahr, um das zu erflären. Mit aller Entjchiedenheit muß 
ih der Behauptung widerſprechen, daß ich verjucht Hätte, in ein richter- 
lihe3 Berfahren einzugreifen. Es handelt fich bei meiner Vermittlung in 
Sachen Wiftuba nur um ein Disziplinarverfahren. Ich bin vom dama- 
ligen Kolonialdireftor direft aufgefordert worden, zu vermitteln und habe 
für meine Tätigkeit ein Dankſchreiben des Reichskanzlers erhalten. (Hört, 
hört! im Bentrum.) Wie fann man da von Aufrichtung eines faudini- 
ihen Joches, einer unerträglichen Preſſion und einer Nebenregierung meiner- 
jeitö reden! Das wird fein vernünftig denfender Menſch tun. (LXebhafter 
Beifall im Zentrum.) 

Kolonialdireltor Dernburg: Der Abg. Roeren hat mir vorgeworfen, 
daß ich auf den materiellen Inhalt feiner Rede nicht eingegangen, jondern 
daß ich auf ganz andere und fremde Dinge mich eingelafjen hätte und da- 
durch die Angelegenheit von ihrem Urgrund abgelenft hätte. Ich erinnere 
daran, daß der Abg. Noeren feine Behauptungen gejtügt Hat auf An— 
Ihuldigungen, die gegen den Beamten Kerfting ausgejprochen waren, und 
die ſich als abjolut unbegründet ergeben haben. Auf jolche unbegründeten 
Bemerkungen einzugehen, hatte ich feine Veranlafjung. Herr Roeren hat 
bon dem Bezirkäleiter Schmidt behauptet, er hätte mit unerhörter Graujanı- 
feit und unter Beeinfluffung von Zeugen in jchauderhafter Weije in die 
Rechtöpflege eingegriffen. Von alledem hat aber Herr Noeren gar nichts 
bewiejen. Daß Herr NRoeren e3 jagt, ift noch fein Beweis, und mas ein 
Schwarzer ausfagt, ift doch noch nicht Gottes reine Wahrheit. Wir können 
die Eingeborenen nicht behandeln, wie fie e3 wünſchen, fondern wie e3 
unjerer Ehre und wie ed der Ehre und Würde unjerer Nation zufommt. 
(Zuftimmung rechts.) Schmidt hat einen beweglichen Brief an mich ge— 
ſchrieben, worin er jagt, er hätte Herrn Noeren, der ihn in unerhörter 
Weiſe angegriffen, gebeten, alles, was er hier im Haufe gejagt habe, außer- 
halb des Haujes zu wiederholen. Das hat Herr Roeren nicht getan, ſon— 
dern fich auf einen Bajjus in dem Stenogramm bezogen. Es fteht in dem 
Stenogramm: „Nachdem Herr Schmidt ausgejchieden ift, fann fein Dis- 
iplinarverfahren mehr gegen ihn abgehalten werden.” Damit fällt diejer 
Sat ihon weg. Es iſt auch die Angelegenheit des Aſſeſſors Die hier 
behandelt worden. Herr Dietz ift fchlecht behandelt worden, und jeine 
Mutter hat mich darum gebeten, ihn zu rehabilitieren. Ich erfläre hier: 
Aſſeſſor Dietz war ein außerordentlich tüchtiger, braver und wackerer Be— 
amter, der im Dienſt ſeines Vaterlandes und ſeines Kaiſers in Togo ge— 
ſtorben iſt. (Beifall rechts.) Was die Miſſion anbetrifft, jo iſt die von 
Herrn Roeren vorgebrachte Gejchichte jchon fieben Jahre alt. Es Handelt 
fi dabei überhaupt nur um Dienſtbotengeſchwätz; e3 find fünf Geſchichten 
von Köchen, die in dem Falle Kerjting paffiert find. (Heiterkeit) Wenn 
da3 weitere Material ebenjo ift, jo können ja ſehr hübjche Gejchichten zu— 
tage fommen. In der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung find jämtliche 
Schriftftücde abgedrudt, die der Abg. Noeren nur jehr unvolllommen ver- 
lefen hat. In der Norddeutichen Allgemeinen Zeitung wird erklärt, daß 
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nach einer jehr gründlichen Unterfuchung des Falles fich ergeben Habe, daß 
Herr Roeren im Falle Wiftuba verjucht habe, mit einer parlamentarifchen 
Aktion und politiihen Konjequenzen in ein Disziplinarverfahren einzu- 
greifen. (Große und fortdauernde Unruhe im Zentrum.) Hier haben Sie 
das ganze Material. Es ift jchade, daß nicht Abjchriften von den Briefen 
vorliegen, die Herr Roeren gejchrieben hat. Herr Noeren hat bloß die 
Briefe verlejen, die ihm Kolonialdireftor Stübel und der Reichskanzler 
geichrieben Haben. ch möchte aber hinmweijen auf einen Brief des Herrn 
Noeren vom 11. Februar 1906, worin Herr Roeren Wiftuba für ſechs bis 
jieben höhere Stellen empfiehlt. Es würde mid nicht wundern, wenn 
auch der Poſten des Botjchafter® in Petersburg fich darunter befunden 
hätte. (Große Heiterkeit, große Unruhe im Zentrum.) ch glaube, wir 
haben hier Wichtigered zu tun, als Bejchuldigungen und Entjcyuldigungen 
entgegenzunehmen. Niemand kann hinwegdisputieren, daß der Regierung das 
faudinische Zoch zugemutet worden ift. (HFortgejegte Unruhe im Zentrum.) 
Der Abg. Roeren Hat das gar nicht geleugnet, er Hat auch die Sache mit 
dem Afjefior Brüdner nicht geleugnet, er hat überhaupt nicht3 geleugnet, ſon— 
dern entjchuldigt. (Beifall rechts, Widerjpruch im Zentrum.) Ich Habe mich 
in diejer Angelegenheit des Abg. Roeren und in bezug auf jeine Tätigkeit zur 
Kolonialabteilung gewehrt, nicht deshalb, weil ich die frühere Tätigkeit des 
Herrn Stübel ald jehr unangenehm empfunden hätte, jondern weil der Abg. 
Roeren auch verjucht hat, fich in meine Amtstätigfeit hineinzumifchen. Nach 
einem mir im legten Moment zugegangenen Briefe eines Paters in Togo hat 
der Abg. Roeren verjucht, in adminiftrative Angelegenheiten im Falle Kerfting 
einzugreifen. (Hört, hört!) Herr Roeren jagte hier, er hätte die Sache 
borgebracdht, weil dieſe Mißſtände fortdauerten. Domkapitular Hespers hat 
aber gejchrieben, gegenwärtig beſtünde nach überfeeijchen Berichten das bejte 
Einvernehmen zwijchen Verwaltung und Miflionen. Diejer Brief ift vom 
20. November, Herr Roeren, und vom Domkapitular Hespers, wen joll 
ic) denn nun glauben? (Stürmijche Heiterkeit.) Ich kann Hier nur meine 
Deklaration wiederholen: Es ift ganz gleichgültig, ob die Einmifchung von 
Herrn Roeren oder von einem anderen Mitgliede feiner Partei oder von 
einer zweiten oder dritten Partei fommt, ich werde mich dagegen wehren 
und die Flucht in die Deffentlichleit antreten, das eine wie das andere Mal, 
wie e3 bisher gemwejen ift und fehr gut gemwejen ift. (Lebhafter Beifall.) — 
Was den freifinnigen Antrag betreffe, jo feien von den 4000 Mann, deren 
Zurüdziehung gewünſcht werde, bereits über die Hälfte zurüdgezogen, der 
Neft kehre vermutlih im März heim. 

Abg. Schmidt (fr. Vp.) ändert den Antrag Abla deshalb formell 
ab. — Abg. Ledebour ne Es handelt fi) darum, ob der Reichstag 
vor dem hohen Militär fapitulieren oder nach eigener Prüfung entfcheiden 
jol. Der Reichdtag muß die Regierung durch Verweigerung der Mittel 
zur Beendigung des Krieges zwingen. Abg. v. Richthofen (fonf.): Seine 
Bartei freue ſich über die Ausschließung jeder parlamentarifchen Neben- 
regierung. Der Aufftand müfje unbedingt unterdrüdt werden; eine Ber- 
minderung der Truppen ſei wünjchenswert, aber der Antrag Ablaß fei zu 
unklar. Kolonialdireltor Dernburg: Die verbündeten Regierungen find 
gern bereit, fall3 die Regierungsvorlage, auf die fie in erjter Linie halten, 
nicht zuftande kommt, ein gemwiljes Entgegenfommen zu beweifen. Wenn 
wir ohnehin 4000 Mann zurüdbefördern wollen und zum größten Zeil 
ihon zurüdbefördert haben, jo hat es feinen Zweck, dies in das Geſetz 
hineinzufchreiben. Immerhin jtehen aber die verbündeten Regierungen dem 
Antrag Ablaß und Genofjen injofern freundlich gegenüber, daß jie im Falle 
der Üblehnung der Regierungsvorlage entjprechend den vom Abg. Freiherrn 
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v. Richthofen gewünschten Erklärungen diefen Antrag dahin interpretieren, 
daß die Einjegung der einjchränfenden Bedingung in das Dispofitiv irgend 
einen Gingrift in die Kommandogewalt nicht bedeutet und daß im Not- 
falle, falls die Verhältniſſe es erheiichen, fall® die vis major eintreten 
jollte, auch eine größere Truppenmacht im Schußgebiet zurüdbehalten werden 
jol. Ich glaube, daß darüber auch bei den Herren der Linfen, die den 
Antrag gejtellt haben, fein Zweifel befteht. Abg. Schrader (fr. Vg.): Bei 
den unberechhenbaren Berhältnijfen halte feine Fraktion den Zentrums— 
antrag für unannehmbar und werde für den Antrag Ablaß ftimmen. 
Abg. Spahn (Z.): Der Antrag Hompeſch verfagt feinen Mann und feinen 
Groſchen. Wir wünjchen nur, daß, wenn das Kreditgeſetz fommt, die ganze 
Summe der Etatüberjchreitung für 1906 feftgeftellt wird und fich der Reichs— 
tag dann darüber jchlüffig macht. Würden wir jegt die 29 Millionen voll 
bewilligen, jo würden mir das Bild verjchleiern. (Sehr wahr! links.) 
Unfer Antrag bejchränft in feiner Weije die Kommandogemalt. Bor dem 
1. April wird fein Mann mehr zurüdgezogen, wie die, welche die Re— 
gierung freiwillig zurüdzieht. Der Generalſtab hat erklärt, daß in aller- 
nächfter Zeit die Entſcheidung in Südweſtafrika fallen wird. Wie kann 
da unjer Antrag eine nationale Verjündigung fein, der erjt nach acht bis 
neun Monaten Folgen haben wird? (Sehr gut! im Zentrum.) Sberft- 
leutnant Quade: Militäriihe Rüdjichten machten die Verminderung der 
Truppen auf 2500 Mann unmöglich; Hierdurch würde man den Kampf 
aufgeben und den Gegner materiell und moralijch ftärfen, während jeßt 
auf baldige endgültige Erfolge zu hoffen fei. 

Reichskanzler Fürft Bülow: Sch Halte mich für verpflichtet, Sie 
nohmal3 in leßter Stunde auf die jchwere Verantwortung hinzumeifen, 
welche Sie durch Ihre bevorjtehenden Beichlüffe auf fich nehmen. Es han- 
delt jich hier nicht um die Frage, ob für unjere Kolonien einige Millionen 
mehr oder weniger bewilligt werden ſollen. Es handelt fi, wie Ihnen 
der Herr Vertreter des Generalftabs joeben überzeugend dargelegt hat, um 
die frage, ob wir unſere Kolonie behaupten wollen oder nicht. Es han- 
delt jich, wie ich als verantwortlicher Leiter der Reichögefchäfte Hinzufüge, 
um die Trage, ob wir unjer Anjehen in der Welt, ob wir unjere Waffen- 
ehre (lebhafter Widerſpruch bei den Sozialdemokraten, Iebhaftes Bravo 
rechts) — ich wiederhole gegenüber ihrem Widerſpruch, es handelt fich, 
wie ich al3 verantwortlicher Leiter der Reichsgeſchäfte Hinzufüge, um bie 
Frage, ob wir unjere Waffenehre, ob wir unfere Stellung in der Welt, 
ob wir unjer Anjehen gefährden wollen, um eine verhältnismäßig gering- 
fügige Summe zu erjparen, am Ende eines Feldzuges, der und Hunderte 
von Millionen gefoftet hat. (Bravo rechts.) Wollen wir in einer Stunde 
des Kleinmuts die Früchte jahrelanger, tapferer Anftrengungen gefährden ? 
Sollen die Opfer, die jchweren Opfer an Gut und Blut, die wir für un— 
jere Kolonien gebracht haben, den Kolonien und dem Vaterlande zum Segen 
gereichen, oder follen fie umſonſt gebracht fein? Eine Regierung fann Ni 
nicht von Barteien und Parlament vorjchreiben laſſen, wieviel Truppen 
fie für Eriegerijche Operationen braucht. (Widerſpruch links. Sehr richtig! 
rechts.) Wohin, meine Herren, joll e3 führen, wenn ſich bei ung die Ge— 
wohnheit einbürgerte, militäriihe Maßnahmen im Kriegszuftande, deren 
richtige Durchführung entjcheidend ift für Leben und Gejundheit unferer 
Truppen, für unjere Waffenehre, von denen unter Umftänden Wohl und 
Wehe und Zukunft des ganzen Landes abhängt, von Fraktionsbeſchlüſſen 
oder Barteirüdjichten abhängig zu machen. (Lebhaftes Bravo recht3.) Meine 
Herren! Da draußen ftehen unjere Soldaten, das jind Deutjche, die haben 
gefämpft, die haben Anjtrengungen erduldet, die jind im Begriff, den legten 
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Widerftand, die legten Rejte de Gegners niederzuringen. Sollen fie nun 
etwa zurüd, weil die Regierung aus Kleinmut, weil eine Fleinmütige Re— 
gierung aus Scheu vor parlamentarijchen oder Barteirüdjichten ihren Helden- 
mut vor dem Feinde im Stich läßt? (Lebhaftes Bravo recht.) Meine 
Herren! Was haben andere Völker für Kolonialkriege geführt, Engländer, 
Franzoſen, Holländer, und haben nicht mit der Wimper gezudt. Soll fich 
das deutjche Volk Heiner zeiger, fol das deutſche Volk Feiner daſtehen als 
andere Völfer? Das iſt die Frage, auf welche die verbündeten Regierungen 
eine Antwort wünjchen, eine Antwort fordern, Flipp und Har. (Sehr wahr! 
rechts.) Wir fönnen bedauern, meine Herren, daß der Aufftand aus- 
gebrochen ift, daß er uns jo viel Menfchenleben, daß er uns jo große 
Summen gefoftet hat, wir können das bedauern, aber zurüd können mir 
nicht, wir müfjen durchhalten! Meine Herren! Man hat mir das Wort 
in den Mund gelegt: „nur feine inneren Krifen“. Ich habe das alberne 
Wort dementieren lajjen, es fehrt immer wieder zurüd. In Wirklichkeit 
habe ich natürlich nie etwas derartiges gejagt. (Hört, hört! rechts.) Es 
gibt Situationen, wo ein Zurüdichreden vor Krifen ein Mangel an Mut, 
ein Mangel an Pflichtgefühl wäre. (Lebhaftes Bravo rechts und bei den 
Nationalliberalen) Wenn Sie wollen, haben Sie die Hrifis! (Bravo 
recht3.) Parteien können Forderungen annehmen oder ablehnen, denn fie 
tragen feine Verantwortung (Oho!), fie tragen feine Verantwortung! Die 
Regierung darf fich nicht vor Wünjchen und Intereſſen einzelner Parteien 
beugen, wenn ihre höchſte Aufgabe, die nationale, in Frage jteht. (Bravo 
rechts.) Man hat mir ferner vor einigen Minuten das Gerücht zugetragen, 
in diejer Frage jchöbe ich nicht, jondern ich würde gejchoben. Ich gäbe 
nur Direftiven der oberjten Stelle nah, der ſüdafrikaniſche Guerillafrieg 
jei eine Art militariftiijher Sport. Meine Herren, das ijt eine dreifte 
Unwahrheit! Niemand drängt mich, niemand fjchiebt mich! Ach brauche 
gar feine Direftiven, um zu erkennen, daß hier nationale Notwendigkeiten 
vorliegen (2ebhafter Beifall recht), und danach, lediglich danach zu ver- 
fahren. Es Handelt fich nicht im entfernteften um eine Frage de3 inneren 
Regiments, e3 Handelt jich nicht um Gegenſätze des parlamentarischen und 
des perjönlichen Willens, es Handelt ſich um die vom Reichskanzler nach 
gewiſſenhafter Prüfung vertretene Ueberzeugung der verbündeten Regie» 
rungen. Es Handelt jih um unjere ganze folonialpolitiiche Stellung (Sehr 
richtig rechts und bei den Nationalliberalen), um mehr al3 dag, um unjere 
Gtellung in der Welt. (Widerjpruch bei den Sozialdemofraten.) Glauben 
Gie, meine Herren, daß jo was feine Rückwirkung auf das Ausland hat? 
(Sehr richtig! rechts.) Was würde es für einen Eindrud machen im 
Innern und nad) außen, wenn die Regierung in einer folchen Lage, im 
einer jolhen Frage fapitulieren und nicht die Kraft in ſich finden jollte, 
ihre nationale Pflicht zu erfüllen? (Lebhafter Beifall rechts und links.) 
Wir werden unfere Pfliht tun im Vertrauen auf das deutjche Bolf. 
(Stürmijcher, anhaltender Beifall, Ziſchen bei den Sozialdemokraten.) 

Hierauf folgt die namentliche Abftimmung. Zuerſt wird der An— 
trag Ablaß auf Ergänzung des Dispofitivs zur vollen Forderung des 
Nachtragsetats mit 175 gegen 171 Stimmen abgelehnt. Hierauf wird über 
die unveränderte Vorlage ebenfall3 namentlich abgejtimmt. Das Ergebnis 
ift die Ablehnung der Regierungsvorlage mit 177 gegen 168 Stimmen. 
— Der Präfident erteilt dem Reichskanzler das Wort: 

Reichskanzler Fürft v. Bülow: Sch habe dem Neichdtag eine Kaijer- 
liche Verordnung mitzuteilen. (Stürmiſcher Beifall recht3, bei den National- 
liberalen und Sozialdemokraten, Händeflatijhen links und auf jämtlichen 
überfüllten Tribünen. Der Präfident fordert mit erregter Stimme die 
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äußerfte Linke auf, nicht mit den Händen zu Hatihen, worauf ihm von 
allen Seiten im Saale zugerufen wird: Die Tribünen!) Die Kaiferliche 
Berordnnung lautet: „Wir, Wilhelm von Gottes Gnaden, Deuticher Kaiſer, 
König von Preußen u. ſ. w, verordnen auf Grund des nad) Xrtifel 24 
der Berfaflung vom Bundesrat unter unjerer Zuftimmung gefaßten Be- 
ichlufjes im Namen des Reichs, was folgt: Der NReichdtag wird hierdurch 
aufgelöft. (Stürmifcher Beifall auf verjchiedenen Seiten des Saales und 
wiederholtes Händellatihen auch auf den Tribünen.) Urkundlich unter 
unjerer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem Kaijerlichen 
Infiegel. Gegeben, Büdeburg, den 13. Dezember 1906. Wilhelm. 993- 
v. Bülow.“ Auf Grund diejer Kaiferlihen Verordnung erkläre ich im 
Namen der verbündeten Regierungen auf Befehl Sr. Majeftät des Kaiſers 
die Sißungen des Reichstages für gejchloffen. (Wiederholter ftürmijcher 
Beifall im Saale und auf den Tribünen.) 

Bräfident Graf Balleftrem: Wir aber, meine Herren, trennen 
uns (Große Unruhe links; die Sozialdemokraten drängen aus dem Saale) 
wie immer mit dem Rufe der Treue, Liebe und Ehrerbietung: Se. Majeftät 
der Deutjche Kaijer, König Wilhelm Il. von Preußen, er lebe hoch! (Die 
Mitglieder des Reichſtags und des Bundesrat3 und die auf den Tribünen 
anwejenden Zuhörer ftimmen begeiftert dreimal in den Hochruf ein.) 

Für den Antrag Ablaß ftimmten 18 Mitglieder der Freifinnigen 
Bollspartei, 3 Mitglieder der Deutjchen Volkspartei, 9 Mitglieder der Frei- 
finnigen Bereinigung, 49 Nationalliberale, 19 Freifonfervative, 50 Kon- 
fervative, 18 Untifemiten und Mitglieder der Wirtichaftlichen Bereinigung, 
jowie der Däne Hanfjen und aus dem Zentrum die 4 Abgeordneten Graf 
Balleftrem, Humann, Savigny und v. Strombed. Gegen den freifinnigen 
Antrag ftimmen 82 Bentrumsabgeordnete und Welfen, 75 Sozialdemokraten, 
13 Polen, 4 Eljäffer und das Mitglied der Wirtichaftlichen Bereinigung 
Bachmeier. Bei der Abftimmung über die Negierungsvorlage gingen die 
beiden BZentrumsabgeordneten Humann und v. Savigny zu dem Groß der 
eigenen Partei über, während der Bentrumsabgeordnete dv. Strombed jich 
der Stimme enthielt. Der Bräfident Graf Balleftrem ftimmte für die Re— 
gierungsvorlage. Im übrigen blieb die Barteigruppierung die gleiche. Bon 
den Parteien, welche für den freifinnigen Antrag und die Regierungs- 
vorlage ftimmten, fehlten 16, von den Gegnern 33 Mitglieder. 

13. Dezember. Eine Sonderausgabe der „Norddeutjchen All— 
gemeinen Zeitung“ veröffentlicht folgende Kundgebung: 

„Der Reichstag ift der Auflöfung verfallen, weil feine Mehrheit den 
verbündeten Regierungen die Mittel zur Erfüllung einer nationalen Auf- 
gabe verfagt Hat. Dürch Ablehnung der für die Zukunft Südweſtafrikas 
unerläßlichen Forderungen ift Deutichlands Stellung in der Welt empfind- 
lic) getroffen. Sache des deutichen Volkes ift es, darauf Antwort zu geben! 
Schwer genug wiegt ſchon, was im nationalen Befigitand Südweſtafrika 
durch fich jelbft bedeutet, was es uns geworden ift, durch das Blut er- 
mordeter Männer und Frauen, durch jchwere hingebungsvolle Kämpfe uns 
jerer Truppen, durch Leiden und Heldentot fo vieler Braven! Und was 
es und nad) dem Urteil aller Kenner des Landes wirtſchaftlich noch werden 
fonn. In dem Augenblick, wo uns in der Zukunft diejer fo teuer er- 
tämpften Schußgebiete günftigere Sterne aufgehen, die von Sadverftändigen 
für unentbehrlich erklärten Streitkräfte verringern, Heißt unter den gegen- 
wärtigen Umftänden, die faum geficherte Kolonie neuen Gefahren ausjegen, 
und den Mafregeln zur endgültigen fruchtbringenden Aneignung unjeres 
ſüdweſtafrikaniſchen Befites von vornherein das Rückgrat brechen. Es 
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handelt jich aber nicht bloß um Südweltafrifa. Wie wir dort durchhalten, 
ob wir mit zäher Opfermwilligfeit vorwärts gehen, oder nad) faum erreichter 
Bejeitigung der größten Gefahren wieder ermatten, ijt bei der heutigen 
politiichen Geſamtlage uns jelbft und unjeren Mitbewerbern im überjeeifchen 
Wettlampfe zum Prüfſtein dafür geworden, ob Deutjchland überhaupt der 
Entwidlung aus einem europäiſchen Großftaat zur Weltmacht fähig ift. 
Unter unjeren Augen vollzieht ſich von verjchiedenen Seiten her fraftvolles 
Ausgreifen auf von der Kultur noch nicht erjchlojjenen Gebieten. Wir 
erleben al3 Zeitgenofjen den Aufſchwung des britijchen, amerifaniichen und 
japanifhen Ymperialismus. Frankreich gründet ohne Zaudern und Knau— 
jern ein riefiges Kolonialreich in Afrika, und Deutjchland jollte nicht ein- 
mal in energifcher Behauptung und Verwertung des Erworbenen Schritt 
halten dürfen? Für die verbündeten Regierungen und für den Reichs— 
fanzler gab e3 in diejer Frage fein paftieren. Ehe die Mehrheit des Reichs- 
tages den ablehnenden Bejchluß faßte, gegen die Minderheit, in der die 
Nechte, die Nationalliberalen und die bürgerliche Linke zufammen ftanden, 
machte Fürjt Bülow noch einmal das Haus auf die jchweren Konjequenzen 
aufmerfjam. Freimütig und feſt erflärte er, daß nicht ein Kampf zwiſchen 
parlamentariihem und perfönlichem Willen geführt werde, ſondern eine 
jelbftverftändliche Pflicht den verbündeten Regierungen nur einen einfachen 
und geraden Weg weiſe. Niemand drängt mich! Niemand jchiebt mich! 
und wenn Sie wollen, jo haben Sie die Krifis! Troß des Ernites dieſer 
Ausſprache blieb die aus dem Zentrum und der Sozialdemokratie beftehende 
Mehrheit in diejer, dem deutjchen Bolfe an Herz und Ehre gehenden Sache 
bei ihrer Fleinmütigen Ablehnung. Die Nation hat zu entjcheiden, ob fie 
fih eine ſolche Vertretung ihrer Antereffen und ihres Anjehens gefallen 
lafjen wird.“ 

Aehnliche Kundgebungen veröffentlihen der „Staatsanzeiger für 
— die „Süddeutſche Reichskorreſpondenz“, die „Karlsruher 

eitung“. 

14. Dezember. Angebliche Enthüllung über die Beziehungen 

zwijchen dem Kaifer, dem Papſt und dem Zentrum. 


Die „Nationalzeitung“ teilt aus dem nicht veröffentlichten Teile der 
Denkwürdigkeiten des Fürſten Chlodwig zu Hohenlohe folgendes Faktum 
mit: „Eine Tagebuchnotiz Hohenlohes ftellt im Bufammenhang mit den 
Aufzeichnungen über die Militärvorlage des Jahres 1893 feit, das Papſt 
Leo XII. vom Raifer Wilhelm ein Geldgejchent in der Höhe von 500000 
Franes wünſchte. Fürft Hohenlohe ſei um feine Anficht gefragt worden 
und babe fid) damit einverftanden erflärt, daß das Geldgejchenf gewährt 
werde, habe indefjen geraten, dem Papſt das Geldgejchenf erſt zu geben, 
nachdem die Militärvorlage angenommen ſei, es aber jofort in Ausficht 
zu ftellen. Borläufig jolle General v. Los dem Papſte einen Edelftein 
überreichen.“ 

Dieje Notiz wird in der Preſſe lebhaft beſprochen, aber niemand 
vermag anzugeben, ob jie auf Wahrheit beruht. Die „Germania“ be- 
hauptet, daß die Regierung 1893 verjucht habe, durch den Papft auf das 
Bentrum einzumwirfen, das Zentrum Habe aber jeine Gelbftändigfeit wie 
1887 gewahrt. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” ftellt feft, daß bei 
Durchſicht des amtlichen Perfonals und bei Befragung maßgebender Per— 
jönlichkeiten „sich nicht der geringfte Anhaltspunft dafür hat auffinden 
lafjen, daß dem Papſt Leo XIII. unter den angegebenen Umftänden von 
Deutjchland eine Geldjumme angeboten oder zugemwendet worden ift. Auch 
über die angebliche Aeußerung eines dahingehenden päpftlichen Wunjches 
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hat nicht feitgeftellt werden können. Richtig ift, daß beim Jubiläum des 
verftorbenen Papſtes nad) der allgemein und auch von anderen Höfen und 
Regierungen beobachteten Sitte ein Jubiläumsgeſchenk gemacht worden ift, 
das in einem Fünftleriich ausgeführten Schmudjtüd beſtand.“ 


Dezember. Wahlaufrufe. 


Der Aufruf der Fonjervativen Partei: Der Reichstag ift aufgelöft, 
weil er der Regierung nicht die Truppen und Mittel bewilligte, die eine 
energijche und völlige Unterdrüdung des Aufitandes in Deutih-Südwelt- 
afrifa erfordert. Zum erjten Male ift die NReichstagsauflöjung aljo aud) 
aus Gründen erfolgt, die in das Gebiet der auswärtigen Bolitif, der 
Wahrung unjerer gewaltig gewachjenen überjeeijchen Intereſſen gehören. 
Mit gerechter Entrüjtung hat der Reichskanzler vor der enticheidenden Ab- 
ftimmung der Oppofition zugerufen: „Soll fi) das deutiche Volk kleiner 
zeigen, ſoll das beutjche Volk Fleiner daftehen ald andere Völker?" Das 
iſt die Frage, auf die das deutſche Volk jelbit am 25. Januar Antwort 
geben joll. Denn das Deutiche Reich, das noch vor drei Jahrzehnten faft 
allein auf jeine Großmadhtitellung in Europa angewiejen war, hat heute 
Rückſicht zu nehmen nicht nur auf feinen Kolonialbejig, Sondern auch auf 
jeine nah Milliarden zu jchägenden überjeeischen Intereſſen. Wir Kon— 
fervativen aber können und werden Die Neichäregierung nicht im Stiche 
lafjen in ihrer Aufgabe, des Baterlandes Ehre, Macht und nationale Würde 
zu wahren und durchzufegen, jei es zum Schutze deö Deutjchen Reiches 
jelbft, jei e3 zu dem jeiner teuer erfauften, mit dem Blute zahlreicher 
Söhne unſeres Landes tapfer verteidigten Kolonien. Denn deren wirt- 
ſchaftliche Erſchließung und Befiedelung ift nur unter dieſer Vorbedingung 
erreihbar. Nur dann fönnen wir von einer, den Verhältniffen jener 
Zänder angepaßten, zielbemwußten und geordneten Verwaltung erwarten 
und hoffen, daß fie, unseren finanziellen Mitteln Rechnung tragend, Die 
Entwidlung unjerer Kolonien zum Nutzen des deutjchen Mutterlandes im 
Rahmen der verfafjungsmäßigen Verantwortlichkeit der Regierung mwahr- 
nimmt und fördert. Wir lehnen unzuläffige Eingriffe in dieſe Verant— 
wortlichfeit, insbejondere in die Kriegführung und die Kommandogemalt 
über die bewaffnete Macht ab und dulden eine Nebenregierung dabei nicht, 
von welcher Seite oder parlamentarischen Partei dies verjucht werden möge. 
Wir wünſchen eine kraftvolle Regierung und eine zielbewußte, flare Politik 
im Innern wie nad) außen. Wir wählen aljo in den Reichstag auch nur 
jolche Männer, die treu bleiben unjerer nationalen Aufgabe der Erhaltung 
einer ftarfen militäriihen Macht zu Lande und zu Wafjer, um uns den 
Frieden gegen jeden Gegner zu jchügen und zu erhalten. Nur jolche 
Männer, die entichloffen find, auch weiter die Förderung jeder ehrlichen 
Arbeit im Lande, insbefondere die Intereſſen der Landwirtichaft, des Hand- 
werf3, des gefamten Mittelftandes unter Schonung ihrer finanziellen Kräfte 
hoch zu halten und eine Steuer- und Handel3politif zu fordern, die dem 
Rechnung trägt. Wir unterftügen auch fernerhin eine gejunde Sozial— 
politit im Sinne der faijerlihen Botichaft Wilhelms I., verlangen aber 
ihre einfachere, billigere und befjere Ausgeftaltung unter größerer Berüd- 
ſichtigung der Intereſſen des Mittelftandes und unter Erhaltung der Lebens— 
fähigkeit und des Gedeihens nicht bloß der Arbeiter, jondern auch der 
Arbeitgeber. Im Kampſfe für unfere, durch Die Sozialdemokratie ſchwer 
bedrohten nationalen Güter und Ideale, ſowie der ſozialen und ſtaatlichen 
Autoritäten erwarten wir von der Reichsgewalt energiſche und wirkſame 
Maßregeln, die mehr als bisher jenen vaterlandsloſen, mit der chriſtlichen 
Kultur des Deutſchen Reiches in Widerſpruch ſtehenden Beſtrebungen ent- 
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gegenwirfen. Auf alfo zum Wahllampf für Deutichlands Ehre, Kraft und 
Anjehen gegen alle feine Gegner. Berlin, den 18. Dezember 1906. Der 
Borftand der Deutichen Eonjervativen Partei. 

Aufruf des Zentrums: Der Reichstag ift aufgelöft, weil die Reichs— 
tagämehrheit eine Mehrforderung der verbündeten Regierungen für Die 
militäriſche Egpedition im ſüdweſtafrikaniſchen Schußgebiete im Betrage 
von 8900000 Mark abgelehnt hat. Die Zentrumsfraktion Hat ſich zu dieſer 
Ablehnung entichloffen, weil fie nach eingehender Prüfung der Sadjlage 
iu der Ueberzeugung gelangt war, daß die Niederfämpfung des legten 

eſtes des Eingeborenenaufftandes mit einem wmejentlich geringeren Auf- 
wand möglich wäre, wenn fich die Kolonialverwaltung entichließen wollte, 
die überaus Foftjpielige, einen Aufwand von 10000 Mark pro Kopf jährlich 
erfordernde Schußtruppe von allen Aufgaben polizeilicher und kultureller 
Art zu entlaften und demgemäß ihre Zahl und Koften dauernd zu ver- 
mindern. Ein dahin zielender Antrag der Fraktion ift von den Vertretern 
der Kolonialverwaltung einer Prüfung nicht gewürdigt worden. Unſere 
Fraktion tritt für eine jparfame und maßvolle, den J——— Kräften 
des deutſchen Volkes entſprechende Kolonialpolitik ein. Bereits hat der 
Aufſtand in Südweſtafrika außerordentliche Aufwendungen von nahezu 
400 Millionen Mark erfordert. Noch am Vormittag de3 Auflöjungstages 
haben die Mitglieder der Fraktion in der Budgetlommijfion die Forderung 
für die Fortjegung der Eifenbahn Aus—Keetmandhoop bewilligt; das be- 
weit jchlagend, daß wir die Mittel zur wirtjchaftlichen Entwidelung und 
zur Sicherung des Schußgebietes zu gewähren bereit waren. Uebrigens 
Ihüßt uns die ganze biäherige Solar der Fraktion in den Fragen der 
Heered- und Flottengejege, der Bolltarife und der Finanzreform vor der 
Verdächtigung, daß wir nicht immer bereit jeien, für des Baterlandes Ehre 
und Wohl einzutreten. Die Entjheidung über die Bewilligung der Aus— 
gaben des Reiches fteht dem Reichstage in eigener Verantwortung zu, wie 
e3 die Verfafjung gemährleiftet. Die Aeußerung des Reichskanzlers, die 
Parteien des Reichsſtages trügen Feine Verantwortung, fie könnten For- 
derungen annehmen oder ablehnen, befundet eine Auffaffung, die, dem 
fürftlihen Abfolutismus vergangener Zahrhunderten angehörend, von dem 
Beamten eines modernen, Eonjtitutionellen Staatsweſens nicht vertreten 
werden jollte. Die Auflöjung des Reichstages ift nad) unferer Ueber— 
zeugung ein Angriff auf dejjen Stellung als jelbftändigen, in eigener Ver— 
antwortung handelnden gleichberechtigten Faktors der Gejeggebung. Nicht 
die Kommandogemwalt des Kaiſers, jondern das Budgetrecht des Reichs- 
tage3 bildet den Gegenjtand des Streites. Jeder von und hat die Pflicht, 
für die verfafjungsmäßigen Rechte der Volksvertretung einzuftehen; ſeien 
wir des am Tage der Wahl eingedenf! Geien wir und auch bewußt, daß 
bei einer anders gebildeten Mehrheit des Neichdtages die Garantie entfällt, 
daß bei der Bewilligung der bereit3 angekündigten neuen Steuern, die 
von uns immer fejtgehaltene Schonung der minderbemittelten Klafjen auf- 
recht erhalten wird. Nach wie vor ftehen wir auf dem Boden unferes 
Bahlprogrammes vom Jahre 1903. Das verfafjungsmäßige Wahlrecht 
werden wir unentwegt hocdhhalten. Mögen unjere Wähler alle Kraft daran 
fegen, daß das Zentrum ungeſchwächt in den Reichstag zurüdfehrt. Mit 
Gott für Wahrheit, Freiheit und Recht! Berlin, den 15. Dezember 1906. 
Der Vorſtand der Zentrumsfraktion im Deutjchen Reichstag. 

Aufruf der freifinnigen Volkspartei: Auf zum Kampf! Der Reichs- 
tag ift aufgelöft. In wenigen Wochen erfolgt die Neuwahl. Das frei- 
finnige Bürgertum in Stadt und Land hat die Pflicht, im bevorftehenden 
Wahlkampf alle Kraft einzujegen, um dem entſchiedenen Liberalismus in 
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Deutichland die ihm gebührende Stellung im Staatäleben zu erringen. 
Wir fordern alle Organifationer der FFreifinnigen Bollspartei auf, un— 
gefäumt zur Wahlarbeit zu fchreiten, eine Berftändigung über die Auf- 
ftelung der Kandidaturen al3bald herbeizuführen und eine planmäßige, 
ftetige, arbeitöfreubige Werbearbeit zu entfalten. Die Leitung der Frei— 
finnigen Bollspartei wird Rat und Unterftügung nad Kräften gewähren. 
Wir vertrauen darauf, daß die Partei ihre Geichlofjenheit, Kampfesfreudig- 
feit und Stoßfraft von neuem beftätigen wird. Im Geifte unjeres bahin- 
geichiedenen großen Führers kämpfen wir für die Befeftigung der natio- 
nalen Einigung Deutichlands, den Ausbau der politiichen Freiheit und 
die Hebung der Wohlfahrt des gejamten Volles. 

Aufruf der Nationalliberalen: Endlich eine erlöjende Tat, ein Auf- 
atmen nad lange getragenem Drud! Das war die uns allen gemeinfame 
Empfindung, ald am —— Abend nach ſchwerem Ringen unſerer Reich3- 
tagsfraktion mit dem Zentrum der Reichskanzler eine kaiſerliche Verord— 
nung ankündigte. Die Auflöſung des Reichstags, der Ruf an das deutſche 
Bolt war es, was allein noch übrig blieb, als fich ergab, daß die Gemein- 
jchaft der nationalen Parteien im Hauje nicht ftark genug jein werde, um 
dem kaudiniſchen Koch des Zentrums fich zu entziehen. Seit Jahren hat 
da3 Zentrum dieſes Joch über den Reichstag, die Gejamtvertretung des 
Deutihen Bolfes, gelegt. So ift jebt das Reich in Gefahr gefommen, vor 
dem Auslande zu befennen, daß mir einen uns aufgezwungenen Krieg 
nit mehr in Ehren zu Ende zu bringen vermögen. Werben die verbün- 
deten Regierungen ftarf genug fein, um mit diefem Zuftande zu brechen? 
So lautete die bange Frage unter und noch am Morgen desjelben Tages. 
Da kam die kaiferliche Botichaft und minutenlanger Beifall begleitete die 
Auflöjung, helle Freude leuchtete auf den Mienen auch derjenigen unſerer 
Abgeordneten, die ſich fagen mußten, daß vor ihnen ein befonders jchwerer 
Wahlfampf ftehe zu mwinterlicher Zeit. Warum? Dieſe Auflöfung ift nichts 
anderes als das Bekenntnis der verbündeten Regierungen zu derjenigen 
Politit, welcher unfere Partei von jeher zu dienen gejucht hat! Dieje 
Politik ift nicht etwa nur die Kolonialpolitif, die den lediglich zufälligen 
Anlaß zur Auflöjung gab, jondern es ift die Politit der nationalen Ehre, 
die Politik der freien Entwidelung unferes Volkes, die Politik, welche eine 
ftarfe zielbewußte Leitung der Reichsgeſchäfte ohne Nebenregierung ver- 
langt, welche dem Kaifer geben will, was des Kaiſers ift, und die für das 
Parlament diejenigen Rechte fordert, welche ihm verfaffungsmäßig zuftehen. 
Indeſſen, das Parlament joll das Gejamtvolf vertreten, nicht nur zwei 
Richtungen im Volke, das Parlament joll nicht nur Bentrum und Sozial- 
demofratie fein. Das gebildete Bürgertum, der deutiche Bauer, der Be- 
amte, der Kaufmann, der Handwerker, der Arbeiter, furz alle Stände, die 
faifertreu, fich nicht nur nach konfeſſionellen Fragen und nicht nur nad 
Klafjenintereffen zu ihren Parteien befennen, einerlei, ob fie fonjervativ, 
nationalliberal oder freifinnig wählen, fie alle haben den gleichen Anfpruch 
darauf, in der Bolfövertretung zu ihrem politiichen Rechte zu kommen. 
Dies ift feit langen Jahren tatjächlich nicht mehr der Fall geweſen. Der 
deutjche Reichdtag — was beichloß er in vielen wichtigen Fragen? Was 
Zentrum und GSozialdemofratie zuzulaffen beliebten, allzu Häufig leider 
unter ftiller oder offener Nachgiebigfeit der verbündeten Regierungen. Das 
hat, jo Hoffen wir, mit dieſer Auflöjung des Reichstags ein Ende, wenig. 
ftend dann, wenn das deutſche Volk, an dem es jegt ıft, jeinen Willen im 
Neumahlen fundzutun, fich nicht jelbft zur klerikal-ſozialdemokratiſchen Herr- 
ichaft befennen will. Was war der befondere Anlaß zur Auflöfung? Es 
lag zur Beihlußfaffung ein Nachtragsetat vor. Es wurden von den ver- 
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bündeten Regierungen die Mittel verlangt, um unjere im bitteren Ranıpfe 
gegen die Hottentotten fechtenden Truppen zu erhalten. Giegreich ift der 
Hereroaufftand niedergejchlagen, 14000 Schwarze haben ſich zur Uebergabe 
geftellt und werden nun ber Arbeit zugeführt, dem erjten Mittel zur Eul- 
turellen Entwidelung der Eingeborenen in unjeren Kolonien. Es blieb 
noch der Aufftand der Hottentotten; — wohl find fie in die Berge und 
Einöden zurücgedrängt, aber noch bedrohen fie unjere Truppen und An- 
fiedler, noch fünden immer wiederkehrende Berluftliften uns, daß Deutid- 
fand dort im Kampfe fteht. Jetzt gilt es den letzten Schlag zu tun, nicht 
in offener Feldſchlacht, jondern im jchwierigften Kleinkrieg. Der deutjche 
Generalftab verlangt dafür al3 unbedingt notwendig im fommenden Etat3- 
jahr noch 8000 Mann, nachdem der Kommandeur ehrlich bemüht geweſen 
ift, im Laufe der legten Zeit die Truppenzahl von 14500 Mann auf diefe 
Zahl zu verringern. Die Kolonialverwaltung Hat bindend erklärt, alles 
zu tun, um die vom Neichdtage gemünjchte — weiterer Mann- 
ſchaften zu ermöglichen. Da kommt der oberſte deutſche Kriegsrat in Ge— 
ſtalt von Zentrumsabgeordneten, um, unterſtützt von Sozialdemokraten, 
Polen, Welfen und ſonſtigen Reichsfreunden, beraten von Perſonen ohne 
Verantwortung, zu beſchließen: „Nicht 8000 Mann find notwendig zur 
Beendigung dieſes Kriege und zur Erhaltung der deutſchen Kolonien, 
jondern nur 2500.” Wem will das deutjche Volk folgen; dem General- 
ftab oder Herrn „Erzberger und Genofjen“? Die verbündeten Regierungen 
verlangen ferner eine Bahn im Süden der Kolonie, und fie erbitten die 
Beſchlußfaſſung über die Bahn, bevor der Reichstag in die Weihnadhts- 
ferien geht. Was tun Zentrum und Sozialdemokratie? Die Sache wird 
hingezögert bi8 auf zwei Tage vor den Yerien, geheimnisvolles Dunkel 
liegt über den legten Abfichten, und dann fommt das Ultimatum! Mean 
wagt e3 zwar nicht, die Bahn, welche erwiejfenermaßen dem Reiche monat- 
lich zwei Millionen an Transportfoften jpart, jchlechthin abzulehnen, man 
wagt e3 nicht offen vor dem Volke, unjere Truppen im Süden der Kolonie 
der Gefahr des Verhungernd auszufegen und dem Kommandeur die ein— 
fachſten Mittel zu verweigern, um die Truppe mobil zu halten und ihre 
Bahl zu verringern: — aber Herrn Dernburg ift fein entichloffenes Auf- 
treten gegen den Abg. Roeren nicht vergeffen! Herr Dernburg joll’3 ent- 
gelten; ihn und die Parteien, die einen Mann in der Regierung zu ftügen 
gewagt haben und die eine heimlich jchreitende Nebenregierung nicht dulden 
wollen, will man „unter der Fuchtel halten“. Drum wird die Bahn- 
vorlage verjchleppt und an unüberjehbare Bedingungen gebunden. Ob 
auch unjere Truppen in Not find, ob aud das Geld der Steuerzahler 
vergeudet wird: — man nußt die Macht der Mehrheit mit den Gozial- 
demofraten rückſichtslos aus. Wem will das deutiche Volk folgen: dem 
Ruf der nationalen Pflicht oder Herrn Roeren und Genofjen? Deutiche 
Wähler! Nicht Heine Parteiunterjchiede find in Frage, nicht untergeord- 
nete Dinge! Auf unjere alte Waffenehre, auf unjere nationale Stellung 
unter den Völkern fommt es an! Auf die Opfer an Gut und Blut, die 
wir bisher gebracht haben, richtet die Blide, damit fie nicht vergebens 
waren. Darum laßt euch im fommenden Wahlfampf durch Kleinere Unter- 
jchiede nicht trennen! Halten wir alle zujammen gegen Bentrum und 
Sozialdemokratie, als freie Deutjche, die in der Zukunft ihres Volkes die 
Zukunft für fih und ihre Kinder erkennen. Berlin, 14. Dezember 1906. 
Die nationalliberale Reichstagsfraktion. 


15. Dezember. (Pot3dam.) Bejuch des norwegifchen Königs— 
paares. 
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15. Dezember. (Preußen.) Es wird geftattet, frifches und 
aubereitetes Schweinefleiih aus Dänemark, Schweden und Nor- 
wegen einzuführen. Ahnliche Maßregeln treffen Oldenburg und 
Hamburg. 

17. Dezember. (Braunjchweig.) Nach den „Braunfchweiger 
Neuejten Nachrichten“ weigert fich der Herzog von Gumberland, 
auf die Thronfolge in Hannover zu verzichten und verlangt die 
Sufzejfion in Braunfchweig für feinen jüngften Sohn, der auf 
Hannover verzichten will. 

19. Dezember. Württemberg.) In den Landtagswahlen 
werben gewählt 21 Zentrumgmitglieder, 20 Bolfsparteiler, 12 Bauern- 
bündler, 11 Deutjchparteiler, 11 Sozialiften. Der Landesproporz 
ift noch zu wählen. 

22. Dezember. Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung“ fchreibt 
über angebliche Pläne gegen das allgemeine Wahlrecht: 


„Wenn e3 vereinzelte rechtöjtehende Organe gibt, die offen oder 
verftecdt für eine Abänderung des NReichstagswahlrechts auf dem Wege des 
Staatsſtreichs Propaganda machen, jo Hat doc die Regierung mit jolchen 
Phantaftereien nicht das allermindefte zu tun. Sie weiſt jede Gemeinjchaft 
mit jolchen Projekten auf das entjchiedenfte zurüd, und es ift unehrlich 
im höchſten Grade, wenn 3.8. der ‚Vorwärts‘ auf Grund jolcher, wie 
gejagt, durchaus vereinzelt gebliebenen und in feiner Weije ernft zu neh— 
menden Weußerungen der Seife der Regierung oder auch maßgebenden 
Barteien des Reichstags Staatöftreichgelüfte in die Schuhe jchiebt. Wir 
meinen aber auch, die ganze Gruppierung der Parteien, mie ſie fich nach 
und infolge der Auflöfung des Reichstags vollzogen hat, muß an jich jeden 
Gedanken, ald ob es der Regierung auf eine Schmälerung der Volksrechte, 
auf eine Beeinträhtigung der fonftitutionellen Garantien anfomme, von 
vornherein ausjchließen. Wenn, wie zu Hoffen und zu wünſchen, ber 
bürgerliche Liberalismus in allen feinen Scattierungen, der fich national 
zuverläjjig ermwiejen, bei den bevorjtehenden Neuwahlen dem Zentrum und 
vor allem der Sozialdemokratie Terrain abgemwinnt, jo werden dadurd) 
die Bürgichaften für Aufrechterhaltung eines ftreng fonjtitutionellen Regi— 
ments ficherlich nicht geſchwächt, jondern eher noch geftärkt, wie bejonders 
auch die Sozialdemokratie zugeben müßte, die jo oft in puncto Wahlredht 
das Zentrum als unficheren Kantoniften Hinzuftellen jic) bemüht hat. Wir 
meinen aber überhaupt, eine Negierung, die den linksſtehenden bürger- 
lihen Barteien mit größerem Vertrauen entgegenfommt als je zuvor, 
jollte gerade in diefem Moment, jofern man es mit ehrlichen Gegnern zu 
tun hätte, am mwenigften dem Verdacht von Umfturzgedanfen und Staats— 
ftreichgelüften ausgejeßt fein, wie fie von der gegnerijchen Preſſe im Gefühl 
einer innerlich ſchwachen Pojition mit allem Aufwand einer fünftlich ge— 
fteigerten Phantafie an die Wand gemalt werden. Alle derartigen Aus— 
ftreuungen von beabjichtigten Wahlrechtsänderungen, fei es mit, jei es ohne 
Berlafien der Rechtsbaſis, find plumper Wahlichwindel und weiter nichts. 


24. Dezember. Der fommerzielle modus vivendi mit Spanien 
wird bis zum 30. Juni 1907 verlängert. 
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26. Dezember. Die Nachricht von der Unterwerfung der 
Bondelzwart3 trifft ein. Das „Berliner Tageblatt” deutet an, 
die Regierung habe von der bevorjtehenden Unterwerfung jchon vor 
dem 13. Dezember Kenntnis gehabt, aber dem Reichttag die Lage 
verjchleiert. Die „Norbdeutfche Allgemeine Zeitung“ verweijt dar— 
auf, daß die Vertreter des Generalſtabs eine baldige Niederwerfung 
des Aufjtandes in Ausficht gejtellt hätten. 


31. Januar. Der Reichskanzler richtet folgenden Brief über 
die Wahlbewegung an den VBorfitenden des Reichsverbandes gegen 
die Sozialdemokratie, General vd. Liebert: 


Berlin, Silvefter 1906. In dem Schreiben des Reichöverbandes 
zur Bekämpfung der Sozialdemokratie vom 18. Dezember d. J. ift mir 
nabegelegt worden, vor der Reichdtagswahl noch eine aufflärende Kund— 
gebung zu erlaſſen. Ich komme dieſer Anregung gerne nad) und bitte, 
für die öffentliche Verbreitung diefer Antwort Sorge zu tragen. Die 
parlamentarijche Zage, die ich bei meinem Amtsantritte vorfand, war nicht 
weſentlich verſchieden von der im legten Reichötage: die bürgerliche Linke 
in drei, vier Gruppen gejpalten, die Rechte einiger zwar, aber an Zahl 
ebenjo ſchwach, wie die Liberalen zujammen; in der Mitte die ftärffte 
Partei, da3 Zentrum, ſchon damals nahezu imftande, entweder nebft Polen, 
Welfen u. ſ. w. mit den Sozialdemokraten oder mit den Konjervativen und 
dem rechten Flügel der Liberalen eine Mehrheit zu bilden. Eine andere 
Möglichkeit, ald mit dem Zentrum die Geſchäfte zu erledigen, gab es, 
namentlich jeit den Wahlen von 1903, nicht. Der Reichskanzler war auf 
die Mitarbeit diefer Partei angewieſen; er mußte verjuchen, ihre Zuftim- 
mung zu den im Intereſſe des Landes notwendigen wirtichaftlichen und 
nationalen Vorlagen zu erlangen. Daß er dem Zentrum zuliebe jtaatliche 
Hoheitsrechte preisgegeben oder fich in religiöfen und Fulturellen Fragen 
ſchwach gezeigt habe, beftreite ich. Jedenfalls darf nicht vergefjen werben, 
daß die wichtigſten Aufgaben, die Verftärfung der Seewehr, der Handels- 
verträge, die Finanzreform, nur mit Hilfe des Zentrums zu löſen waren 
und gelöft worden find. Ich habe diefen Zuftand der Abhängigkeit der 
parlamentarischen Ergebnifje von dem guten Willen einer Partei in dem 
vielgeftaltigen deutſchen Parteigetriebe immer al3 nicht unbedenklich em- 
pfunden. Ihn zu ändern hatte ich jolange feinen Grund, als das Zentrum 
ſich bereit zeigte, mit den verbündeten Regierungen pojitive Arbeit zu 
leiften, und der Verſuchung, feine parlamentariiche Stärke zu mißbrauden, 
nicht nadygab. Aber bereit3 im Frühjahr des abgelaufenen Jahres wurden 
drei dringend nötige Forderungen, die Eijenbahn Keetmanshoop, Die Ent- 
ihädigung der Farmer, die Errichtung eines Kolonialamtes durch eine 
von Zentrum und Sozialdemofratie geführte Oppofitionsmehrheit verworfen. 
Damal3 fonnte ih, von jchwerer Krankheit noch nicht erholt, nicht ein- 
greifen. Aber es reifte in mir der Entjchluß, jedem neuen Verſuch ſolcher 
Machtproben bei ernjten und wichtigen Angelegenheiten des Reiches mit 
aller Kraft entgegenzutreten. Neben der dann notwendigen Wahrung der 
Autorität der Regierung und ihrer Stellung über den Parteien jchien mir 
auch ein gewifler Wandel in den doftrinären Anſchauungen der Bertreter 
de3 liberalen Bürgertum3 und der fteigende Widerwille gegen das jozial- 
demofratiiche Treiben die Hoffnung zu rechtfertigen, daß eine Menderung 
der parlamentarijchen Lage durch das deutjche Volk jelbft möglich fei. In 
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Deutſchland gibt es Feine einheitliche Liberale Partei, die den Haren Willen 
und die Fähigkeit gereist hätte, pofitive Politif zu machen. Es ift jegt 
nicht der Augenblid, Fehler, die begangen, Gelegenheiten, die verjäumt 
worden jind, nachzurechnen. Jedenfalls Haben e3 innere Uneinigfeit, 
negativer Doltrinarismus, Uebertreibung der Prinzipien und Unterſchätzung 
de3 praktiſch Erreichbaren nicht zu dem vom Liberalismus erftrebten Ein- 
fluß auf die Regierungsgejchäfte kommen lafjen. Erft im legten Jahrzehnt 
hat ji) darin manches geändert. Ich denfe an Eugen Richterd Kampf 
gegen die Sozialdemokratie, an die fortichreitende Weberwindung der 
Mancheiterdoftrin, vor allem an das wachſende Verſtändnis für große 
nationale Fragen. Manches wird noch zu lernen jein: Maßhalten, rich- 
tige3 Augenmaß und Blid in die Nähe, Sinn für Hiftorifhe Kontinuität 
und reale Bedürfniſſe. Ich glaube nun feineswegs, daß aus den Wahlen 
eine große geeinigte Liberale Partei hervorgehen und etwa den Platz des 
Zentrums einnehmen könnte. Wohl aber könnten die Parteien der Rechten 
die nationalliberale Partei und die weiter links ftehenden freifinnigen 
Gruppen bei zielbewußtem Vorgehen im Wahlkampf fo viel Boden ge— 
winnen, um eine Mehrheit von Fall zu Fall zu bilden. Den ftarfen 
Gegenjaß, der bisher zwiſchen den Parteien der Rechten und denen der 
bürgerlihen Linken in wirtſchaftlichen Fragen beftanden hat, halte ich für 
fein unübermwindliches Hindernis. Der unbedingt notwendige Schuß der 
Landwirtſchaft ift in ben neuen Handelöverträgen auf ein Jahrzehnt hin- 
aus gefichert, und mancher freifinnige Mann hat jchon unter vier Augen 
zugegeben, daß die Verträge auch für die ftädtifchen Intereſſen nicht un— 
günftig gewirkt haben. Jedenfalls müfjen die Gegner der Handelsverträge 
anerkennen, daß ſich Handel und Induſtrie fortdauernden Aufſchwunges 
erfreuen. Andererſeits führt bereit eine gute Brücke über das trennende 
Wafler. Die fonjervativen Parteien und die Nationalliberalen find in 
allen großen ragen, wo e3 fih um Wohl und Wehe der Nation, ihre 
Einheit, ihre Machtftellung handelte, zuverläffig gewejen. Die Nation ging 
ihnen über die Partei; das ift ihr Ruhm, den werden fie behaupten. Se 
mehr auf der Linken die Bereitichaft zur Befriedigung der großen natio- 
nalen Bedürfnifje für den Kolonialbejig für Heer und Flotte zunimmt, 
um fo breiter und fejter fann die Brüde werden, und wohl würden fich 
auch die nationalgefinnten Elemente, die im Zentrum vorhanden find, mit 
allen anderen bürgerlichen Parteien in jolchen Fragen leichter zufammen- 
finden, wenn mit dem Wegfall der Möglichkeit einer jchwarz-roten Majo— 
rität der Fraktionsegoismus des Zentrums der Handhabe beraubt wäre, 
ſich rüdficht3lo8 gegen die Regierung geltend zu machen. Die bedenflichfte 
Folge davon, daß ſich das Zentrum der jozialdemokratiihen Stimmen zur 
Bildung eines oppofitionellen Blodes bedienen konnte, war die Bedeutung, 
die dadurch die Sozialdemokratie jelbft im verflofjenen Reichstage erlangte. 
Da bietet ſich ein weiteres hochwichtiges Feld gemeinjamer — und 
Arbeit aller nationalen Elemente. Entgegen der leider in einigen libe— 
ralen Köpfen noch herrſchenden Idee, daß die Reaktion im Reiche von 
rechts drohe und Seite an Seite mit der Sozialdemokratie zu bekämpfen 
ſei, liegt nach meiner feſten Ueberzeugung die wahre Reaktion oder die 
wahre Gefahr der Reaktion bei der Sozialdemokratie. Nicht nur ſind ihre 
fommuniftiichen Zukunftsträume kulturfeindlich, die Mittel zu ihrer Ver— 
wirflihung brutaler Zwang — alles, was ſich etwa irgendwo in Deutjch- 
land an reaftionärer Gelinnung findet, gewinnt Kraft und Recht durch 
die jozialiftiihe Unterwühlung der Begriffe von Obrigkeit, Eigentum, Re— 
ligion und Vaterland. Auf den wild gewordenen Spießbürger und phrajen- 
trunfenen Gleichmacher Robespierre folgte der Degen — J——— er 
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mußte fommen, um das franzöfiche Volk von der Schredensherrichaft der 
Jakobiner und Kommuniften zu befreien. Als nun das Zentrum jogar 
bei einer Angelegenheit, die die deutſche Waffenehre und unſer Anjehen 
vor der Welt berührte und unmittelbar nad) der freimütigen Ausſprache 
über unerträglihe Einmiihungen in den inneren Kolonialdienft eigen⸗ 
willig den verbündeten Regierungen eine unannehmbare Klauſel aufzu— 
nötigen ſuchte, und als es dann mit Hilfe der Sozialdemokratie einen 
jahgemäßen freifinnigen Antrag niederjtimmte, mußte von dem verfafjungs- 
mäßigen Mittel zur Wahrung der Autorität der Regierung Gebraud) ge- 
madt und der Reichstag aufgelöjt werden. Die Abftimmung vom 13. De- 
zember war ein Schlag gegen die verbündeten Regierungen und die natio- 
nale Würde. Ich arbeite mit jeder Partei, welche die großen nationalen 
Geſichtspunkte achtet. Wo dieje Gelichtspunfte mißachtet werden, hört die 
Freundichaft auf. Niemand in Deutichland will ein perjönliches Regiment. 
Die große Mehrheit des deutichen Volkes will aber erjt recht fein Partei— 
regiment. Es iſt deutjche Eigenart, deutjches Schidjal, daß wir unfere 
politijhe Stellung bis zur Stunde der Gefahr lieber nad) Gefühlen und 
allgemeinen Begriffen, als nach realen Anterefjen und nationalen Bielen 
nehmen. Obgleich e8 für Kaifer und Bundesfürften nicht Katholifen und 
Proteſtanten, jondern nur jchlechtweg Deutiche gibt, die den gleichmäßigen 
Schuß der Gejege genießen, bejteht doch die ſtärkſte Partei im Reichstage 
ausjchlieglih aus Katholiken. „Für Wahrheit, Freiheit und Recht“ fteht 
im Programm des Zentrums. Iſt ed aber wahr, wenn es in dem Auf- 
ruf der rheinischen Zentrumspartei heißt, im Hintergrund lauere ein neuer 
Kulturfampf? Im paritätiſchen Deutichland geht es der katholiſchen Kirche 
wohler, al3 in manchen Fatholiichen Ländern, und fein Vertreter der ver- 
bündeten Regierungen denkt daran, die Parität aufzuheben, die Gewiſſens— 
freiheit zu verlegen und die katholiſche Religion zu bedrängen. In jener 
Behauptung dient die Religion nur als Mittel zum Schuge politiſcher 
Sraftionsinterefjen. Obgleich e3 ferner feinen Staat gibt, der mehr für 
Gegenwart und Zukunft der Arbeiter, für ihre materiellen und geiftigen 
Bedürfnifje getan hätte al3 das Deutiche Reich, obgleich die deutſchen Ar— 
beiter die bejtgebildeten der Welt find, halten doch Millionen bewußt oder 
als Mitläufer zu einer Partei, die den Staat und die Gefellihaft von 
Grund aus ummälzen will. Bon jolhem Drud muß das deutiche Volk fich 
freimaden. Der liberale Städter und Landmann iſt daran nicht weniger 
beteiligt al3 der Eonjervative. Mögen die Verhältnifje in den einzelnen 
Wahlkreijen noch jo große Verjchiedenheiten aufmweifen, die Parteien, die 
am 13. Dezember an der Seite der Regierung ftanden, werben von vorn- 
herein im Auge zu behalten haben, was jie damals einigte: der Kampf 
für Ehr’ und Gut der Nation gegen Sozialdemokraten, Polen, Welfen 
und Zentrum. Ach ftelle die Sozialdemokraten voran, weil jede Nieder- 
lage der Sozialdemofratie eine Warnung für ihren blinden Webermut, 
eine Stärkung des Vertrauens in den ruhigen Fortſchritt unjerer inneren 
Entwidelung und eine Befejtigung unjerer Stellung nad) außen wäre, und 
weil dadurch zugleid, die Möglichkeit erjchwert würde, daß eine bürgerliche 
Partei mit Hilfe der jozialdemofratiichen eine dominierende Stellung gegen 
die anderen bürgerlichen Parteien einnimmt. Der Reichskanzler. Bülow. 


Il. 
Die öſterreichiſch-ungariſche Monardie. 


1. Januar. (Böhmen. Mähren.) Das offiziöfe FE. f. Tele- 
grapbenforrefpondenzbureau gibt befannt, daß es von nun an für 
Böhmen und Mähren alle Nachrichten, die bisher nur deutjch ver— 
breitet wurden, in deutſcher und tjchechifcher Sprache heraus— 
geben wird. 

2. Januar. (Ungarn) In Debreszin wird der don der 
Regierung ernannte Obergefpan Kovacz von einer Volksmenge 
ſchwer mißhandelt. — Die Regierung entjendet Militär und einen 
Kommiffar mit außerordentlichen Bollmachten. 

10. Sanuar. (Wien) Die gemeinfame Minifterfonferenz 
beichließt, daß, troß fehlender Genehmigung von jeiten der unga— 
tischen Gejeßgebung, zugleich mit dem autonomen Zolltarif auch 
die ratifizierten Handelöverträge mit den fremden Mächten am 
1. März in Ungarn in Kraft gejegt werden follen. In Defterreich 
werden der Zolltarif und die Verträge ordnungsmäßig promulgiert 
werden. 

Mitte Januar. (Ungarn.) In mehreren Diftrikten finden 
blutige Zufammenftöße zwifchen der Menge und der Gendarmerie 
ftatt, namentlich in den Komitaten Bereg und Krafjo-Szöreny. 

Sanuar. (Ungarn.) Die Prefje der Koalition greift den 
Minifter des Auswärtigen Graf Goluchowski fcharf an; er wider- 
ftrebe der Trennung der Armee im Intereffe der auswärtigen Politik. 
Abg. Kofjuth erklärt die Großmachtſtellung nur für ein dynaftifches, 
nicht für ein ungarijches Intereſſe. 

Januar. Berhandlungen mit Serbien über den bulgarijch- 
ſerbiſchen Handelsvertrag. 


Der öſterreichiſch ungariſche Gejandte in Belgrad, vd. Gzifann, teilt 
der jerbijchen Regierung mit, daß jeine Regierung in Sachen der ſerbiſch— 


236 Die öferreihifheungarifhe Monardie. (Januar 22.—31.) 


bulgariihen Bollunion und des auftro-jerbifchen Handelsvertrages auf ihrem 
früheren Standpunft beharre, daß fie aljo einen neuen Handelsvertrag mit 
Serbien nicht abjchliegen werde, wenn das Gejeg über die Zollunion mit 
Bulgarien der Skupſchtina vorgelegt werden jolltee Gebe Serbien nicht 
nad, jo werde am 1. März d. 3. ein vertragslojer Zuftand eintreten und 
die ungarifche Grenze gegen die Einfuhr jerbijchen Viehes gejperrt werben. 
— Am 20. fchreibt die „Neue Freie Preſſe“: „Die jerbiiche Regierung 
lehnte die Forderung der Regierung Defterreich-Ungarng, daß alle vom ihr 
al3 notwendig bezeichneten Aenderungen am ferbifch-bulgarifchen Handels— 
vertrag vorgenommen werden, ab und behielt ji) nur vor, jene Aende— 
rungen vorzunehmen, die durch den Vertrag mit Oeſterreich Ungarn not- 
wendig würden und gemeinjam feitzuftellen wären. Daraufhin teilte der 
Gejandte Ezifann der ferbifchen Regierung mit, daß ihre Antwort nicht 
genüge und die Vertragsverhandlungen daher nicht wieder aufgenommen 
werden können.“ 

Am 22. Januar erläßt die ungarische Regierung eine Verordnung, 
durch welche unter Berufung auf die Beterinärfonvention die Einfuhr von 
Nindern, Ziegen und Schafen aus Serbien wegen Milzbrand und die Ein- 
fuhr von Schweinen von dort wegen Schweinepeft unterjagt wird. Wegen 
unterlafjener Anzeige diefer Seuchenfälle wird die Einfuhr frifchen Fleifches 
aller diejer Tiere aus Serbien gleichfall3 verboten. 


22. Januar. (Wien) Der Kaifer empfängt eine Abord— 
nung Ruthenen, die ihm ihre Wünjche für die Wahlreform in Oft: 
galizien vortragen. 

24. Januar. (Gisleithanien.) Der Verjuch des Minijter- 
präfidenten dv. Gautjch, einige parlamentarifche Führer, namentlich 
Derichatta (dt. Vg.) und Pacak (Tſch.) ind Kabinett aufzunehmen, 
jcheitert, weil die Tjchechen zu weitgehende nationale Forderungen 
ftellen. 

27. Januar bis 2. Februar. (Wien) Graf Andraſſy ver- 
handelt im Namen der ungarifchen Koalition mit dem Kaifer. Der 
Kaijer lehnt die Vorjchläge der Koalition ab. 

3. Januar. (Eißleithanien.) Im Abgeordnetenhaufe er: 
Härt der Handel3minifter Fürft Auerjperg über die Zollverhand- 
lungen mit Serbien: 


Die fogenannte Zollunion bedeutet Tediglich eine Feſtſetzung des 
Differenzialigftemd zu ungunften fremder Produfte. Oeſterreich-Ungarn 
muß um jo mehr gegen eine derartige Verlegung dieſes Grundrechtes 
Stellung nehmen, al3 es jelbjt bekanntlich aus jeinem alten Tarif und 
den ablaufenden Verträgen alles ausjchied, was mit einer jubtilen Aus- 
legung der Meiftbegünftigung nicht vereinbar ift. Die beiden Regierungen 
jeien nad) pflichtgemäßer Prüfung diejes vorher von Serbien und Bul- 
garien forgfältig geheimgehaltenen Vertrages zu der Weberzeugung ge- 
fommen, daß der jogenannte Unionsvertrag in einer Reihe wejentlicher 
Punkte mit dem eigenen Intereſſe Defterreich-Ungarns nicht vereinbar er- 
ſcheine. Mit NRüdfiht auf die Haltung der jerbijhen Regierung war 
ber öfterreichiich-ungarijcherjeitö genötigt, die Zollverhandlungen zu unter- 
rechen. 
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5. Gebruar. (Ungarn.) Bericht über die Verhandlungen 
zwiſchen Krone und Koalition. 


Der „Budapefti Hirlap“ (Andraſſys Organ) jchreibt: „Die vom 
Grafen Andraſſy den Führern der foalierten Parteien überbrachte fünig- 
liche Botſchaft di. in nachſtehenden vier Punkten: 1. Die Koalition 
ſolle die Regierung übernehmen. 2. Betreffs der militäriſchen Reformen 
ſei das Elaborat des Neunerkomitees maßgebend, deſſen Beſtimmungen 
durchgeführt werden ſollen. 3. Die Koalition ſolle für die Inartikulierung 
des deutſchen Handelsvertrages Sorge tragen. 4. Auf dem Gebiete der 
inneren Angelegenheiten werde der Koalition freie Hand gelafjen. 


Graf Andrafiy teilte diefe Botjchaft dem Teitenden Ausichuffe mit. 
Sämtlihe Führer, ſowohl die auf der 67er Bafid als die auf der Grund— 
lage der Perſonalunion ftehenden, ftimmten darin überein, daß die Bot— 
ſchaft Sr. Majeftät nicht einfach abgelehnt werden bürfe, weil jonft das 
leitende Komitee mit ſchwerer Verantwortung belaftet werden würde. Es 
wurde jodann in Borjchlag gebradht, daß die 67er Parteien die Regierung 
übernehmen und daß die Mitglieder der Unabhängigfeitspartei diejer Re— 
gierung eine ftilljchweigende Unterftügung — ſollen. Dieſer Ge— 
danke wurde aus verſchiedenen Gründen fallen gelaſſen. Es wurde viel— 
mehr beſchloſſen, auf die Botſchaft des Monarchen folgende Gegenvor— 
ſchläge zu machen: 1. Die Koalition übernimmt die Regierung. 2. Die 
Koalition, reſpektive der leitende Ausſchuß, hält an dem Inhalte der 
früheren "Adrefie des Abgeordnetenhaufes feit. Se. Majeftät richtet auf 
Grund einer Vereinbarung mit der Regierung ald Antwort auf dieſe Adrefje 
ein fönigliches Rejfript an den Reichsſtag. 3. Wenn von allen Seiten ein 
ehrlicher Friede gewünſcht wird, woran nicht gezweifelt werden fann, jo 
muß die Regierung Errungenfhaften aufweijen, um die Nation zu be- 
ruhigen. Darum afzeptiert die Koalition den deutſchen Handelövertrag, 
aber — ſchließt denſelben auf Grund des ſelbſtändigen Verfügungsrechtes 

ab. Mit Oeſterreich wird eine Vereinbarung auf Grundlage des Frei— 
handels abgeſchloſſen. 4. Die neue Regierung führt die Valutaregulierung 
durch und errichtet eine ſelbſtändige ungariſche Nationalbank. 5. Zu den 
militäriſchen Fragen macht der Ausſchuß folgenden Vorſchlag: Der leitende 
Ausſchuß kann die Weigerung Sr. Majeſtät, den nationalen Forderungen 
zu entſprechen, nur ſo ist daß der Monarch Hinfihtlih der Voll— 
ftändigfeit und der Bejtimmtheit des nationalen Willens in bezug auf die 
militärifchen Forderungen Zweifel hegt. Denn dies wäre der einzige vom 
verfafjungsmäßigen Standpunkte zu afzeptierende Grund der Weigerung. 
In diefer Vorausſetzung proponiert der leitende Ausihuß, daß bie mili- 
tärijhen Forderungen bis zu einer neuen Entſcheidung der Nation in 
suspenso bleiben mögen, es möge aber auch jede weitere Entwidlung der 
Armee juspendiert werden und e3 werde lediglich die Bewilligung des 
ordentlichen Nefrutentontingent® und des Militärbudgets gene: 
Bur Vorbereitung der Entjcheidung der Nation nimmt die Koalition jo- 
fort die Wahlreform in Angriff und verfügt nach Beendigung derjelben 
die Neuwahlen. Denn wenn nicht der Zweifel der Krone bezüglich des 
nationalen Willens die Bafis der abweijenden Haltung bildet, jo fann 
dies nur bedeuten, daß der König auf dieſem Gebiete dad Recht der Nation 
auf eine Ingerenz nicht anerkennt; das würde aber nur eine unvoll— 
fommene Berfafjungsmäßigfeit und einen unvollfommenen ftaatlihen Or- 
ganismus bedeuten, und eine derartige Auffaffung fünne die Koalition 
Pr zum Bwed der Vermeidung der allerjchwerjten Uebel nicht afzeptieren. 
6. Die neue Regierung jorgt no vor Auflöfung des Hauſes für eine 
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restitutio in integrum; die Wiederherftellung des status quo ante ift eine 
der erften Aufgaben der Regierung. Die während de3 nationalen Wider- 
ftandes juspendierten Beamten find in ihre Stellen zurüdzuverjegen, haupt— 
jählidh aber ift die Verfügung zu treffen, daß das Geje auf Grund 
der Erfahrungen des letzten Jahres ergänzt wird und daß die Fälle 
der Möglichkeit der Bertagung und Auflöjung des Reichstages klar feit- 
gejtellt werden.“ 
Dieje Forderungen lehnt der König ab. 


13. Februar. (Cisleithanien.) Debatte über die Gemein 


jamfeit der Wehrmacht. 


Ein alldeuticher Antrag fordert die Regierung auf, einen Gejep- 
entwurf betreffend die Aufhebung der Gemeinjamfeit der öfterreichij 
ungarischen Wehrmacht vorzulegen. Minifterpräfident v. Gautjch erklärt 
unter andauerndem Lärm der Alldeutjchen, der Antrag jcheine weniger 
deshalb eingebracht worden zu jein, um die Stellungnahme der Regierung 
zu der ungarijchen Sprade zu provozieren. Zu einer ſolchen Erklärung 
werde die Regierung Gelegenheit haben nad) Bewilligung des Refruten- 
fontingents®. Der Antrag beziehe ſich vielmehr anjcheinend auf die Wahl- 
‚reform. Die Regierung werde troß aller Hindernifje diefen Gejeßentwurf 
einbringen, da ſie fejt entjchlofjen jei, da8 Haus zur Abgabe eines Haren 
Votums zu veranlafjen. Die Regierung ftehe unverrüdt auf dem Boden 
des Ausgleiches von 1867, d.h. auf dem Boden der Gemeinjamfeit der 
Armee mit einheitlicher Leitung und innerer Organifation, die der Monarchie 
jeden Schuß gewähren könne, dejjen fie zur Erfüllung ihrer großen ge- 
Ihichtlihen Aufgaben nicht entraten könne. (Beifall.) — Der Antrag wird 
abgelehnt. 

15. Februar. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Be— 
willigung des Rekrutenkontingents. 

Landesverteidigungsminiſter v. Schönaich: Er Hoffe trotz der hoch— 
gehenden politiſchen Wogen auf die Annahme der Vorlage. Solange der 
Militarismus beſteht, iſt es Pflicht desjenigen, der die Verantwortung für 
die militärijchen Einrichtungen trägt, auf der Durchführung alles desjenigen 
zu beitehen, was für die Schlagfertigfeit des Heeres unbedingt erforderlich 
iſt. Ihm jei e3 viel lieber, wenn die militärischen Forderungen auf Grund 
eingehender jcharfer Prüfung bewilligt, al3 wenn fie mit einem fatalifti- 
ſchen Adhjelzuden hingenommen würden. (Lebhafter Beifall) ..... Fü 
die Armee eriftiere eine nationale Frage nicht; noch nie wurde ein Offizier 
wegen Betätigung feiner Nationalität verfolgt. Aber die Dienftiprache ſei 
eine abjolute Notwendigkeit. Er müſſe patriotifhe Bedenken gegen die 
eingetretene Stagnation vorbringen, die das Gelbjtvertrauen der Armee 
erjchüttern könnten. Die früheren öfterreichiichen Niederlagen feien weniger 
die Folgen jchlechter Führung als der jchlechten Bewaffnung. Alle Nationen 
haben bereit3 neue Gejchüße, wir haben ein Modell, aber eine nicht liquid 
gewordene Geldforderung. Wir haben auch feine Refruten, jelbft wenn 
wir Gejhüße hätten. Die Marine befindet jich in der gleihen Lage. Um 
uns herum wird überall an den flotten gearbeitet. Er (Medner) rede 
nicht für den Krieg, jondern nur für die Kriegsbereitſchaft; aber er betone, 
die Marine befinde fich in einem geradezu vernadjläjfigten Zuftande, weil 
es mangel3 der erforderlichen Mittel unmöglich jei, den ausgezeichneten 
Slottenplan auszuführen. Gerade deswegen hätten nichtmilitärijche Kreije 
jogar angeregt, die Küftenverteidigung Dalmatien durch eine Kreuzerflotte 
von Handelsſchiffen zu verjtärfen. Solche Zuftände könnten auf den Geift 
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der Armee zurüdwirfen und den Offizieren Die Siegeszuverficht rauben. 
Die Löfung der Artillerie- und Marinefrage ſei daher eine der mwichtigiten 
Aufgaben. Darum Habe er die PBerhältnijje mit rüdhaltlofer Offenheit 
dargelegt. Abg. Graf Stuergkh (von der Bereinigung der verfafjungs- 
treuen Großgrundbejiger): Man könne leider die Tatjache nicht übergehen, 
daß in der anderen Hälfte des Reiches die wachjende politische Verwirrung 
den Organismus der dort fich refrutierenden Truppenteile aufs fchwerfte 
beeinträchtige, ja bei weiterem Andauern diefer Zuftände jogar aufzulöfen 
drohe. Angeficht3 der bedauerlichen NRüdftändigfeit des Heeres und der 
Ausrüftung ericheine die öfterreichiiche Hälfte ihrerjeit3 um jo dringender 
verpflichtet, für eine ungejtörte Ergänzung des Heered Sorge zu tragen. 
Die durch diefe Erwägung beftimmte Haltung des verfafjungstreuen Groß- 
grundbeſitzes könne auch dadurch nicht beeinflußt werden, daß die Nefruten- 
vorlage von einer Regierung eingebracht worden fei, deren politiiche Rich— 
tung bei der Partei des Redners entichiedenes Mißtrauen erweden müſſe. 

Die Vorlage wird mit 153 gegen 63 Stimmen unverändert an— 
genommen. Dagegen jtimmen die beiden alldeutichen Gruppen, Sozial— 
demofraten, Tſchechiſch-Radikalen, Rumänen, Staliener und Jungtſchechen. 


15./20. Februar. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. De— 
batte über das Verhältnis zu Ungarn. 


Minifterpräfident v. Gautjch erwidert auf eine Anfrage über die 
Rückwirkung der ungarischen Kriſis auf die öfterreichiiche Reichshälfte: Die 
Regierung ftehe unentwegt auf dem Boden der 67er Gejeßgebung und 
halte an den von den früheren Regierungen getroffenen Abmachungen feft. 
Behufs gejeglicher Regelung der jeit dem 1. Januar 1906 vorſchußweiſe 
erfolgten Beitragsleiftung zu den gemeinjamen Koften werde die Regierung 
dem Reichsrate in den eriten Tagen des März eine entiprechende Vorlage 
unterbreiten. Der autonome Bolltarif werde noch im Laufe des Februar 
im Reich3gejegblatt veröffentlicht werden. Der Handeldvertrag mit Deutjch- 
land werde in nächſter Zeit ratifiziert werden und aud) die übrigen Handel3- 
verträge werden rechtzeitig in Wirfjamfeit treten. Auch die ungarifche 
Regierung werde für da3 rechtzeitige Inkrafttreten des Zolltarifes und der 
Handel3verträge forgen. 

In der Beiprehung am 19./20. betonen jämtliche Redner, daß die 
gegenwärtige Lage unausweichlic zu einer Neuregelung des Verhältnifjes 
mit Ungarn dränge und daß eine eventuelle Trennung der gemeinjamen 
Armee die unbedingte Konjequenz haben werde, daß die ungarische Armee 
dann auch von Ungarn allein vollftändig erhalten werden müßte. Abg. 
Grabmayr wirft dem Minifterium eine zögernde Haltung betreffend der 
Einbringung de3 Ermächtigungsgeſetzes vor und bemerkt, daß die Regierung 
ih ein genaues Programm für die Nevifion des 67er Geſetzes unter nad)- 
drücklicher Wahrung der öfterreichiichen Intereſſen vorbehalten müſſe. Abg. 
Groß: Die deutiche Fortjchrittspartei halte unentwegt an dem Dreibund 
jeft, wozu eine ftarfe Armee erforderlich jei. Er hebe die Wichtigkeit der 
Stärkung der Induftrie und der übrigen volfswirtichaftlichen Bedingungen 
hervor. Abg. Graf Dzieduszyeki (Vole) fchreibt die Heutige Lage teil- 
weile dem Umftande zu, daß Defterreich feit Jahren eine die Stüße des 
Parlaments entbehrende Beamtenregierung habe, die ein ungünftiges Gegen» 
gewicht gegen die in Ungarn bisher übliche Majoritätsregierung bilde, wes— 
halb die Einfegung einer auf die öffentlihe Meinung und das Parlament 
ſich ftügenden Regierung eine unabweisbare Notwendigkeit geworden jei. 
Abg. Schleiher (Siovene): Die Grundbedingung für den Beftand der 
Monarchie jei die Umgeftaltung der beiderfeitigen Staaten im Sinne der 
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Gleihberechtigung aller Nationalitäten. Abg. Dr. Ellenbogen (Soz.) 
wünjcht eine vollftändige politiiche Unabhängigkeit der beiden Staaten be» 
hufs Neuregelung der wirtichaftlichen Angelegenheiten. 

Am 20. erflärt Minifterpräfident v. Gautſch: Ich bin ermächtigt, 
zu erflären, daß der der öfterreichiichen Legislative hinfichtli der gemein- 
famen Angelegenheiten gejegmäßig zuftehende Einfluß ftet3 im vollen Um— 
fange gewahrt bleiben wird. Der öfterreichiiche Reichsrat hat —— nicht 
zu beſorgen, durch einſeitige Verfügungen, welche unſere Intereſſen berühren 
könnten, vor vollendete Tatſachen geſtellt zu werden. Ich bin weiter er— 
mächtigt, zu erklären, daß an den erprobten Grundlagen der gemeinſamen 
Armee, die ihren wichtigſten Stützpunkt in dem durch die Geſetze dem 
oberſten Kriegsherrn zuſtehenden ausſchließlichen Rechte auf einheitliche 
Leitung, Führung, ſowie auf alle Anordnungen über die innere Organi— 
ſation der gemeinſamen Armee findet, keine Aenderung eintreten wird. 
Dies gilt insbeſondere in Beziehung auf die Kommando- und Dienſtſprache 
der gemeinjamen Armee. 


Mitte Februar. (Fiume.) Ausftand der Hafenarbeiter und 
Geeleute. 
19. Februar. (Cisleithanien.) Debatte der Maroffofrage 


und des Bündnifjes mit Deutjchland. 


Auf eine Interpellation de3 Abg. Kramarſch (Jungtſch.) ermidert 
Minifterpräfident Frhr. v. Gautſch, es Liege —— kein Anlaß zu einer 
authentiſchen Interpretation des der Oeffentlichkeit ja genau bekannten 
Allianzvertrages zwiſchen der habsburgiſchen Monarchie und dem Deutſchen 
Reiche vor. Eine nähere Erörterung der aus dieſem Bundesverhältnis 
ſich ergebenden gegenſeitigen Verpflichtungen ſei um jo weniger angebracht, 
als nichts zu der Annahme berechtige, daß aus der gegenwärtigen Lage 
zwiſchen den Ländern Europas Komplikationen entſtehen könnten, die den 
Frieden, deſſen Erhaltung allen Mächten gleichmäßig am Herzen liege, 
ernſtlich gefährden würden. (Beifall.) Bezüglich Marokkos, wo die Monarchie 
ausſchließlich wirtſchaftliche Intereſſen verfolge, halte man an dem Prinzip 
der Gleichberechtigung und der offenen Tür feſt, und man ſei beſtrebt, im 
Verein mit den anderen Staaten dies Prinzip mit allen jenen Garantien 
für die Zukunft zu umgeben, die eine Schädigung der mit jedem Jahre 
zunehmenden öſterreichiſchen Exportintereſſen hintanzuhalten geeignet wären. 
In dieſem Sinne ſeien Inſtruktionen an die Delegierten Oeſterreich-Ungarns 
nach Algeciras geſandt worden. 


19. Februar. (Ungarn.) Auflöſung des Abgeordnetenhauſes. 


Die Münchener „Allgemeine Zeitung“ berichtet darüber: „Die Auf— 
löſung des Parlaments iſt heute vormittag erfolgt, wenigſtens iſt das die 
Auflöſung anordnende Dekret des Königs beiden Häuſern zugeſtellt worden. 
Die Sache vollzog ſich jedoch in weſentlich anderer Weiſe, als man all— 
gemein vorhergeſehen hatte. Der mit der Auflöſungsaktion betraute könig— 
liche Kommiſſar, Generalmajor Nyiri, hat weder ſeinerſeits das Reichdtags- 
gebäude betreten, noch die Deputierten und Magnaten zur Entgegennahme 
des Auflöjungsdefret3 zu ſich in die königliche Burg nad) Ofen bejchieden. 
Er Hat die Sache etwas formlos durch die Vermittlung eines Stabs— 
offizier3 beſorgen laſſen, nachdem er das Neichstagsgebäude zuvor mit einem 
Truppentordon hatte umgeben und im Innern, in den Korridoren und 
Bandelgängen eine Abteilung Polizei und Honved-Infanterie Poften faſſen 
lafjen. Der Oberbefehl über das gejamte Truppen- und Polizeiaufgebot vor 
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und in dem PBarlamentsgebäude war dem Generalmajor Frhrn. v. Leithner 
übertragen worden. Den um 9 Uhr im Abgeordnetenhauje erjchienenen 
Abgeordneten teilte Abg. Kofjuth, der Führer der Unabhängigkeit3partei, 
den geftrigen Beichluß der PBarteiführer in betreff des Verhaltens der Ab- 
geordneten mit. Als im Abgeordnetenhaus zwei höhere Offiziere erjchienen, 
welche die Deffnung des Haupttore3 forderten, erfolgte dejjen Deffnung 
ohne jeden Widerftand. Um 9. Uhr erjchien auch der Budapeſter Bolizeichef 
Rudnay im Haufe; auf die Aufforderung des Abg. Bolgar, dasjelbe zu 
verlafjen, gab er eine verneinende Antwort. Im Abgeordnetenhauje jpielten 
fich die weiteren Vorgänge dann ziemlich jchnell wie folgt ab: Gegen 10 Uhr 
eröffnete unter jichtlicher Erregung der Abgeordneten, die jedoch eine wür— 
dige, gemejjene Haltung zu wahren juchten, an Stelle des angeblich oder 
wirklich erkrankten Präfidenten v. Juſth der Vizepräſident v. Rakowsky die 
Sigung. Er teilte mit, daß die Umgebung des Parlamentsgebäudes von 
Militär bejegt und daß Polizei in die Wandelgänge eingedrungen jei; hier- 
gegen müſſe jedenfall3 Verwahrung eingelegt werden. Er gab ferner be- 
fannt, daß Generalmajor v. Nyiri eine Zujhrift an den Präfidenten ge- 
richtet habe, in der er diejen darum erjuche, jeine Ernennung zum könig— 
lihen Kommifjar mit uneingejchränfter Vollmacht zur Kenntnis des Ab- 
geordnetenhaujes zu bringen, und jodann ein fönigliches Handjchreiben, 
durch das die Auflöfung des Ubgeordnnetenhaujes ausgejprochen werde, ver- 
lejen zu lafjen. Falls das Haus nicht auseinandergehe, werde er (Nyiri) 
die Auflöjung mit den ihm zu Gebote ftehenden Machtmitteln durchführen. 
Bizepräfident v. Rakowsky beantragte, da3 vom königlichen Kommiſſar 
v. Nyiri dem Präjidenten übermittelte Handjchreiben uneröffnet dem Ab- 
jender v. Nyiri zurüdzugeben, da diejer feinerlei Kompetenz bejige, mit 
dem Abgeordnetenhaus in amtlichen Verkehr zu treten, und da ferner die 
Ernennung eines königlichen Kommifjärd mit uneingefhränfter Vollmacht 
der Berfafjung mwiderfpreche, die anordne, daß die Erefutivgewalt nur durch 
verantwortliche Minifter, aber nicht durch unverantwortliche Kommifjare 
ausgeübt werden könne. Ueberdies jei Generalmajor v. Nyiri, der der 
Milttärdisziplin unterftehe, nicht imftande, eine verfafjungsmäßige Funktion 
auszuüben. Diejer Antrag wurde mit Stimmeneinheit angenommen und 
hierauf die nächſte Sigung auf fommenden Mittwoch anberaumt. Sobald 
diejer Beichluß gefaßt war, verließen die Abgeordneten ruhig, aber jo jchnell 
al möglid; den Saal. Kaum aber hatten fie denjelben verlafjen, als in 
demjelben als Vertreter des königlichen Kommifjars der Oberſt Yabricius 
in Begleitung einer Heinen Militärabteilung im Saale erjhien und dort 
vor leeren Bänken — e3 waren nur noch einige Saaldiener anweſend — 
aber vor noch gefüllten Galerien, auf denen es jehr lebhaft zuging, das 
auf die Auflöjung bezügliche Handſchreiben des Königs verlad. Bon den 
Galerien aus wurde mit Proteftrufen und Abfingung des Kofjuthliedes 
geantwortet. Hierauf wurden jämtliche Säle und Gänge des Haujes, in 
denen noch Abgeordnete, Beamte oder die Fournaliften fich aufhielten, 
polizeilich geräumt. Die Tore wurden gejperrt und verjiegelt. Vor dem 
Gebäude wurde eine Polizeiwache aufgeftellt. Im Magnatenhauje wurde 
das Fönigliche Handichreiben, welches die Auflöjung des Reichstages ver- 
fügt, zur Kenntnis genommen, mit dem Bemerfen, daß das Haus auf die 
Einberufung des neuen Reichstags innerhalb der gejeglichen Frift hoffe. 
Die Nation werde dann Gelegenheit haben, über da3 gegenwärtige Syſtem 
ihr Urteil zu fällen.“ 

Eine außerordentliche Ausgabe de3 Amtöblatte® vom 19. Februar 
veröffentlicht die drei königlichen Handjchreiben, die dem Präfidenten Juſth 
zugegangen find, und von denen zwei die Einberufung des Reichdtages 
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für heute bezw. die Ernennung des Generalmajors Nyiri zum bevollmäd- 
tigten faiferlihen Kommifjar behufs Auflöfung des Reichdtages betreffen. 
Dieſes legtere Handjchreiben verfügt, daß alle den Anordnungen Nyiris zu 
gehorchen und jo den Föniglichen Befehl zu befolgen haben. Bei Zuwider— 
handlungen joll eine den Gejegen entiprechende Ahndung eintreten. Das 
dritte Handjchreiben verfügt die Auflöjung des Reichsſstages mit der Be- 
gründung, daß die zur Mehrheit gehörigen Eoalierten Parteien die Ueber- 
nahme der Regierung ohne Beeinträchtigung der im Geſetz gemwährleijteten 
föniglihen Rechte auf annehmbarer Grundlage hartnädig verweigerten, 
und daß demnad) eine nüßliche Tätigkeit im Intereſſe des Landes von dem 
Neihstage nicht zu erwarten jei. Die baldmöglichjte Einberufung eines 
neuen Reichstages jei vorbehalten. — Am 20. veröffentlicht das Amtsblatt 
das Protokoll über die vom Honvedoberften Yabricius durchgeführte Be— 
fanntgabe des föniglichen Handjchreibend bezüglich” der Auflöſung des 
Reichdtaged. Die Belanntgabe gejchah im Sigungsjaale der Abgeordneten 
in Gegenwart von 30 bis 40 Abgeordneten. Das Protofoll ift von dem 
DOberften Fabricius und fünf Polizeiinfpeftoren unterfertigt, die an der 
Amtshandlung teilgenommen haben. Der königliche Kommifjar Hat bei 
der Belanntgabe gleichzeitig erklärt, daß, falls verjucht werden follte, troß 
der rechtäfräftigen Auflöjfung die für den 21. Februar anberaumte Sigung 
abzuhalten, werde diefe mit Waffengewalt verhindert werden. 

Eine andere Bekanntmachung der Regierung hebt hervor, daß das Hand- 
jchreiben betr. die Auflöſung des Reichdtages auf eine baldige Einberufung 
des Neichdtages hinweiſe. Man könne die Auflöjung daher nicht als den 
Beginn eines Abjolutismus bezeichnen, da fie ein unzmweifelhaftes Recht der 
Krone fei. Die Entjendung des königlichen Kommifjars, deſſen Ernennung 
unter Gegenzeichnung der verantwortlichen Minifter erfolgt jei, könne eben- 
fall3 nicht beanftandet werden, da der König jeine Rechte aucd durch einen 
Kommifjar ausüben könne. Mit Rüdjicht darauf, daß dad Abgeordneten- 
haus das Verleſen des Hanbdjchreibens verhinderte, habe Oberſt Fabricius 
unter einer durch die Umftände erforderlichen militärischen Bededung die 
Berlefung des Handjchreibens im Abgeordnietenhaufe durchgeführt, jedoch 
fei gegen das Haus feine Gewalt angewandt worden. 


19. Februar. (Pest) Außer einer Demonftration einiger 
Hundert Studenten findet feine Bewegung in der Bevölferung jtatt. 
21. Februar. Eine Eaiferliche und Königliche Verordnung jegt 
den Zolltarif und den Handel3vertrag mit Deutjchland in Kraft. 
23. Februar. (Cisleithanien.) Die Regierung bringt fünf 
Gejeßentwürfe über die Reform des Abgeordnetenhaufez ein. 
Durh den erften Entwurf wird das Grundgejeh über die Reichs. 
vertretung vom 21. Dezember 1867, bezw. 2. April 1873 und 12. November 
1886, jowie 14. Juli 1896 abgeändert. Der zweite Entwurf handelt von 
der Wahl der Mitglieder des Abgeordnnetenhaujes und der der Reichsrats- 
gg Der dritte umfaßt die ftrafrechtlihen Beitimmungen zum 
Schub der Wahlfreiheit, der vierte bringt eine Ergänzung des $ 16 des 
Grundgejeßes über die Neich3vertretung, und der fünfte endlich ändert die 
Geſchäftsordnung des Neicherats. — Der auf die Abgeordnnetenwahl be— 
zügliche Entwurf beftimmt u.a., daß aucd Mitglieder des Herrenhaujes 
in das Abgeordnetenhaus gewählt werden können, doch ruht für die Dauer 
des Abgeordnetenmandates die Mitgliedihaft im Herrenhauje. Die Zahl 
der Mitglieder des Abgeordnnetenhaujes beträgt 455 (wird alſo gegenüber 
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der bisherigen Ziffer erhöht). — Bon den Mandaten entfallen auf Böhmen 
118, auf Dalmatien 11, auf Galizien 88, auf Niederöfterreich mit Wien 55, 
auf Oberöfterreich 20, Salzburg 6, Steiermark 28, Kärnten 10, Krain 11, 
Bukowina 11, Mähren 44, Schleſien 13, Tirol 21, Vorarlberg 4, Iſtrien 5, 
Trieft 5, Gradisfa 5. — Das aktive Wahlrecht fteht jedem Staatsbürger 
zu, der 24 Jahre alt ift und feit mindeftens einem Jahre in einer öfter- 
reichiichen Gemeinde jeinen Wohnfig hat, das paſſive Wahlrecht jedem, der 
jeit mindeftens drei Jahren öfterreichiicher Staatsbürger ift und das 30. Jahr 
zurüdgelegt hat. — Das vorausfichtliche nationale Ergebnis der Reform 
ftellt jich folgendermaßen dar: Deutſche künftig 205, jegt gleichfalls 205, 
Böhmen (Tſchechen) künftig 99, jest 87, Polen fünftig 64, jetzt 72, Ru- 
thenen künftig 31, jegt 10, Stowenen fünftig 23, jebt 15, "Serbo-Kroaten 
— 13, jetzt 12, Staliener fünftig 16, jebt 19, Rumänen fünftig 4, 
jegt 5. — Die neue Reichsratswahlordnung ſoll mit der Auflöfung des 
jetzt beſtehenden Abgeordnetenhauſes in Wirkſamkeit treten. Die Wahl— 
berechtigten eines jeden Wahlbezirks bilden einen Wahlkörper, der je einen 
Abgeordneten zu wählen hat. Nur in den ländlichen Wahlbezirken Ga— 
liziens ſollen je zwei Abgeordnete gewählt werden, daß jeder Wähler nur 
für einen Abgeordneten ſeine Stimme abgeben kann. Mähren iſt nach 
dem Vorbilde der Landtagswahlordnung in Wahlbezirke mit national ge— 
trennten Wahlkörpern eingeteilt. Die Einführung analoger Einrichtungen 
in anderen Ländern wird von der Einführung des nationalen Kataſters 
abhängig gemacht werden. Es wird verjucht, die Wahlbezirfe möglichft 
national-einheitlich zu geftalten. Außerdem wird die Schaffung von ftädti- 
fchen und ländlihen Bezirken verfuht. Jeder Wähler fann nur eine 
Stimme abgeben. Die Wahlpflicht ift in dem Entwurfe nicht feitgeftellt; 
das Wahlrecht ift in derjenigen Gemeinde auszuüben, in Der der Wahl- 
berechtigte am Tage der Ausjchreibung der Wahl jeit mwenigftend einem 
Sahre wohnt. — Der Gejegentwurf betreffend die Aenderung der Gejchäfts- 
ordnung des Abgeordnetenhaujes beftimmt u. a., daß Abgeordnete, welche 
grobe Ruheftörungen im Haufe verüben oder das Haus oder den Präſi— 
denten jchwer beleidigen, auf längftens eine Woche aus dem Haufe aus- 
geichloffen werden fönnen. Außenftehende Berjonen können, fall3 fie von 
einem Abgeordneten unter dem Schuße der Redefreiheit einer ftrafbaren 
Handlung bejchuldigt oder durch ehrenrührige Behauptungen über ihr 
Privat- und Familienleben gekränkt werden, beim Präfidenten fchriftlich 
Beſchwerde führen. 

23. Februar. (Cisleithanien.) Minifterpräfident Freiherr 
v. Gautjch begründet im Abgeordnietenhaufe die Vorlage über die 
Parlamentsreform: 

Dur die Vorlage diejer Gejepentwürfe Iöje die Regierung ihr am 
28. November 1905 gegebened Berfprechen ein. Die Ankündigung der 
Gejegentwürfe betreffend den Schuß der Wahlfreiheit fowie die Reform 
der Geihäft3ordnung werde mit lebhaftem Beifall aufgenommen. Die Re— 
gierung ließ nichts unverjucht, um nationale Wahlrechtäverlufte möglichft 
zu verhüten; nur dort, wo eine große Bevölferung und die Höhe der 
Steuerleiftungen jowie der Bildungsgrad dafür jprechen, würde eine Ver— 
mehrung vorgenommen. Gelbft wenn aber eine Partei geringfügige Ver- 
luſte erlitte, würden dieje reichlich aufgewogen dadurd, daß die Parteien 
zufünftig nicht durch Rechtsſchranken von der großen Maſſe getrennt wür- 
den, daß ihre Mandate gewifjermaßen vom ganzen Bolfe erteilt jein würden, 
(Stürmifche Unterbredungen und Beifall. Händeflatichen.) Auf die wich. 
tige Frage der Wechjelbeziehungen zwiſchen der Wahlreform und der 
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nationalen Frage eingehend, betont der Minifterpräfident: Die Sun 
jeßung unferes Staated bringt ed mit ji, daß die wahre Probe auf den 
inneren Gehalt und die Dauerhaftigfeit einer großen politiichen Reform 
ihr Verhältnis zur nationalen Frage ift. Die Vorlage wird vielfach Un- 
zufriedenheit hervorrufen. Wer aber ohne Vorurteil die unendlichen 
Schwierigfeiten einer derartigen Vorlage in einem Nationalitätenftaate er- 
wägt, wird vielleicht anerkennen, daß der Negierung der Wille zur Ge- 
rechtigfeit nicht abgejprochen werden fann. Zur Löſung der nationalen 
Frage wendet die Regierung in erfter Linie da3 Territorialprinzip an, 
indem fie, ſoweit al3 möglich, national einheitliche Wahlbezirfe ſchuf und 
dabei bis auf die Ortsgemeinden Herabging. Was die Form des Wahl- 
rechtes betrifft, jo jchlägt die Regierung ohne Ausnahme die direfte Wahl 
vor. (Beifall.) Von der Feitiegung der Wahlpflicht wurde, weil es dem 
Bolksbewußtjein nicht entipricht und vielfach verwaltungstechnijche Schwierig. 
feiten mit fich bringt, Abjtand genommen. Angeſichts der Möglichkeit einer 
größeren Agitation, der beträchtlichen Vermehrung der Wahlbezirfe und 
de3 zu erwartenden Herbortretens von jcharfen jozialen Gegenjäßen, ent» 
ſchloß fih die Regierung, jcharfe gejegliche Maßregeln behufs Vermeidung 
von jeder Form illoyalen und terroriftiihen Einmwirfens auf die Wähler- 
ihaft vorzufchlagen. Die Regierung will, daß die Wahlen nicht allein 
allgemein find, fondern daß fie auch frei bleiben. (Lebhafter Beifall.) Das 
aus dem allgemeinen Stimmrecht hervorgegangene Haus muß auch jeiner 
Aufgabe gerecht werden. Deshalb jchlägt Die Regierung eine Aenderung der 
Geſchäftsordnung behufs Sicherung einer bejchleunigten Arbeitskraft vor. 
Was die von der Regierung ind Auge gefaßte Reform des Herrenhaufes 
betrifft, jo jprechen die Gruppen des Herrenhaufes ſich gegen eine folche 
aus. Dagegen liegt eine münjchenswerte Ergänzung des allgemeinen 
Stimmrechts darin, daß die Mitglieder des Herrenhaujes auch wählbar 
im Wbgeordnetenhaufe find, wober während der Mandatsdauer für das 
Abgeordnetenhaus die Mitgliedihaft im Herrenhaufe zu ruhen hätte. — 
Auf die Frage der künftigen Mehrheitäverhältnifie ſowie der Beziehungen 
der Wahlreform zum nationalen Befigftande übergehend, führt der Minifter- 
präjident aus: Auch im neuen Hauje wird fein Volksſtamm für fich allein 
die Majorität haben. Die Zukunft Oeſterreichs beruht darauf, daß Die 
Volksſtämme nicht, wie bis jeßt, ihre produktive Kraft fruchtlos verbrauchen, 
jondern jich zujammenfinden. (Anhaltender Beifall. Lärmende Zwiichen- 
rufe der Alldeutichen.) Die Wahlreform ift nicht im Intereſſe irgend einer 
Partei unternommen worden, am allerwenigiten im Intereſſe der jozial- 
demofratifchen Partei; fie entjprang der Notwendigkeit, das Parlament auf 
feftere Grundlagen zu ftellen ala bisher. (Lebhafter Beifall.) Was Die 
Behauptung angeht, daß den eigentlichen Vorteil die Sozialdemokratie 
haben werde, jo erwidere er, wenn man die Sozialdemofratie ernftlich be— 
fämpfen will, jo muß man ihr die wirfjamfte Waffe entwinden, nämlich 
die Anklage gegen den Staat, daß die minderbemittelten Klafjen in ihren 
wirtichaftlichen Rechten verfürzt werden. (Lebhafter Beifall.) — Auf die 
entjchwindende Aera zurüdblidend, fonftatiert der Minifterpräfident, daß 
dad Abgeordnetenhaus wehr- und willenlos inmitten der Stürme der Ob- 
ftruftion ftand. Wenn die jegigen politiihen Klaſſen für die Reform 
jftimmen, tragen fie bei zu dem großen politiichen Fortichritt und zum 
jozialen Frieden. (Lebhafter Beifall.) — Ich für meinen Teil erwarte 
von der Reform für alle nur Gutes. (Beifall.) Weil mich diefe Ueber- 
zeugung bejeelt, gehe ich mit gutem Gewiſſen in den Kampf; ich bin es 
der Sache jchuldig, bis zum legten Augenblid ehe nut und werde, 
jolange nicht alle Mittel des legalen Kampfes erſchöpft find, die Waffen 
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nicht finfen laffen. (Lebhafter Beifall.) — Berjonen gehen, Ideen bleiben. 
— Mein Sturz ift nicht der Sturz der Wahlreform. (AUnhaltender, leb— 
hafter Beifall, Händeklatihen und höhniſche Zurufe der Alldeutichen.) Der 
Minifterpräfident wird beglückwünſcht. 


27. Bebruar. (Ungarn.) Das Finangminifterium veröffent: 
licht eine Darjtellung und ziffermäßige Aufjtelung der Staats— 
audgaben. 


Der Boranihlag für 1906 beruht danach auf dem Voranſchlag 
von 1905 mit jehr erheblichen Verringerungen. Die Verringerungen be- 
tragen im Rahmen der ordentlichen Ausgaben und der Inveftitionen rund 
10 Millionen Kronen. Die ftrenge Ordnung in der Führung des Staats— 
haushalts ift durch mehrere den Refjortminiftern auferlegte Beihränfungen 
gefichert, welche der Minifterrat beichlofien Hat. Unter anderem bürfen 
ohne bejondere Ermächtigung des Minifterrats felbft Ausgaben für Die 
Fortſetzung der bereits in den früheren Budgetjahren begonnenen Inveſti— 
tionen nicht geleiftet werden. 


Ende Tebruar. (Ungarn.) Kundgebungen der Oppofition. 


Die Koalition veröffentlicht eine Adreſſe, in der fie behauptet, daß 
die Auflöfung des Abgeordnietenhaufes nicht nur erfolgt jei, weil die Mehr- 
heit des Hauſes die abjoluten militärischen Hoheitsrechte der Krone nicht 
anerkennen konnte, jondern ebenjojehr zu dem Zwed, die Selbitbejtimmung 
der Nation auf wirtichaftlihem Gebiete zu vereiteln, ohne Rüdjicht darauf, 
daß die gejebwidrig zuftande gefommenen Handelöverträge für das Land 
nicht bindend jeien. Die Kundmachung fordert jchlieglich alle Bürger ohne 
Unterſchied der Barteiftellung auf, gegen die gejegwidrigen Maßnahmen 
der Negierungsgewalt unermüdlichen Widerftand zu leiften. Die Verfafjung 
müſſe jchließlih vom Siege gekrönt werden. — In einem offenen Briefe 
an feine Wähler erklärt Graf Julius Andrafiy, eine Verftändigung jei 
unmöglich gewejen, weil man das Recht des Parlaments beitritten habe, 
bei fragen der Dienft- und Heeredorganijation und bei Beitimmung der 
Kommandoſprache mitzumwirken und die Bewilligung des Refrutenfontingents 
von der Annahme gewiſſer Bedingungen abhängig zu machen. Aus dieſem 
Grunde wollte man auch geringfügige Konzeffionen nicht machen, um dem 
grundjäglihen Standpunkt der Krone bezüglich der Militärhoheitsrechte 
nicht zu präjudizieren. Man lehnte jede Art eines Kompromijjes ab und 
forderte die unbedingte Unterwerfung. Andrafiy erklärt ferner, fall er 
ſich um des Friedens willen entſchloſſen haben würde, ein Kabinett zu 
bilden, jo würde jeine Aufforderung ganz vergebend gemwejen fein. Die 
Nation wäre ihm auf dem Wege der Demütigung nicht gefolgt und der 
Frieden wäre nicht eingefehrt. Er Habe daher den ihm aufgezwungenen 
Kampf aufnehmen müfjen, was ihm perjönlich bejonders peinlich ſei, da 
ihn ein Band der Liebe und Dankbarkeit mit dem Monarchen verfnüpfe. 
Andraſſy ſpricht dann die Hoffnung aus, daß innerhalb der gejeglichen 
Frift die Wahlen für das Abgeordnetenhaus ftattfinden werden und jchließt 
damit, daß er verfichert, die ungarische Nation jage feinen unerreichbaren 
Utopien nad, jondern fie halte nur feit an ihrem verfafjungsmäßigen Recht, 
für defjen Behauptung fie gefämpft habe. 


3. März. (Ungarn) Der Führer der „Neuen Partei“, 
Baron Banffy, tritt aus der Koalition au2. 


Er ift für die Ausschaltung der militäriichen Frage aus dem 
Dppofitionsprogramm, fordert die Anbahnung der vollitändigen wirtichaft- 
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lihen Selbftänbigfeit Ungarns, die Schaffung eined eigenen ungarifchen 
Bollgebiet3 nach Ablauf der joeben in Kraft getretenen Handelsverträge. 


6. März. (Cisleithanien.) Die Regierung bringt folgen 
des Ermächtigungsgejeg über die Beiträge zu den gemeinfamen 
Ausgaben ein: 

8 1. Die vorjhußmweije Leiftung von Beiträgen zu den Koften der 
gemeinjamen Angelegenheiten im Jahre 1906 von jeiten der im Neichs- 
rate vertretenen Königreiche und Länder wird unter der Vorausjegung 
reziprofer Beitragsleiftung der Länder der ungarischen Krone genehmigt. 
8 2. Nach der gejegmäßigen Feititellung des Budget3 der gemeinjamen 
Angelegenheiten für das Jahr 1906 und des PVerhältnifjes, in dem beide 
Staatögebiete zu den Koften der gemeinjamen Angelegenheiten beizutragen 
haben, iſt auf Diejer Grundlage über die geleiteten Beiträge endgültig 
abzurechnen. 83. Ueber die vorjchußweijen LXeiftungen iſt dem NReichsrate 
halbjährig ein Ausweis vorzulegen. 


7.23. März. (Eisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Wahl- 


rechtsdebatte, erjte Leſung. 


Minifter des Innern Graf Bylandt-Rheidt: In der Wahlfreis- 
einteilung ſei zum Schutze des nationalen Beligitandes nad; Tunlichkeit 
da3 Prinzip der nationalen Abgrenzung angewendet worden, jo daß fünftig- 
hin der nationale Beſitzſtand ausjchließlich auf der Summe der nationalen 
Wählerfchaft beruhen werde, unabhängig von Kompromifien und Wahl- 
zufälligfeiten. Die Regierung jei fich wohl bewußt, daß das Deutſchtum 
in Oeſterreich zu den erften Kulturträgern, zu den ftaat3erhaltenden Fak— 
toren gehöre, die von jeder Regierung beachtet werden müſſen. Die Ber- 
mehrung der ſlawiſchen Mandate jei ein natürliches ziffernmäßiges Er- 
gebnis aus der Anwendung der entwidelten Grundjäge. Abg. v. Grab- 
maher (verfafjungstreuer Großgrundbej.) ift gegen das allgemeine Wahlrecht: 
Erjtens befämen infolge desjelben die ungebildeten Elemente die Herrichaft 
über den Staat, zweitens würden die Sozialdemokraten das Haus be- 
herrichen. Abg. Weißkirchner (chr. ſoz.) polemifiert gegen den Vorredner: 
Auch im Deutihen Reiche hätte das allgemeine Stimmredt nicht die un- 
gebildeten Elemente and Ruder gebracht, und die bisherige Kurie des all- 
gemeinen Wahlrecht3 hätte doch nicht ausjchließlich oder vorwiegend un- 
gebildete oder radikale Abgeordnete ind Parlament entjandt. Uebrigens 
jei gerade die Wrbeiterichaft überaus regen politijchen Geiſtes. Graf 
Dzieduſzykie (Pole): Die Vorlage behandle die Nichtdeutfchen als in- 
feriore Staatöbürger und benadhteilige die Polen. Die Mandate müßten 
auf die einzelnen Länder nad) der Kopfzahl verteilt werden. Kaftan 
(Tſch.): Das allgemeine und gleiche Wahlrecht fei in einem Gtaate, in dem 
der Militär- und Bildungszwang beftehe, unerläßlih. Die Wahlreform- 
vorlage enthalte aber Ungerechtigkeiten. Die Slawen würden, wenn fie 
die ihnen zufommende Mehrheit Hätten, den Deutjchen gern die Hand zum 
Frieden reihen. Abg. Graf Silva-Tarouca (fon. Großgrundbefig.): Die 
Wahlreformvorlage der Regierung entipreche weder dem von der Regierung 
proflamierten Grundjaß der Gerechtigkeit, noch der hiſtoriſchen Entwidlung 
und werde auch nicht die vom Minifterpräfidenten erhofften Wirkungen 
haben, weil dieſe nur auf der Grundlage der nationalen Berftändigung 
zu erwirfen jeien. Er wünſche eine Berfafjungsänderung im Sinne der 
Entlaftung des Neichörates und der Erweiterung der Kompetenz der Land- 
tage. Adler (Soz.): Die Sozialdemokraten begrüßten die Vorlage troß 
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der ihr anhaftenden Mängel mit Befriedigung. Die Regierung habe die 
Borlage nicht jo jehr unter dem Drud der Sozialdemokratie eingebracht, 
al3 weil fie an den bisherigen ftaatlichen Einrichtungen Oeſterreichs ver- 
zweifeln mußte. Die Sozialdemofraten hielten an ihrer Nationalität feft 
und hätten ein großes Interefje an der gefunden Entwidlung des Staates, 
get (d. Bp.) lehnt die Vorlage ab, mweil fie eine jlawijche Mehr- 
heit jchaffe. 

Am 14. fonftatiert Minifterpräfident v. Gautſch, daß ſämtliche 
Redner die Notwendigkeit der Wahlreform prinzipiell anerfannt und dem 
Grundgedanken der Regierungsvorlage zugeftimmt haben. Die fonjervativen 
Elemente jollten durch die Wahlreform nicht aus den Parlamenten ver- 
drängt werden; e3 jei durch die Art der Wahlfreiseinteilung Vorſorge 
dafür getroffen, daß die Konjervativen von den Radifalen nicht verdrängt 
werden könnten. Durch die von verjchiedenen Geiten vorgeichlagene Aen- 
derung der Berfafjung im Sinne der Entlaftung des Reichsrates würde 
der nationale Kampf jtatt Eine Stätte deren viele haben, wo die Möglich- 
feit einer Vermittlung noch jchwieriger wäre, als im Reichsrat. Die Wahl- 
reform jei nicht im Intereſſe der Sozialdemokratie eingebradht worden, Die 
Regierung unterhalte feine Verbindung mit der jozialdemofratiihen Partei. 
Wer ihn, den Minifterpräfidenten, fenne, der wilje, daß er diefer Partei 
völlig fernftehe und daß jeine Anſchauungen von denen derfelben durch 
eine weite Kluft getrennt ſeien. Die Rechte der ſlawiſchen Völker würden 
nicht verfürzt; die Vorlage, welche die Zahl der ſlawiſchen Mandate er- 
höhe, fönne fein jchreiendes Unreht an den nichtdeutichen Völkern be- 
deuten. Er jehe feine Schwächung Defterreich3 durch die Reform voraus, 
er jehe vielmehr Millionen, die bisher von Unmut erfüllt waren, enger 
an die Intereſſen des Vaterlandes geknüpft, er jehe das öſterreichiſche 
Parlament neugegründet auf dem Fundamente de3 gleichen Rechtes und 
gerüftet gegen die Stürme der Zukunft. Er könne daher mit Beruhigung 
jagen: Wer für das neue Wahlrecht ftimmt, ftimmt für die Neubegründung 
unjerer parlamentarijhen Einrichtungen. (Anhaltender lebhafter Beifall.) 

Adg. Kramarcz (Tſch.): Die Tſchechen träten für die Wahlreform 
einzig im Intereſſe des Volkes ein. Die logiſche Folge werde eine Ber- 
fafjungsreform in nationaler Richtung in Verbindung mit einer Dezen- 
tralijation fein müffen. Im neuen Parlament werde der Ausgleich der 
Nationalitäten, den auch die Tichechen wünſchten, die Lebensbedingung für 
alle jein. Abg. Abrahamovic (Pole): Die Polen jeien, obwohl 1873 
bi3 1878 nicht3 für Galizien geſchah, für alle Staatsnotwendigfeiten ein- 
getreten, für die Stellung des Polenklubs zum Staate jei nicht etwas an- 
deres maßgebend geweſen, als die Liebe zum Kaiſer. Die Einficht, daß 
es im Nationalinterefje der Polen liege, für die Größe eines Reiches ein- 
zutreten, in welchem jie ihre freie Entwidelung fänden, endlich der Wunſch, 
zu beweijen, daß die Polen, wo ihre Rechte gejchont würden, die loyalften 
Staatsbürger jeien. Er könne von der Wahlreform feine Befjerung der 
parlamentariichen Lage erwarten. Abg. Lecher (fortichrittl.): Die Wahl- 
reform wird ſicher gemacht, aljo ift es befjer, fie wird von uns als ohne 
und gegen und gemacht. Fällt die Wahlreformvorlage und mit ihr Gautich, 
jo find die Wahlreformgegner doc nicht imftande, eine Koalition zu bilden. 
E3 würde nur ein andere Beamtenminifterium fommen und der Kaiſer 
die Demijfion des Frhrn. dv. Gautſch doc nicht annehmen, jondern das 
Haus würde aufgelöft, und auf Grund der alten Wahlordnung würden 
mit der Plattform der neuen Wahlordnung neue Wahlen gemacht, die 
zweifello3 von der Frage: „Für oder gegen da3 allgemeine Stimmrecht“ 
beherrjcht fein würden. Dann aber wird fi eine Koalition der font 
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politiich größten Widerjacher bilden, dann werden alle diejenigen zujammen- 
gehen, ohne Nüdfiht auf Schwarz oder Rot, welche für das allgemeine 
Stimmredt find. Und die Gewählten find dann jchon aufs allgemeine 
Stimmredht vereidigt. So ift ed gewiß beſſer, daß derjenige, der meiß, 
die Wahlreform wird gemacht, der aber will, daß fie mit Berüdfichtigung 
jeiner nationalen, beruflichen oder irgendwelcher anderen Intereſſen ge- 
macht werde, die Beit ausnügt, folange er noch wach ift, denn er könnte 
leiht vom Schidjal überrannt werden. 

Am 23. polemifiert Graf Stürgfh gegen das Geſetz: Die Wahl- 
reformaftion der Regierung fei der jchwerfte Schlag gegen das Deutjchtum 
in Defterreich jeit dem Beginn der verfafjungsmäßigen Aera. Im vollen 
Bewußtjein, daß durd die Wahlreform die Intereſſen des Staates bedroht 
find, deren Erhaltung einer anderen Inſtanz zufteht, rufe ic über die 
Häupter diefer Regierung Hinweg zum Fenſter dieſes Saales hinaus dem 
Minifter des Meußern zu: Iſt Erzellenz fich der Gefahren bewußt, die für 
wejentliche AIntereffen der Dynaftie und der Monarchie durch diefe Re- 
gierung heraufbejchworen werden? Und wenn ja, was gedenkt Erzellenz 
vorzufehren, um dieſe Gefahren abzuwehren? Ein Recht auf die Beant- 
wortung dieſer Anfrage hat die gejamte Deffentlichkeit! (Großer Lärm 
bei er ee und Sozialdemokraten, Beifall bei den Deutjchen 
und Bolen. 


7. März. (Ungarn.) Beränderungen im Minifterium. 


Das Amtsblatt veröffentlicht die Ernennung des Minifterialrates 
Franz Hegedues zum Finanzminifter, des Minifterialrates Toft zum Kultus— 
und Unterridhtsminifter und des FeldmarjchalleReutnants Bela Bapp zum 
Honvedminifter. Gleichzeitig wird Baron Fejervary, der proviſoriſch auch 
das Finanzportefeuille geführt Hatte, jeiner Gtellung als Finanzminiſter 
enthoben. Der bisherige Rultus- und Unterrichtsminifter Dr. Georg Lukacs 
und der bisherige Honvedminifter Feldmarſchall-Leutnant Bihar werden 
ihrer Stellungen unter Anerkennung ihrer treuen und — Dienſte ent- 
hoben. — In der Preſſe werden die Veränderungen im Kabinett als ein 
Zeichen der Konſolidierung der bisher verfolgten Regierungspolitik aufgefaßt. 

9. März. Der Reichskriegsminiſter ſchärft den Rommandanten 
unter Hinweis auf Vorgänge in Ungarn ein, den Zivilbehörden bei 
Unterdrückung von Unruhen energiſch beizuſtehen. 

März. (Ungarn.) Die Budapeſter Banken ſtellen der Re— 
gierung einen Kontokorrentkredit von 100 Millionen Kronen zur 
Verfügung. 

10. März. Ungariſche Finanzen. 

Der Staatskaſſenausweis für 1905 zeigt gegenüber dem Vorjahre 
einen Ausfall von Einnahmen in der Höhe von 160 Millionen Kronen 
und eine Verminderung der Ausgaben um 42,7 Millionen. Der Einnahme— 
ausfall rührt daher, daß die direkten Steuern, weil der Reichstag ſie nicht 
bewilligte, nicht geleiſtet worden ſind. Verſchiedene Zweige der indirekten 
Steuern zeigen jedoch eine Erhöhung. So brachte Tabak eine Mehr— 
einnahme von 3,1 Millionen, Poſt und Telegraphen eine ſolche von 3,8 
Millionen und die Staatsbahnen eine ſolche von 13,1 Millionen Kronen. 
Der Unterſchied der Einnahmen für 1905 gegenüber denen von 1904 er- 
ſcheint auch darum bedeutend, weil im Jahre 1904 aud die Steuern des 
Vorjahres entrichtet wurden, da der Reichstag auch 1903 die Steuern nicht 
bewilligt Hatte. 
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16. März. (Ungarn.) Bekämpfung der Koalition. 


Der Minifterrat Iöft das leitende Komitee der foalierten Parteien 
des aufgelöften Reichdtaged auf und verbietet deſſen weitere Tätigfeit, weil 
diejed Komitee fich Rechte angemaßt hätte, die nur der Erefutivgewalt zu— 
ftehen, und das Komitee in Beichlüfien, Erklärungen und Aufrufen zum 
offenen Widerftande gegen gejegliche Verfügungen aufgereizt hätte. 

16. März. (Wien) Abkommen mit Serbien. 

Serbien genehmigt die öfterreihiich-ungariihen Vorſchläge für Die 
Schaffung eine® modus vivendi bis zum Zuftandeflommen des endgültigen 
Vertrages vorbehaltlod. Danad) jollen die beiderjeitigen Provenienzen volle 
Meiftbegünftigung genießen. Bon jerbifcher Seite werden alle Repreſſions— 
maßregeln außer Kraft gejegt, wogegen Defterreich-Ungarn die Ein- und 
Durchfuhr von Geflügel und friſchgeſchlachtetem Fleiſch geitattet und für 
Vieh zu Schlahhtzweden von Fall zu Fall die Einfuhrbewilligungen erteilt. 


März. (Ungarn.) Die Regierung erjeßt viele oppofitionelle 
Beamte der Selbftverwaltung durch königliche Komitate. 

18.19. März. (Ungarn.) Preßkrieg zwiſchen Regierung und 
Koalition. 


Der leitende Ausſchuß der Koalition faßt am 18. einen Beichluß, 
der die von der Regierung zur Begründung der Auflöjungsverfügung 
geltend gemachten Ausführungen befämpft und den Vorwurf der Mufreizung 
und des Eingreifens in die Rechte der Erefutive als wahrheitäwidrig be- 
eichnet. Das Minifterium ermwidert in einer Belanntmadhung, der Be- 
lub des Ausſchuſſes enthalte eine Fühne Verleugnung allbefannter Tat- 
ſachen, da der Ausschuß den Munizipien und ihren Beamten die Weifung 
erteilt habe, die Obergeipane und königlichen Kommifjäre nicht anzuerkennen 
und denjelben feinen Gehorjam zu leiften, wobei den Beamten verfprochen 
wurde, ihnen für die Folgen der Reſiſtenz, jobald die Koalition ans Ruder 
gelangen werde, aus Staatömitteln Schadenerja zu leiften. Der Aus- 
Ihuß habe ferner an die Munizipien die Weifung und den Befehl ergehen 
lafien, den Kreditanſprüchen des Staates nicht entgegenzutommen, die frei« 
willig geleifteten Steuern nicht abzuliefern, für die Rekruten feine Eintritt3- 
ertififate auszuftellen und alle darauf bezüglichen Verordnungen des Mini- 
Hera des Innern außer acht zu lafjen. Dadurch Habe der Ausschuß eine 
verbotene Handlung begangen. Indem er die Mitglieder der Wehrmacht 
aufforderte, dem auf Grund des Geſetzes erlaffenen Armeebefehl Feinen 
Gehorfam zu Teiften, und indem er die gegen die Monarchie —— 
Aktionen auswärtiger Staaten ermunterte, habe der Ausſchuß unbeſtreitbar 
in den Rechtskreis der Exekutive eingegriffen. Der Ausſchuß beging ferner, 
als er die Rechtsgültigkeit der ausländiſchen Handelsverträge für null und 
nichtig erklärte, ſogar einen Eingriff in den Rechtskreis der Geſetzgebung, 
indem er das Recht der authentiſchen Interpretation der Geſetze für ſich 
in Anjpruh nahm. Indem er dieſe Tatſachen nachträglich ableugnete, 
brandmarfte er feine gemeinjchädliche und gemeingefährlidhe Tätigkeit mit 
eigener Hand. 


27.28. März. (Eißleithanien.) Abgeordnetenhaus. De- 
batte über eine Sonderjtellung Galiziens. 


Die Alldeutichen ftellen Dringlichfeitanträge, Galizien eine Sonder- 
ftellung zu jchaffen, weil dieſes allein die mit der —— für das 
Deutſchtum verbundene Majorifierungsgefahr abwenden könne. Minifter- 
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präfident v. Gautjch: Die Anträge hätten ihren Urfprung in parteipoli- 
tiſchen und parteitaftiichen Abfichten. Sie bezwedten die Fernhaltung der 
Vertreter Galiziend don den Verhandlungen des Reichsrates. Die Re- 
gierung, die an der Staatseinheit fefthalte, müfje fich gegen jeden Verſuch 
einer Zoderung des Staatögefüges unbedingt ablehnend verhalten. Sie 
fönne daher dem Verlangen, ein Gejeg über die Sonderftellung Galiziens 
vorzulegen, unter feinen Umftänden entiprechen. — Gegen den Antrag 
ſprechen klerikale, tichechijche und ruthenische Abgeordnete; er jei ein An— 
ihlag gegen die Wahlreform und werde die Nuthenen den Polen aus- 
liefern. Die Polen find für den Antrag, um eine allgemeine Berfafjungs- 
revifion herbeizuführen. — Die Anträge erhalten die einfache Mehrheit 
und find damit abgelehnt, da die Dringlichkeit nur durch Zweidrittelmehr- 
heit bejchlofjen werden kann. 

4. April. (Ungarn) Das Amtsblatt veröffentlicht einen 
föniglichen Befehl, durch den die Erjagrejerve des Jahrganges 1904 
der Honvedtruppen zur aftiven Dienftleiftung einberufen wird. 
Die außerordentliche Maßregel it infolge der vom Parlamente 
nicht bewilligten Rekrutierung notwendig geworden. 

8. April. (Ungarn.) Minifterwechiel. 

Nach mehrtägigen Verhandlungen in Wien tritt Minifterpräfident 
Fejervary zurüd und folgendes Kabinett wird gebildet: Dr. Alerander 
Wekerle, Präfidium und Finanzen, Graf Julius Andraſſy, Minifterium 
des Innern, Graf Albert Apponyi, Kultus und Unterricht, Franz Kofjuth, 
Handel, Geza Polonyi, Juſtiz, Graf Ulerander Zichy, Minifter a latere, 
Dr. Ignaz Daranyi, Aderbau. — Das Kabinett hat ſich nad) dem „Wiener 
Fremdenblatt” zu folgenden Bedingungen verpflidhten müfjen: Die Aus- 
jchaltung der Armeefragen; Bewilligung des Budget3 und des normalen 
Nekrutenfontingents für 1905 und 1906; Bewilligung der von den De- 
legationen votierten Militärfredite; Abjolution für die Minifterien Tisza 
und Fejervary; Ratifizierung der Handelöverträge; feinerlei Maßregelung 
der neuen Beamten, rejpeftive deren Entihädigung im Falle der Amo— 
vierung; Wahl der Delegation und der Duotendeputation; nach Erledigung 
der Staatönotwendigkfeiten jofortige Verhandlung der Wahlreform, die 
mindeftend jo weit gebt, wie der Kriftoffyiche Entwurf; mindeftens drei 
Mitglieder des neuen Kabinett3, darunter der Minifter des Innern, werden 
auf der 1867er Bajis ftehen. 

Der König richtet folgendes Handichreiben an Fejervary: Lieber 
Baron Fejervary! Ihrer Bitte entiprechend habe Ich Sie von Ihrer Stelle 
Meines ungarifhen Minifterpräfidenten enthoben. In diefer Ihrer unter 
den jchwierigften Verhältniffen mit mufterhafter Opferwilligfeit befleideten 
Stellung haben Sie, von der treueften Anhänglichkeit an Meine Berjon, 
wie auch vom reinften Patriotismus geleitet, mit hingebendem Eifer aus- 
gezeichnete Dienfte geleiſtet. Ihre hervorragenden Dienſte wurden nod) 
erhöht durch die jelbitloje und erfolgreiche Tätigkeit, die Sie bei Verwirk— 
lihung der friedlichen Entwirrung aus der bisherigen kritifchen politischen 
Lage in Ungarn entfaltet haben. Für dieje, jowie auch für Ihre um 
Thron und Baterland ſchon vorher durch eine lange Reihe von Jahren, 
namentlich durch die großartige Entwidlung der Honvedtruppen erworbenen 
großen Verdienfte jpreche Ich Ihnen innigen Dank aus und verfichere Sie 
Meiner bejonderen Gnade, jowie Meiner aufrichtigen Zuneigung, mit ber 
Sch wie bisher jo auch in Zukunft Ihnen unmwandelbar gewogen bleibe. 
Franz Joſeph. 


= 
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April. In Ungarn wird das neue Kabinett im allgemeinen 
mit Jubel begrüßt und als Sieg der Magyaren betrachtet, faft 
allein Abg. Ugron fieht in den Bedingungen eine Kapitulation vor 
der Krone. In Öfterreich erwarten viele Stimmen eine Ver— 
Ichärfung des Gegenſatzes zwiſchen beiden Reich&hälften. 

11. April. (Ungarn) Minifterpräfident Wekerle hält in 
der Verſammlung der foalierten Parteien eine Programmrede: 

Die große Verfaſſungskriſis Habe Männer verjchiedener Bartei- 
richtungen gezwungen, ein Kabinett zu bilden, um den Eonjtitutionellen 
Notitand zu beendigen. Die Regierung werde vom Abgeordnetenhaufe 
Andemnität für die ohne verfaffungsmäßige Bewilligung gemadten Aus— 
gaben erbitten. Sie werde auch jene Teilbeträge der Militärfredite ver- 
langen, welche in den Voranſchlag von 1905/06 eingeftellt, aber nicht an- 
genommen worden jeien. Die Regierung habe fich nicht verpflichtet, die 
Erhöhung des Rekrutenkontingents zu verlangen, fie werde nur das nor» 
male Kontingent beanjpruchen. Die Handelsverträge, die durch Verord— 
nung in Sraft gejegt worden feien, würden dem Barlamente zur verfafjungs- 
mäßigen Genehmigung unterbreitet werden. Das vorbereitete Zoll- und 
Handelsverhältnis mit Defterreich werde, wie dies felbftändiger Staaten 
würdig jei, in der Form eines Handelsvertrages, nicht in der Form eines 
Handelsbündniffes abgejchlofjen werden. Die Regierung werde die Wahl- 
reform einführen und hierauf den Reichstag auflöjen. Nach den auf Grund 
der Wahlreform vorgenommenen Wahlen werde die Regierung zurüdtreten. 


April. Das Telegramm des Deutjchen Kaiſers an den Grafen 
Goluchowski (S. 91) wird lebhaft fommentiert und im allgemeinen 
als Dokument der engen Verbindung beider Reiche aufgefaßt. 
Einige Blätter jehen darin eine Demütigung Defterreich-Ungarng, 
was dad „Fremdenblatt“ beftreitet. 

22. April. (Ungarn.) Das Amtsblatt veröffentlicht die 
Ernennung von 32 Obergefpanen, welche an Stelle der enthobenen, 
überwiegend von dem früheren Minifterpräfidenten fyejervary er- 
nannten Obergeſpane an die Spite der Verwaltung der Komitate 
geftellt worden find. 

Ende April. (Eisleithanien.) Bergeblicher Verſuch, das 
Kabinett zu parlamentarifieren. Kabinettöwechjel. 


Minifterpräfident Frhr. v. Gautſch ſchlägt zur Erzielung einer Medr- 
heit für die Wahlreform, die Errihtung 24 neuer Mandate vor. Davon 
erhalten die Deutichen 12, die Polen 10, die Tichechen 1, die Italiener 1. 
Bon den 12 deutihen Mandaten erhält Wien und Niederöfterreih 6, jel 
die Deutihböhmen, Schlefien, die Landgemeinden Mährens, Linz, Gottjchee 
und die Bufowina. Dadurch erhalten die Slawen 241, die Deutjchen mit 
den Stalienern 238 Mandate, die jlawiiche Mehrheit bleibt erhalten, ſinkt 
aber von 5 auf 3 Mandate. — Gleichzeitig jucht er, um die Berftändigung 
zu erleichtern, anftatt der Beamten Parlamentarier zu Miniftern zu be- 
rufen. Sein Plan ift: Es treten vier Deutjche, zwei Tichechen und zwei 
Polen aus den Reihen der Parlamentarier in das Kabinett. Als deutſche 
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Kandidaten werden genannt: Derichatta (Deutiche Volkspartei) als Eifen- 
bahnminifter, Dr. Groß (TFortichrittspartei) oder Prade (Bolföpartei) als 
Landsmannminiſter, Groß eventuell auch als Finangminifter und Dr. Eben- 
hoch (Zentrum) ald Aderbauminifter. Für bie Vhepen fol Paczak als 
Zandsmannminifter und Baczel, der jetzige zweite Vizepräfident des Ab— 
geordnnetenhaufes, ald Handelsminifter und für die Polen Graf Dzieduszycki 
ald Landsmannminiſter und Madeysfi ald Unterrichts- oder Zuftizminijter 
in das Minifterium Gautjc eintreten. 

Gegen dieje Löjung find namentlich die Deutſchböhmen, die All- 
deutſchen wegen ber jlawijchen Mehrheit und die Polen, die dad allgemeine 
Wahlrecht ablehnen. Da eine Einigung nicht zu erzielen ift, tritt Gautſch 
zurüd (30. April), der Sailer ernennt zu jeinem Nachfolger den Statt- 
halter von Trieft Prinz Konrad zu Gopenlohe-Schillingsfürft. Die 
übrigen Minifter außer dem Minifter des Innern Grafen Bylandt bleiben 
im Amt. 


29. April bis 7. Mai. (Ungarn.) Bei den Wahlen zum 
Abgeordnetenhaufe werden gewählt 240 Kofjuthiften, 74 Dtitglieder 
der Verfaſſungspartei, 30 der katholiſchen Volkspartei, 38 der 
Nationalitäten, 1 Sozialift, 1 Bauernparteiler, 7 Parteilofe. 


15. Mai. (Ei8leithanien.) Abgeordnetenhaus. Minifter: 
präfident Prinz Hohenlohe legt fein Programm vor: 

Die erfte Pflicht der Regierung ſei die Durchführung der Wahl- 
reform. Er hoffe, daß Die bei der erben Ankündigung vorgebradhten Ein- 
wendungen zu modifizieren jein werden durch die Erfenntnis, daß Er- 
weiterungen der öffentlichen Rechte eine nationale Notwendigkeit geworden 
find und die vielen ie Befürchtungen nicht eintreten werden. 
Er habe es bei der Wahlreform nicht auf die Verdrängung ded Groß— 
grundbefiges aus dem öffentlichen Leben abgejehen; das weitere Verbleiben 
des Großgrumbdbefiges, deſſen Verdienfte warm anzuerkennen jeien, hänge 
wejentlih von ihm jelbft ab. Die Regierung fei nicht nur verpflichtet, 
auf die großen Beitftrömungen zu achten, fie jei vielmehr ihnen gegenüber 
verantwortlih. Durh die Wahlreform mwerde dem Gebote der jozialen 
und politifchen Gerechtigkeit entiprochen. Gleichzeitig bahııt die Wahlreform 
eine Ausgleihung zwiſchen den nationalen Parteien über ihre politischen 
Mipverftändnifie an und kann uns demnad dem Ziele näher bringen, zu 
einer nationalen Berftändigung über die heiß umſtrittenen Gebiete zu ge- 
langen. Jeder öfterreichiiche Patriot muß alles daran jegen und dar) auch 
nichts unverſucht laſſen, wenn auch nur in weiter Ferne die Möglichkeit 
einer Milderung der nationalen Gegenſätze winkt. . . Ueber das Ber- 
hältnis zu Ungarn ſagt er: Die Wiederherſtellung normaler parlamen— 
tariſcher Zuſtände in Ungarn ſei mit Sympathie zu begrüßen. Die beider— 
jeitigen Regierungen feien übereinſtimmend bereit, in Verhandlungen über 
bie fämtlichen offenen Fragen einzutreten und die Herftellung von Verhält- 
niffen anzubahnen, die den Intereſſen beider Neichshälften entiprächen. 
Er jet feft überzeugt, daß, wenn der Weg zum Ausgleich mit Loyalität 
und ernitem Willen bejchritten werde, der Erfolg nicht ausbleiben könne. 
Es würde ein Segen für Defterreich wie für Ungarn fein, wenn e3 ge 
länge, ein vertrauensvolles und gefichertes Verhältnis zwiichen beiden Reichs— 
nie herbeizuführen. Die öfterreichiiche Regierung werde bei den Ber- 

andlungen in fteter Fühlung mit dem Reichörate bleiben und die Anter- 
efien Oeſterreichs mit größter Tatkraft vertreten. (Nebhafter Beifall.) Der 
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Erfolg Hänge aber von dem Nüdhalte ab, den das Haus der Regierung 
zu bieten gewillt jei. 


Mai. Differenzen zwifchen Öfterreich und Ungarn über die 
Handel3politif. 


Der autonome Bolltarif, auf Grund deſſen die neuen Handels— 
verträge abgejchlojjen worden find, muß von dem ungarischen Parlament 
noch angenommen werden, was in Defterreich bereit3 gejchehen ift. Die 
ungarische Regierung ift hierzu bereit, fie will aber nicht, wie das öfter- 
reichiſche Gejeg, den Zolltarif bezeichnen al3 einen „allgemeinen Bolltarif 
für das Öfterreichifch-ungarifche Gebiet”, als einen „Bolltarif, der für das 
gemeinſame Zoll- und Handelögebiet der öfterreichifch-ungarischen Monarchie 
gelten und deſſen Gültigkeit jich auf die Dauer des Zoll- und Handels- 
bündnifje3 erjtreden joll”. Hiernach ift überall im Gejege Borausjegung, 
daß e3 fi) um einen gemeinjamen Zolltarif auf Grund eines gemeinjamen 
Boll- und Handelögebietes, und auf Grund des Zoll- und Handelsbünd- 
nijje3 Handelt. Die ungariiche Regierung will nun den gemeinfamen Zoll- 
tarif in einen foldhen für das ungarifche Bollgebiet umwandeln, der in- 
haltlich gleichlautend mit dem Öfterreichiichen jei; e3 ſoll auch ausdrüdlich 
ein Bolltarif für Defterreih und Ungarn fein, aber doch al3 „jelbftändiger 
ungarischer Zolltarif” ind Leben treten. — Anſcheinend joll hierdurch ein 
jelbftändiges ungarijches Wirtichaftögebiet vorbereitet werden. Sachlich wird 
damit gegen den bisherigen Buftand nichts geändert — die Monardie 
bleibt auch unter diefen Umftänden ein einheitliches Zollgebiet; der Idee 
nach wäre aber der entjcheidende Schritt zur Trennung heute, zehn Jahre 
bevor fie Ereignis wird oder werden joll, bereit3 getan. Nach Ublauf der 
Handelöverträge hätte es Ungarn in der Hand, einen eignen Holltarif zu 
erlafjen und eigne Handeläverträge abzuſchließen. — Die öfterreichiiche Re- 
gierung opponiert jcharf gegen dieje Abjicht und droht mit dem NRüdtritt, 
fall3 der Kaifer den ungariihen Standpunkt billigt. Prinz Hohenlohe ift 
nicht unbedingt gegen die Abficht, die bisherige Zollgemeinfchaft zwiſchen 
Defterreichh und Ungarn zu Iöjen, und beiden Hälften der Monarchie in 
den Bollfragen Fünftighin volle Freiheit zu gewähren. Er verlangt nur, 
daß dies Br und in aller Form bei einer umfafjenden Neuordnung der 
wirtichaftlihen Beziehungen zwiſchen beiden Reichshälften gejchehe. 


Mai. Stimmen über den bevorftehenden Beſuch Kaiſer Wil- 
helms und das Bündnis mit Deutjchland. 


Das „Fremdenblatt“ fchreibt (9. Mai): „Für die erften Tage des 
nächſten Monats fteht uns ein Beſuch des Deutichen Kaifer3 bevor. Der 
Bejuch erfolgt auf die eigene Initiative Kaifer Wilhelms, der den Wunſch 
hatte, unjerem Monarchen, feinem faiferlihen Freund, den er nun jchon 
jeit mehr al3 zwei Jahren nicht gejehen hat, wieder einmal die Hand zu 
drüden. .. Die Tagespolitif ind Spiel zu bringen, um das Erjcheinen 
Kaiſer Wilhelmd in Wien zu erflären, ijt überflüjfig, und wie verfichert 
wird, joll in dem äußeren Verlaufe des Zujammentreffens der unpolitijche 
Charakter desjelben zutage treten. Vollſtändig läßt ſich freilich auch ein 
ganz intimer Bejuch des verbündeten Herrjcherd von der Politik nicht los— 
löjen, da gerade die Intimität der perjönlichen Beziehungen zu den Ele- 
menten der Feſtigkeit des Bündniffes gehört, das die Staaten vereinigt. 
... Darum wird es immer einen tiefen Eindrud machen, wenn die Ober- 
häupter der Staaten, die e3 vereinigt, fich, fei ed auch nur aus perjön- 
lihen Gründen, begegnen. Wenn die Monarchen zujammenfommen, ift 
der Bündnisgedanfe mit ihnen.” 
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An Ungarn äußern fi) die Organe der Unabhängigfeitöpartei 
fühl und feindjelig, weil Deutichland den Ungarn während ihrer legten 
Kämpfe fein Zeichen der Sympathie gegeben Habe. Handel3minifter Koſſuth 
wendet fich gegen dieſe Anjchauung; ſchon aus wirtjchaftlihen Rüdjichten 
müffe Ungarn gute Beziehungen zu Deutichland wahren. Minifterpräfident 
Wekerle jagt (13. Mai): Jede Bartei, mit Ausnahme eines Fleinen Bruch— 
teiles, billigt dad Bündnis mit Deutjchland, welches nicht nur eine Garantie 
de3 Friedens, jondern ein Grundpfeiler unferer auswärtigen Politik ift. 
Wir müfjen von diefem Bündnifje nicht nur alle abenteuerlichen Berjuche, 
jondern auch alle, meines Wiffens völlig unwahren Gerüchte fernhalten, 
al3 ob irgend eine Einmifchung von jeiten Deutſchlands in unjere inneren 
Angelegenheiten erfolgt wäre. (Lebhafte Zuftimmung.) Ich drüde hiermit 
die Ueberzeugung aus, daß die Monarchie auch weiterhin ein gleichwertiger 
Faktor des deutſchen Bündnifjes zu bleiben wünjcht. 


22. Mai. (Ungarn.) Der König eröffnet auf der Dfener 
Burg den Reichdtag. 


In der Thronrede Heißt e8: „Unferem Tandesväterlichen Herzen ift 
es jchmerzlich, auf die Begebenheiten der jüngften Vergangenheit, die den 
ordentlichen Gang de3 fonftitutionellen Lebens geftört haben, zurüdzubliden. 
Wir jagen der göttlihen Borjehung Dank, daß die unheilvollen Miß— 
verftändniffe gejchwunden find. Das EinverftändniS mit dem frei ge- 
äußerten Willen der Nation ift Unfer heißerjehnter Wunſch und Wir hegen 
die fichere Hoffnung, daß das verfafjungsmäßige Zujammenwirken jämt- 
liher Faktoren der Gejeßgebung fünftig ftet3 ungetrübt bleiben wird.“ 
Die Thronrede zählt jodann die Aufgaben des fünftigen Reichdtagd auf 
und erklärt dabei, daß, obmwohl die mit den Verbündeten beftehenden, auf 
die Erhaltung des Friedens abzielenden engeren Berhältnifje und freund 
ihaftlichen Verbindungen mit den anderen fremden Staaten eine erfreuliche 
Gewähr des Friedens böten, doc für die Erhaltung und Ausgeftaltung 
der Wehrmacht vorgejorgt werden müſſe. E3 jei daher notwendig, neben 
der Bewilligung des ordentlichen Rekrutenkontingents auch jene außer— 
ordentlihen Ausrüftungsbedürfniffe zu befriedigen, die von früheren De- 
legationen bereit3 al3 notwendig anerfannt und gutgeheißen worden jeien. 
Die Thronrede Fündigt jchlieklidy an, daß nad Beendigung der Wahlreform 
die Einberufung eines neuen Reichstags erfolgen werde. 


22.125. Mai. (Cißleithanien.) Abgeordnetenhaus. Debatte 
über die Regierungserflärung. 


Abg. Dzieduszycki (Pole): Die Haltung des Polenklubs gegenüber 
der neuen Regierung werde davon abhängen, wie dieje fich in ihren Hand«- 
lungen gegenüber den Bedürfniffen Galiziend und der polnischen Bevölfe- 
rung ermeijen werde. Was die Wahlreform angehe, jo würde ed Sache 
der Regierung jein, durch Entgegentommen gegenüber den berechtigten 
Forderungen des Polenklubs es diefem zu ermöglichen, der Reform zuzu— 
ftimmen. SHinfihtlid) der Verhandlungen mit Ungarn werde der Polen- 
Hub jein Verhalten nicht von der Stellung zur Regierung abhängig machen, 
fondern jeweilig für diejenigen Maßregeln ftimmen, die ihm für die Macht— 
ftellung und die notwendige Einheit der Monarchie erjprießlich erjchienen. 
Ab. Stein (alldeutih): Die Wahlreformvorlage ſei ohne Sonderftellung 
Galizien undenkbar. Er fordere ferner die Feftlegung der deutichen Staats— 
ſprache in Oeſterreich; die jeßigen troftlofen Verhältniffe rührten Her von 
dem Mangel an einer führenden Regierung und an einem jelbftbewußten 
Parlamente. Abg. Stranſky (Tſcheche): In der Regierungsvorlage handle 
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es fih um die Schaffung eines Wahlprivilegd für die Deutjchen. Die 
Tihehen jähen fich gezwungen, jo lange der Regierung als Gegner 
gegenüberzuftehen, da die wichtigjten Forderungen des tichechiichen Volkes 
ignoriert würden. 


25. Mai. (Cisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus nimmt 
die Delegationgwahlen vor. 

25. Mai. (Wien.) Der Kaifer empfängt den Chef des preu- 
Bifchen großen Generalſtabs dv. Moltke. — Eine urjprünglich ge= 
plante größere Truppenübung in Brud wird abgejagt, was in der 
Preſſe auf politifche Gründe zurüdgeführt wird. 

25. Mai. (Ci3leithanien.) Minifterpräfident Prinz Hohen- 
lohe jchlägt ein Kompromiß für die Wahlreform vor: 

Hiernah wird die Gejamtzahl der Abgeordneten gegenüber der 
Gautihihen Vorlage um 40 vermehrt. Bon diefen Mandaten fallen auf 
Galizien 14, Niederöfterreihh 9, Böhmen 2 deutſche und 2 tichechifche, 
Mähren und Schlefien je 1 deutjches und 1 tichechiiches, auf die Bukowina 
je 1 deutjches, rumänijches und ruthenifches, Oberöfterreih 2, Tirol je 1 
deutſches und 1 italienisches und ſchließlich je 1 auf Salzburg und Trieft; 
legteres ift ein italienifches. Verſchiedene Vorichläge bezüglich Galizien 
betreffen eine Aenderung der LZandgemeinden-, jowie der ftädtiichen Man— 
date und den Schuß der Minoritäten. Weitere Vorjchläge beziehen fich 
auf Abänderung de3 Baragraphen über die Art der Reichsratswahl und 
der Stihwahlen, und endlich auf die Beltimmung, daß eine Abänderung 
der Einteilung der Wahlbezirfe nur bei Anmejenheit von mindeſtens der 
Hälfte der Mitglieder des Haujes mit ga rem zwei Drittel Majorität 


bejchlofjen werden kann. Diejer leßtere Vorſchlag bezwecke nicht3 anderes 
als die dauernde Sicherung friedliher Verhältniffe. 


28. Mai. (Ungarn) Die ungarifche Regierung wird vom 
König ermächtigt, dem Abgeordnetenhaufe den autonomen Zolltarif 
als ungariſchen Zolltarif zu unterbreiten, während die djterreichijche 
Regierung forderte, daß bderjelbe als gemeinjamer Zolltarif in 
Kraft trete. 

28. Mai. (Eisleithanien.) Minifterpräfident Prinz Hohen 
lohe tritt wegen der Gewährung des ungarijchen Zolltarifs zurüd. 

28.30. Mai. (Gisleithanien.) Kabinettäfrifi3 und Ab— 
geordnietenhauß. 

Snfolge der Demiſſion des Kabinett? fagt der Präfident Graf 
Better die Sitzung für den 29. ab. (28. Mai.) — Am 29. verfammeln 
fih etwa 75 Abgeordnete der verjchiedenen Parteien unter dem Borjige 
des Abg. Prade (dt. Bp.) zu einer zwanglofen Bejprechung, um gegen die 
geihäftsordnungsmwidrige Abjage der heutigen Sitzung zu proteftieren. 
Abg. Prade äußert jein Bedauern über den Nüdtritt des Prinzen zu Hohen- 
Iohe, auf den große Hoffnungen gejegt worden ſeien und der zum erjten- 
mal den ungariſchen Uebergriffen entgegengetreten jei. (Lebhafter Beifall.) 
Die Verſammlung bejchließt, Prade zum Präjidium des Abgeordnetenhaufes 
zu entjenden, um e3 auf das Geſchäftsordnungswidrige jeined Vorgehens 
aufmerkjam zu machen und es aufzufordern, Heute noch oder morgen vor— 
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mittag eine Sigung abzuhalten. — Nach Wiederaufnahme der Beiprechung 
teilt PBrade dann mit, daß der Bräfident des Abgeordnetenhaujes erklärt 
habe, er jei angelicht3 der Demiſſion des Kabinett3 nicht in der Lage, 
heute oder morgen eine Sigung einzuberufen, werde die aber in den 
nächſten Tagen im Einvernehmen mit den Obmännern der Klubs tun. 
Prade fügt Hinzu, daß die Obmänner bereits zu einer Konferenz zuſammen— 
getreten jeien. Man möge diejer die Löſung der Frage vertrauensvolf 
überlafjen. Ein Antrag des Abg. Schönerer (alldeutich), dem Präfidenten 
das Mißtrauen auszujprehen, wird abgelehnt, und die Verſammlung hier- 
auf gejchlofjen. — In der Konferenz der Obmänner, in der ſämtliche Bar- 
teien mit Ausnahme der Alldeutichen vertreten waren, wird beichlofjen, 
morgen eine Sitzung abzuhalten. Die Vertreter der deutichen Fortichritts- 
partei und des Zentrumsklubs geben ihrem Bedauern über den Rüdtritt 
de3 Prinzen zu Hohenlohe und ihrer Genugtuung über defjen Haltung 
gegenüber Ungarn Ausdrud. Der Zentrumsklub bezeichnet e3 als Pflicht 
aller Barteien, ſich unter Zurüdftellung alles Trennenden zur gemeinjanten 
Abwehr gegen die die Macht, das Anjehen und die Wohlfahrt der Mon- 
archie bedrohenden Forderungen Ungarns zuſammenzuſchließen. Es wird 
ein aus acht Mitgliedern beftehender Unterausſchuß eingejegt, welcher be- 
auftragt wird, einen jcharf abgefaßten Dringlichkeitsantrag, der zur poli« 
tiihen Lage Stellung nimmt, vorzubereiten. Der Antrag joll heute abend 
einer neuen Obmännerfonferenz vorgelegt und in der für morgen ver- 
langten Sigung des Abgeordnnetenhaujes eingebracht werden. Die Ob— 
männer jollen für die einmütige Annahme des Antrages in diejer Sigung 
Sorge tragen. Yalld durch Bertagung des Hauſes die morgige Sitzung 
unmöglich) werden follte, jollen die Obmänner auf ihre Klubmitglieder in 
dem Sinne einwirken, daß jämtliche Mitglieder, die in die Delegation 
gewählt find, ihre Mandate niederlegen. Die zweite Obmännerfonferenz 
mißbilligt zwar die Abjage der Sitzung, erfennt aber die bona fides des 
Präfidenten an. Graf Vetter behält infolgedeflen das Präſidium, das er 
nach den erjten Erörterungen niederlegen mwollte. — Der Dringlichfeits- 
antrag, den die Obmänner bejchließen, proteftiert, daß der durch die rechts— 
fräftige Veröffentlichung de3 gemeinjamen Bolltarif3 mit jchweren Opfern 
für die meftliche Reichshälfte erfaufte Rechtszuſtand durch das Vorgehen 
der ungarijhen Regierung ohne Zuftimmung des Reichsrats geändert 
werde, und fordert, daß Feine Veränderung ohne Befragung des Reichs— 
rats gejchehe. 

Am 30. begründet Abg. Dr. Kathrein den PDringlichfeitsantrag. 
In dem Augenblide, wo fich Ungarn anjchide, zum Nachteile Oeſterreichs 
die gemeinjamen Beziehungen zu lodern und zu löfen, dürfe dad Haus 
nicht zugeben, daß über das Recht der Bevölkerung Defterreichd ohne das 
Haus irgendwie verfügt werde. Sobald die Berhältnifje es erheijchten, 
müfje das Haus einberufen werden. — Die meiften Parteien ftimmen dem 
Antrag unter jcharfen Angriffen auf Ungarn zu. Abg. Dr. Zueger erklärt, 
folange der frühere Buftand in den gemeinjfamen Angelegenheiten nicht 
mwieberhergeftellt jei, gebe es bei ben Chriſtlich-Sozialen feinen Kreuzer 
für die gemeinjamen Ausgaben und feinen Refruten. — Der Antrag 
wird mit 240 gegen 8 Stimmen (Alldeutiche und Tichechijch- Radikale) an- 
genommen. 


29. Mai. (Ungarn.) Abgeordnetenhaus. Zolltarif, Handels— 
verträge. Regierungsprogramm. 


Es wird ein Gejegentwurf betreffend den Zolltarif eingereicht, ferner 
ein Gejeß, welches die Regierung ermächtigt, die mit Deutichland, Stalien, 
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Belgien, Rußland und der Schweiz gejchloffenen Handelöverträge bis zur 
weiteren Verfügung in Kraft zu ſetzen, ebenjo die mit Serbien und Bul- 
arien getroffenen provijoriihen Bereinbarungen. — Minifterpräfident 
Welerle legt fein Programm dar: Die großen nationalen Gedanken, die 
die Deffentlichkeit beherrichen, fünnen wir in der Uebergangszeit nicht ver- 
wirflihen. In erfter Reihe wird die Regierung die Wahlreform auf der 
Grundlage de3 allgemeinen Stimmrechtes durchführen. Sie wird ferner 
darauf bedacht jein, die Selbitverwaltung in den Komitaten und Gemeinden 
zu ftärfen. In voll3wirtfchaftliher Beziehung wird u. a. eine Ergänzung 
des Gejeges zur Förderung der Induſtrie, jowie die Hebung bed Erport3 
und eine Reorganijation der Staatöbahnen geplant. Die Auswanderung 
ſoll durch Berihaffung von Arbeitägelegenheit eingedämmt werden. In 
finanzieller Hinfiht wird geplant die Einführung einer progreifiven Per— 
jonaleinfommenfteuer. Ferner foll der Umlauf der Noten zu 10 und 
20 Kronen verringert werden. Was das Verhältnis zu Defterreich betrifft, 
ſollen Verhandlungen eingeleitet werden, um das Zollbündnis durch einen 
Bollvertrag zu erjeßen. — Vertreter der Berfafjungspartei, der Kofjuth- 
partei und der Volkspartei verjprechen Unterftüßung des Kabinetts. 


Anfang Juni. In Niederdjterreich werden wegen Lohn 
jtreitigfeiten 40000 Bauarbeiter außgejperrt, Ende Juni wird durch 
mehrere Tarifverträge unter Bermittlung der Statthalterei die 
Einigkeit wiederhergeftellt. 

3. Juni. (Cisleithanien.) Folgendes Kabinett wird ge— 
bildet: 


Minifterpräfident: Frhr. v. Bed (Beamter), Inneres: Bienerth (Be- 
amter), Aderbau: Fürft Auerjperg (Beamter), Zuftiz: Dr. Klein (Beamter), 
Eifenbahnen: v. Derſchatta (dt. Volkspartei), Unterricht: v. Narchet (dt.- 
fortichr.), Finanzen: Konywski (Pole), Handel: Forſcht (Tſch.), Brade deut- 
ſcher, Dzieduſzyki polnischer, Pacak tſchechiſcher Landsmannminiſter. 


5./6. Juni. (Ungarn.) Abgeordnetenhaus. Ex-lex-Zuſtand; 
Handelöpolitif. Nationalitätenfrage. 


Am 5. genehmigt dad Haus die Gejeßesvorlage betreffend das 
Budgetprovijorium und betreffend die Bewilligung des Refrutenkontingents. 
Hiermit ift der Ex-lex-Zuftand, der infolge der Verweigerung der Steuern 
und der Refruten eingetreten war, formell beendigt. — Am 6. genehmigt 
es das Ermächtigungsgejeß, kraft defjen die Regierung die Handelöverträge 
mit Deutichland, Stalien, Belgien, Rußland und mit der Schweiz mit 
Rüdwirkung bis zum März 1906 auf dem Verordnungswege in Kraft ſetzt 
und das die Regierung ferner autorifiert, betreffend den Handelöverfehr 
mit Gerbien, Bulgarien und Montenegro provijoriihe Verfügungen zu 
treffen. In der Debatte opponieren die Nationalitäten, die von allen 
Ausſchüſſen ausgeichloffen worden waren, obgleich fie 25 Dann ftarf waren. 
Sie jollen aber nit al3 Partei anerfannt werden. Infolge ihrer Oppo- 
fition erflärt Minifterpräfident Wekerle: Das Kabinett legt das Haupt- 
gewicht auf die Unparteilichteit der Verwaltung, was bejonders den Natio- 
nalitäten, vielleicht nur ihnen zugute fommt. Die großen Staatdmänner 
Ungarns, Deak, Kofjuth, Eötvös, Andrafiy, haben ftet3 in der Nationalitäten- 
frage einen weitgehenden liberalen Standpunkt eingenommen. Die Regie- 
rung bat ſich auf den Standpunkt diefer Männer geftellt, ihre Loyalität 
darf nicht angezweifelt werden. Es ift unbillig, zu behaupten, daß jeßt 
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eine Aera eingetreten ei, in der der ungarischen Raſſe befondere Begün- 
ftigungen zuteil und die Nationalitäten unterdrüdt würden. Die kulturelle 
Entwidelung der Nationalitäten, die Freiheit Schulen zu errichten, wollen 
wir nicht beſchränken. Nur joll auch da der ungarijche Staatögedanfe und 
der ungarische nationale Charakter dieſes Staates zum Ausdrud gelangen. 
Die Sprachhenforderung der Nationalitäten können wir in der verlangten 
Form nicht durchführen. Die Bejcheide in der Sprache der Eingaben ab- 
zufaffen iſt bei der mittleren Behörde nicht durchzuführen, weil wir hier 
vor allem fachmännijch gebildete Beamte anjtellen müfjen, doch auf dem 
Gemeindeverwaltungsgebiete joll diefem Wunjche nach und nach möglichft 
Rechnung getragen werden. Auch habe ich mich bereit erklärt, bei der 
Bejegung einzelner Stellen joldhe Bewerber, die nicht der ungarischen Nation 
angehören, wenn fie für ihre fahmännische Bildung eine Gewähr bieten, 
in jedem Falle zuzulafien. Darüber hinaus aber werden wir nicht gehen. 
Was die Wahlreform betrifft, jo gedenft die Regierung von jedem Zenſus 
abzujehen. Viel wichtiger ift die Einteilung der Wahlbezirfe, die Reform 
des Wahlverfahrens und die Judikatur in Wahlangelegenheiten. 

6.7. Juni. Der Deutjche Kaifer bejucht den Kaiſer Franz 
Joſeph. — Depejchenwechfel mit dem König von Stalien. — 
Kreuzenftein. 

Beide Kaiſer richten folgendes Telegramm an König Viktor Emanuel: 
Zu zweien vereinigt, jenden Wir Unjerem dritten treuen Verbündeten den 
Ausdrud Unjerer unveränderlichen Freundſchaft. Wilhelm. Franz Joſeph. 

Der König antwortet: Jch teile die Befriedigung Euer Majeftät 
und Seiner Majeftät des Deutjchen Kaijerd über Ihr Zufammenfein und 
bitte die beiden Verbündeten, mit Meinem Dank für Ihre liebenswürdige 
Depeiche die Verſicherung Meiner treuen und unverbrüdlichen Freundichaft 
entgegenzunehmen. Viktor Emanuel. 

Am 7. beſucht Kaifer Wilhelm die Burg Kreuzenftein des Grafen 
Wilezek und befichtigt die dortigen Kunftihäge. In feiner Ermwiderung 
auf die Begrüßung de3 Grafen jagt er: Sie wollen dem jeßigen Gejchlecht 
vorführen, wie unjere jchwertgewaltigen Ahnen die ritterlihe Tugend der 
Tapferkeit Hochgehalten und ihre ritterliche Verehrung den Frauen bemwiejen 
haben! Mögen dieje Ihre Beftrebungen, denen Ich Mich aus ganzem 
Herzen anjchließe, noch jo verkleinert oder angegriffen werden: immerhin 
wird jeder davon überzeugt fein, daß Ihrem Werke Ehre gebührt, daß 
Ihr Werk eine Kulturtat ift. Möge man kritifieren oder möge man rügen, 
jeder, der durch Kreuzenftein jchreitet, ift gezwungen zur Kritik, zur Dis- 
fuffion. Wenn ed nur einmal zur Diskuffton kommt, ift fchon ein großer 
Schritt getan. Die Diskuffion führt zum Nachdenken, und Nachdenken ift 
geiftige Arbeit — geiftige Arbeit aber ift alle! Erneuern wir die Sdeale, 
welche frühere Gejchlechter erfüllt haben! Bauen wir Altes wieder auf! 
Geben wir Altgebautes fort! 

7. Juni. (Cisleithanien.) Minijterpräfident Frhr. v. Bed 
legt im Abgeordnetenhaufe fein Programm dar: 

Die Regierung, die jet vor das Haus trete, jei weder die Negie- 
rung irgend einer Partei, noch auch eine Regierung gegen irgend eine 
Partei; fie ftele nur eine Konzentration der arbeitämwilligen Kräfte dar 
und glaube den Ehrennamen einer parlamentarifchen Regierung beanjpruchen 
zu dürfen. Infolge der Mitwirfung der Vertrauensmänner der verjchie- 
denen parlamentarijhen Gruppen könne das Parlament beruhigt der 
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Führung der Regierung folgen. Diejelbe Hoffe, in und mit dem Barla- 
mente die Kraft zur Löſung ihrer fchweren Aufgabe zu finden. Bezüglich 
des Berhältnijies zu Ungarn ſei die Regierung der Anficht, daß der Boll- 
tarif gemäß der Früher mit Ungarn getroffenen Vereinbarungen als ge- 
meinjamer Tarif gejeglich zu artifulieren jei. Ungarn aber ftehe auf dem 
Standpunkt, daß bereits jeit 1899 der Zuftand des jelbftändigen Boll- 
gebiete8 eingetreten fei, und Habe daher dem ungarijchen Abgeordneten» 
hauſe den allerdings gleichlautenden gemeinjamen Bolltarif als ſelbſtän— 
digen ungariſchen Tarif vorgelegt. Defterreich befige den durch die im 
Rahmen der Handelöverträge für die Gemeinjamfeit gebrachten Opfer 
teuer erlauften Anſpruch auf die bündnismäßige Aufrechterhaltung des 
gemeinjamen Bollgebietes und Tarifes für die Dauer der Handelöverträge, 
Ungarn aber verjage jenen Gegenwert und mache die Nichtanwendung des 
ungarijhen Zolltarifes gegen Defterreich Tediglich von der Einhaltung der 
Neziprozität abhängig. Defterreih wäre grundjäßlich ſchon jegt zu jelb- 
ftändigen Verfügungen berechtigt. Da aber Ungarn erflärt habe, daß es 
die verfafjungsmäßige Behandlung des Zolltarifes nicht fortfegen wolle, 
bi3 die Verhandlungen mit Oeſterreich beendet feien, ſei Defterreich zu— 
nädhjft zu einer Verftändigung bereit. Die Verhandlungen müßten jedoch 
den ganzen Kompler der Ausgleichsfragen umfafjen und eine flare und 
dauernde, gegen Beeinträchtigungen fichernde Grundlage der wirtſchaftlichen 
Entwidelung jchaffen. Sollten die Verhandlungen jcheitern und Defter- 
reich gezwungen fein, jein Haus jelbft zu beftellen, jo werde da3 mit Ruhe, 
Ernſt und Entichiedenheit geichehen. Die Regierung erbitte die Fräftigfte 
Unterftügung des Haujeg, fie ftehe für die Aufrechthaltung des legitimen 
Einflufje8 des Parlaments jowie dafür ein, daß feine Entjcheidung, die 
Defterreich angehe, ohne Defterreic) gefällt werde. Die Regierung erachtet 
gerade im Hinblid auf die mögliche Geftaltung der Dinge in Ungarn die 
Fortjegung der Eifenbahnverftaatlichungsaftion für geboten. Dringend 
nötig jei auch die baldige Verabſchiedung der Nordbahnvorlage, die jeiner- 
zeitige Regelung des Fluß- und Seeſchiffahrtsverkehrs und die Erledigung 
der Gemwerbenovelle. Gegenüber der Wahlreformvorlage jei die Regierung 
in der Lage de3 Univerjalerben. Sie trete die Erbichaft ohne Vorbehalt 
an und ſei entichlofien, die Borlage ihrem Ziele zuzuführen. Eine Ver- 
fändigung müfje gefunden werden. Die Regierung werde alles daran- 
jeben, um die parlamentarijche Erledigung der Wahlreform zu bejchleu- 
nigen. Diejelbe werde gelingen im Geiſte der Einmütigfeit. Wenn man 
bereit jei, mit kleinen Opfern eine jo große Errungenichaft zu erfaufen, 
dann werde die Wahlreform als Ausflug der großen Gemeinjamfeit des 
Empfindens aller Bölfer Defterreich3 erjcheinen und den nationalen Frieden 
fördern. Diejer Heiligen Aufgabe weihe die Regierung ihre ganze Kraft. 
Wenn auch der Nationalitätenftreit nicht al3bald gänzlich zu tilgen fei, jo 
hoffe die Regierung wenigſtens eine Milderung desjelben und die Vor— 
bereitung der Schlichtung der weiteren Fragen zu erzielen, da der Mi- 
nifterrat dur den Eintritt der Vertrauensmänner der ftreitenden Par— 
teien nun zu dem Boden geworden jei, auf welchem eine Verftändigung 
angebahnt werden könne und jolle. Die Regierung werde zum Bmede der 
Herbeiführung des nationalen Frieden? alles aufbieten und im richtigen 
Augenblid auch vor kritiſchen Fragen nicht zurüdmweichen, wie e3 die 
Löſung der Sprachenfrage in Böhmen oder die Erledigung der mährijchen 
Univerfitätöfrage jei. (Lebhafte Zmilchenrufe.) In dem gegenwärtigen 
ſchickſalsſchweren Augenblid, der den ftärfften Schuß für die gemeinjamen 
Intereſſen der Völker Defterreichd erfordert, ift nur die unerjchütterliche 
Einigkeit der Regierung, des Parlament3 und der öfterreichifchen Völker 
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ber zu löfenden Aufgabe gewachſen. Dieje Einigkeit ift jetzt die höchſte 
Pflicht aller. (Lebhafter Beifall.) 

8. Juni. (Cisleithanien.) Herrenhaus. Minifterpräfident 
ehr. vd. Bed betont die Notwendigkeit der Durchführung der Wahl- 
reform und der Herbeiführung eine dauernden Verhältniſſes zu 
Ungarn ohne die ewigen Ausgleichskriſen. 

I. Juni. (Wien) Zujfammentritt der Delegationen. Budget. 


Die öfterreichiiche Delegation wählt den Prinzen Lobkowitz, Die 
ungarische den Fürften Theodor Zichy zum Präfidenten. — Minifter Des 
Auswärtigen Graf Goluchowski legt das gemeinjame Budget vor. Es 
weift ein gejamtes Nettoerfordernis von 346720362 Kronen auf, das ift 
ein Plus von 4651471 Kronen gegenüber der Bewilligung von 1905. 
Hiervon entfallen auf das Miniftertum des Aeußern 12151536 Kronen 
(+ 500000), auf das Heer 299049261 Fr. (+ 2149866), von denen für 
ein außerordentliched Erfordernis 1295790 Kr. beftimmt find. Das Ge- 
jamterfordernis für Bosnien und die Herzegowina beträgt 7583000 fr. 
wie 1905. Die Ueberjchüffe aus den Bollgefällen werden mit 116446 779 fr. 
(+ 1730050 gegen den Voranſchlag von 1905) berechnet. Für das Heer 
beanjprucht da3 Kriegäminifterium außerdem einen Teilbetrag von 49000000 
Kronen al3 einmaliges außerordentliches Erfordernis zur Beihaffung von 
neuem Feldartilleriematerial jowie zur Beihaffung neuer Ausrüftungs- 
gegenftände. Für den erfteren Zweck jollen im Jahre 1906 20 Millionen 
verwendet werden. Für die Marine beanjprudt das Kriegsminifterium 
pro 1906 al3 einmalige außerordentliche Erfordernid 26300000 Kr. 
Im ordentlihen Erfordernid werden für bereit? bemilligte Schiff3bauten 
6970000 Ker. für die Erneuerung der Torpedoflottille 8820000 Fr. und 
für Unterjeeboote u. j. w. 1000000 Fr. beanſprucht, im außerordentlichen 
Erfordernis für Geihüge und Munition 7510000 Fr., für Hafenbauten 
in Bola 2000000 Kr. 

10. Juni. (Wien) Der Kaifer empfängt die Delegationen 
und erwidert auf die Anfprache der Präfidenten: 

Die Berficherungen treuer Ergebenheit, die Sie an Mid gerichtet 
haben, erfüllen Mich mit aufrichtiger Befriedigung, und Ich ſpreche Ihnen 
dafür Meinen herzlichen Danf aus. Unjere Beziehungen zu allen aus- 
wärtigen Staaten haben während de3 längeren Beitraums, der jeit der 
legten Tagung der Delegationen verflofjen ijt, ihren durchaus freundlichen 
Charakter bewahrt. Mit tiefer —— hat Mich der ruchloſe Anſchlag 
auf Ihre Majeſtäten den König und die Königin von Spanien erfüllt und 
Ich danke der gütigen Vorſehung, die eine ernſtere Gefahr von dem er— 
lauchten jungen Paare abgewendet hat. Das vor mehr als einem Viertel— 
jahrhundert abgeſchloſſene Bündnis mit dem Deutſchen Reiche bewährt ſich 
vermöge ſeines defenſiven und konſervativen Gepräges heute wie zuvor 
als eine wertvolle Friedensbürgſchaft, deren Erhaltung und Pflege ſich 
unſerer beſonderen Sorgfalt erfreut. In dem Beſuche, den Mir Seine 
Majeſtät Kaiſer Wilhelm vor wenigen Tagen abgeftattet hat, iſt unſer 
inniges Freundjchaftsverhältnis neuerdings zutage getreten. Ebenjo ver- 
trauensvoll jind die Beziehungen zu unjerem anderen Verbündeten, dem 
Königreiche Stalien, mit dem wir und bezüglich der uns gemeinjam be- 
rührenden Angelegenheiten in erfreulicher Uebereinftimmung befinden. Das 
Einvernehmen, das wir zum Zwecke der Herftellung geordneter Zuftände 
auf der Balfanhalbinjel mit dem uns eng befreundeten ruſſiſchen Reiche 
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getroffen Haben, befteht auch weiter in voller Kraft und hat gute Früchte 
getragen. Wenngleich die Lage in jenen Gebieten noch vielfah Mängel 
aufweift, hat jie ſich doch unleugbar gebefjert, und es ift vor allem ge- 
lungen, ernftere Komplikationen Hintanzuhalten. Das jchwere Ringen 
zwiichen Rußland und Japan im fernen Dften ift zu unjerer aufrichtigen 
Freude dank der uneigennüßgigen Vermittlung des Herrn Präfidenten der 
Bereinigten Staaten durch einen für beide Teile ehrenhaften Frieden be- 
endet worden. Die Frage der wirtichaftlihen Erſchließung Marokkos und 
des Anteiles, welchen die europäijchen Staaten daran nehmen jollen, hat 
während des verflojjenen Jahres zu erniten Verwidlungen zu führen ge- 
droht. Erfreulicherweije iſt es gelungen, auf der zur Austragung diejer 
Differenzen nad) Algeciras einberufenen Konferenz eine alljeit3 befriedigende 
Löſung zu finden, wozu nicht zum geringften Teile unjere vermittelnde 
Tätigfeit beigetragen hat. So wie bisher, wird auch weiterhin die Er- 
haltung des Friedens für Europa und vor allem für die Monarchie der 
leitende Gedanke unjerer auswärtigen Politik jein. Meine Kriegsverwal— 
tung bleibt rüdjichtlich der laufenden Erfordernifje für die Erhaltung des 
Heeres und der Kriegsakademie in den Grenzen der legtjährigen Bemwilli- 
gung. Für die nicht mehr aufjchiebbare aid Beihaffung von 
Waffen und Kriegsmaterial, dann für die rajchere Ausführung von Sciffs- 
bauten und Armierung von Schiffen gelangen programmgemäß weitere 
Teilbeträge zur Anforderung. Der ftetige Fortſchritt im Offupationsgebiete 
hat auch im abgelaufenen Jahre keine Unterbredhung erfahren. Wichtige 
Reformen auf allen Gebieten der Verwaltung vollziehen ſich oder werden 
angebahnt. Es jtellen fich aber doch manche Schwierigkeiten in der mo- 
dernen Entwidelung ein, wie der eben beendete, über zahlreiche Induſtrie— 
betriebe ausgebreitete Arbeiterftreit. Die Eijenbahnlinie, welche Sarajewo 
mit der jerbijchen und türkiihen Grenze im Südoſten verbindet, ift voll- 
endet und wird am 1. Juli dem Berfehr übergeben. Indem Ich die Ihnen 
zugelommenen Vorlagen Shrem patriotiihen Eifer und Ihrer bewährten 
Einfiht empfehle, heiße Ich Sie herzlichit willkommen. 


10. Juni. (Ei3leithanien.) Das Abgeordnetenhaus ge= 
nehmigt das Militärtargejeg, wonach die vom Wehrdienjt Befreiten 
mit über 1200 Kronen Einkommen eine Taxe zu zahlen Haben. 

10. Juni. Wien.) Die Vertretung der öfterreichifchen Sozial- 
demofratie droht in einem Aufruf mit einem Mafjenftreit, falls 
die Wahlreform nicht zuftande komme. 

10. Zuni. (Ungarn.) Das Organ der Unbhängigfeitspartei, 
der „Magyarorizay”“ fchreibt über Bedd Programm: 


„Wenn aljo die Defterreicher irgend einer Sache nicht zuftimmen, 
fo fann daraus (nad) Bed) in Ungarn niemals etwas werden. Ein folder 
impertinenter Blödfinn konnte nur in einem öfterreichiichen Beamtengehirn 
produziert werden. Wenn wir im Sinne des Gejeges in Hebereinftimmung 
mit dem König unjere wirtjchaftlihen und anderweitigen Berhältnifje 
einrichten, jo geht das Defterreich abfolut nichts an, und man wütet drüben 
ganz vergeblid. Wir werden unjere wirtſchaftliche Selbjtändigfeit um jeden 
Preis wahren! Daran kann gar feine Gewalttätigfeit mehr irgend etwas 
ändern.” 


10. Juni. (Wien) Antiungarifche Demonjtration. 
Eine Volksmenge, die einer von Oberbürgermeifter Abg. Lueger 
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geleiteten antiungariihen Berfammlung beigewohnt Hat, zieht vor das 
ungariihe Minifterpalais, verhöhnt die Mitglieder der Delegation und 
verjucht die Fenſter einzumerfen. Eine Sigung der ungariichen Delegation 
muß unterbrochen werden, bis die Maſſe durch Polizei vertrieben wird. — 
Minifterpräfident v. Bed jpricht dem ungarischen Weinifterpräfidenten fein 
Bedauern aus und jagt ftrenge Unterfuhung zu. — Die meijten größeren 
Blätter werfen Queger vor, die Demonftration angeftiftet zu haben. Ober— 
bürgermeifter Queger erflärt im Gemeinderat (12. Juni): Die in der Bank— 
gafje vorübergezogenen Perjonen, die zuvor an einer Volksverſammlung 
teilgenommen, hätten nicht gewußt, daß im Miniftergebäude am Sonntag 
eine Sitzung der ungarijchen Delegation ftattfand. Sie feien zudem durch 
verhöhnende Geften und Herabipuden von dem Gebäude in Aufregung 
geraten, Er, der Bürgermeifter, müfje, obwohl diefe bedauerlichen Provo— 
fationen zum mindeften ein Entjcehuldigungsgrund jeien, die Vorgänge in 
der Banfgafie, die übrigens feine wie immer geartete politifche Spitze hätten, 
aufs tiefjte bedauern und mißbilligen. 


11. Juni. (Wien) Ungarifche Delegation. Minijter des 
Auswärtigen Graf Goluchowski legt die auswärtige Lage dar (Drei- 
bund, Balfan, Maroffo): 


Der lange Zeitraum, der jeit der legten Tagung der Delegationen 
verflofjen ift, gehört zu jenen Epochen, die in der Flucht der weltgeidhicht- 
lihen Ereignifje tiefe Spuren zurüdzulafien pflegen. Die an den Tag 
getretenen Erjcheinungen haben den politischen Horizont wiederholt ver- 
düftert, manche Beklemmung und manche Bejorgnifje mwachgerufen, und 
wenn nicht3deftoweniger die Monarchie mit ruhiger Zuverſicht in die Zu— 
funft blicken durfte, jo ift es einerjeitö der bejtändigen, emjigen Pflege 
freundichaftliher Beziehungen zu allen auswärtigen Staaten, andrerjeit3 
dem Bertrauen zuzujchreiben, das ihre offene, loyale, von aufrichtiger 
Friedensliebe getragene Bolitif überall einzuflößen vermochte. Durch den 
engen Zujammenjchluß mit unjeren Verbündeten, geftügt auf das zu einer 
erfreulihen Intimität fich verdichtende Verhältnis zu Rußland, im vollen 
Genufje der ſympathiſchen Gefinnungen aller übrigen Mächte, konnten wir 
unentwegt die Biele unjerer Politik verfolgen und die Wahrnehmung un- 
jerer Intereſſen mit jenen Garantien umgeben, die einen ungeftörten Fort- 
jchritt auf dem betretenen Wege zu fichern geeignet find. Im Beichen 
einer vertrauensvollen Hebereinftimmung bewegten und bewegen fich, ebenjo 
wie je zuvor unjere Beziehungen zum Deutichen Neid. Weit und uner- 
jchüttert, bilden fie den Angelpunft jenes politifchen Syſtems, welches fich 
bereit3 jeit mehr ald einem Bierteljahrhundert bewährt und deſſen Fort— 
beftand nicht allein in unjerem gegenjeitigen Intereſſe liegt, fondern auch 
für den ganzen europäiichen Kontinent eine eminente Friedensbürgichaft 
darftellt. Dieje Grundlage unverjehrt zu erhalten, ift ein Gegenftand fteter 
Fürjorge beider Kabinette, welcher fie fich gewiß auch in der Zukunft mit 
demjelben Ueberzeugungseifer hingeben werden, wie fie e8 bisher zu tun 
beflifjen waren. Und nicht minder befriedigend ift das Verhältnis zu un— 
jerem italienijchen Alliierten. Es gibt zwar unverantmwortliche Kreiſe, welche 
durch Fünftlich hervorgerufene Difjonanzen diejes gute Einvernehmen ftören 
möchten. Solche Berjuche, Unfrieden zu ftiften, jcheitern indeſſen ſowohl 
an den beiderjeitigen redlichen Bemühungen, die ab und zu zum Vorſchein 
fommenden Berftimmungen baldigjt aus der Welt zu jchaffen, als aud an 
der forreften Haltung der italienischen Regierung, die ftet3 beftrebt ift, 
ihre bundestreuen ee Masken loyal zu betätigen. 

Diefem fejtgefügten Unterbau gliedert Ni wirkungsvoll die Ber- 
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ftändigung mit Rußland über die Behandlung der den nächſten Drient 
betreffenden Fragen an, eine Berftändigung, die bereit3 viele gute Früchte ge— 
tragen hat und die nach den gejammelten Erfahrungen auch in der Zukunft 
den allgemeinen Friedensinterefjen erhebliche Dienste zu leiften verfpricht. Die 
auf Grund dieſes Uebereinfommens eingeleitete Reformaltion in der Türkei 
ift num im vollen Zuge und läßt uns hoffen, daß wir fie troß vielfach 
noch zu überwindender Schwierigkeiten und der tendenzidjen Bemühungen 
mißgünjtiger Kritiker, welche diejelbe als eine ausfichtslofe Arbeit hinftellen 
möchten, mit zielbewußter Entjchlofjenheit einem greifbaren Erfolge zu- 
führen werden. Als wir die zu diefem Zwecke befolgte Marjchroute be» 
traten, taten wir e3 im vollen Bewußtjein, daß die Aufgabe feine leichte 
ift; wir ließen und aber von der Meberzeugung leiten, daß ein befferer 
Weg als diefer ung nicht zu Gebote ftehe, um den erniten Gefahren zu 
fteuern, die jeden Augenblid aus der bedenflichen Lage der uns nädjt- 
liegenden türkiſchen Provinzen emporzuwachſen drohten, und bösartigen, 
in ihren Folgeerfcheinungen nicht berechenbaren Komplikationen vorzu— 
beugen. Die Grenzen unjerer dahin zielenden Tätigkeit wurden zuleßt 
genau im Mürzfteger Programm anägeftedt, welches da3 Minimum deſſen 
darftellt, was unbedingt erforderlich ift, um zu einem erjprießlichen Re- 
fultate zu gelangen, dabei aber mit peinlicher Sorgfalt den Souveränitäts- 
rechten des Landesherrn Rechnung trägt und in jeinen Beftimmungen alles 
vermeidet, was einer Dedagregation des türkiſchen Reiches Vorſchub leiften 
fönnte. Unter diefen Umftänden jchien uns die Erwartung gerechtfertigt 
zu fein, daß die Türkei und aufrichtig an die Hand gehen werde, um mit 
vereinten Kräften dasjenige zu vollführen, was fie aus eigenem Antrieb 
nicht zuftande zu bringen vermochte. In vollftändiger Verkennung ihrer 
vitalften Intereſſen ftellte uns indefjen die Pforte auf Schritt und Tritt 
Hindernifje entgegen und veranlaßte uns jchließlich, ald wir auf einem 
toten Punkt angelangt waren, zu Zwangsmaßregeln zu greifen, die nicht 
ohne erheblihe Schädigung ihres Anjehens ſowohl nah innen ald auch 
nach außen verbleiben fonnten und die wir jchon aus diefem Grunde gern 
vermieden hätten. Der Gtarrfinn, auf den wir in Ronftantinopel ftießen, 
ließ uns aber feinen anderen Ausweg übrig. Weder der Hinweis auf 
unjere über jeden Zweifel erhabenen fonjervativen Gefinnungen, noch die 
wohl naheliegende Gefahr, daß, wenn unjere Reformaltion durch die Schuld 
der Türkei ohne Wirkung verbleiben jollte, von anderer Seite Forderungen 
geftellt werden würden — und dazu war bereit® mehr als ein Anzeichen 
vorhanden —, welche einer Loslöſung der fraglichen Provinzen vom tür- 
kiſchen Staatöverbande gleihfommen, konnten am Goldenen Horn befjere 
Erfenntni3 erweden, und jo fam es zulegt nach Erichöpfung aller Mittel 
gütlicher Ueberredung zu der gemeinjamen Flottendemonftration, die mit 
einem vollen Erfolg ihren Abſchluß fand. ... Der Minifter motiviert 
dann die von der Pforte jo lange beanftandete Forderung der Mächte 
betreffend die Einjegung einer internationalen Finanzkommiſſion. Er be- 
merkt in dieſer Hinfiht: Speziell veranlaßt ſei diefe Forderung dadurd) 
worden, daß die Türkei dad Verlangen nad einer dreiprozentigen Er- 
höhung der Einfuhrzölle gejtellt hatte, einer Maßnahme, die auch von den 
Ententemächten als unerläßliche Vorbedingung für die Equilibrierung des 
jogenannten mazedoniſchen Budget3 erfannt worden fei. Mehrere Rabie 
nette, indbejondere das englische, Hätten jedoch ihre Zuftimmung zu dieſer 
Bollerhöhung in erfter Linie an die Bedingung geknüpft, daß ihnen die 
Möglichkeit gewährt werde, durch eigene Vertreter an der die zufünftige 
Finanzgebarung normierenden Arbeit unmittelbar teilzunehmen. Der Mi— 
nifter hofft, daß es bald gelingen werde, dieſe Angelegenheit zu erledigen 
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und damit in Mazedonien auch auf dem Gebiete der Finanzverwaltung 
möglichft geordnete und normale Zuftände zu jchaffen. Dann bemerft er: 

Was nun überhaupt den Stand der Reformarbeit anbelangt, fo 
fann wohl fonftatiert werden, daß derjelbe fein unbefriedigender ift, jo 
groß auch die Hinderniffe find, denen wir nur zu oft begegnen und bie, 
abgejehen von dem bekannten pajjiven Widerftand der Türkei gegen jed- 
mwede Neuerung, nit am wenigſten in den Macyenjchaften jener auf- 
rühreriſchen Kreije liegen, die vor allem jelbftjüchtige Zwede verfolgen und 
planmäßig alles aufzumwenden juchen, um das Scheitern der von den 
Ententemäcdhten in uneigennüßigfter Weije übernommenen Aufgabe herbei- 
zuführen. Zu den Hierzu mit Vorliebe gebrauchten Mitteln —— die 
Organiſierung und materielle Förderung des Bandenunweſens, welches be— 
reits viele Verheerungen angerichtet hat und dem ſpeziellen Zwecke dient, 
eine beſtändige Unruhe und Gärung nach allen Richtungen hin zu er— 
halten. Allerdings iſt in jüngſter Beit diesfall3 eine gewiſſe Befjerung 
zu verzeichnen, indem einerjeit3 die Türfei ſich aufzuraffen beginnt und 
bei der Verfolgung und Vernichtung der auftauchenden Banden mit den 
ihr zur Verfügung ftehenden bedeutenden Machtmitteln nunmehr glüdlicher 
und erfolgreicher als wie bisher operiert, andrerjeit3 auch die einheimijche 
Bevölkerung jelbjt, de ewigen Kampfes müde, ſich dem Terrorismus der 
revolutionären Komitees allmählich zu entziehen ſucht. Zu einer radikalen 
Bejeitigung diejer jehr bedenklihen Erjcheinungen bedarf e3 aber noch der 
loyalen Mitwirkung fämtlicher Nachbarländer, an die wiederſcholt jchon 
die Ententemächte mit den eindringlichiten Borftellungen und Ermahnungen 
zu dem Zweck herangetreten find, um ihnen den vollen Ernft der Lage 
und das Bewußtſein der fchweren Verantwortung beizubringen, die fie 
durch die Duldung folder Duertreibereien innerhalb ihrer Grenzen im 
Angefiht von ganz Europa auf fi) laden würden. Dieſes Bemwußtjein 
jcheint aud in der Tat Wurzeln geichlagen zu Haben, denn es läßt fich 
nicht leugnen, daß man ſich heute ſowohl in Softa als auch in Athen und 
Belgrad anſchickt, energiichere Vorkehrungen, als die bisher ergriffenen, 
zu treffen, und wenn auch deren Wirkung nicht überall noch die gleich 
erjprießliche ift, jo geben fie doch der Annahme Raum, daß man auf er 
eingefchlagenen Wege nicht ftehen bleiben kann, jondern vielmehr ernftlich 
bejtrebt jein wird, alles aufzubieten, um den aufrühreriichen Elementen 
auf eigenem Gebiete endgültig das Handwerk zu legen. Graf Goluchowski 
geht Hierauf zur Beſprechung des griechiſch-rumäniſchen Konflift3 über, der 
durch den Nationalitätshader zwiſchen Griechen und Kutzowalachen in Maze- 
donien verurjacht jei und Höchjtens einem tertius gaudens zugute fommen 
könne. Diejer Streitfall hätte ſeines Erachtens um jo leichter vermieden 
werden können, al3 die Beruhigung und die Schaffung möglichſt normaler 
Buftände im mazedonifchen Gebiete dem Intereſſe beider Staaten entipricht 
und das Weſen der ftrittigen Frage jchließlich Angelegenheiten betrifft, die 
fich der direkten Kompetenz beider Teile entziehen. Man dürfe wohl er- 
warten, daß binnen furzem eine Verftändigung zwiſchen Bufareft und 
Athen zuftande fommen werde. Defterreich-Ungarn werde fie möglichft zu 
erleichtern juchen. ... 

Aus alledem fann man erjehen, daß in der von uns und Rußland 
im Einvernehmen mit den übrigen Mächten entwidelten Tätigkeit ein fteter 
Fortichritt wahrzunehmen ift und daß jomit von einem Schiffbruch unjeres 
Unternehmens abjolut feine Rede jein kann. Bedauerlich ift nur, daß 
jolche tendenziöje Ausftreuungen Gehör und Widerhall finden in Ländern, 
wo eine nüchterne Beurteilung der Lage zu erwarten wäre. Dies fann 
aber nicht3 an den Tatjachen ändern, welche keineswegs Veranlafjung zur 
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Entmutigung bieten. Wohl läßt das Tempo unſerer Aktion einiges zu 
wünſchen, doch muß man hierbei an die mannigfachen Urſachen der Ver— 
zögerung denken. Niemand kann unter ſolchen Umſtänden überraſcht ſein, 
das der Heilung3prozeß mehr Zeit in Anſpruch nimmt, ald e3 unter nor- 
malen Verhältniſſen der Fall wäre. Nichtödeftoweniger laffen uns die 
bisher erzielten Reſultate mit Zuverjicht in die Zukunft bliden. Weberzeugt, 
daß der von uns gewählte Weg der beite ift, um verhängnisvollen Kompli- 
fationen vorzubeugen, wollen wir im Verein mit Rußland die eingeleitete 
Friedensaktion unentwegt fortjegen. Wir fühlen und zu der Hoffnung 
berechtigt, daß e3 uns gelingen wird, das begonnene Werf, geftüßt auf 
das Bertrauen der übrigen Signatarmächte, mit Erfolg zum Abſchluß zu 
bringen. Ueber den durch den jerbifch-bulgariichen Zollunionsvertrag be- 
wirkten Inzidenzfall äußerte Graf Goluchowski ſich wie folgt: Inmitten 
unſerer Handelövertragdverhandlungen mit Serbien und Bulgarien wurde 
der Wortlaut de3 fraglichen Uebereinkommens durd) eine in der bulgari- 
ſchen Sobranje eingebrachte Regierungsvorlage plöglich befannt. Wir waren 
jomit vor eine Situation gejtellt, welche eine Verjchiebung der Baſis be- 
deutete, auf der unjere Verhandlungen bisher geführt worden waren. Das 
nötigte und zu einer entichiedenen Stellungnahme. Es blieb uns nichts 
übrig, al3 die bereit3 ziemlich vorgejchrittenen Verhandlungen einftweilen 
einzuftellen und abzuwarten, daß die Berhältnifje auf jenen Punkt zurüd- 
geführt werden, welche deren Wiederaufnahme auf einer normalen Grund- 
lage ermöglihen würde. Bezüglich Bulgarien, wo ein fait accompli 
durh Annahme der Regierungsvorlage in der Sobranje geichaffen wurde, 
mußten wir uns vorbehalten, die Angelegenheit auch vom Standpunft des 
Berliner Vertrages näher zu prüfen. Hinſichtlich Serbiend Hatten wir 
allerdings nur den Boden der Vereinbarung zur Verfügung, auf dem wir 
una um jo ficherer bewegen fonnten, da die Konzeſſionen, welche wir zu 
vergeben hatten, ein zu wertvolles Objekt für Serbien waren. Dieje Er- 
fenntnis veranlaßte auch die Serben nad) unjerem kategoriſchen Protefte 
dazu, fi) zur Vornahme aller jener Modifikationen bereit zu erflären, 
welche wir im Bertrage mit Bulgarien notwendig finden würden, bezm. 
dazu, den Vertrag der Skupſchtina überhaupt nicht vorzulegen. Wir wählten 
legtere Alternative und verlangten eine diesbezügliche jchriftliche Erklärung. 
Die verjchiedenen Schwankungen, die jerbijcherjeit3 während der darauf 
folgenden Bejprechungen über die Ausführungsmodalitäten zum Vorſchein 
famen, will ich lieber unerwähnt lafjien. Wir haben bei aller Schonung 
des Ehrgefühls und der Empfindlichkeit der Belgrader Regierung an dem 
Wejen unjerer Forderungen unentwegt fejtgehalten und haben die Handel3- 
vertragsverhandlungen erjt nach volljtändiger Erfüllung unjerer Bedingungen 
wieder aufgenommen. Hierbei waren wir nicht im mindejten von Miß— 
gunft oder Neid gegen die beiden Länder geleitet, aber wir konnten un— 
möglich zugeben, daß unter dem Vorwande einer politischen Annäherung 
eigenartige Vereinbarungen getroffen wurden, welche unjere wirtjchaftlichen 
Intereſſen einer empfindlichen Schädigung ausgejegt Hätten. 

Die zwiſchen Frankreich und England einerjeit3 und zwiſchen Frank— 
reih und Spanien andrerjeit3 im Jahre 1904 in betreff Marokkos ab- 
geichlofjenen Vereinbarungen — jo erklärte Graf Goluchomsfi — veran- 
laßten das deutſche Kabinett zu einer entjchiedenen Stellungnahme gegen 
jene Verfügungen, welche einzelnen Mächten eine prävalierende Stellung 
auf wirtſchaftlichem Gebiete in Marokko zum Nachteile der übrigen ein- 
geräumt hätte. Als ein ftarf mitinterejfierter Faktor jchloffen wir uns 
der Auffafjung der deutjchen Regierung an und vereinbarten mit derjelben 
ein gemeinfchaftliches, auf die Schaffung Hinreichender Garantien zur Wah— 
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rung der internationalen Gleichberedhtigung hinzielendes Vorgehen. Weit 
entfernt davon, die bejonderen politischen Intereſſen jpeziell Frankreichs 
als Grenzlandes Marokkos verfennen zu wollen, mußten wir darauf be- 
ftehen, daß unſere traftatmäßigen Rechte gegenüber Maroffo auch fernerhin 
in einer Weije fichergeftellt werden, die jeder mwillfürlichen Auslegung zu 
unferem Schaden einen Riegel vorjchiebt. Geſtützt auf die Beichlüffe der 
Madrider Konferenz vom Jahre 1880, traten wir dem Morjchlage des 
deutichen Kabinett? auf Einberufung einer neuerlichen Konferenz zur Aus- 
tragung der pendenten Fragen rüdhaltlos bei. Es bedurfte nicht geringer 
Bemühungen, um das franzöfiiche Kabinett zu bewegen, diefem Borjchlage 
zuzuftimmen. Uber die Einberufung der Konferenz bedeutete noch lange 
nicht die Löfung der fontroverjen Fragen jelbft, angeficht3 der jchroff zu— 
tage getretenen und fich immer mehr zujpigenden Gegenfäge zwijchen beiden 
im Bordergrunde ftehenden Mächten, die jchlieglich einen jo akuten Cha— 
rakter gewannen, daß jogar die optimiſtiſchſten Beurteiler der Sachlage jich 
nicht mehr der Gefahr eines rejultatlofen Museinandergehens der Konferenz 
verichließen fonnten. Da hielten wir, mit Rüdfiht auf unfer Bundes- 
verhältnis zum Deutjchen Reiche und auf unjere langjährigen freundichaft- 
fihen Beziehungen zu Frankreich den Augenblid für gekommen, vermittelnd 
einzugreifen. Der von unjerem erften Delegierten Grafen Weljersheimb, 
dejjen Takt und Umficht bei der Durchführung der eingeleiteten Aktion im 
der anerfennendjten Weije hervorgehoben zu werden verdient, eingebrachte 
Vorſchlag führte jehr bald zu einer deutlich erkennbaren Detente, unter 
deren Auſpizien jenes erfreuliche Refultat erreicht wurde, das die voll» 
ftändige Ausgleichung der beftehenden Gegenſätze bewirkte. Die glüdlich 
zuftande gebrachte Verftändigung ift das Refultat der unfrerjeit3 im Ein- 
verftändnid mit mehreren anderen Mächen mit ffrupulöjfer Objektivität 
geführten a re ar bei welchen uns da3 von Deutjchland ebenjo 
wie von Frankreich befundete Entgegenfommen zum Gelingen unferer Be- 
mühungen jehr wejentlich verholfen hat. Mit den Ergebnifjen diejer un— 
jerer jede Parteilichkeit vermeidenden Tätigkeit dürfte Oeſterreich-Ungarn 
fih jchmeicheln, den Friedensintereſſen Europas einen erbeblihen Dienft 
geleiftet zu haben. Mit Befriedigung könne man heute auf den Abſchluß 
des Zwiſtes zurüdbliden, zu deſſen Schlichtung das öfterreichifch-ungarifche 
Kabinett in voller Ueberzeugungstreue redfich beigetragen habe. Der Mi- 
nifter jchloß mit der Verficherung, daß der Leitftern feiner Politif wie 
bisher auch künftig der große Friedensgedanke jein werde, dem die Re— 
gierung auch fürderhin dienen wolle ohne Preisgebung irgend eines Inter— 
ejjes, aber unentmwegt und zielbewußt zum Heile und Nuten der Monardjie. 


14. Juni. Wien.) $n der dfterreichifchen Delegation er- 
widert Minifter des Auswärtigen Graf Goluchowski auf mehrere 
Bemerkungen zu feiner Darftellung der auswärtigen Lage: 


Es jei feine Rede davon, daß, wie immer wieder infinuiert twerde, 
Defterreih- Ungarn auf dem Balkan irgendwelche Erpanfionsgelüfte be» 
friedigen wolle. Das Zufammenwirfen mit Rußland verfolge Tediglich den 
Zwed, in Mazedonien Ruhe und Ordnung zu fchaffen. Gegenüber dem 
Delegierten Sylveſter betont er, daß Defterreich-Ungarn in der Balkan— 
politik auf Jtalien rechnen könne. Die Verhandlungen, die er (Goluchowski) 
in Venedig mit dem italienischen Minifter des Auswärtigen gehabt habe, 
hätten fich auf die albanijche Frage bezogen. Man ſei übereingefommen, 
den status quo aufrecht zu erhalten. Andere Abmachungen beftänden nicht. 
Gegenüber den Befürchtungen des tichechiichen Delegierten Kramarcz, daß 
Defterreich"-Ungarn durch den Dreibundsvertrag in eine gefährliche Aktion 
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verwicelt werden könne, erklärt er: In diefem Bertrage find die Fälle 
fehr genau bejtimmt, in denen wir gegenjeitig — haben und es 
ſind alle möglichen Garantien gegeben, ſowohl für uns, wie für das Deutſche 
Reich. Es tritt der casus foederis ein, wenn einer von uns von zwei 
Seiten angegriffen wird. Das bietet genügende Sicherheit. Wenn man 
ein Defenſivbündnis ſchließt, ſind die Rechte und Pflichten gegenſeitig. 
Selbſtverſtändlich kann das Gebiet, für welches das Bündnis gilt, nicht 
abgegrenzt werden; ebenjowenig iſt im voraus zu beftimmen, wann ber 
casus foederis eintritt. Die Hauptjache bleibt der Weberfall von zmei 
Seiten und daß eine gegnerische Provokation den Krieg hervorruft. Uebri— 
gens bejteht das Bündnis jeit einer Reihe von Jahren und hat jich bisher 
als eine Friedensbürgſchaft erwiejen. Es hat uns über mande Klippe 
binmweggeholfen. Dies wird hoffentlih auch in Zukunft nicht anders fein. 
Es liegt fein Grund vor, an dem Vertrag etwas zu ändern, deſſen Rifiko 
für beide Teile gleich ift. Defterreich-Ungarn Hatte in der Maroffofrage 
wichtige handel3politifche Snterefjen zu vertreten, jo daß es fi dem Stand- 
punkt Deutjchlands zur Wahrung des durch das englifch-franzöfiiche Ab- 
fommen gefährdeten Prinzips der offenen Tür anfchloR, Die durch Defter- 
reich- Ungarns vermittelnde Tätigkeit hergeftellte Ausgleichung jei für Deutich- 
land und Frankreich gleich ehrenvoll gewejen. Sie habe der Sache des 
Friedens einen jehr großen Dienft geleiftet. — Schließlich jei der Bor- 
wurf des allzu jcharfen Vorgehens gegenüber Serbien zurüdzumeijen. Die 
Regierung habe pflihtgemäß die gerechten Forderungen Defterreich-Ungarng 
vertreten müſſen. Bon einer Gehäffigfeit gegenüber Serbien jei feine Rebe. 
— Am 18. Juni findet in der ungarijchen Delegation eine analoge De- 
batte ftatt, in der der Minifter diejelben Erklärungen abgibt. Die ungari- 
ſchen Delegierten bejchweren ſich namentlih, daß die deutſche öffentliche 
Meinung den nationalen Kampf der Ungarn im letzten Jahre gehäjlig 
behandle. Trogdem harre Oeſterreich-Ungarn bei dem ijolierten Deutich- 
land ala jein Schleppenträger aus. 


19. Juni. Wien.) In der ungarifchen Delegation erklärt 
Kriegsminiſter dv. Pitreich über die Regimentzsprache: 

Er erkenne zwar die ungarijche Staatsſprache an, müſſe aber bei 
der Anwendung anderer Spraden im Dienftbetriebe der praftifchen Not- 
wendigfeit Rechnung tragen, da in einer ganzen Anzahl von Regimentern, 
die in Ungarn ihre Garnifon Hätten, nur ein Teil der Mannjchaften die 
ungarische Sprache genügend beherrſche. Er werde aber jein Möglichites 
tun, um das Ungarifhe als Regimentsſprache zur Geltung zu bringen. 
Was die Umgangsſprache anbelange, jo jeien, von den faft durchweg aus 
magyarifchen Elementen beftehenden Hujaren-Regimentern abgejehen, 15 
Regimenter rein ungarisch, 18 doppeliprahig und 4 dreiſprachig gemiſcht. 
Es feien ftrenge Verfügungen erlaffen, um zu verhüten, daß die Mann- 
ihaft in ihren religiöfen und nationalen Gefühlen verlegt würde. 

231.125. Juni. Der Kaifer bereift Böhmen und bejudht u. a. 
Reichenberg, wo ihn 200 Bürgermeifter deutjcher Gemeinden em— 
pfangen. — In einem Handfchreiben dankt er für die begeijterte 
Aufnahme bei beiden Volksſtämmen. 

21.26. Juni. Wien.) Beſprechung der auswärtigen Politik 
in der Öfterreichiichen Delegation. 

Del. Bianchini (Ftal.) tadelt den Dreibund, durch den Deutſch— 
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land Defterreih zum Pionier feiner imperialiftiihen Pläne mache. Del. 
Abrahamowitſch ift für den Dreibund, bedauert aber, daß dieje vom 
Polenklub mit Selbftverleugnung eingenommene Stellung zum Dreibund 
ftet3 durch das Verhalten der preußiichen Regierung gegenüber den Polen 
in Preußen und dur ihr Vorgehen gegenüber den öfterreichiichen Polen, 
da3 den Handelöverträgen und der gemwährleifteten Freizügigfeit wider— 
fpreche, erichwert werde; jchlieglich drüdt Redner dem Miniiter jeine An— 
erfennung für jeine verdienftvolle Leitung der auswärtigen Politif aus. 
Del. Graf Sternberg (Tſch.): Die Krone und jpeziell der jegige Kaijer 
hätten die traurige auswärtige Lage und die Konzejjionen an Ungarn ver- 
jchuldet; Defterreich jei ein „Reich der Lüge”, in welchem es nur darauf 
ankomme, die Intereſſen der Dynaftie zu jchügen, gleichviel ob Defterreich 
darob zugrunde gehe. Del. Kramarſch: Das Bündnis mit Deutichland 
jei überflüjfig, wenn nicht gar ſchädlich. Für die Politif Defterreich-Ungarns 
genüge ein gutes Einvernehmen mit Rußland und Stalien. Sollte eö aber 
zu einer Erneuerung des Bündnisvertrages mit Deutjchland fommen, jo 
müßten die Bündnispflichten Defterreich-Ungarnd auf ganz neue Grund- 
lagen geftellt werden. Um mit den Nachbarn in Frieden zu leben, brauche 
Defterreih-Ungarn den Dreibund nicht, der fich heute nur al3 eine ehr- 
würdige Reliquie aus alter Zeit darjtelle. Er werde, weil die gerechten 
Wünſche der Tichechen nicht befriedigt würden, gegen das Budget jtimmen. 
Del. v. Bärnreither (deutjch. Großgrundbei.): Die Gewähr und Recht— 
fertigung des Bündnifjes mit Deutjchland liege in dem dreißigjährigen 
Frieden, den dieje Allianz Europa und Oefterreich-Ungarn gejichert habe. 
Außerdem aber ſei auch der Dreibund den Deutjchen Oeſterreichs eine 
Herzensjache. Die Friedenstendenz des Bündniſſes jei bei der Maroffo- 
fonferenz wiederum Kar zum Ausdrud gefommen. Del. Stein (alld.) jehnt 
einen Anſchluß der Deutjchen an das Deutjche Reich herbei; die Los⸗von— 
Nom-Bewegung folle den Anſchluß vorbereiten. Dabei brauchten die Habs— 
burger nicht verjagt zu werden, jondern es jei ein Buftand wie vor 1866 
denkbar. Wir find der AZuverficht, daß die fommende Generation den 
Freudentag erleben wird, wo wir Deutiche wieder geeint find unter dem 
Szepter eined glorreichen Hohenzollernregenten, daß der herrliche Kaijer 
Wilhelm II. oder wenigſtens jein Nachfolger im Sinne des Gelöbnifjes, 
mit dem er die Regierung angetreten hat, nicht vergefien wird, ein Mehrer 
des Reiches zu fein. Del. Fürft Schönburg (fathol.) polemifiert jcharf 
gegen die alldeutichen Pläne: Wenn je die deutichen Zeile Defterreich® 
mit Deutichland vereinigt würden, jo würde dies ein Unglüd für das 
Deutjche Reich werden. Die Folge einer ſolchen Vereinigung wäre wahr- 
icheinlich ein blutiger Krieg zwijchen allen Slawen und Germanen. Ganz 
abgejehen von Defterreich würde für das Deutſche Reich eine Angliederung 
der deutjchen Teile Defterreihd auch deshalb zum Unglüd werden, weil 
die innere Stärke de3 Deutjchen Reiches in der Hegemonie einer Dynaftie, 
in der Präponderanz des ftarfen Norddeutichen über die weicheren Süd— 
deutjchen, welch Ießtere dann durch die öfterreichiichen Deutjchen verftärkt 
würden, und in dem Gleichgewichte der Konfejfionen zueinander befteht. 
Was die Alldeutihen wünjchen, werde jchon deshalb nicht in Erfüllung 
gehen, weil die Ideen der Alldeutichen im Deutjchen Reiche nur geringe 
Verbreitung gefunden haben und in3bejondere bei jenen, in deren Händen 
die deutjche Politik liege, feinen Anklang finden. Er und jeine engeren 
Gefinnungsgenoffen würden nur unter der Vorausjegung für das Kriegs— 
budget ftimmen, daß die gemeinfame Armee, wie bisher, ein einheitliches 
Ganzes bilden joll und daß die Führung, Leitung und Organifierung der 
gemeinjamen Armee ausjchliegli der Krone vorbehalten bleibt. 
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25.128. Juni. (Wien.) Die ungarifche Delegation debattiert 
über die auswärtige Politik. 


Mehrere Redner der Linken und ein kroatiſcher Abgeordneter tadeln 
die Politif Goluchowskis, der Ungarn durch feine Verbindung mit Deutich- 
land in Welthändel verwidle, die Balfanvölfer reize und Ungarn durd) 
Deutihland auf dem Balfan verdrängen laſſe. Ferner verlangen mehrere 
Delegierte Goluchowskis Rüdtritt, weil er fich widerrechtlich in die inneren 
Verhältniffe Ungarns eingemifcht Habe. Minifterpräfident Wekerle fon- 
ftatiert, daß in der Delegation bezüglich der beiden Kardinalpunfte der aus- 
wärtigen Politik, nämlid) des Fejthaltend am Dreibunde, der einen durchaus 
defenfiven Charakter trage, und der Forderung der freien Entwidlung der 
Balkanftaaten, faum eine Meinungsverjchiedenheit beftehe. — Nachdem noc 
Finangminifter Burian die Bolitif Goluchowskis verteidigt hat, wird das 
Budget ded3 Auswärtigen gegen 2 jerbijch-Froatiihe Stimmen genehmigt. 

27. Juni. (Eißleithanien.) Das Abgeordnetenhaus be- 
willigt ein jechsmonatiges Budgetproviforium, um den budgetlofen 
Zuftand zu beenden. 

uni. Juli. (Eißleithanien.) Prüfung der Körberjchen 
Geihäftsführung durch den Budgetausſchuß. 

Der Budgetausihuß tadelt, daß für die Hafenbauten von Trieft zu 
20% Voranſchläge gemadht worden feien, und daß Minifterpräfident v. Körber 

den Bau ohne parlamentarijche Genehmigung begonnen habe. Infolge— 
deſſen wird bejchlofjen, die früheren Minifter v. Körber, Böhm v. Bawerf 
und Frhr. dv. Call einzuladen, im Budgetausfhuß zu ericheinen, um auf 
gewifje Fragen — der Hafenbauten in Trieſt Auskunft zu erteilen 
(20. Juni). — Am 4. Juli führen die drei Vorgeladenen aus, daß die 
damalige Regierung unter dem Drude der notwendigen Sicherftellung der 
Hafenbauten in durchaus Forrefter und gejegmäßiger Weile vorgegangen 
jei, daß ferner die abgejchlofjenen Verträge für den Staat in finanzieller 
Hinficht günftig gewejen feien und weder in formaler noch materieller Hin- 
fiht irgendwelche eg vorliege. Am 10. genehmigt der Aus- 
ſchuß die Hafenbauten und bejchließt, daß die Vergebung der Triefter 
Hafenbauten ohne vorherige parlamentarische Bewilligung mit dem ver- 
fafjiungsmäßigen Budgetrehte und der parlamentariihen Staatsjchulden- 
fontrolle unvereinbar jei. Ferner wird über das Vorgehen der Negierung 
binfichtlih der Vertragsabichlüffe und über das damit zujammenhängende 
finanzielle Gebaren das tieffte Bedauern ausgeſprochen und gegen jede 
Wiederholung eines derartigen Vorgehens bei fünftigen Staatöbauten ent- 
Ichiedene Verwahrung eingelegt. 

2. Zuli. (Wien.) Heereöfragen in der dfterreichifchen Dele- 
gation. 

Die Delegierten Graf Shönborn (fonf.), Schufterfitich (Tſch.), 
Tollinger fordern, daß der Kriegäminifter die Einheit der Armee wahre 
und feine Konzejjionen mehr an Ungarn made. Kriegsminifter v. Pitreich 
erwidert, daß er nad wie vor auf der 67er Bafis ftehe, und daß die maß- 
gebenden Perjonen Mittel und Wege finden würden, die zu einem gedeih- 
lihen Bufammenleben beider Staaten führten. Allen Idealen der die 
Monardie bemohnenden Völker könne nicht Rechnung getragen werden; 
aber ein auskömmliches Berhältnid unter dem Schutze des Ganzen, das 
ihnen ermögliche, ihre Kraft zu entwideln, müſſe —— werden. Er, 
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der Minifter, Habe überall die Erfahrung gemacht, daß in der Bevölkerung 
eine geradezu rührende und unverbrüchliche Anhänglichfeit an den Kaijer 
fortlebe, und daß auch in der Bevölkerung eine tiefe Sehnſucht danach 
herriche, daß endlich der politische Widerftreit aufhöre, und daß endlich 
die Wgitation und der Terrorismus ein Ende finden mögen. Dieie 
Hoffnung auf eine bejjere Zufunft jei gerechtfertigt. Ganz faljch ſei Die 
Behauptung, daß die gemeinfame Armee nur mehr zum Scheine be- 
ftehe: die gemeinfame Armee bejtehe nicht nur zu echt, fondern fie be- 
findet fih jogar in jenem vorzüglichen Zuftande, zu dem fie fich empor- 
gearbeitet hat, und der von allen Mächten anerkannt wird. Die größten 
Schwierigkeiten bezüglich der gegenwärtigen Anjchauungen über die Armee 
liegen nicht jo ſehr im Zwieſpalt diefer Anjchauungen, als in der Art, 
wie der Kampf geführt wird, mie die öffentliche Meinung oft über un- 
bedeutende Vorfälle, welche verdreht, aufgebaujcht und faljch kommentiert 
werden, in Verwirrung gebracht wird. Wuch die Armee, ein Volksheer, 
fann und darf die Augen nicht gejchloffen Halten gegenüber den Gegen- 
jägen, die in den Völkern mächtigen Widerhall finden. (Buftimmung.) Gie 
muß tradhten, die Gegenfäge in ihrem eigenen Organismus auszufjöhnen, 
und maßgebende Angehörige der Armee jind der Meinung, daß der Or— 
ganismus der gemeinfamen Armee gejund und Eräftig genug ift, um fich 
ohne Gefahr in der gedachten Weile den Zeitftrömungen zu affomodieren. 
Zuftimmung.) Ich hoffe aber auch zuverfichtlich, daß bei den maßgebenden 
—T diejenige Beſonnenheit die Oberhand gewinnen wird, welche es 
ermöglicht, in ruhiger und objektiver Würdigung der Verhältniſſe vor— 
urteilsfrei dasjenige zu finden, was für die gemeinſame Verteidigung mit 
vereinter Kraft Bedingung iſt, den Weg, der zur Einigung führt. Auf 
die Klagen und Beſchwerden wegen der Höhe der Militärlaſten übergehend, 
an denen die Großmannsſucht Oeſterreich-Ungarns ſchuld ſein ſolle, ſei zu 
antworten: Wir find eben nach der Größe des Raumes und nad) der Zahl 
der Bewohner eine Großmadt, die unter dem Habsburgifchen Szepter ein 
für Europa unentbehrliches Staatengebilde repräfentiert. Es iſt jehr leicht, 
in Friedenszeiten von Herabjegung der Militärlaften zu ſprechen. Wenn 
aber der jchwere Augenblid einer friegeriichen VBerwidelnng fommt, dann 
wird e3 heißen: Warum iſt dieſes und jenes nicht geihehen? Warum 
hat der Kriegsminiſter nicht geiprohen? Wir hätten ihm ja das Militär 
bewilligt und dergleichen... Sowohl die Blut- als auch die Geldfteuer für 
Heereszwede jei in Defterreich-Ungarn geringer ald in Deutſchland und 
Frankreich, ja jelbit ald in Stalien, Defterreih-Ungarn habe an Militär- 
lajten auf den Kopf ein Sechſtel der Gejamtausgaben, während fie in 
Deutihland die Hälfte, in Frankreich ein Drittel, in Stalien ein Biertel 
betragen. .. Bmeifellos find unſere Laften groß, aber der Zuruf eines 
Delegierten: „Wir wollen mit Waller kochen“, hat bereits längjt jeine Ver— 
wirflihung gefunden, und wenn — was der Welt zu mwünjchen wäre — 
gewifje Abrüftungspläne zur Ausführung fämen, würden die anderen 
Staaten lange zu tun Haben, bi3 fie auf den Standpunkt fommen, auf 
dem wir und heute befinden. Anderjeit3 glaube ich mich auf die richtigen 
Ausführungen des Grafen Schönborn berufen zu fönnen, daß wir ein 
geihägter Alliterter geblieben find, obwohl mir in der Entwidelung des 
lebenden und toten Materiald hinter anderen Staaten zurüdgeblieben jind. 
Das Heeresordinarium wird angenommen. 


3. Juli. Wien.) In der dfterreichifchen Delegation er= 
widert Minijter des Auswärtigen Graf Goluchowski auf mehrere 
Angriffe und Anfragen: 
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Ich glaube mit Rückſicht auf die wiederholten Erklärungen in den 
beiden Delegationen von weitläufigen Ausführungen über die Grundzüge 
unjerer Politik abjehen zu fönnen. Die Redner der DOppofition haben 
eigentlich nicht? Neues vorgebradht und meine Aufflärungen jcheinen ge- 
Hijfentlich überhört zu werden. Was hätte es unter diefen Umftänden für 
einen Nuten, dasjenige zu widerlegen, was gegen den Dreibund vor- 
gebracht worden ift, und nachzuweiſen, daß unjere Laſten vielleicht noch 

rößer wären, wenn wir in anderen Bündnisverhältniffen oder überhaupt 
in feinem Bündnis ftehen würden. Mit jedem Bündnis ift ein Rifiko 
verfnüpft, Dasjelbe iſt aber nach beiden Geiten das gleiche. Wenn be- 
hauptet worden ift, der Dreibund jei joweit entwertet, daß fein Intereſſe 
mehr beftehe, an ihm feitzuhalten und daß die anderen Bündniskonſtella— 
tionen aud) feine anderen Ziele verfolgen, wie der Dreibund, nämlich die 
Erhaltung des Friedens, jo Hat doch hier der Dreibund das Recht der 
Priorität zu beanjpruchen, denn er beftand jchon zu einer Zeit, in ber 
von Bündniskonftellationen noch feine Rede war. Der Dreibund hat in 
den 80er Jahren feine Feuerprobe beftanden und fi) als Friedensfaktor 
erwiejen. Wenn man eine jo bewährte Baſis verlafjen wollte, um un- 
jiheren Kombinationen nachzulaufen, jo ift dies eine Bolitif der Unftetig- 
feit und des Abenteuers, zu der ich gewiß meine Hand nicht bieten werde. 
Ebenjo zwedlo8 wäre es, unſere Politik in Algeciras neuerlich beleuchten 
zu wollen, denn darüber ift jchon jo viel gejagt worden. Die Anerkennung 
des Auslandes für unjere Vermittlung ift uns in fo reihem Maße zuteil 
geworden, daß überhaupt dasjenige, was hier vorgebradht wurde, voll» 
ftändig widerlegt wird.” ... Gegenüber den Angriffen des Abg. Bianfini, 
der die öfterreichifch-ungariiche Aktion auf dem Balkan als erfolglos hin— 
gejtellt hatte, verlieft der Minifter einen kürzlich eingelaufenen Bericht des 
öfterreichiichen Botichafter in Konftantinopel, in welchem mitgeteilt wird, 
daß der von einer Inſpektionstournee nad) dem Gendarmeriebezirt Uesfüb 
zurüdgefehrte Baron Giesl über jehr befriedigende, ja überrafchende Fort- 
Ichritte in diefem Bezirk berichtet. Das Mannjchaftsmaterial ſei aus- 
gezeichnet und dad Zuſammenwirken der türfifchen und der fremden Dffi- 
ziere durchaus befriedigend, fo daß die Reform ſchon jet als durchaus 
gelungen bezeichnet werden könne. Das allgemeine Urteil ſei zugleich, 
daß die chriftliche Bevölferung mehr und mehr Vertrauen zu dem Reform- 
wert gewinne und weiteren Unternehmungen der Gelbfthilfe abgeneigt jei. 
Tatſächlich kämen auch die Banden faft ausfchlieklich von außen. Grund- 
faljch jeien die Behauptungen des Abg. Klofac, der Defterreich-Ungarn ver- 
dächtigt Hat, die Unruhen auf dem Balkan abjichtlich zu unterhalten, und 
der die öfterreichiich-ungarifchen Vertreter und Offiziere, die mit Hingebung 
ihres Amtes walteten, teuflifher Machenschaften und jelbft des Mordes 
beichuldigt Hat. Er zweifle an der Echtheit der Briefe, auf die fich Klofac 
berief; derfelbe habe aus einer Literatur gejchöpft, die jeit einiger Zeit 
jowohl in Berlin als auch im anderen Ausland üppig blühe, auf Beftellung 
arbeite und feinen anderen Zwed verfolge, als Mißtrauen gegen Defterreich- 
Ungarn zu erweden. ... Ihm Habe jtet3 jede Unfreundlichfeit gegenüber 
Rumänien fern gelegen, und das um jo mehr, als Defterreich-Ungarn mit 
diefjem Staat, der ein Element der Ruhe und Ordnung im Sübdoften 
Europas darftelle, jchon ſeit Jahren auf beitem Fuße ftehe.. In feinen 
diesbezüglichen Ausführungen jei abjolut nichts enthalten, was als Un- 
freundlichfeit aufgefaßt werden könne. Auf die Abrüftungsfrage über- 
gehend, bemerkt der Minifter, die Sache jei an fich gewiß außerordentlich 
verlodend und die Regierung ftelle ſich ihr auch ſympathiſch gegenüber, 
doc dürfte fie längere Zeit noch ein frommer Wunſch bleiben, der augen- 
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blicklich abſolut feinen praftiihen Nuten Habe. Jedenfalls müßten die 
anderen Staaten in diejer Frage vorangehen. Gegenüber der immer wieder 
auftauchenden Behauptung, daß das Fremdenblatt das offiziöfe Organ bes 
Minifteriums des Aeußern jei, ftellt der Minifter endgültig feft, daß dies 
nicht der Fall jei und daß dad Minifterium des Aeußern mit dem Fremden— 
blatt feine anderen Beziehungen habe, ald daß von Zeit zu Zeit und zwar 
immer feltener gemwifje Communiqués in dem genannten Blatte an auf- 
fallender Stelle zum Abdrud gelangten. Auf eine direfte Anfrage, ob der 
Minifter noch einen gemeinjamen Staat fenne, erwidert Graf Goluchowski, 
ein gemeinjamer Staat beftehe nicht. Dies gehe jchon daraus hervor, daß 
zwei Staatsbürgerſchaften beftänden. Er, der Minifter, kenne nur eine 
Öfterreichifch-ungariihe Monarchie, welche auf Grund der pragmatifchen 
Sanktion ald organijches Ganzes dem Ausland gegenüberftehe, unbejchadet 
des Verhältniffes, welches die Beziehungen der beiden Staaten dieſer 
Monarchie zueinander regelt. 

3. Juli. (Gisleithanien.) Im Abgeordnetenhaufe erwidert 
Minifterpräfident dv. Bed auf eine Interpellation über die Bedeu- 
tung der Landsmannminiſter: 

Die Inftitution der Minifter ohne Portefeuille ift nicht neu. Die 
Ernennung der gegenwärtigen Land3mannminifter, deren Stellung der- 
jenigen der anderen Minifter gleich ift, ift durch Ausübung de3 unein- 
geihränkten Minijterernennungsrechtes der Krone erfolgt. Ihre mwichtigfte 
Aufgabe befteht darin, dur Kundgebung ihrer Anfichten und durch ihre 
Ratichläge, Hauptjählich in den Angelegenheiten der allgemeinen Politik, 
der Krone, jowie der gefamten Negierung zu dienen und auf dieje Weiſe 
an der Beftimmung der politiihen Rihtung des Kabinett3 mitzuwirken. 

6. Juli. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Zurüdziehung 
der öſterreichiſchen Ausgleichsvorlagen. — Wirtſchaftliches Verhält- 
nis zu Ungarn. 

Auf mehrere Interpellationen betreffend das Vorgehen der ungari— 
ſchen Regierung anläßlich der Beratung des ſchweizeriſchen Handelsver— 
trages im volkswirtſchaftlichen Ausſchuſſe des ungariſchen Abgeordneten— 
hauſes erwidert Miniſterpräſident Frhr. v. Bed: Die Ausfertigung des 
deutfchen und des jchweizerijchen Handelövertrages jei gemäß den bisherigen 
Gepflogenheiten in deutjcher und ungariſcher Sprache erfolgt, jedoch unter 
einheitlicher Unterzeihnung dur den Bertreter des Minifteriums des 
Aeußern. Er Habe dagegen feine ftaatsrechtlihen Bedenken und halte diejen 
Teil der Angelegenheit für erledigt. Was dagegen den Zuſatz bezüglich 
der Inartikulierung des Vertrages betreffe, den der ungariſche Handels- 
minijter, ohne ſich vorher mit der öfterreichifchen Regierung ind Einver- 
nehmen gejegt zu haben, in den ungariſchen volf3wirtichaftlihen Ausſchuß 
aufgenommen habe, jo erblide die Regierung, trogdem fie die Aufflärung 
erhalten habe, daß dieſes Geſetz Tediglic die Konkordanz zwijchen dem dem 
ungariihen Barlament unterbreiteten autonomen Zolltarif und dem jchwei- 
zerijchen Handelövertrage bezwede, doch darin eine Fortjegung jenes bereits 
bei der Einbringung der autonomen ungarijhen Bolltarife jeitend der 
ungariſchen Regierung beobachteten Vorgehens, welches die öfterreichiiche 
Regierung ſchon oft als mit den Hinfichtlich der volkswirtſchaftlichen Be— 
ziehungen der beiden Gtaatögebiete geltenden gejeglihen Beitimmungen 
und mit dem beftehenden Reziprozitätsverhältnis nicht im Einklang jtehend 
bezeichnet habe. Er wolle ſich nicht in eine neuerliche Erörterung diejer 
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Angelegenheit einlaffen, er müfje aber doch betonen, daß diefe Zufäge, falls 
fie Geſetzeskraft erlangen follten, ſich als einjeitige Interpretationen ein- 
elner grundlegender Beitimmungen de3 Vertrages mit der Schweiz dar- 
Heilen würden. Zu dieſem Zmwede, und um feinen Zweifel darüber auf- 
fommen zu lafjen, ziehe die Regierung im Hinblid auf die bevorftehenden 
Ausgleichsverhandlungen mit Ungarn die dem Haufe noc vorliegenden 
Gejegentwürfe über die mwirtjchaftlihen Ausgleihe mit Ungarn zurüd. 
Infolge diefes Entjchluffes der Regierung hat der im Jahre 1903 ab- 
geichloffene Ausgleich aufgehört zu beftehen. Nur der Bolltarif und das 
Zollgeſetz find bereits er dem Berordnungswege davon in Kraft gejeßt. 
Alles übrige, was dazu gehört, alle Vorlagen, die dem öfterreichiichen 
Reichörate vorgelegt wurden, aber bisher unerledigt blieben, find jet von 
der Regierung ausdrüdlich zurüdgezogen worden: der (nur vom Ausſchuß 
bereit3 erledigte) Entwurf des Zoll- und Handelsbündniffes, an deſſen 
Stelle Ungarn den Zoll- und Handelövertrag jegen will, die damit zu— 
jammenhängenden Vorlagen über das Befteuerungswejen, das leberein- 
fommen über die Rentenfteuer auf ungariſche Papiere, die Baluta- und 
Bankvorlagen, jpeziell auch der Gejegentwurf betreffend die Aufnahme der 
Barzahlungen und über die Heinen Noten, durch den die Balutareform in 
der Monarchie erjt ihren Abjchluß gefunden hätte. Tatjächlich bleibt aber 
beftehen das bisherige mwirtichaftliche Verhältnis: die Zollfreiheit des Ver— 
kehrs, die Handelsverträge mit den fremden Staaten, das bisherige Ver- 
hältnis zur Bank, die Behandlung der Verzehrungsfteuer. 


7. Zuli. Wien.) Schluß der Delegationen. — Sämtliche 
Budget find bewilligt. 
8. Juli. Zollfrieg mit Serbien. 


Der öfterreichifch-ungarifche Gefandte in Belgrad verftändigt bie 
ferbifche Regierung, daß die Einfuhr und Durhfuhr von lebenden Rin- 
dern, Schweinen, Ziegen, Schafen und Geflügel, jowie von rohem und 
bearbeiteten Fleiih aus Serbien verboten ijt und daß das — 
ſorium zwiſchen Oeſterreich-Ungarn und Serbien aufgehört habe, zu gelten. 

Am 7. Juli motiviert im ungariihen Abgeordnetenhauje Minifter- 
präfident Wekerle die angekündigte Grenziperre: Falſch fei die von 
KofjutHiften aufgeftellte Behauptung, daß der Zollfrieg den Rachegelüften 
des Minifterd des Aeußeren, Grafen Goluchowski, entjpringe; es jeien aus- 
ſchließlich mwirtichaftliche Gründe maßgebend gemwejen. Defterreih-Ungarn 
habe für 71 Poſten de3 BZolltarifs —— verlangt, Serbien habe 
jedoch nur bei 11 Poſitionen Ermäßigungen eintreten — Die Forde— 
rung auf Beſtellung von Skodakanonen habe die Regierung fallen gelaſſen, 
dagegen die Lieferung von Eiſenbahnwagen, Lokomotiven, Munition und 
Petroleum verlangt. Da 90 Prozent der ſerbiſchen Ausfuhr nach Oeſter— 
reich-Ungarn gehen, ſei dieſe Ausgleichsforderung berechtigt geweſen. Ser— 
bien habe ſchon während des Zollproviſoriums Erleichterungen für die 
Vieheinfuhr gewünſcht, die veterinär-polizeilich bedenklich geweſen ſeien. 
Für den all, daß mährend des Provijoriums ein definitiver Vertrag 
vereinbart werden jollte, ſolle diefer die öfterreichiich-ungariische Monarchie 
binden, während Serbien diejen von der Zuftimmung der Skupfchtina habe 
abhängig machen wollen. Die Monarchie ſei daher gezwungen geweſen, 
die Grenziperre zu verhängen. 

16. Juli. (Ungarn) Abgeordnetenhaus. Staat- und 
Nationalitätenjchulen. 

Abg. Polit (Serbe) greift die Schulpolitif an. Er habe von Ap- 
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ponyi al3 Kultusminifter viel erhofft. Es jeien aber nur die Staatsſchulen 
zum Schaden der Nationalitäten vermehrt worden. Die Politif habe doch 
mit Schule und Kirche nicht3 gemein, deshalb jolle die firchliche Autonomie 
geichügt, die konfeſſionelle Schule gefördert werden. E3 werde nicht ge= 
lingen, Ungarn zu einem einjpradhigen Staat umzuſchaffen. Man jolle 
jo gerecht gegen die Nationalitäten fein, wie einſt Deak und Andrafiy. 
Das Budget lehne er ab. Kultusminifter Graf Apponyi: Die berech- 
tigten Anſprüche der Nationalitäten würden nicht gejchädigt, aber mit 
grundlegenden Gejegen dürften fie nicht in Konflift fommen. Die Ber- 
mehrung der Staatsjchulen ſei nicht gegen die Nationalitäten gerichtet. 
Das Budget enthalte auch überaus hohe Beträge für konfeſſionelle Schulen. 
Im Nationalitätengejege heiße es aber ausdrücklich, daß in politifcher Be— 
ziehung eine ungeteilte, einheitliche ungariiche Nation bejtehen müſſe und 
daß die Amtsſprache die ungarijche ift. Die Regierung werde alles auf- 
bieten, um die ftaatlidhe Einheit zu fichern, die Nationalitäten müßten den 
Standpunkt aufgeben, als jei Ungarn ein Miſchmaſch verichiedener Volks— 
rafjen. Wenn es richtig ift, daß die Politif von der Kirche zu trennen 
fei, jo follten die Nationalitäten dafür jorgen, daß die Kirche fich nicht 
in die Politik menge. 

21. Juli. (Cisleithanien.) Einigung über die Wahl- 
reform im Ausſchuß. 

Im Wahlreformausihuß macht namentlich die Verteilung der böh- 
miſchen Mandate Schwierigkeiten, daneben die Fangen ae der Ruthenen 
und Staliener. Nachdem die Vorjchläge der Regierung und mehrere deutjche 
und tichechiiche Anträge verworfen worden find, wird mit 28 gegen 19 
Stimmen die Mandatzziffer Böhmens auf 130 feftgeftellt, wovon die 
Tihechen 75, die Deutjchen 55 erhalten. Dagegen ftimmen ſämtliche deutjche 
und tichechiiche Vertreter Böhmens und die Alldeutfchen, die übrigen Deutjchen, 
Polen, Südjlamen und Staliener ftimmen dafür. Das Gejamtbild des 
fünftigen Abgeordnretenhaufes ift folgendes: Es wird zählen 516 Mitglieder, 
61 Mitglieder mehr als Gautih, 21 Mitglieder mehr ald Hohenlohe be- 
willigen wollte. Bon den 21 neuen erhalten Böhmen 8 (5 deutiche, 3 
tſchechiſche), Mähren 3 (1 deutiches, 2 tichechiiche), Galizien 4 (3 polnische, 
1 ruthenifches), Tirol 3 2 deutiche, 1 italienijches), Steiermark 2 (1 deutjches, 
1 ki Dazu fommt noch das deutiche Mandat in Gotſchee. Es 
wurden aljo 10 deutjiche, 10 ſlawiſche und 1 italienijches Mandat gejchaffen. 
Bon diefen 516 Mandaten entfallen, nad) den Nationen geordnet, 233 auf 
die Deutjchen, 108 auf die Tichechen, 80 auf die Polen, 34 auf die Ru— 
thenen, 37 auf die Südflawen, 19 auf die Ftaliener, 5 auf die Rumänen. 
Ale Nationen außer den Rumänen gewinnen Mandate. Dem deutjch- 
italienifcherumänischen Blod von 257 Mandaten fteht der ſlawiſche mit 259 
gegenüber. Nach der Gautſchſchen Vorlage (225:230) betrug die „Spannung“ 
5 Mandate, nad) der —— (246: 249) 3 Mandate, nach dem 
jetzigen angenommenen Kompromiß iſt ſie auf 2 geſunken. Nach Ländern 
ergibt ſich folgendes Bild: Es erhalten Böhmen 130 (bisher 110), Mähren 
49 (43), Schleſien 15 (12), Galizien 106 (78), Bukowina 14 (11), Nieder- 
öfterreich 64 (46), Oberöjterreich 22 (20), Salzburg 7 (6), Steiermarf 30 (27), 
Kärnten 10 (10), Krain 12 (11), Tirol 25 b1), Borarlberg 4 (4), Iſtrien 
6 (5), Görz 6 (5), Trieft 5 (5), Dalmatien 11 (11). Alle Länder gewinnen 
mit Ausnahme von Kärnten, Vorarlberg, Trieft und Dalmatien. 

Die deutjche Preſſe ift nicht durchweg befriedigt von dem Kom— 
promiß. So jchreibt die „Neue Freie Preſſe“: „Das jpärliche Refultat 
aller diejer Kämpfe befteht darin, daß ſich das Verhältnis der deutjchen 
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Mandate au den Gejamtmandaten nur jehr wenig gebefjert hat. Trotzdem 
verlieren die Deutſchen 3.13 Prozent von ihrem jeßigen Anteile an der 
gejamten Mitgliederzahl des Abgeordnetenhaufes." — Sie macht folgende 
Bujammenftellung: 
Gejamtzahl der Deutihe Prozente der 
Mitglieder Mandate Gejamtzahl 
205 48.3 


JJ 425 

OR u ee et 455 205 45.05 
Hohenloheee 495 223 45.07 
Neueſter Beihluß -. - » » . . 516 233 45.17 


21. Juli. (Eisleithanien.) Der Reichdrat wird nach der 
Annahme des Wahllompromifje im Ausſchuß vertagt. 

Die „Kölnische Volkszeitung” jchreibt über die Refultate der Tagung: 
„Die Tagung hat gedauert vom 30. Januar bis 21. Juli; fie erledigte die 
Gejegentwürfe über das Rekrutenkontingent pro 1906, die Benfionsver- 
fiherung der Privatbeamten, die Rentengüter in Galizien, die Gejellichaften 
mit bejchränkter Haftung, die Handelöverträge mit Italien, Belgien und 
Rußland, jowie das handelöpolitiihe Ermächtigungsgejeg für das erfte 
Halbjahr 1906, den vom Herrenhauje abgeänderten Schedgejegentwurf, das 
Geſetz über die Beamtenpenfionen, die bis zum Gturze des Minijter- 
präfidenten Gautſch. Unter Hohenlohe wurde nichts erledigt. Allzu raſch 
fiel er über die Frage des ungarijchen Bolltarifd. Der Dringlichkeits- 
antrag über leßteren mwurde angenommen, Bed wurde Hohenlohes Nach— 
folger, er bildete daS parlamentarische Kabinett. Außer der Wahlreform 
wurde von da ab nur das Gewerbereformgejeß bis zur dritten Lejung 
Durchberaten und in einer Geftalt angenommen, an der da3 Herrenhaus 
wohl noch Menderungen vornehmen wird. In der Zwijchenzeit wurde nur 
noch das Budgetprovijorium und das handel3politiihe Ermächtigungsgeſetz 
für da3 zweite Halbjahr beichlofjen. Die erfte Lejung der Norbbahn- 
vorlage wurde beendigt, auch die vom Herrenhaufe abgeänderten Geſetze 
über die Penfionsverfiherung der Privatbeamten und über den Haufier- 
handel, ferner über die Menderung des Statuts der Advokatenkammer und 
der Bericht der Duotendeputation erledigt.” 


23. Juli. (Schlefien.) Bei Troppau fommt e3 infolge eines 
deutjchen Turnfeſtes zu Schlägereien zwifchen Deutjchen und Tjchechen, 
jo daß Infanterie die Straßen jäubern muß. 

1. Auguft. Durch ein Faiferlicheg Handjchreiben an den 
Minifterpräfidenten Frhrn. dv. Bed werden die Beitragsleijtungen 
der beiden Staaten zu den gemeinfamen Ausgaben für ein Jahr 
wie bisher bejtimmt. 

19. Auguft. (Schlefien.) Bei einer tſchechiſchen Volks— 
verfammlung fommt e3 zu Zujammenftößen mit Deutfchen. 

Ende Auguft. (Böhmen.) In Nordböhmen beginnt ein 
großer Bergarbeiterausftand, weil die Unternehmer Verkürzung der 
Arbeitszeit und Lohnerhöhung ablehnen. 

Ende Auguft. Anfang September. Einige tſchechiſche und 
ungarijche Abgeordnete agitieren für einen wirtjchaftlichen Zu— 
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ſammenſchluß zwifchen Magyaren und Tſchechen. Die Prefje lehnt 
im allgemeinen die Verſuche ab. 

5. September. (Fiume.) Tjchechifche und kroatiſche Gejang- 
vereine demonjtrieren gegen die Magyaren, jo daß e3 zu großen 
Schlägereien fommt. 

9. September. Der Kaiſer jagt aus Gejundheitzrüdfichten 
jeine Beteiligung an den dalmatinifchen Mandvern ab. In der 
Preſſe wird vielfach vermutet, daß er fich nicht Demonftrationen 
in Dalmatien und Bosnien für eine Vereinigung mit Ungarn aus— 
jegen wolle. Offizids wird diefe Vermutung beftritten. — Der 
Thronfolger findet als jein Vertreter begeijterte Aufnahme. 


12.114. September. (Cisleithanien.) Wahlreform. 


Am 12. tritt der Wahlreformausfhuß wieder zuſammen. Minifter- 
präfident v. Bed betont die unbedingte Notwendigkeit der Wahlreform und 
fordert die Mitglieder des Ausſchuſſes auf, nicht auf halbem Wege ftehen 
zu bleiben, jondern in der furzen zur Verfügung ftehenden Zeit den Neu- 
bau ber Berfajjung durchzuführen. — Um 14. ftellt Abg. v. Starzynifi 
(Bole) folgenden Antrag: Die Abftimmung über die Eingangsformel in 
Artikel 2 wird vorläufig vertagt, e3 ift eine neungliedrige Kommiſſion 
einzujegen, welche die Paragraphen 11 und 12 des Gtaatögrundgejeßed 
behuf3 Abgrenzung der Kompetenz der Reichd- und der Landesgejeßgebung 
bezw. Sicherftellung einer autonomen Geſetzgebung der Länder nachzuprüfen 
und über das Ergebnis dem Ausjchuffe zu berichten hat. Minifterpräfident 
Frhr. v. Bed: Er ftehe den Anträgen aus praftifchen Gründen ſympathiſch 
gegenüber. Aus rein fachlichen Gründen, ohne jedwede Nebenabficht er- 
jcheine es wünſchenswert, Klarheit zu jchaffen, was im einzelnen in das 
Gebiet der Reichögejeggebung und was in das der Landesgeſetzgebung ge- 
höre. In formaler Hinficht ſei er mit der Einfegung eines Subkomitees 
einverjtanden. Er halte e3 aber für richtiger, von einer Abänderung der 
Eingangsformel und des Artikel! 2 Abftand zu nehmen. Er fei über- 
zeugt, daß der Antragfteller feinen Aufjchub in der Verabjchiedung der 
zur Beratung ftehenden Angelegenheit bezwecke, und er bitte, den Geje- 
entwurf jest vollftändig zu verabfchieden. — Die Deutjchen bezeichnen den 
Antrag als Verjchleppungsverjuh. Der Antrag wird mit 21 (Slawen und 
Großgrundbefiß) gegen 19 Stimmen angenommen. 


Mitte September. (Böhmen.) Der deutjche Volksrat für 
Böhmen fordert die Deutjchen durch Flugblätter auf, tichechijch zu 
lernen, um den ſprachlichen Erforderniffen für alle Amter zu ge⸗ 
nügen und die Anjtellung von Nationaltjchechen unnötig zu machen. 

18. September. (Cisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus 
beginnt feine Situngen wieder. 

18. September. (Wien) Fachmänniſche Delegierte Oſter— 
reich und Ungarns beginnen die Ausgleichskonferenzen. 


‚ Ungarn fordert Wiedergewährung der im Szell-örberichen Aus- 
gleich) gemachten Zugeftändniffe, Erjegung des Handelsbündnifjes durch einen 
Handelövertrag und das Recht, in Sachen der Berzehrungsfteuer unab- 
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hängig von Defterreich gejeßliche Enticheidungen zu treffen. Oeſterreich 
verlangt: Erhöhung der ungariihen Duote, Feltftellung eines Schlüffels, 
nad) welchem künftig die Quote ohne weiteres berechnet werden fann, ohne 
gegenfeitige Verhandlungen, Aufteilung der gemeinjamen Zolleinnahmen 
nicht nad) dem Quotenverhältnis, fondern je nach der Belaftung der beiden 
Neichshälften durch die Zölle, gleichlautende Mare Tertierung der Berein- 
barungen, ſchiedsgerichtliche Enticheidung im Falle von Streitigkeiten, längere 
Dauer des Ausgleichs. 

23. September. (Prag.) Die Parteileitung der tichechifchen 
Sozialdemokratie lehnt ein Aufgehen in eine allgemeine Organi- 
fation ohne Berüdfichtigung der nationalen und lokalen Berjchieden- 
beiten ab. 

5. Oktober. (Gisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Vieh— 
Aus und Einfuhr. 

Ein Dringlichfeitdantrag fordert Die Regierung auf, das Verbot 
der Vieheinfuhr aus den Balfanftaaten und Rußland aufrecht zu erhalten 
und das Anfinnen, ein Verbot betreffend die Viehausfuhr nad Deutichland 
u erlafien, ohne weitere zurüdzumeijen. Landwirtſchaftsminiſter Fürft 

uersperg: Mehrere Städte jeien tatjächlich an die Regierung mit dem 
Anfinnen herangetreten, daß das BVieheinfuhrverbot gegen Rumänien und 
Rußland aufzuheben und die VBiehausfuhr namentlich nach Deutjchland zu 
verbieten jei. Bon einem Fleiſch- und Biehmangel im allgemeinen könne 
feine Rede fein. Im Gegenteil werde eine größere Zufuhr an Rindern 
demnächſt erwartet. Auch jei die Schweinezufuhr günſtig. E3 wäre aus 
veterinärpolizeilichen Rückſichten äußerft bedenklich, zur Ergänzung des 
zeitweilig verminderten NRinderauftriebe® die Grenzen jener Länder zu 
öffnen, welche zur Bermeidung der Seucheneinjchleppung Defterreih zu 
fperren genötigt jei. Zu einem Biehausfuhrverbot jei fein Anlaß, zumal 
bei abnormen Preijen der VBieherport ohnehin aufhöre. Es gebe auch fein 
gejegliches Mittel, um aus Approvifionierungsrüdfichten die Viehausfuhr 
zu verhindern. Abgejehen hiervon ſei auch nicht daran zu denken, die 
Ausfuhr eines der mwichtigften Erportartifel Dejterreichd, deſſen Erport- 
fähigkeit die Regierung bei den Handelsvertragdverhandlungen tunlichft zu 
ſchützen beftrebt geweſen ei, zu behindern. 


6. Oktober. (Eisleithanien.) Der Wahlreformausſchuß lehnt 
einen Antrag der Konjervativen auf Einführung des Pluralitäts- 
wahlrecht3 mit 27 gegen 19 Stimmen ab. Der Minijterpräfident 
hatte ſich aus Gründen der Gerechtigkeit gegen den Antrag erklärt. 

Oktober. Rüdtritt des Grafen Goluchowski. 

Nah Zeitungsnahrichten will der Minifter des Auswärtigen Graf 
Goluchowski Anfang Dftober den ne er nehmen, weil die Magyaren 
mit einem Mißtrauensvotum in den Delegationen drohen. Minifterpräfident 
Wekerle joll jich für die Bewilligung des Budget3 des Auswärtigen ver- 
bürgt haben, jo daß Goluchowski die Demijfion aufgibt. — Am 22. tritt 
Goluchowski zurüd, jein Nachfolger wird der Botichafter in Petersburg 
Frhr. dv. enthal. 

12. Oktober. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Deutſche 
Sprache. 

Ein alldeutſcher Dringlichkeitsantrag, in dem die Genehmigung des 
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bereit3 fünfmal vom niederöfterreichiichen Landtage angenommenen Gejeh- 
entwurfes über die ausjchließliche Geltung der deutichen Sprache als Unter- 
richtsfprahe an den Volls- und Bürgerjchulen Niederöfterreich dringend 
gefordert wird, wird abgelehnt. Im Laufe der Erörterung erflärt der 
Unterrichtöminifter Dr. Narchet, der Gejeßentwurf jei dem Monarchen zur 
Entſchließung vorgelegt worden, habe jedoch nad) dem Antrage der Re— 
gierung die — nicht erhalten, weil er dem Reichsvolksſchul— 
geſetze widerſpreche. 


12. Dftober. (Ungarn.) Förderung der Induſtrie. 


Eine Gejegesvorlage ermächtigt die Regierung, neugegründeten In— 
duftrieunternehmungen Befreiung von der Gemwerbejteuer und anderen Ge- 
bühren für 15 Jahre zu gewähren. Ferner können auf Grund de3 Ent- 
twurfes jolchen Jnduftrieanlagen Subventionen in einer Gejamthöhe von 
jährlih 20 Millionen Kronen gegeben werden. Schließlich ſoll diejen 
Induftrien eine Bevorzugung bei Lieferungen für Staatd- und Gemeinde» 
bedürfnifje eingeräumt werden. 

Dftober. (Eisleithanien.) Wahlreformausſchuß. Einigung. 

Die Deutjchen fordern, daß das neue Wahlgejeg künftig nur durch 
eine Zweidrittelmehrheit geändert werden könne. Sie wollen dadurch ihren 
gegenwärtigen Belisitand fihern, nachdem fie das BZugeftändnis einer 
Hawijchen Mehrheit gemacht Haben. Die Tſchechen opponieren heftig, eine 
jolhe Beftimmung jei eine Demütigung der Tichehen. Die Regierung 
ihlägt auf 18 Jahre eine Zweidrittelmehrheit, dann eine Dreifünftelmehr- 

eit vor. 

: Am 25. Oktober genehmigt der Ausſchuß mit 32 gegen 12 Stimmen 
einen Antrag Geßmann cchriſtl. joz.), wonach eine Aenderung der Wahl- 
freiseinteilung bei Anmwejenheit von mindeftens 343 Abgeordneten beichlofjen 
werden kann. In diefe Zahl find die parlamentarijchen Kabinettömitglieder 
jomwie das Präfidium und die Schriftführer nicht einbegriffen. Außerdem 
muß bei Abänderung einzelner Wahlfreife wenigjtens die Hälfte der Ab- 
geordneten des Kronlands anmwejend jein, in dem der Wahlkreis Liegt. 

Am 29. genehmigt der Ausſchuß die gejamte Vorlage. Danach be- 
trägt die Zahl der Mandate 516, davon fallen auf Böhmen 130, Galizien 
106, Niederöfterreich 64, Mähren 49, Steiermark 30, Tirol 25, Ober- 
öfterreich 22, Schlefien 15, Bukowina 14, rain 12, Dalmatien 11, Salz. 
burg 7, Wien 6, Iſtrien 6, Görz und Gradisfa 6, Trieft mit Gebiet 5, 
Vorarlberg 4 Mandate. — Es wird gewählt nach allgemeinem gleichen 
und direkten Stimmrecht; Bedingung ift einjährige Seßhaftigfeit; die ein- 
zelnen Kronländer haben das Recht, eine Wahlpflicht einzuführen. 

24. Oktober. Der Kriegäminifter Frhr. dv. Pietreich tritt zurüd. 
Sein Nachfolger wird der Öfterreichifche Landesverteidigungsminifter 
Frhr. v. Schönaich. 

24. Oktober. (Cisleithanien.) Abgeordnetenhaus. Debatte 
über den Rüdtritt Goluchowskis. 

Auf eine Interpellation, ob die öfterreichiiche Regierung beim Rüd- 
tritt Goluchowskis ihren Einfluß geltend gemacht habe, oder ob der Rüd- 
tritt allein auf den Wunſch der Mehrheit des ungarifchen Reichstags er- 
folgt jei, erwidert Minifterpräfident Frhr. v. Bed: Ich möchte, um den 
mißverftändlihen Aeußerungen in der Deffentlichfeit und in der Begrün— 
dung einer der Snterpellationen zu begegnen, vor allem feitftellen, daß 
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der Minifter des Aeußern feine Demiffion in freier Entſchließung und aus- 
ichlieglih auf Grund feiner Beurteilung und Abſchätzung der in Betracht 
fommenden Berhältniffe gegeben Hat und daß dabei feine Meinungs- 
verichiedenheiten zwijchen den beiden Regierungen und dem Minifterium 
des Aeußern in einer dem Gebiete der gemeinjamen Angelegenheiten an- 
gehörigen Frage im Spiele waren. Die öfterreichiiche Regierung war in 
voller Kenntnis aller Begleitumftände. Sie war auch in der Lage, an 
maßgebender Stelle ihre Anjchauung darzulegen und ihren Standpunft 
genau jo zu vertreten, wie die ungarische Regierung. Die Regierung hält 
e3 für ihre Pflicht, in allen gemeinfamen Angelegenheiten ihren Einfluß 
fahlih und zeitig zur Geltung zu bringen und wird in gleicher Weife 
auch in Zukunft verfahren. (Zwilchenrufe) Die internationale Politik 
darf feine Ausnahme machen und fann nur in vollem Einverftändnis mit 
der öſterreichiſchen Regierung geführt werden. Ich vermag ſchon Heute 
das Haus zu verfichern, daß troß des Perſonenwechſels unjere auswärtige 
Politik feine neue Richtung einjchlagen wird. Wir werden nad) wie vor 
eine Friedensmonarchie jein, die ihre wichtigfte Aufgabe darin erblidt, 
durd Förderung aller Friedensbeſtrebungen den materiellen und kulturellen 
Intereſſen, die unfere Zeit bewegen, Spielraum zu voller Entfaltung zu 
gewähren. Wenn auch jchon aus diejem Grunde der Dreibund — Dieje 
vornehmfte Bürgſchaft des europäifchen Friedens — die auch fernerhin 
tragende Säule unferer Politik fein wird, jo werden wir beftrebt jein, doc) 
nod weitere Friedensgarantien durch die Pflege freundichaftlicher Be- 
iehungen zu anderen Mächten zu Schaffen, insbejondere auch zu den Balfan- 
ir, Allerdingg muß erwartet werden, daß in diefen Staaten das 
gewiß berechtigte Streben nad) Förderung der eigenen Wohlfahrt auch zur 
vollen Würdigung unjerer Interefjen führen wird. 


25. Oktober. (Ofen-Peſt.) Großer Streif der Straßen 
bahner. 

26. Dftober. (Cisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus ge- 
nehmigt die Verſtaatlichung der Nordbahn. 

27. Oktober. (Ungarn.) Die Gebeine des im Jahre 1707 
geächteten Rafoczy und anderer VBerbannter treffen aus Konjtan= 
tinopel in Pet ein und werden feierlich beigejegt. Ein bejonderes 
Geſetz hebt die Achtung auf. 

7. November. (Eisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus 
genehmigt nach ſtürmiſcher Debatte gegen Alldeutjche und Tjchechijch- 
Radikale mit 227 gegen 46 Stimmen einen Dringlichkeitsantrag 
Geßmann, die Wahlreformvorlage fofort zu beraten. 

8. November. (Cisleithanien.) Im Abgeordnetenhaufe 
begründet Minifterpräfident Frhr. v. Bed die Wahlreform und for= 
dert bejonders den Großgrundbefi auf, für das Geſetz zu ftimmen. 

21.November. (Ungarn.) Abgeordnetenhaus. Kritik Fejer— 
varys, Verzicht auf Anklage. 

Der Juſtizausſchuß des Abgeordnetenhaufes verhandelt die Peti- 


tionen bezüglid der Berjegung des Kabinetts Fejervary in den Anklage- 
zuftands Auftizminifter Polonyi: Die gegenwärtige Regierung jei unter 
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gewiffen Bedingungen zuftande gefommen, die bei der Kabinett3bildung 
mit Rüdfiht auf die jchwierige Lage eingegangen worden find. Das 
Kabinett übernahm als —— auch die Verpflichtung, ſeinen Einfluß 
auch dahin geltend zu machen, daß die Kabinette Tiſza und Fejervarh 
vom Parlament nicht zur Verantwortung gezogen werden. Die Regierung 
bringe dies dem Ausſchuß zur Kenntnis. Falls das Parlament dieſer 
übernommenen Verpflichtung der Regierung nicht Rechnung trage, werde 
dieſes die Konſequenzen daraus ziehen. Hierauf genehmigt der Ausſchuß 
den Antrag des Referenten Viſontai, in dem die Handlungen des Kabinetts 
Fejervary als verfaſſungswidrig gebrandmarkt werden, aber von der Er— 
hebung einer Anklage Abſtand genommen wird. Der Miniſter des Innern 
wird angewieſen, dieſen Beſchluß im ganzen Lande anzuſchlagen. 

23. November. Der Kaiſer ernennt den Feldmarſchallleutnant 
v. Hötzendorf zum Chef des Generalſtabs. 

23. November. (Ungarn.) Das Magnatenhaus genehmigt 
das Geſetz über Förderung der Induſtrie duch ftaatliche Unter- 
ftüßung. 

25. November. (Budapeft.) Zufammentritt der Delega- 


tionen. Budget. Algeciras. 

Der Vorſitzende der öjterreichiichen Delegation iſt Prinz Ferdinand 
Lobkowitz, der ungarischen Graf Theodor Zichh. — Der Kaifer betont 
beim Empfang der Delegationen, die Richtichnur fei intimes Verhältnis 
zu den Verbündeten, gute Beziehungen zu Rußland und freundjchaftliche 
zu den übrigen Mächten. — Das den Delegationen vorgelegte gemeinfame 
Budget für 1907 weiſt ein Neinerfordernis von 367677278 Kronen auf 
(um 20967911 Kronen mehr ald im Borjahr). Das. Heeresordinarium 
fordert: 291: Millionen Kronen (5510 Millionen mehr) und das Heeres- 
ertraordinarium 13”/ıo Millionen (487000 Kronen mehr). Die Forderung 
im Ordinarium der Kriegsmarine beträgt 42% Millionen (132110 Mil- 
lionen mehr) und im Ertraordinarium 25/0 Millionen (1?/ıo Millionen 
mehr). Die Zollüberjchüffe für 1907 find mit rund 12951, Millionen 
(13 Millionen mehr) veranſchlagt. Der Minifter des Aeußeren, Frhr. 
v. Aehrenthal, unterbreitet den Delegationen ein umfangreiches Rotbüch 
über die Konferenz von Algeeiras. Dasſelbe enthält unter anderen die 
Noten, die zwiſchen dem franzöfiichen Minifter Rouvier und dem deutjchen 
Botichafter v. Radolin, ferner jolche, die zwiichen dem Minifter Goluchowski 
und dem Botichafter Grafen Weljersheimb, ſowie zwijchen Goluchowski und 
dem deutjchen Botjchafter v. Wedel gemwechjelt worden find. Ferner ent- 
hält das Rotbuch die Protokolle über die in Algecirad ftattgehabten Be- 
iprechungen. Ein zweites Rotbuch enthält diplomatische Aftenjtüde über 
die Reformaftion in Mazedonien. Außerdem wird den Delegationen ein 
Braunbuch vorgelegt, das die Noten und andere Aftenftüde der Handels- 
vertragöverhandlungen Defterreich-Ungarnd mit Serbien enthält. 


28. November. (Ungarn.) Im Abgeordnetenhaufe erklärt 
Handelaminifter Koffuth, daß Ungarn mit Hjfterreich nur einen 
Handelövertrag aber fein Handelsbündnis jchließen werde. 

30. November. (Wien) Das „Fremdenblatt“ wendet fich 
gegen Bemühungen englifcher Blätter, zwijchen Öfterreih-Ungarn 
und Stalien Verſtimmungen hervorzurufen. 


Die öſterreichiſch ungariſche Monarchie. (Dezember 1. 4.) 281 


1. Dezember. (Cisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus 
genehmigt mit 194 gegen 63 Stimmen die Wahlreform wefentlich 
nach dem Ausſchußantrag. 


Das Werk hatte mehrere Schwierigkeiten zu überwinden. Am 21. No- 
vember wurde die Einführung de3 Pluralwahlrehht3 beantragt, was die 
Negierung befämpfte. Der Antrag wurde mit 201 gegen 143 Stimmen 
abgelehnt; Chriftlich-Soziale und Sozialdemokraten jtimmten gejchlofien 
dagegen, Polen und Großgrundbefig dafür, die übrigen Parteien jpalteten 
fihd. Am 27. riefen die Tichehiich-Radifalen Heftige Tumulte hervor, am 
30. erzwangen fie eine Unterbrehung der Sigung durch tätlihe Angriffe 
auf die Schriftführer. — Am 29. beantragte Abg. Kramarſch (Tich.), in 
Böhmen den Tichechen 78, den Deutichen 52 Mandate zu überweiſen (ftatt 
75 und 55), worauf Minifterpräfident Freiherr v. Bed erflärt, die Annahme 
diejed Antrags lafje die Wahlreform jcheitern. Infolgedeſſen wird ber 
Antrag Kramarſch abgelehnt. — Auf die zweite Lejung folgt jogleich die 
dritte Leſung im Wege der Dringlichkeit. 

Die Minderheit bilden der fonjervative und verfafjungstreue Groß- 
grundbeſitz, die Schönerianer, der freialldeutiche Abg. Wolf, die liberalen 
Slowenen, die fatholiichnationalen Tſchechen, Abg. Menger von der Deutjchen 
Fortichrittspartei und ein Mitglied ded Zentrums. Abweſend waren die 
Ruthenen, um zu proteftieren gegen ihre Zurüdjegung bei der Wahl- 
reform, für die fie ſich aber grundjäglich erflärt hatten, mehrere Mitglieder 
de3 Zentrums, des Polenklubs, die Tſchechiſch-Radikalen, die meiften Frei- 
alldeutihen, einige Deutjchfortichrittler, Abg. Kaifer von der Deutichen 
Bollspartei und die Tichechiich-Radifalen Graf Sternberg und Holaniky. 


4. Dezember. (Budapeft.) Berhandlung über die auß- 
wärtige Politik in der dfterreichijchen Delegation. 


Minifter de3 Auswärtigen Frhr. v. Aehrenthal: Meine Aufgabe, 
das Reſſort zu vertreten, ift injofern eine leichte, als die auswärtige Politif 
in den Verhandlungen der legten Tagung einen breiten Raum eingenommen 
hatte. Die Aufgabe wird aber auch de3halb eine leichte fein, weil Defter- 
reih-Ungarn mit allen Faktoren der europäifchen Politik freundliche Be— 
ziehungen unterhält. Die Politif der Monarchie ift die der Kontinuität. 
In der jorgfältigen Pflege diefer Beziehungen werde ich meine vornehmſte 
Pflicht erbliden. Mit Deutichland verbindet und enge Yreundichaft, die 
auf der Gemeinſamkeit gleicher Intereſſen bafiert. Dieje Freundſchaft bildet 
nicht alfein eine der mwejentlichjten Bürgjchaften des Friedens jeit mehr als 
25 Jahren, fondern fie fommt überhaupt dem europäifchen Staatsſyſtem 
zugute und wird, ich bin davon feft durchdrungen, auch in Zukunft den 
günftigften Eindrud im Sinne einer erhaltenden Politit ausüben. Mein 
zjüngfter kurzer Aufenthalt in Berlin und die Unterredung mit dem Reichs— 
fanzler Fürjten Bülow hat die erfreuliche Tatjache volljtändiger Ueberein- 
ftimmung unferer Anfichten ergeben. Mit Stalien, dem anderen Faktor 
im Dreibunde, unterhalten wir herzliche und aufrichtige Beziehungen. Ge— 
Iegentlich meines Amtsantritte® hat zwijchen mir und dem italienischen 
Minifter des Aeußern ein freundfchaftlicher Gedankenaustauſch ftattgefunden, 
durch welchen das herzliche Verhältnis zwiſchen den beiden Regierungen 
in ungzweifelhafter Weije zum Ausdrud fam. Ausgehend von der Tat- 
fache, daß zwiſchen der Monarchie und Italien feine Intereſſengegen— 
ſätze beftehen, bin ich der Meinung, daß wir mit dem Königreich in 
allen großen Fragen in voller Harmonie werden vorgehen Können. Die 
guten Beziehungen werben e3 erleichtern, die leider öfter vorfommenden 
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Zwiſchenfälle in aller Ruhe zu behandeln und die beiderjeit3 manchmal 
nervös werdende und irregeführte öffentliche Meinung aufzuflären. Auf— 
richtige Freundſchaft befteht jeit mehr ald Dezennien zwiſchen Defterreich- 
Ungarn und Rußland. Wir fünnen auf Grund der mit dem ruffiichen 
Minifter des Aeußern gepflogenen freundichaftlichen Beſprechungen mit 
Beruhigung dem weiteren Zufammenmirfen beider entgegenbliden, ein Zu— 
jammenwirfen, welches im Intereſſe der Erhaltung des Friedens die Beſ— 
jerung der Lage der Bevölferung in der europäiihen Türkei anftrebt. 
Auch mit den Weitmächten ftehen wir in beiten Beziehungen. Diejes gilt 
ſowohl bezüglich Englands als Frankreichs. Es wird meine Aufgabe fein, 
die günftigen Berhältnifje zu erhalten und noch Herzlicher zu geftalten. 
Die Beziehungen zur Türkei haben von jeher die größte Aufmerkjamfeit 
erfordert. Die Schwierigkeiten der Stellung der türkiſchen Regierung hat 
Defterreih- Ungarn niemal3 verfannt; andrerjeit3 hat die Monardie ihre 
freundichaftlide Stimme erhoben, wenn e3 galt, auftauchende Gefahren 
und Berwidlungen zu bannen. SHinfichtli) des Mürzfteger Programms 
(Sahrg. 1903) jei feitzuftellen, daß im Vergleich zu 1902 immerhin gejagt 
werden fönne, daß die Eituation weniger ungünftig ſei, wenn aud) Die 
Beflerung nur eine leichte ift. Die Schwierigkeiten, mit denen zu fämpfen 
jei, jeien in die Augen jpringend, da die Zuftimmung und Unterftügung 
aller Mächte zu den Aktionen erforderlich jei, und die Aktionen durd) 
leidenschaftlihe Rivalität ftarf gehemmt werden, die zwiſchen einzelnen 
riftlichen Nationen ausgebrochen jei. — Oeſterreich-Ungarn unterhalte zu 
Numänien freundichaftliche Beziehungen; e3 hegt für Bulgarien, Griechen- 
land, Montenegro und Serbien, getreu dem Balfanprogramm die herz- 
lihfte Sympathie und aufrichtiges Wohlwollen. Leider jei das wirtichaft- 
liche Verhältnis zu Serbien nicht normal, doch ſei Serbien Gelegenheit 
geboten, auch das Verhältnis normal zu geftalten. — Der Delegation liegt 
ein Rotbuch über die internationale Konferenz von Algecirad vor. Schwer- 
wiegende Gründe der politischen Opportunität Hätten dagegen gejprochen, 
die zwiſchen den Kabinetten gepflogenen diplomatischen Unterhandlungen 
darin aufzunehmen. Die maroffaniihe Frage jei auch noch nicht ab— 
gejchloffen, und die Spannung, welche fie in einem gegebenen Moment in 
Europa erzeugt Hatte, liege noch nicht weit genug zurüd, um es unbedenf- 
lich erjcheinen zu laſſen, jchon jeßt dieje heifle Frage neuerdingd vor der 
Deffentlichkeit aufzurollen. . . . Die franzöfisch-engliiche Intimität, oder, 
wie man fie nennt, die Entente, hat jchon feit drei Jahren beftanden. Sie 
entftand infolge der Regelung gewifjer Streitfragen, die diefe großen Na— 
tionen viele Fahre hindurch auseinanderhielten, wie die egyptiſche und Die 
Marokkofrage. Allerdings Hat dieje Intimität in den legten Jahren zu- 
genommen. Aber ich kann die beruhigende Mitteilung machen, daß, jo- 
weit ich die Sache beurteilen kann und wie ich aus Mitteilungen maß— 
gebender Perſönlichkeiten weiß, dieje Entente faum die Tendenz zu einer 
Gruppierung der Mächte verfolgt, die weitere Folgen nad) ſich ziehen 
fönnte oder eine aggrefjive Spige gegen irgend einen anderen Gtaat ent- 
hielte. Bezüglich der Bedeutung der Adria für unfere Stellung in ber 
Weltpolitif und im Welthandel bin ich der Meinung, daß die jegigen Ber- 
hältnifje dort unverändert bleiben. Auch in diefer Beziehung fann ich die 
beruhigende Mitteilung machen, daß zwiſchen uns und dem uns befreun- 
deten und verbündeten Stalien jehr klare und zufriedenitellende Berjiche- 
rungen über unſere Stellung in der Adria ausgetauscht worden find. Wir 
erklärten, getreu unferer Rolitif, unjerem Freunde und Alliierten, daß wir 
über die durch den Berliner Vertrag firierte Recht3- und Machtſphäre 
nach feiner Richtung Hinaustreten wollen, auch nicht nad) Albanien, und 
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daß wir diejelbe Zurüdhaltung bon Stalien erwarten. Die gleiche Zu- 
fiherung wurde uns in freundjchaftlichiter Weife auch ſeitens Stalienz ge- 
geben. Sch glaube, daß ſich auf Grund diefer Verftändigung unjere mei- 
teren Beziehungen zu Stalien günftig entwideln werden. 

In der Debatte greift Del. Kramarſch (Tich.) den Dreibund als 
gefährlich für den allgemeinen Frieden an; Del. Kozkowski (Pole) kriti— 
jiert die preußiſche Polenpolitif und verlangt Vorftellungen des Minifters 
in Berlin. Die große Mehrheit ftimmt den Darlegungen des Minijters 
zu. — Auch die Prefje beurteilt den neuen Minifter fympathifch. 

Am 14. Dezember bejpricht der Minifter beſonders da3 Verhältnis 
zu Stalien; beide Regierungen hätten den feften Willen, die Beziehungen 
immer bejjer zu gejtalten. — Hierauf wird dad Budget des Auswärtigen 
genehmigt. 

7. Dezember. (Mähren.) Abſchluß der Landtagswahlen 
(vgl. 1905 ©. 176). 

Bon den 149 gewählten Abgeordneten find 60 Deutiche, 89 Tichechen. 
Bon den 60 Deutichen gehören 14 dem deutſchen Großgrundbefige und 
46 den drei Volkskurien an, von denen 18 Fortichrittler, 12 Freialldeutfche, 
10 deutjche Volksparteiler find, ferner 2 Jungdeutſche, 2 Agrarier, 1 Ehriftlich- 
fozialer, 1 Sozialdemofrat. Bon den 89 Tichechen find 25 Katholiich- 
nationale, 17 — ——— 13 Agrarier, 11 Konjervativ-Feudale, 8 Alt— 
tſchechen, 5 Fortichrittler, 5 Sozialdemokraten und 5 Vertreter der Mittel- 
partei des Großgrundbefiges. — Bejonderd bemerkt wird die Niederlage 
der Yungtichechen, die biaßer die ſtärkſte Partei waren. 


Dezember. (Eisleithanien.) Herrenhaus. Wahlreform. 


11. Dezember. Die Wahlreformkommiſſion bejchließt troß der ent- 
jchiedenen Gegenerflärung des Minifterpräfidenten da3 Pluralitätswahlrecht 
für alle Wähler, die über 35 Jahre alt find, ſowie die Feftfegung einer 
Marimalzahl der Herrenhausmitglieder. Diejfe nimmt Frhr. v. Bed an. 

Am 17. Dezember berichtet die Kommiſſion über die Verhandlungen 
und betont, die Mehrheit der Kommiffion habe vielfach Opfer an ihrer 
Meberzeugung gebracht, um nicht die Vorlagen ablehnen oder vereiteln zu 
müfjen. Sie jei jedoch überzeugt, daß die unveränderte Annahme der Vor- 
lagen unheilvolle Konjequenzen nach fich ziehen würde. Um dieſen Ge— 
fahren zu begegnen, jei e3 notwendig, das allgemeine Stimmredt durd) 
die Alteröpluralität zu mildern, der fein Beigejchmad des Klaſſengegen— 
Tages anhafte. Hinfichtlic} de8 Numerus clausus begrüßt die Kommijfion 
die Bereitwilligfeit der Regierung, darauf prinzipiell einzugehen. Sie be- 
harrt jedoch einftimmig darauf, daß dieje Frage nicht durch ein Spezial- 
gejeg, jondern durch eine Abänderung der Wahlreformvorlage geregelt 
werde. Der Bericht jchließt mit der Hoffnung, dat das Abgeordnetenhaus 
Die vorgejchlagenen Abänderungen beraten und die Wahlreform rechtzeitig 
zum Abſchluß bringen werde, widrigenfalls jchon jet ausgeiprochen werden 
müfje, daß es dann nicht das Herrenhaus jei, an deſſen Widerftand das 
Buftandefommen de3 Reformwerks jcheitern werde. 

Am 20. bringt die Regierung eine „numerus clausus-®orlage” ein, 
die die Höchftzahl der Herrenhausmitglieder auf Lebenszeit auf 170 Mit- 
glieder, die Mindejtzahl auf 150 feitiegt. Am 21. genehmigt fie das Haus 
mit der Beftimmung, daß das Grundgeje über die Aenderung der Reichs— 
vertretung nur gleichzeitig mit der vom Wbgeordnetenhauje erledigten 
numerus clausus-Borlage erledigt werden dürfe. 

Hierauf beginnt die Generaldebatte über die Wahlreform. Graf 
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Thun und Fürft Karl Auersperg erwarten nichts Gutes von der Neue» 
rung. Minifterpräfident Schr. v. Bed begründet eingehend die Wahlreform 
mit der Notwendigkeit, dad Intereſſe der Staatsbürger am Staate zu 
fteigern. Fürſtbiſchof Jeglik erwartet vom allgemeinen Wahlrecht gleid- 
mäßige Entwidlung der Nationen. — Das Geſetz über die Wahl der 
Neichdrat3mitglieder, die Wahlordnung und Wahlfreiseinteilung wird an— 
genommen. 


21. Dezember. (Budapeft.) Ungarifche Delegation. All— 
gemeine Lage; Balkan und Stalien. 


Del. Saphi wünſcht freundjchaftliche Beziehungen zu den Ballan- 
völfern. Er erblidt als Grund einer gewiſſen Abkühlung des Verhältniſſes 
zwiſchen Deutjchland und Defterreich die Wirkſamkeit des Alldeutichen Ver— 
bandes, die auch auf Ungarn übergreife, und erklärt, daß die offiziellen 
deutjchen Kreife doc dem entgegentreten jollten. Die jüngften Erflärungen 
des Fürften Bülow hätten gewiſſe Empfindlichkeiten, die in Ungarn be- 
ftanden, befeitigt. Finangminifter Frhr. vd. Burian erflärt im Namen des 
Minifters des Aeußern Frhrn. v. Uehrenthal, derjelbe Habe mit Befriedigung 
aus der Debatte die Ueberzeugung gewonnen, daß die Grundzüge jeiner 
Politik die einftimmige Zuftimmung der Deputierten fanden. Der Minifter 
jei in der glüdlichen Lage, auf die Erklärungen des italienischen Minifters 
des Aeußern Tittoni zu verweilen (Zuftimmung), die den Minifter natür- 
lih mit der größten Befriedigung erfüllten. Er habe fich auch beeilt, 
feinem italieniihen Kollegen feinen warmen Dank und feinen Beifall aus- 
zubrüden. Die Erklärungen des italienijchen Miniſters beftärkten in präch— 
tiger Weije die Erflärungen des Freiherrn v. Aehrenthal, die zwiſchen den 
beiden Miniftern des Aeußern die vollftändige Fdentität der Auffafjungen 
berftellten, die in allen beide Mächte betreffenden Angelegenheiten beftehen. 
Beide Minifter faſſen auch in gleicher Weife die Modalitäten der weiteren 
Pflichten dieſes Verhältniffes auf. Diejes Einvernehmen erftredt ſich auch, 
wie Minifter Tittoni richtig bemerkt hat, auf dad im Einvernehmen mit 
Rußland auf Grund des europäifhen Mandates in Mazedonien befolgte 
Borgehen, wobei Stalien und die übrigen Mächte entiprechend mitgewirkt 
haben. Dasjelbe Beftreben, welches die Grundlage alles Vorgehens Deiter- 
reich-Ungarns bilde, daß nämlich die territoriale Integrität der Türkei 
jo lange e3 möglich ſei erhalten werde, charakterifiert da3 mit Italien be» 
treffend Albanien zuftande gefommene Uebereinfommen, welches ausſchließe, 
daß Defterreich-Ungarn oder Stalien diefes Gebiet in Befig nehme. Mit 
Necht hat der italienische Minifter des Aeußern darauf hingewieſen, daß 
in Oeſterreich- Ungarn niemand ernftlich an die Möglichkeit eines Zuſammen— 
ftoßes zwifchen Deutichland und England denke, und es fei unmöglich, 
auch nur vorauszufegen, daß in dieſer zur Löfung jo vieler und großer 
Fragen berufenen Epoche Kulturnationen einander in aufreibendem Kampf 
unermeßlihen Schaden zufügen würden, der ganz Europa ſchwächen müßte. 
Die in beiden Ländern erfreulicherweife wieder zutage tretenden freund- 
ihaftlichen Beftrebungen hätten den Minifter des Aeußern in der Zuverficht 
beftärkt, daß es gar nicht notwendig fei, ſich mit den Eventualitäten eines 
jolhen Zuſammenſtoßes auch nur zu befaffen. — Wenn das Verhältnis 
zu Serbien nicht jo erfreulich ſei, als es wünſchenswert wäre, jo liege das 
auch nicht an dem Minifter de3 Aeußern, der allen Balfanftaaten gegenüber 
von dem gleihen Wohlmwollen erfüllt fei, jondern an der eigenen Stellung- 
nahme Gerbiend, welches die Bejtrebungen des Freiherrn v. Nehrenthal 
nicht genügend er der präzije zwijchen unſerem politijchen und 
volföwirtichaftlichen Verhältnis zu Serbien unterjchheide, um ein Ueber— 
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greifen der auf dem volf3wirtjchaftlichen Gebiet aufgetauchten Schwierig. 
feiten auf da3 politiiche Gebiet zu vermeiden. Er erwarte, daß die gegen 
die öſterreichiſch ungariſche Regie in den Dffupationen gerichteten öffent- 
lichen Kundgebungen, welche zu verhindern die jerbijche Regierung nicht 
einmal verjuchte, endlih ein Ende nehmen werden. Sollte die wider 
allgemeines Erwarten nit der Fall fein, jo könnte dies nicht nur die 
aud für uns jehr wünjchenswerte Wiederherftellung der normalen volf3- 
wirtſchaftlichen Beziehungen erjchweren, jondern auch in weiterer Folge 
die politiihen Berhältniffe ungünftig beeinfluffen. — Bann wird das 
Budget des Aeußern angenommen. 


21. Dezember. (Cisleithanien.) Die unteren Poftbeamten 
verfuchen eine paffive Obftruftion. Sie ſcheitert, weil ein Zeil des 
Perjonals nicht mitmacht. 


III. 
Portugal. 


8. Februar. Das Parlament wird aufgelöft. 

12. März. Das Königspaar befucht den König von Spanien 
in Madrid. 

20. März. Es wird ein neues Kabinett unter dem Präfidium 
von Hintze Ribeiro gebildet. 

13.14. April. (Liffabon.) Die Bejagung der Schlahtjchiffe 
Dom Garlos und Vasco da Gama meutert, wird aber bald zur 
Ruhe gebracht. 

28. April. Bei den Kammerwahlen werden 113 Minijterielle 
und 40 Anhänger der Oppofition gewählt. 

17. Mai. Das Kabinett der Regeneradore unter Hintze— 
Ribeiro tritt wegen Differenzen mit dem König zurüd und wird 
durch ein Kabinett der liberalen Konzentration unter Franco erſetzt. 

November. Angriffe auf den König. 

In den Corte wird Ddebattiert über die Vorfchüffe, die der Staat 
dem Föniglihen Hauje gemadt Hat. Der republifanifche Deputierte Als 
fonfo Eofta jagt (21. November): ch erkläre, daß das Land, deſſen Beauf- 
tragter, Verwalter und Vertreter der Minijterpräfident ift, jofort voll» 
ftändige Abrechnung über dieje Borjchüffe verlangt und daß er der Perjon, 
die den Nußen davon gezogen hat, jaht, daß e3 notwendig jei, alles zurück— 
zuzahlen und mit Binjen, ohne Ausnahme eines einzigen Poftens, und 
dann, wenn alles bezahlt ift, muß er ihr (der Perjon) jagen: Senhor (die 
Anrede an den König) ziehen Sie fich zurüd, gehen Sie aus dem Lande, 
damit ich Sie nicht ind Gefängnis fteden Zu Der Kammerpräfident, 
welcher den Redner jchon vorher verwarnt Hatte, jagt: Der Herr Abgeord- 
nete muß den Ausdrud zurüdnehmen oder ich muß die Hausordnung an— 
wenden. Der Abgeordnete erwidert: ch nehme nichts zurüd, für weniger 
al3 das, was der König Dom Carlos getan hat, ift der Kopf Ludwigs XVL 
auf3 Schafott gerollt! — Hierauf wird unter großem QTumult der Tri— 
bünen der Abgeordnete durch Soldaten auf Befehl des Präfidenten hinaus- 
geführt, die Tribünen werden geräumt. - 

Die ſpaniſchen Republifaner beglüdwünjchen die portugiefiihen zu 
ihrem Vorgehen. Infolgedeſſen beichließt die Kammer am 27. einftimmig, 
jolhe fremde Einmijchungen abzumeifen. 


IV. 
Spanien. 


16. Januar bis 7. April. (Algeciras.) Tagung der Maroffo- 
fonferenz. 


Bertreten find Deutichland, Belgien, Frankreich, England, Stalien, 
Niederlande, Defterreich-Ungarn, Portugal, Rußland, Schweden, Spanien, 
Bereinigte Staaten, Maroffo. — Auf Vorschlag des deutſchen Delegierten 
v. Radowig wird der ſpaniſche Vertreter, Herzog dv. Almodovar, zum 
Borfigenden gewählt. — Als fundamentale Grundfäge werben feftgeftellt: 
Souveränität ded Sultans, Unabhängigfeit Marokkos, offene Tür für den 
Handel aller Nationen. Am 7. April wird eine Afte unterzeichnet, die 
Vereinbarungen enthält über die Organijation der Polizei, Unterdrüdung 
des Waffenſchmuggels, Einrihtung einer Staatsbank, PVerbeflerung der 
Steuererträge, Verbeſſerung des Zolldienjtes, Einrichtung des öffentlichen 
Dienjtes und der öffentlichen Arbeiten. (Näheres in der Meberficht.) 


Ende Januar. In Alcoy (Provinz Alicante) kommt es 
wegen Preßangriffen auf die Armee au Ausjchreitungen durch 
Dffiziere. 

19. März. Die Deputiertenfammer genehmigt nach langen 
Debatten den Gefegentiwurf über die Zuftändigfeit der Militär- 
gerichte zur Aburteilung von Bergehen gegen das Baterland und 
die Armee. Bor der Abjtimmung verfaffen einige Abgeordnete und 
Jämtliche Journaliſten einen Proteft gegen diejenigen Artikel des 
Geſetzes, in denen fie eine Schmälerung der Freiheit der Preſſe 
erbliden. 

20. März. Das Kabinett reicht feine Demiffion ein, bleibt 
aber auf Verlangen des Königs im Amt. 

25. März. Maßregeln gegen die Karliften. 


Der Kriegsminifter ordnet die Formation von zwei an Bri⸗ 
aden an, die in vier Abteilungen geſchieden zur Unterdrückung der karli— 
—2** Bewegung verwendet werden ſollen, die ſich in den der franzöſiſchen 
Grenze benachbarten Gebieten von Ampurdan und Cerdana neuerdings 
bemerkbar macht. 
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3. März. Neuer Zolltarif. 

Die „Gaceta de Madrid“ veröffentlicht den neuen ZBolltarif, der 
Ende Juli in Kraft treten fol. Nach den allgemeinen Vorſchriften muß 
die Zahlung in Gold gejchehen. Der ganze Zolltarif ift ein reiner Schuß- 
zoll. Die Zölle in den erften Spalten finden auf alle Produkte fremder 
—— Anwendung, die in der zweiten Spalte auf die Produkte ſolcher 

nder, die ihrerſeits den ſpaniſchen Produkten Vergünſtigungen gewähren. 
Die Aenderungen ergeben Erhöhungen für Kohle, Bijouteriewaren, Kupfer, 
Metallbarren, Harze, Hanf, Holzbalten, Pfähle, Möbel, Mafchinenteile und 
Herabjegungen für Handwerksgerät, Pianos, bearbeitete elle, Papier, 
eleftriihe Majchinen, Landwirtichaftsmafchinen, Schiffsteile, verjchiedene 
Klafjen von Webftoffen, Kupfervitriol und GStearin. 

3. Mai. (Madrid.) Unter großer Teilnahme der Bevöl— 
ferung findet die Bermählung des Königs mit Prinzeffin Viktoria 
Eugenie von Battenberg ftatt. — Während der Rüdfahrt von der 
Kirche wird auf den königlichen Wagen von einem Anardiften eine 
Bombe gejchleudert; das Königspaar bleibt unverleßt, 15 Perjonen 
werden getötet, 70 verwundet. 

10. Juni. Das Kabinett Moret wird umgebildet. Es treten 
neu ein Gellerualo al3 YJuftizminifter, Quiroga Zope als Minijter 
de3 Innern und San Martin als Unterrichtsminifter. 

23. Juni. (Madrid) Der Minifter des Auswärtigen Herzog 
von Almodovar }. Geboren 1850, 1898 zum erjtenmal Minifter. 


27. Zuni. Handelsabkommen mit Deutjchland. 

Durdy Notenmwechjel zwiichen dem ſpaniſchen Minifterpräfidenten und 
dem deutichen Botjchafter in Madrid wird das beftehende deutſch-ſpaniſche 
Handeldablommen, das deutjcherjeit3 zum 1. Juli gefündigt worden tar, 
bi8 Ende 1906 verlängert. Hierdurch ıft bis zu dieſem — für die 
Wareneinfuhr im Verkehr zwiſchen beiden Ländern die Meiſtbegünſtigung 
gewährleiſtet. 


6. Juli. Kabinettswechſel. 

Miniſterpräſident Moret tritt zurück, da der König ſeiner Forde— 
rung, die Corte aufzulöſen, nicht — Es wird folgendes liberale 
Miniſterium gebildet: Vorſitz und Krieg: Lopez Dominguez, Aeußeres: 
Pio Gullon, Inneres: Bernabe Davila, Finanzen: Navarro Reverter, 
öffentliche Arbeiten: Garcia Prieto, Marine: Alvarado, Unterricht: Amalio 
Imeno, Juſtiz: Graf v. Romanones. — Die liberale Preſſe ſieht in dem 
Wechſel einen Sieg der Reaktion; die Miniſter erklären, das Programm 
des früheren Kabinetts fortſetzen zu wollen. 

4. Auguſt. Der italieniſche Dampfer „Sirio“ jcheitert bei 
der Inſel Hormigas in der Nähe von Kap Palos. Uber 200 Paſ— 
fagiere, meift italienifche und ſpaniſche Auswanderer, ertrinfen. 

8. Auguft. Der Minifterrat weift einen Protejt des päpft- 
lichen Nuntiug gegen die Gejeßgebung über Zivilehe und Verwal» 


tung der Friedhöfe zurüd. 
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23. Auguft. In Bilbao beginnt ein Generalſtreik, der fich 
an einen Bergarbeiteraugsftand anjchließt. Da Unruhen vorkommen, 
wird der Belagerungazuftand erklärt, der Hafen von Kriegsjchiffen 
überwacht. 

28. Auguft. Ein Föniglicher Erlaß jtellt die Zivilehe ohne 
Einſchränkung her. Die Verpflichtung für die Ehegatten, ihren 
Glauben anzugeben, fällt weg. 

September. Die Bijchöfe erlaffen Hirtenbriefe gegen die 
Bivilehe. 

17. Oktober. Der Minifterrat genehmigt einen Gejegentwurf, 
der die Ordensgeſellſchaften der jtaatlichen Genehmigung unterftellt 
und ihnen den öffentlichen Unterricht verbietet. Die Konfervativen 
opponieren heftig dagegen. 

18. Oktober. In Valencia finden große Kundgebungen gegen 
den Erzbifchof ftatt, weil er die Zivilehe in einer Predigt als Kon- 
fubinat bezeichnet haben joll. 

Ende Oktober. Die Regierung ftellt einige Kreuzer bereit, 
um fie nötigenfall3 zum Schuß der Spanier nach den atlantifchen 
Häfen Maroffos zu jenden. 

30.November. Anfang Dezember. Doppelter Kabinettswechjel. 

Um 30. November wird folgendes liberale Minifterium gebildet, da 
ein Zeil der Liberalen in Budget- und Kirchenfragen dem Minifterium 
nicht zuftimmt: Borfig: Moret, Aeußeres: Perez Caballero, Inneres: 
Ralleſteros, Finanzen: Eleuterio Delgado, öffentliche Arbeiten: Gajjet, 
Krieg: Luque, Marine: Alba, Juſtiz: Barrojo. 

Da am 3. Dezember die liberale Partei de3 Senats dem Mini- 
fterium ein Bertrauenspotum verweigert, tritt Moret zurüd und e3 wird 
folgendes liberale Kabinett gebildet (5. Dezember): Vorfig: Armijo, Aus- 
mwärtiges: Perez Caballero, Inneres: Graf Romanones, Finanzen: Reve— 
reter, öffentliche Arbeiten: de Federico, Krieg: Weyler, Marine: Cobian, 
Unterriht: Jimeno, Yuftiz: Barrofo. 

24. Dezember. Der modus vivendi in den Handel3beziehungen 
zu Deutjchland wird unter Feſtſetzung der Meiftbegünftigung bis 
zum 30. Juni 1907 verlängert. 

3. Dezember. (Madrid.) Ratifikation der Akte von Algecivas. 


Die Ratififationsurfunden werden im Minifterium des Auswärtigen 
niedergelegt. Unmittelbar darauf mweift der Miniſter des Aeußeren den 
ſpaniſchen Gejandten in Bern telegraphiſch an, er möge die jchweizerijche 
Bundesregierung erjuchen, den Generalinjpeftor der Polizei in Marokko 
zu ernennen und Maßnahmen zu treffen, damit die Streitigkeiten betreffend 
die maroffaniiche Staatsbank durch das jchweizerifche Bundesgericht ent- 
jchieden werden können. 
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V. 
Großbritannien. 


Anfang Januar. Wahlbewegung. 


Am 8. Januar wird das Parlament aufgelöſt. Beim Zuſammen— 
tritt (1900) zählte die Regierungspartei 402, die Oppofition 268 Stimmen, 
bei Schluß der Seffion war dad Verhältnis 369 zu 301. — Minifter- 
präfident Campbell-Bannermann erläßt einen Aufruf, die Unioniften 
hätten in der Führung der auswärtigen Politik auf die Eigentümlichkeiten 
verzichtet, die feine Partei früher zu tadeln gehabt hätte; die mache es 
der jegigen Regierung möglich, im mwejentlichen die Politif der legten Re- 
gierung fortzufegen, ohne von der freundichaftlichen, nicht herausfordernden 
Art der früheren liberalen Regierungen abzugehen. Es werde die Pflicht 
der jeßigen Regierung jein, das Syſtem der Selbftverwaltung, die bürger- 
liche und religiöfe Freiheit und den Freihandel aufrechtzuerhalten, ferner, 
joweit möglich, die Nachteile, die in den legten Jahren entftanden find, 
wieder gut zu machen und joziale und wirtjchaftlihe Reformen zu fichern. — 
Der Herzog v. Devonjhire, ein Führer der Unioniften, fordert die Unio- 
niften auf, unter allen Umftänden gegen den Schußzoll zu flimmen. — 
Chamberlain veröffentlicht folgendes Zollprogramm: Zollerhöhungen: 
Zwei Schilling auf den Biertelzentner ausländiichen (nicht Eolonialen) Korns 
und ein entiprechender Zoll für ausländifches Mehl, 5 Prozent Zoll für 
ausländijches Fleiſch, 5 Prozent für ausländische Moltereiprodufte, 10 Pro- 
zent für im Auslande fabrizierte Waren. Hollverminderung: Verminde- 
rung des Teezolles um drei Viertel, Verminderung des BZuderzolles um 
die Hälfte, Herabfegung des Zolles auf Kaffee und Kakao, Bevorzugung 
folonialer Weine und Früchte. NRohmaterialien und Mais find zollfrei. 
Der Landarbeiter würde danad) 17 Farthingd gewinnen und 9!/s ein- 
büßen, im ganzen aljo um 7! Farthings befjer ftehen. Der ſtädtiſche 
Handwerker würde 19!/. Farthings gewinnen, 10 verlieren und demnach 
einen Reingewinn von 9'/, Farthings zu verzeichnen haben. 


3. Januar. Abſchluß der Wahlen. 

Die Unioniften haben eine große Niederlage erlitten. Mehrere ihrer 
Führer, wie der frühere Minifterpräfident Balfour, find nicht gewählt 
worden. Chamberlain ift in Birmingham mit großer Mehrheit gewählt 
worden. Balfour wird bei einer fpäteren Nachwahl gewählt. — Das 
Refultat ift: 158 Unioniften, 400 Liberale, 29 Arbeiterparteiler, 83 ren. 

10. Februar. (BPortsmouth.) In Gegenwart des Königs 
läuft das größte Panzerfchiff der Welt, „Dreadnought“, von Stapel. 
63 hat 18000 Tonnen Deplacement. 
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Februar. In der konſervativen Partei finden heftige Debatten 
über die fünftige Zollpolitif ftatt. Balfour akzeptiert Chamber- 
lains Progromm im wefentlichen und wird zum Führer profla= 
miert. Eine Gruppe unter dem Herzog von Devonjhire befennt 
fich weiter zum Freihandel. 

17. Februar. Der „Daily Graphic” jchreibt über Deutjch- 
land und Frankreich auf der Marofkofonferenz: 


„Schlimm ift es für Frankreich, daß die Stellung Deutſchlands eine 
außerordentlich ftarfe ift. Deutichland Hat das internationale Recht auf 
feiner Seite und die beutfche Regierung die ganze Nation Hinter fih. Die 
franzöfifhe Regierung hat nicht3 von beidem. Ein Fehlichlagen der Kon- 
ferenz würde Deutjchland in feiner Weife ſchaden, jondern im Gegenteil 
den Einfluß der deutjchen Flagge in Maroffo jehr Heben und damit den 
deutjchen Handel ftärfen, der gewöhnlich der Flagge zu folgen pflegt. Auf 
der anderen Seite würde das franzöfifche Prejtige fehr leiden und auch der 
Stellung der Republik in Algier jchaden.” 


19. Februar. Der König eröffnet das Parlament. 


Sn der Thronrede erwähnt er den erfreulichen Empfang, der dem 
Prinzen und der Prinzeffin von Wales in Indien bereitet wurde und der 
ein Beweis jei von der Anhänglichfeit der indifchen Untertanen an die 
Krone, ferner den Bejuch des ihm nahe verwandten Königs der Hellenen 
in England, der die freundichaftlihen Beziehungen, die jo lange zwijchen 
- den beiden Ländern geherridht haben, befräftigen werde. Die en 

zu den fremden Mächten jeien fortgejegt freundſchaftlich. — Nad) einer 
Erwähnung des Bündniſſes mit Japan fpricht er die Hoffnung auf einen 
friedlihen Ausgang der Maroflofonferenz aus. Weber die Balfanfragen 
5* es: Die aufſtändiſche Bewegung auf Kreta hat nachgelaſſen. Die 
tage in den makedoniſchen Wilajets gibt, obgleich fie ſich in mancher Be— 
ziehung gebeſſert hat, fortgeſetzt Grund zur Beſorgnis. Der Sultan hat 
die Beſtimmung zur Einſetzung einer internationalen Finanzkommiſſion 
erteilt, die die Finanzverwaltung in den Provinzen überwachen ſoll. Es 
ſei zu hoffen, daß die Wirkſamkeit der Finanzkommiſſion zu heilſamen 
Reformen und zur Beſſerung der Lage der Bevölkerung führen werde. — 
Um eine verantwortliche Regierung in Transvaal zu jchaffen, ſei an- 
geordnet, daß die neue Verfaffung jo jchnell eingeführt werde, als es fich 
mit der forgfältigen Erledigung der Angelegenheit vereinbaren laſſe. Die 
Wahlen zu der erjten gejeßgebenden Verſammlung, welche im Zuli erwartet 
würden, jeien infolgedefjen um einige Monate verjchoben. Die erlaffenen 
Anordnungen, wonach die Zulaffung von chinefiichen Kulis nicht weiter 
geftattet jein joll, bleiben mwährend dieſer Zeit in Kraft. Ebenjo werde 
eine verantwortliche Regierung in der Oranjekolonie gebildet. Die Kolonial- 
fonferenz fei bis zu Anfang 1907 verfchoben. — Befriedigend jei die ftän- 
dige Zunahme der Ein- und Ausfuhr. Die Induftrie des engliſchen Volkes 
bewege jich allgemein auf gefunden fortjchreitenden Bahnen. — Aufmerk— 
jamfeit verdiene die Vermehrung der Ausgaben des Staates während der 
legten Zahre. Bon den Miniftern würden Pläne erwogen zur Einführung 
von Berbefjerungen und Erzielung von Erfparnifjfen am Regierungsiyften 
Irlands durd Einführung von Maßregeln zur Beteiligung des Volfes an 
der Führung der irischen Angelegenheiten. — Es jei zu wünſchen, daß Die 
Negierung des Landes im Vertrauen auf das beftehende Gejeß weiter ge- 
führt werde in einem, ſoweit e3 die Umftände geftatten, auf die Wünſche 
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und Gefühle der irischen er ee? Rüdjiht nehmenden Geifte. Der 
König habe das Vertrauen, daß zur Aufredhterhaltung der Ruhe die gute 
Gefinnung unter den verjchiedenen Klaſſen der Gejellichaft führen werde. — 
Die Thronrede führt dann verjchiedene Maßregeln für Großbritannien an, 
darunter eine Unterſuchung über die Mittel, wodurd eine größere Anzahl 
der Bevölferung auf das Sand gezogen und ihm erhalten werden fönnte; 
ferner eine Abänderung des Schulgejeges ſowie eine Verbeſſerung der Lage 
der arbeitenden Klaſſen und Maßregeln betreffend die Gejege über Kauf- 
fahrteijchiffahrt. 

19. Februar. (Unterhaus.) Adreßdebatte. Frankreich, Trans— 
vaal, Irland, Armenfrage. 


Abg. Chamberlain (fonf.) billigt die auswärtige Politik der Re- 
gierung, Kadett aber ie iriishen Pläne. Premierminifter Campbell- 
Bannermann: Die Beziehungen Englands zu der franzöfiichen Regie— 
rung blieben genau bdiejelben, wie fie waren. Die britijche Regierung laſſe 
der franzöfiichen jede diplomatiiche Unterftügung angedeihen, die in ihrer 
Macht ftehe, und gebe diejelbe ohne den geringften Vorbehalt nicht nur 
für ein volllommen gutes Einvernehmen, jondern für eine direkte Freund— 
lichkeit Englands zu allen in Betracht fommenden Mächten. Es jei recht 
und angebradt, daß dem britiichen Volke immer und immer wieder gejagt 
werde, daß die Verftändigung mit Frankreich, die in voller Stärfe un- 
verändert fortbeftehe, feine jchlimmen Abjichten gegen irgend eine andere 
Nation oder Regierung in fich jchließe und daß die britifche Regierung in 
diefer Verftändigung nur ein Mittel zu finden wünſche, jene freundlichen 
und fozufagen herzlichen Gefühle zwiſchen England und Frankreich zu be— 
fräftigen, die fie zu fördern bedacht jei.... Die britiihe Regierung jtrebe 
auf einen jchließlichen Staatenbund in Südafrika Hin, aber der Einrichtung 
einer verantwortlichen Regierung in Transvaal müſſen Unterfuchungen 
darüber vorausgehen, auf was für ein Wahliyitem eine jolche Regierung 
gegründet jein jolle. Die Frage der Anwendung chinefiicher Arbeitskräfte 
in den Minen müfje von den in Transvaal Anſäſſigen entichieden werden, 
jobald jie eine verantwortliche Regierung erhalten hätten. Mittlerweile 
aber würden die Bejtimmungen betreffend die Arbeitäleiftung durch Chi« 
nejen geändert werden. Ueber die irischen Angelegenheiten äußert Campbell- 
Bannermann fi dahin, daß die Unioniften auf Grund des Vertrauens, 
welches jie durch ihre fürzlich getroffenen Maßnahmen dem irijchen Volfe 
zeigten, ein umfafjendere3 Syſtem für die Beteiligung des irijchen Volkes 
an der Führung der iriſchen Angelegenheiten eher freudig begrüßen als 
ſich ihm mwiderjegen jollten. Die Aufhebung der Ausnahmegejege in Irland 
jei ein Teil der Regierungspolitil. — Abg. Redmond: Irland jei ein 
Scandfled des Reiches und fein Eoftjpieligfter, am ſchlechteſten regierter 
Beitandteil. Die iriſche Partei wäre nicht im Parlament, um gering- 
fügige Berbefjerungen der Lage de3 irischen Volkes, jondern die gänzliche 
Freiheit für ihr Land zu erreichen, und die gegenwärtige Regierung hätte 
die Verpflichtung übernehmen müfjen, ein Homerulegejeg für den Zeitraum 
von zwanzig Jahren zu gewähren. Keir Hardie: Die Mitglieder der 
Arbeiterpartei würden fi nicht an dem Hader der Parteien beteiligen, 
jondern ihr Hauptaugenmerk auf die Armenfrage in England richten. 


27. Februar. (Oberhaus.) Debatte über Südafrika. 


Der frühere Oberfommifjar Lord Milner warnt die Regierun 
einer großen Rede vor Uebereilung bei der Gewährung des Rechtes * 
verantwortlichen Verwaltung an die Kolonien, namentlich an die Oranje— 
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flußfolonie. Er hoffe, daß die Regierung fich Hinfichtlich des Umfanges 
der mit diefer Maßnahme verbundenen Gefahr feiner Täufhung Hingeben 
werde. Die große Mehrheit de3 erften Parlament der Dranjefolonie 
würden Buren jein und e3 erjcheine nicht ausgejchloffen, daß dieſe alle 
früheren Maßnahmen der Regierung umftoßen und ſich der britiichen An— 
fiedler entledigen würden. Die britiihen Beamten hätten erflärt, daß, 
mwenn Südafrifa einmal verloren gehe, e3 für immer verloren fei. Kolonial- 
fefretär Lord Elgin: Die Aufftellung einer neuen Berfafjung werde jo- 
wohl Beit als eingehende Unterjuchungen erfordern. 


27. Bebruar. (London) Balfour wird von der City mit 
großer Mehrheit zum Abgeordneten gewählt. 


1. März. (Unterhau?.) Urfachen der Unruhen in Süd- 
afrifa und Schuß der Eingeborenen. 


Ein Antrag verlangt die Anerkennung der Verantwortlichkeit des 
Reiches für den Schup der Eingeborenenftämme in Südafrika. Unter- 
ftaatsjefretär im Kolonialamt Churchill erklärt ſich mit der Reſolution 
einverftanden und betont, daß die Regierung ängftlich darauf bedacht ſei, 
für dad Wohl der Eingeborenen zu forgen, und auf ihre angemefjene Be- 
handlung jeitens der Kolonialregierungen unter allen Umftänden halten 
wolle. Was die Eingeborenenunruhen in Natal angehe, fo wäre der Auf- 
ftand durch ſchnelles Eingreifen unterdrüdt worden. Die Urfachen zur 
Unzufriedenheit lägen tiefer, und hier fäme verjchiedenes in Betracht, jo 
die Auferlegung der Kopfiteuer, die durch den Burenfrieg hervorgerufene 
Beunruhigung, eine unverftändliche und unheilvolle äthiopifche Bewegung, 
der lange und immerhin nicht ohne Erfolg gegen Die gewaltigen deutjchen 
Truppenmaſſen in Südweftafrifa geleitete Widerftand und jchließlich die 
Behandlung der Eingeborenen unter Milner® Amtstätigfeit.e. Wenn aud) 
zu unmittelbaren Bejorgnifjen fein Grund jei, jo erfordere die Eingeborenen- 
frage in Südafrika doch eine jorgfältige und unausgejegte Aufmerkſam— 
feit. — Der Antrag wird angenommen. 

7. März. (Unterhaus.) Diätenfrage. 

Das Unterhaus genehmigt mit 348 gegen 110 Stimmen einen An- 
trag, den PBarlamentsmitgliedern jährlih 300 Pfund Sterling zu zahlen. 
Der PBremierminifter Campbell-Bannermann ftimmt im Prinzip dem An- 
trag zu, erklärt jedoch, daß die Regierung weder Zeit noch Geld Habe, 
den Beichluß alsbald durchzuführen. 


27. März. Das Unterhaus genehmigt einen Gejeßentwurf 
über Entjhädigung von Arbeitern für im Betriebe erlittene Unfälle. 


Dana Haben Anſpruch auf Entihädigung durch den Arbeitgeber 
alle Perfonen, die für Unternehmer arbeiten, u. a. alle im Transport— 
verfehr bejchäftigten Arbeiter, wie Fiſcher, Seeleute und Poſtbedienſtete. 
Der Entwurf fieht auch eine Entichädigung vor in Fällen gewerblicher 
Krankheiten, wie Karfunkelgeſchwüre, Bleivergiftung und Knochenverwach— 
fung. Ausgenommen find einige Berufsflafjen wie Poliziften, Handlungs- 
gehilfen, Dienftboten. — Redner aller Parteien jprechen fich dafür aus. 


28.30. März. (Unterhaug.) Gejet über die Trades Unions. 
Sieg der Arbeiterpartei. 


Generalftaatsanwalt Lawſon Walton bringt einen Gejeßentwurf 
ein, wodurch die beftehenden Gejegesvorjchriften betreffend die Trades Unions 
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und die Ausftände abgeändert werden jollen. Der Entwurf jei nötig ge- 
worden infolge der Enticheidung der Gerichte, wonach als Recht erfannt 
worden war, daß Schadenerjag für die Folgen ungejeglihen Vorgehens 
von Mitgliedern einer Trades Union während eined Ausftandes aus dem 
Bermögen bes betreffenden Gewerkvereins erwirkbar ift, auch wenn diejes 
Vorgehen nicht durch defien Bollzugsausichuß gutgeheißen worden jein jollte. 
BWalton erklärt, daß gemäß den Beitimmungen de3 Entwurfes Erjag für 
Schäden, die durch gejegwidrige Handlungen verurſacht find, nicht aus dem 
Bereindvermögen beanjprucht werden kann, jobald dieje Handlungen nicht 
dur den Bollzugsausichuß der Trades Union genehmigt worden jind. 
Walton befämptt die Forderung der Arbeitervertreter, —* das Vermögen 
der Trades Unions ganz und gar gegen derartige Anſprüche geſchützt ſein 
ſolle, und erklärt: Laſſen Sie uns fein privilegiertes Proletariat ſchaffen! 
Der Miniſter bemerkt indes, daß die Regierung die Frage ſchließlich der 
Entſcheidung des Hauſes überlaſſen werde, und erklärt, der Geſetzentwurf 
legaliſiere auch das ſogenannte friedliche Streikpoſtenſtehen. Shadleton 
(Vrbeiterpartei): Die Arbeiterpartei könne mit dem Gejegentwurfe nicht 
zufrieden jein. Die Regierung habe bei den Wahlen verjprochen, die For- 
derungen der Arbeiterpartei zu begünftigen. Am 30. beantragt Hudſon 
(Arb.P.), daß die Fonds der Trades Unions in feiner Weije herangezogen 
werden zur Leiftung von Entjchädigungen wegen ungejeglicher Alte von 
Mitgliedern der Trades Unions. Keir Hardie (Arb.P.) jagt in der Be- 
gründung, daß derjenige, der mit der Arbeiterpartei über Arbeiterfragen 
in Konflikt gerate, den Tag, an dem es gejchehe, zu bereuen haben werde. 
Premierminifter Campbell-Bannermann: Der Hauptunterjchied zwi— 
ihen den beiden Anträgen bezieht jich auf die vollftändige Unantaftbarfeit 
der Trade-Unionsfonds, für die der vorliegende Antrag Sorge trägt. 
Aber aud in diefem Punkte jind beide Parteien im Grunde bemüht, zu 
gleihem Ziele zu fommen; fie bewegen ſich nur auf verfchiedenen Wegen. 
Daher ftimme er für den Antrag Hudjon. Mehrere Redner der Unioniten 
verhöhnen die Regierung wegen ihres „feigen Nachgebens“ gegen die 
Wünjhe der Arbeiterpartei. — Der Antrag Hudjon wird mit großer 
Mehrheit angenommen. 


3. März. Das Oberhaus genehmigt mit großer Mehrheit 
gegen den Willen der Regierung einen Antrag, der Lord Milners 
Berdienfte um Südafrika anerkennt. — Im Unterhaufe war Milner 
am 21. jcharf angegriffen worden. 

Anfang April. Diskuffion über Algeciras. 

Die Preſſe nimmt im allgemeinen an, daß die Konferenz von 
Algeciras mit einem für Deutjchland und Frankreich günftigen Kompro- 
mie geendet Habe. — Minifterpräfident Campbell-Bannermann jagt 
in einer öffentlichen Rede, England habe Frankreich loyal unterftügt, aber 
feine andere Macht verlegt. 

9. April. Das Unterhaus genehmigt in erfter Lefung eine 
von der Regierung eingebrachte Unterrichtsbill. 

Danach jollen alle Schulen, die aus dem Gelde der Steuerzahler 
erhalten oder unterjtügt werden, als Staatsſchulen gelten und eine voll- 
ftändig gleichartige Unterrichtsmethode erhalten. Schulen, die nicht als 
Staatsjhulen anzujehen find, erhalten feinen Zufhuß mehr aus _öffent- 


fihen Geldern. Das bisherige Syſtem, das zwiſchen freiwilligen Schulen 
und Staatsſchulen unterjchied, fommt in Wegfall. Elementarjchulen, die 
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Staatshilfe beanſpruchen, gelten al3 Staatsſchulen. Der Religionsunter- 


richt ſoll feiner befonderen hriftlihen Richtung zuneigen. Auch follen an 
diejem Unterriht nur ſolche Kinder teilzunehmen brauchen, deren Eltern 
einen religiöfen Unterricht wünjhen. Aus dem religiöfen Unterricht ift 
der Katechismus und alles das auszufcheiden, was die verjchiedenen chrift- 
lihen Richtungen voneinander unterjcheidet. Das bisher von den Lehrern 
verlangte Glaubensbefenntnis fommt in Wegfall und allen Lehrern ift in 
Zukunft, ohne Rüdfiht auf ihre religiöjen Anfichten die Möglichkeit ge- 
boten, Schuldireftor zu werden. Diejenigen Schulen, die darauf beftehen, 
eine beftimmte Religionsrichtung beizubehalten, hören auf, Staatsjchulen 
zu fein, und erhalten feinerlei — aus Staatskaſſen. Sollten 
aber die Eltern von vier Fünfteln der die öffentliche Schule beſuchenden 
Kinder einen Religionsunterricht nad den Satzungen einer gewiſſen reli— 
iöjen Gemeinjchaft wünfchen, jo mwill das Geſetz ihnen diefen Wunſch er- 
Ken unter der Bedingung, daß die Koften dieſes bejonderen Unterrichtes 
von der religiöjen Gemeinjchaft getragen werden, die diefen Wunſch äußerte. 
11. April. (Unterhaus.) Der Staatsſekretär des Auswär— 

tigen €. Grey teilt über den Streit mit dem Kongoftaat mit: 
Eine endgültige Regelung wegen Bahr el Ghazal jei noch nicht 
erfolgt, man Habe jich jedoch über einen modus vivendi während ber 
Verhandlungen über die endgültige Regelung, die nach Dftern beginnen 
follten, geeinigt. Hiernach jollten alle vom Kongoftaat nach einem be» 
ftimmten Zeitpunkt, der ungefähr ein Jahr zurüdliege, bejegten Poſten 
wieder geräumt werden, während alle früher bejegten einftweilen in jeinem 
Beſitz verblieben. Die Verwaltung des ftreitigen Gebietes falle aber der 
Sudanregierung zu. 


25. April. (Unterhaus?) Während der Beratung eines 
Antrags über das Frauenſtimmrecht verüben Frauen auf der Tri- 
büne jolche Demonftrationen, daß die Tribüne geräumt werden muß. 


26. April. Vorſchläge über die Verwaltung Egyptens. 


In einem Blaubuche jchlägt der Sirdar Lord Cromer vor, die 
gegenwärtigen Gejeßgebungen, den Rat und die Nationalverfammlung bei- 
— getrennt davon aber einen aus 25—30 Mitgliedern beſtehenden 

at zu jchaffen, der ganz aus Angehörigen der Bertragsitaaten beftehen 
joll. Die von der Regierung verkündeten Gejege jollen für alle Ausländer 
bindend fein. Ferner jchlägt er vor, die gegenwärtigen Konjulargerichte 
abzuschaffen, jobald durd eine neue gejeßgeberiiche Akte andere Gerichte 
eichaffen jeien. Die fünfjährige Ernennung der gemijchten Gerichtshöfe 
ei gleichfalls abzuſchaffen. Als Amtsſprache des neuen Rates jollen die 
englische, franzöfiiche und italienische Sprache gelten, und dieje jollen ein- 
ander vollfommen gleichjtehen. Alle fich ergebenden Meinungsverjchieden- 
heiten hinfichtli der Wirkjamfeit des neuen Syſtems jollen vom Haager 
Schiedsgericht entjchieden werden. 


30. April. (Unterhaus) Der Schatminifter legt das 
Budget vor. 


Die Ausgaben de3 fommenden Finanzjahres werden auf 141 786000 
Pfund Sterling, die Einnahmen auf der heutigen GSteuergrundlage auf 
144860000 Pfd. St., der verbleibende Ueberſchuß auf 3074000 Pd. St. 
geihägt. Davon werden 500000 Pfd. St. zuzüglich 500000 Pfd. St. aus 
der chinefiichen Entjhädigungszahlung zur Sculdentilgung verwendet 
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werden. Nach Abzug für weitere Aufwendungen für Vollsunterricht, das 
Poſtweſen und unvorhergejehene Vorkommniſſe wird ein endgültiger Ueber- 
ihuß von 2 Millionen Pfund Sterling verbleiben. 


Ende April. Ein großer Zeil der englifchen Preffe behauptet, 
daß Deutjchland die Pforte zum MWiderjtand in der Akabafrage 
anreize. Am 1. Mai dementiert das Bureau Reuter diefe Nachricht. 

7. Mai. (Unterhaus?) Staatsjekretär des Auswärtigen 
Grey jchildert den Streitfall mit der Pforte über Afaba: 


Die kritiſche Note verlangt von der Pforte die Zuftimmung zur 
Feſtſetzung der Grenzlinien zwijchen El Rafel und dem oberen Ende Des 
Golfes von Akaba durch Großbritannien und die Türkei auf der Baſis 
der Depeiche des Großvejierd an den Khedive vom 8. April 1892 und die 
Burüdziehung der türfiihen Truppen während der Feititellung. Der Her- 
gang des Streites bis zum heutigen Stande der Angelegenheit ift folgender: 
Zu Beginn de3 Jahres wurden egyptiihe Truppen entjandt, um gemifje 
Punkte auf der Halbinjel Sinai einjchlieglih Tabah zu bejegen. Dieje 
fanden aber Tabah bereit3 von türkiſchen Truppen bejegt. Die englifche 
Regierung proteftierte hierauf gegen die Bejegung von Tabah, eines Platzes, 
der fraglos auf der Halbinjel gelegen fei, und wies darauf hin, daß, wenn 
ein Zweifel über die Grenzlinie beftände, die gemeinſame Feitiegung durch 
eine Kommiffion die beſte Löjung der Frage jein würde. Lord Eromer 
hat dann unter dem 13. Februar berichtet, daß der türfifhe Kommandant 
von Afaba die Zurüdziehung der egyptiſchen Truppen von der Inſel 
Farum im nördlichen Teile des Golfes von Akaba ablehne. Darauf er- 
hielt ein englisches Kriegsichiff Befehl, nad) Farum zu gehen, um den 
dortigen egyptiſchen Poften zu jhügen. Nach verjchiedenen Borftellungen 
wurden zwei Offiziere von Konftantinopel nad) Egypten geihidt, um die 
Sache zu unterjuhen. Man hoffte, daß fie die Angelegenheit bejprechen 
oder bei einer gemeinfamen Grenzkommiſſion mitwirken follten, aber fie 
verließen Kairo wieder, ohne mit dem Khedive oder Lord Cromer in Ber- 
bindung getreten zu fein. Am 31. März machte der türkiſche Botjchafter 
eine Mitteilung des Anhaltes, daß, da Tabah zu Akaba gehöre, gegen die 
Niederlafjung türkiſcher Truppen dort fein Widerfpruch erhoben werden 
fönne und es deshalb für unnötig erachtet würde, eine Unterfuchung zu 
veranftalten. Der Sultan ermädhtigte dann den Oberfommifjar Mufhtar 
Paſcha, mit der egyptifchen Regierung zu unterhandeln, und auf jein 
eigened Erjuchen wurden die Unterhandlungen nach Kairo verlegt. Mufhtar 
Paſcha forderte in einer Unterredung mit dem Khedive, daß die Sinai- 
grenze von El Rafel nad) Suez und von Suez nad Afaba gehen jolle. 
Der Khedive regte an, daß die Linie von El Rafel nad; Akaba gehen und 
dabei die Küfte drei Meilen weftlich von Port Akaba erreichen folle und 
daß der noch übrige Teil der Grenzlinie durch jachverftändige Landmeſſer 
abgeftedt werden jolle. Die Antwort des Sultans ging dahin, daß der 
Golf von Akaba und die Halbinjel Sinai außerhalb des in dem faijer- 
lihen Firmans bezeichneten Gebiete lägen, daß fich das Telegramm vom 
8. April 1892 nur auf die weftliche Seite von Sinai beziehe und daß die 
Auslegung des Telegrammö eine Angelegenheit jei, welche nur die otto- 
manijche Regierung angehe. Gleichzeitig wurde die Hoffnung ausgeiprochen, 
daß feine Gelegenheit zur Einmifchung werde geboten werden. Daraufhin 
erging unjer Erfuchen an die Pforte, um eine zuftimmende Antwort inner- 
halb zehn Tagen. — Der Umfang der Forderungen der Pforte jowie Ton 
und Charakter der türkiſchen Mitteilung an den Khediven hat es unmög- 
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lih gemacht, die Regelung auf unbeftimmte Zeit zu verfchieben. Das ift 
auch der Grund, weshalb wir jegt auf Erfüllung unferer urfprünglichen 
Forderung auf gemeinjfame Feſtſtellung der Grenze dringen. Ich dente, 
ich darf für die Regierung in Anſpruch nehmen, daß fie große Gebuld 
und Mäßigung an den Tag gelegt hat, die legte Entwidelung der türfi- 
jchen Forderungen würde aber, wenn fie zugelaffen würde, die Türkei in 
eine Stellung bringen, welche eine wirkliche Gefahr nicht allein für die 
Freiheit des Suezfanals, fondern auch für die Freiheiten Egyptens und 
die Sicherheit der Dynaftie des Khediven fein würde. Die Regierung 
fonnte gegenüber diejen ragen nicht gleichgültig jein, und ihre Wichtigkeit 
macht e3 nötig, daß wir jegt auf eine Beilegung auf Grundlage der Grenze 
Egyptens drängen, wie fie unbeftritten und ungeftört ſeit jieben Jahren 
beitanden hat. fi 


9. Mai. (Unterhaus.) Refolution über Abrüftung. 


Abg. Vivian (lib.) beantragt eine NRejolution, in welcher die Re- 
gierung aufgefordert wird, wirkſame Schritte zu unternehmen, um die 
usgaben für die militärifchen und maritimen NRüftungen zu verringern 
und die Aufnahme eines auf Einjchränfung der Kriegsrüftungen gerichteten 
Antrags in dad Programm der Haager Friedenskonferenz zu betreiben. 
Abg. Bellairs (lib.) beantragt dazu ein Amendement, in welchem erklärt 
wird, dab das Haus ſich darauf verlafje, die Regierung werde die Ober- 
hoheit Englands zur See aufrecht erhalten, und daß es der Regierung 
nicht empfehlen könne, Erörterungen betreff3 der Rüftungen herbeizuführen, 
melde die auswärtigen Mächte für die Verteidigung ihrer Gebiete als 
notwendig erachteten. — Er begründet das Amendement namentlich mit 
dem Wachdtum der deutichen Flotte und der antiengliihen Stimmung in 
Deutichland. 

Staatsjefretär ded3 Auswärtigen Grey: Er ei der Anficht, daß in- 
folge de3 allgemein unter den Völkern Europas verbreiteten Gefühls der 
Notwendigkeit einer Reduktion der Ausgaben für militärische Rüftungen 
eine Erflärung von der Art, wie die Vivianſche Refolution fie enthalte, 
wegen des Eindruds, den fie auf andere Regierungen machen werde, von 
Wert jei. Er glaube nicht, daß zu irgend einer Zeit die Öffentliche Mei— 
nung in Europa ftärfer auf die Erhaltung des Friedens bedacht gemwejen 
fei al3 gerade jetzt. Die Haager Konferenz könne fein verbdienftlicheres 
Werk tun, al3 die Bedingungen für den Frieden weniger foftjpielig als 
bisher zu gejtalten, und nach feiner nugbringenderen Aufgabe ftreben, als 
ein praftijches Ergebnis zutage zu fördern, das zur Herabminderung der 
Ausgaben führen könne. ... Es ift angeführt worden, daß wir auf Die 
anderen Mächte warten jollten, um unfere Ausgaben zu verringern. Aber 
wie die Verhältnifje liegen, warten alle Mächte aufeinander. Eines Tages 
wird eine berjelben den erjten Schritt tun müſſen. Ich kann daher die 
Bufagerflärung Bellaird nicht akzeptieren. Es könne fein, daß eine andere 
Macht bereit jei, in diefer Hinficht den erften Anftoß zu geben, e8 jei aber 
auch nicht ausgefchloffen, daß England ihn unternehme. Es habe niemals 
eine Zeit gegeben, in der die relative Leberlegenheit ber englijchen Flotte 
ftärfer geweſen jei al3 gerade jetzt. Was England auf der Haager Kon— 
ferenz werde tun fünnen, müfje von der Antwort der anderen Regierungen 
abhängig gemacht werden und von dem Intereſſe, dad die anderen Barla- 
mente Diefer Angelegenheit entgegenbringen würden. Er nehme aber die 
Reſolution namens der Regierung als eine erfreuliche Meußerung der öffent- 
lihen Meinung an und heiße fie aus diefem Grunde willkommen. Er jei 
überzeugt, daß die Nefolution auch von anderen Ländern ald eine von 
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dem britiihen Parlament ausgehende Einladung, auf diefe Aufforderung, 
die Rüftungen zu vermindern, einzugehen, aufgefaßt werde. (Beifall) Das 
Amendement Bellair wird darauf zurüdgezogen und die Rejolution unter 
lauten Hochrufen einftimmig angenommen. — (Am 25. wird die Abrüftungs- 
frage im Oberhauſe beraten.) 

13.19. Mai. Beſuch von Mitgliedern deutjcher Stadtverwal- 
tungen in England. Am 18. werden fie vom König empfangen, 
die Londoner Stadtverwaltung veranftaltet glänzende Feſte. 

16. Mai. (Unterhaus.) Die Regierung teilt auf eine An— 
frage über den deutjch-englifchen Grenzzwijchenfall in Südweſt- 
afrifa mit: 

Der deutſche Gejchäftsträger Habe am 14. Mai dem Staatsſekretär 
des Auswärtigen mitgeteilt, daß ein deutjcher Offizier Aufftändiiche über 
die Grenze vertolat und daß auf britiichem Gebiete ein Gefecht ftattgefunden 
* Der Geſchäftsträger habe erklärt, daß die deutſche Regierung dieſes 

orgehen durchaus gemißbilligt habe und daß es den erteilten Weiſungen 
zuwiderlaufe. Es würden Schritte getan, um einer Wiederholung vorzu- 
beugen. Das Haus werde zweifellos, wie e3 die britifche Regierung getan 
babe, den Anhalt diefer Mitteilung würdigen, fowie den Umſtand, daß 
diejelbe abgegeben wurde, bevor eine Erklärung gefordert worden war. 


17. Mai. Das Oberhaus verwirft einen im Unterhaufe 
angenommenen Antrag, zu verhindern, daß während eine Aus— 
jtandes auswärtige Streifbrecher nach England kommen fünnen. 

Mai. Gerüchte und Erklärungen über eine Verjtändigung 
mit Rußland. 


Nach dem „Standard“ verhandeln England und Rußland über eine 
Berftändigung in den afiatifchen Fragen, wobei Berfien die Hauptichwierig- 
feit bietet. — Am 24. erflärt im Unterhaufe Staatsjefretär Grey auf 
eine Anfrage: Er könne keinerlei Darlegungen über ein Ablommen machen, 
wie ed in der Preſſe gejchildert wurde, weil ein folches überhaupt nicht 
beftehe. Er benuße aber die Gelegenheit, diejer Erflärung Hinzuzufügen, 
daß für England und Rußland mehr und mehr Neigung dafür beftehe, 
in Fragen, die für beide Nationen von Wichtigkeit feien, in freundichaft- 
licher Form zu verfehren, als ſolche zu verjchärfen. (Beifall) Dies habe 
bei mehr al3 einer Gelegenheit die englifche und ruffiiche Regierung zu 
einem Zujammengehen geführt. (Beifall.) Dies fei die Haltung, die zu 
ermutigen man beftrebt jein müfje, und die, wenn fie fortbeftehe, natur» 
gen tb zu einer dauernden Regelung der Fragen, an denen die beiden 

änder beteiligt jeien, und zu einer Feftigung der zwijchen ihnen be— 
jtehenden freundfchaftlichen Beziehungen führen müffe. 

29. Mai. (London) Englifch-franzöfiicher Vertrag über 
die Grenzen am Niger und Tjchadfee. 

Staatsſekretär Sir Edward Grey und der franzöjiiche Botichafter 
Cambon unterzeichnen eine Konvention, durch welche die Abgrenzung der 
beiderjeitigen Befigungen zwiſchen dem Niger und dem Tſadſee dergeitalt 
abgeändert wird, daß Frankreich freie Wegverbindung zwiſchen dem Niger 
und dem Tjadjee erhält, zugleich aber auch die gegenwärtige politiiche Ein— 
teilung der Eingeborenenftämme berüdjichtigt wird. 
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Ende Mai. In London und in anderen Städten prote- 
ftieren Berfammlungen von Katholifen gegen bie Schulvorlage, 
weil fie die Gewifjenzfreiheit verletze. 

Anfang Juni. Das Reuterfche Bureau verbreitet Nachrichten, 
daß Deutjchland in Perfien wirtfchaftliche Konzeffionen, wie die 
Berlängerung der Bagdadbahn und einen Hafen am Golf, erftrebe, 
um fich in die politifchen Fragen Perſiens einzumijchen. 

8. Juni. (2ondon.) Der internationale Bergarbeiterfongreß 
fordert Altersverficherung der Bergarbeiter, Verſtaatlichung der 
Bergwerke, internationale Regelung der Kohlenproduftion. 

14. Juni. (Unterhaus) Mitglieder der Arbeiterpartei ver- 
langen, daß die Regierung vor dem geplanten Flottenbefuch in 
Kronjtadt bei der ruffiichen Regierung Vorſtellungen wegen der 
Hinrihtungen und Judenmetzeleien erhebe; Staatsſekretär Grey 
lehnt es ab. 

20.29. Juni. Bejuch von Vertretern der deutſchen Preſſe in 
England. Die Londoner Prefje empfängt fie glänzend. An den 
Feſten beteiligt fich namentlich Kriegsminiſter Haldane. 

1. Zuli. In Salisbury werden durch eine Zugentgleifung 
29 Berjonen getötet. 


5. Zuli. (Unterhaus.) Erklärungen über Egypten, Japan, 


Hranfreih, Rußland, Kreuzfahrt in die Oſtſee. 

Staatzjefretär Grey motiviert die Hinrichtung einiger wegen Er- 
mordung eines engliihen Offiziers verurteilten Egypter: Das ganze letzte 
Jahr Hindurch herrjchte in Egypten eine fanatische Stimmung, die in ftetem 
Wachſen begriffen war. Dieje Stimmung ift nicht auf Egypten bejchränft 
gewejen, jondern Hat fich die nördlichen Gebiete Afrikas entlang fort- 
geplant. Aus diefem Grunde ift e8 gejchehen, daß vor furzer Zeit die 

ejagung Egyptens hat verftärft werden müflen. Der Angriff auf die 
britiihen Offiziere würde fich noch vor furzem nicht ereignet haben und 
wäre auch jet nicht erfolgt, wenn nicht dieje fanatiſche Stimmung be— 
ftände. Seit diefem Angriffe und ſogar vor dem Prozefje gegen die jeßt 
verurteilten Eingeborenen find ein oder zwei peinlich bezeichnende Angriffe, 
wie ich glaube, auf britifche Untertanen, auf jeden Fall auf Europäer, 
durch Eingeborene ausgeführt worden. Wir find möglicherweije am Vor— 
abende weiterer Maßnahmen, die fic) zum Schuß der Europäer in Egypten 
notwendig ermweijen, und wenn das Haus die Enticheidung des Gericht3- 
hofes, der aus den höchiten englifhen und egyptichen Richtern bejtand, 
angreift, jo muß das die Wirkung haben, die Autorität der egyptijchen 
Regierung zu jchwächen. Wie die Dinge jegt liegen, jage ich wohlüberlegt 
und im vollen Gefühl der Verantmwortlichkeit: Wenn das Haus in diejem 
Augenblid irgend etwas tut, um die Autorität der Regierung in Egypten 
zu Thmäcen oder zu zerftören, jo werden Sie fich einer jehr ernften Lage 
gegenüberjehen, denn wenn das Gefühl des Fanatismus in Egypten über 
die feitftehende Autorität der egyptiichen Regierung die Oberhand geminnt, 
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werden Sie der Notwendigkeit extremer Maßnahmen gegenüberftehen. — 
Ueber Japan und frankreich jagt er: Japan verwendet jene Tatfraft, 
welche die jo bemerkenswerten Ergebnifje der lebten Fahre gewirkt Haben, 
jegt auf die Künfte des Friedens, auf die Leitung Koreas, die eine große 
"Aufgabe darftelle und auf Entwidelung jeiner eigenen Hilfäquellen. Wir 
verfolgen in Aſien feine Abenteurerpolitif, fie ift im Gegenteil eine Politik 
der Konfolidierung. Das Ergebnis der Lage ift dies, daß die Allianz, 
wie jie heute befteht, jedem Verbündeten das Gefühl gegenjeitiger Sicher- 
heit gibt, ohne irgend jemand fonft eine Duelle der Beunruhigung zu jein. 
Ich habe die Zuverficht, daß das Bündnis lange jo bleiben und an Stärfe 
und an Vertrauen zu jenen Bedingungen gewinnen wird. Die frühere 
Negierung traf mit Frankreich ein Uebereintommen, welches jeit langem 
zwijchen England und Frankreich bejtehende Schwierigfeiten bejeitigte und 
unter gewiſſen Bedingungen eine diplomatiiche Unterftügung veriprad). ... 
Sch habe nur zweierlei über unjer gutes Einvernehmen mit Frankreich zu 
jagen: Erftend: Das gute Einvernehmen ift nicht gegen irgend ein anderes 
Land gerichtet; zweitens: Es muß allgemein anerfannt werden, daß da3 
gute Einvernehmen nicht beeinträchtigt werden kann durch irgendwelche 
anderweitige Entfaltung unjerer auswärtigen Politif. Je klarer dieje zwei 
Dinge im Geifte zum Ausdrud kommen, defto Harer wird in die Er- 
ſcheinung treten, daß weder für England noch für Frankreich das gute 
Einvernehmen zwiſchen uns ein Hindernis ift für gute und herzliche Be- 
ziehungen zu anderen Mächten. — Ueber Rußland jagt er: Je weniger 
Raum die Erörterung einnimmt, die in diefem Haufe über ruffiiche An- 
gelegenheiten ſtattfindet, deſto bejjer ift e8; aber wenn wir dieje Angelegen- 
heiten erörtern müfjen, jo wollen wir uns in ruhiger Weije darüber klar 
werden, wie jich die Lage verhält. Der rujfiihe Kaiſer, die ruffiishen Mi— 
nijter und das Parlament find nicht verantwortlich für die Judenmetzeleien. 
Es ift behauptet worden, daß die ruſſiſche Regierung an den Bjalyftofer 
Sudenmorden beteiligt gewejen jei, aber ich habe eine glaubwürdige Mit- 
teilung erhalten, wonach die Zentralregierung weder gewußt noch durch 
Stillihweigen geduldet hat, was in Bjalyftof vor fi ging. Was die an- 
geregten amtlichen Vorftellungen betrifft, jo bin ich der Anficht, daß es 
drei Parteien in Rußland gibt, nämlich eine reaktionäre, eine Reform- 
partei und eine revolutionäre, und daß jede Einmifhung eines Außen- 
ftaates nicht die Reformpartei ftärfen wird, fondern eine der beiden an- 
deren Parteien. Bezüglich der Kreuzfahrt in der Oſtſee weift der Staats- 
jefretär darauf hin, daß die Flotte auf der vorjährigen Fahrt in die Dftjee 
feine ruffiihen Häfen angelaufen habe und bemerkt, es würde ficherlich 
außerordentlich unpafjend jein, wenn fie auch in diefem Jahre bei Gelegen- 
heit ihrer Kreuzfahrt in der Oſtſee die ruffischen Häfen nicht befuchen würde. 
Da nun beftimmte Dinge vorgefallen find, ſeitdem die diesjährige Kreuz— 
fahrt geplant ift, ift vorgefchlagen worden, die Kreuzfahrt aufzugeben. Der 
Flottenbeſuch fteht in feinerlei Beziehungen zu den inneren Angelegen- 
heiten Rußlands. Er fol nur eine Ehrenerweifung für den ruffischen 
Kaifer fein; er gejchieht in freundlicher Abſicht gegenüber der beftehenden 
ruffiichen Regierung, und ich kann mir keinen Flottenbeſuch in rujfischen 
Häfen borjtellen, der nicht zugleich als Beſuch des ruſſiſchen Volkes ver- 
anftaltet ift. Ich verjpreche mir von der Zukunft eine Zunahme der guten 
Beziehungen zu der ruffiihen Regierung und dem ruffiichen Volke. Ruß— 
land macht jeßt eine für das Volk wie für die Regierung fritifche und 
ſchwere Zeit durch. Alles, was fich ereignet hat, läßt Anzeichen von Lebens- 
kraft, Energie und den Charakter eines großen Volkes hindurchbliden, das 
fi) den Weg zu einer großen Zukunft bahnen wird. Unſere Sympathie 
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fann am beten fundgegeben werden durch Unterlafjung einer Einmifchung. 
Manchmal ift Schweigen der befte Beweis von Sympathie. 

10. Juli. Oberhaus.) Die Lords Robert? und Milner 
verlangen unter jcharfen Angriffen auf die Regierung die allgemeine 
Wehrpflicht, Unterjtaatsjefretär Lord Portsmouth lehnt fie ab, weil 
fie neue Kojten von 26 Millionen Pfund verurfachen werde. 

12. Juli. (Unterhaug.) Kriegsminifter Haldane legt einen 
Plan zur Reorganifation der Armee vor. 

Der Plan beabfichtigt die Schaffung einer „Expeditionary force”, 
die ſich folgendermaßen — 4 Kavalleriebrigaden, 6 Infanterie— 
brigaden, 63 Batterien, mehrere Bataillone Pioniere, Train, Sanitäts- 
mejen, zujammen 5281 Offiziere und 154074 Mann. Davon find 50000 
Mann reguläre Truppen, 70000 Truppenrejerve, 30000 Miliz. — Die 
Miliz, die bisher verfafjungsmäßig im Inlande verwendet werden darf, 
jol das Perſonal für Munitionskolonnen und Train ftellen. Hierdurch 
jollen Erjparnifje erzielt werden. Werner follen Erjparniffe durch Abjchaf- 
fung von 2 Gardebataillonen und 8 Linienbataillonen erzielt werden. — 
Die indiihen Truppen follen unverändert bleiben; die Mehrzahl der ab- 
zufchaffenden Bataillone jei in den Kolonien ftationiert. Für die Ver— 
teidigung des Mutterlandes gegen feindliche Angriffe und für Verſtärkungen 
für die Erpeditiongftreitmadht müſſe hauptſächlich auf die Yeomanry und 
auf die Freiwilligen gerechnet werden. Für eine befiere Organifation diejer 
beiden legteren Streitkräfte werde jet vom Generaljtabe ein Plan aus- 

earbeitet. Bei der Organijation des Erpeditionsforps habe die Regierung 
—* leiten laſſen von der Möglichkeit, daß eine lange Friedenszeit komme 
oder daß alle Nationen ſich entſchließen, ihre Rüſtungen in großem Maße 
zu vermindern. Die Regierung habe deshalb einen Spielraum gelaſſen, 
jo daß die Streitmacht zufammengezogen oder vergrößert werden könne, 
je nad) dem Stande der Politif. 

15. Juli. Das Unterhaus genehmigt mit großer Mehrheit 
einen Regierungsantrag, für Wales einen bejonderen Minifter zu 
Ichaffen. Die Oppofition tadelt die Regierung jcharf, daß dieje 
BVerfafjungsänderung nicht vor der Beratung angekündigt worden ſei. 

Mitte Juli. Debatten über die Kriegführung in Natal. 

Die Preſſe bringt Nachrichten über graufame Kriegführung in Natal, 
wie Niedermegelung von Verwundeten. Am 18. erklärt Stolonialjefretär 
Churchill im Unterhauje, daß mährend der Operationen etwa 3500 Zulus 
getötet und 2000 gefangen genommen wurden. Die Regierung habe jedoch 
feine Mitteilung darüber erhalten, daß Die eingeborenen Truppen ver- 
wundete Zulus getötet hätten. Es fei aber möglich, daß fie zu Zeiten, 
in denen jie von europäiſchen Offizieren nicht beobachtet gemwejen wären, 
die Schwerverwundeten getötet hätten. Der Kommandeur der Miliztruppen 
habe jedoch) die Ueberzeugung, daß ſolche Vorkommniſſe fih nicht in jo 
ausgedehnten Maße zugetragen hätten wie in früheren Zeiten. 

16. Juli. (Unterhaus.) Der Unterjtaatsjefretär des Aus— 
wärtigen teilt mit, daß Rußland mit Rüdficht auf die innere Lage 
um Verſchiebung des Flottenbejuches gebeten habe und daß deshalb 
die Oſtſeefahrt überhaupt unterbleibe. 
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23.25. Juli. London.) Auf der interparlamentarifchen 
Friedenskonferenz fpricht fih Premierminifter Campbell-Banner- 
mann für Schiedögerichte aus und bringt der ruffiihen Duma 
eine Ovation. 

24. Zuli. (Oberhau?.) Lord Roberts kritiſiert ſcharf die 
militärischen Pläne der Regierung als falfche Sparſamkeit, wodurch 
auch der Aufjtand in Natal hervorgerufen worden jei. 

27. Zuli. (Unterbau) Verminderung de Flottenbau— 
programm?. 


Unterftaatsjefretär Robertjon führt aus, daß das urjprüngliche 
Programm 4 Panzerſchiffe, 5 Hochjee-Torpedobootäzerftörer, 12 Küften- 
ZTorpedobootäzerftörer und 12 Unterjeeboote vorgefehen habe und daß be— 
abjichtigt war, 4 Banzerjchiffe nach dem Dreadnought-Typ zu bauen. Diejes 
Programm jei im November aufgeftellt und jeitdem forgfältig geprüft 
worden. Es jei die einftimmige Anficht der Admiralität, daß e3 in fol- 
ge Weije einzufchränten ſei: Statt 4 Panzerjchiffen der Dreadnought- 

lafje jollen nur 3 gebaut werden, anftatt 5 Hochjee-Torpedoboot3zerftörer 
nur 2 und anftatt 12 Unterjeeboten nur deren 8. Die Zahl der Küften- 
Torpedoboot3zerftörer joll unverändert bleiben. Die Gejamtausgabe Hätte 
nah dem früheren Programm 9340000 Pfund Sterling betragen, wäh— 
rend fie fich nach dem neuen auf 6800000 Pfund Sterling ftelle. ... Der 
Voranichlag werde in diefem Jahre durch diefe Einſchränkung nicht jo 
vorteilhaft beeinflußt werden, aber im nächſten Jahre werde der Voranjchlag 
um etwa 1’. Millionen Pfund Sterling verringert werden. ... Die Re— 
gierung wolle 1907 und 1908 anftatt mit dem Bau von 4 Panzerjdiffen 
zu beginnen, wie urfprünglich beabjichtigt war, nur zwei auf den Vor— 
anichlag jegen, dabei jich aber vorbehalten, daß ein drittes erbaut werden 
joffe, wenn die Haager Konferenz zu feinem Rejultate führen follte be- 
züglich der Einſchränkung der Rüftungen. Außerdem werde die Anfangs- 
baurate der Schiffe jo niedrig bemefjen, daß erſt gegen Ende des Finanz. 
jahres zu dem Bau gejchritten werden fünnte. Auf diefe Weife betone 
die englijche Regierung, daß fie von aufrichtigen Abſichten bejeelt jei, und 
mwünjche, die Rüftungen zu vermindern. Die Prüfung der allgemeinen 
internationalen Flottenverhältniffe Habe fie überzeugt, daß das Gleichgewicht 
der IE zur See durch eine Reduktion nicht werde erjchüttert 
werden, 

3. Auguft. (Oberhaus.) Unterrichtögefeß. 

Da3 Haus nimmt die Unterrichtsbill in zweiter — einſtimmig 
an. Die Redner der Oppoſition erklären jedoch, daß dieſes Votum ihrer 
ferneren Haltung nicht präjudiziere; ſie behielten ſich vielmehr vor, in der 
Herbſtſeſſion einſchneidende Abänderungsanträge zu ſtellen. 

3. Auguſt. (Unterhaus.) Campbell-Bannermann über den 
Zwei⸗Mächte-Standard und die Beziehungen zu Deutſchland und 
Frankreich. 

Abg. Balfour (konſ.) erklärt die Flottenpolitik für gefährlich, da 
eine deutſch-franzöſiſche Kombination nicht unmöglich ſei. Miniſterpräſident 
Campbell-Bannermann: Ich behaupte nicht, daß dieſer Standard — 
der Zwei-Mächte-Standard — nicht zuweilen eine ſehr vernünftige Sache 
ift. Uber wenn die al3 Beijpiel angeführten Mächte zwei Mächte find, 


Großbritannien. (Auguft 4.—September 18.) 303 


die aller Wahrjcheinlichfeit nach eher in Gegnerſchaft geraten werden ala 
irgendwelche andere Mächte auf dem Kontinent, und wenn mir wiljen, 
daß wir in engen Freundſchaftsbeziehungen zu einer diefer Mächte ftehen, 
die erſt Fürzlich hergeftellt wurden und deutliche Siegel erhalten haben, 
und daß wir mit dem Volle und der Regierung der anderen Macht auf 
beſtem Fuße ftehen, wenn wir ferner wifjen, daß, wenn dieſe beiden Mächte 
jchnelle Schiffe bauen, fie das gegeneinander tun, jo muß ich doch jagen, 
daß der Gedanke, die Stärke diejer Mächte al3 einen Standard für unjere 
Geeftärfe zu nehmen, ein überwundener Standpunkt ift. Aber ſelbſt wenn 

da3 tun würden, würde die Prüfung der Art ihrer Schiffe und ihres 
Zuwachſes noch immer nicht die Anficht derjenigen unterftüßen, die für 
die ftärfere Vermehrung unjerer Flotte eintreten. Die Regierung hat nichts 
getan, was die Leiftungsfähigteit des Heered und der Marine bezüglich 
der Landesverteidigung jchwächen könnte. Wenn Balfour behauptet, daß 
es möglich jei, daß Freundſchaften und Bündniffe nicht ange dauern, und 
daß wir immer bereit jein jollen für jede Eventualität und für alle Um- 
jtände, jo bin ich der AUnficht, daß eine ſolche Behauptung nicht dazu an- 
getan ift, zum Beſten des Landes und zur Erhaltung des Friedens zu dienen. 


Auguft. Die Regierung veröffentlicht Briefe von Armee- 
Lieferanten, woraus hervorgeht, daß während des Burenfrieges zahl- 
reiche Beftechungen von Offizieren vorgefommen find. 

4. Auguft. Das Unterhaus genehmigt ein Gejeß über 
Arbeitsfämpfe. Danach ift friedliches Streikpoftenftehen und gut— 
artige Überredung erlaubt; Klagen von Unternehmern gegen Ge- 
werfvereine wegen Schädigung find nicht ftatthaft. 

2.7. September. (Liverpool.) Der Gewerkſchaftskongreß, 
der 1’ Millionen Arbeiter vertritt, fordert Berftaatlichung der 
Eijenbahnen, Kanäle und Bergwerfe und eine Zwangsverficherung. 

12. September. Ein Armeebefehl errichtet einen Generalftab. 


Er wird in einen den allgemeinen Betrieb der Armee Teitenden 
großen Generalftab und in einen bei den einzelnen Kommanbdoftellen wir- 
fenden Generalitab eingeteilt. Die Angehörigen der Iegteren follen die 
Kommandeure, denen fie beigegeben werden, beſonders bei der Ausbildung 
der Offiziere und der Truppen, unterftüßen. — In einer der Armeeorder 
beigegebenen Denktjchrift betont der Kriegsminifter Haldane, daß es Pflicht 
de3 Generaljtabes ift, dafür zu jorgen, dab das Militärfyftem auf ber 
modernen Höhe fteht und die Militärmifjenichaft in allen. ihren Zweigen 
die gebührende Berüdfichtigung findet. Haldane bezieht fi) auf den Er- 
folg de3 deutichen Generalftabes. — Am folgenden Tage ordnet ein Armee- 
befehl die Verminderung der Jnfanteriebataillone an. (Vgl. ©. 301.) 


18. September. (Portsmouth.) Der deutjche Bergnügungs- 
dampfer „Meteor“, der durch Sturm gezwungen den Kriegshafen 
anläuft, wird ausgewiejen. — Die deutjche Prefje kritiſiert das 
Berhalten der Hafenbehörde, die englifche verteidigt fie lebhaft. 

Anfang Oktober. Arbeiterpartei, Gewerkjchaften und andere 
Parteien. 

Die Konferenz der Eijenbahnangeftellten in Cardiff befchließt gegen 
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das Botum des Generaljefretärd der Eijenbahnergewerkichaft, die Arbeiter- 
partei unter Führung Kair Hardies zu unterftüßen. Ferner wird be- 
ichlofjen, bei einer Nachwahl dem liberalen Kandidaten einen Arbeiter- 
fandidaten gegenüberzuftellen. — Dieſe Beichlüffe zeigen das Wachstum 
der jozialiftiichen Strömung in der Arbeiterjhaft; die fonjervativen und 
liberalen Barteiblätter finden, daß hieraus fi ganz neue Aufgaben für 
die alten Parteien ergäben. — Liberale Barteiführer drohen der Arbeiter- 
partei mit Entziehung ihrer Unterftügung, fall die jozialiftiiche Richtung 
unehme. So erflärt Kiriegäminifter Haldane, daß die liberale Regierung 
dich bei ihren Maßnahmen zugunften der Arbeiter jich über die Unter- 
ftüßung der Arbeiter- Parlamentarier gefreut habe, aber keineswegs daran 
denke, fich deshalb zum Sklaven diejer Partei machen zu lafjen. Sollte 
Kair Hardie e3 wagen, Anträge einzubringen, mit denen die liberale Partei 
fi) nıht einverftanden erklären könne, jo werde die liberale Partei mit 
der Arbeiterpartei die Schwerter Freuzen. 


15. Oktober. Bei einem Grubenunglüd in Wingate (Graf- 
Ihaft Durham) fommen 27 Perſonen um. 

Mitte Oktober. Wegen Unregelmäßigfeiten in Lieferungen 
während des jüdafrifanifchen Krieges werden 12 Offiziere und 
10 Unteroffiziere gemaßregelt. 

Dftober. Die Admiralität bejchließt, eine Rejerveflotte unter 
dem Namen Heimatflotte zu organifieren. 


Aus den im Refervedienfte befindlichen Schiffen wird eine befondere 
Hlotte unter dem Namen „Heimatflotte“ mit dem Hauptquartier Sheerneß 
zufammengejtellt. Dieje Flotte wird in jeder Beziehung mit Rückſicht auf 
die Erhöhung ihres Wertes als Kampfflotte organijiert werden. Schladht- 
übungen und andere Flottenübungen, die bisher von den Rejervedivijionen 
nicht ausgeübt wurden, werden eingeführt werden. Das Hauptziel wird 
fein, die Seefähigfeit zu erhöhen, und zu dieſem Zwecke werden joviel 
Kreuzfahrten der Heimflotte ftattfinden, wie möglich ift. Die Schiffe, Deren 
Dienſt zuerjt im Kriege verlangt wird, jollen die ftärkfte Mannjchaftszahl 
haben. Die augenblidlich in der Spezialreferve befindlichen Schiffe werden 
allmählich, jobald fie aufhören, für die Heimflotte von Nußen zu jein, 
durch andere Schiffe erjegt werden. Die Verteilung der Schiffe auf die 
augenblidlihe Kanalflotte, die Mittelmeerflotte, die atlantiiche Flotte und 
die Nejerveflotte wird geändert, um es möglich zu machen, die Stamm- 
mannjchaft zu verftärfen und die Heimatflotte, wie oben gejchildert, zu 
organifieren. Zwiſchen der Heimatflotte und der Kanalflotte einerjeit3 und 
der atlantijchen und der Mittelmeerflotte anderjeit3 joll ein Austaujch von 
Schiffen ftattfinden, wenn dies im Intereſſe des Dienftes liegt, oder zur 
Erhöhung der Schlagfertigfeit dient. So wird beifpieläweije jedes Schiff 
der drei legtgenannten Flotten, wenn es einer gründlichen Reparatur be- 
darf, vorübergehend durch ein Schiff der Heimatflotte erjegt werden. Die 
Kreuzer der Heimatflotte werden von Zeit zu Zeit zu Inſtruktionszwecken 
und taktiſchen Uebungen mit den Kreuzern der anderen lotten vereinigt 
werden. Die atlantiihe und die Mittelmeerflotte werden, wie bisher, zu 
demjelben Ziwede zujammengezogen werden. Die Admiralität ift davon 
überzeugt, daß die Bildung einer Heimatflotte die jofortige Schlagfertigkeit 
der Flotte erhöhen wird, und daß die gründlichere Ausbildung im aktiven 
Dienft, welche die Stammmannjcaften nach dem neuen Syſtem erhalten 
werden, dazu beitragen wird, die Seefertigfeit der ganzen Flotte zu erhöhen. 
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20. Oktober. Abkommen mit Frankreich über die Neuen 
Hebribden. 

30. Oktober. (Oberhaus.) Abänderung der Volkzfchulvorlage. 

‚ Die Mehrheit Fritifiert dad Schulgeſetz ſcharf als irreligiös und 
materialiftiich. Mit 256 gegen 50 Stimmen wird folgendes Amendement 
beichlofien: Keine Schule wird al3 öffentliche anerkannt, wenn nicht täglich 
während ber Unterrichtäftunden eine bejtimmte Friſt für den Religions» 
unterricht angejeßt ift. 

Anfang November. (Portsmouth.) In der Marinekaferne 
gibt es größere Ruheftörungen; einige Hundert Heizer ftürmen die 
Dffizieröquartiere und verlegen mehrere Offiziere. Schlechte Be- 
handlung durch die Offiziere ift die Urfache. 

Anfang November. (London.) Bei den Stadtbezirkswahlen 
erringen die Konſervativen einen großen Gieg. 

I. November. Das Unterhaus genehmigt einftimmig das 
Geſetz über Arbeitsftreitigkeiten, das bejtimmt, daß die Kafjen der 
Gewerfvereine für die Schäden eines Kontraftbruches gejchlofjener 
Maffen nicht auffommen müffen. 

Ende November. Mehrere Minifter, wie der Minifterpräfident 
Gampbell-Bannermann und der Handel3minijter Lloyd George, 
polemifieren in öffentlichen Anſprachen jcharf gegen dad Oberhaus 
wegen der Anderung der Schulvorlage und drohen mit einer Be— 
wegung gegen die Lords. 

Anfang Dezember. Die „Times“ wird aus einem Privat- 
unternehmen der Familie Walter in ein Aktienunternehmen ver- 
wandelt. Es wird behauptet, daß in der Hauptjache amerifanijches 
Kapital beteiligt jei. 

6. Dezember. Das Oberhaus genehmigt die Schulbill nach 
vielen Anderungen mit 105 gegen 23 Stimmen. 

6. Dezember. (Unterhaus) Debatte über die deutjche 
Handelsſchiffahrt im Fall eines Krieges. 

Gibſon Bowles (fonj.) fragt, ob eine Konvention oder eine Ab- 
madhung zwifchen den Regierungen der Vereinigten Staaten und Deutſch— 
land befiche darüber, daß im Falle einer kriegeriſchen Verwicklung Deutich- 
Yand die deutjche Handeldmarine unter die Flagge der Vereinigten Staaten 
treten lafje, und ob die Regierung irgendwelche Mitteilungen über dieje 
Angelegenheit von dem britiichen Botjchafter in Wajhington erhalten Habe. 
Der Staatsſekretär de3 Aeußern Sir Edward Grey verneint Died und 
erklärt, wenn Gibjon Bowles zuverläffige Nachrichten darüber befäße, würde 
er jolhe gern von ihm entgegennehmen. Bowles fragt weiter, ob dem 
Auswärtigen Amt denn gar nichts Offizielles von irgendwelcher Seite über 
dieje Sache zugegangen ſei. Grey verneint auch Died und erklärt das Be— 
ftehen einer ſolchen Abmachung für unwahrſcheinlich. Lee ftellt die Trage, 
ob nicht jede von der Regierung der Vereinigten Staaten vereinbarte Kon— 
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vention oder Abmachung vom Kongreß ratifiziert werden müſſe und es 
daher unmöglich fei, daß ein ſolcher Abichluß geheim bleibe. Hierauf er- 
widert Grey, da die Annahme Lees vollftändig zutreffe, und er von vorn- 
herein, als er von der Stellung der Frage gehört, die Tatjache für völlig 
unmöglic gehalten Habe. 


7. Dezember. (Manchefter.) Unterftaatsjefretär des Kolonial- 
amts Winfton Churchill kündigt an, daß die britifchen Befigungen 
Weſtafrikas allmählich zu einem Ganzen verjchmolzen werden müßten. 

10.12. Dezember. (Unterhaus) Ablehnung der Anderungen 
des Oberhaufes an der Schulvorlage. 


Präfident des Board of Education Birrell: Die Regierung habe 
beihlofien, bei dem Haufe zu beantragen, daß die vom Oberhauje vor- 
genommenen durchgreifenden Abänderungen en bloc an das Dberhaus 
zurüdverwiefen werden jollen, da fie die Hauptabjicht des Geſetzes zunichte 
machten. Wenn das Oberhaus auf den vorgenommenen oder ähnlichen 
Abänderungen beftände, müfje die Vorlage geopfert werben. In feiner gegen- 
wärtigen Geftalt wolle die Regierung das Geſetz nicht; aber wenn das 
Oberhaus die jegigen Amendements im ganzen zurüdziehe und die Wir- 
fung etwaiger anderer Amendements, die e3 vielleicht beabjichtigt, beſchränke, 
jo ſei noch Hoffnung, daß das Geſetz zuftande kommt. 

Am 12. bringt Minifterpräfident Campbell Bannermann eine Rejo- 
lution ein, nach welcher das Haus beichließt, die von dem Oberhaus an 
der Unterricht3vorlage vorgenommenen WAbänderungen en bloc zu ver- 
handeln. Redner rechtfertigt das Vorgehen der Regierung und weiſt jeden 
Gedanken eines Mangeld an NRüdficht gegenüber dem Oberhaus zurüd. 
Er glaube, daß die Vorfchläge zur Mäßigung und zum Frieden den Sieg 
davontragen werden. Balfour (fonj.): Die Rejolution fei eingebracht 
worden, weil die Regierung nicht der Debatte die Stirn zu bieten wage, 
die fich erheben würde, wenn die Abänderungsvorfchläge einzeln beraten 
würden. — Das Haus nimmt die Rejolution mit 317 gegen 89 Stimmen 
an. Die Negierung bringt dann eine zweite Refolution ein, nach der die 
Abänderungsanträge en bloc abgelehnt werden. Es beginnt dann jogleic 
die Debatte über diefe Rejolution, die angenommen wird. 


17. Dezember. Im Unterhaufe kündigt der Kolonialunter- 
ſtaatsſekretär Winfton Churchill an, daß im fommenden Jahre die 
Dranjefolonie eine Berfaffung nad dem Mufter der von Trans- 
vaal erhalten folle. 

19. Dezember. Das Oberhaus bejchließt auf Antrag des 
Lord Lansdowne mit 132 gegen 52 Stimmen, feine Amendements 
zur Schulvorlage aufrecht zu erhalten und die von der Regierung 
gebotenen Zugeftändniffe zu verwerfen. 

21. Dezember. Das Parlament wird mit einer Thronrede 
geichloffen, die fich befriedigt über die auswärtige Lage äußert. 


VI. 
Frankreich. 


7. Januar. Bei 134 Erneuerungswahlen zum Senat ge— 
winnt der Block drei Mandate. 

9. Januar. Die Kammer wählt den bisherigen Präſidenten 
Doumer und die Vizepräſidenten wieder. 

17. Januar. Gerſailles.) Zum Präfidenten der Republik 
wird der Senatspräfident Yalliere® mit 449 Stimmen gewählt. 
Der KRammerpräfident Doumer erhält 371 Stimmen. 

18. Januar. Minijterpräfident Rouvier läßt dem Gefandten 
Venezuela feine Päſſe überreichen. Der Gefandte verläßt Frank: 
reih. Am 19. jchreibt die „Agence Havas“: 


„Da das Bureau der (franzöfiihen) Kabelgejellihaft in Caracas 
bezw. La Guayra von der venezolanischen Regierung in Befit genommen 
worden war, konnten die Snftruftionen der franzöjiichen Regierung dem 
Geihäftsträger Taigny auf dem gewöhnlichen Wege nicht mehr zugehen. 
Diejelben wurden daher dem franzöſiſchen Poftbeamten übergeben, der ſich 
an Bord des Dampferd Martinique im Hafen von La Guayra befand. 
Um von denfelben Kenntnis zu nehmen, ging Taigny an Bord des Dam- 
pferd. Die venezolanische Regierung unterjagte ihm darauf unter dem 
Borwand, daß er feinen vorjchriftsmäßigen ärztlichen Erlaubnisjchein habe, 
an Land zurüdzufehren. Die AInftruftionen der franzöfifchen Regierung 
verfügten, da Taigny Venezuela verlaffen jolle, und der Sreuzer Jurien 
de la Graviere war bereit3 unterwegs, um ihn nad Frankreich zurüd- 
zubolen. Die jedem Diplomaten zuftehende Immunität dedte Taigny jedoch 
bis zu dem Augenblide, wo er Venezuela verlafjen hatte. Lediglich des- 
halb aber, mweil er ein in den venezolanijchen Gewäſſern ftationiertes Schiff 
bejtiegen hatte, konnte Taigny noch feinesfall3 als jemand angejehen wer— 
den, der das Land verlafien hatte, in dem feine Eigenjchaft als Diplomat 
ihn vor jeder Beläftigung hätte ſchützen müſſen. Aus diejem Grunde jah 
ih die franzöfiiche Regierung veranlaßt, dem venezolanifchen Gejchäfts- 
träger Maubourguet ihrerfeit3 die Päſſe zuzuftellen und Maßregeln zu 
treffen, um ihn ohne Verzug an die Grenze geleiten zu laſſen. Herr 
Maubourguet ift denn auch geſtern abend von Paris abgereift; bis zur 
beigifchen Grenze wurde er von einem Polizeibeamten begleitet. 
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20. Januar. Dekret über die Pfarrerpenfionen. 


Danach Hat der Geiftliche, der eine Penfion beanſprucht, fich mit 
einem Geſuch an den Präfelten jeine® Departement3 zu wenden. Der 
Präfekt übergibt das Aktenſtück mit allen erforderlichen Beilagen einer von 
ihm eingejegten Kommijfion, deren Mitglieder er ernannt hat. Dieje Kom— 
million nimmt das Gutachten des Präfelten dazu zur Kenntnis und gibt 
ein Urteil über die Eingabe der Geiftlichen und die Bemerfungen des 
Präfelten ab. Darauf geht das Altenftüd an den Kultusminifter, der ſich 
jeinerjeit3 mit dem Juftizminifter in Verbindung jeßt. — Das Dekret wird 
als Verſchärfung der Beltimmungen des Trennungsgejeßes aufgefaßt und 
in katholiſchen Kreiſen lebhaft angegriffen. 


Sanuar. Unruhen bei der nventarifierung der Kirchen— 
geräte. 


Entjprehend den Ausführungsbeftimmungen zum Trennungsgeieg 
wird den Finanzbeamten vom Direktor der Staatögüterverwaltung der Auf- 
trag erteilt, behufs Inventuraufnahme der Kirchengefäße und Monftranzen 
erforderlihenfall8 die Stirchentabernafel zu öffnen. Die Erzbiichöfe von 
Paris, Lyon und Chambery ſowie zahlreiche Bijchöfe erlafjen deswegen 
an ihre Pfarrer ein Rundjchreiben, in welchem gegen diefe Maßnahmen, 
die jedes katholiſche Gefühl aufs tieffte verlegen müßten, entjchieden pro— 
teftiert wird. Die Pfarrer jollten ſich darauf bejchränfen, den Beamten 
die Anzahl und den Wert der in den Tabernafeln verwahrten Kirchen- 
gefäße anzugeben, und diefe Angabe eventuell mit ihrem Prieſterworte 
beträftigen, aber niemals geftatten, daß die Tabernafel geöffnet werden. 
Einige Biichöfe gaben ihren Pfarrern den Rat, an dem Tage, an welchem 
die Inventuraufnahme ftattfinden joll, die Kirchengefäße aus den Tabernafeln 
u entfernen. — In der Deffentlichkeit wird lebhaft gegen die Inventari— 
ro proteftiert. Am 30. beginnt die Inventarifierung; in Bari und 
vielen Orten der Provinz finden heftige Demonftrationen gegen die Finanz- 
beamten ftatt; in einigen Kirchen wird die Aufnahme Dr die Menge 
gewaltjam verhindert. 


Januar. Februar. Die Arbeiter der Staatswerkjtätten und 
Beamtenklaffen wie Briefträger und Telegraphijten veranjtalten 
Kundgebungen für Erlangung des Koalitionsrecht3. 

8. Februar. (Paris) Mitglieder des Londoner Grafſchafts— 
rat3 werden vom Präfidenten Loubet empfangen. Sympathie= 
fundgebungen finden jtatt. 

9.12. Februar. (Kammer) Debatte über den Handels— 
vertrag mit Rußland. 

Abg. Plihon (Tib.) lehnt den Vertrag ab. Rußland Habe feine 
Zugeftändnifje gemacht. Die franzöfiichen Unterhändler jeien ohne Waffen 
gewejen und hätten nicht wie die deutjchen das Schwert des Kampftarifs 
ihwingen können. Andrerſeits habe Rußland noch franzöfiiche Kapitalien 
nötig. Frankreich jei daher wohl in der Lage, zu unterhandeln. Redner 
betont, die von Rußland im Bertrage herabgejegten Zölle jeien noch immer 
prohibitiv. Einige Zölle jeien jogar Hinaufgejegt. Der Handelövertrag 
jei eine Geſchäftsſache. Man könne ihn in voller Freiheit bejprechen. Die 
Freundſchaft Frankreichs für Rußland habe damit nicht zu tun. Redner 
fordert die Ablehnung der Vorlage. Doumergue fordert Vertagung der 
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Beratung und führt aus, auch die neuen Tarifläge jeien prohibitiv und 
würden jede Vermehrung der franzöjiichen Ausfuhr nah Rußland nament- 
lich in gewöhnlichen Weinen verhindern. Der Handelövertrag jei ein Blend- 
werf. Redner jpricht von der mißlichen Rage der franzöfiichen Weinbauern 
und wirft der Regierung vor, fie verfäume die Gelegenheit, den franzöfi« 
ihen Weinen neue Abjaßgebiete in Rußland zu ſchaffen. Man hätte Ruß— 
land an die Dienfte, die ihm Frankreich erwieſen Habe, erinnern follen. 
Franfreih Habe die ruffiihen Papiere genommen. Rußland ſolle die 
franzöfiihen Waren nehmen. Minifterpräfident Rouvier: E3 ift der 
franzöfifchen Unterhändler und des großen Landes, von dem Sie fpracdhen, 
durchaus unmürdig, wenn Sie jagen, daß es uns Papiere verfauft, und 
wir ihm dafür Geld geben. Warum glauben Sie, daß die Unterhändler 
eine Nachläffigfeit begangen haben, wie Sie fie ihnen vorwerfen? Dou- 
mergque: Wir urteilen nach den Ergebnijjen! Wenn Rußland ſich auf 
den Sparftrumpf Frankreich verlafjen will, dann muß diefer Strumpf 
auch immer wieder gefüllt werden. Gerade weil wir an die Entwidlung 
der ruffiijhen Nation glauben, und weil wir der verbündeten Nation un- 
ſere Sympathie entgegenbringen, müfjen wir mit dieſem großen Abjaß- 
marft rechnen. Wir haben ein Recht, ihr zu jagen: Nehmt unjer Geld, 
aber nehmt auch unjere Waren! Rußland muß uns gegenüber feinen guten 
Willen zum Ausdrud bringen. 

er Vertrag wird mit 407 gegen 55 Stimmen angenommen, nad)- 
dem Rouvier die Vertrauensfrage geitellt hat. 


16. Februar. Der Senat wählt den bisherigen BVizepräfi- 
denten Duboft an Fallières' Stelle mit 241 Stimmen gegen 21 
zum Präfidenten. 

18. Februar. Präfident der Republik Fallieères tritt fein 
Amt an. 

23. Februar. Die Kammer genehmigt mit 501 gegen 
5 Stimmen ein Gejeg über Alteröverficherung. Die Koften wer— 
den auf 346 Millionen jährlich geichäßt, der Staat trägt dazu 
158 Millionen bei. 

23. Februar. (Kammer.) Abg. Jaurès (Soz.) greift die 
Regierung ſcharf an, daß fie durch ihre Unverjöhnlichkeit den Aus— 
gang der Maroffofonferenz gefährde, obgleich fie den internationalen 
Charakter der Maroffofrage anerfannt habe. Minifterpräfident 
Rouvier verweigert eine Darlegung der franzöſiſchen Marokkopolitik. 

28. Februar. Der Senat genehmigt ein von der Hammer 
angenommenes Gejeß, wonach das Briefporto im innern Verkehr 
und im Verkehr mit den Kolonien von 15 auf 10 Gentimes herab- 
gejeßt wird. — Das Geſetz tritt am 16. April in Kraft. 

28. Februar. (Kammer.) Debatte über die Dauer der 
militärischen Übungen. Krifis der Regierung. 

Die Kammer genehmigt trog lebhaften Widerſpruchs der Regierung 


einen Antrag der Heeresfommiffion, die Uebungen der Rejerve von 28 
auf 15 und der Territorialarmee auf 6 Tage herabzujegen. — Abg. Brijjon 
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beantragt nun, daß diefer Antrag in das Finanzgeſetz eingefügt werde. 
Minifterpräfident Rouvier vermwirft den Vorjchlag als verfajjungswidrig. 
E3 jei ihm nicht möglich, die Verantwortung vor dem Lande zu über- 
nehmen, wenn die Kammer einen Antrag annehme, der im In- oder Aus- 
lande auch interpretiert werden könne als eine Abſchwächung der leben- 
digen Kräfte de3 Landes oder als eine Geringjhägung der militäriichen 
Frage. (Unruhe) Die Regierung würde feine Minute mehr im Amte 
bleiben, wenn diefer Antrag von der Kammer angenommen werden jollte. 
Ungeachtet diejer Erklärung hält Briſſon feinen Antrag aufrecht, der nach 
weiterer Debatte mit 360 gegen 167 Stimmen abgelehnt wird. 


3. März. Der König von England berührt Pari3 auf der 
Durchreife und hat eine Zuſammenkunft mit Präfident Yallieres. 


März. Bei der Durchführung des Trennungsgeſetzes wird 
an vielen Orten Widerjtand geleitet. Mehrfach werden Poliziften 
und Truppen von den Bauern mit Gewalt an der Inventar— 
aufnahme verhindert. 


7. März. (RKammer.) Snterpellation über die Unruhen 
bei Durchführung des Kirchengejeßes. Sturz ded Kabinetts. 


Abg. Plihon (Ralliierter) interpelliert wegen des blutigen Zwijchen- 
falles anläßlich der Inventuraufnahme in Boejchöpe, bei der ed nad) dem 
Einſchlagen der Kirchentüren durch die Gendarmerie zu einem mit Revolver- 
und Gewehrihüffen geführten Kampf im Innern der Kirhe fam. Ein 
FSleifhhauer wurde durch einen Schuß ins Herz jofort getötet, während 
mehrere Perjonen, darunter auch der Pfarrer und der mit der Inventari— 
fierung betraute Beamte Verwundungen davontrugen. Plichon erklärt, 
das Trennungsgejeg Habe ftatt zur Beruhigung zum Morden geführt. 
Abg. Guieyejje (Radifaler) fragt, ob die Regierung e3 zulafjen werde, 
daß fich infolge der Herifalen Agitation ein Herd der Beunruhigungen im 
Lande bilde. Er verlangt von der Negierung eine bündige Erklärung 
darüber, ob jie das Trennungsgejeg allen Agitationen zu Trog entjichlofjen 
durchführen werde. Abg. Lemire (Rechte) fragt, welche Maßregel die Re— 
gierung zu ergreifen gedenfe, um die Wiederkehr jolcher beflagenswerter 
Borfälle zu verhindern, und tadelt den Minifter Dubief, weil er den Be— 
amten vorgejchrieben habe, die Inventaraufnahme vor dem 15. März zu 
beendigen. Die Beamten jeien deshalb vielfach mit unfluger Haft und 
Schroffheit zu Werke gegangen. Minifter Dubief: Er habe dies getan, 
um dem Zuftand der Beunruhigung und Erregung ein Ende zu machen. 
Nicht3 habe das blutige Unglüd in Boeſchope vorherjehen laſſen. Wer an 
dem todbringenden Schuß die Schuld trage, jei unbekannt. Die Regierung 
müſſe das Gejeß zur Anwendung bringen. Sie habe mit den Agitationen 
nicht gerechnet. Sie werde mit verdoppelter Bejonnenheit und Mäßigung 
vorgehen. Es könne aber feine Ausfolgung von Kirchenvermögen an die 
Kultgenofjenjchaften erfolgen, ſolange die Jnventare nicht fejtgeftellt jeien. — 
Die Kammer bejchließt, die Rede Dubiefs öffentlich anjchlagen zu lajjen. — 
Minifterpräfident Roupdier: Er fünne einen Aufihub der Inventurauf— 
nahme nicht billigen. Er werde das Gejeß zur Anwendung bringen, aber 
mit Bejonnenheit, Takt und Klugheit. Der Minifterpräfident nimmt eine 
Tagesordnung Peret an, welche die Erklärung der Regierung billigt. 
Diefe Tagesordnung wird aber mit 267 gegen 234 Stimmen abgelehnt. 
Hierauf erflärt Roupier, daß die Negierung an der Verhandlung fein 


Fraukreich. (März 10.—14.) 311 


Intereſſe mehr Habe und verläßt unter allgemeiner Erregung den Gaal, 
um TFalliere die Demifjion zu überreichen. 


10. März. (Courriered.) Großes Grubenunglüd. 

Während 1800 Bergleute unter der Erde arbeiten, bricht ein Brand 
aus, etwa 1100 Bergleute fommen um. Die Größe des Unglüds wird 
auf jchlechte Sicherheit3einrichtungen und ungenügende Rettungsapparate 
zurüdgeführt. Am 12. März fommt eine Abordnung meftfäliicher Berg- 
leute mit bejjeren Apparaten zu Hilfe Während der folgenden Tage 
werden Berjchüttete noch lebend emporgebradjt, jo durd die deutjche Ab- 
teilung am 30. März 14, der legte am 4. April. — Gegen die Gruben- 
gejellihaft und ihre Ingenieure werden jcharfe Angriffe gerichtet. 

12. März. Das „Zournal Officiel” veröffentlicht die Aus— 
führungsbeftimmungen zum Trennungsgejeß. Sie gelten den Radi- 
falen im allgemeinen al3 zu milde. 

13. März. Yolgendes Minifterium wird gebildet: Sarrien: 
Präfidium und Yuftiz, Clemenceau: Inneres, Bourgevis: Außeres, 
Etienne: Krieg, Thomfon: Marine, Briand: Kultus und Unter: 
richt, Doumergue: Handel, Barthou: Öffentliche Arbeiten, Ruau: 
Aderbau, Poincare: Finanzen, Leygues: Kolonien. 

13. März. Der „Temps“ teilt mit, daß Rouvier folgende 
Inſtruktion an Revoil gejandt Habe: 

Erftens fich zu allen Transaktionen Herbeizulafien, jedoch unter der 
Vorausſetzung, daß das bejondere politische Intereſſe Frankreichs gewahrt 
und jeine vertraggmäßigen wirtfchaftlichen Rechte nicht ohne gerechten Erjaß 
aufgegeben würden; zweitens: In der Bankfrage eine Verringerung der 
urjprünglichen Anſprüche Frankreichs zuzulaffen, und zwar al3 äußerftes 
Zeichen der franzöfiihen Verjöhnlichkeit: einen Anteil für Frankreich und 
drei Teile für die franzöfiichen Kreditinftitute anzunehmen, welch lebtere 
bereit3 für den Betrag von 65 Millionen die Gläubiger Maroffo3 find 
und ein vertragsmäßiges unbeftrittenes Kontrolle und Vorzugsrecht be— 
jigen; drittens: In der Polizeifrage die Errichtung einer Inſpektion an— 
zunehmen und auch zuzugeben, daß die Inſpektion jo wirkſam und ftarf 
al3 möglich fei, aber nicht zuzulafien, daß die Inſpektion in eine Staats— 
verwaltung umgeftaltet werde, und abzulehnen, daß die Inſpektion den 
direkten Befehl über einen Hafen erhalte. 


14. März. (Kammer) Minijterpräfident Sarrien legt das 


Programm des Kabinett3 vor. Bertrauensvotum. 


Er führt aus, das Kabinett fei fi) der unter den obwaltenden Ver— 
hältnifjen feiner harrenden Schwierigkeiten und Pflichten voll bewußt. Die 
Minifter hätten über ein gemeinjames Programm jich geeinigt, welches 
allein diftiert jei durch die Sorgen für die großen Intereſſen der Nation 
und durch den feiten Wunſch, eine Einigung der Republikaner — 
führen und den auf die Erregung von Spaltungen gerichteten Verſuchen 
entgegenzutreten, um die Ruhe und den Frieden wiederherzuſtellen und 
um eine legale Durchführung des allgemeinen Wahlrechtes, das in wenigen 
Wochen vu neue geübt werden jolle, herbeizuführen. Die erfte Aufgabe 
des Parlaments fei die möglichft jchnelle Erledigung de3 Budget3 und die 
Bewilligung der für den Gang der öffentlichen Dienjte unentbehrlichen 
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Mittel. Wir Hoffen, daß Sie in diefer Hinfiht auf unſeren Appell 
hören werden. Die Regierung ift entjchloffen, die jeit der Gründung der 
Republit erreichten Errungenſchaften auf dem Gebiete der Vermweltlihung 
des Staates zu jchügen. Unter uns ift fein einziger, der in irgend einer 
Weife die Freiheit de3 Glaubens und der Kulte antaften möchte. Das 
Gejeß wird in dem liberalen Geifte angewendet werden, in welchem e3 
vom Parlament bejchloffen worden ift. Wir haben die Pflicht, im ganzen 
Umfange des Gebietes die Durchführung aller Geſetze ficher zu ftellen. Unter 
einer republifanifchen Regierung ift das Gejeg der höchſte Ausdrud der 
nationalen Souveränität. Die Regierung beabfichtigt, mit aller nötigen 
Umficht, aber auch mit unbeugjamer Fejtigfeit die neuen Gejeßesbeftim- 
mungen durchzuführen. Wir find überzeugt, daß der gute Sinn des Volkes 
jchnell über die faljchen und intereffierten Unterftellungen Gericht Halten 
wird, mit Hilfe deren man den Geift und die Tragweite des Trennungs- 
gejeßes zu entjtellen verfucht. Die Regierung wird auf alle Fälle dem 
Urjprung wie der PVerantmwortlichkeit diejer politifhen Agitation nach— 
forjchen. Sie wird alle Mittel, welche die Gejege ihr zur Verfügung ftellen, 
gebrauchen, um ihr ein Ende zu machen. Die Regierung wird ferner feine 
an die Soldaten gerichteten Herausforderungen dulden, die bezweden, die- 
jelben von ihren Pflichten gegen das Vaterland und den Gehorjam gegen 
ihre Vorgejegten abwendig zu machen. Sie wird von allen Offizieren und 
Soldaten die gleiche Achtung vor den militärischen Vorſchriften und den 
republifanijchen Gejegen verlangen. Es ift uns in dem jeßigen Augen— 
blid, wo wir vor Sie getreten find, unmöglich, ein langes Programm vor 
Ihnen zu entwideln. Sie müfjen jchon aus der Art und Weije, mwie Die 
Regierung zufammengejegt ift, erjehen, daß fie den Anterefjen der Demo- 
fratie aufs tieffte ergeben ift. Auf finanziellem, wirtihaftlihem und jozialem 
Gebiete wird die Regierung beitrebt fein, alle Reformen, die verwirklicht 
werden fönnen, auszuführen. Und bejonderd wird fie ed fich angelegen 
jein lafjen, dem Senat die Frage der Arbeiterverfiherung zu unterbreiten. 
Nicht weniger wird die Regierung beftrebt jein, der aderbautreibenden Be- 
völferung, die in gewiſſen Gegenden jo harten Prüfungen ausgeſetzt ift, 
zu Hilfe zu fommen. Bezüglich der entjeglichen Kataſtrophe von Cour- 
riere haben wir die Pflicht, unparteiifch ihre Urſachen zu juchen und fejt- 
zuftellen, wen die Verantwortlichkeit hierfür obliegt. Wir beabfichtigen 
bejonder8 auch in den Fragen, die unjere Lage in Nordafrifa berühren, 
die von unſeren Vorgängern befolgte Politik fortzufegen, die noch fürzlich 
die Zuſtimmung des Parlaments gefunden hat. Im vollen Bewußtſein 
der Pflicht und der Lebensintereffen, die unjere Diplomatie zu wahren die 
Pflicht Hat, find wir überzeugt, daß durch die Ausübung diefer Rechte die 
normale Entwidlung diejer Intereſſen gejichert werden könne, ohne die— 
jenigen irgend einer anderen Macht zu jchädigen. Wie und am Herzen 
liegt, unferen Vorgängern Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen, haben wir 
die Hoffnung, daß die Aufrichtigfeit und die Würde dieſer Haltung die 
nahe und endgültige Regelung der ſchwebenden Schwierigfeiten geftalten 
werde. Treu einem Bündnifje, deſſen wohltätige Wirkung Franfreicd und 
Rußland in gleicher Weije erfahren Haben und treu den Freundſchaften, 
deren Sicherheit und Wert wir ebenfalls haben ermefjen können, hat Frant- 
reich in der Welt eine Stellung, die den Geift der Gerechtigkeit und des 
Friedens noch mehr feftigt. Diejer Geift wird fortdauernd auch der unjrige 
jein, und deshalb werden wir mit Vertrauen eine Politik weiter befolgen, 
die in gleicher Weife der Sache unjeres Vaterlandes und der des Welt- 
friedens dient. Die öffentliche Meinung Hat bereit3 die Gefinnung gegen- 
jeitigen Vertrauens und aufrichtiger Eintracht verftanden, welche die Repu— 
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blifaner, die hier vor Ahnen ftehen, einander genähert hat. Wir find 
fiher, daß alle guten Bürger fi) unferen Gedanken anjchliefen und un- 
jerem Appel folgen werden. Nach längerer Debatte wird der Negierung 
mit 299 gegen 199 Stimmen dad Vertrauen ausgejproden. Die Ma- 
jorität befteht aus den fozialiftiich Radifalen, den rein Radikalen und ehe- 
maligen ®Dijjidenten, ferner aus 30 GSozialiften, 15 Republifanern ber 
Linken, 2 gemäßigten Republifanern und 1 Nationaliften, die Minderheit 
aus der Rechten, den Nationaliften und den meiften gemäßigten Republi- 
fanern. 50 Deputierte enthalten fich der Abſtimmung. 


März. April. Großer Bergarbeiterftreif. 


Mitte März briht im nördlichen Kohlenrevier ein großer Streit 
aus, gegen 50000 Bergarbeiter jtreifen. Der Ausftand ift nicht veranlaßt 
durch das Grubenunglüd, fondern jchon länger vorbereitet. Die Arbeiter 
fordern 7,18 Franes Tagelohn, die Unternehmer wollen nur 6,75 bemwil- 
ligen. Die Regierung ſucht zu vermitteln, Clémenceau bejucht jelbft 
VBerjammlungen der Ausftändigen. Trogdem fommt e3 zu großen Tu— 
multen, bei denen Militär einjchreiten muß. Ende April geht der Aus- 
ftand zu Ende. 


17. März. Minifter ded Innern Glemenceau verfügt, daß 
bei der Inventaraufnahme in den Kirchen fünftighin die bewaff- 
nete Macht nicht mehr verwendet werden foll. 

0. März. (Senat) Minijter des Innern Glemenceau 
jagt auf eine Anfrage über die Jnventaraufnahme in den Kirchen: 

Die Regierung beabfichtige jelbftverftändlih da8 Trennungsgeſetz 
durchzuführen und daher auch die Inventarifierung fortzufegen. Er könne 
nicht jagen, ob e3 dabei in irgend einem alle zur Anwendung von Ges 
mwalt fommen werde; das eine aber fünne er jagen, nad) jeiner Meinun 
ſei die Zählung der Leuchter in den Kirchen nicht eine Frage, die wirktich 
ein Menjchenleben wert jei. 


22. März. (Kammer) Debatte über die Finanzlage. 


Abg. Jules Roche berechnet einen Fehlbetrag von rund 91 Millionen 
Franken, der durch eine Anleihe gededt werden müſſe, und jchäßt die Er- 
höhung des Budget3 feit 1879 auf 1128000000 Franken und die Ver— 
mehrung der Ausgaben auf Grund der von der Kammer angenommenen 
Gejege auf 509 Millionen Franken. Er beziffert die Gejantfteuerauffommen, 
ſowohl von den Departements wie von den Gemeinden auf nahezu 5 Mil- 
liarden, die Gejamtichuld auf 44 Milliarden Franken. Roche beffagt die 
ungenügende Amortijation, indem er auf das Beilpiel Englands Hinweift, 
e3 jei notwendig, die Finanzlage durch Einjchränfung der Ausgaben zu 
befiern. Dazu ſei es aber notwendig, in der Politik eine Aenderung ein- 
treten zu lafjen. (Beifall) Finangminifter Boincare erkennt die Angaben 
des Vorredners über die Steigerung der Ausgaben al3 richtig an, betont 
aber, daß die finanzielle Lage das Werf aller fei, und daß man ihren 
Ernſt nicht übertreiben dürfe. Gebieterifche Pflicht des Finanzminifters 
fei es, fi allen zu meit gehenden Anjprüchen des Parlament3 und der 
Regierung in bezug auf neue Ausgaben zu mwiderjegen. Durch die An- 
nahme verjchiedener Gejege hätten jich Die Ausgaben wiederum vermehrt, 
die Einnahmen aber verringert. Poincare ſchätzt das Defizit auf 57 Mil- 
lionen Franken, da3 durch Ausgabe von Obligationen mit fiebenjähriger 
Umlaufszeit gededt werden müſſe. 
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Ende März. (Toulon.) Ausftändige, Anardiften und Anti— 
militariften veranftalten Kundgebungen, die zu blutigen Zufammen= 
ſtößen mit Polizei und Militär führen. 

März. April. Mehrere Offiziere, die der Requifition der 
Zivilbehörden bei der Durchführung der Inventaraufnahme nicht 
Folge geleiftet hatten, werden vom Kriegsgericht freigefprochen. 

3. April. (Kammer.) Snterpellation über das Gruben 
unglüd. 


Nachdem mehrere Redner die Gejellihaft und die Ingenieure heftig 

angegriffen haben, erwidert Minifter der öffentlichen Arbeiten Barthou, 
man müfle das Ergebnis der Unterfuhung abwarten, bevor man ein end- 
gültiges Urteil über die Angelegenheit abgebe. Die Delegierten der Gruben- 
arbeiter jeien an der Unterjuchung beteiligt. Die ftaatlichen, mit der Kon— 
trolfe betrauten Ingenieure hätten feit langer Zeit die Gejellihaft auf die 
Unzulänglichkeit ihres Material3 aufmerfjam gemacht. Das Geje von 
1810 gebe der Regierung wohl das Recht, für die Sicherheit der Arbeiter 
zu forgen, aber e3 enthalte feine Beftimmungen über die Gejundheitspflege 
und Hygiene der Arbeiter. Das hierauf bezügliche neue Geſetz fei von der 
Kammer 1904 beichloffen worden, er, der Mlinifter, werde die jchleunige 
Zuftimmung des Senats Hierzu verlangen. Das Grubenunglüd Habe ge- 
zeigt, daß ein jolches Gejek notwendig jei. Es jeien Irrtümer begangen 
worden, aber man dürfe die Gejellichaft nicht beſchuldigen, Ueberlebende 
eopfert zu Haben, um die Gruben zu retten. Dr. Chantemefje und Dr. 
Satmette hätten erklärt, e3 könne feine Weberlebenden mehr in dem Berg- 
werfe geben. Zwei Väter, die ihre Söhne juchen wollten, hätten dabei 
auf dem Grunde des Bergwerks ihren Tod gefunden. (Bemwegung.) Das 
öffentliche Rechtsbewußtſein könne beruhigt fein. Die Unterfuchhungen würden 
unparteiifch durchgeführt werden. — Die Kammer bejchließt einftimmig ein 
Vertrauendvotum. 


11.116. April. (Paris) Ausftand der Briefträger. Drei: 
hundert werden entlafjen. 

12. April. (Kammer) Erklärung der Regierung über die 
Marofkofrage. 


In der Verhandlung über die außerordentlichen Kredite für die 
Delegierten in Algeciras gibt Minifter des Auswärtigen Bourgeois eine 
Erklärung ab, worin e3 Heißt: Die günftige Art und Weife, mit der die 
Erklärung der Regierung am 16. Dezember 1905 von der Kammer auf- 
genommen worden war, trug durch die moralifche Kraft, die fie der Re- 
gierung verlieh, jehr viel zu dem günftigen Ausgang der Verhandlungen 
in Ulgeciras bei. Bourgeois erinnert an die durch Rouvier auseinander- 
gejegten Bedingungen, unter denen Frankreich zur Konferenz gegangen jei, 
gemäß den Uebereinfommen vom 8. Juli und vom 28. September 1905, 
Gleich bei der erften Sigung machte der Herzog von Almodovar den Vor— 
ichlag, folgende drei Punkte al3 unbedingt feitftehend von der Diskuſſion 
auszuschließen: die Souveränität des Sultans von Marokko, die Integrität 
jeines Reiches und die Handeläfreiheit. Es waren diejes diejelben Ge— 
danfen, die wir formulierten, und der Delegierte Frankreichs beeilte ich, 
diejes zu erflären. Auf feinen Antrag, der übrigend auch von den De 
legierten Deutichlands unterftügt wurde, find diefe drei durch den Herzog 
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von Almodovar erläuterten Grundjäge gemeinjame Grundfäge für alle 
ſpäteren Beſchlüſſe geworden und alle Arbeiten der Konferenz Hatten nur 
den Bwed, diefe Prinzipien mit den Rechten und GSonderinterefjen, die 
Franfreih in Maroffo zu verteidigen und geltend zu machen hatte, in 
Einklang zu bringen. Die Enticheidung der Konferenz zeigt, daß diejes 
Ergebni3 dank gegenjeitiger, reiflich überlegter und in loyaler Weije be- 
willigter Zugeftändnifje unter für alle ehrenhaften Bedingungen hat erreicht 
werden können, ohne daß etwas, was Frankreich angeht, aufgegeben worden 
mwäre von der Frucht jeiner früheren Anftrengungen, von der Würde feiner 
gegenwärtigen Stellung und von der Sicherung feiner Zukunft. Bourgeois 
beipriht dann die von der Konferenz gefaßten wirtichaftlichen Bejchlüffe 
und erflärt: Wir haben in der Tat fein Opfer bringen müfjen, um uns 
mit der Einmütigfeit der Mächte in Einklang zu befinden. Aber zwei 
Ichwierige Fragen bleiben noch zur Entiheidung: die Schaffung der Staats- 
bank und die Organifation der Polizei in den Häfen. Indem Frankreich 
bejondere Vorteile bei der Bank beanjpruchte, juchte es nicht den rein 
finanziellen Intereſſen zu dienen, jondern forderte den legitimen Anteil 
an dem Einfluß und der Arbeit an dem für unjer afrifanijches Reich un- 
entbehrlichen Werfe, nämlid an der Herftellung der Ordnung und Gicher- 
heit in Maroffo. Die Frage der Bolizeiorganijation war in unjeren Augen 
von noch größerer Bedeutung. Bourgeois erinnert an die vor der Kon— 
ferenz entwidelten Gründe für die Forderung der Uebertragung der Or— 
ganijation der jcherifiihen Polizei an Frankreich und Spanien allein. Als 
das jeßige Kabinett zur Regierung fam, waren zwei Fragen, die der Bank 
und die Frage der Polizei, noch zu löſen. Sch Habe mich Hierbei von 
demjelben Geifte leiten lafjen mie mein Vorgänger. Frankreich Hatte feinen 
Bere jondern wünjchte aufrichtig einen glüdlichen Ausgang der 

onferenz in dem Beftreben, nicht allein feiner eigenen Politik zu dienen, 
fondern auch und bejonder8 den höheren Intereſſen der Bivilijation und 
des Friedens. Frankreich hatte deutlich die Hauptpunfte bezeichnet, bezüg- 
lich derer e3 ihm nicht möglich fei, nachzugeben, und dabei erflärt, daß 
e3 bereit jei, die zu anderen Punkten gewünjchten Zugeftändnifje zu prüfen. 
Bourgeois gibt jodann einen kurzen Weberblid über die Generalafte und 
jagt, man könne daraus erjehen, daß die Hare und einfache Sprache Franf- 
reich3 von allen gehört und verftanden worden jei. Der Teil der Akte, 
welcher die Organijation der Polizei betreffe, nehme die gewünjchte Rück— 
fiht auf Franfreih und Spanien und gebe Frankreich die Möglichkeit, 
dieſe Organijation in völliger Uebereinftimmung mit derjenigen Macht durch- 
zuführen, deren Intereſſen tatjächlid” mit denen Frankreichs in Marokko 
jolidarisch feien. Das beſondere Intereſſe Frankreich in Maroffo ift jeit 
dem Schluſſe der Konferenz in den befriedigendften und Harjten Ausdrüden 
anerfannt worden. Bourgeois erinnert dann an die Worte de Fürften 
Bülow im deutichen Reichätag über die Rechte Spaniens und Frankreichs 
in Maroffo und ihre befonderen Erfahrungen Hinfichtlicy der Organijation 
der Polizei und daran, daß Fürft Bülow mit den Worten gejchlojjen habe, 
da3 Ergebnis der Konferenz ſei in gleicher Weije für Deutjchland und 
Frankreich befriedigend und für alle zivilifierten Staaten von Nußen. 
Redner jegt dann Hinzu: Wir wollen feine befjeren Beziehungen in diejem 
Uebereinfommen fuchen, von dem wir ftet3 gejagt haben, daß wir es jo 
wünjchten, daß es gerecht und richtig fei, daß es meder einen Hinter— 
gedanfen, noch jchlechte Erinnerungen Hinterlaffe. Bourgeois zollt dann 
der Hingebung und Gefchiclichkeit des franzöfischen Vertreters Anerkennung 
und wiederholt den Dank und jagt, er würde aber der Pflicht der Geredhtig- 
feit und Dankbarkeit nicht genügen, wenn er nicht unter den Urjachen des 
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glüdlihen Ausganges der Konferenz, de3 Hohen Blides und der großen 
Unparteilichfeit des Präfidenten gedächte, ſowie der Sorge für alle in Be- 
tracht fommenden Rechte, welche jtet3 alle die nach Algecirad zu einer Art 
von Schiedögericht berufenen Mächte erfüllten und welche in verjchiedenen 
Phaſen der Konferenz ein glückliches Fortichreiten für eine Einigung finden 
ließen, und zwar namentlich von jeiten der Vertreter Italiens, Defterreich- 
Ungarns und der Bereinigten Staaten. Zu diejen glüdlihen Urſachen 
gehöre ferner das gegenjeitige Vertrauen, welches nie aufgehört habe, Frank— 
reich und Spanien zu verbinden, und endlich die unerjchütterliche Feſtig— 
feit, mit welcher der bejtändige Verbündete Frankreichs, Rußland, und das 
befreundete England in gleiher Treue nicht aufhörten, die Gefeßlichkeit 
Frankreichs zu unterftüßen. Der Minifter jchließt: Ich möchte jchließlich 
in einigen Worten den hohen Wert des in Algeciras Vollbradhten hervor- 
heben: Sämtliche Mächte haben, indem fie nach jo langen und jchwierigen 
Beratungen dahin gelangt find, fich über die Bedingungen einer für alle 
ehrenvollen und auf Vernunft und Billigfeit begründeten Abmachung zu 
einigen, den Willen fund getan, ihre Anjchauungen der Notwendigkeit 
eines guten Einvernehmens unterzuordnnen und für die Zukunft der Welt 
die Ruhe und das Vertrauen zu jichern, die der normale Stand der inter- 
nationalen Beziehungen gewährt. In eben diefem Geifte ift die Regierung 
den Arbeiten der Konferenz gefolgt und wird’ die republifanifche Demo- 
fratie deren Ergebnifje auslegen. Frankreich vermochte doch die Feſtigkeit 
jeiner Bündniffe und jeiner Freundichaften auf die Probe zu ftellen, zu 
welchen ſich wertvolle Sympathien gejellt Haben. Auch in diefer Lage Hat 
Frankreich alle Kräfte nur in den Dienft der Bivilifation, der Gerechtig- 
feit und des Friedens geftellt. (Anhaltender Beifall.) — Nach kurzer De- 
batte werden die Kredite für die Teilnahme an der Konferenz in Algeciras 
einftimmig genehmigt. 

19. April. (Paris.) Profeſſor Curie, der Entdeder des 
Radiums, 47 Jahre alt, F. — Sein Nachfolger auf dem Lehrſtuhl 
wird jeine Witte. 

20.21. April. Im Arrondifjement VBalenciennes greifen Strei= 
fende Militär an, jo daß blutige Zufammenftöße ftattfinden. 

27. April. (Paris) Bei vielen Mitgliedern antirepubli- 
fanifcher Vereinigungen werden Hausfuchungen vorgenommen. 

1. Mai. (Paris.) Zur Sicherung der Ordnung trifft die 
Regierung große militärische Vorbereitungen, da die Arbeiter große 
Demonftrationen angefündigt haben; die Ruhe wird nicht wejent- 
lich gejtört. 

4. Mai. (Paris) Zufammenkunft des Präfidenten Yallieres 
mit König Eduard. 

6.120. Mai. Wahlen zur Deputiertenfammer. 

Das Refultat ift: 78 Reaktionäre (— 6), 30 Nationaliften (— 23), 
66 Progreſſiſten (— 29), 90 Republifaner der Linfen (+ 14), 115 Rabdı- 
fale (+ 12), Radikalſozialiſtiſche 132 (+ 13), Vereinigte Sozialiften 59 
(+ 13), Unabhängige Sozialiften 20 (+ 6). 

29. Mai. (Bari?) Im Minijterrat erklärt Yinanzminifter 
Poincarre über das Budget für 1907: 
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Es werde infolge des von den einzelnen Miniftern aufgeftellten Aus- 
gabeetat3 ein Fehlbetrag von 230 Millionen aufzumeijen jein. Diejer werde 
verurjacht 1. durch neue Ausgaben von 40 Millionen für das Marine- 
minifterium und 30 Millionen für das Friegäminifterium; 2. durch die 
Summe von 70 Millionen, welche für die Durhführung verjchiedener Ge- 
jeße, insbejondere des Geſetzes betreffend die obligatorijche Unterftügung 
der reife erforderlih ijt, und 3. durch Mindereinnahmen des laufenden 
Budgetjahres, zu deren Dedung 90 Millionen nötig find. 


3. Mai. (Paris) Eine VBerfammlung von 74 franzöſiſchen 
Erzbiichöfen und Biſchöfen berät über die Bildung von Kultus» 
vereinigungen. 


1. Juni. Die Sammer tritt zufammen und wählt Brifjon 
zum provijorifchen Präfidenten. Am 8. wird er mit 382 von 
428 Stimmen zum definitiven Präfidenten gewählt. 


12. Juni. (Kammer.) Minifterpräfident Sarrien verliejt 
eine programmatijche Erklärung des Kabinetts: 

Es jei das Programm de3 Minifteriums geweſen, die Einigung der 
Republikaner zu fihern, um im Lande wieder Ordnung und Frieden herbei- 
zuführen. Geftügt auf das Vertrauen der Wähler, Habe die Regierung 
ihre Aufgabe erfüllt. Frankreich Habe bei den Testen Wahlen jchlagend 
bewiejen, daß e3 gemwillt jei, die republifanifchen Einrichtungen aufredht zu 
erhalten, zu ftärfen und zu entwideln, und daß es eine Politik des Fort- 
fchrittes und der Reformen zu verfolgen gedenfe. Die Ordnung jei wieder- 
hergeftellt worden, die aufrührerischen Vorkommniſſe, die ſich gelegentlich 
der Kircheninventaraufnahme zugetragen, hätten aufgehört. Die Ausftände 
jeien beinahe beendet und auch die Wahlfämpfe jeien vorüber. Die Re— 
gierung jchlage vor, die gejeßgeberifche Arbeit durch die Bewilligung einer 
allgemeinen Amneftie würdig einzuleiten. Die republifanijche Bartei möge, 
nachdem fie ihre Kraft bewiejfen habe, Mäßigung und Edelmut zeigen. 
Die erjte Frage, die die Aufmerkjamkeit des Barlaments in Anſpruch nehme, 
jei die gebieteriiche Notwendigkeit, ohne zu neuen Ausgleichsmitteln zu 
greifen, das Gleichgewicht des Bubnets herzuftellen. Die Regierung werde 
zu dieſem Zweck die Durchführung aller irgend möglichen Erjparnifje for— 
dern und Bereinfahungen in der Verwaltung vorſchlagen. Sie werde aud) 
Steuerreformen in einer Vorlage bringen, namentlich eine allgemeine Ein- 
fommenfteuer, die feinen inquilitoriijhen Zug trage und weder das Eigen- 
tum noch die individuelle Freiheit antaften werde. Das Geſetz betreffend 
die Trennung von Kirche und Staat werde mit Feitigfeit und ohne einen 
Hintergedanten von Vergeltungsmaßnahmen durchgeführt werden. Die Re- 
gierung werde die vollftändige VBerweltlichung der Schulen planmäßig durd)- 
führen und die gänzliche Abiaffung des Fallouxſchen Geſetzes beantragen. 
Ferner werde fie eine Reform der Kriegsgerichte und der Marinegerichte 
vorjchlagen. Für die Berufsvereine werde das Recht, Eigentum zu be- 
figen und als handel3rechtliche Perjönlichkeit aufzutreten, beantragt werben. 
Die Regierung werde vorjchlagen, die Vorteile des Gejekes von 1884 
(Syndifatsgejeg) auf weitere Kategorien von Staat3bürgern auszudehnen, 
fie werde aber den Staatöbeamten das Recht zum Ausſtande verjagen. 
Die Regierung halte es für notwendig, auf Mittel zu finnen, um Die 
Wiederkehr von Konflikten zwiſchen Kapital und Arbeit, wie fie in der 
jüngften Zeit vorgefommen jeien, zu verhüten. Die Regierung jei auch 
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der Meinung, daß den Angeftellten hinfichtlich der Arbeitsdauer der Schuß 
gewährt werden müſſe, den die Arbeiter genießen. Die Regierung werde 
vor dem Senat das Geſetz betreffend die Alterspenfionen der Arbeiter ver- 
fechten. Es werde eine Vorlage betreffend die Reform des Gejeges von 
1810 über da3 Bergbaumejen eingebracht werden. Es werde bei günftigen 
Verhältniſſen eine Gewinnbeteiligung der Arbeiter vorgejehen werden. Die 
Negierung werde e3 ſich angelegen fein lafjen, die landwirtichaftliche Ent- 
widlung der Kolonien zu bejchleunigen, indem eine wachſame Verwaltung, 
ein gutes Finanzwejen, ftrenge und raſche Rechtspflege gefichert werde. — 
Die Erklärung erinnert an die Darlegung über die auswärtige Politik, 
welche die Regierung bei der Bildung des Kabinett3 gegeben habe, 
einer Bolitif, die den Geift der Gerechtigkeit und des Friedens gefräftigt 
habe. Die Regierung habe diefe Politik treu befolgt. Namentlich in der 
Maroffofrage Habe ſie die Genugtuung gehabt, vor allem die Loyalität 
Franfreihs und jein Gefühl der gegenjeitigen Rechte und Pflichten der 
Nationen anerkannt zu jehen. Die Regierung gedenft dieje Politik fort- 
zujegen, deren Weisheit die für alle ehrenvolle glüdliche Löfung der Kon— 
ferenz von Algecirad bewiefen habe. Dank der auswärtigen Politik der 
Regierung werden wir das Bündnis und die Freundichaftsverhältniffe auf- 
recht erhalten und befeftigen, die für uns jo wertvoll geweſen find und 
deren Ziele fih im Einklang befinden mit den Zielen unferer eigenen 
Politik. Dank diefer Politif werden wir in Zukunft die Gefahren von 
Streitigkeiten und Konflilten verringern und uns in der günftigen Lage 
befinden, Schwierigfeiten in gerechter Weije zu löſen. Wir ſetzen unjer 
ganzes Vertrauen auf das Heer und die Marine, deren Tapferkeit und 
Stärke Frankreich) jeine Sicherheit verbürgen und ihm den Rang Jichern, 
der ihm in der Welt zufommt. Frankreich hofft, daß die Berhältnifje 
unter den Nationen ſich jo geftalten werden, daß e3 den Nationen möglid) 
jein werde, die Verminderung der militärischen Laften ind Auge zu faſſen. 
— Zur Löfung gewiſſer fozialer Fragen ſei ein internationales Einver- 
nehmen erforderlid. Es werde hierbei an die Vereinbarung über das 
Verbot der Nachtarbeit für Frauen und das Verbot der Anwendung von 
weißem Phosphor erinnert. Die Regierung werde dieje internationale Ver— 
jtändigung nah und nach auf Fragen der Arbeit auszudehnen juchen. 
Die Erklärung jchließt mit einem Appell an die Einigkeit der Mehrheit. 
(Langanhaltender Beifall.) 


18.19. Juni. (Kammer) Debatte über joziale Fragen. 
Glemenceau und Jaurès. Bertrauendvotum. 


Abg. Basly (Soz.) unterzieht das Verhalten der Bergwerfögejell- 
ichaften einer jcharfen Kritif und fragt die Regierung, ob fie gemäß dem 
Beichluffe der Kammer gegen die Gejellichaft vorgehen werde, falls e3 jich 
herausstellen jollte, daß Dieje für das Unglüd von Courrières verant« 
wortlich jei. Abg. Vaillant (Soz.) greift die Regierung wegen der Ber- 
wendung von Truppen beim Ausjtande im nördlichen Grubenbezirk und 
am Maifeiertag in Paris heftig an. 

Minifter des Innern Elemenceau: Er habe Zujammenftöße zwi— 
ihen den Truppen und den Ausftändigen vermieden; troß der Ableug- 
nung der Gozialiften feien die Soldaten von der Bevölkerung angegriffen 
worden. Die Regierung, die fit) dem Ausftand im Pas de Ealais und 
den Machenſchaften der Reaktion gegenüber befunden, * die Pflicht ge- 
habt, die Ruhe während der Wahlen zu fichern. Er jei immer der An- 
jicht gewefen, daß Truppen erft dann in ein Ausftandsgebiet gefandt werden 
dürften, wenn e8 zu Gewalttätigfeiten gefommen jei. Er erinnere an bie 
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Bufammenkfünfte, die er mit den Vertretern der Bergwerksgeſellſchaften ge- 
habt habe, um für die Sache der Arbeiter einzutreten. Den Führern der 
Sozialiften werfe er vor, daß fie den Arbeitern nicht die Achtung vor dem 
Gejege Iehrten. Er wolle die Arbeiter verteidigen troß der Sozialiften 
und gegen bdiejelben. (Beifall bei den Radikalen und im Zentrum.) Er 
richte an Jaurès die Frage, ob diejer, wenn er Minifter des Innern wäre, 
geitatten würde, daß Häuſer der Bergarbeiter geplündert würden. Es war 
nötig, am 1. Mai die Ordnung in Paris unter allen Umftänden aufrecht- 
zuerhalten, e3 ftehe fejt, daß unter den 650 auf der Place de la Repu- 
blique Berhafteten ſich 33 vorbeftrafte Perſonen und 76 Ausländer be- 
funden hätten. ... Das Beitreben des Arbeiterd, jeine Lage auch durch 
das Mittel des Streiks zu verbefjern, jei unzweifelhaft voll berechtigt, aber 
fein Streifender habe das Recht, einen Berufgenofjen, der Familienlaften 
zu tragen Habe, und deshalb weiter arbeiten wolle oder müfje, zum Feiern 
zu nötigen. Das Programm der Sozialiften dede fich zu einem fehr er- 
beblichen Teile mit dem der bürgerlichen Radifalen, jeiner Parteifreunde. 
Das gelte vom achtſtündigen Arbeitstag, der progreifiven Einfommenjteuer 
und der Berftaatlichung der großen Monopole. Man jolle doc zunächit 
mit dem Anfauf eines einzelnen Eifenbahnneges beginnen, ſowie mit der 
Vorbereitung des Geſetzes über den Arbeitsvertrag. Was die meiter- 
gehenden Forderungen der Gozialiften betrifft, jo 3. B. das Enteignungs- 
verlangen, jo werde er, der Minifter, diejelben prüfen, wenn Jaures fie 
formuliert haben werde. Er fei indes der Ueberzeugung, daß das indivi- 
duelle Eigentum noch lange Zeit beftehen und noch manderlei Wandlungen 
durchmachen werde. Uebrigens hege man bezüglich diejer Frage auc im 
jozialiftiihen Lager verjchiedene Anfichten. Nach einem Artikel des deutjchen 
Sozialiften Bernftein jei von der Bewegung in der Richtung der jozialen 
Gerechtigkeit nicht viel zu erhoffen. Manche Theorien der franzöſiſchen 
Sozialiften feien von den Deutſchen entlehnt. Auch Chriſtus Habe die 
Menjchheit erneuern wollen, aber Gemwalttätigfeiten und Blutvergießen jeien 
deſſen ungeachtet nicht aus der Welt verfchwunden. Nicht die Form der 
Gejellichaft, fondern den Menſchen müſſe man beſſern. Der befjer ge- 
wordene Menjc werde jeinen Gejellichaftsfreis zu wählen wiflen. ... Wir 
wollen im Verein mit den Sozialiften die Steuern erörtern, die zum Zwecke 
der Einführung der Alteröverjorgung der Arbeiter geichaffen werden müfjen. 
Wenn e3 jich dann aber darum handeln wird, das Budget zu bewilligen, 
dann werden jich die Sozialiften diejer Pflicht entziehen. Das ift nicht 
loyal. (Langanhaltender Beifall.) Er hoffe es übrigens noch zu erleben, 
daß die Sozialiſten aufhören werden, jeine Gegner zu jein, und daß fie 
zu ihm zurüdfehren werden. Er vergleiche fie mit denjenigen rauen, 
die ihrem Gatten immer drohen, fie würden zu * Mutter zurückkehren, 
und es doch niemals tun. . . . Ich errege mich nicht über den Tadel— 
antrag, den die Sozialiften gegen mid einbringen wollen. Jaurès ver- 
fennt die Republif, obwohl er doch einer ihrer beiten Vorkämpfer und 
Mitarbeiter ift. Wenn die Sozialiften mit uns arbeiten wollen, jo werden 
wir ihnen die Hände reihen und ihnen jagen: „Laßt und zufammen- 
arbeiten!" Wenn jie es ablehnen, werden wir allein vorgehen und tapfer 
die Verantwortung dafür tragen. (MWiederholter Beifall auf der Linfen 
und im Zentrum.) — Auf Antrag des Abg. Maujan beſchließt die Kammer 
mit 365 gegen 68 Stimmen, die Rede Elemenceaus überall öffentlich an— 
fchlagen zu laſſen. 

Abg. Jaurès: Die Spzialiften feien bereit, im Verein mit der 
Regierung das Reformwerk fortzuführen, ſoweit ihre Ueberzeugung es ihnen 
geftatte. Entgegen Clemenceau, der da3 Individuum von der jozialen 
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Umgebung ijolieren wolle, jei er der Meinung, daß dad Individuum und 
die joziale Umgebung gleichzeitig reformiert werden müßten. Er verlange 
völlige Aktionsfreiheit für dad Proletariat. Die Sozialiften wollten die 
jegt vielfach eingerifjene joziale Heuchelei nicht mitmachen. Erſtaunlich jei, 
daß man jo jpät daran gehe, die Schuldigen de3 Unglüds von Courridres 
zu verfolgen. 

Am 21. fpricht die Kammer der Regierung mit 389 gegen 88 Stimmen 
ihr Vertrauen aus, 


Ende Juni. (St. Etienne) Sämtliche franzöfiiche Berg: 
arbeiterverbände vereinigen fich zu einer nationalen Yöderation. 

10. Juli. Die Kammer genehmigt eine Borlage auf Am— 
neftie von Streifunruhen für Arbeiter. Die von Sozialiften und 
Nationaliften geforderte Amneftierung ausftändiger Beamten lehnt 
die Regierung ab. 

11. Juli. Paris.) Der Kaſſationshof hebt das Urteil des 
Kriegsgericht3 in Rennes (vgl. 1899) im Prozeß Dreyfus auf, ohne 
das Urteil an eine andere Inſtanz zu vermweifen. 


Das Urteil führt al3 neue Tatſachen an: Das Scriftftüd Nr. 371, 
das ſich auf die Erjegung des Buchſtaben P durch den Buchftaben D bezieht, 
und das ald ein Beweis für die Unfchuld Dreyfus’ angefehen worden ift, 
2. das Shriftitüd Nr. 26 über die Organifation der Eifenbahnen, dejien 
Datum nah dem Prozeß Zola von den Oberjten Henry eingefügt ift, 
3. das Konzept des Admirals Bayle. Der Kafjationshof ift der Anficht, 
daß dieje Tatjachen die Unſchuld Dreyfus’ dartun und erflärt ferner, es 
ftehe feit, daß das Borderau von Ejterhazy geichrieben ift, und daß die 
Anklage, joweit fie ji) auf das Bordereau bezog, nur auf Hypothejen be» 
ruhte. Ueberdies wurden vor der Verhaftung Dreyfus’ mehrere Spionage- 
und Landesverratöverbrechen begangen, an denen Dreyfus erwiejenermaßen 
unjchuldig war. Das Urteil jpricht Dreyfus von allen gegen ihn er- 
hobenen Anklagen frei. In der Erwägung, daß jowohl die aus der Hand- 
jchrift wie aus dem Texte des Bordereaus hergeleitete Anklage völlig un« 
gerechtfertigt jei und man ſich vergebens frage, in welcher Abficht der reiche 
Dreyfus ein jo jchweres Verbrechen Hätte begehen fjollen; in Erwägung 
ferner, daß von der lage fein Punkt bejtehen bleibe und daß infolge. 
deſſen die Rückverweiſung nicht ausgejprochen werden dürfe, annulliere der 
Gerichtshof die Verurteilung und erklärt, daß die Verurteilung irrtüm- 
licherweife und zu Unrecht ausgejprocdhen worden jei. Die Entjcheidung 
folle im Amtsblatt und in fünfzig weiteren Zeitungen, deren Auswahl 
Dreyfus anheimgeftellt wird, veröffentlicht werden. 

12. Juli. (Kammer) Budget. Eintommenjteuer. 

Sinanzminifter Boincare teilt mit, daß das Gleichgewicht des 
Budgets dadurch hergeftellt worden jei, daß er feinen Betrag für Die 
Amortijation der Schuld eingejeßt Habe. Das Budget für 1907 enthalte 
91 Millionen Franken neue Ausgaben, während die Einnahmen 80 Mil 
lionen Franken weniger al3 bisher aufwiejen; es müßten aljo neue Ein- 
nahmequellen erjchlofjen werden. Der Minifter legt dann das Projekt der 
Regierung betr. die Einfommenfteuer dar und erklärt, wenn die Kammer 
diejem Projekt nicht zuftimme, werde er zurüdtreten. Der Augenblid ſei 
gekommen, two die bisherigen vier direkten Steuern durch eine Steuer zu 
erjegen fei, die alle Einkommen treffe. 
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12. Juli. Der Senat genehmigt mit 265 gegen 2 Stimmen 
eine Amnejtievorlage. 

13. Juli. (Kammer) MWiederherjtellung von Dreyfus und 
Picquart; Debatte über Mercier. Schlägerei. 

Die Kammer genehmigt mit großer Mehrheit einen Antrag des 
Kriegsminifterd, Dreyfus ald Major und Picquart al3 General in der Armee 
wiederanzuftellen und beide in die Lifte der Anwärter auf den Orden der 
Ehrenlegion einzutragen. — Abg. Brejjenje bedauert, daß e3 nicht möglich 
jei, General Mercier vor ein Gericht zu ziehen. Er mwünjche ihn nicht 
förperlich zu züchtigen, aber der Schuldige müſſe gebrandmarft werden. 
Er frage, ob man e3 zulafjen wolle, daß man franzöfiiche Soldaten dem 
Befehl von Uebeltätern wie Boisdeffre und Gonje unterftellt. Puglieſi— 
Conti (Nationalift) jagt, indem er auf die Minifterbanf weift, die Regie— 
rung, die zulafje, daß Offiziere in diefer Weiſe bejchimpft werden, fei feig 
und verädhtlih. Der Unterftaatsjefretär ftürzt jofort auf ihn und ſchlägt 
ihn heftig ind Geficht, worauf er ruhig feinen Pla wieder einnimmt, 
während fih im Halbfreis Tumult und Schlägerei entwideln. Brifjon 
bededt fich, verläßt den Saal und läßt die Tribünen räumen. — Nach 
Wiederaufnahme der Sigung bringt de Prejjenje eine Tagesordnung 
ein, in der die Regierung aufgefordert wird, die an den Fäljchungen be- 
teiligten Offiziere aus dem Heere auszujchliegen und ihnen ihre Ehren- 
zeichen zu nehmen. Kriegsminifter Etienne verjichert, die Regierung ſei 
entjchlofjen, jede berechtigte Genugtuung zu gewähren. Die Unterfuhung 
ſei aber noch nicht abgejchlofien. Einige Offiziere feien nur durch die 
wirklich Schuldigen auf Abwege geraten. 

13. Juli. Der Senat genehmigt mit großer Mehrheit die 
Nehabilitationsvorlagen für Dreyfus und Picquart. General Mer- 
cier greift die Entjcheidung des Kafjationshofes ſcharf an. 

21. Zuli. (Paris) Dreyfus erhält dad Kreuz der Ehren- 
legion. 

Ende Juli. Sämtliche Blätter beſprechen die Dumaauflöſung; 
die meiſten ſprechen ſich ſehr beſorgt über Rußlands Zukunft aus. 
Einverſtanden mit der Auflöſung ſind nur „Eclair“ und „Gaulois“. 

Ende Juli. Auguſt. Franzöſiſche Truppen beſetzen die Oaſe 
Dſchanet ſüdlich Tripolis. Die Pforte proteſtiert, da die Oaſe zu 
Tripolis gehöre. 

Anfang Auguſt. Streit um die Greiſenunterſtützung. 

Infolge des Geſetzes vom 14. Juli 1905 hat der Staat vom 1. Ja— 
nuar 1907 ab einen Beitrag zur Greiſenunterſtützung (neben Departements 
und Gemeinden) zu leiſten. Für 1907 ſetzt ein Erlaß des Miniſterpräſi— 
denten Clémenceau den ftaatlihen Zuſchuß wegen Geldmangels auf das 
gejeglihe Mindeftmaß, 5 Franc pro Monat und Kopf, feit (10 Millionen 
Francs). Hiergegen erheben radikale Kreife jcharfe Angriffe, infolgedefien 
erhöht der Minifterrat den ftaatlihen Beitrag auf 23 Millionen. Eine 
Dedung für die neuen 13 Millionen ift nicht vorhanden. 


Mitte Auguft. (Paris.) Adrefje des Epiſkopats an den Papit. 
Die Blätter veröffentlihen die Adreſſe, welche vom franzöfiichen 
Europäiiher Geſchichtskalender. XLVII. 21 
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Epiſkopat anläßlich der Eröffnung der Pariſer Konferenz der franzöfiichen 
Biichöfe behufs Stellungnahme zum Separationsgejeg an den Papft gerichtet 
wurde. Die Adrefje gipfelt in dem Wuniche, daß troß des Bruches zwiſchen 
der franzöfischen Regierung und dem Batilan die alten kirchlich-politiichen 
Vorrechte Frankreichs erhalten bleiben möchten, insbeſondere das Protektorat 
über die Chriſten im Orient. Außerdem bitten die Biſchöfe, daß in dem 
römiſchen Kardinalskollegium nach wie vor franzöſiſche Kardinäle Platz 
finden möchten. 


21. Auguſt. Die Regierung veröffentlicht die erſte Serie von 
Kirchengütern, welche an Kultusgemeinſchaften, und zwar prote— 
ſtantiſche und jüdiſche, überantwortet werden. Die Liſte der prote— 
ſtantiſchen Aſſoziation umfaßt 17 Departements; die Israeliten 
haben zurzeit nur im Departement Vosges eine Kultusgemeinſchaft 
gebildet. 

Anfang September. Der Kultusminifter Briand droht in 
einem Rundjchreiben an die Präfekten, daß der katholifchen Kirche 
die Yortjegung des Kultus unmöglich gemacht werde, falls die 
Kultusvereinigungen nicht gebildet würden. 

2. September. Ein Geſetz, das Sonntagsruhe für die An- 
gejtellten vorjchreibt, tritt in Kraft. Troßdem es viele Ausnahmen 
zuläßt, findet e8 ſtarke Oppofition in den Gewerben. 

4./7. September. (Pari3.) Eine Bollverfjammlung des Epi— 
ifopat3, an der 82 Prälaten teilnehmen, hält eine geheime Be— 
ratung über das Separationsgeſetz. 

September. An mehreren Orten veranjtalten Reſerviſten 
antimilitariftifche Demonjtrationen. 

15. September. (Marjeille.) Präfident Fallieresg empfängt 
Dffigiere von englifchen, italienischen und ſpaniſchen Kriegsſchiffen, 
die auf der Reede Liegen. 

16. September. (Bejangon.) Ein Blitzſchlag zerjtört das 
Pulvermagazin eines Forts. 9 Perjonen fommen um. 

23. September. In allen Kirchen wird ein Hirtenbrief des 
Epijtopat3 gegen das Trennungsgeſetz und die Bildung von Kultus« 
vereinigungen verlejen. 

30. September. (Zarodhe fur Non.) Der Minifter des 
Innern Glemenceau jagt über die Ausführung des Trennungs— 
gejeßes und die Beziehungen zwijchen Deutjchland und den Gegnern 
Frankreichs: 


Er wolle das Mißverſtändnis zerſtreuen, das heute wie zu den 
Zeiten der Chouans die Franzoſen trennt, dank den finſteren Machenſchaften 
der Kirche, welche der Reaktion gegen die Republik als Maske diene. Das 
Trennungögejeg, dad aus der Notmwendigfeit hervorging, die Gewiſſens— 
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freiheit hHerzuftellen, jei durch eine Kommiljion fremder Prälaten zurüd- 
gewiejen worden im Gegenjaß zu der fat einftimmigen Anſicht des fran- 
zöfiichen Klerus. Die Kirche ziehe es vor, gegenüber dem Liberalismus 
der franzöfiihen Republik Aufruhr und Bürgerkrieg mwiederaufleben zu 
lafjen, während fie fich gleichzeitig den deutichen Härten unterwerfe. Die 
franzöfifche Regierung werde aber nicht zurückweichen und feinen fremden 
Eingriff in ihre Gejeßgebung dulden... Es jei rätjelhaft, warum der 
Katholizismus und der Islamismus gerade von der proteftantiichen Vor— 
madt alles Heil erwarten, während Frankreich, das Land der Freiheit, 
angefeindet werde. 


Ende September. Nach dem „Journal Officiel” Haben fich 
51 Kultußvereinigungen gebildet, davon nur 2 fatholifche. 

Ende September. Der „Figaro“ und andere Blätter be= 
haupten, Deutjchland juche die perfiichen Finanzen durch Gewährung 
von Anleihen zu verbefjern, um der englifchen und ruffifchen Politik 
Schwierigkeiten zu machen. 

14. Oftober. Der Gedenktag der Schlacht von Jena wird 
nicht gefeiert; nur wenige Zeitungen bringen Säfularartifel. 

14.116. Oktober. (Paris.) Bejuch des Lordmayors von London. 
Große Verbrüderungsfeſte werden gefeiert. 

Mitte Oktober. Die „Humanité“, das Organ des ſoziali— 
jtifchen Abgeordneten Jaurès, kommt in finanzielle Schwierigkeiten. 
Die franzöfiichen Sozialiften bringen zur Sanierung 10000 Franca 
auf, die deutjchen 25000. 

16. Oktober. (Bijerta.) Ein Unterjeeboot verfinft mit 
16 Mann. 

18. Oftober. (Paris.) Nach Zeitungsnachrichten verhandelt 
der ruffiiche Minifter des Auswärtigen Iswolski mit Bourgeois 
‚über eine Anleihe. 

Dftober. Umbildung des Kabinetts. 


Am 18. tritt Minifterpräfident Sarrien zurüd, nad) Preßbehaup- 
tungen, weil ihm die Durchführung des Trennungsgejeßes zu jchwierig 
jei. Clemenceau bildet am 23. folgendes Minifterium: Präfidium und 
Inneres: Clémenceau, Juſtiz: Gouyot-Defjaigne, Auswärtiges: Pichon, 
Unterricht: Briand, Finanzen: Caillaug, Krieg: Bicquart, Marine: Thomjon, 
öffentliche Arbeiten: Barthou, Handel: Doumergue, Aderbau: Ruau, Mi- 
nifter für Arbeit und Gejundheitspflege: Viviani, Kolonien: Millies 
Lacroir. Das Minifterium für Arbeit ijt eine Neujchöpfung; es ſoll alle 
Angelegenheiten umfafjen, welche die Regelung der Stundenzahl, der Ge- 
jundheitspflege, der Schutzvorkehrungen, der — zwiſchen Arbeitern 
und Arbeitgebern, die Berufsgenoſſenſchaften, Krankheits-, Unfall- und 
Snvalidenverfiherung und alle darauf bezüglichen Statiftifen betreffen. 


5. November. (Kammer) Minifterpräfident Elemenceau 
verliejt eine Erklärung über die Politif der neuen Regierung: 


Er weift zunächſt darauf hin, daß das neue Kabinett nicht aus 
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einer parlamentarifchen Krije hervorgegangen jei, jondern daß ber Gejund- 
heit3zuftand des bisherigen Minifterpräjidenten Sarrien, der einer längeren 
Ruhe bedürfe, die Bildung des neuen Kabinett? veranlaßt habe. Da 
unjere auswärtige Bolitif dem von den Wählern erteilten Auftrage ent- 
jpricht, ift fie von vornherein befannt, denn in dem Willen des Landes, 
den Frieden, und zwar einen würdevollen Frieden, aufrecht zu erhalten, 
ift ebenjo wenig eine Aenderung eingetreten wie darin, daß es andauernd 
die republifanischen Rechte fordert. Wir ftellen mit Stolz feft, daß e3 in 
den 35 Jahren, die jeit der Gründung der Nepublif vergangen find, aud) 
nicht einen Augenblid in ihrer Gefchichte gegeben hat, wo man fie mit 
Necht hätte bejchuldigen können, daß fie den europätichen Frieden bedrohe. 
Wir werden jo zu handeln wiſſen, daß unjere Abfichten in diejer Beziehung 
nicht verfannt werden fünnen. Wir müſſen gleichzeitig die Bedingungen 
des internationalen Gleichgewichts, die die europäiſche Lage allen Völkern 
auferlegt, annehmen, denn der Frieden der zivilijierten Welt gründet fich 
auf die Stärke der Heere. Wie könnten wir aljo mit eigenen Händen die 
höchſte Garantie unjerer Unabhängigkeit zerftören? Bid zu dem glüd- 
lihen, aber unbejtimmten Tage, an dem das Regime, das jebt die Be- 
ziehungen der Völker regelt, wird geändert werden können, muß e3 unjere 
erjte Pflicht gegen das Baterland fein, nicht zuzulaffen, daß es in irgend 
einem Bejtandteile jeiner Verteidigungskraft gejhmwäcdt werde. Unſere 
internationalen Einverftändniffe (Ententes) find ein wichtiger Teil der 
Berteidigungsfraft. Während wir uns angelegen fein lafjen werden, unfere 
Beziehungen zu allen Regierungen aufrecht zu erhalten und zu bejjern, 
wird es unjere Sorge fein, die Allianz, die von beiden Seiten im Intereſſe 
des Friedens gejchlofien wurde, ebenjo die Freundichaften, die ich habe auf 
die Probe ftellen können, aufrecht zu erhalten und weiter zu entwideln. 
Uebrigens wird unſere Diplomatie, von der wir wollen, daß fie republi- 
kaniſch jei, fich der jchwierigen Stunden erinnern. Die moraliſche Autorität 
der offen befolgten Politik der Geradheit kann von enticheidendem Gemichte 
in der Wagjchale der Meinung Europas jein. Keine Regierung wird fich 
fünftig dem entziehen können, damit zu rechnen. Im Innern wird unjer 
Handeln nicht weniger klar fein. Die Demokratie in endgültiger Weije 
in die Regierung — ſie organiſieren und regeln dadurch, daß ſie zu 
ihrer Konſolidation dahin gebracht wird, ſich in Ausübung der Gewalt 
ſelbſt zu mäßigen, das iſt nach unſerer Anſicht das Ziel, das ſich alle 
Republikaner ſetzen müſſen. * man philoſophiert, muß man überhaupt 
ſein. Deshalb wollen wir unſere militäriſchen Kräfte aufrecht erhalten, 
um allen Eventualitäten begegnen zu können. Der Kriegsminiſter wird 
demnächſt eine Geſetzesvorlage betr. die Cadres und die Effektivſtärke ein— 
bringen, welche die volle Ausnutzung der Rekrutierungsmittel bezweckt. 
Ein anderer, ſeit langem erwarteter Geſetzentwurf wird für die Beförde— 
rung der Offiziere mehr Gerechtigkeit bringen. Die Disziplin werden wir 
dadurch zu ſichern wiſſen, daß wir verlangen, daß ſie von oben komme. 
Die Militärdienſtzeit muß eine Verlängerung des Schulunterrichts ſein. 
Wir möchten, daß die Generationen, nachdem ſie ſich in ihrer Dienſtzeit 
hygieniſche Gewohnheiten und die Grundſätze ſtaatsbürgerlicher Erziehung 
zu eigen gemacht haben, beſſer und für den Frieden geeigneter aus ihr 
ausſcheiden. Wir werden unverzüglich die Aufhebung der Kriegsgerichte 
vorſchlagen. Die Entſcheidung über Verbrechen und Vergehen des gemeinen 
Rechts wird dem Gerichte der gemeinen Rechte zugewieſen werden. Das 
Disziplinarverfahren wird mit allen Garantien umgeben werden, die un— 
umgänglich notwendig ſind, um die Menſchenrechte mit den Anforderungen 
der nationalen Verteidigung in Uebereinſtimmung zu bringen. Die Re— 
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publif hat die Freiheit in Frankreich gegründet. Wir müfjen ihr noch zu 
ihrer natürlihen Entwidlung in allen Teilen des republifanijchen Regimes 
verhelfen. Durh die Schaffung eines Arbeitsminifteriums erftrebt die 
Regierung Gerechtigkeit ohne Vorurteil. Sie ift bereit, alle Theorien, Die 
in Mebereinftimmung mit dem allgemeinen Stimmredt und dem republi- 
kaniſchen Gejeg find, zu prüfen. Die Regierung ift feſt entichlofjen, jchnell 
die Alteröverjiherung für die Arbeiter durchzuführen. Die betreffenden 
Entwürfe werden die Minifter Viviani und Gaillaug dem Senat unter- 
breiten. Die Regierung wird das Geje über die Berufsvereinigungen 
verbejiern, deſſen Geltungsbereich erweitert werden joll. Sie wird ferner 
für die Beamten Vereinsfreiheit vorjchlagen, fie aber zur Erfüllung ihrer 
Dienftobliegenheiten anhalten. Als erfte Maßnahme der Verbefferung im 
Eijenbahnmwejen wird die Berftaatlihung des Weſteiſenbahnnetzes vor- 
geichlagen; das Staatseifenbahnneg fol vergrößert und verbeffert werden. 
Die Berggejeggebung wird einer Nevifion unterzogen. Es wird eine 
Staatfontrolle eingeführt, jei es, indem die Konzejjionen der Betriebe, 
die fi der notwendigen Sicherheitämaßnahmen miderjegen, für verfallen 
erklärt werden, jei es, indem die unter beftimmten gejeglichen Garantien 
erfolgende Berftaatlihung einzelner Betriebe vorgenommen wird. Der 
Zandwirtihaft und den großen bäuerlichen Fragen jollen zahlreiche Ver— 
bejjerungen ihres Loſes gebracht werden. Die Gejeggebung gegen Steuer- 
unterjchleife joll ftreng durchgeführt werden. Obgleich Die Regierung von 
dem Wunjche bejeelt ift, bei ihren Finanzmaßnahmen die äußerfte Vorjicht 
einzuhalten, erflärt fie doch, daß vorübergehende Schwierigkeiten die demo— 
fratiijhen Reformen nicht hemmen dürfen. Eine Vorlage betreffend Die 
progreifive Steuer auf da3 Einkommen und wenn nötig auf das Kapital, 
wird eingebracht werden, um die vier direkten Steuern zu erjeßen. Die 
Steuerhöhe wird die verjchiedenen Einkommen je nad) ihrer Natur ver- 
jchieden treffen. Weiterhin joll das Finanzweſen der Departements und 
Gemeinden neu geftaltet werden. Bor allem wird die Kammer unverzüglich 
da3 Budget für 1907 durchberaten müſſen. 


5. November. (KLimoges.) Der Parteitag der franzöfifchen 
Sozialdemokratie erklärt. nach heftigen Debatten zwijchen Hervé 
und Guesde, daß jede Nation und ihre Arbeiterflaffe die Pflicht 
habe, die Unabhängigkeit ihres Landes zu verteidigen, daß aber 
die Sozialiften Kriegen mit allen Mitteln, von der parlamentari= 
jchen Intervention bis zur Inſurrektion, vorbeugen jollen. 

8. November. Die Kammer genehmigt mit 512 gegen 
20 Stimmen das Arbeitäminifterium. Arbeitsminifter Biviani jagt 


in der Begründung: 


Das Arbeitsminifterium fei gebildet worden, um die Gejeßgebung 
betreffend die Arbeiter zujammenhängender zu geftalten und um einen 
jozialen Aft, ein leuchtendes Symbol der jozialen Politik, zu vollenden. 
Seine Pflicht ſei es, die Bedürfniffe der Arbeiter vorauszujehen und ihnen 
die Freiheit zu erhalten. Er werde den Wirkungskreis der Fachvereine 
erweitern. Jedenfalls jollten die Arbeiter mwifjen, daß ihre Emanzipation 
nicht durch Kataftrophen, fondern durch ftändiges Bemühen erreicht werde. 
Er werde vor dem Senat die Forderung der Arbeiter betreffend die Ein- 
führung des Zehnftundentages befürworten. Er glaube, daß er das Kol- 
lettivrecht und das individuelle Recht nicht aufheben müſſe. Der Kampf 
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zwifchen den vom Glüde VBegünftigten und denen, die deren Glüd ſchauen, 
werde weniger durch menjchliches Handeln als durch die latente Macht der 
Dinge gefchlichtet werden. „Wir haben durch unfer antifferifales Werk die 
Lichter am Himmel, deſſen Nichtigkeit wir gezeigt haben, ausgelöſcht. Doch 
das Werk ift damit noch nicht vollendet; wir ftehen erft an feinem Anfang.“ 
(Annahme im Senat 16. November mit 237 gegen 12 Stimmen.) 


12. November. (Kammer) Trennungsgeſetz. 


Nach einer mehrtägigen Debatte über da3 Trennungsgejeg erhält 
die Negierung ein Bertrauendvotum mit 391 gegen 143 Stimmen. In 
der Debatte wirft Kultusminifter Briand den Katholifen vor, daß ſie 
gejagt hätten, es müſſe Blut fließen, um die Kirche zu retten. Welch ab- 
icheuliches Wort! Seine Äußerften Bemühungen würden auf Verſöhnung 
gerichtet fein. Dies jei feine Pflicht. Gegen die Rechte gewendet jagt er: 
Wir wollen nicht mit dem Papft wieder anknüpfen, auch nicht indirekt. 
Wenn Sie fidy ruhig verhalten, wie der Papft Ihnen rät, werden Sie 
Shren Kultus ausüben können; an dem Tage aber, wo Sie den Rat des 
Bapftes vergeflen, werden Sie fi) und gegenüber jehen mit der ganzen 
Strenge des Geſetzes. 


20. November. (Senat.) Interpellation über innere und 
auswärtige Politik. Militärabkommen mit England. 


Gaudin de Billaine interpelliert über die allgemeine Politik 
und jpricht fein Bedauern darüber aus, daß die Regierung es ſich beſonders 
angelegen jein lafje, gegen die Religion zu kämpfen. Es fei zu bedauern, 
daß die Katholiken nicht den Mut hätten, auf die gegen fie gerichteten 
Berfolgungen mit den Mitteln der rufjiihen Terroriften zu erwidern. Er 
möchte dann die Beftimmungen der franzöfiich-engliihen Entente fennen 
lernen; dieſe Entente jei der Prolog zu erniten Abenteuern. Clemenceau 
verdiene Tadel, daß er fich Picquart und Pichon zu Mitarbeitern gewählt 
habe. Clémenceau weiſt auf die glänzende diplomatiiche Vergangenheit 
Pichons und die edlen Charaktereigenjhaften Picquartö hin. Ueber die 
franzöfiich-englifche Entente fünne er nicht? jagen. Was die Prophezeiung 
von Gefahren angehe, die daraus entftehen könnten, und was die Revanche— 
gedanfen betreffe, jo ſei er entrüftet darüber, daß ein Senator ihm eine 
Valle habe ftellen und ihm die Verpflichtung Habe auferlegen können, ent- 
weder die Hoffnungen guter Franzojen zu enttäufchen oder kriegeriſche Er- 
Härungen abzugeben. Er werde daher feinerlei Antwort geben. — Er 
habe den Katholifen einen Aufichub bewilligt; er müfje aber die Kirchen— 
inventaraufnahme vor dem 12. Dezember zum Abſchluß bringen. Die 
Truppen würden geduldig fein, aber wenn man auf fie jchieße, würden 
fie auch jchießen. In zehn Departements ſei die Inventaraufnahme beendet. 
Die Regierung werde Sorge tragen, daß das Geſetz von den Kirchen- 
vorjtehern und den Küftern refpektiert werde. Der Minifterpräfident ſchließt 
mit der Erklärung: Die Regierung wird nicht befiegt werden. Ich habe 
die Ehre, mich Ihnen zu empfehlen. (Beifall, Heiterkeit) Gaudin de 
Billaine ftellt feit, der Minifterpräfident wiſſe nicht, daß ein franzöſiſch— 
engliiches Militärabfommen beftehe; das fei eine ungeheure Sache. Es jei 
unumgänglich notwendig, daß das Parlament endlicy Aufflärung erhalte. 
Minifter Pihon: man habe nicht das Necht, zu jprechen, wie der Bor- 
redner es getan habe, wenn man einer Partei angehöre, die Frankreich 
an den Abgrund führe. Die Regierung erhält mit 213 gegen 32 Stimmen 
ein Bertrauendvotum. 
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22. November. Der Senat genehmigt den jchon von ber 
Kammer angenommenen Handelövertrag mit der Schweiz. 

29. November. (Kammer) Miniſter des Auswärtigen 
Pichon jagt über die Sendung von Schiffen nah Maroffo: 


Die franzöfiiche Politik Halte fi fern von allen Eroberungsplänen 
und abenteuerlihen Abjihten und werde fich bei der Durchführung der 
Beitimmungen der Algecirasafte, die in aller Xoyalität erfolge, lediglich 
von den Rechten und Pflichten Frankreichs Teiten laffen. Die zu dieſem 
Bwed ergriffenen Maßregeln hätten Anlaß zu ungerechtfertigter Kritif ge- 
geben; dieje Maßregeln jeien aber nur folche der Vorſicht. Die Abfahrt 
der Kriegsichiffe jei nicht angeordnet und ein Befehl zur Abfahrt jei auch 
nicht zurüdgenommen, jondern über die Abfahrt der Schiffe fei mit der 
ſpaniſchen Regierung eine Verftändigung getroffen worden und das fei die 
Folge der gemeinjamen Aktion aller Mächte. Die Abfahrt der Schiffe 
werde morgen erfolgen. Eine Landung in Maroffo jei nicht von vorn- 
herein beabiichtigt. Die Schiffe würden nur vor Tanger bleiben, wo jie 
die anderen Schiffe erjegen jollen. Ihre Abmwejenheit dort bedeutet, jo 
fährt der Minifter fort, daß, wenn das Leben von Europäern bedroht ift, 
wir diejelben zu beſchützen wiſſen. Wir wollen nicht das Inkrafttreten der 
polizeilichen Maßregeln, die wir zufammen mit Spanien gefordert und 
erlangt haben, in Frage ftellen. Die aus der Alte von Algeciras fi) er- 
gebenden Pflichten, Laſten und Vergünftigungen müfjen unjere Politik 
leiten. Wir beabfichtigen, diefem internationalen Abkommen treu zu bleiben. 

Anfang Dezember. Rundjchreiben über Ausführung des 
Trennungsgejeßes. 

Ein Rundfchreiben des Kultusminifter an die Präfekten trifft Be- 
ftimmungen über die Kultusausübung in den Fällen, wo Fultusvereini- 
gungen nicht gebildet worden find. Briand gefteht darin den loyalen 
Brieftern das Recht zu, im Rahmen der Beitimmungen des Geſetzes von 
1881 Gottesdienfte abzuhalten, und erflärt, daß die Kultusgebäude und 
das darin enthaltene Mobiliar ihrer früheren Beftimmung erhalten bleiben 
follen, daß aber der Geiftliche lediglich als ihr Inhaber ohne irgend ein 
juriftiich verfechtbares Befigrecht anzujehen ift. Er fol feinerlei Verwal— 
tungshandlungen vornehmen, noch auf Grund der Benugung der Kirche 
oder der darin enthaltenen Gegenftände, die dem Staate oder den Ge- 
meinden gehören, eine Vergütung erhalten können. Dagegen darf er bei 
der Ausübung feines Amtes Spenden entgegennehmen. Die Gemeinden 
follen unter gemwifjen Bedingungen fofort in den Bejig der Pfarrhäufer der 
Erzbistümer und Bistümer und der großen Seminare, und bedingungslos 
in den Beſitz der Kleinen Seminare treten. 

Ein Erlaß des Finanzminifters Caillaux regelt die Uebertragung 
des Kirchenvermögens an die Kultvereine oder an die Gequefterbeamten. 


1. Dezember. Die Kammer bejchlieft mit 290 gegen 
218 Stimmen die Erhöhung der parlamentarifchen Diäten von 
9000 auf 15000 Francs. (Annahme im Senat am 20. Dezember 
mit 160 gegen 109 Stimmen.) 

5. Dezember. Frankreich und Spanien überreichen den Mäch- 
ten folgende Note über ihr Vorgehen gegen Maroffo: 

„Die neuerlihen Vorkommniſſe im Bezirf von Tanger und die 
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Zwiſchenfälle, die fich in diefer Stadt ereignet haben, laſſen befürchten, 
daß die Fremden dort nicht mehr genügende Bürgjchaften für ihre Sicher- 
beit finden. Wenn fich die Lage jo verjchlimmern jollte, daß ernitere Un- 
ruhen ausbrächen, jo würde die Bildung der durch die Algeciras-Atte 
vorgejehenen Polizei zu dringender Notwendigkeit werden, und Frankreich 
und Spanien würden Maßregeln zu ergreifen haben, um deren Einrichtung 
au beichleunigen, nad) Maßgabe der Bedingungen, die von den an der 

onferenz beteiligten Mächten angenommen worden find. Bon diejer Er- 
wägung aus haben bie beiden — beſchloſſen, nach Tanger See— 
ſtreitkräfte zu ſenden, die jeder Gefahr begegnen können. Nach Maßgabe 
der Umſtände ſollen der franzöſiſche und der ſpaniſche Geſandte, nachdem 
ſie im Einvernehmen untereinander ſich mit ihren Kollegen vom diploma— 
tiſchen Korps in Tanger darüber verſtändigt haben, den Oberbefehlshaber 
der Seeſtreitkräfte um Ausſchiffung der zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
in der Stadt und ihrer nächſten Umgebung erforderlichen Truppenabtei— 
lungen erſuchen können. Im Falle eines Angriffs mit bewaffneter Hand 
ſollen die Geſandten Frankreichs und Spaniens, in Uebereinſtimmung 
handelnd, befugt ſein, die erwähnte Ausſchiffung ohne weiteres zu ver— 
langen, und ſollen demnächſt ihren Kollegen hierüber Rechenſchaft ablegen. 
Der Oberbefehl ſoll dem ranghöchſten Offizier und bei Gleichheit des Ranges 
dem älteren des einen oder anderen Landes zuſtehen. Dem Maghzen iſt 
ſofort vorzuſchlagen, unter dieſem unerläßlichen, aber rein vorübergehenden 
Schutzzuſtande die Polizeikorps ind Leben zu rufen. Die Landungsabtei— 
lungen ſollen jobald wie möglich wieder eingefehirtt werden, jpäteftens, jo- 
bald die Polizei imftande jein wird, in Wirkfamfeit zu treten. Die Amts— 
gewalt des Gouverneurs von Tanger joll aufrecht erhalten und der Sultan 
ſoll erjucht werden, die Ausübung der Gerichtöbarfeit jeines Vertreters in 
Tanger und Umgegend unter den früher dafür gültigen regelmäßigen Be- 
dingungen twiederherzuftellen. Nur die fcherifiiche Flagge joll auf den 
Gebäuden Tangers gehißt bleiben. Die beiden Regierungen, von dem 
Wunfche bejeelt, den Signatarmädhten der Algeeciras-Akte noch vor deren 
Ratififation jede Bürgjchaft dafür zu geben, daß fie fich bei der Durch— 
führung der ihnen zur Gemährleiftung der Sicherheit der Fremden in 
Marokko zuerfannten bejonderen Miffion dem Geifte der Afte gemäß ver- 
halten werden, legen Wert darauf, ihren Plan den Mächten von vorn- 
herein zur Kenntnis zu bringen, um jo den Charakter ihres eventuellen 
Vorgehens außer Zweifel zu ftellen.“ 


7. Dezember. Die Kammer genehmigt nach mehrtägiger 
Debatte den Rückkauf der Weltbahnen mit 364 gegen 187 Stimmen. 

7. Dezember. (Kammer.) Debatte und Regierungserklärung 
über Maroffo. 


Abg. Jaurès (Soz.) interpelliert über die Maroffopolitif und tadelt 
jede friegerifche Politik, auch eine Revandepolitif für 1870. Nach längerer 
Debatte erklärt Minifter des Auswärtigen Pichon: Der Status Marokkos 
ift in Algeciras durch eine Akte entichieden worden. Durch die Erflä- 
rungen meiner Vorgänger ift bereit3 die Tragweite der Algeciras-Afte 
dargelegt worden. Rouvier hat unjere Rechte ald große mujelmanijche 
Macht betont. Nedner vermweift auf die von Rouvier im Sahre 1905 in 
der Kammer abgegebenen Erklärungen. Léon Bourgeois hat am 12. April 
1906 das Einvernehmen von Algeciras feftgeftellt und dabei betont, er 
hätte nicht den Platz, der Frankreich und Spanien gebühre, von einer 
dritten Macht einnehmen laſſen fönnen. Die Sntereffenten Haben jich mit 
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dem bejchäftigt, was fie im bejonderen betraf; insbejondere haben fie die 
Bank von Maroffo organifiert, die jpäteftend zwei Monate nach der Rati- 
filation der Algeciras-Akte in Tätigkeit treten fol. Redner weift dann 
bezüglich der Organifation der Polizei auf die Entjcheidung der Konferenz 
Hin, nad der die Borzugsftellung Spaniens und Frankreichs anerkannt 
wird. Aus Tanger find uns böje Nachrichten zugegangen. Tanger ift in 
den Händen Raifulis, der abmecjelnd Gefangener des Maghzen und 
Straßenräuber ift. Er war ed, der Perdicaris gefangen jegen ließ. Geine 
Gerichtsbarkeit erftredt jich biß vor die Tore von Tanger. Unſere Lands- 
leute find bedroht. Im Juni wurde Charbonnier ermordet, ohne daß 
jeine Mörder ergriffen wären. Der Times-Korreipondent Harris ift letzt— 
Hin in jeiner Billa angegriffen worden, ebenjo find Seeleute des Galilee 
angegriffen worden. Admiral Campton hat mir telegraphiert, die Jeanne 
d'Arc jei von den Eingeborenen als Zieljcheibe benußt worden, und Kugeln 
hätten den Schiffskörper getroffen; unjere Algerier werden jchlecht behandelt, 
und unter der franzöfiichen und ſpaniſchen Bevölkerung, die 95 Prozent 
der ausländiichen Bevölkerung ausmachen, zirfulieren Petitionen. — Der 
Minifter verlieft hierauf die von dem diplomatischen Korps in Tanger an 
den Maghzen gerichtete Erklärung, die von den Vertretern der Mächte 
unterzeichnet ift. Dieje Erklärung proteftiert gegen die Gewalttaten und 
die Willfür Raijulis. Eine ſolche Lage konnte feine der beiden Mächte 
gleichgültig laſſen, die beauftragt find, gemeinjam die Polizei der Stadt 
% organilieren. Wenn aber die Ruheftörungen Rüdwirkungen im ganzen 

eiche haben würden und wenn Anarchie Herrichte, fünnte die Polizei 
nicht organifiert werden. Die Verhandlungen find nicht geheim geführt 
worden, da die Abjichten der beiden Regierungen Har, loyal und der 
Algecirad-Afte entiprechend waren. Die Verhandlungen führten zu der 
Entjendung von zwei Kriegsichiffen, die jegt von anderen erjegt werden. 
Die unjerm Botjchafter in Madrid erteilten Inſtruktionen bejagten, daß 
e3 in Anbetracht der Lage in Tanger und der Schwäche der Regierung 
unflug wäre, für den Fall, daß ein Gewaltftreich in Tanger verübt würde, 
eine franzöfiiche Aktion in Aussicht zu nehmen, die in vielem eine Ver— 
ftändigung abihmwächen würde. Diejes Einverftändni3 wurde abgeſchloſſen 
und allen Mächten mitgeteilt. Der Minifter verlieft dann das franzöfiich- 
ipanijche Einvernehmen und fügt Hinzu, diefe Note ſei nirgends auf Ein- 
mwendungen gejtoßen. Die beiden Regierungen würden zu nicht3 anderem 
ſich herbeilajjen, al® auch fich gegen die Gefahren der Anarchie zu jhügen. 
Die Regnault erteilten Inſtruktionen bejagen, nur in dringenden Fällen 
und nur im Falle einer abjoluten Notwendigkeit dürfte eine Intervention 
erfolgen. Die dem Gouverneur von Algerien und dem franzöfiichen Ver— 
treter in Maroffo erteilten Inſtruktionen müfjen gleich fein. Wir haben 
jo einen Beweis unferer Mäßigung gegeben, denn unfere Aftionsfreiheit 
war in Anbetracht des deutjch-franzöfischen Abkommens, das der Ulgeciras- 
Akte voranging, ein gerechtfertigteds. Troß der ſchlechten Nachrichten ließen 
wir bon unferer Mäßigung nicht ab. Der Minifter erinnert daran, daß 
am 20. November 1903 Jaurès eine ausgezeichnete Rede gehalten habe, 
in der er fih für eine friedliche Annäherung ausgeſprochen Hat. Er, 
Pichon, wolle feinen Vergleich zwijchen Tunefien und Marokko aufitellen. 
E3 jeien aber diejelben mujelmanijchen Bevölferungen, die einer guten 
Behandlung und Beweijen der Güte wohl zugänglich find. Die maroffa- 
niſchen Stämme find nicht Friegerifch gejinnt, jondern eher darauf bedacht, 
in Handelögejchäften hinreihenden Verdienft zu finden. Aber die Garantie 
zu Handelsgeſchäften iſt die Organijation der Polizei durch Frankreich und 
Spanien. Es ift für mich eine große Befriedigung, daß ich das Ein- 
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vernehmen mit diefer großen Nation zuftande gebracht habe, die unbeftreit- 
bare Rechte in Maroffo hat und deren Freundſchaft für uns wertvoll ift. 
Unſere äußere Politik wird fich nicht von den Wegen verdrängen lafjen, 
die die Negierung ſich vorgezeichnet hat, entjprechend ber Algecirasakte, 
die die Rechte der Freiheit anerkennt und ben Frieden garantiert. Ein 
Zweifel daran, dab wir den Frieden hüten wollen, ift nicht geftattet. 
Frankreich geht in Ruhe vor. Es fann feine Befürchtungen ermweden, denn 
es befürchtet jelbft nichts. Wir wollen nichts als einen Frieden in Würde, 
das Heißt, Frieden und Unabhängigkeit. Unfere Politik ift durch inter- 
nationale Abmachungen gebunden. Gie ftüßt fi) aber au auf Freund- 
ichaften, die von Wert für uns waren, als e3 ſich darum handelte, ein 
gutes Einvernehmen zu erzielen, und welche ein beſonderes Bedürfnis für 
unjere Politik find. (Lebhafter Beifall auf allen Bänfen.) 

Die Kammer genehmigt mit 457 gegen 56 Stimmen ein Ver— 
trauensbotum. 


8. Dezember. Papft und Trennungsgeſetz. 


Auf die Anfrage mehrerer Bijchöfe, ob die Geiftlichen die vom Ver— 
jammlungsgejeg vorgejchriebenen Anmeldungen abgeben jollen, erwidert der 
Papft, der Kultus jolle in den Kirchen nach dem 11. Dezember ohne jede 
Erklärung an die Behörden fortgejegt werden. Die Erzbiihöfe von Tou- 
louſe und Bordeaur, die die Anmeldung provijorifch geftattet Hatten, ziehen 
die Erlaubnis infolgedejlen zurüd. — Die radifalen und ſozialiſtiſchen 
Kreife ſehen diefe Entjcheidung als religiöje Kriegderflärung an. 


10. Dezember. Maßregeln gegen die Geiftlichen. 


Kultusminifter Briand richtet an die Präfeften ein Rundſchreiben, 
in welchem angeordnet wird, daß gegen Geiftliche und andere Veranftalter 
von fulturellen Zuſammenkünften, welche die gejeglich vorgejchriebene Er- 
Härung nicht abgegeben oder eine ungenügende Erklärung gemacht haben, 
bei der Staatsanwaltichaft Strafanzeige zu erftatten ift. Die Regierung 
rechne auf die Fejtigfeit und Wachfamfeit der Präfeften, damit dem Gejeße 
Achtung verjchafft werde. 

Suftizminifter Gudyot-Dejjaigne erläßt ein Rundjchreiben an die 
Staatsanwaltichaften, zu ihrer Kenntnis kommende Uebertretungen der auf 
die Ausübung des Kultus bezüglichen Beftimmungen unverzüglich zur Be- 
ftrafung zu bringen. Dieje Strafverfolgungen jollen unabhängig von der 
Verfolgung etwaiger Verbrechen oder Vergehen, die aus Anlaß von Fful- 
turellen Vereinigungen begangen werden jollten, durchgeführt werden. Der 
Minifter empfiehlt den Staatsanwälten, zu prüfen, ob es im Falle von 
—— ſolcher Beſchuldigten nicht angezeigt wäre, Berufung ein— 
zulegen. 


11. Dezember. Die Friſt für die Anmeldung der Kultvereine 
läuft ab. Katholiſche Kultvereine ſind nicht gebildet worden. Kultus— 
miniſter Briand charakteriſiert die Lage folgendermaßen: 

Die katholiſche Kirche, welche ein ſie begünſtigendes Geſetz abgelehnt 
hat, wird ſich eben dem gemeinen Rechte unterwerfen müſſen. Da der 
Artikel J des Trennungsgeſetzes erklärt, daß die Republik die freie Aus— 
übung der Kulte verbürge, — der iatholiſche Kultus wie jeder andere 
ausgeübt werden können. Der Pfarrer wird in der Kirche ſeine Meſſe 
leſen und predi gen fönnen, wie gewöhnlich; aber es wird ihm nur die 
Benugung der Kirche geitattet jein, während er, wenn ſich eine Kultus- 
vereinigung gebildet hätte, gewifjermaßen Eigentumsrecht gehabt hätte. 
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Der Pfarrer wird aljo die Kirche nur dank der Duldung des Staates oder 
der Gemeinde benugen können, während er es auf Grund eines durch Gejeg 
verbürgten Rechtes hätte tun können. Ebenjo wird das 400 Millionen Frank 
betragende firchliche Vermögen, welches den Kultusvereinigungen hätte zu— 
fallen können, unter Sequefter geftellt werden. Für die Gläubigen wird 
nichts, für die Geiftlichen aber alles geändert werden. 

11. Dezember. (Paris) Die Regierung weit den päpſt— 
lichen Gejchäftsträger aus und nimmt in der Nuntiatur Haus 
fuchung vor, um Material gegen Priefter zu finden, die des Wider- 
ftandes gegen die Staatsgewalt angeklagt find. 

14. Dezember. (Paris) Der Minifterrat bejchließt ein 
Geſetz zur Sicherung der Ausübung des katholiſchen Kultus. 

Der Entwurf ſpricht den Gemeinden, den Departement3 und dem 
Staat das fofortige Eigentumsrecht an Kirchen, Pfarrhäufern, bifchöflichen 
Palais und Seminargebäuden zu und ordnet die Ausübung des Gottes- 
dienſtes gemäß der neuen Form dur die Bereinigung der Gejege von 
1881 und 1906 mit der bejonderen Beftimmung, daß die Kirchen aud) 
fernerhin für den Gottesdienst zur Verfügung gejtellt bleiben jollen. Die 
Penfion wird denjenigen Prieftern entzogen werden, die Gottesdienſt halten, 
ohne da3 Geſetz anerkannt zu haben. 

Anſpruch auf Iebenslängliche Penfionen Haben 16278 Priefter, auf 
eine achtjährige Zulage 13031 und auf eine vierjährige 8991. Dieje beiden 
legten Kategorien find für Pfarrgeiftliche berechnet, die unter 25 Jahren 
im Amte gejtanden Haben. 

21. Dezember. Die Kammer genehmigt das Geſetz über die 
Ausübung ded Kultus mit 338 gegen 146 Stimmen. (Annahme 
im Senat nach zweitägiger Debatte am 29. Dezember mit 190 
gegen 100 Stimmen.) 

Ende Dezember. In Savoyen werden fieben Bürgermeifter 
abgejegt, weil fie die GSequeftration der Kirchen und Pfarreien 


durchzuführen verweigern. 


vi. 
Italien. 


30. Januar. (Deputiertenkammer.) Miniſterpräſident 
Fortis legt das Programm des neuen Kabinetts (1905 S. 233) vor. 


Das neue Kabinett bedeute keinen Wechſel in der bisherigen Rich— 
tung der allgemeinen Politik; dieſe Richtung ſei im Gegenteil durch die 
Kammerabſtimmung vom 17. Dezember v. J. beſtätigt worden. Die Ver— 
pflichtungen des alten Kabinetts gegenüber dem Parlament erkenne das 
neue deshalb als eigene Verpflichtungen an. Für die innere Politik ſtelle 
das Minifterium den Grundjag der Freiheit an die Spike. Die Richtung, 
die wir bei den internationalen Beziehungen verfolgen, ift ebenjo feſt wie 
fiher. Unſere auswärtige Politik in ihren allgemeinen Linien jteht über 
allen Parteifragen. Seinen Verbündeten getreu und jeine Freundichaften 
achtend, ftrebt Italien unter Beobachtung ftet3 untadeliger Loyalität gegen- 
über allen und im Bewußtfein feiner Pflichten und Rechte mit Erfolg nach 
der Aufrechterhaltung des Friedens, der mit Recht als höchſte und un— 
ihäßbare Wohltat angefehen wird. Gegenwärtig trägt e8 auch auf der 
bedeutungsvollen Konferenz in Algecirad zu dem Werfe der Berjöhnung 
bei, die auch die mehr indirekt interejfierten Mächte aufrichtig wünjchen. 
Was die Finanzlage angeht, jo können wir wegen neuer dringender, Durch 
die Entwidelung des Landes hervorgerufener Bedürfniffe nicht an eine 
bedeutende Steuerermäßigung denken, die zu einer Shwädhung führen würde. 
Wir müffen jede Verſchwendung Öffentlicher Gelder verhindern und Feine 
neuen Ausgaben machen, wenn fie nicht notwendig und unaufichiebbar 
find. Wir müffen für eine fortjchreitende Befjerung de3 Budget jorgen 
und den Kredit des Staates aufrechterhalten. Die Finanzlage und der 
Ertrag der Steuern find — ein Zeichen für die wachſende wirtjchaftliche 
Kraft des Landes — gut, aber man darf nicht vergefien, daß der Gtaatd- 
betrieb der Eifenbahnen neu geordnet werden muß. Mehrere Urjachen 
machen dies nötig, für die wir ficher nicht verantwortlich find. Er werde 
demnächft die endgültigen Abrechnungen mit den Eijenbahngejellichaften 
und ein Ablommen über da3 Net der Meridionalbahnen vorlegen. Hin- 
fichtlich der Ausgaben für militärische Zwede erinnert der Minifterpräfident 
daran, daß die Kammer im vergangenen Juni die Mittel bewilligt habe, 
um beftändig eine Streitmadht von faft gleihmäßiger Stärke unter den 
Waffen zu halten. Doc feien noch einige Wünfche im techniſcher Hinficht 
unerfüllt geblieben, die ſich hauptſächlich auf die Verteidigung und Die 
Einführung von Waffen bezögen, die der ftetige Fortſchritt der Kriegsfunft 
bedinge. Um den Militärdienft weniger drüdend zu geitalten, werde die 
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Regierung die zweijährige Dienftzeit gleichzeitig mit einer Erhöhung des 
Yadreötontingent3 vorſchlagen. Dank der im Juli bewilligten Erhöhung 
der Kredite für die Marine werde man zu einer Erweiterung des Flotten- 
programms jchreiten fönnen. 


1. Februar. (Deputiertenfammer.) Niederlage des Ka— 


binett3. 

Sn der Beiprechung des Regierungsprogramms greift Sonnino 
age die Regierung jcharf an, weil Vorjchläge für Hebung der Arbeiter- 
lafje fehlten. Abg. Giolitti (Linke) verteidigt die Regierung. Ein Ber- 
trauenspotum wird mit folgender Mehrheit verworfen: Für Fortis: 162 
Liberale, 26 Konjervative, 3 Radikale, zufammen 191 Minifterielle. Gegen 
Fortis: 63 Konjervative, 31 Sonninianer, 46 Liberale, 22 Demokraten, 
32 Radikale, 15 Republikaner, 20 Sozialiften, zufammen 229 Oppofitionelle. 

8. Februar. Bildung eines Kabinett3 Sonnino. 

E3 iſt folgendermaßen zujammengejegt: Sonnino: Vorſitz und 
Inneres, Graf Guicciardini: Aeußeres, Sachi: Juſtiz, Luzzatti: Schatz, 
Salanda: Finanzen, General Majnoni d'Intignano: Krieg, Admiral Mira- 
bello: Marine, Bojelli: Unterricht, Carmine: Deffentliche Arbeiten, Pan— 
tano: Landwirtjchaft, Alfredo Baccelli: Poſt und Telegraphen. — Die Partei- 
ftellung ift folgende: Rechte: Ruzzatti, Carmine. Zentrum: Sonnino, Bo- 
felli, Salandra. Linfe: Guicciardini, Baccelli. Aeußerſte Linke: Sacchi, 
Pantano. 

Februar. Die Regierung veröffentlicht ein Grünbuch über 
Makedonien, woraus hervorgeht, daß Ofterreich-Ungarn und Ruß— 
land den Anteil der anderen Mächte an der Neuordnung Staliens 
zu bejchränten juchten und daß insbeſondere Stalien die Beteili- 
gung der übrigen Großmächte vertrat. 

24. Februar. Der König ſchenkt dem internationalen Ader- 
bauinjtitut jährliche Einkünfte von 300000 Lire. 

25. Yebruar. (Florenz) Es konſtituiert ſich ein katho— 
liſcher Wahlverein, der alle katholiſchen Wahlvereine in Stalien 
miteinander verbinden will. 

4. März. (Oberitalien.) Der untere Teil der Orxrtjchaft 
Tavernola am Iſeoſee wird durch einen Bergjturz zerjtört. 

8. März. (Kammer.) Minifterpräfident Sonnino legt fein 
Programm. vor: 

Die Regierung fühle fich verpflichtet, ſchleunigſt umfaſſende Maß— 
nahmen zur Hebung der materiellen Wohlfahrt des Landes zu ergreifen. 
Die anormalen Zuftände, unter denen der Eifenbahndienft fich vollziehe, 
verlangten jchleunige Abhilfe. Die Regierung erachte den Rückkauf der 
Meridionalbahn für geboten; derſelbe jollte unter Abänderung einiger Be- 
ftimmungen der Konvention von 1905 erfolgen. Die Verhandlungen wegen 
des Rüdfaufes anderer Bahnen dauerten fort, und die Regierung ſei eifrig 
damit bejchäftigt, den Betrieb der Bahnen durch den Staat einzuführen, 
doch jolle dabei den einzelnen Bahnen der induftrielle Charakter des Unter- 
nehmen gewahrt bleiben. Auf Sizilien würden Ergänzungsbahnen gebaut 
werden müſſen. — Um den Kredit Staliens zu fejtigen, ift ein Finanz— 
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plan in Vorbereitung, der für zehn Jahre gültig fein fol. E3 find 
1300000000 Lire erforderlich für die Erweiterung der Bahnhöfe, die Ver- 
beiferung der Linien, des rollenden Materiald, den Bau neuer und die 
eek race beftehender Linien. Das Schatzamt wird zu dieſem 
Zwecke Eijenbagnzertififate ausftellen von dem Typ derjenigen, die jchon 
gute Aufnahme gefunden haben, doch will e3 für die nächfte Zukunft be- 
jondere Titres jhaffen, welche in 50 Jahren einlösbar find. Dieſe Titres 
werden von Sparfafjen gern genommen werden, und die Finanzoperation 
betreffend die 1300 Millionen wird nad und nach vor fich gehen, ohne 
das Gleichgewicht des Budget3 zu erjchüttern. — Die Maßregeln zugunften 
der Schwefelinduftrie auf Sizilien werden in loyaler Weile durchgeführt 
werden. In den füdlichen Provinzen und auf Sizilien und Sardinien 
foll die Grundfteuer auf 30 Prozent herabgejegt werden. Auch zugunften 
der Landleute, welche nicht Grundeigentümer find, jollen Maßregeln ge- 
ihaffen werden. Die Regierung wird ſich ferner die Hebung des Schul- 
unterricht3 in den füdlichen Provinzen angelegen jein laſſen und Hofft, 
durch alle dieſe Maßregeln die Auswanderung aus den jüdlichen Pro— 
vinzen einzujchränfen. ... Die auswärtige Bolitif wird in der Gejamt- 
tendenz fortgejeßt werden, die die Zuftimmung der großen Mehrheit des 
Landes Hat. Herzlich treu dem Dreibunde werden wir die Traditionen 
der Sntimität mit England und der aufrichtigen Freundichaft mit Frank— 
rei aufrechterhalten und eine Politik fortjegen, welche mit der Harmonie 
der internationalen Intereſſen bedacht ift und uns gejtattet, im Konzert 
der Völfer für die Eintradht und den Frieden zu wirken. In Algeciras 
bat Italien durd die patriotifche Tätigkeit Bisconti-Venoftad eine un— 
eigennügige Vermittelungsaktion durchgeführt, die ein Unterpfand unjerer 
Loyalität gegenüber unferen Bundesgenoſſen und gegenüber unjeren Freun— 
den ift, und die von allen denen mit Sympathie beurteilt werden muß, 
melde die Aufrechterhaltung guter Beziehungen unter den Staaten als 
das höchſte Gut betrachten. ... Für die joziale Gejeßgebung werden 
mehrere Vorlagen angekündigt, darunter ein Geſetz betreffend Arbeiter- 
verfiherung. Die Regierung beabfichtigt, den zur Zeit dringendften Be- 
dürfnifjen gerecht zu werden, aber innerhalb der durch die Lage des Bud- 
get3 gezogenen Grenzen, denn Das Gleichgewicht des Budget3 darf nicht 
geftört werden. Die Regierung wird für jet jede Frage außer adıt 
lafjen, deren Löjung zu einer Trennung unter den politiichen Faktoren 
führen könne. 


15. März. (Kammer.) Die Bureauwahlen fallen ungünjtig 
für die Regierung aus. 

16. März. (Kammer.) Schagminifter Luzzatti jagt über die 
Yinanzlage: 

Die Finanzlage Italiens jei zurzeit außerordentlich günſtig. Das 
diesjährige Budget werde mit einem Weberjhuß von etwa 60 Millionen 
Lire abſchließen. Man brauche aljo bei der Ausgeftaltung der Eijenbahn- 
verwaltung vor den durd die wirtjchaftlichen Bedürfniffe des Landes ge- 
botenen Aufwendungen nicht zurüdzujchreden. Die Verfehrsinterefen fönnten 
ausgiebige Berüdjichtigung finden. 

20. März. Ein Erdbeben und vulkaniſche Eruptionen richten 
auf der Inſel Uftica (nördlich Palermo) große Verheerungen an. 

März. April. Die meiften Zeitungen greifen Deutjchland 
wegen der Maroflofrage ſcharf an und werfen ihm vor, einen 
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Hafen im Mittelmeer erwerben zu wollen. &3 wird auch behauptet, 
daß Deutjchland eine Konferenz über Abeffinien berufen wolle, um 
die Nachfolge Menelils zu regeln. 

7. April bis 23. Mai. (Rom.) Tagung des 6. Weltpoft- 
kongreſſes. 

7. April. Die Kammer bewilligt einige Maßregeln zu— 
gunſten Kalabriens zur Hebung der durch das vorjährige Erdbeben 
geſchaffenen Notlage. 


April. Ausbruch des Veſuv. 


Am 4. beginnt der Ausbruch, der mit einigen Unterbrechungen bis 
Mitte des Monatis dauert. Verſchüttet werden Boscotrecaſe, Oliveto und 
mehrere andere Ortſchaften; in Neapel fällt ſtarker Aſchenregen. Mehrere 
zn Menſchen fommen um, viele Taufende find obdachlos. Das 
önigspaar bejucht die Unglüdsftätten (9. April). — Von allen Ländern 
-Jaufen Beileidsfundgebungen und Spenden ein. Es wird viel bemerft, 
daß vom deutſchen Kaiſer fein Beileidstelegramm eingegangen ift und daß 
die deutichen Spenden gering find. Mitte April überreicht der deutjche 
Botichafter den Ausdrud des Beileids des Kaiſers und der Nation. 


April. Preßftimmen über das Verhältnis zu Deutjchland, 
Öfterreich-Ungarn und Frankreich: 


„Gorriere della Serra”: „Man irrt nicht, wenn man in dem Tele- 
gramm Kaifer Wilhelms an Goluchowski eine der Kundgebungen gegen- 
über Italien erblidt, deren Reihe Kaifer Wilhelm einleitete, als er bei 
Loubets Ankunft plöglich feine italienische Reife unterbrach und in Deutjch- 
land dann eine drohende Rede hielt. Wir dürfen nicht übertreiben, aber 
uns auch feiner Täufhung Hingeben und und womöglich auf noch ernftere 
Rundgebungen gefaßt mahen. Das Telegramm, worin der Kaiſer Defter- 
reich jeine Gegendienfte in Ausficht ftellt, bezieht jich zweifellos auf das 
Adriatiiche Meer, da3 uns jo viele Sorgen macht. Es ift aljo Zeit, daß 
in Stalien Bolt und Regierung eingehend und ernftlih ihr Gewiſſen 
prüfen. Denn die Zufunftsausfichten find nicht rofig, und die Pflichten 
unferer verantwortlichen Staat3leiter wachjen ind ungemefjene.“ 

„Tribuna“: „Die Bedenklichkeit des in Berlin und Wien ange» 
ſchlagenen Tones jpringt in die Augen. Betroffen und voll Schmerz über 
die unerflärliche und ungerechtfertigte Sprache der Preſſe der beiden ver- 
bündeten Länder, müßten wir an da3 gegenwärtige Minifterium die Frage 
richten, was geſchehen ift und geichieht, unjere äußere Bolitif auf die Bahn 
zurüdzuführen, wo da3 Minifterium Giolitti-Tittoni fie gelafjen hatte.“ 

Abg. Barzileri im Parifer „Matin”: „Deutfchland läßt uns das 
Berbrechen unjeres Einvernehmend mit Frankreich und England büßen, 
indem e3 uns den amtlihen Ausdrud jeines Mitgefühld anläßlich des 
Bejuvausbruchs entzieht. Wir fönnen ung ohne ihn behelfen. Wenn Frank— 
reih, England und Rußland uns unbedingte Bürgichaften gegen Deutich- 
lands Berlangen nah Tripolis und gegen Defterreihg Drohungen in Al— 
banien und Makedonien zu bieten vermögen, ift nicht daran zu zweifeln, 
daß der Dreibund am 21. Juni 1908 zu beftehen aufhören wird.“ 

„Il Domani”: „Aus Abicheu hatten wir eigentlich) das freche Be— 
tragen der teutonifchen KRanaille, während das Unglüd den Süden Italiens 
von neuem Heimjucht, nicht brandmarfen wollen, um jo mehr uns gegen- 
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über der einfältigen offiziellen Beleidigung ... zahlreiche Kundgebungen 
der Solidarität jeitend des deutjchen Proletariat3 zugegangen find. .... 
Um die Wahrheit zu jagen, muß eingeftanden werden, daß Stalien das 
Erbarmen der Deutjchen nicht nötig hat, wir werden auch dieſes Mal die 
gewaltige Gegnerjchaft und das grenzenlofe Unglüd überwinden, ohne daß 
die hartherzigen und unäfthetiichen Herunterjchluder des Kaiferbieres an 
unjerem Schmerze Anteil nehmen.“ 

„Siornale d’Italia” glaubt an die Fortdauer ded Bundes: „Es 
genügt, über die Wirklichkeit und die wahren Tatjachen nachzudenken, um 
zu verjtehen, daß die angebliche Trübung der diplomatischen Beziehungen 
feinen Grund Hat zu beftehen und nicht beſteht.“ 

„Bopolo Romano“: „Wer Deutichland der Gleichgültigfeit zeiht, 
der hat feine deutjchen Zeitungen geleſen, die alle voll von Berichten aus 
Neapel oder von mifjenjchaftlihen Berichten und Beileidsfundgebungen 
find. In den Familien wird von nichts anderem gejprochen, als von dem 
ichredlihen Naturereignis. In vielen Kirchen wurde am Sarfreitag der 
Dbdadlofen und Unglüdlichen im Gebete gedacht.“ 


24. April. (Senat) Regierungserklärung über Algeciras 
und den Dreibund,. 


Sen. de Martino betont die Notwendigkeit de3 Dreibundes und 
fragt: Hat Italien auf der Konferenz von Ulgecirad eine Haltung an— 
genommen, die im Widerjpruch fteht zu der Politik, die ihm vorgezeichnet 
iſt durch ſeine Sonderabkommen mit befreundeten Mächten und durch Ver— 
träge mit verbündeten Mächten, beſonders mit Deutſchland? 

Minifter des Aeußern Guicciardini: Die Konferenz in Algeciras 
hat ihre Arbeiten zur Zufriedenheit aller beteiligten Mächte beendet. Im 
englifchen Oberhaus hat bereit3 Wer Unterftaatsjefretär des Aeußern ihr 
Ergebnis als ein günftiges Vorzeichen für den Fortichritt der Ziviliſation 
bezeichnet. Im deutjchen Reichstage hat Fürft Bülow jih in hohem Maße 
befriedigt darüber ausgejprochen und anerkannt, daß das Ergebnis gleich 
giftig für Deutichland wie für Franfreih ſei. In der franzöfiichen 

ammer Hat Minifter Bourgeois fich dahin ausgeſprochen, daß die Kon— 
ferenz den hohen Zielen, um deren Willen fie einberufen wurde, nämlid) 
der Einigung und dem Frieden, gerecht geworden jei. Ich beglüdwünjche 
mich dazu im Namen der Regierung und weiß, daß ich damit die ein- 
ftimmige Auffaffung und Gefinnung unfered Landes zum Ausdruck bringe. 
Der glüdliche Ausgang der Konferenz, der nüglih und ehrenhaft für die 
ganze Welt ift, ift ein neuer Beweis für den friedlichen Geift, der Die 

ätigfeit der internationalen Diplomatie bejeelt. Italien betrachtet diejen 
Geiſt nicht weniger als jede andere Nation als nüglich für das Wohl der 
Bevölkerung und trägt feinerjeits, wie e8 auch in Algeciras getan Hat, 
in weiteften und aufrichtigftem Maße bei. Die Stellung Italiens auf der 
Konferenz war bejonders delifat, denn die Konferenz jollte eine Streit- 
frage regeln zwijchen einer Macht, die unfer Verbündeter ift, und einer 
Macht, mit der wir gute Freundichaftsbeziehungen unterhalten und mit 
der wir feit einigen Sahren ein Sonderabfommen über die das Mittel- 
meer betreffenden afritanischen Fragen abgejchlofjen haben. Unjere Tätig- 
feit in Algeciras fonnte deshalb nur eine Aktion der Verſöhnung und 
Vermittelung jein. Bevor die Konferenz ihre Arbeiten begonnen hatte, 
brachte die italienische Regierung das zur Kenntnis der beteiligten Mächte. 
Unfere Aktion war in der Tat ein Werf der Verſöhnung und Vermittlung, 
und der Zweck wurde völlig erreicht, denn feine Macht Hat unter Ber- 
minderung ihrer materiellen Intereſſen oder ihres moralifhen Anjehens 
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die Konferenz verlafjen, und ein neues glüdliche® Blatt des Friedens 
wurde für Europa und die Bipilifation gefchrieben. Ich weiſe auf die ge- 
rechten Worte der Anerkennung Hin, die in anderen Parlamenten den 
Vertretern der Nationen gewidmet worden find. Stalien muß bejondere 
Dankbarkeit gegenüber Visconti-Benofta empfinden, der, ein Berater und 
Dolmetſch des Gedanken? der Negierung, mit Erfenntnid der Schwierig- 
feiten und mit Harem Blid für den zur Erreihung des gewünjchten Zieles 
einzufchlagenden Weg einen zweifachen Dienſt dem Lande, dejjen Vertreter 
er war, und der Sache der internationalen Einigung erwiejen hat. — Die 
Richtung, die wir in der internationalen Politik befolgen, iſt Diejelbe, 
welche in ihren Hauptzielen mehrere Male die Zuftimmung und Billigung 
des Landes gefunden hat, und welche der Minifterpräfident in jeiner Er- 
Härung vom 8. März in folgenden Worten zujammenfaßte: „In herzlicher 
Treue zum Dreibunde werden wir die traditionellen innigen Beziehungen 
zu England und die aufrichtige Freundichaft mit Frankreich aufrecht er- 
halten, zudem wir die Politik fortjegen, die darin befteht, in dem Konzert 
der Völker die Rolle der Eintracht und des Friedens zu fpielen. Es gibt 
feine neue internationale Lage, e3 gibt feinen Grund, der dazu raten 
fönnte, diefe Richtung zu ändern, die nicht nur unjeren nationalen Inter— 
eſſen nüglich ift, jondern auch dem Gleichgewicht und der Ruhe Europas.“ 
— Das Schaufpiel unferer auswärtigen Bolitif ift der Friede, ber die 
Bedingung für die Sicherheit und die Entwidlung Italiens bildet. Dieje 
Bedingungen find befannt und haben viele Male die Zuftimmung des 
Parlaments und des Auslandes gefunden. Ich begnüge mich infolgedefjen 
damit, daran zu erinnern, daß es für Stalien unumgänglich notwendig ift, 
daß der status quo auf dem Balfan gewahrt bleibe und daß dort feine 
Aenderung zu unferem Nachteile eintritt, beſonders nicht in dem Zeil, der 
für das Gleichgewicht am Adriatiſchen Meere von Intereſſe ift; ebenjo iſt 
es unerläßlih, daß unfere Snterefjen in Afrifa in wirkfjamer Weije ge- 
wahrt werden, bejonder3 hinfichtlich defjen, was ſich auf die Lage Italiens 
im Mittelländifchen Meere bezieht. E3 ift gewiß, daß dieje Intereſſen, 
die von jo mwejentlicher Bedeutung für die Sicherheit und für die Zukunft 
unjeres Landes find, in einer Politif ihre Verteidigung finden, die als 
Grundlage den Dreibund Hat. Dieje Politik war für ein Bierteljahr- 
hundert eine fichere Grundlage für die Ruhe Europas. Gie hat nicht 
verhindert und Hat jogar in gewiſſer Beziehung es den drei Verbündeten 
erleichtert, mit anderen Mächten bejondere Uebereinfommen zu treffen, die 
ein Syſtem gegenſeitiger Verpflichtungen gejchaffen haben, durch das ein 
Streit ausgeichlofjen ıft, und das in der Sache des Friedens eine neue 
Bürgſchaft bildet. Was insbejondere Italien betrifft, jo ift der Dreibund 
eine Garantie für unfere Interefjen auf dem Balkan. In der Tat fichert 
uns, was Makedonien betrifft, der Dreibund, wie ſchon mein Vorgänger, 
Herr Tittoni, in der Kammer erflärt hat, gegen jede ohne uns vorge- 
nommene Aenderung, und was Albanien angeht, jo bietet ung ein Sonder- 
abkommen mit Defterreih- Ungarn, das ein Zujfaß zu den Bündnisverträgen 
ift, eine Sicherheit gegen Aenderungen, die das Gleichgewicht an der Adria 
berühren würden. Dieje Bolitif war im gleihen Maße für unfere Jnter- 
eſſen im Mittelmeer von Borteil, die eine vollftändige Dedung in dem 
Ablommen mit Frankreich und der Berftändigung mit England gefunden 
hat. Dieje Politik findet mithin ihre volle Berechtigung in unferen wejent- 
lichſten Intereſſen. Die Zweifel, die aufgetaucht find, um zu unterftellen, 
daß dieje Politik jet abgeichwächt fei, find unbegründet. Tatſächlich find 
unjere Beziehungen zu Oeſterreich-Ungarn jehr herzlich, wie das gegen- 
jeitige Vertrauen beweift, das die Beziehungen zwijchen den Regierungen 
Europäifher Gejhichtöfalender. XLVII. 22 
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in Rom und Wien bejeelt. — Bezüglich Englands erinnert der Minifter 
daran, dab Stalien, als vor einer Reihe von Jahren die eriten Berhand- 
lungen zu dem Bündnis mit den Zentralmächten eingeleitet wurden, Sorge 
getragen habe, die alten, unveränderten Beziehungen zu England zu be= 
tonen, auf die es nicht würde verzichten können. Die beiden Kaiſerreiche 
hätten die Bedeutung und den Wert diejer loyalen Erklärung anerkannt, 
indem fie zugaben, daß joldhe Beziehungen wohl vereinbar mit dem Bei- 
tritt Jtaliens zum Bündnis jeien; aud Lord Figmaurice habe kürzlich im 
Haufe der Lords erklärt, daß die Tatjache, in guten Beziehungen mit einer 
Macht zu jtehen, es nicht notwendig mache, daß man zu einer anderen 
Macht in jchlechten Beziehungen ftehe. Im vergangenen Dezember habe 
Fürſt Bülow lebhaft gegen die Behauptung der Möglichkeit von Reibungen 
zwiichen Deutichland und Großbritannien proteftiert. Hieraus jchöpfe er 
da3 Vertrauen, daß die traditionellen Beziehungen Italiens zu England 
auch für die Zukunft wie es in der Vergangenheit gemejen jei, ein Element 
des guten Einvernehmens unter den Nationen jein werde. Auch hat die 
Politif, die zur Grundlage den Dreibund hat, die alle unjere Intereſſen 
in den Balfanftaaten und im Mittelmeer wahrt und welche die intimen 
Beziehungen aufrecht erhält, nicht die gewünjchten Annäherungen ver- 
hindert und bleibt ein feiter Grundpfeiler des europäifchen Friedens. Der 
Wille der Völker und die Tätigkeit der Diplomatie arbeiten gemeinjam 
daran, die Streitpunfte auf der Grundlage der gegenjeitigen Anerkennung 
und der berechtigten internationalen Interefien zu löſen. Die Politik, die 
von dem Beitreben nad einem gerechten Ausgleich erfüllt ift, bildet die 
unerläßlihe Bedingung für die mwirtichaftlihe Entwidlung und für die 
Zivilifation der Völker. Seien Sie überzeugt, daß Italien zu diejer Politik 
mit dem Bemwußtjein feiner Pflichten und feiner Rechte beiträgt. (Leb— 
hafter Beifall.) 

De Martino erflärt ſich Hierauf ſehr befriedigt und dankt dem 
Minifter. 

28. April. (Mailand.) In Gegenwart des Königspaares 
wird die internationale Ausftellung für Verkehrsweſen eröffnet. 

7. Mai. (Kammer) Marineminijter Mirabello erwidert 
auf eine Interpellation, die italienijche Flotte jtehe feiner anderen 
in Material und Bewaffnung nad). 

Mai. (Generalaudjtand.) 


In Turin ftreifen die Tertilarbeiter, um Verkürzung der Arbeits- 
zeit zu erlangen, aus mmenftößen ſchließen fi verwandte Gewerbe an. 
Da e3 zu heftigen Zuſammenſtößen mit der Polizei fommt, wird für einen 
Generaljtreit agitiert und in einigen Städten, wie Mailand, Rom, Bo- 
logna, verjucht (10. Mai). Der Streik hört am folgenden Tage ergebnis- 
los auf. Zahlreiche Ausjtändige werden wegen Ausjchreitungen angeflagt. 


10. Mai. (Kammer.) Debatte über den Ausſtand. 


Auf mehrere Anfragen über die Ausftände jeit Mitte April erwidert 
Minifterpräfident Sonnino: Die Unruhen in Calimera Hätten ihren Ur- 
Iprung nicht in einem Konflikt zwiſchen Kapital und Arbeit gehabt, jon- 
bern fie jeien durch die dortige Bevölferung verjhuldet worden und hätten 
dann die Exzeſſe in Turin und Bologna nad) fi) gezogen, obwohl der 
Präfekt von Turin fih alle Mühe gegeben habe, fie zu verhindern und 
eine Verftändigung herbeizuführen. Redner beklagt die politiiche Agitation, 
vermittelö derer eine einzelne Partei verjuche, ſich zur Herrin der poli— 
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tiſchen Anſchauung der Arbeiterflaffe zu machen. Er geht jodann auf die 

eftrigen und heutigen Vorfälle in Bologna ein, wobei er unter lebhaften 
Beifall der Mehrheit der armeefreundlichen Kundgebungen gedachte, die 
bei der Verhaftung erzedierender Ausftändiger durch Angehörige der be— 
waffneten Macht von der Bevölferung jpontan veranftaltet wurden. Der 
Minifterpräfident erklärt unter erneutem Beifall, daß Gemalttätigfeiten 
nicht geduldet werden könnten, gleichviel von welcher Seite fie fämen. Es 
jei beflagenswert, daß die Arbeitermafjen zu Unruhen aufgereizt würden. 
Die Aufwiegler trügen die volle Verantwortung für die Folgen ihres 
Treibens. Die einzig mögliche Abhilfe jehe er in der Erziehung der Volks— 
mafjfen zum Ordnungs- und Pflichtgefühl. Die Regierung werde ihre 
Pflicht jedenfall erfüllen und nötigenfall3® auch mit Strenge die öffent- 
liche Ordnung aufreht erhalten. Sie werde die Schuldigen ohne Zögern 
verhaften lajjen und zähle bei diefem Vorgehen auf die moraliiche Unter- 
ftügung der Kammer und des Landes. (Beifall.) — Abg. Bifjolati (Soz.) 
tadelt da3 Borgehen der Polizeibeamten in Turin. Dieje Beamten und 
nicht die Arbeiter hätten verhaftet werden müſſen. Die jozialiftiiche Gruppe 
der Kammer habe vom Generalausftand abgeraten; nun, wo derjelbe gegen 
ihren Rat doch ausgebrochen fei, habe jie zur Verhinderung von Aus— 
jchreitungen einen Gejegentwurf eingebradht, der die Heranziehung von 
Truppen bei den Kämpfen zwijchen Arbeitgebern und Arbeitern unter- 
jagen und jo die Megeleien unter den Arbeitern verhindern ſolle. Sie 
verlange die fofortige Beratung dieſes Gejegentwurfes. Die jozialiftiiche 
Gruppe werde jedes gejegliche Mittel anwenden, um ihr Ziel zu erreichen. 
Wenn fie eine Niederlage erleide, werde fie darüber Beſchluß faſſen, ob es 
angezeigt jei, daß fie weiter in der Sammer bleibe. 

Die Kammer Iehnt den Antrag der Sozialiften ab. 

11.12. Mai. (Kammer) Mandatsniederlegung von So— 
zialiften. 

Der Präfident verlieft ein Schreiben von fozialiftiichen Abgeord- 
neten, die darin die Niederlegung ihrer Mandate ankündigen: 1. wegen 
der Turiner Vorfälle, 2. wegen der gejtrigen Abjtimmung, in der die 
Kammer ihren Antrag auf Richtverwendung von Militär bei Streitunruhen 
behufs Verhinderung von „Arbeitermafjacres” abgelehnt habe, und 3. wegen 
Abweijung des Antrages betreffend die Arbeiterinjpeftion. Minifterpräfident 
Sonnino fordert die Kammer auf, die Mandatsniederlegung abzulehnen. 
Das Borgehen der jozialiftiichen Deputierten, das dazu beitragen könne, 
die Bewegung zu unterjtügen, jei ein ſchwerer öfonomijcher und moralijcher 
Schaden. — Die Kammer lehnt die Mandatsniederlegung ab. — Da die 
Abgeordneten auf ihrem Austritt beftehen, genehmigt die Kammer die 
Niederlegung (12. Mai). 


17. Mai. (Kammer) Südbahnfrage. Niederlage des Ka— 


binett3. Demijfion. 

Minifterpräfident Sonnino fordert, daß die Kammer am 28. mit 
der Beratung der Südbahn beginne. Abg. Majorana empfiehlt, für die 
Beendigung der Arbeiten der mit der Prüfung des Südbahnentwurfs be- 
auftragten Kommifjion feinen Termin feftzujegen, damit deren Arbeiten 
ungeftört vor fich gehen könnten. — Die Regierung beharrt auf ihrem 
Antrag, um jchleunigft Klarheit und Drdnung jchaffen zu können. Troß- 
dem wird mit 179 gegen 152 Stimmen bei 40 Stimmenthaltungen be- 
ichlofien, feinen Termin für die Vorlegung des Kommifjionsberichts feit- 
zujegen. — Infolgedeſſen tritt das Kabinett Sonnino zurüd. 

22* 
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25. Mai. In Reggio in Kalabrien werden bei einem Zu— 
jammenftoße zwijchen Landleuten und KHarabinieri mehrere Tumul- 
tuanten getötet oder verwundet. 

29. Mai. Folgendes Minifterium wird gebildet: Präfidium 
und Inneres Giolitti, Auswärtiges Tittoni, Juſtiz Gallo, Schaf 
Majorana, Finanzen Maffimini, Krieg Generalleutnant Vigano, 
Marine Admiral Mirabello, Unterricht Fufinato, Öffentliche Arbeiten 
Gianturco, Aderbau Cocco-Ortu, Poſt Schanzer. 

Anfang Juni. (Trapani.) Wegen der Berurteilung des 
früheren Kultusminiſters Nafi, der wegen Unterjchlagungen an— 
geklagt war, brechen in feiner Vaterftadt Trapani ſchwere Unord= 
nungen aus. Königsbüjten, Staatswappen u. dgl. werden zer= 
trümmert, die franzöſiſche Flagge gehißt. 

3. uni. Bei der durch die Mandatsniederlegung der Sozia= 
liften notwendig gewordenen 24 Neuwahlen verlieren die Sozialiften 
drei Sitze. 

12. Juni. (Kammer.) Programmrede Giolittis. Vertrauens 
votum. 

Minifterpräfident Giolitti äußert zunächit den Wunſch, daß die 
Sammer vor den Ferien noch eine Reihe von Gejegentwürfen in Beratung 
iehen möge, jpeziell diejenigen betreffend die Maßnahmen zugunften der 
—32* use an denen die Regierung noch mehrere Berbejjerungen 
vorzunehmen gedenfe; ferner die Vorlagen betreffend den Betrieb Der 
Staat3eijenbahnen und den Bau von Anſchlußbahnen auf Sizilien; endlich 
die Vorichläge zugunften der fizilianischen Schwefelinduftrie und den Be— 
richt betreffend die Zuftände in der Marine. Zu dem legten Punkte werde 
der Marineminifter ſechs Gejegentwürfe einbringen, in denen die Wünjche 
der Unterjuhungsfommilfion Berüdfihtigung finden follen. Bezüglich der 
Konvention betreffend den Ankauf der Meridionalbahnen jei eine Ber- 
längerung der Friſt um ſechs Monate vereinbart worden; er bitte aber 
nichtsdeſtoweniger die Kommiffion, möglichjt bald den Bericht fertigzuftellen. 
Er werde jofort eine Gejeßesvorlage zugunften der durch den Ausbruch 
des Veſuv Gejchädigten einbringen. Eine weitere Vorlage joll die Regie- 
rung ermächtigen, durd einen Erlaß für die Schaffung einer Arbeits- 
injpeftion, durch welche die Regierung ihre in dem Abkommen mit Franf- 
reich eingegangene Verpflichtung einlöjen werde, Sorge zu tragen. Bur 
Unterfuhung der Behebung der wirtjchaftlichen Mißſtände, die durch Die 
Unruhen in legter Zeit befonder3 in den jüdlichen Provinzen und in Sar— 
dinien zutage getreten find, jeien zwei parlamentarijhe Unterfuchungs- 
kommiſſionen nötig: die eine müſſe die Lage der Bauern in den Süd— 
provinzen und in Gizilien bejonderd Hinfichtlih der Tandwirtichaftlichen 
Kontrafte feititellen, die andere jolle die Verhältniffe in Sardinien und 
bejonder3 die der Bergarbeiter unterfuchen. Die Regierung jei bei all 
ihrem Vorgehen bei den gejeßgeberifchen Reformen beftändig vor allem 
auf die Beſſerung der Lage der arbeitenden Klafje bedacht. Sie werde die 
nationale Arbeit fördern durch die Verbefjerung der Verkehrsmittel, durch 
Erleichterung der Ausfuhr, durch eine rajche Vervollitändigung des Wege- 
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neße3, durch eine wirfjame Organifierung des Eijenbahnneges, durd eine 
günftige Geftaltung des Schiffsverkehrs und durd) Verbefferung des Volks— 
unterricht3 ſowie des höheren technifchen Unterrichts. Ferner müßten die 
Arbeitbedingungen verbeſſert und der Lebensunterhalt weniger koftipielig 
gemacht werden. Die Regierung werde ſich bemühen, den bereit3 beftehen- 
den Gejegen Reſpekt zu verichaffen und werde entichlofien ihre Reform- 
tätigfeit verfolgen. Drei Bedingungen jeien für den rafchen Fortichritt 
auf dem Reformmege unumgänglich nötig: Friede nach außen Hin, Ord— 
nung im Innern und feitgefügte Finanzen. Der Friede ift ung glüdlicher- 
weife durch Bündnifje gefichert, denen wir entjchloffen treu bleiben werden, 
ſowie durch herzliche Freundichaft, die und mit allen Mächten verbindet, 
in3bejondere mit denjenigen, mit denen unjere Beziehungen häufiger und 
traditioneller find. Im Innern werden wir die Ordnung mit ftrenger 
Achtung vor dem Gejeg und allen Bolfäfreiheiten mit großer Unpartei- 
Iichkeit im Kampfe zwiſchen Kapital und Arbeit aufrecht erhalten. Die 
Finanzlage ift vortrefflic, aber e3 ift die größte Sorgfalt nötig, um das 
Budget fejtgefügt zu erhalten. Die große liberale Partei wird fi um 
das von mir dargelegte Programm janımeln Fönnen, das von freiheitlichem 
Geifte und von der aufrichtigiten Liebe zu den arbeitenden Klaſſen erfüllt 
ift. Ich bitte die Kammer, klar auszujpredhen, ob das Kabinett auf das 
erforderliche Vertrauen de3 Parlaments zählen fann. 

Die Kammer fpricht mit 262 gegen 98 Stimmen ihr Vertrauen aus. 


28. Juni. Die Sammer genehmigt mit 218 gegen 35 Stim= 
men den Gejegentwurf zugunjten der Südprovinzen. 


29. Juni. Konverfion der fünfprogentigen Rente. 


In der Kammer erklärt Minifterpräfident Giolitti bei Einbringung 
der Konverfionsvorlage, e3 ſei alles vorbereitet zur Durchführung dieſes 
bedeutenden Unternehmens; dann fügt er Hinzu, zur ficheren Verhinderung 
von Börjenjpefulationen und von Verfuchen, den Staatöfredit zu jchädigen, 
jei ed notwendig, daß die Kammer noch am heutigen Tage über den Ent— 
wurf enticheide. Auch der Senat jei heute einberufen, um ebenfalld jofort 
über das Geſetz abftimmen zu können. (Beifall.) — Auf weiteren Antrag 
Giolittis ernennt der PBräfident einen Ausſchuß, der den Entwurf prüfen 
und der Kammer darüber berichten joll. Im weiteren Verlaufe der Sigung 
erftattet Quzzatti namens Ddiejer Kommiljion den Bericht und empfiehlt 
die Annahme der Vorlage. Er erklärt, dieje ftelle ein bewundernswertes 
Beijpiel der Kontinuität der Regierung und der Eintracht der Parteien, 
wo die großen Intereſſen des VBaterlandes in Frage fommen, dar. Danad) 
nimmt das Haus in geheimer Abjtimmung mit 264 gegen 11 Stimmen 
die Borlage im ganzen an. — Der Senat genehmigt fie mit 74 gegen 
3 Stimmen. 

Der erſte Artifel des Geſetzes lautet: Der Schagminifter wird er- 
mädhtigt, die Titres der Fonjolidierten zu fünf Prozent brutto verzind- 
lichen Rente und der konſolidierten zu vier Prozent netto verzinslichen 
Rente, die im großen Buch der öffentlichen Schuld eingetragen find, ein- 
zulöjen und dabei den Inhabern die Einlöjung zu je 100 Lire anzubieten 
oder die Zahlung des ganzen Koupons von zwei Lire für das zweite Semefter 
1906, jowie de3 am 1. Januar 1907 fälligen Koupons bei Eintaujch der 
gegenwärtigen fünfprozentigen Brutto» und der der vierprozentigen Netto- 
Rente gegen Stüde der neuen Art, deren Zinſen in jedem Semejter zahl- 
bar find. Diefe neuen Titres haben Koupons, deren Fälligkeit mit dem 
1. Juli 1907 eintritt und die bis zum 1. Januar 1912 laufen bei einem 
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Binsfag von 3,75 Prozent, frei von jeder gegenwärtigen oder fünftigen 
Steuer, und ſodann Koupons, die vom 1. Zuli 1912 an laufen bei einem 
Zinsſatz von 3,50 Prozent, gleichfall3 frei von jeder gegenwärtigen oder 
fünftigen Steuer. Die neuen zu der gegenwärtigen SKonverfion aus— 
gegebenen Titres dürfen bis Ende 1920 nicht in eine andere Rente mit 
niedrigerem Zinsſatz fonvertiert werden. 

4. Juli. Die Kammer jpricht nach dem Bericht der Marine 
unterfuhungsfommiffion der Marineverwaltung mit großer Mehr— 
beit ihr Vertrauen aus. Im Bericht find Veruntreuungen fejt- 
gejtellt worden. 

7. Juli. (Kammer) Mitteilung über die Konverfion. 

Schatminifter Majorana erklärt in Erwiderung einer Anfrage, 
er werde den Hauptbericht über das Ergebnis der Rentenfonverfion bei 
Wiederaufnahme der Arbeiten der Kammer vorlegen. Er jei indefjen 
glüclich mitteilen zu können, nachdem heute die Frift für die Rüdzahlungs- 
forderungen abgelaufen jei, daß von acht Milliarden und 100 Millionen 
Kapital nur Rüdzahlungen von ungefähr 1700000 Lire Kapital in Stalien 
und von ungefähr zwei Millionen Lire Kapital im Auslande verlangt 
worden jeien. In der Summe der in Stalien verlangten Rüdzahlungen 
jei indefjen eine Million einbegriffen, die einem Fremden gehöre, jo daß 
italienifche Inhaber italienischer Rente nur die Rüdzahlung von 700000 Lire 
verlangt hätten. Er ſei auch glüdlidy mitteilen zu können, daß an den 
beiden wichtigſten Märkten für die italienische Rente, Paris und Berlin, 
feine Rüdzahlung verlangt worden jei. Der italieniihe Scha habe die 
große Finanzoperation ganz aus eigener Kraft übernommen. Der Schag 
habe fich für alle Eventualitäten die Unterftügung zweier mächtiger Finanz 
iyndifate gejichert, an deren Spike das Haus Rothſchild und die Banca 
d'Italia ftänden. Aber dieje Unterftügung müſſe lediglich al3 eine mora— 
liiche betrachtet werden, wie es auch die äußerft Heine Ziffer der geforderten 
Nüdzahlungen beweije. 

Mitte September. In Nordfizilien werden mehrere Ort- 

ichaften durch Erdbeben zerjtört. 
2 September. In der Preffe werden jcharfe Angriffe gegen 
Djterreich-Ungarn wegen angeblicher maritimer Bedrohungen und 
Mighandlungen der Staliener in Zara und Fiume erhoben. Der 
„Popolo Romano” tadelt die Hebe (3. Oftober). 

7. DOftober. (Rom.) Auf dem fozialdemokratifchen Partei- 
tag fiegt nach lebhaften Debatten die gemäßigte Richtung, die den 
Abgeordneten die Unterjtüßung eines bürgerlichen Miniſteriums 
gejtattet. Bei Streiks jollen Provozierungen des Militärd unter- 
bleiben. 

18. Dftober. (Rom.) Der deutjche Staatsfefretär des Aus- 
wärtigen dv. Tichirichky und Bögendorff konferiert mit dem Minifter 
des Auswärtigen. 

24.26. November. (Rom.) Der König von Griechenland 
bejucht den König und den Papft. 
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4. Dezember. (Kammer) Schatzminiſter Majorana gibt 
ein Yinanzerpofe: 

Danach weiſt da3 Rechnungsjahr 1905/06 ftatt des vorgejehenen 
Ueberſchuſſes von 10 Millionen einen jolden von 63 Millionen auf und 
zwar, nachdem aus den effektiven Einnahmen noch für die Eijenbahnen 
Ausgaben im Betrage von über 14 Millionen geleiftet, für Amortifierung 
der Schuld 8 Millionen und für Befeitigung der durch die Erdbeben in 
Calabrien und den Ausbruch des Veſuvs angerichteten Schäden 36 Mil- 
lionen aufgewendet worden waren. Die Erhöhung des Ueberichufjes um 
53 Millionen jei außer den durch die Verwaltung erzielten Erjparnifien 
im Betrage von 15 Millionen der überaus günftigen Entwidlung der Ein- 
nahmen zu danfen. Für das Rechnungsjahr 1906/07, das da3 erfte jei, 
dem die Vorteile der Nentenfonverfion zugute fommen, dürfe auf einen 
Ueberihuß von 30 Millionen gerechnet werden. In den Boranichlägen 
für das Rechnungsjahr 1907/08 ift auf die Erhöhung der Ausgaben, die 
ſich au3 den von der Regierung vorgejchlagenen Maßregeln ergeben werden, 
Rüdficht genommen worden. Die Voranjchläge für 1907/08 ſchließen mit 
einem Meberfhuß von 17 Millionen Lire ab. Da die Voranjchläge aber 
mit der größten VBorficht aufgejtellt worden find, darf ſchon jegt die Anficht 
ausgeiprochen werden, daß der Ueberſchuß des Rechnungsjahres 1907/08 
ficherlih nicht unter 20 Millionen Lire betragen wird. Eine jo günftige 
Lage gibt der Regierung Anlaß, ihre Sorgfalt vor allem den öffentlichen 
Dienften zuzumwenden. Zu diefem Zwecke find in dem Budget für 1907/08 
bejonder3 die Summen für die Univerfitäten, für italienische Schulen im 
Auslande, für Aderbau, für den Poft-, Telegraphen- und Telephondienft 
u. ſ. w. erhöht worden. Maßregeln wirtjchaftlichen und fozialen Charakters 
werden durch Gejegentwürfe vorgejchlagen werden. Für die öffentlichen 
Dienfte find außer den Aufwendungen aus den ordentlihen Einnahmen 
auch folhe aus auferordentlihen Einnahmen nötig. Da die Regierung 
von der Aufnahme irgend einer Anleihe nicht3 wiſſen will, beabjichtigt fie, 
dieje Aufwendungen bis zum Betrage von 60 Millionen aus dem zu Ende 
des Rechnungsjahres 1905/06 feftgeitellten Ueberſchuſſe zu deden. Es 
braucht nicht befürchtet zu werden, daß durd) die Entnahme von 60 Mil- 
lionen Lire aus der Schagfafje dieſe Kafje in eine jchwierige Lage gebracht 
wird. Für die Eifenbahnen wird die Regierung auf den Kredit zurück— 
greifen, aber nur für außerordentliche Bedürfnifje. Der Amortifationsdienft 
joll wie eine Vermwaltungsausgabe der Eijenbahnen behandelt werden, 
Ein Gejegentwurf wird zu diejem Zwecke die Ermächtigung zur Veraus- 
gabung von 610 Millionen Lire verlangen, die zujammen mit den 300 
Millionen, deren Verausgabung bereit3 genehmigt ift, eine Summe von 
910 Millionen Lire ergibt, die bis 1910/11 für die Verbeſſerung des 
Eiienbahndienfte3 zu verwenden find. In dem Gejeßentwurf wird vor- 
geichlagen, diefje Summe durch die Ausgabe von Bertififaten zu bejchaffen, 
die mit 3,5 Prozent anftatt 3,65 Prozent verzinslih, auf den Namen 
lautend und in 40 Jahren rüdzahlbar jein follen. Die Kreditverhältnijie 
Staliens feien, wie ed das glüdliche Ergebnis der großen Konverjiong- 
operation erweije, ausgezeichnet. Die Hinterlegungsfafje würde zum Be— 
weis der guten Kreditverhältniffe im nächften Jahre die Zinjen für die 
Anleihen, welche an Gemeinden und Provinzen gewährt worden jeien, von 
4,25 Prozent auf 4 Prozent herabjegen, was für viele Gemeinden, die jid) 
in jchwieriger Zage befinden, eine Erleichterung bedeuten werde. Die Re— 
gierung beabfichtige, auch no andere Maßnahmen zum Beſten der Ge- 
meinden und Provinzen zu treffen. Einen Hauptprogrammpunft der Re— 
gierung bilde die Herabjegung der drüdendften Steuern. 
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7. Dezember. (Kammer.) Minifter der öffentlichen Arbeiten 
Gianturco ſchildert die Eifenbahnen, die durch den zwanzigjährigen 
Privatbetrieb gelitten hätten. Für Wagenbeichaffung und andere 
Bedürfniffe müßten in vier Jahren 900 Millionen aufgewendet 
werden. 

Mitte Dezember. In Rom und anderen Städten gibt es 
antiklerifale Demonftrationen aus Anlaß des franzöfiichen Kon— 
flitte8 mit der Kurie. — Am 28. demonjtrieren 27 Tatholijche 
Vereine in Rom dagegen. 

15.18. Dezember. (Kammer.) Tittoni über die auswär- 
tigen Beziehungen. 

Abg. Artom billigt die Dreibundspolitit und wünſcht namentlich 
Pflege der Beziehungen zu Defterreich-Ungarn. Abg. Santini bedauert, 
daß Tripolis für Italien wertlos geworden ſei, da England und Frank— 
reich ſich das Hinterland geteilt hätten. Abg. Bijjolati: Der Dreibund 
jei ein unnützes Band für Italien und jeße es der Gefahr eines Konfliktes 
mit England aus. 

Am 18. erklärt Minifter des Auswärtigen Tittoni: Ich kann mich 
voll und herzlich der ebenjo warmen wie wirkfamen Verteidigung an— 
ichliegen, die Fürft Bülow und Frhr. dv. Aehrenthal dem Dreibund zuteil 
werden ließen. Der Dreibund wird nach wie vor die Bafis unferer Politik 
jein; ihm wollen wir treu bleiben. Diejenigen täufchen fich, die von Zeit 
zu Beit auf den bloßen Anjchein hin die Schwächung des Dreibundes feit- 
jtellen zu können behaupten und fein nahes Ende vorausjagen. Der Drei- 
bund ift ftet3 friedlich gewejen und verhindert in feiner Weife die freund- 
ichaftlichiten Beziehungen zwiihen den Mächten, die den Dreibund bilden, 
und jenen, die außerhalb des Bundes ftehen. Er verdient dad größte 
Lob, weil er Europa lange Jahre des Friedens verjchafft Hat. Er be- 
wahrte Stalien vor Vereinfamung und ermöglichte ihm eine unabhängige 
Politik. Italien nimmt im Dreibund feinesweg3 eine niedrigere Stellung 
ein als die beiden anderen Mächte. Was das Verhältnis zwischen Stalien 
und Deutichland anbelangt, jo dementiert Tittoni entjchieden die Gerüchte, 
daß Deutjichland bei den Verhandlungen Ftaliend mit den anderen Mächten 
wegen Tripolis und Nbeffiniend irgendwie interveniert hätte. Durch die 
Frage der Funfentelegraphie jeien in feiner Weiſe Schwierigkeiten zwiſchen 
Ftalien und Deutjchland geihaffen worden. Dieje Frage, die eine tech- 
nijche, aber feine politifche fei, jei in freundichaftlichitem Geifte behandelt 
worden. Zwifchen ihm und dem Botjchafter Grafen Monts beftänden die 
freundichaftlichften Beziehungen. Was die Angelegenheit der Konferenz 
von Algeciras betreffe, jo habe Fürft Bülow die Korrektheit Italiens und 
jeined Vertreterd auf der Konferenz anerfannt. Als er, Tittoni, im Juni 
1906 die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten wieder übernommen 
habe, habe er mit dem Fürften Bülow Erklärungen ausgetaufcht über ein 
fortgejeßtes vollftändiges Einvernehmen über alle internationalen Fragen. 
Freundliche Beziehungen mit England zu unterhalten, jei für Italien nötig. 
Was die von Rednern angedeutete Möglichkeit eines englifch-deutichen Kon- 
flifte3 anlange, jo glaube in Defterreih, das ebenfalls herzliche Beziehungen 
mit England unterhalte, niemand ernftlicd) daran. Außerdem ſeien Italien 
und Defterreich-Ungarn bei den höchiten Intereſſen, die fie daran hätten, 
daß ſolch ein Konflikt nicht eintreten werde, in erfter Linie dazu berufen, 
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die Annäherungsbewegung zwijchen Deutichland und England zu erleichtern. 
Diefe Annäherung finde in Deutichland und England die Unterftügung 
der nambhafteften Politifer. Der Minifter mweift dann auf die Rede des 
Fürften Bülow Hin, der eingehend ausgeführt habe, daß, wenn auch zwifchen 
Deutichland und England es Mißverftändniffe geben könnte, doch fein 
Grund zu einem Konflilt oder noch weniger zu einem Striege beftehe. 
Im Jahre 1905 habe Fürſt Bülow fich weniger. optimiftifch ausgeiprochen, 
was bemweije, daß die Beziehungen gebejjert feien. In gleihem Sinne 
hätten Tſchirſchky, Grey, Balfour und Campbell Bannermann jich geäußert. 
Demgegenüber könne er irreleitenden Preßpolemifen feine Bedeutung bei- 
legen, die auch vom Fürften Bülow und Bannermann verurteilt worden 
jeien. — Ueber die Beziehungen zwijchen Italien und der öfterreichiich- 
ungarischen Monardie ftellt er feft, daß die Regierungen der beiden Länder 
glüclicherweife mehr Ruhe und mehr Klugheit bewiejen Haben als ein Teil 
der Preſſe der beiden Länder, der zu wiederholtenmalen die öffentliche 
Meinung durch MWebertreibungen und mandmal durh Erfindungen in 
lebhafte Beunruhigung verjegte, in der Häufig die einfachiten Ereignifje 
unter jenjationellen, phantaftiihen Geſichtspunkten dargeftellt werden. Mit 
aller Beftimmtheit erklärt er, daß Baron NehrentHal und er entjchlofjen 
jeien, in jeder Beziehung in vollem Einvernehmen vorzugehen, falten 
Blutes und mit dem Gefühl des aufrichtigen gegenjeitigen Wohlwollens 
jeden Zweifel zu behandeln, der ſich ergeben würde, und derartigen Kund— 
gebungen, die de beide beflagt hätten und ſtets beklagen würden, feinerlei 
Rechnung zu tragen. Die Tätigkeit der beiden Regierungen müfje darauf 
gerichtet fein, alles zu begünftigen, was die beiden Nationen einander 
nähere, und alles jorgfältig zu vermeiden, was Verdacht, Mißtrauen und 
Empfindlichfeiten hervorrufen fünne. Der Minifter verurteilt dann Die 
irredentiftiihen Kundgebungen in Stalien und ftellt feit, daß jeit 1904 
eine langjame, aber anhaltende Befjerung in dem Gefühl der öffentlichen 
Meinung gegen Defterreich-Ingarn eingetreten ſei. In der makedoniſchen 
Frage find unſere Intereſſen durch unjeren Vertrag, in der albanijchen 
Frage durch das zwiſchen Visconti-Benofta und Goluchowski gejchloffene 
Abkommen fichergeftellt worden. Auf diefer Grundlage haben wir unjere 
Intereſſen weiter geſchützt. Mit Defterreich-Ungarn ftehen wir bis zum 
Augenblid im volliten Einvernehmen und werden Died auch in Zufunft 
tun. Unjere Beziehungen zu den Balfanftaaten find ausgezeichnete. In 
den legten Tagen unterzeichneten die Delegierten in Bufareft den rumä- 
niſchen Handelävertrag, bald ‚beginnen die Handelövertragsverhandlungen 
mit Serbien. Was die makedoniſchen Reformen betreffe, jo werde fich die 
Wirkung der türkiſchen LZollerhöhungen erft in einiger Zeit überjehen 
lafien. Die Gendarmerieorganijation werde bald Fräftige Erfolge zeitigen. 
Im griechiſch-⸗rumäniſchen Konflikt bot Stalien beiden Ländern jeine guten 
Dienjte an. In Kreta jcheine es Zaimis gelungen zu fein, die Gemüter 
zu beruhigen; die italienischen Offiziere und Unteroffiziere fehren Ende 
des Monats zurüd. Die Beziehungen zu Frankreich jeien freundjchaftlich 
und herzlich. Solange der Dreibund fortfahre, die friedliche Miffion aus- 
zuüben, die in feinem Charakter liege, jo lange Stalien und die befreun- 
beten Mächte in der gegenwärtigen Friedenspolitik verharren, brauche 
Italien nicht, wie man behaupte, zwiſchen Bündnis und Freundſchaft zu 
optieren. Man müfje nur die gegenwärtige Politik fortjegen. Darum 
treu zum Bund, welder Italien gejtatte, die Freundſchaft zu pflegen und 
dadurd den europäifchen Frieden fichere! Die Politif Italiens müſſe darin 
beftehen, den Preibund aufrecht zu erhalten und zu feitigen und Die 
Freundichaft mit England und Frankreich zu pflegen. In den Beziehungen 
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zu Deutichland und Defterreich müfje Stalien die größte Aufrichtigfeit und 
Loyalität beobachten. 


VIII. 
Die Römiſche Kurie. 


17. Februar. Der Papſt veröffentlicht eine Enzyklika über 
das Trennungsgeſetz in Frankreich. 


Sie verzeichnet im einzelnen die verſchiedenen auf die Trennung 
vorbereitenden ſtaatlichen und geſetzlichen Maßnahmen: Eheſcheidung, Lai— 
cifierung der Schulen und Hoſpitäler, Wehrdienſt des Klerus, Aufhebung 
der Orden, Abſchaffung der öffentlichen Gebete, der religiöfen Abzeichen 
u.j.w. Der Heilige Stuhl habe nicht3 unverfjucht gelafjen, um die fran- 
zöfiichen Machthaber auf der abſchüſſigen Bahn aufzuhalten, aber weder 
Leo XIII. noch er, Pius X., haben etwas erreicht; jchließlich habe die 
Gewalttätigfeit der Feinde der Religion ihr Wert doc vollendet. Der 
Papſt geht dann auf die Frage der Trennung von Staat und Kirche 
grundfäglic ein, jedoch ift aus dem Zujammenhange zu erkennen, daß er 
in der Hauptjache mehr die Trennung eines einmal bejtehenden vertrag- 
fihen Verhältnifjes im Auge hat, wie ja die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika ein folches Verhältnis nicht fennen, feinerlei „Denomination“, 
d. h. keinerlei Eonfefjionellen Kultus anerkennen, ohne daß von kirchlicher 
Seite dagegen Protejt erhoben würde. So wenig wie Pius X. die in den 
Vereinigten Staaten bezüglich der Kirche beftehenden Berhältnifje hat ver- 
urteilen wollen, jo wenig fann in feinen Ausführungen eine Spige gegen 
die jüngiten theoretiichen Auseinanderjegungen des Biſchofs von Eremona, 
Migr. Bonomelli, zu diefem Thema gejehen werden, ganz abgejehen davon, 
daß dies Schreiben des Papftes zu einem Zeitpunfte bereit3 abgeſchloſſen 
war, als von dem Hirtenbriefe des Cremoneſer Kirchenfürften noch nichts 
befannt war. Der Bapft bezeichnet die Forderung, daß Staat und Kirche 
voneinander getrennt werden müßten, al3 eine abjolut falſche Theje, als 
einen verderblichen Irrtum; fie bejchränfe die Aufgabe des Staates unter 
Leugnung der übernatürliden Ordnung auf die ausjchließliche Förderung 
der zeitlichen Wohlfahrt, als wenn ihn die höchſte Aufgabe diejes Lebens, 
die Erlangung der ewigen Geligfeit für den Menjchen, nicht3 anginge. 
Diefe Theje ftürze die von Gott in der Welt eingejegte Ordnung um, 
welche ein harmoniſches Verhältnis zwiichen Staat und Kirche fordere. 
In der Trennung lägen Keime der Zwietracht, die fich zwiſchen beiden 
Faktoren jehr jcharf gejtalten könne; fie bedrohe die bürgerliche Gejellichaft 
mit ſchweren Nachteilen. So hätten denn die Päpfte nach Zeit und Um- 
ftänden die Trennung öfter verurteilt, und auch noch Zeo XIII. habe dies 
getan. Wenn aber die Trennung dem chriftlichen Staate ſchon jchwere 
Nachteile bringe, um wie viel mehr dem jo lange mit der Kirche verbunden 
gemwejenen Franfreih! Um fo größer auch das Unredt, das von dieſer 
Seite jegt dur das Trennungsgejeß der Kirche geichehe. Der Papſt jet 
dies im einzelnen auseinander, twie das bereit3 in den Kommentaren zum 
Weißbuch gejchehen ift, und führt dann aus, daß der Staat bei Löjung 
des Konfordatsvertrages der Kirche doch wenigſtens die gemeine Freiheit 
hätte laſſen müfjen, jtatt deſſen ftelle er fie durch gehäjfige Ausnahme- 
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maßregeln unter die mwillfürliche Herrfchaft der bürgerlichen Gewalt; ber 
Staat geftatte jich einen Einbrud in das ausjchließliche Gebiet der kirch— 
fihen Gewalt. Im bejonderen weift der Papſt die an der Berfafjung 
der Kultusgenoſſenſchaften nah. Laut Meldungen aus Rom foll Pius X, 
nur dann die Kultusgenofjenjchaften anerfennen wollen, wenn dieje fich 
im Einvernehmen mit dem zuftändigen Bijchof bilden und dieſem fich 
unterordnen. Die bezüglichen Beftimmungen des Trennungsgeſetzes jeien, 
erflärt der Papſt, gegen die Konftitution, nach welcher Chriftus die Kirche 
gegründet hat. Die Kirche bilde eine in fich ungleiche Gejellichaft, indem 
fie aus zwei Kategorien von Perſonen beftehe, von denen die eine zu führen 
habe al3 die Hirten, die andere, die Menge, al3 gelehrige Herde zu folgen 
habe. Diefem Prinzip jei direkt zumider die Errichtung von Laiengejell- 
ichaften mit den ihnen vom Geſetz zugemiejenen Befugnifjen betreffend die 
firhlichen Gebäude, das Sirchenvermögen, den Kultus, die Seminarien 
u.j. w. Ueber die hierarchiſche Gliederung ber Kirche hülle ſich das Gejek 
ganz in Schweigen, der Staatsrat jei ſchließlich allein fompetent, und Die 
firchliche Autorität habe feine Gewalt mehr über die Kultusgenoſſenſchaften. 
Ueberdie3 würden aus der unklaren Faſſung mancher Beftimmungen viele 
Streitigkeiten bezüglich der Auslegung fich ergeben. Gegen die göttlichen 
Beftimmungen verftoßend, ſei das Geſetz auch aufs äußerfte der Freiheit 
der Kirche feindlic durch die Einjchränfung der Tätigkeit der Geiftlichkeit, 
der Ausübung des Kultus, durd Aufhebung der inneren Kirchenpolizei, 
joweit fie durch die Kirche ausgeübt werde, durch Strafandrohungen, die 
der Willkür Tür und Tor öffneten. So verjege das Gejeg die Kirche in 
eine demütigende Lage und beraube die ungeheure Mehrheit der friedlichen 
Bürger Frankreichs des geheiligten Rechtes, ihre Religion nad eigenem 
Willen zu üben. Bu der Entfremdung der der Kirche gehörigen Güter 
übergehend, proteftiert der Papſt aufs neue gegen die rechtswidrige Ein- 
ziehung aller vor dem Konkordat errichteten Firchlichen Gebäude und gegen 
die Bejeitigung des Firchlichen Budgets, das, zum Teil mwenigftens, Doc) 
nur eine Entihädigung darftelle, fein Gejchent. Wenn der Bapft die An- 
fäufe der feinerzeit eingezogenen Kirchengüter in Ruhe gelafjen habe, jo 
fei dies nur in der Weberzeugung gejchehen, daß der Staat auch immer 
jeine Zuſage bezüglich des Budgetö halten werde. Die Folgen diejes Ge- 
fees für Frankreich würden höchſt verderblid fein. „Wir können nicht 
ohne die lebhaftefte Angſt jehen, wie die Regierung einen Akt begeht, der, 
indem er auf dem religiöjen Gebiete die ſchon allzu jchlimmen ernften 
Leidenjchaften noch weiter reizt, geeignet zu fein jcheint, in einem ganzen 
Lande das Unterfte zu oberft zu fehren. Und darum, uns erinnernd an 
unfere apoftoliihe Aufgabe, und der gebieteriichen Pflicht bewußt, die uns 
auferlegt, die unverleglichen und heiligen Nechte der Kirche gegen jeden 
Angriff zu verteidigen und in ihrer vollen Unverderbtheit zu bewahren, 
fraft der höchſten Autorität, die und Gott verliehen Hat, weijen wir zurüd 
und verurteilen wir aus den oben auseinandergejegten Gründen das in 
Frankreich angenommene Gejeß über die Trennung von Kirche und Staat 
al3 tief beleidigend für Gott, den e3 amtlich verleugnet, indem e3 als 
Grundſatz aufjtellt, daß die Republik feinen Kultus anerkennt. „Wir 
weijen es zurüd und verurteilen es al3 eine Verlegung des Naturrechts, 
de3 Bölferreht3 und von Treue und Glauben, die bei Verträgen gelten 
müſſen; als der göttlichen Verfafjung der Kirche zumider, ihren mwejentlichen 
Rechten und ihrer Freiheit; weil es die Gerechtigkeit umftürzt und Die 
Befigrechte mit Füßen tritt, welche die Kirche unter vielfadhen Rechtstiteln 
und außerdem kraft des Konkordats erworben hat; wir verwerfen und 
verurteilen es als jchwer beleidigend für die Würde des apoſtoliſchen 
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Stuhles, für unfere Perjon, für den Epijfopat, für den Klerus und alle 
Katholiten Frankreichs. So proteftieren wir aljo feierlih und mit aller 
Kraft gegen die Einbringung, die Annahme und Bekanntmachung diejes 
Geſetzes und erklären, daß es niemal3 gegen die unabänderlichen und 
unverjährbaren Rechte der Kirche angeführt werden kann, um jie als 
fraftlos zu erflären.” Den Biichöfen jpendet der Papſt dann Troſt in 
ihrer bedrängten Lage durch den Hinweis auf die Vorjehung, die alles 
zum Guten lenfe, zumal die Kirche ſtets wieder aus jchlimmer Lage befreit 
habe. Unter Umftänden, unter denen jede rein menjchliche Einrichtung 
notwendig hätte zufammenbrechen müfjen, habe die Kirche aus ihren Prü- 
fungen immer neue Kraft geſchöpft. Was die Verfolgungsgejege angehe, 
die der Haß gejchmiedet habe, jo würden fie jchließlich mit Weisheit auf- 
gehoben, wenn ſich der Nachteil zeige, den die Staaten davon hätten. 
„Möge es Gott gefallen, daß diejenigen, die in diefem Wugenblid in 
Frankreich an der Macht find, bald in diefem Punkte das Beijpiel derer 
befolgen, die ihnen darin vorangegangen find.” Der Papſt erteilt dem 
Epijtopat dann Weifungen für feine Tätigkeit in den Schwierigkeiten der 
gegenwärtigen Stunde. Zum Schluſſe wendet jich der Papſt an die Katho— 
lifen Frankreichs: „Ihr kennt das Biel, da3 ſich die gottlojen Geheim- 
gejellihaften gejegt haben, die euer Haupt unter ihr Joch beugen, denn 
fie haben es jelbft mit zyniſcher Kühnheit proflamiert: Frankreich zu ent- 
fatholifieren. Mit ganzer Seele müßt ihr euren Glauben verteidigen; 
aber täujcht euch nicht: Arbeit und Anftrengungen wären vergebens, wolltet 
ihr die Stürme, die man gegen euch unternimmt, abmwehren, ohne jtarf 
geeint zu fein. Berzichtet alſo auf alle Keime der Zwietracht, die etwa 
unter euch vorhanden find. Eure Sache ijt eine von denen, für deren 
Triumph jeder gerne etwas von feinen perjönlichen Meinungen opfern joll.“ 
(„Köln. Volksztg.“) 


21. Februar. Der Papft verurteilt in einer Anjprade an 
franzöfiiche Biſchöfe in einem Konfiftorium ſcharf die Trennung 
von Kirche und Staat in Frankreich. Er werde dieje Gejeßgebung 
nie anerkennen. 

Ende Juli. Enzyklika des Papſtes an die italienijchen Bi- 
ichöfe über die Erziehung des Klerus und feine Beteiligung am 


politijchen Leben. 

Ueber Seminar- und Univerfitätsftudium wird gejagt: Die Semi- 
narien follen forgfältigft ihrer eigenen Bejtimmung dienen und ausſchließ— 
li für die Vorbereitung folder Jünglinge dienen, welche ji dem hohen 
Berufe von Dienern Chrifti widmen, nicht aber denjenigen, welche jich 
einer weltlichen Befhäftigung zumenden wollen. Das Studium der Philo- 
jophie und Theologie und der verwandten Wifjenjchaften, bejonders das— 
jenige der Heiligen Schrift, ſoll ſich vollziehen unter Beobachtung der päpit- 
lihen Vorjchriften und unter Anlehnung an den Heiligen Thomas. ... 
Die Biſchöfe jollen mit der gewifjenhafteiten Sorgfalt über die Profefjoren 
und ihren Vortrag wachen, indem fie diejenigen zur Pflicht zurüdrufen, 
welche fich gefährlichen Neuerungen zuwenden und jie rüdjichtslo8 vom 
Lehramte entfernen, wenn die Ermahnungen ohne Erfolg geblieben find.... 
Der Univerjitätsbejuch möge jungen Klerifern nur aus jchwerwiegenditen 
Gründen und unter den größten Kautelen von jeiten der Bijchöfe geitattet 
werden. Gänzlich unterjagt jei den Seminariften die Anteilnahme an irgend- 
welchen äußeren Agitationen, und daher verbieten wir ihnen die Leſung 
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von Zeitungen und Zeitjchriften ausgenommen unter leßteren diejenigen 
von gefunden Grundfägen, jofern der Biſchof fie geeignet für das Studium 
der Aöglinge hält. — Ueber die „Volksaktion“ heißt ed: Betreff3 Grün- 
dung und Leitung von Blättern und Zeitichriften muß der Klerus ge- 
treulich beobachten, was in Artikel 42 der apoftolifchen Konftitution Dffi- 
ciorum vorgefchrieben ift: „Männern aus dem Klerifalftand ift verboten, 
ohne vorherige Erlaubnis ihrer Diözeſanbiſchöfe die Leitung von Tages- 
blättern oder Zeitjchriften zu übernehmen.“ Gleicherweife darf ohne vor- 
herige Zuftimmung des Diözeſanbiſchofs fein Kleriker irgendwelche Schrift 
publizieren, jei fie religiöjen oder moralifchen Inhaltes oder rein technifchen 
Charakters. Bei der Gründung von Zirkeln und Gejellichaften müſſen die 
Statuten und Satzungen vorher vom Diözefanbijchof geprüft und appro- 
biert werden. — Konferenzen über die chriftliche Volksaktion oder betreff3 
irgend einer anderen Angelegenheit fünnen von feinem Briefter oder Kleriker 
abgehalten werden ohne Erlaubnis des Ortsbiſchofs. — Jede Bemerkung, 
welhe in das Volk Abneigung gegen die höheren Klaſſen Hineintragen 
könnte, ift unzuläſſig und muß als dem wahren Geifte der hriftlichen 
Liebe durchaus zumider, unterlaffen werden. — Gleicherweije find bei 
fatholifchen Publikationen Ausdrüde zu vermeiden, welche ungejunde Neue- 
rungen atmen, die Frömmigfeit der Gläubigen verladhen und reden möchten 
von „neuen Drientierungspunften für das chriftliche Zeben, neuen Leit» 
motiven für die Kirche, neuen Ansprüchen des modernen Menjchen, neuen 
fozialen Beruf des Klerus“, von einer neuen chriftlichen Zivilifation und 
ähnlihem. — Die Priefter, vornehmlich die jungen, müſſen, jo lobens— 
wert da3 Herabfteigen zum Volke ift, nicht3deftoweniger vorgehen mit dem 
fchuldigen Gehorſam gegen die Autorität und die Anordnung ihrer geiſt— 
lichen Oberen. Und wenn fie fich bejchäftigen mit der chriftlihen Volks— 
aktion unter Wahrung der jehuldigen Subordination, muß ihnen al3 vor- 
nehmfte Aufgabe vorjchweben, die Söhne de3 Volkes herauszuführen aus 
der Unmifjenheit über geiftige und ewige Dinge und ihnen mit liebevoller 
Sorgfalt den Weg zu zeigen zu einen ehrbaren und tugendhaften Leben; 
fie müfjen die Erwachjenen im Glauben befeftigen und die Vorurteile zer- 
jtreuen; fie müffen jie anhalten zur Betätigung chriftlichen Lebens; fie 
müffen unter der fatholifchen Laienwelt diejenigen Grundjäge verkünden, 
welche al3 wahrhaft wirkſam fich erweijen zur moralifchen und materiellen 
Verbefjerung der Maffen; vor allem müſſen fie verteidigen die Prinzipien 
der Gerechtigkeit und der chriftlichen Liebe, in welchen gleiche Ber- 
tretung finden alfe Rechte und Pflichten der bürgerlichen Gejellichaft. 
Aber ſie jollen immer vor Augen haben, daß auch inmitten des Volkes 
der Priefter unverjehrt bewahren muß feinen erhabenen Charakter als 
Diener Gotted, da er feinen Brüdern vorgejegt ift ihrer Seelen wegen. 
Jede andere Weile der Beichäftigung mit dem Volke unter Einbuße der 
priefterlihen Würde, unter Schädigung der Pflichterfüllung und der Fird- 
lichen Disziplin müßte entjchieden getadelt werden. Schließlich, ehrwürdige 
Brüder, um einen fejten Damm der Ueberflutung durch joldhe Ideen und 
der Verbreitung des Unabhängigfeitsgeiftes entgegenzufeßen, verbieten mir 
kraft unferer Autorität von heute ab abjolut allen Klerifern und Prieſtern 
den Beitritt zu irgendeiner Gejellichaft, welche nicht von den Biſchöfen ab- 
hängig ift. Speziell und namentlich verbieten wir denjelben unter Strafe 
der Unfähigkeit zum Empfang der Hl. Weihen und den Brieftern unter 
Strafe der Suspenfion ipso facto a divinis, den Beitritt zur Lega Demo- 
cratica Nazionale, deren Programm veröffentlicht wurde in Rom-Torrette 
am 20. Oktober 1905, und deren Statut anonym gedrudt wurde in dem- 
jelben Jahre in Bologna von dem provijorischen Komitee, 
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10. Auguft. Der Papft veröffentlicht folgende Enzyklifa an 
den franzöfiichen Epiffopat gegen das Trennungägejeß: 

Papit Pius X. Ehrwürdige Brüder. Gruß und apoftolifhen Segen. 
Wir entledigen uns heute einer überaus jchweren Berpflihtung unferes 
Amtes. Wir haben dieje Verpflichtung euch gegenüber übernommen, al3 
wir, nach der Veröffentlichung des Gejeged über die Trennung zwiſchen 
der franzöfiihen Republik und der Kirche, anfündigten, wir würden zu 
geeigneter Zeit mitteilen, wa8 unjeres Erachtens zu geſchehen Habe, um 
die Religion in eurem Lande zu verteidigen und zu erhalten. Wir haben 
bis heute gezögert, nicht nur wegen der Bedeutung diefer jchwierigen Frage, 
jondern auch und namentlih mit Rüdjiht auf die ganz bejondere Zu- 
neigung, welche ung, wegen der unvergeßlichen Dienfte, die eure Nation 
der Kirche geleiftet hat, mit euch und allen euren Intereſſen verbindet. 
Nachdem wir pflichtmäßig dieſes unbillige Gejeß verurteilt hatten, haben 
wir mit größter Sorgfalt geprüft, ob die Artifel des erwähnten Geſetzes 
uns wenigſtens eine Möglichkeit offen ließen, das religiöje Leben in Franf- 
reich zu organifieren, ohne die erhabenen Grundjäge, auf mwelden bie 
hl. Kirche beruht, zu verlegen. Zu diefem Zwecke jchien es uns richtig, 
die Anjicht des vereinigten Epijfopates einzuholen und für eure General- 
verjammlung die Punkte zu beftimmen, welche den Hauptgegenftand eurer 
Beratung bilden jollten. Gegenwärtig, wo wir eure Auffafjung und die- 
jenige mehrerer Kardinäle kennen, jehen wir, nad) reifliher Erwägung 
und inbrünftiger Anrufung des Vaters der Erleuchtung, daß wir mit un« 
jerer apojtolijhen Autorität die faft einmütige Auffafjung eurer Verſamm— 
lung durchaus beftätigen müſſen. Deshalb beftimmen wir, daß die Kultus— 
vereinigungen, wie das Gejeß fie auferlegt, unbedingt nicht gebildet werden 
fönnen, ohne die erhabenen Rechte zu verlegen, die zum Leben der Kirche 
gehören. Indem wir aljo dieje Vereinigungen, welde das Bemwußtjein 
unjerer Pflicht zu genehmigen uns verbietet, verwerfen, fünnte eine Prü- 
fung zwedmäßig ericheinen, ob es zuläffig ift, anftatt ihrer mit einer an— 
deren Bereinigungsform, die gleichzeitig gejeglich und kanoniſch ift, einen 
Berjud zu machen, und jo die franzöfiichen Katholiken vor den fie be- 
drohenden jchweren Verwidelungen zu bewahren. Nichts wahrlich be- 
ihäftigt uns in ſolchem Maße, nichts macht und ſolche Sorge, wie dieſe 
Möglichkeiten der Zukunft; möchten wir, das gebe der Himmel, eine Schwache 
Hoffnung hegen dürfen, daß wir, ohne Verlegung der Firchlihen Rechte, 
diejen Berjuch machen und jo unfere geliebten Söhne vor der Befürdtung 
jo jchwerer Prüfungen bewahren fünnen! Da aber dieje Hoffnung nicht 
vorhanden ift, jo lange das Gejeß fo bleibt, wie es ift, erklären wir: Es 
ijt nicht erlaubt, einen Verſuch mit dieſer anderen Vereinigungsform zu 
machen, jo lange nicht in ficherer und gejeglicher Form feititeht, daß die 
göttlihe Verfaſſung der Kirche, die unveränderlichen Rechte des römischen 
PBapftes und der Biſchöfe, wie ihre Autorität über die der Kirche unent- 
behrlihen Güter, namentlich über die Hultusgebäude, in den erwähnten 
Vereinigungen unwiderruflic und vollftändig jichergeitellt find. Das Gegen- 
teil fönnen wir nicht wollen, ohne die Heiligkeit unjered Amtes zu ver— 
raten, ohne den Untergang der Kirche Franfreich herbeizuführen. Eure 
Sache, ehrwürdige Brüder, ift ed nun, euch and Werk zu geben und alle 
Mittel anzuwenden, welche das Recht allen Bürgern zuerfennt, um den 
Kultus einzurichten und zu organijieren. In einer jo wichtigen und 
ſchwierigen Angelegenheit wird unſere Hilfe euch jtet3 ficher jein. Auch 
fern von euch, werden wir ſtets bei euch jein in Gedanken, mit dem Herzen, 
und bei jedem Anlaß werden wir euch mit unjerem Rat und unjerer 
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Autorität unterftügen. So nehmet denn die LZaft, die wir euch, bejeelt 
von Liebe zur Kirche und zu eurem Lande, auferlegen, mutig auf euch 
und überlaffet das Uebrige der vorichauenden Güte Gottes, deſſen pille, 
wie wir feft vertrauen, in dem von Ihm gewählten eitpunft, Frankreich 
nicht fehlen wird. Daß gegen unfer gegenmwärtiges Defret und unjere Be- 
fehle die Anjchuldigungen der Kirchenfeinde ſich erheben werden, ift un— 
ſchwer vorauszujehen. Sie werden Anfjtrengungen machen, um das Bolt 
zu überreden, daß wir nicht einzig das Heil der franzöſiſchen Kirche im 
Auge gehabt hätten, jondern von einer anderen Abjicht geleitet worden 
wären, welche mit der Religion nichts zu tun Hat; daß die republifanijche 
Staatäform in Frankreich uns verhaßt ſei und daß wir die Anſtrengungen 
ihrer Gegner zu ihrem Sturze unterſtützen wollten; daß wir den Fran— 
zofen vorenthalten wollten, was der Heilige Stuhl ohne Schwierigkeiten 
anderen zugeftanden habe. Dieje und andere Anjhuldigungen werden, 
wie ſich nad) beftimmten Anzeichen vorausjehen läßt, in ber Deffentlichkeit 
zur Aufreizung der Geifter verbreitet werden; wir weijen fie jest jchon 
und mit unferem ganzen Unmwillen als Fälihungen zurüd. An euch, ehr- 
würdigen Brüdern, ift ed, ebenjo wie an allen gutgefinnten Menjchen, 
ihnen entgegenzutreten, damit einfahe und unmiljende Leute durd fie 
nicht getäufcht werden. Was die fpezielle Anfchuldigung gegen die Kirche 
betrifft, fie fei anderswo in ähnlichen Fällen zuvorlommender gewejen ala 
gegen Frankreich, jo müßt ihr genau auseinanderhalten, daß jie derartig 
vorgegangen ift, weil die Sachlage durchaus verjchieden und überdies die 
göttlichen Befugniſſe der Hierarchie in einem beftimmten Maße geſchützt 
waren. Wenn irgend ein Staat fich von der Kirche getrennt Hat, ihr aber 
den Genuß der allen gemeinjamen Freiheit und die freie Verfügung über 
ihre Güter läßt, jo handelt er zweifelohne und mehr ald nach einer Seite 
hin mit Unrecht; aber man fönnte nicht jagen, daß er der Kirche eine 
durchaus unerträgliche Lage geichaffen hat. Dies ijt aber heute ganz anders 
in Franfreih. Dort haben die Verfertiger dieſes ungerechten Gejeges 
daraus fein Gejeg der Trennung, jfondern der Unterdrüdung machen wollen. 
Wohl behaupteten fie ein Verlangen nach Frieden ihrerjeit3, jie verficherten, 
eine Berftändigung herbeiführen zu wollen, aber jie erflären der Landes- 
religion einen heftigen Krieg, fie werfen die Brandfadel der größten Un— 
einigfeit und hegen Bürger gegen Bürger zum großen Schaden, wie jeder- 
mann erfichtlich, des öffentlichen Wohles jelbft. Sie werden ficher darauf 
bedacht fein, auf uns die Urſache des Konfliktes und der daraus folgenden 
Uebel abzumälzen. Aber wer unparteiijch die Tatſachen prüft, von welchen 
wir in unjerer Enzyflifa Vehementer nos gejprochen haben, wird zugeben, 
daß wir nicht den geringjten Tadel verdienen. Nachdem wir geduldig, 
aus Liebe zur teuren franzöfiichen Nation, Unrecht über Unrecht ertragen 
haben, jind wir endlih in Gefahr gefommen, die heiligen und legten 
Grenzen unjerer apoftoliichen Pflicht zu überjchreiten und erflären, daß 
wir jie nicht überjchreiten können. Vielmehr fällt die Schuld ganz auf 
diejenigen zurüd, welche im Hafje gegen den katholiſchen Namen zu jolchen 
Mapregeln gegriffen haben. Mögen aljo die Katholiten Frankreich, wenn 
fie uns wahrhaft ihre Unterwerfung und ihre Anhänglichfeit beweijen 
wollen, ftreiten für die Kirche, gemäß der Anordnung, welche wir ihnen 
bereit3 erteilt haben, nämlich mit Ausdauer und Energie, ohne vorzugehen 
mit Aufruhr und Gewalt. Nicht mit Gewalt, jondern mit Feftigfeit, in- 
dem fie ſich Hinter ihr gutes Necht, wie in eine Zitadelle verjchanzen, 
werden fie die Hartnädigfeit ihrer Feinde brechen, Sie jollen wohl be— 
greifen, wie wir bereit3 gejagt und es nochmals wiederholen, daß ihre 
Anftrengungen vergeblich jein werden, wenn fie nicht zu einer volllommenen 
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Berftändigung fommen für die Verteidigung der Religion. Sie haben 
jest unfere Verurteilung dieſes unglüdjeligen Geſetzes. Cie müſſen ſich 
ihr völlig anſchließen. Welches aucd immer bis jet während der bis- 
herigen Erörterungen die Vorſchläge von der einen und der anderen Geite 
gewejen find, es möge jich Feiner geftatten, den andern zu tadeln unter 
dem Vorwande, daß jeine Art zu jehen die bejte jei. Was gemeinjamer 
Wille und vereinte Kräfte vermögen, jollen fie von ihren Feinden lernen. 
Und wie diefe der Nation das Stigma diejed verbrecherijchen Gejeßes auf- 
drüden konnten, jo können die unjeren durch ihre Einigkeit e8 ausmerzen 
und e3 verjchwinden laſſen. Wenn in der fchweren Prüfung Frankreichs 
alle, die mit allen Kräften die höchſten Intereſſen des Baterlande3 ver- 
teidigen wollen, arbeiten, wie fie arbeiten müfjen, einig untereinander, 
einig mit ihren Biſchöfen und mit uns für die Sache der Religion, weit 
entfernt an dem Wohle der Kirche Frankreich zu verzweifeln, dann ift 
vielmehr zu hoffen, daß fie bald wieder zu ihrer früheren Würde und 
Wohlfahrt erhoben wird. Wir bezweifeln nicht, daß die Katholiken unjere 
Vorſchriften und Wünſche durchaus erfüllen werden. Wir unſerſeits werden 
nicht verfehlen, ihnen durch die Fürbitte Maria, der unbefledten Jung— 
frau, die Hilfe der göttlihen Güte zu erlangen. Als Unterpfand der 
himmlischen Gaben und zum Zeugnis unjeres väterlichen Wohlwollend er- 
teilen wir euch, ehrwürdige Brüder, und der ganzen franzöfiichen Nation 
von Herzen den apoftoliichen Segen. Gegeben zu Rom bei St. ‘Peter, am 
10. Auguft, dem Feſte des HI. Martyrerd Laurentius, 1906, im vierten 
Jahre unferes PBapfttums. Pius X., Papft. („Köln. Bollsztg.“) 


Ende Auguft. Der franzöſiſche Epiffopat und da8 Trennungs— 


geſetz. 

Der Pariſer „Temps“ ſchreibt, die Behauptung der päpftlichen 
Enzyflifa, daß der franzöſiſche Epijfopat faſt einſtimmig die vom Separa- 
tionsgejeß geforderten Kultusvereinigungen verworfen habe, ſei unmwahr. 
Hierauf erwidert der „Dffervatore Romano“: „In den legten Tagen hat 
der Temps auf feine Art über die Beratungen der franzöfiichen Bijchöfe 
in deren Verſammlung vom Yuni berichtet, und die angeblihen Ent- 
hüllungen des Pariſer Blattes find von der offiziöfen amtlihen Tele- 
graphenagentur Italiens gefällig wmweiterverbreitet worden. Auf dieje Ber- 
Öffentlihung haben wir bisher jenen Wert gelegt, den fie verdiente, und 
wir hätten nicht3 dazu bemerkt, wenn nicht jenes Blatt, alle Grenzen und 
jedes Maß überjchreitend, fich erlaubt hätte, aus der von ihm fabrizierten 
Darftellung überaus beleidigende und beſchimpfende Schlußfolgerungen 
gegen den PBapft zu ziehen, der von ihm verwegen bejchuldigt wird, in 
der legten Enzyflifa das Votum der Biihofsverfammlung gefäljcht oder 
verhüllt zu haben, indem er e3 für beinahe einftimmig erklärte, was es 
in Wirklichkeit nicht gemwejen fei. In feiner Erzählung über die Beratungen 
der Biſchöfe behauptet der Temps, daß fie auf die erfte ihnen vorgelegte 
Frage: ‚Billigt ihr das Trennungsgejeg?‘ einftimmig mit Ausnahme von 
zweien in verneinendem Sinne geantwortet hätten und daß fie hierauf 
mit 48 von 74 Stimmen, d.h. mit einer Mehrheit von 26, fi) für die 
Kultusvereine ausgeſprochen hätten. Wenn daher der Papft in feiner legten 
Enzyflifa behaupte, daß die Biſchöfe jene Vereine faſt einjtimmig verworfen 
hätten, jo fäljhe er und verrate er die Wahrheit. Es gehört wirklich die 
ganze Unerfahrenheit und Unfenntnid eines proteftantiichen Blattes, wie 
Temps, Hinfichtlih der päpftlichen Autorität und der ihr gebührenden 
Ehrfurcht dazu, um die erjte Frage auch nur für möglich zu halten. Eine 
erlauchte Verſammlung firchlicher Oberhirten fragen, ob fie ein Gejeß an- 
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nehmen oder nicht, das der Papft ſchon formell und feierlich in einer erften 
Enzyklika verworfen hat, hieße ihnen eine Beleidigung zufügen, die viel» 
leicht dem Temps erträglich jcheint, die fich aber gewiß fein Vorfigender 
einer folhen Verfammlung erlaubt hätte. Die erfte Frage, die den ver» 
fammelten franzöfifchen Bijchöfen wirklich vorgelegt wurde, war, ob die 
Kultusvereine, jo wie das Gejeg fie vorjchreibt, möglich feien ohne Ber- 
legung der heiligen Rechte, mit denen das Leben der Kirche felber zu- 
jammenhängt. Und die Antwort des Epiſkopats auf dieſe Frage war be» 
ftimmt, flar und fat einjtimmig verneinend. Indem die päpftliche Enzyflifa 
behauptet, daß dieſe Vereine von den Bijchöfen beinahe einftimmig ver- 
worfen wurden, entjpricht fie alfo nicht nur volllommen der Wahrheit, 
jondern gebraucht dazu auch diefelben Worte, womit die Biichöfe erklärten, 
daß jene Bereine nicht möglich feien, wenn die mwejentlichen Rechte der 
Kirche aufrecht erhalten würden. Die päpftliche Enzyflita befaßt fich mit 
der zweiten Frage betreffend die Möglichkeit anderer, kanoniſcher Vereine 
erft, nachdem fie feftgeftellt Hat, daß die erfte Frage durch das faft ein- 
ftimmige Votum der Verſammlung zu Paris verneint worden if. Wir 
fragen den Temps oder wen immer, ob er e3 wagt, dieſer unferer ein- 
gehenden und bejtimmten Behauptung zu widerjprechen, aus der klar her- 
vorgeht, daß, wenn von Fälihung oder Verhüllung der Wahrheit die 
Rede jein kann, dies nicht den Papſt (ein ungeheuerliher Gedanfe!), jon«- 
dern den Temps trifft, der — jei es aus Berjehen oder aus böfer Abficht, 
fi bemüht, zwei ganz verjchiedene Teile des päpftlichen Dokuments zu 
vermengen.” 

Anfang September. (Rom.) Zum General de3 Sejuiten- 
ordens wird ein Deutjcher P. Franz Kaver Wernz gewählt. — Die 
franzöfiiche Prefje bezeichnet ihn als Kandidaten des Deutjchen 
Kaiſers, die Kurie werde nunmehr jtet3 Deutfchland gegen Frank— 
reich unterjtügen. Die „Süddeutjche Reichskorreſpondenz“ erklärt, 
Wernz jei in Berlin gar nicht befannt gewejen. 

21. Dezember. Proteft des Vatikans gegen die franzöſiſche 
Regierung. 

Der Kardinalftaatsjefretär überjendet allen diplomatischen Vertretern 
mit dem Auftrage, fie den Regierungen, bei denen ſie beglaubigt find, mit- 
uteilen, eine Proteftnote gegen die von der franzöfiichen Regierung im 
Balais des Vertreter des Heiligen Stuhles vorgenommene Hausſuchung, 
gegen die Fortichaffung verjchiedener Schriftftüde und die gewaltfame Aus- 
treibung des Migr. Montagnini. Die Proteſtnote betont die Ungeheuerlich- 
feit eine jolchen Vorgehens, das bisher bei den zivilifierten Nationen 
beijpiellos daftehe: „Selbjt wenn die diplomatischen Beziehungen zwiſchen 
zwei Staaten aufhören, jo rejpeftiert man doch nad) wie vor den Wohnfig 
und das Archiv der fremden Vertreter. Die Regierung jchaffte Kataloge 
und Alten aus der Nuntiatur aus den Zeiten Claris und Lorenzellis fort 
und einen Sclüfjel für Telegramme, die zwijchen Lorenzelli und dem 
heiligen Stuhl ausgetaufcht worden waren. Dieje Sequeftrierung ift eine 
jehr ſchwere Beleidigung, nicht nur für den heiligen Stuhl, fondern auch 
für alle zivilifierten Mächte, welche das höchſte Intereſſe daran haben, 
diplomatijche Geheimnifje rejpeftiert zu jehen. Der heilige Stuhl proteftiert 
in gleicher Weije gegen die durch die franzöfiiche Regierung vorgenommene 
Berlegung des unbeftreitbaren Rechtes de3 Kirchenfürften, anhaftend jeiner 
Eigenihaft als Oberhaupt der Kirche, nämlich des Nechtes, direkt durch 
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Vermittlung einer bejtimmten Perſon in Briefwechjel zu treten mit den 
Katholifen der ganzen Welt, mit Biichöfen oder einfachen Gläubigen, über 
alles das, was auf das geiftliche Wohl der Katholifen jelbjt Bezug hat.“ 
Der Kardinalftaatsjelretär fügt hinzu, es ſei auch nicht der Schatten einer 
Grundlage vorhanden für den Vorwand, welchen die franzöjiiche Regierung 
zur Rechtfertigung ihres Vorgehens abgegeben habe. Migr. Montagnini 
hat den drei Geiftlihen in Paris, welche wegen einer Verlegung des Ge- 
jeges von 1905 verfolgt werden, Feinerlei Mitteilungen zufommen laſſen. 
— Die Vertreter des Heiligen Stuhles erhalten außerdem ein Birkular, 
weldyes die Gründe für die bis dahin vom heiligen Stuhl gegenüber der 
franzöfiichen Regierung beobachtete Haltung betreff3 der Anwendung des 
Geſetzes von 1905 darlegt: „Dieje Gründe find jo gewidhtig und klar, da 
niemand dem heiligen Stuhl Unverjöhnlichkeiten oder eine ungerechtfertigte 
Feindfeligfeit gegenüber der franzöfiihen Regierung vorwerfen fanı. Das 
Geſetz don 1905 verfannte wejentlihe Rechte der Kirche, die auf ihrer 
Berfafjung jelbft beruhen, nämlich die, welche die von ihrem göttlichen 
Gründer eingerichtete Hierarchie ald die Grundlage der Organijation der 
Kirche anjehen. In der Tat übertrug das Geſetz von 1905 nicht nur den 
Kultusverbänden bezüglich der Ausübung des Kultus und bezüglich der 
Beſitzer und der Verwaltung der Kirchengüter die Rechte, die ausschließlich 
eine firchliche Behörde befigt, jondern e3 entzog jogar die Verbände ſelbſt 
der Hierarchie, es machte fie unabhängig, um fie der Jurisdiktion einer 
weltlihen Behörde zu unterftellen. Es ijt Har, daß der jouveräne Pontifer 
die Bildung folder Verbände nicht gutheißen konnte, ohne gegen jeine 
Pflichten in feiner Eigenjchaft als Oberhaupt der Kirche zu verjtoßen und 
ohne jelbft die dogmatifchen Grundfäge der Kirche zu verlegen. Dies gilt 
noch mehr von dem Rundjchreiben des Kultusminifters Briand vom 1. De- 
zember. Ohne andere Erwägungen anzujtellen, konnte der heilige Stuhl 
unter feiner Bedingung die ungerechte und unerträgliche Lage zulafien, 
die dieſes Rundjchreiben für die Diener des Kultus in der Ausübung ihres 
Amtes jchuf. Um fich zu überzeugen, genügt es, folgende Beitimmung 
anzuführen: Geiftliche oder Vikare wird e3 in der Kirche nur noch ohne 
den rechtlichen Titel geben. Diejelben werden Fein Recht haben, irgend 
einen Verwaltungsakt auszuüben, und noch weniger einen Verfügungsaft. 
Alles dies zeigt deutlich, daß der Heilige Stuhl nur genau feine Pflicht 
tat, indem er dem franzöfiichen Klerus die befannten Inftruftionen gab. 
Wenn die Regierung von billigeren Empfindungen erfüllt geweſen wäre 
und der Kirche in Frankreich eine Lage jchaffte, die zum mindeften nicht 
ihre wejentlichen Rechte antaftete, jo könnte der Heilige Stuhl, ohne den 
Grundjag der Trennung im Prinzip anzuerkennen, doch eine jolde Lage 
dulden, um jchwere Uebelſtände zu vermeiden, wie er es in anderen Län— 
dern getan habe.“ 


Ende Dezember. Die Behauptung, daß der Papjt 1893 
500000 Franes von der deutjchen Regierung erhalten Habe (S. 226), 
wird don der „Norddeutichen Allgemeinen Zeitung“ unter Beifall 
des „Oſſervatore Romano“ dementiert. 


IX. 
Schweiz. 


10.11. Februar. (Olten.) Parteitag der Schweizer Sozial- 
demofratie. 

Es wird beichlofjen, im Gegenja zu den Anardhiften als Bartei- 
grundfag auszujprechen, daß das Volksheer notwendig jei. Dagegen wird 
bejchlofjen, den Genofjen Gehorjamverweigerung zu empfehlen, wenn fie 
al3 Soldaten bei Streif3 einberufen und zur Verübung von Gemaltaften 
gegen Streifende befohlen werden. Um die etwaigen Opfer der Militär 
juſtiz zu unterjtüßen, joll jofort eine Widerftandsfaffe gegründet werden. 
Gegen da3 in der Ausarbeitung begriffene neue Anarchijtengejeg wird be— 
ichlofjen, dad Referendum zu beantragen. 

21. Februar. Wegen der zunehmenden antimilitariftifchen 
Propaganda verfügt der Bundesrat, daß Ausländer, welche ſich an 
der Propaganda dadurch beteiligen, indem fie zur Verweigerung 
der Wehrpflicht oder des militärischen Gehorfams auffordern, aus 
dem Gebiet der Eidgenofjenjchaft auszuweiſen find. 

6. März. Geſetzesinitiative. 

Der Bundesrat beantragt bei der Bundesverfammlung eine Ver— 
fafjungsänderung betreffend die Einführung einer Gejegesinitiative im 
Bunde, Danach jollen 50000 jchmweizeriihe Bürger das Begehren auf 
Erlaß der Aufhebung oder Abänderung von Bundesgejegen oder allgemein 
verbindlichen Bundesbeichlüffen in dem Sinne jtellen können, daß ein folches 
Begehren dem Schweizervolf zur — oder Verwerfung vorgelegt 
werden muß. Solche Initiativbegehren ſollen zuläſſig ſein in der * 
einer allgemeinen Anregung oder eines ausgearbeiteten Geſetzentwurfes. 
Die Bundesverſammlung ſoll dem ſchweizeriſchen Volke gleichzeitig einen 
Gegenentwurf zur Abſtimmung unterbreiten können. Verfaſſungswidrige 
oder mit den Staatsverträgen im Widerſpruche ſtehende Initiativbegehren 
ſoll die Bundesverſammlung von ſich aus zurückzuweiſen befugt ſein, ohne 
ihnen weitere Folge zu geben. 

17. März. Der Bundesrat veröffentlicht den Entwurf einer 
neuen Militärorganiſation. 

Danach wird an der Gliederung der ſchweizeriſchen Armee nichts 
geändert, es bleibt den Beſchlüſſen der Bundesverſammlung vorbehalten, 
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Henderungen vorzunehmen. Die Bildung bejonderer Gebirgstruppen, Die 
aus Gebirgsgegenden rekrutiert werden follen, ift in Ausficht genommen. 
Die körperlihe Ausbildung der jungen Mannſchaften nad) dem Schul» 
austritt bi8 zum Beginn der Wehrpflicht jowie ihre Ausbildung im 
Schießen vor der Dienftzeit jollen vom Staat nad) Kräften gefördert wer- 
den, vor allem durch finanzielle Beihilfen. Dieje Vorbereitung für den 
Militärdienft ift freiwillig; die vielfach verlangte obligatorijche Feſtlegung 
derjelben hat man fallen laſſen. Die Dauer der Refrutenjchule beträgt 
für die Kavallerie 90 Tage, bei den anderen Waffen 70. Die Wieder- 
holungskurſe, die jährlich abgehalten werden, dauern 11 Tage. Im Aus- 
zuge, der die Jahrgänge vom 20. bis 32. Lebensjahr umfaßt, haben die 
Mannſchaften fieben Wiederholungsfurje durchzumachen, in der Landwehr, 
zu der die weiteren Jahrgänge bis zum 40. Lebensjahr gehören, einen. 
Die Schiehpflicht, d. h. die Abjolvierung verjchiedener Schtegübungen, ift 
von allen gemwehrtragenden Mannjcaften jedes Jahr zu erfüllen. Die 
Truppeneinheiten der Artillerie gehen jämtlid an den Bund über, während 
die Infanterie wie bisher fantonal bleibt. Die Tendenz des Entwurf 
eht dahin, die Wbleiftung des Militärdienftes mehr auf die jüngeren 
tebensjahre zu fonzentrieren und gleichzeitig eine Verbejjerung der Aus- 
bildung zu erzielen, ohne die Zahl der Dienjttage zu vermehren. 


20. März. Beichluß über Ausnußung der Wafjerfräfte. 

Der Nationalrat nimmt mit 94 gegen 12 Stimmen einen Beſchluß 
des Bundesrates an, nach dem die Abgabe von eleftriicher Energie, welche 
aus inländiiher Waflerkraft gewonnen wird, an das Ausland der Bewil— 
liqung durch den Bundesrat bedarf. Die Gültigkeit dieſes Bundesbejchluffes 
foll auf drei Jahre bejchränft werden. Der Bundesrat wird gleichzeitig 
eingeladen, eine Verfaffungsrevifion zum Zwecke der alljeitigen Wahrung 
der volföwirtjchaftlihen und nationalen Intereſſen bei der Verwertung der 
Wafferkräfte der Bundesverjammlung zu unterbreiten. (Annahme im Stände- 
rat 28. März.) 


21. März. Der Nationalrat genehmigt den vom Stände: 
rat jchon angenommenen Gejeßentwurf betreffend die jtrafrechtliche 
Verfolgung der Verherrlichung von anarchiſtiſchen Verbrechen und 
Aufreizung zu jolchen. 


28. März. Der Nationalrat bewilligt die vom Bundesrat 
geforderten und vom Ständerat ſchon bejchlofjenen Kredite bon 
rund 11 Millionen Franken für die Vermehrung der Munitions- 
beftände und zur Anſchaffung von Gebirgsausrüftung. 


21. April. (Quzern.) Internationaler landwirtfchaftlicher 
Genofjenjchaftsverband. 


Die Tandwirtichaftlihen Genofjenichaftsverbände von Deutichland, 
Deiterreich, Italien und der Schweiz bejchließen die Gründung eines inter- 
nationalen Bundes landwirtichaftliher Genofjenichaftsverbände. Zweck der 
Vereinigung ſoll es fein, unter Wahrung der Gelbjtändigfeit der Landes- 
organifation die landwirtichaftlichen Genofjenjchaftsverbände in den euro- 
päiſchen Staaten einander näher zu bringen, Erfahrungen auf dem genofjen- 
ihaftlichen Arbeitsgebiete auszutauschen und das landwirtjchaftliche Ge— 
noſſenſchaftsweſen auch materiell einheitlich zu fördern. 
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19. Mai. (Brieg.) Unter Teilnahme des Bundespräfidenten 
und des Königs von Italien wird der Simplontunnel feierlich ein- 
geweiht. 

19. Juni. Eine Bolksabjtimmung genehmigt mit 238000 
gegen 145000 Stimmen das Lebensmittelgejeb. 

11. Zuni bis 6. Juli. (Genf) Eine internationale Kon 
ferenz berät über die Revifion der internationalen Genfer Konven— 
tion (Rote Kreuz-Konvention). 

27. Juni. Nationalrat und Ständerat genehmigen den Bei— 
tritt zur internationalen Zuderkonvention. 

1. Juli. Da die Verhandlungen mit Spanien über Ver— 
längerung de3 Handelöproviforiums jcheitern, wird der General: 
tarıf unter Erhöhung feiner Zolljäße von 20 Franca auf 30 Francs 
für Mandeln, Korkholz, Wein und getrodnete Fiiche gegen Spanien 
angewendet. 

Juli. Eine jozialdemokratifche Agitation zur Herbeiführung 
eines Referendums über die verfchärfte Politik gegen die Anarchiften 
erhält nicht die notwendige Zahl von 30000 Unterjchriften. 

Mitte Juli. (Zürich.) Bei Streiks fommt e3 zu Angriffen 
auf die Polizei, Militär wird aufgeboten, anardiftifche und anti= 
militariftiiche Agitatoren werden verhaftet, das Streifpoftenftehen 
wird verboten. 

30. Juli. Der Handelövertrag mit Frankreich wird abge— 
ichlofjen. Der status quo dauert bis zum 20. November fort; 
beide Regierungen verpflichten fich, die Genehmigung ihrer Parla- 
mente einzuholen und jpätejtens am 20. November zum Austaufch 
der Ratififationen zu fchreiten. 

Mitte Auguft. Der Bundesrat weift zahlreiche fremde jozial- 
demofratijche Agitatoren aus. Zürich erläßt Verbote gegen Straßen- 
demonjtrationen, um den fortgejeßten Ausftänden in der Züricher 
Induſtrie entgegenzutreten. 

1. September. (Bern.) Die Schweiz und Spanien jchließen 
einen Handelövertrag. Die Differentialtarife werden aufgehoben, 
beide Länder behandeln fich als meijtbegünftigte. 

1. September. (Interlaken.) Eine ruffiiche Anarchiftin er- 
mordet einen Parifer Kurgaft, den fie für den früheren Minifter 
des Innern Durnowo hält. 

17. September. (Bern.) Tagung der internationalen Arbeiter: 
ſchutzkonferenz. 
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Mitte November. Handelöverträge. 


Der Handelövertrag mit Spanien wird genehmigt (15. November), 
über den Handelövertrag mit Frankreich wird beichloffen, daß der Bundes— 
rat Vollmacht erhält, die Ratififationsfrift für die Handeldübereinfunft mit 
Frankreich bis längftens zum 23. November zu verlängern und bis dahin 
die provijorische Vereinbarung fortdauern zu laffen. Wenn aber die Rati- 
fifation durch den franzöfiichen Senat bis zum 23. November nicht erfolgt 
jein follte, jo joll dann die Uebereinkunft al3 hinfällig betrachtet werden. — 
Am 22, findet die Ratififation ftatt. 


21. Dezember. Der Nationalrat genehmigt mit 105 gegen 
4 Stimmen da3 Geje über Militärreorganifation. 


Es enthält eine mwejentliche Verlängerung der Zeit auf den Refruten- 
ſchulen und Offiziersichulen, jowie die Erweiterung der Pflichten und Kom— 
petenzen der höheren Truppenführer, und unter anderem die Beftimmung, 
daß die Familien von einberufenen Wehrmännern im Falle der Not vom 
Bunde unterjtügt werden. Ferner ift darin ausgeiprocdhen, daß, wenn 
Konflikte wirtichaftlicher Natur die Ruhe im Innern gefährden oder ftören, 
das dadurch notwendig werdende Truppenaufgebot einzig zum Zwecke der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung erfolgen darf. 


X, 
Belgien. 


Januar. (Kammer) Antwerpener Befejtigungsvorlage. 
(Vgl. 1905.) 


Am 12. wird mit großer Mehrheit die Trennung der Antwerpener 
Hafenvorlage von der Feltungsvorlage bejchloffen, wodurd der grund«- 
legende Artifel 1 de3 Gejegantraged verworfen wird. Ein Antrag, ich 
für Berteidigungdmaßregeln im allgemeinen auszujprechen, wird abgelehnt. 
Einen Rüdtritt, den die äußerjte Linke fordert, lehnt die Regierung ab. — 
Um 17. wird nad) langen Verhandlungen zwiſchen der Regierung und der 
Rechten ein von der Regierung empfohlener Antrag mit 80 gegen 77 Stimmen 
angenommen, daß die Durchführung eines Berteidigungsplanes oberhalb 
Antwerpens von der Bredaer Ehaufjee ab und an der Scelde durch ein 
Sondergefeg oder durch das Budgetordinarium beftimmt werden jolle. 
Hierauf wird Artikel 2 der Vorlage über Enteignung der für die Neu- 
anlagen nötigen Grundjtüde angenommen. — Es wird viel bemerkt, daß 
die Beichlüffe vom 12. und 17. einen Widerjprud enthalten. — Am 24. 
wird das Gejeg mit 82 gegen 77 Stimmen genehmigt. Darin ift der von 
der Megierung urſprünglich verlangte Befeftigungsfredit von 208 auf 
38 Millionen vermindert worden. 


Ende Januar. Anfang Februar. Die belgifche Prefje ſpricht 
Befürchtungen vor einer plößlichen deutjchen Invafion aus; es 
würden jchon Truppenmafien an der Grenze angefammelt. Das 
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halbamtliche „Journal de Bruxelles“ weiſt ſolche Gerüchte jcharf 
zurüd; Deutjchland denke nicht an eine Bedrohung der belgifchen 
Neutralität. 

Februar. Debatte über den Kongoſtaat. 


Am Parlament und in der Preffe finden lebendige Diskuffionen 
über den Kongoftaat und jeine Verwaltung ftatt. Die Regierung ver- 
teidigt ihn, die Flerifale Partei ift geteilt, die Sozialdemofratie greift ihn 
jharf an. — Am 2. März genehmigt die Kammer mit 80 Stimmen bei 
54 Stimmenthaltungen folgenden von der Regierung gebilligten Tages- 
ordnungsantrag des Abg. Beernaert: Durhdrungen von dem Gedanken, 
der bei der Gründung des unabhängigen Kongoftaates leitend war, ſowie 
in voller Achtung der Berliner Akte, jpricht die Kammer allen denen, die 
fi) dieſem Ziviliſationswerk gewidmet haben, ihre Anerkennung aus und 
geht im Vertrauen auf die vom Reformausſchuß auf Grund der Schluß— 
folgerungen des von dem Kongoſtaate eingeſetzten Unterſuchungsausſchuſſes 
auszuarbeitenden Vorſchläge zur Tagesordnung über und beſchließt, un— 
verzüglich zur Prüfung der Geſetzvorlage vom 7. Auguſt 1901 betreffend 
die belgiſchen Kolonien zu ſchreiten. 


13. März. Der Senat genehmigt die Antwerpener Kredit— 
vorlage mit 53 gegen 31 Stimmen bei 11 Stimmenthaltungen. 

23. April. Das Schulſchiff „Smet de Naeyer“ geht mit 
33 Mann im Golf von Biscaya unter. 

27. Mai. Bei 85 Neuwahlen für die Kammer verlieren die 
Klerifalen mehrere Mandate, jo daß ihre Mehrheit auf 12 finkt. 
Zufammenfegung: 89 Klerifale, 45 Liberale, 31 Sozialijten, 1 chrift= 
licher Demokrat. 

Anfang Juni. Kundgebungen über den Kongoftaat. 


Amtlih wird der Bericht über die Reformvorjchläge der zur Unter- 
juhung der Berhältniffe im Kongoſtaat eingejegten Kommijjion veröffent- 
liht. Die von der Kommiſſion empfohlenen Maßnahmen beftehen u. a. 
in einer größeren Ausdehnung des Landbefiges der Eingeborenen, in der 
den Eingeborenen gewährten Möglichkeit, die Steuern in Arbeiten oder 
Produkten zu entrichten, in einer Verbejjerung des Trägerſyſtems, in der 
Beftimmung, dag e3 dem Staat allein zuftehen jolle, Operationen mit 
bewaffneter Hand durchzuführen, in der Einführung einer Steuer aus dem 
Gewinn der im Kongoftaat konzeſſionierten Gejellihaften, in der Errichtung 
von Schulen für die Eingeborenen und einer Verbefjerung des Gerichts 
wejend. Durch Dekret des Königs wird ein aus neun vom König er- 
nannten Mitgliedern beftehenden Kongorat gejchaffen, der die ihm vom 
Souverän des Kongoftaates zugetviejenen Fragen der Politik und der Re- 
gierung zu prüfen haben wird. — Zugleich mit dem Bericht find zwei 
Briefe veröffentlicht, in demen der König die ihm vorgeichlagenen Maß— 
nahmen gutheißt und den Kongoftaat als jeinen Beſitz in Anjpruc nimmt, 
da er durch ihm und mit feinen eigenen Mitteln gejchaffen worden fei. 
Eine Einmifhung Fremder würde eine Ufurpation fein. In den Briefen 
wird weiter der Wunſch ausgeſprochen, daß Belgien den Kongoftaat mit 
allen feinen Laften und Vorteilen übernehmen folle, jobald der geeignete 
Beitpunft gefommen jei. Es wird in dem Schreiben der Gedanke be— 
fämpft, eine verantwortliche Regierung oder ein Parlament für den Kongo- 
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ftaat zu jchaffen. Ferner wird eine Erhöhung der Geldmittel zur Be- 
fämpfung der Schlaffrankheit gefordert und an die Abſchaffung der Skla— 
verei und das Verbot der Einfuhr von Alkohol erinnert. 

Die engliſche Regierung betont demgegenüber das Einmifchungs- 
recht Englands auf Grund der Beltimmungen der Berliner Kongoakte und 
fordert die folgenden Dinge: 1. Bürgſchaft für die menschliche Behandlung 
der Eingeborenen, 2. Aufhebung der Staat3- und Krondomänen und des 
damit verbundenen Handeldmonopol3 de3 Staates, 3. Befeitigung des 
Monopol der Handelsgejellichaften, welches mit den Beftimmungen des 
Berliner Afrikavertrages zur Wahrung der internationalen Handelsfreiheit 
im Kongobeden im Widerjpruch fteht, 4. Gewähr für, eine unparteiijche 
und unabhängige NRechtfprechung. 

Ende Juni. Der Generaljtab veröffentlicht eine Denkſchrift 
über die militärifche Lage: 

Er verlangt darin die Neubefeftigung Antwerpens und den Aus- 
bau der Maasfeftungen bis an die franzöfiihe Grenze (fie beftehen näm- 
lich zurzeit nur zwiſchen Lüttich und Namur), die Einführung des perjön- 
lichen Heeresdienſtes und die Schaffung eines Nejerveoffizierforpe. Der 
Generaljtab berechnet, daß das belgische Heer, wenn es eine wirfjame Landes- 
verteidigung fichern joll, eine Kriegsftärfe von mindeften 250000 Mann 
haben muß, wa3 nur durch die Einführung des perjönlichen Heeresdienftes 
ermöglicht werden fann. Uber das gegenwärtige, in der Zahl ſehr be- 
ichränfte belgijche Offizierforps wäre nicht ausreichend, eine ſolche Armee 
zu befehligen. Zu diejem Zwecke muß alfo ein bejonderes Rejerveoffizier- 
forp3 herangebildet werden, wie e3 in Deutjchland und Frankreich beiteht. 

26. Juli. Das Gejeh über Sonntagsruhe tritt in Kraft. 
63 verbietet, „andere Perfonen, als die Angehörigen der eigenen 
Familie, joweit diefelben mit dem Arbeitgeber zufammenmwohnen, 
und die Hausbedienjteten, an mehr als jechd Tagen in einer Woche 
zur Arbeit heranzuziehen“. 

Mitte Auguft. (Verviers.) Streik und Ausſperrung in 
der Woll- und Tuchinduftrie, weil die Arbeiter die Doppelftühle 
nicht dulden wollen. 

27. Auguft. (Brüfjel.) Auf dem niederländijchen Sprach— 
und Literaturfongreß wird die Frage eines niederländijch-belgifchen 
Bindnifjes erörtert. Die Angelegenheit wird vertagt, da der fran= 
zöſiſche General Langlois diefem Bunde einen antideutjchen Cha— 
rafter geben will. 

14. Oktober. (Monten.) Der Kongreß der Deutjch-Belgier 
bejchließt, energifch für die Sicherung und Durchfeßung der deut— 
ichen Sprache einzutreten. Hauptführer iſt Profefjor Kurth-Lüttich, 
daneben mehrere Geiftliche. 

16. Oktober. (Brüffel.) Die internationale Konferenz zur 
Revifion des Reglement über den Spirituojenhandel beginnt ihre 
Sitzungen. 
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27.November. 14. Dezember. (Kammer.) Debatte über den 
Kongojtaat, jeine Beziehungen zu England und Belgien. 


Auf eine Snterpellation ermwidert der Minifter des Auswärtigen, 
die belgijche Regierung habe von der engliihen Regierung feine Mit- 
teilung betr. die Beziehungen zwiſchen Belgien und dem Songoftaate er- 
halten. Die belgiſche Regierung werde im Bemwußtjein ihrer Rechte und 
der Rechte des unabhängigen Kongoftaates bei völlig uneingejchränfkter 
Freiheit des Handelns der Richtlinie folgen, welche ihr die beftehenden 
Anterejjen vorjchreiben. — Am 28. erflärt Minifterpräjident Smet de 
Naeyer, dab durd das Schreiben des Königs vom 3. Juni 1906 in feiner 
Weile das befannte Teftament des Königs eingejchräntt, daß im Gegenteil 
bei jeder Kundgebung des Königs jeit der Belanntgabe des Teftamentes, 
d.h. jeit 1891, der feſte Wille des Königs, den Kongo dem belgiichen 
Bolfe al3 Kolonie zu vermachen, verftärft zum Ausdruck gelangt jei. 
Wenn der König in dem legten Schreiben die Bedingungen und Voraus— 
jegungen genau umijchreibe, unter denen e3 Belgien freiftehen joll, ſich den 
Kongo anzueignen, jo geichehe das nur in der Abficht, fefte Vorjorge zu 
treffen, damit dem Kongo zum Vorteil Belgiens fein ganzer wirtichaftlicher 
Wert erhalten bleibe, und namentlih, damit Belgien aus der Uebernahme 
der Kolonie feine finanziellen LZajten erwadjen. Zur Uebernahme gehöre 
ein Gejeß, das den Kammern unterbreitet jei (befanntlich feit 1901), und 
das möglichit jchleunig, jedenfalld nocd) im Laufe der gegenwärtigen Tagung, 
zu verabjchieden jei. Er erinnere an das, was jeit 2O Jahren die Belgier 
ım Kongogebiet geleiftet haben, und fordere das Land auf, dafür dem 
König und jeinen Mitarbeitern den verdienten Dank zu zollen. — bg. 
Hymans (lib.): Er fei ein Berehrer des Königs und ein freund der 
Ktolonialpolitit und des Kongoftaated. Aber das Schreiben de3 Königs 
vom 3. Juni habe ihn und das Land beunruhigt; die jegige Regierung 
habe ein wertvolles Recht de3 Landes verjcherzt, indem jie das ei einem 
Bertrage beruhende Teftament des Königs 1901 verfallen ließ. Seitdem 
jei da3 Teftament aus einem zweijeitigen Aktenftüd ein einfeitiges geworden, 
an welchem die eine Seite (der König) nach Belieben Veränderungen und 
Beichränfungen vornehmen könne. Was ihn noch) mehr beunruhige, das 
jei, daß über den Aftiven und Bafjiven des Kongoftaates ein Schleier 
liege; über feine Schulden werden die widerjprechenditen Angaben gemadt. 
Unannehmbar für Belgien jei der im Schreiben des Königs erhobene An- 
ſpruch, daß Belgien allezeit die Kron- und Nationaldomäne ſowie die 
Stiftungen des Königs als unantaftbar betrachte, weil dadurd die Volks— 
fouveränität und die parlamentarische Kontrolle Tahmgelegt würden. Wenn 
Belgien jet an das Uebernahmegejeß herantrete, jo tue es das in voller 
Unabhängigkeit und Autonomie, und aud der Souverän des Kongoftaates 
müſſe bei der Ausarbeitung dieſes Gejeges ausgejchaltet werden, ebenjo- 
wenig aber dürfe dabei die NRüdficht auf das Ausland oder die Furcht 
vor fremden Drohungen mitwirken. Die Kammer habe fich ausjchließlich 
feiten zu laffen durch die Erwägung defjen, was Belgien frommt. Dazu 
bedürfe fie einer rüdhaltlofen Darlegung der wirklichen Berhältnifje des 
Kongoftaates, und dieſe hat die belgische Regierung zu beſchaffen. Die 
Erklärung der Regierung genüge nicht. 

Am 29. führt AJuftizminifter van den Heuvel aus: Der Abg. 
Hymans Habe zu Unrecht in den vom Souverän fejtgejegten Klaujeln zu 
jeinem Teftamente eine Beſchränkung der Rechte Belgiens erblidt. Sage 
doc der König in jenem Schreiben: „Die Souveränität, welche Belgien 
eined Tages über den Kongo ausüben wird, wird ihm von mir fommen 
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und jo fein, wie ich jie geftaltet habe.“ Die Rechte Belgiens ſeien un- 
beitritten und unbeftreitbar. Daß der König die Unveräußerlichfeit des 
Kongogebietes vorjchreibe, ferner die Achtung vor feinen Stiftungen und 
Berträgen ſei etwas, mas ebenjo in und für Belgien gejegliche Gültigkeit 
habe. Die Krondomäne jei im Kongo, was in Belgien die Bivillifte jei; 
auch über diefe verfüge der König frei. In ähnlicher Weife jucht er unter 
heftigem Widerſpruch der Linken die vom König angeordnete Einjegung 
einer niemanden verantwortlichen Verwaltungskommiſſion für die Kron- 
domäne de3 Kongoftaates zu rechtfertigen. — Abg. Woeſte (Flerifal): 
Falſch ſei die engliiche Auffafjung, wonach der Kongoſtaat eine Schöpfung 
der Berliner Konferenz ift, während der Kongoftaat jchon vor der Kon— 
ferenz als Staat von allen Großmächten anerfannt gemwejen jei und als 
Staat an der Konferenz mitgewirkt habe. Die Konferenz habe nur den 
Zweck gehabt, die Grundjäge feitzulegen, welche für jämtliche Beligmächte 
im Stromgebiete des Kongo Hinfichtlid der Schiffahrt, des Handels, der 
Miffionstätigfeit u. |. w. bindend jein jollten. „Demnach beſitzt feine diejer 
Mächte irgend ein Kontroll- oder Snterventionsrecht bei irgend einer diejer 
Mächte und alfo auch nicht beim Kongoſtaate.“ Was die Handeldmonopole 
im Kongo angeht, jo jeien fie unumgängliche Berwaltungsmaßnahmen. 
Die Autofratie im Kongo jei notwendig; fie ftehe aber unter der Kontrolle 
der Prefje und des Parlaments. 

Am 14. Dezember wird die Debatte abgejchloffen mit einer gegen 
die Sozialdemokraten angenommenen Tagesordnung, wodurch grundjäglid) 
die Einverleibung des Kongojtaates ausgeſprochen wird, unter der Erflä- 
rung, daß die im Königsbrief vom 3. Juni niedergelegten Bedingungen 
nur Wünjche find und die abjolute Autonomie Belgiens über die fünftige 
Kolonie gewahrt bleibt. — Die Regierung erklärt ihr Einverftändnis 
namens de3 Königs mit dieſer Tagesordnung. Demnach ift die Ueber- 
nahme de3 Kongojtaates durch Belgien gejeglich gefichert. 


XI. 
Niederlande, 


Mitte März. Überſchwemmungen in Seeland richten große 
Verheerungen an. 

24. Juli. (Haag.) Das Amtsblatt teilt mit: Ein leichtes 
Unwohlſein der Königin hat die Hoffnung, welche man während 
einiger Zeit gehegt hatte, vernichtet. Der Geſundheitszuſtand der 
Königin iſt jehr zufriedentellend, jo daß ihre Wiederherjtellung in 
nächſter Zeit zu erwarten iſt. 

18. September. Die Königin eröffnet die Generaljtaaten. 

Anfang Oktober. Die Regierung richtet eine Note an die 
Mächte, worin fie die Einberufung der zweiten Friedenskonferenz 
wegen der geringen Dringlichkeit der auf der Tagesordnung jtehen- 
den Fragen verjchiebt. 
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5. Dezember. (Zweite Kammer.) Erklärung über aus: 
wärtige Politik und Neutralifierung. 


Auf die Anfrage mehrerer Redner erwidert Minifter des Auswär- 
tigen van Goudrian, die Regierung beabjichtige weder die Aufnahme 
der Frage ber allmählichen Abrüftung noch⸗ die der Neutralitätserklärung 
Hollands in das Programm der zweiten Haager Friedenskonferenz zu be— 
antragen. Die legtere Frage müßte durd einen internationalen Vertrag 
geregelt werden. Aber er, der Miniiter, jei der Anficht, dab die Vorteile 
einer Neutralitätserflärung für Holland geringer jein würden als die 
damit verbundenen Gefahren. Hollands Politik müſſe zurüchaltend, aber 
unabhängig fein. 


XI. 
Danemarf. 


29. Januar. (Kopenhagen.) König Chriftian IX. f. 

Geboren als Sohn de3 Herzog Wilhelm von Scleöwig-Holftein- 
Sonderburg-Glüdsburg und der Prinzejfin Luiſe von Heffen am 8. April 
1818 zu Gottorp. Am 26. Mai 1842 vermählte er fich zu Stopenhagen 
mit Luife, PBrinzeffin von Heſſen-Kaſſel. Durch den Londoner Vertrag 
vom 8. Mai 1852 und das dänische Thronfolgegejeg vom 31. Juli 1853 
zum dänijhen Thronfolger beftimmt, trat er am 15. November 1863, nad) 
dem Tode ſeines Oheims Friedrich VII. die Regierung an, — Sein Nach. 
folger ift jein Sohn Friedrich, geboren 3. Juni 1843, 


9. Februar. (Holkething.) In der Beratung der Bivillifte 
erklärt Klauſen (Soz.), die Sozialdemokratie würde immer bereit 
fein, mit einem verfaffungsmäßigen König für die Förderung des 
Wohles und die Ehre des VBaterlandes zu arbeiten. 

18. Februar. (Kopenhagen.) Feierliche Beifehung König 
Chriſtians. Kaifer Wilhelm nimmt daran teil. 

29. Mai. Bei den Wahlen zum Folkething erhält die Reform— 
partei 55 (bisher 58), die radifale Linke 11 (15), die gemäßigte 
Linte 9 (12), die Sozialdemofratie 24 (16), die fonfervative Partei 
13 (11) Mandate. 

21. September. Bei 27 Wahlen zum Landsthing verlieren 
die Konfervativen 1 und die Liberalen 5 Mandate an die Sozial: 
demofraten und Radikalen. 

1. DOftober. Der König eröffnet den Reichstag und betont, 
daß die Beziehungen zu den fremden Mächten freundjchaftlich und 
gut jeien. 
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XII. 
Schweden. 


15. Januar. Der König eröffnet den Reichſtag. Thronrede. 
Budget. 


Die Thronrede ftellt feit, daß den gefahrdrohenden Tagen des ver- 
gangenen Jahres ruhigere Zeiten gefolgt und daß die Beziehungen zu den 
fremden Mächten befriedigend jeien. Es merden Vorlagen angekündigt 
betreffend die Erweiterung des Wahlrechtes zur Zweiten Sammer, betreffend 
die Alteröverficherung, betreffend die Verurteilung, betreffend die Erhöhung 
der Ausgaben für Heer und Marine. 

Das Budget balanziert mit 193583000 Kronen. Ein Defizit von 
14,8 Millionen —— ſoll durch Steuererhebung gedeckt werden. 


24. Februar. Die Regierung bringt eine Wahlvorlage ein. 


Hiernach wird die Mitgliederzahl der Zweiten Kammer 165 für das 
Land und 65 für die Städte betragen. In jedem Wahlfreije wird ein 
Vertreter durch Mehrheitswahl gewählt. Die größeren Städte werden in 
Wahlkreife mit je einem Bertreter geteilt. Wahlberechtigt ift jeder un— 
bejholtene Mann nad) dem vollendeten vierundzwanzigften Lebensjahre. 
In die Zweite Kammer fann nur gewählt werden, wer in dem Wahlfreife, 
oder, wenn es fi um eine Stadt mit mehreren Wahlfreifen handelt, in 
einem bderjelben das Wahlrecht hat. Bei den allgemeinen Wahlen ift die 
abjolute Mehrheit erforderlich, bei Stichwahlen die einfache Mehrheit. Die 
Einteilung der Wahlfreije wird alle neun Jahre vom König feitgejegt. 


14.115. Mai. Ablehnung der Wahlvorlage. 


Die Erjte Kammer verwirft mit 126 gegen 18 Stimmen den 
Wahlrechtsenttwwurf der Regierung und nimmt mit 118 gegen 26 Stimmen 
einen Antrag an, betreffend das allgemeine Wahlrecht mit Proportional- 
wahlen zu beiden Kammern und Herabjegung der Wahlperiode der Erften 
Kammer von neun auf ſechs Jahre. — Die Zweite Kammer genehmigt 
den Negierungdentwurf mit 134 gegen 94 Stimmen. 


23. Mai. Beide Kammern de3 Reichstags genehmigen mit 
großer Mehrheit den Handelövertrag mit Deutjchland. 


29. Mai. Kabinettswechſel. 


Das Minifterium erjuht den König, wegen der abweichenden Be- 
ichlüffe beider Kammern in der Wahlrechtsfrage Neumahlen zur Zweiten 
Kammer auszufchreiben, um den Wählern Gelegenheit zu geben, ſich über 
den von der Erjten Kammer angenommenen Wahlrecht3entwurf auszu- 
fprechen. Nach reifliher Erwägung antwortet der König, dab er dad An- 
juchen des Kabinetts nicht annehmen und Neuwahlen zur Zweiten Kammer 
nicht ausschreiben Tafjen könne, mweil er ein ſolches Vorgehen weder als 
logiſch noch als parlamentariich richtig anjähe. Infolge Hiervon reichen 
jämtliche Mitglieder der Regierung ihr Abſchiedsgeſuch ein (25. Mai). — 
Am 29. wird folgendes Kabinett gebildet: Lindemann Minifterpräfident 
und Minifter ohne Portefeuille, Beifiger beim höchſten Gericht Albert 
Peterſſon Yuftizminifter, Admiral Dyrfien Marine, Rektor Juhlin Inneres, 
Swarg Finanzen, Hammarjfjöld Kultus, Alfred Peterſſon Landwirtichaft. 
Der bisherige Minijter des Aeußeren Tvolle und Kriegsminifter Tingften 
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behalten ihre Portefeuilles. Zu Miniftern ohne PBortefeuille werben ferner 
ernannt: der Beijiger beim höchſten Gericht Hederftjerna und Landes- 
jefretär Roos. 


11. September. Beſuch des Königs von Dänemark in Stodholm. 


September. (Stodholm.) Mehrere finnijche Anardiften, 
die eine Bank zu plündern fuchen, werden verhaftet. 


November. Verhandlungen mit Deutjchland finden ftatt über 
den Erport von Eifenerzen. 


XIV. 
Norwegen. 


März. In den Lofoten werden durch Schneeftürme über 
20 Dienfchen getötet; am 2. geht bei Bergen der Dampfer „Thor“ 
mit 33 Menfchen unter; auch die Drontheimer Fifcherflotte erleidet 
Berlufte. 

7. April. Ein Geſetz beftimmt, daß das Eigentumd- oder 
Nutzungsrecht an Waflerfällen nicht von fremden Staatsbürgern 
oder Gejellichaften ohne fpezielle königliche Genehmigung erworben 
werden fann. 

23. Mai. (Ehriftiania.) Henrik Ibſen }. Er wird am 
1. Zuni unter großer eierlichkeit, an der der König teilnimmt, 
auf Staatskoſten beerdigt. 

12. Juni. (Drontheim.) Krönung des Königspaares. 

20.21. Juni. (Chriftiania.) Internationale Eifenbahn- 
fonferenz. 

8. Zuli. (Drontheim.) Zuſammenkunft zwifchen dem 
Deutichen Kaifer und dem Königspaar. 

September. Bei den Storthingswahlen erhält die Regierung 
eine Mehrheit. 

22. Oktober. Der König eröffnet das Storthing. 


In der Thronrede Heißt es: Indem Ich zum erften Male die Freude 
habe, die Verhandlungen des Storthings zu eröffnen, heiße Ich die Ver— 
treter der Nation willlommen zu ihrem verantwortungspollen Wirfen mit 
Meinen heißeften Wünjchen, daß diejes Wirken dem Baterlande zum Heile 
gereihen möge. Unfere Beziehungen zu allen fremden Mächten find be- 
friedigend. Unſerem Baterlande ift feit der Durchführung der Selbjtändig- 
feit mit großer Sympathie jeitens des Auslandes begegnet worden, was 
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Mir in mannigfaher Weije zu erfennen gegeben worden ijt, nicht zum 
wenigften bei der Krönung in Drontheim. Es ift Meine fichere Hoffnung, 
daß Diejed gute Verhältnis aud in Zukunft bewahrt bleibt. — Sodann 
wird hervorgehoben, daß Anzeichen von langjamer Beſſerung der Konjunf- 
turen vorhanden jeien, weshalb man auf Steuererleichterungen bei der 
Aufftellung des nächften Budgets hoffe, ebenjo wie die Beflerung in den 
Ermwerböverhältniffen dazu mitgewirkt habe, daß die Abrechnung für das 
Finanzjahr 1905/06 ohne wejentlichen Fehlbetrag abgejchlofjen werden fonnte. 
Der Voranichlag des Budget? 1907/08 Habe aud mit einem Ueberjchuß 
aufgeftellt werden können. 


1. November. (Storthing.) Programmatijcher Beſchluß. 


Nach mehrtägiger Debatte über die Adreſſe verwirft das Storthing 
mit 115 gegen 6 Stimmen eine Tagesordnung, nach der dad Zujammen- 
arbeiten zwijchen Regierung und Storthing auf der Grundlage des Pro- 
gramms der Linken erfolgen muß. Das Storthing genehmigt darauf mit 
103 gegen 18 Stimmen folgende, von dem Storthingpräjidenten Berner 
beantragte Tagesordnung: Unter Hinweis auf die Ausführungen des 
Minifterpräfidenten über das Verhältnis zwijchen dem Programm der 
Linfen und dem der Regierung, welche die Möglichkeit für ein parlamen- 
tarijche8 Zufammenarbeiten bieten, erklärt ſich das Storthing bereit, die 
Löſung der vorliegenden bedeutenden nationalen, finanziellen und jozialen 
Fragen unter dem Zuſammenwirken mit der Regierung anzuftreben. — 
Der Minifterpräfident hatte jich mit der Tagesordnung einverjtanden erflärt. 


7. November. (Minifterwechjel.) Der Finanzminifter 
Hagerup Bull und der Aderbauminijter Vinje treten zurüd, an 
ihre Stelle treten Abraham Berge und Svend Aarreſtad. 


XV. 
Rußland. 


1. Januar. Die Regierung veröffentlicht eine optimiſtiſche 
Darftellung der inneren Lage; die Truppen feien troß einiger 
Meutereien dem Thron treu geblieben. 


Anfang Januar. Fortjchreitende Beruhigung. 

Auf Veranlaffung der Behörden von verjchiedenen Orten werden 
Bauernverfammlungen veranftaltet, um den Bauern die verhängnisvollen 
Folgen Mar zu machen, die fi) aus den Beichlüffen, die Steuerzahlungen 
in verweigern, für fie ergeben müßten. Die an die Bauern gerichteten 

ahnungen fruchten; die Bauern erflären, von ſolchen Beichlüffen abzu— 
ftehen. — Der Bahnverkehr im Umfreife von Moskau wird twiederhergeftellt; 
viele Agitatoren werden in Petersburg und Moskau verhaftet. — In den 
baltiihen Provinzen werden die Revolutionäre allmählich niedergemworfen, 
die verjagten Behörden wiederhergeftellt. Ir Riga wird eine Dragoner- 
abteilung überfallen und niedergemacht, dafür werden über hundert Ar- 
beiter, die jich weigern, die Mörder zu nennen, getötet. Es finden zahl- 
reiche ſummariſche Erefutionen von Maſſen aufrührerijcher Letten ftatt. 

Anfang Januar. (Petersburg) Im Marineminifterium 
werden drei bejondere Kommiſſionen zur Unterfuchung der Vor— 
gänge in der Seejchlacht bei Tſuſchima eingefeßt. 

Anfang Januar. Der frühere Finanzminifter Kokontzoff unter» 
handelt in Paris um eine Anleihe von 800 Millionen Francs. 

Anfang Januar. Der heilige Synod ordnet an, daß die 
Geijtlichen, die während der Unruhen die Regierungsmaßnahmen 
ihren Gemeindemitgliedern gegenüber in gejegwidriger Weile be= 
leuchtet haben, aus dem Amte zu entfernen und gerichtlich zu ver— 
folgen jeien. 

Anfang Januar. In Polen werden zahlreiche polnifche 
Blätter unterdrüdt, viele Redakteure und Agitatoren in vielen 
Berufsftänden verhaftet. 
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7. Januar. Der Statthalter des Kaukaſus meldet, daß die 
revolutionäre Bewegung fich wieder verftärft habe, die Agrar- 
bewegung wieder gefährlich werde und die Kämpfe zwijchen den 
Armeniern und Tataren fortdauerten. — Im Laufe des Januar 
lauten die Nachrichten immer drohender. 


11. Januar. Über das Budget für 1906 wird befannt gemacht: 


Im DOrdinarium find die Einnahmen auf 2027858774 Rubel und 
die Ausgaben auf 2018076550 Rubel feftgejegt worden. Die Einnahmen 
überfteigen die Ausgaben um 9782224 Rubel. Im Ertraordinarium be- 
tragen die Einnahmen 2 Millionen; diejenigen aus den bevorftehenden 
Kreditoperationen 481114001 Rubel; die Ausgaben betragen 492896 225 
Rubel. Die Gejamteinnahmen und -Ausgaben balanzieren mit 2510972775 
Rubel. An Einnahmen werden erwartet in runden Millionen: direkte 
Steuern 148, indirefte 424, Gebühren 108, Staatsregalien 641, Staat- 
eigentum und Kapitalien 58, Ablöjungszahlen 35, Erjag von Ausgaben 
der Reichsrentei 80, verjchiedene Einnahmen 5. Bon den ordentlichen Aus- 
gaben entfallen in runden Millionen: für Zahlungen für die Staatsſchuld 
334, höchſte Staatsinftitutionen 6, Synod 29, Hofminifterium 16, Aus- 
wärtiges 5, Krieg 374, Marine 104, Finanzen 342, Handel und Induſtrie 
37, Ugrarwejen und Landwirtichaft 36, Inneres 131, Volksaufklärung 44, 
Verkehrswege 477, Zuftiz 52, Reichskontrolle 9, Reichsgeſtütsweſen gegen 2. 
Außerordentliche Ausgaben: Mit dem rujfiich-japanischen Krieg verbundene 
Ausgaben 405375775, Ausbau von Eijenbahnen 42335250, Unterftügung 
an die Bevölkerung der von Mißwachs betroffenen Gouvernement3 30 Mil- 
lionen, Darlehen zur Wiederherjtelung der Naphthawerke 15, Darlehen 
für Wegebauunternehmen 155,2 Millionen. 


14. Januar. Der Berwejer des Minifteriumsd des Innern 
Durnowo wird zum Minijter ernannt. 


16. Januar. (Petersburg.) Die Mitglieder des Arbeiter- 
belegiertenrates, 22 Perjonen, werden verhaftet. Nach Behauptung 
der ruffiichen Regierung find es Revolutionäre, die dem Arbeiter- 
ftande gar nicht angehören. 


22. Januar. Amtliche Mitteilung über die Vorbereitungen 
der Revolutionäre. 


Nach dem „Regierungsboten” find feit Anfang Dezember 1905 in 
St. Petersburg, Moskau, Niihni Nowgorod, Tula, Penſa, Roftow a. Don, 
Selaterinoslam, Odeſſa, Nikolajem, Kiew, Ewinſk, Wilna und Riga ent- 
dedt worden: 8 Laboratorien und Bombenwerkftätten, 258 fertige und un- 
gefüllte Bomben, gegen 2000 Pfund Pulver, über 400 Pfund Dynamit, 
Patronen in großer Zahl, davon auf dem Bahnhof Moskau der Moskau— 
Rjäſanbahn allein 100000 Stüd, in Selaterinoslam zwei Waggons mit 
Patronen und Dynamit, ferner Gewehre, Nevolver und blante Waffen, 
jowie eine Signalfanone, auf der Fabrif Proſchorow in Moskau drei ver- 
befjerte engliſche Majchinengemwehre. 


Ende Januar. (Gomel.) Blutiger Kampf zwijchen Auf: 
fändijchen und Truppen. Viele Gebäude werden niedergebrannt. 
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28. Januar bis 5. Februar. (Petersburg.) DVerfammlung 
von Vertretern der Mohammedaner. 


Die Verſammlung beſchließt, fich Feiner der beftehenden politifchen 
Parteien anzujchließen, und mas die Reichsduma betrifft, fich jelbftändig 
zu halten und das Verlangen zu ftellen, daß man ihnen auf je eine Million 
Mohammedaner einen Abgeordneten bewilligen jolle. Ferner wird der 
Wunſch geäußert, daß künftig die Muftis und deren geiftliche Stellvertreter 
nicht mehr wie bisher von der Regierung angeftellt, jondern durch Lofale 
Wahlen nominiert werden möchten. Es wird beichlofjen, die Rejultate der 
Beratung der mohammedanijchen Bevölkerung Rußlands mitzuteilen. Es 
jollen in allen Gouvernements mit mohammedanijcher Bevölkerung Bureaus 
ge werden, um zu den Wahlen für die Reichsduma Vorbereitungen 
zu treffen. 


8. Februar. Ein Ukas bejtimmt folgende Anderung der 
Gewerbefteuer: 


Die zur Beröffentlihung ihrer Rechenjchaftsberichte verpflichteten 
Unternehmungen, deren Reingewinn 3 Prozent des Grundfapital3 über- 
fteigt, find unter Beibehaltung der Gemwerbe- und Kapitalfteuer mit einer 
Prozentfteuer vom Reingewinn, wenn diejer ſich zwijchen 3 und 20 Prozent 
bemwegt, zu belegen, weldhe von 3 bis 14 Prozent anfteigt. Die Rein- 
einnahmen, melde über 20 Prozent des Grundfapital3 betragen, unter- 
liegen außerdem einer 1Oprozentigen Steuer. Die Direktoren und Ber- 
waltung3mitglieder aller Unternehmungen, die zur Beröffentlihung der 
NRechenichaft3berichte verpflichtet find, haben von ihrem Jahresgehalt und 
ihren Gratififationen, die fie von einem oder mehreren Inſtituten erhalten, 
eine Prozentftener in der Höhe von 1 bis 7 Prozent zu entrichten. Leb- 
es gilt für Jahresgehälter in der Höhe von 20000 Rubel und 

arüber. 


Mitte Februar. NRechtszuftände in Rußland. 


Die „Kölnische Volkszeitung“ bringt hierüber folgenden Bericht vom 
11. Februar: „Die NRechtiprehung ift heute für einen großen Teil Ruß- 
lands ilfujorisch geworden, nicht nach irgend einem beftimmten Syſtem, 
jondern nad der Willfür jedes einzelnen Generalgouverneurs, gegen welche 
jelbft die Zentralregierung nicht3 ausrichten fann. Das Minifterfabinett 
gibt wohl Weifungen, aber der Generalgouverneur läßt fie unter den 
grünen Tiſch fallen und meldet höchftend dem Zaren, daß er für eine 
Ruhe feines Gebietes nur dann bürgen könne, wenn er freien Spielraum 
habe. Der Kommandierende des Odeſſaer Militärbezirfes Baron Kaulbars, 
der fi in dem Kriege gegen Japan fo wenig ausgezeichnet Hat, pro- 
famiert, daß er auf ‚abminiftrativem Wege‘ Todesftrafen verhängen werde, 
der Kommandierende des Geſchwaders im Schwarzen Meere, VBizeadmiral 
Tſchuchnin, gegen den fürzlich ein Attentat erfolgte, gibt fund, daß er in 
dem Prozeß gegen die Meuterer auf dem Kreuzer Otſchakoff keine Kaſſations— 
Hage zulafjen werde. Andere Generalgouverneure wieder vermwerfen ſolche 
Willkürakte. In dem Gouvernement Sambow 3. B. wird der Prozeß gegen 
die Mörderin des Generaladjutanten Sacharoff nicht dem ordentlichen Ge— 
richt entzogen, da ja auch dieſes auf Todesftrafe erkennen fann. Am 
ſchlimmſten daran And heute die Vertreter der Staatsanwaltichaft. Gie 
wiſſen überhaupt nicht mehr, welche Befugniffe fie noch haben, ob fie die 
adminiftrative Einmijchung hinnehmen oder ob fie gegen diejelbe Einjpruch 
einlegen ſollen. Der Juſtizminiſter Afimoff läßt die Dinge gehen, wie fie 
wollen. Dafür läßt er fich aber auch auf das jorgfältigfte bewachen. Das 
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hat jelbft in den jchlimmften Attentatzzeiten noch fein Juſtizminiſter nötig 
ehabt; er galt jelbft den größten Revolutionären noch immer als ein 

ahrer des Rechtes ‚nach Möglichkeit‘, aber Herr Akimoff Hat es Heute 
nötig, weil er fi dem Minifter de Innern Durnowo auf Haut und 
Haare verjchrieben hat.“ 

22. Yebruar. (Moskau) Der Kongreß des „Verbandes 
vom 80. Oktober“ erklärt die fchleunige Einberufung der Duma 
ala das bejte Mittel zur Beruhigung ded Landes. 

23. Yebruar. Finanzlage. 

Das Organ des Grafen Witte, die „Ruſſkoje Goſſudarſtwo“, teilt 
mit, daß man, um die außerordentlichen Ausgaben des Budget3 zu deden, 
auf dem Wege von Kreditoperationen etwa 600 bis 700 Millionen Rubel 
in Gold werde beſchaffen müſſen. Da ed nun gegenwärtig unmöglich fei, 
dies unter den gewöhnlichen Kreditbedingungen zu tun, werde man zu 
mehr oder weniger ertremen Mitteln jeine Zuflucht nehmen müfjen, zu 
denen übrigens auch andere Staaten häufig gegriffen haben, wenn fie fich 
in ähnlichen jchwierigen Verhältniffen befanden, wie Rußland im gegen- 
wärtigen Augenblid. 


26. Februar. Ein Ufas über die Dumamwahlen jagt: 


Die Ruheftörungen im Innern, die mit einer Stodung der regel- 
mäßigen Verbindungen verfnüpft waren, verhinderten, daß mehrere Pro- 
vinzen zur rechten Zeit die Anmeijung erhielten. Um nım nicht die Ein- 
berufung der Duma zu verzögern, Ag wir es für notwendig, das 
Neglement zu ändern, wonach die Wahlen im ganzen Reiche an demfelben 
Tage vorgenommen werden, und bejtimmen, daß fie zu verjchiedenen Zeiten 
ftattfinden follen. Infolgedeſſen ordnen wir an: Die Wahlen in den Wahl- 
fomiteed werden an bejtimmten Tagen durch Faijerlihe Ukaſe feſtgeſetzt 
werden. — Die St. Peteräburger Telegraphen-Agentur kann mitteilen, dat 
bi3 zu dem durch den Ufas feftgejegten Termin für den Zufammentritt 
der Reichsduma die Wahlen in den meiften Provinzen beendet fein werden 
und die Duma mit mehr ald 350 Mitgliedern eröffnet wird. 

Der Eröffnungdtag ift der 10. Mai. 


Anfang März. (Sibirien) General Rennenfampf erklärt 
in einer Proflamation, daß im Falle eines politifchen Anſchlages 
auf eine Perfon feines Gefolges alle bei den Zruppenteilen und 
in den Gefängnifjen ala Geijeln fejtgehaltenen Perjonen erjchofjen 
werden würden. 

6. März. Ergänzung des Edikts vom 30. Oftober über die 
Reorganifation des Reichgrat3 und die Anderung des Reichsduma— 
geſetzes. 

In einem kaiſerlichen Manifeſt wird zunächſt mitgeteilt, daß die in 
dem Manifeſt vom 30. Oktober vorigen Jahres angekündigten — 
ſchen Arbeiten betreffend die Reorganiſation des Reichsrates und die Ab— 
änderung des Reichsdumageſetzes zum Abſchluß gekommen find. Danach 
werden die Duma und der Reichsrat, der zukünftig zu gleichen Teilen aus 
von dem faifer ernannten und aus gewählten Mitgliedern gebildet wird, 


alljährlich durch einen faijerlichen Ufas zu ihren Tagungen einberufen und 
ebenjo auch vertagt werden. Die Duma und der Reichgrat haben gleiche 
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gejeßgeberijche Befugniffe und Haben in gleicher Weife das Recht der Initia— 
tive bezüglich der Einbringung der Gejegesvorlagen und ebenfo das Recht, 
Fragen an den Minifter zu richten. Jede Gejegesvorlage muß, ehe fie 
dem Kaiſer zur Sanktion vorgelegt wird, von der Duma und dem Reichs— 
rate angenommen worden fein. Gejeßesvorlagen, die von einer der beiden 
gejeggebenden Körperichaften abgelehnt morden find, werden bem faijer 
nicht zur Sanktion vorgelegt. Die Duma und der Neichdrat haben beide 
das Recht, die Wahl ihrer Mitglieder für ungültig zu erklären. — Sn 
dem Manifeft wird ferner angefündigt, daß der Befehl zur Ausarbeitung 
der ſowohl da3 autonome Großfürjtentum Finnland mie das eigentliche 
Rußland interejjierenden Gejege durch bejonderen Ufas ergehen wird. Die 
Kundgebung jchließt mit der Erklärung des Kaiferd, er hege die fefte Hoff- 
nung, daß die Teilnahme von Vertretern de3 Volkes an der Gejeßgebung 
zur wirtichaftlichen Wohlfahrt des Neiches beitragen und die Einheit Ruß— 
lands feitigen werde. — Zugleich mit diefjem Manifeft werden Ufafe ver- 
öffentlicht, welche die neuen Gejege betreffend die Bildung der Duma und 
des Reichsrats enthalten. Die aus Wahlen hervorgehenden Mitglieder des 
Reichsrates werden für neun Jahre gewählt. Alle drei Jahre finden 
(ebenjo wie in Frankreich bei der Erneuerung des Senats) für ein Drittel 
diefer Mitglieder Erneuerungsmwahlen ftatt. Jede Semftwoverjammlung 
eines jeden Gouvernement3 wählt ein Mitglied. Sechs Mitglieder werden 
gewählt von den orthodoren Synoden, ſechs von Bertretern der Akademie 
der Wiſſenſchaften und der Univerfitäten, zwölf von den Vertretern des 
Handels, der Börfe und der nduftrie, 18 von den Vertretern des Adels 
und ſechs von den als Kongreß in Warjchau zufammentretenden Vertretern 
der Grundbefiger in Polen. Die Kongrefje von Vertretern des Adels, der 
Wiflenjchaften, des Handel3 und der Induſtrie treten zur Wahl ihrer Mit- 
lieder im Reichsrate in St. Peteröburg zufammen. In den Provinzen 
es europäifhen Rußland, wo feine Semſtwos bejtehen, treten an dem 
Hauptorte der Provinz die Kongreſſe der Vertreter der Grundeigentümer 
zujammen, um je ein Mitglied des Neichsrates zu wählen. Die Mitglieder 
des Neichsrate3 müſſen 40 Jahre alt und im Beſitze des Abiturienten- 
zeugnifjes jein. Der Präſident und der Vizepräfident des Reichsrats werden 
vom Kaiſer ernannt. Die gewählten Mitglieder des Reichsrats erhalten 
während der Tagung eine Entihädigung von 25 Rubel pro Tag. — Die 
Sitzungen de3 Reichsrats wie die der Duma find öffentlih. Der Schluß 
der Debatte fann durch einfache Stimmenmehrheit bejchlofjen werden. Weder 
der Reichsrat noch die Duma haben das Recht, Deputationen zu empfangen 
oder Bittichriften entgegenzunehmen. Die Minifter Fönnen Mitglieder der 
Duma fein und haben dann das Hecht, ihre Stimmen abzugeben. Die 
von den beiden gejeßgebenden Körperjchaften angenommenen Gejege werden 
durch den Präfidenten des Reichsrats der Sanftion unterbreitet. Die Mit- 
lieder der beiden Körperjchaften genießen während der Tagung perjönliche 
mmunität und Dürfen ohne die vorherige Genehmigung des Reichsrats 
bezw. der Duma nicht verhaftet werden, es jei denn, daß es ſich um die 
Ergreifung auf friiher Tat oder um die Verfolgung eines in Ausübung 
ded Amtes begangenen Bergehens handelt. 


7. März. (Finnland.) Der Senat bejchließt, daß das all- 
gemeine Wahlrecht für Männer und Frauen, die das 24. Lebens— 
jahr vollendet haben, eingeführt werden ſoll. Ausgeſchloſſen von 
der Teilnahme an den Wahlen ift, wer eine Armenunterjtügung 


genießt, wer nicht in den Gteuerliften fteht und wer injolvent ijt. 
24* 
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März. Der Minifter des Innern Durnomwo verhindert viele 
MWahlverfammlungen der Eonjtitutionelledemofratifchen Partei und 
verjchickt viele ihrer Kandidaten auf dem Verwaltungswege nad 
Jakutsk. Offiziös proteftiert Graf Witte im „Ruſſkoje Goſſudarſtwo“ 
dagegen. 

Mitte März. In vielen Gouvernements, die eine Mißernte 
gehabt haben, herrſcht Hungersnot und Viehjterben. 


18.30. März. Die Urwahlen zur Reichsduma verlaufen im 
allgemeinen ruhig und unter geringer Beteiligung. Die Sozial: 
bemofraten vereiteln vielfach die Beteiligung der Arbeiter. 


März. In vielen Städten finden Überfälle auf einzelne 
Perfonen, Banken u.f.w. ftatt. In Moskau raubt am hellen Tage 
eine Bande von 20 Bewaffneten einer Bank 850000 Rubel. 


19. März. (Otſchakow.) Leutnant Schmidt, der Haupt» 
führer der Rebellion in der Schwarzen Meerflotte, wird erſchoſſen. 
Während des fich lange Hinziehenden Prozefjes fordern Matrojen- 
verfammlungen jeine Begnadigung. 

Ende März. (Petersburg.) Über Berlufte während der 
Revolution und Entjhädigung wird mitgeteilt: 


Der Reichsrat Hat das von einer Speziallommijfion unter dem 
Vorſitz des Grafen Sſolski ausgearbeitete Projekt betreffend die Gewährung 
ftaatlicher Entihädigungen für das während der revolutionären Bewegung 
zerftörte Eigentum einer Prüfung unterzogen. Es wurde dabei fejtgeftellt, 
daß insgefamt 1850 Gutshöfe zerftört wurden und daß außerdem zahl- 
reiche Dampfichiff3- und Transportunternehmungen jomwie viele Hausbeſitzer, 
Kaufleute, Stadt- und Landbewohner mehr oder minder erhebliche Ber- 
luſte erlitten haben. Die Trage, ob die Regierung geſetzlich verpflichtet 
ſei, den gejamten angerichteten Materialfchaden zu erjegen, wurde vom 
Reichsrat verneint, da eine Erjabpflicht nur auf feiten der Zerftörer be- 
ftehe. Auch die Gejeßgebung anderer Ränder vertrete dieſen Standpunft; 
jo habe beijpielöweife die franzöfiiche Regierung feine Entihädigungen für 
den durch die Kommune angerichteten Schaden geleiftet. Dagegen fon- 
ftatierte der Reichrat wohl dad VBorhandenjein einer moraliihen Pflicht 
zur Entihädigung, um fo mehr, al3 auch das allgemein-ftaatliche Intereſſe 
dabei in Betradht fommt. Es wurde aber geltend gemacht, daß dieje Frage 
nur in engem Bujammenhang mit den in der Staatskaſſe vorhandenen 
Mitteln entichieden werden könne, und tatjächlich feien nur 8 Millionen 
Rubel disponibel zu machen. Im Intereſſe der ftaatlihen Wohlfahrt müſſe 
diefe Summe in erfter Linie zur Entihädigung der Landwirte, ohne Unter- 
ichied de3 Standes, verwandt werden. Der von diejen angemeldete Schaden 
belaufe jich auf 44 Millionen Rubel; indes werde angenommen, daß fi) 
bei jorgfältiger Kontrolle der effektive Schaden auf nur 18 Millionen werde 
feftftellen Iafjen. Zur Unterftügung der jo gejchädigten Landwirte — die 
übrigen Bevölferungsflafjen müjjen wohl oder übel unberüdjichtigt bleiben 
— jolfen nun nad) dem Antrage der Sſolskiſchen Kommiffion die über- 
haupt verfügbaren Mittel verwendet werden. Bezüglich der Art ihrer Ber- 
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wendung macht die Kommiffion folgende Vorſchläge: Von der Reichsrentei 
werden 8 Millionen Rubel zur Unterftüßung der durch Agrarunruben ge» 
ihädigten Grundeigentümer angemwiejen, jedoch nur denjenigen, die nicht 
jelbft die Mittel befigen, ihre zerjtörten Wirtfchaftsgebäude wieder aufzu- 
bauen und ſich mit Inventar, Futtervorräten und Saatkorn zu verforgen. 
Die betreffenden Darlehen find bis zum 1. Januar 1910 zindfrei; von da 
an bis zu der binnen 35 Jahren zu bewerkjtelligenden Tilgung find 4 Pro- 
zent Zinjen zu entrichten. Auf die Gouvernement3 wird die Gejamtjumme 
vom Minifter des Innern verteilt; zur weiteren Verteilung innerhalb der 
Goupvernements jollen befondere Kommiſſionen eingejegt werben. 

März. Allerlei Erlafje ſchränken die politijche Freiheit und 
die künftigen Rechte der Duma ein; fo weiſt ein Erlaß vom 
21. März der Regierung bei Meinungsverjchiedenheiten zwiſchen 
Duma und NReichsrat in Budgetfragen jelbjtändiges Verfügungs— 
recht zu. Anfang April wird die Preßfreiheit bejchräntt. Der 
Toleranzerlaß vom 30. April 1905 wird zum Teil wieder auf: 
gehoben. 

Anfang April. Der Zar erläßt Einladungen zu einer zweiten 
Griedenzkonferenz im Haag für den Juni, zieht fie aber auf Vor— 
jtellung der Vereinigten Staaten wieder zurüd, da zu derjelben 
Zeit ein panamerifanijcher Kongreß abgehalten werden joll. 


Anfang April. Rußland und Tibet. 

Der Bar richtet an den Dalai Lama, der wegen der englijchen Er- 
pedition aus Tibet in die Mongolei geflüchtet war, folgendes Telegramm: 
Eine große Anzahl meiner Untertanen, die dem budbhiftifchen Glauben 
angehört, hatte da3 Glüd, ihrem großen Oberpriefter während feines Auf- 
enthalte in der nördlichen Mongolei, die an das Ruffiiche Reich grenzt, 
ihre Ehrfurcht bezeugen zu können. Da Ich Mid freue, daß Meine Unter- 
tanen den heilfamen geijtigen Einfluß Ew. Heiligfeit Haben genießen können, 
jo bitte Jh Sie, den Ausdrud Meiner aufrichtigen Dankbarkeit und Achtung 
vor Ihnen entgegenzunehmen. 


Mitte April. Eine ruffiihe Anleihe von 2250 Millionen 
wird in Frankreich, Ofterreich, England, Rußland begeben. Frank— 
reich übernimmt mehr als die Hälfte. 

16. April. Ein Ukas veröffentlicht den Reichshaushaltsetat 
für 1906. 


Der Etat fieht Finanzoperationen vor, um 481 Millionen Rubel 
außerordentliche Ausgaben, ferner 150 Millionen Rubel zur Tilgung von 
Schatzanweiſungen, die auf Grund einer Entjheidung des Finanzausſchuſſes 
im Jahre 1905 ausgegeben worden find, und 180 Millionen Rubel an 
Kriegsausgaben zu deden. Zu dieſem Zwecke ſoll eine Anleihe von ruj- 
fiijhen und ausländiihen Banken aufgenommen werden. 


18. April. Der Reichsrat bejchließt die Zulafjung des 
Deutjchen, Lettifchen und Eſthniſchen als Unterrichtöfprache in den 
nichtjubventionierten Privatjchulen der Oftjeeprovinzen. Für Lite— 
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ratur, Gejhichte und Geographie Rußlands ſoll jedoch die ruffische 
Unterrichtöfprache auch in diefen Privatanftalten obligatorifch bleiben. 


30. April. Der Reicharat bewilligt 7. Millionen Rubel 
zur Durchführung umfafjender Truppendislofationen zum Zwecke 
der Verhütung von Bauernunruben. 

Anfang Mai. Es wird befannt, daß der Pope Gapon, 
1905 Führer der Arbeiter, von Revolutionären ermordet worden 
ift, weil er in den Dienſt der Polizei getreten ei. 

Anfang Mai. Bombenattentate und Überfälle auf Truppen 
finden mehrfach jtatt. So wird der Generalgouverneur von Je— 
faterinoslamw getötet, der von Moskau verwundet; bei Riga werden 
einer Truppe Gewehre geraubt. 

5. Mai. Minijterpräfident Graf Witte und Durnomwo, der 
Minifter des Innern, treten zurüd. 


6. Mai. (Petersburg.) Der Kongreß der Eonjtitutionell- 
demokratischen Partei erflärt al fein Programm: 


Individuelle Unverleglichleit und Gleichheit für alle Bürger ohne 
Unterjchied der Nationalität, der Religion, des Gejchlecht3 und des Standes; 
Einführung eines Wahlverfahrens mit allgemeinem, gleihem und direktem 
Stimmredht in geheimer Abftimmung ohne Unterſchied des Gejchlechtes, 
ebenjo für die nationale Vertretung wie für die lokale Selbjtverwaltung; 
gejeßgeberiihe Regelung der Wgrarfrage; unverzüglihe Snangriffnahme 
von Maßnahmen betreffend die Arbeiterfrage und Befriedigung der recht- 
mäßigen nationalen Forderungen. 

8. Mai. Ein Eaiferlicher Ukas fanktioniert das Reichsgrund— 
geſetz. Es lautet: 

Das ruſſiſche Reich iſt einheitlich und unteilbar. Das einen in— 
tegrierenden Beſtandteil des ruſſiſchen Reiches bildende Großfürſtentum 
Finnland wird, auf Grund einer beſonderen Geſetzgebung, durch beſondere 
Inſtitutionen verwaltet. Die ruſſiſche Sprache iſt Reichsſprache und in 
den ſtaatlichen und kommunalen Inſtitutionen, ſowie bei der Armee und 
Flotte obligatoriſch. Der Gebrauch der örtlichen Sprachen und Idiome 
wird durch beſondere Geſetze geregelt. Dem ruſſiſchen Kaiſer ſteht die 
oberſte ſelbſtherrliche Gewalt zu. Gott ſelbſt hat befohlen, daß man ſeiner 
Gewalt nicht bloß aus Furcht, ſondern auch dem Gewiſſen nach gehorchen 
muß. Die Perſon des Kaiſers iſt heilig und unantaſtbar. Die gleiche 
oberſte ſelbſtherrliche Gewalt ſteht der Kaiſerin zu, wenn, auf Grund der 
dafür feſtgeſetzten Ordnung, eine Frau den Thron beſteigt. Ihr Gemahl 
gilt jedoch nicht als Herrſcher; er genießt die Ehren und Vorzüge der 
Gemahlin eines Herrſchers, entbehrt aber des Titels. Der Kaiſer übt die 
geſetzgebende Gewalt im ruſſiſchen Reich gemeinſchaftlich mit dem Reichsrat 
und der Reichsduma aus. Der Kaiſer hat die Initiative in allen geſetz- 
geberifchen Arbeiten. Einzig auf feine Snitiative hin können die Grund- 
gejege in der Reihsduma und im Reichsrat revidiert werden. Den Kaijer 
iſt die Betätigung der Gejeße —— ohne ſeine Beſtätigung kann 
fein Geſetz Gültigkeit erlangen. Der Kaiſer ift der oberfte Leiter der aus— 
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wärtigen Beziehungen des ruffischen Reiches. Ihm ift die oberfte Leitung 
der internationalen Politif Rußlands vorbehalten. Der Kaiſer erklärt den 
Krieg, Ichließt den Frieden und die Verträge mit den auswärtigen Staaten. 
Der Kaiſer verfügt die Verhängung des Kriegszuftandes und des Zuftandes 
des außerordentlichen Schutzes über Ortichaften des Reiches. Der Kaijer 
ernennt und entläßt den Borfigenden des Miniſterkonſeils, die Minifter 
und Oberdirigierenden der abgeteilten Reſſorts, jowie die anderen Staat3- 
beamten, wenn für die leßteren durch das Gejeg Feine andere Ordnung 
ihrer Ernennung und Entlafjung vorgeichrieben ıft. Die gerichtliche Ge- 
mwalt wird im Namen de3 Kaiſers ausgeübt, dem dad Recht zufteht, Ber- 
urteilte zu begnadigen und unter Befreiung von Gericht und Strafe zu 
amneftieren. Er kann Urteile mildern u. ſ. w. Der Kaiſer allein verleiht 
Titel, Orden und Standesvorredhte. Der Kaiſer erläßt unmittelbar Ufaje 
und Befehle, ſowohl in bezug auf die feinen perjönlichen Befig bildenden 
Güter wie auch in bezug auf die Güter, die Apanagengüter genannt werden 
und die, da fie jtet3 dem regierenden Kaifer gehören, nicht vermacht werden, 
nicht geteilt werden, noch anderen Arten der Veräußerung unterliegen 
fönnen. Sowohl dieje wie jene Güter find fteuer- und abgabenfrei. Dem 
Kaiſer al3 dem Haupt des Kaiſerhauſes fteht e3 zu, gemäß dem Statut 
über die Eaiferliche Familie Verfügungen über die Apanagegüter zu treffen. 
Bon ihm wird auch die Organijation und der Modus der Verwaltung 
der dem Minifter des Faiferlihen Hofes unterftehenden Snftitutionen be- 
ftimmt. Niemand fann für ein Vergehen anders als in der gejeßlich feit- 
ftehenden Weije belangt werden. Niemand kann anders als in den geſetzlich 
feftftehenden Fällen verhaftet werden. Die Wohnung eines jeden ift un— 
verleglih. Ohne Einwilligung des Wohnungsinhabers ift die Vornahme 
von Hausfuchungen und Konfisfationen nur in den gejeglich vorgejehenen 
Fällen und nad) dem gejeglich vorgejehenen Modus geftattet. Jeder ruf- 
fiihe Bürger Hat das Recht, feinen Wohnort und jeine Beichäftigung frei 
zu wählen, Eigentum zu erwerben und zu veräußern und fich unbehindert 
aus den Grenzen des Reiches zu entfernen. Ausnahmen hiervon werden 
in Spezialgejegen feſtgelegt. Ruffiihe Untertanen haben das Recht — 
friedlih und ohne Waren — Berfammlungen abzuhalten, fofern fie nicht 
den Gejegen widerſprechen. Jeder kann, innerhalb der vom Geſetz ge- 
zogenen Grenzen, mündlich und jchriftlih jeine Gedanken zum Ausdrud 
bringen und fie durch den Drud oder auf anderem Wege verbreiten. 
Ruffiihe Untertanen haben das Recht, Vereine und Verbände zu gründen, 
deren Biele den Geſetzen nicht widerjprechen. Ruffiiche Untertanen genießen 
Treiheit des Glaubensbefenntnijjes. Die Bedingungen für die Benußung 
diefer Freiheit werden vom Geſetze bejtimmt. Reichsrat und Reichsduma 
werden jährlich durch Erlafje des Kaijers einberufen. Die Dauer der jähr- 
lichen Seſſionen des Reichsrates und der Reichsduma, jowie die Dauer 
der Intervallen im Laufe eines Jahres werden durch Allerhöchſte Erlafje 
feftgejegt. Die in Ausübung der oberjten Regierungsgewalt oder direft 
vom Kaijer erlafjenen Ukaſe und Befehle des Kaifers werden vom Bor- 
ſitzenden de3 Minifterrated® nur oder von dem betreffenden Minifter oder 
dem Oberdirigierenden des bejonderen Berwaltungszweiges gegengezeichnet 
und vom Pirigierenden Senat veröffentlicht. 


10. Mai. Der Zar ernennt Goremyfin zum Miniſterpräſi— 
denten, Stoljpin zum Minifter des Innern, Kokowzow zum Yinanz- 
minijter und den Fürſten Schirinzfi Schachmatow zum Ober— 
profurator des heiligen Synods. 
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10. Mai. (Petersburg.) Der Zar eröffnet die Duma mit 
folgender Thronrede: 

Die dur die göttliche VBorjehfung Mir übertragene Fürjorge für 
das Wohl des Baterlandes bewog Mid, vom Bolfe Erwählte zur Mit- 
arbeit an den gejeggeberiihen Arbeiten zu berufen. Mit flammendem 
Glauben an eine heitere Zukunft Rußlands begrüße Ich in Ihnen die 
beiten Männer, welche zu erwählen Ich Meinen geliebten Untertanen be- 
fohlen habe. Schwere und fomplizierte Aufgaben ftehen Ihnen bevor. 
Ich glaube, die Liebe zur Heimat und ein heißer Wunſch werden Sie be- 
jeelen und werden Sie einigen. Ach aber werde die von Mir gewährten 
Snftitutionen unerjchütterli bewahren mit der feiten Ueberzeugung, da 
Sie alle Kräfte für den aufopfernden Dienft für das Baterland verwenden 
werden, zur Klarftellung der Bedürfnifje der Meinem Herzen nahejtehenden 
Bauernihaft, zur Aufklärung der Völker und Entwidlung eines Wohl- 
ftandes, eingedenf defien, daß für die Größe und das Wohlergehen des 
Staates nicht nur Freiheit nötig ift, jondern aud) Ordnung auf der Grund— 
lage des Rechts. Mögen Sie Meine heißen Wünjche erfüllen, Mein Volk 
glüdlih zu jehen und Meinem Sohn einen feiten, wohlgeordneten und 
aufgeflärten Staat ald Erbe Hinterlafjen zu können. Gott ſegne die Mir 
im Berein mit dem Neichsrat und der Duma bevorjtehende Arbeit! Möge 
diefer Tag eine Verjüngung Rußland in moraliiher Hinfiht und eine 
Wiedergeburt feiner bejten Kräfte bedeuten! Gehen Sie an die Arbeit, 
zu der Ich Sie berufen habe, und rechtfertigen Sie das Vertrauen des 
Zaren und des Volkes! Gott helfe Mir und Ihnen! 


10.13. Mai. Die Duma bejchließt in einer Adrefje an den 
Zaren allgemeine Amnejtie zu fordern. 


Die Forderung ftellt unmittelbar nad der Eröffnung Petrunfe- 
witih: Es jei Pfliht der Ehre und Würde, daß das erjte freie Wort 
denen geweiht jei, die für die Freiheit der Heimat ihre Freiheit geopfert 
hätten. Das freie Rußland fordere die Befreiung der Berhafteten. (Stür- 
mifcher Beifall.) Am 12. bringt Roditihemw einen formulierten Antrag 
ein und führt aus: Während des Wahllampfes, auf dem Wege nad 
©t. Peterdburg und hier in St. Peterdburg felbjt Haben wir einzig und 
allein das Wort Amneftie gehört. Die Rechtögelehrten behaupten, in Ruß— 
land beftehe die Todesftrafe nicht, und doch haben allein im Monat April 
99 Hinrichtungen ftattgefunden. Die Berzeihung muß allgemein fein; einer 
eingejchräntten Amneftie bedürfen wir nicht. Der Jrrtum vom 30. Oktober 
darf nicht wiederholt werden. Lafjen Sie und einmütig jein und lajjen 
Sie feine Meinungsverjchiedenheiten unter uns über die Amneftie entjtehen. 
Alle, die Verbrechen begangen haben, müſſen begnadigt werden im Namen 
der Liebe, wie der Upoftel Petrus begnadigt wurde. Die allgemeine Ber- 
zeihung ift ein Bindemittel zwijchen Kaifer und Boll. (Allgemeiner Bei- 
fall.) Der bäuerliche Abg. Aladyn droht, dad Volk werde bei Verweige— 
rung der Umneftie die Gefangenen jelbft befreien. Profeſſor Stſchepkin: 
Wir müſſen ein vollftändig Hares Verhältnis zwijchen und und der höchiten 
Gewalt herzuftellen juchen. Wir verlangen die Amneftie nicht als eine 
einfache Begnadigung von Verbrechern, jondern aus Prinzip, weil wir die 
Gefangenen nicht mehr als Verbrecher betrachten können, da das Regime, 
das fie nach der gegen fie erhobenen Anklage durch Empörung zu ftürzen 
verjucht haben, nicht mehr. bejteht. 

Eine Kommiffion wird beauftragt, einen Entwurf zur Beantwortung 
der Thronrede aufzuftellen. 
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12. Mai. Der Gejandte in Kopenhagen, Iswolski, wird zum 
Minifter des Auswärtigen ernannt. Der bisherige Minijter des 
Auswärtigen, Graf Lambsdorff, wird Mitglied des Reichsrats. 

17. Mai. Die Duma genehmigt nach mehrtägiger Debatte 
mit großer Mehrheit folgende Adrefje an den Zaren: 


Eure Majeftät beliebten in der an die Volksvertreter gerichteten 
Rede den Entihluß auszudrüden, die Inſtitution unerjchütterlich zu be— 
wahren, durch welche das Volk berufen ift, die gejeggeberijche Gewalt im 
Berein mit dem Monarchen zu verwirklichen. Die Reichsduma erblidt in 
dem feierlihen Verſprechen an das Volk ein ficheres Unterpfand der Feſti— 
gung und der Weiterentwidlung der Gejeggebung, welche ftreng konſtitu— 
tionellen Grundfägen entſpricht. Die Reichsduma ihrerjeitS wird alles 
daran jegen, die Grundlagen der Bolfövertretung zu vervollkommnen und 
Eurer Majeftät ein die Volksvertretung betreffendes Geſetz zur Beftätigung 
zu unterbreiten, das dem einftimmig geäußerten Volkswillen gemäß auf 
dem allgemeinen Wahlrecht bafiert. Der Aufruf Eurer Majeftät zur ge- 
meinfamen Arbeit zum Nugen der Heimat findet Iebhaften Widerhall in 
den Abgeordneten. Die Duma, deren Vertreter allen Klafjen und Nationali- 
täten Rußlands angehören, ift geeint in dem heißen Bejtreben, Rußland 
zu erneuern und eine Staatdordnung zu Schaffen auf der Grundlage des 
friedlihen Zufammenlebens aller und auf den feften Pfeilern der bürger- 
lihen Freiheit. Die Duma hält es für ihre Pflicht, auf die Bedingungen 
binzumweifen, unter welchen das Land lebt und welche die wahrhaft frucht- 
bringende Arbeit zur Wiederverjüngung der befjeren Kräfte des Landes 
unmöglid machen. Das Land jah ein, daß der wundeſte Punkt unjeres 
Staatslebens die Eigenmächtigkeit unferer Beamten ift, welche den Sailer 
vom Bolfe trennen, und einftimmig erflärte dad Land laut, daß eine Er- 
neuerung des Lebend nur möglich fei auf den Grundlagen der Freiheit 
unter jelbjttätiger Beteiligung des Volkes an der legislativen Gewalt und 
an der Kontrolle durch die Erefutivgewalt. Eurer Majeftät beliebte es, 
- in dem Manifefte vom 30. Oktober von der Höhe des Thrones die feite 
Entfhloffenheit fundzugeben, eben diefe Grundlagen zur Baſis für Die 
fernere Geftaltung der Geichide Rußlands zu machen, und dad ganze 
ruſſiſche Volk begrüßte mit begeiftertem Ruf die Botſchaft. Doc jchon die 
erften Tage der Freiheit waren durch jchwere Prüfungen verdüftert, wel— 
chen das Land von denjenigen unterworfen wurde, die noch immer dem 
Bolfe den Weg zum Raifer verlegen und alle Grundlagen des Manifejtes 
vom 30. Dftober mit Füßen treten und dabei das Land mit der Schmad) 
von Hinrihtungen ohne Richterſpruch und mit Ausfchreitungen, Füjilie- 
rungen und Einkerferungen beveden. Die Spuren diejer Handlungsweije 
find in den legten Monaten fo tief in die Volksſeele gedrungen, daß Feine 
Beruhigung möglich ift, folange im Volke nicht Far wird, dab den Be— 
hörden von nun an jede Gewalttätigfeit unterjagt ift, welche den Namen 
Majeftät als Dedmantel benugen, jolange die Minifter unverantwortlid) 
vor der Bolfövertretung find und folange die ganze Verwaltung nicht er- 
neuert wird. Nur wenn die Minifter vor dem Volke verantwortlich ge- 
macht werden, kann in den Gemütern der Gedanke der vollen Unverant- 
wortlichfeit des Monarchen Wurzel faſſen. Nur das Vertrauen zur Mehr- 
heit der Duma und dem Gemifjen des Minifteriums kann das Bertrauen 
zur Regierung feftigen. Nur bei folchem Vertrauen ift eine ruhige und 
normale Arbeit der Reichsduma möglid. Vor allem ift es in Rußland 
nötig, die Ausnahmegejege, betreffend den verjtärkten Schuß und den Kriegs— 


378 Kufland. (Mai 17.) 


zuftand, außer Kraft zu jegen, unter deren Schuß ſich die Eigenmädhtigfeit 
und Unverantwortlichleit der Beamten bejonderd entwidelte und nod in 
Erjcheinung tritt. Gleichzeitig müſſen fi) die Grundlagen der Berant- 
wortlichkeit der Verwaltung vor den Bollsvertretern einbürgern, Für die 
fruchtbare Tätigkeit der Duma ift die Durchführung der Grundlage einer 
wahren Bolfävertretung erforderlich, weldye darin befteht, daß nur die 
Einigkeit de3 Monarchen mit dem Bolfe die Duelle der gejeßgebenden Ge— 
walt ſei. Jede Scheidewand zwiſchen Kaifer und Volk muß bejeitigt werden, 
auch darf nicht ein Gebiet der Gejeßgebung beftehen, welches verjchlofien 
werde der freien Nevifion durch die Volfövertretung im Vereine mit dem 
Monarchen. Die Reichsduma Hält es für ihre Pfliht, Eurer Majeftät 
namens des Volkes zu erflären, daß das ganze Volk mit großer Kraft und 
Begeifterung im vollen Glauben an das nahe Aufblühen der Heimat das 
ichöpferiiche Werk der Erneuerung des Lebens vollführen wird, wenn zwi— 
ſchen ihm und dem Throne nicht der Reichsrat fteht, der aus ernannten 
Würdenträgern und aus von den höchſten Klaſſen der Bevölkerung ge- 
wählten Mitgliedern fich zujanmenjegt, und wenn der gejeßgeberijchen 
Kompetenz des Volkes nicht durch bejondere Geſetze Grenzen geftedt find. 
Im Hinblid auf ihre gejeßgeberifche Tätigkeit erachtet die Duma es als 
unumgänglich) notwendig, das Volk durch gemeinjame Gejege ficher zu 
ftellen. Unantaftbarfeit der Perſon, Freiheit des Gewiſſens, des Wortes, 
der Prefie, der Berjammlungen und Ausftände, das find die Grundlagen, 
welche auch das Manifeft vom 30. Dftober gelegt hat und ohne die eine 
Reform der jozialen Verhältniffe undenkbar ift. Die Duma geht von der 
unerjchütterlichen Ueberzeugung aus, daß weder die Freiheit, noch die Orb- 
nung befeftigt werden fann ohne die Freiheit aller Bürger vor dem Geſetz. 
Daher wird die Duma ein Gejeg ausarbeiten, nad) dem alle Bürger gleich- 
berechtigt find und gleichzeitig alle ftändifchen, nationalen und religiöjen 
Vorrechte aufgehoben werden. Bejtrebt, dad Land von der adbminiftrativen 
Bevormundung zu befreien und die Bejchränfung der bürgerlichen Rechte 
ausjchließlih dem Gerichte zu überlaffen, hält die Duma die Todesftrafe 
auch nicht auf Grund eines richterlihen Spruces für zuläffig.e Sie hält 
fi) für berechtigt, zu erklären, daß fie damit dem einmütigen Willen der 
ganzen Bevölkerung Ausdrud verleiht. Die Klarftellung der Bedürfnifje 
der Zandbevölferung und entiprechende gejeßgeberiiche Maßnahmen bilden 
die nächte Aufgabe der Duma. Die bäuerliche Bevölferung harrt un- 
geduldig auf Befriedigung der Agrarbedürfnifie. Die erfte Reichsduma 
würde nicht ihre Pflicht erfüllen, wenn fie nicht ein Geſetz jchüfe zur Be- 
friedigung diejer Bedürfniffe. Die Duma hält e8 auch für notwendig, ein 
Geſetz zu jchaffen, welches die Gleichberechtigung der Bauern beftätigt und 
fie von dem Drud der Willkür und der Vormundichaft befreit. Für ebenjo 
unaufichiebbar Hält die Duma die Befriedigung der Bedürfniffe der Ar- 
beiterflafje. Der erfte Schritt auf diefem Wege muß die Sicherftellung der 
Organijationgfreiheit aller Arbeiter fein behufs GSelbfttätigfeit zur Hebung 
ihre3 materiellen und geiftigen Wohlftandes. Auch die Hebung der Volks— 
aufflärung ftellt fi) der Duma ald Aufgabe dar. Auch hält die Duma 
e3 für nötig, unter den unaufichiebbaren Aufgaben auch die Entjcheidung 
der Frage über die Befriedigung von Forderungen einzelner Nationalitäten 
aufzuführen. Rußland ftellt einen von vielen Stämmen und Nationali- 
täten bevölferten Staat dar. Die Einigung aller diejer ift nur möglich 
bei Befriedigung der Bedürfnifie eines jeden von ihnen in der Art, dab 
dabei die Eigenartigfeit ihres Lebens gewahrt und entwidelt wird. Die 
Duma wird für weitgehende Befriedigung dDiejer gerechten Bedürfniffe Sorge 
tragen. Majeftät! An der Schwelle unjerer Gejamtarbeit fteht eine die 
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Seele jedes Volkes erregende Frage, welche auch und Volfövertreter erregt 
und uns verhindert, in Ruhe den erften Schritt unſerer gejeßgeberifchen 
Tätigkeit zu tun. Das erjte Wort, mwelche® von der Duma erjchallte und 
mit Sympathierufen der ganzen Berfammlung aufgenommen wurde, es 
war das Wort: „Amneſtie“. Das Land lechzt nad) großer politijcher 
Amneftie, die eine Forderung des Volkes ift, deren Erfüllung nicht ver- 
zögert werden darf. Die Duma erwartet von Eurer Majeftät volle poli- 
tiiche Amneftie als erftes Unterpfand gegenfeitigen Verftändniffes und gegen- 
feitiger Uebereinftimmung zwijchen Kaiſer und Bolf. 


18. Mai. Der Reichsrat genehmigt eine Adreffe an den 
Zaren, worin er ihm den Dank für die Grundgejege ausfpricht. 


Sn der Debatte polemifiert Graf Witte fcharf gegen die von der 
Duma verlangte unbejchränfte Amneftie, denn fie werde die Ruhe nicht 
wiederherftellen. Der Hab zerftört die Ruhe und macht fie unmöglich. 
Leute, die das nicht einjehen, verwechjeln die Wirfung mit der Urjache, 
der Haß ift zu tief eingemurzelt, ald daß er durch dieſe Amneftie aus- 
gerottet werden könnte. Der Haß ift nicht aus adminiftrativer und richter- 
licher Willfür entſtanden, fondern aus habfüchtiger, egoiftiicher Gefinnung. 
Der Haß will alle Ungleichheit, jelbft die perjönliche, bejeitigen und aus 
dem ruffiihen Volke eine Herde machen. 


26. Mai. (Duma.) Erwiderung auf die Adrefje; Regierung3- 
programm; Mißtrauensvotum. 


Minifterpräfident Gorempfin gibt eine Erflärung ab: Die 
Regierung, welche ihrer Tätigkeit ftrenge Gerechtigkeit zugrunde legt, er- 
flärt nad) der ihr vom Kaifer übertragenen Durchjicht der Adreſſe der 
Duma ihre Bereitwilligfeit, den von der Duma angeregten Fragen, jomweit 
diejelben nicht den Rahmen ihrer Zuftändigfeit geſetzgeberiſcher Initiative 
überjchreiten, ihre volle Unterftügung zu leihen. Die Unterftügung wird 
die Regierung auch Hinfichtlih der Abänderung des Wahlreht3 an den 
Tag legen, obgleich fie dafür hält, die Frage einer nochmaligen Beratung 
zu unterziehen, da die Duma ihre Tätigkeit erjt beginnt und daher aljo 
nicht über das Bedürfnis nach einer Aenderung Klarheit gejichaffen werden 
fonnte. Mit bejonderer Vorficht verhält fich der Minifterrat gegenüber der 
von der Duma angeregten Frage Hinfichtli) der unaufichiebbaren Be- 
friedigung der Bedürfnifje der Landbevölkerung und Gleichftellung der 
Bauern mit den übrigen Klaſſen, der Befriedigung der Bedürfnifie der 
Arbeiter, des Geſetzes über den obligatorischen Bollsunterricht und die 
Heranziehung der vermögenden Klafjen zur Steuerpflicht, die Organifation 
der Polizeiverwaltung und der Selbftverwaltung mit Berüdfichtigung der 
Eigenart der Grenzgebiete. Was endlich die Fürſorge der Duma für die 
Seitigung bon Gerechtigkeit und Recht in Armee und Flotte betrifft, fo 
erflärt die Regierung, daß im Heere diefe Grundlagen unerjchütterlich 
feien und jeßt die Sorge de3 erlauchten Führers darauf gerichtet ift, Die 
materielle Lage des Militärd zu befjern und Mittel ausfindig zu machen 
zur umfangreicheren Verwirklichung darauf Hinzielender Maßnahmen. Zu 
der angeregten Aufhebung der Ausnahmegejege und der Bejeitigung der 
Willkür von Amtsperjonen übergehend, findet der Minifterrat, daß fie 
völlig zum Gebiete der Staatdverwaltung gehören, auf welches der Duma 
nur das Snterpellationsrecht zufteht. Außerdem bildet die Einbürgerung 
ftrenger Gejeglichkeit den Gegenftand befonderer Fürſorge der Regierung, 
die nicht verfehlen wird, darauf zu achten, daß die Handlungsweije der 
Negierungsorgane beftändig von gleicher Beftrebung durchdrungen jei. Nicht 
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geringe Bedeutung mißt der Minifterrat dem angeregten Geſetz betreffend 
die Unantaftbarkeit der PBerjon, des Gewiflens, der Preß-, Verſammlungs— 
und Bereinsfreiheit bei, doc hält er es für nötig, bei der Ausarbeitung 
ſolcher Gejege die Verwaltung mit wirffamen Mitteln auszurüften, damit 
die Regierung dem Mißbrauch der gewährten Freiheit vorbeugen bezw. 
entgegenwirfen kann. In bezug auf die Löſung der Agrarfragen mit Hilfe 
der Apanage, der Kabinetts, der Eöfterlihen und der firchlichen Yändereien 
und zwangsweiſen Enteignung des Privatgrundbefißes, wozu auch der 
Privatgrundbefig der Bauern gehört, hält e3 der Minifterrat für feine 
Pflicht, zu erklären, daß eine derartige Löfung unbedingt unzuläfjig ift. 
Die Regierung kann das Beligrecht nicht einem nehmen und dem anderen 
zugeftehen. Das Recht des Privatgrundbefiges beftreiten wir nit. Die 
Unantaftbarkeit des Eigentums bildet in der ganzen Welt und in allen 
Stadien der Entwidelung de3 bürgerlichen Lebens den Edftein des Volks— 
wohlftandes und den Grundpfeiler des Staatslebend. Bei den dem Staate 
zur Verfügung ftehenden Mitteln und weitgehenden Anmwendung der gejeß- 
lihen Mittel fann die Agrarfrage zweifellos unter Wahrung der Intereſſen 
des Baterlandes erfolgreich gelöft werden. Die übrigen von der Duma 
erwähnten Gejege betreffend die Verantmwortlichkeit der Minifter und Be- 
jeitigung des Reichsrates hält der Minifterrat nicht für berechtigt, weil fie 
eine radifale Abänderung der Grundgejege bedingen, die nicht der Auf- 
fiht der Duma unterliegen. Die Regierung erfennt ebenfalld an, daß die 
Ausnahmegejege nicht imftande find, in außerordentlichen Fällen die Ruhe 
und Ordnung zu fihern. Die Minifter arbeiten daher an vollfommeneren 
Maßnahmen. Wenn die Ausnahmegejege troß ihrer Unvollkommenheit 
in legter Seit in vielen Gegenden angewandt werden, jo liegt die Urjache 
ausichliegli in den andauernden Morden und Gewalttaten und in dem 
Bewußtjein der Verantwortlichfeit vor dem Lande. Der Minifterrat er- 
Härt, daß, jo lange die Wirren andauern, und die Regierung nicht über 
durch neue Geſetze gejchaffene wirkſame Mittel verfügt, der Gejeglofigfeit 
entgegenzutreten, die Wahrung der Ordnung und Ruhe mit den vor- 
handenen gejeglihen Mitteln erfolgen wird. Die Begnadigung vom Ge— 
richte Berurteilter, welcher Art ihr Vergehen auch ift, bildet Die Prärogative 
de3 Monarchen. Der Minifterrat findet, daß es nicht das Wohl der Ge- 
jellichaft fördern würde, wenn bei Andauer der Wirren an Morden und 
Gemalttätigfeiten beteiligte Perjonen amneftiert würden. Was die auf 
adminiftrativem Wege der Freiheit beraubten Perſonen betrifft, hat der 
Minifterrat Maßnahmen angeordnet, damit Perjonen, welche die öffent. 
fihe Sicherheit nicht bedrohen, freigelaffen werden. Zunächſt erjcheint die 
Bauernfrage zurzeit als die wichtigfte, und der Minifterrat erkennt die 
Notwendigkeit an, fie mit befonderer Sorgfalt und Vorſicht zu löſen. Die 
ſtändiſche Abgejondertheit der Bauern wird nad Pa ie ber Be- 
völferung zu der gejeßgeberijchen Tätigkeit der Gemeinjamkfeit mit den 
anderen Ständen Pla machen. Auch alle Beichränfungen des Beligrechts 
auf Landanteile müſſen in Wegfall fommen. Gleichzeitig find Maßnahmen 
zu ergreifen zur Aufbefjerung der bäuerlichen Landnugnießung und zu der 
Bergrößerung des Aderlandes landarner Bauern durch Vermittelung der 
Bauernagrarbanf. Der Minifterrat wird ferner der Duma den Entwurf 
zu einer Reform der Mittelihulen und Hocjchulen einbringen. Die vom 
Kaijer verfündigten Reformen find undenkbar, jo lange im Lande Gejep- 
mäßigfeit und Recht nicht eingebürgert find. Der Minifterrat ftellt in den 
Bordergrund die Frage über die Schaffung der örtlichen Gerichte auf Grund- 
lagen, welche die Prozekordnung vereinfachen. Auch einen Entwurf über 
die Verantwortlichfeit der Amtsperjonen wird der Minifterrat der Duma 
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vorlegen. ... Weiter fündigt Goremyfin Entwürfe an betreffend die Ein- 
fommenfteuer und Erbichaftsfteuer ſowie eine Revifion einiger indirekten 
Steuern und des Paßreglements. Die Regierung jei von der Heberzeugung 
durhdrungen, daß die Feſtigkeit des Staates nad) außen und feine Kraft 
im Innern auf der gejegmäßigen, aber fejten Tätigkeit der Erefutivgemwalt 
beruhe. Die Regierung beabfichtige, eine ſolche unbeugſam zu zeigen im 
Bewußtjein der Verantwortlichkeit vor dem Thron und dem Lande. Der 
Minifterrat hege die Ueberzeugung, die Duma werde in der Erkenntnis, 
daß das friedliche Gedeihen des Staates von der vernünftigen Vereinigung 
von Freiheit und Ordnung abhänge, durch ruhige und jchöpferifche Arbeit 
dabei mitwirken, daß die dem Lande jo nötige Beruhigung in alle Schichten 
der Bevölkerung dringe. 

In der darauf folgenden Debatte wird die Regierung von allen 
Rednern Heftig angegriffen. Roditjcheff: Die alte Bolitif, die durch Ver- 
gewaltigungen Verbrechen Hervorrufe, dauere Hiernady fort. Anikin: Die 
Bauern forderten Land und Freiheit, die Regierung vermweigere beides. 
Aladyn droht mit einer furchtbaren bäuerlichen Revolution. Profeſſor 
Kowalewsky: Der Grundjag der Unverleglichfeit des Eigentums ver- 
leugne das Andenken an den Bar-Befreier. Graf Heyden: Das jepige 
Minifterium ftelle fich in Gegenjag zu der Regierung, welche fich vor einem 
Jahre zugunften der Abſchaffung der Ausnahmegejege ausgejprochen habe, 
und made friedliche Arbeit unmöglich. — Hierauf nimmt die Duma gegen 
7 Stimmen eine Rejolution an, in welcher die jofortige Entlafjung des 
Minifteriums und feine Erjegung durch ein Minifterium gefordert wird, 
da3 zujammengejegt ift aus Männern, die dad Vertrauen der Mehrheit 
der Duma genießen. 


29. Mai bis 20. Juli. (Duma.) Beratung der Agrarfrage. 


Abg. Sktirnumt (Pole) erklärt die Landverteilung an die Bauern 
für fehr gefährlich, weil die Arbeiter in den Städten dann Land und 
Fabriken fordern würden. Abg. Pawlow (Bauer) wünjcht eine Bitte an 
den Kaifer um Land zu richten. Abg. Profefjor Herzenftein verlangt 
Zwangsenteignung zugunften der Bauern; die bäuerlihe Bildung fei zu 
heben wie in Dänemark. — Die Regierung lehnt die Zwangsenteignung 
al3 rechtlich unzuläjfig ab. (30. Mai.) 

1. Juni. Rogg, Erzbifhof dv. Wilna: Zwangsweiſe Enteignung 
würde einen Bürgerkrieg in jedem Dorfe hervorrufen. Najarenfo: Die 
Bauern würden die Agrarfrage jelbft mit Gewalt löſen und die Vereini— 
gung großen Grundbefiges in Einer Hand verhindern. — Am 12. Juni 
verfündet Aladin, das ruffiiche Volt werde alle Länder mit Beichlag be- 
fegen und hierauf durch eine neue Volfövertretung der vollzogenen Tat- 
jahe eine juriſtiſche Form geben lafjen. Am 14. Juni wird bejchloffen, 
jedem Redner nur 10 Minuten Nedezeit zu gewähren. Abg. Nafonetihny 
(Pole) fordert Wahrung des Eigentumsrehts, Galatsky unbejchränfte 
Enteignung. Am 18. wird eine Kommiſſion von 99 Mitgliedern zur Be— 
ratung der Agrarfrage eingejet. 

21. Juni. Die Duma lehnt ed ab, einen Antrag von 33 Gozia- 
Hiften, der die Abichaffung jedes Privateigentum3 verlangt, einer Kom— 
miffion zu überweijen. 

Am 17. Zuli erftattet die Kommiffion Bericht über das Negierungs- 
fommuniqus in der Agrarfrage. Die Linke lehnt es ab, weil es gegen 
die Bmwangsenteignung ſei. 

Am 19. Juli beantragt die Arbeitergruppe, in einem Aufrufe das 
Volk aufzufordern, die Duma im Kampfe gegen die Regierung zur Löſung 
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ber Agrarfrage durdy Erpropriation zu unterftügen. Der Führer der Ka— 
detten bg. —— in beantragt einen Aufruf, der die Hoffnung 
ausjpridht, daß das Volk ruhig bleiben und das Ergebnid ber Arbeiten 
ber Duma abwarten wird. Er führt aus, die Regierung fei unfähig, das 
Land zu regieren, und bringe das Land in die größte Gefahr; Defterreich 
und Deutjchland verhandelten hinter dem Rüden Rußlands und jeien bereit, 
Rußland mit deutjchen Truppen zu bejegen. Man müſſe das Land in 
Kenntnis ſetzen von der Schmad, welche ihm dies Minifterium bereitet. 
(Stürmifcher Beifall.) 

Der Antrag Petrunfewitich wird angenommen, aber der weitere 
Antrag, den Aufruf dem Minifter des Innern zur Veröffentlihung zu 
übergeben, jcheitert, weil das Haus nicht mehr bejchlußfähig ift. (20. Juli.) 


30. Mai. Die Agrarfommiffion der Regierung unter Vor— 
fig des Landwirtjchaftsminiftere Niſchinski fchlägt vor, daß der 
Staat vier Millionen Desjätinen Aderland ſowie zweieinhalb Mil- 
lionen Desjätinen Wald zur Verteilung an die landarme Bauern- 
ſchaft gegen entjprechende Entjchädigung vergeben joll. 

1. Juni. (Duma.) Der Abg. Borodin macht in ber 
„St. Petersburger Zeitung“ folgende ftatiftifche Zufammenftellung 
über die Parteizugehörigfeit und die perfönlichen Verhältniſſe der 


Abgeordneten: 


Die 448 Abgeordneten, die bis zum 1. Juni in der Duma anweſend 
waren, lafjen ic folgendermaßen gruppieren: Dem Alter nah: 60 Fahre 
und älter 11, 50—60 Jahre 55, 40—50 Jahre 167, 30—40 Jahre 181, 
jünger als 30 Jahre 84. Das mittlere Alter der Kadetten ift 41 Jahre, 
dad der Arbeitöpartei nur 35 Jahre. — Der Bildung nah: Mit höherer 
Bildung 189, mit Mittelichulbildung 62, mit Volksſchulbildung 111, Auto— 
didatten 84, Analphabeten 2. — Dem Glauben nad: Griechiſch-orthodoxe 
339, Altgläubige 4, Lutheraner 14, Katholiten 63, Baptiften 1, Juden 11, 
Mohammedaner 14, freie 1, Buddhiften 1. — Der Nationalität nad: Groß- 
ruffen 265, Kleinruſſen 62, Weißruſſen 12 (Rufen im ganzen 74 Prozent), 
Polen 51, Litauer 6, Ejten 4, Leiten 6, Deutiche (Koloniften) 4, Tataren 8, 
Baſchkiren 4, Kirgifen 1, Tichetichenzen 1, Mordwinen 2, Wotjafen 2, Juden 
13, Bulgaren 1, Tſchuwaſchen 1, Moldauer 1, Kalmüden 1. Danach find 
19 Nationalitäten in der Duma vertreten. Intereſſant ift e8, wenn man 
die Zahlen und die Bedeutung der Nationalitäten vergleiht. So ftehen 
3.8. 4 Deutichen 2 Wotjafen, 4 Baſchkiren, 13 Juden, 4 Eſten, 6 Letten 
— — Dem Stande nach: Adel 164, Ehrenbürger 9, Geiſtliche 14, 

aufleute 11, Koſaken 12, Kleinbürger 24, Bauern 204 und Exemte 14. 
Unter den Kadetten ſind 60 Prozent Adlige und 23 Prozent Bauern; in 
der Arbeitspartei ſind 2.8 Prozent Adlige und 81 Prozent Bauern. — 
Nah der Beihäftigung find u.a. folgende aan von Intereſſe: Groß- 
grundbefiger 42, mittlere Grundbefiger 72, — pi 162, Indu⸗ 
jtrielle 2, Kaufleute 24, Arbeiter 25, im Kommunal- und Landſchaftsdienſt 
61, im Staatsdienſt 15, Profefforen 14, Lehrer 23, Landſchaftsärzte 19, 
Advofaten 38, Ingenieure 5, Redakteure 6, Studenten 1. — Nach der 
Parteizugehörigfeit: Konftitutionelle Demofraten (Kadetten) 153, Arbeits- 
partei 107, Parteilofe 105, Autonomiften 63, Verband vom 17. Oktober 13, 
Partei der demofratijchen Reformen 4, Gemäßigte 2, Handelöpartei 1. Bon 
den Barteilojen neigen zu den Kadetten 25, zur Arbeit3partei 9, zu der 


Bufland. (Juni 14./18.) 383 


Bartei der demofratiihen Reform 14, zum Verband vom 17. Dftober 12. 
— Die Kadetten bilden aljo ein Drittel des Beftandes, die Arbeiterpartei 
weniger als ein Viertel. Die ebenjo ftarfen Barteilojen jegen fich haupt— 
ſächlich aus Bauern zufammen, die fich auf dem Fragebogen häufig zu der 
Arbeitspartei anjchrieben, fi) im übrigen aber mit den Konftitutionellen 
Demokraten übereinftimmend deflarierten. In der Arbeitöpartei gibt es: 
2 Sozialrevolutionäre, 10 Sozialdemokraten, 7 Bauernbündler, je 1 oder 2 
Radikale, Freifinnige, parteiloje Sozialiften u.ſ.w. (Nach der „Allg. Ztg.“) 

Nach dem 1. Juni treffen nocd 30 Abgeordnete aus dem Kaukaſus 
und Sibirien ein und verftärfen die Linke. Auch die Sozialdemofraten 
bilden dann eine bejondere Partei. 


14. Juni. (Duma.) Debatte über Abſchaffung der Todezitrafe. 


Mehrere Anträge verlangen Abſchaffung der Todesftrafe rejp. Nicht- 
beftätigung der von den Gerichten ausgeſprochenen Todesurteile. Ver— 
treter de3 Friegsminifterd General Pawlow: Die Todesftrafe könne vom 
Kriegsminifter nicht abgejchafft werden, da derjelbe nicht das Necht habe, 
fih den Entjcheidungen der Gerichte in den Weg zu ftellen. — Bon vielen 
Bänken ertönen Rufe: Mörder! und Henker! — Pope Dfanajjiem feiert 
Leutnant Schmidt (S. 372) als Treiheitshelden; der Zorn Gottes werde 
auf die amtlichen Webeltäter niederfallen; jie würden im Gejeß faum Schuß 
finden, wenn das erbitterte Volk gegen fie aufftehen werde. Anikin 
(Arbeiterp.) jchlägt vor, die Duma folle fi) an das Volk wenden und ihm 
mitteilen, daß fie machtlos ſei und nicht einmal ein paar Menjchen das 
Leben retten könne. — Folgende Tagesordnung wird mit großer Mehrheit 
angenommen: Die Duma betrachtet die Erklärungen des Kriegsminifters 
al3 eine Weigerung, ihren Yorderungen zu entiprechen. Sie drüdt ihre 
Entrüftung über den Ton und die Form der Erflärungen aus und geht 
zur Tagesordnung über. 


14.18. Juni. (Bjalyſtok.) Judenmetzeleien. Berjchiedene 
Darjtellung der Urfachen. 


Der „Regierungsbote” veröffentlicht am 4. Zuli einen Bericht Hier- 
über: Am 14. Juni fanden in Bjalyftof Unruhen ftatt, deren Ergebnis 
82 Tote (7 Ehriften und 75 Juden) und 78 Bermundete (18 Chriften 
und 60 Juden) fowie die Plünderung von 169 jüdischen Wohnungen und 
Buden war, was einen Berluft von annähernd 200000 Rubel verurfachte. 
Zwecks Ermittelung der genauen Urjachen der Unruhen ſandte der Minifter 
des Innern ein Mitglied des Minifterrates, den Stallmeifter Friſch, nad 
Bjalyftof. Die Hierdurch gewonnenen Nachrichten als auch andere bei der 
Regierung eingegangene Mitteilungen ergaben folgendes: Bjalyſtok, welches 
etwa 100000 Einwohner zählt, wovon 70 Prozent Juden find, wurde in 
den legten Jahren zum Hauptzentrum der revolutionären Bewegung des 
weftlichen Gebietes. Die verbrecheriiche Tätigkeit der dortigen revolutio- 
nären Kreife wuchs bejonders im Jahre 1905 und zeitigte eine Reihe von 
Morden und Mordanjchlägen gegen Amtsperſonen und die Drtspolizei. 
Bei der Einführung des Kriegszuftandes im September 1905 wurden die 
terroriftiichen Umtriebe ſchwächer, erwachten aber mit erneuter Kraft, als am 
1. März 1906 der Sriegszuftand aufgehoben wurde. In der Zeit vom 
1. März bis 1. Juni wurden in Bjalyftot 45 gerichtliche Unterſuchungen 
wegen terroriftiiher, gegen Amts- und Privatperfonen gerichteter Verbrechen 
eingeleitet, wobei größtenteild die Schuldigen unermittelt blieben, da die 
Augenzeugen aus Zucht vor Rache feine Angaben machten. Eine Reihe 
derartiger Anjchläge verjegte Bjalyftof in einen panifartigen Zuftand. Die 
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Ermordung Derkatſcheffs, der die allgemeine Hochachtung der Juden und 
Ehriften genoß, brachte die Erbitterung gegen die Störer der Ordnung zu 
der äußerſten Spannung. Gleichzeitig wurde eine Desorganifierung der 
Polizei bemerkbar, da die beiten Organe derjelben ermordet, verjtümmelt 
oder verwundet worden oder für ihr Leben bangend, mweggegangen find, 
und an ihre Stellen unvorbereitete Perjonen ernannt worden waren. Der 
aufgeregte Zuftand der Stadtbewohner oder die Desorganifierung der 
Polizei fchufen eine Grundlage, auf der bei dem geringiten Anlaß die 
größten Unruhen entftehen fonnten, worauf am 14. Juni infolge eines 
frehen Anſchlages ein Ausbruch des Unmwillens in der gefamten Ehriften- 
bevölferung hervorgerufen wurde. Während der Prozeifion vom 14. Juni 
wurden von zwei oder drei Stellen Sprenggeichofie geworfen und mit Re- 
volvern gejchoffen. Diejed hatte zur Folge, daß Militär Herbeifam und 
auf die Häufer, aus denen gejchoffen worden war, feuerte. Faſt gleich- 
zeitig entflammte mit elementarer Gewalt jeitend der chriftlichen Bevölke— 
rung ein Judenpogrom, der feinen Unterſchied machte zwijchen jchuldig 
und unſchuldig. Seine Urheber kann nur die gerichtlihe Unterjuchung 
ermitteln, die mit möglichfter Schnelligkeit geführt wird. Fürs erfte fann 
nur als Tatſache gelten, daß der Progrom hauptſächlich von einzelnen 
Heinen Gruppen der Land- und Stadtbevölferung ausgeführt worden ift, 
wobei in den meiften Fällen Plünderungen durch rechtzeitig herbeigerufene 
Truppen aufgehalten wurden. Um 6 Uhr abends war Bjalyftof von den 
Plünderern befreit; Patrouillen marjchierten durch die Straßen. Am 
nächſten Tage erwachte dad Pogrom aufs neue. Am Mittag diejed Tages 
erfolgten jeitens der Nevolutionsorganijationen Ueberfälle auf die Truppen, 
die in der Nacht zum 18. Juni endigten. Alle durch die Unterfuchung 
gewonnenen Anhaltspunkte find bereits al3 Grundlage für die Maßregeln 
genommen worden, die zur Herftellung einer geregelten Tätigkeit der Orts— 
behörden dienen follen. Was die an dem Pogrom Beteiligten, ihre Mit- 
helfer und die Aufwiegler anbelangt, deögleichen ihre Auffindung, Ab- 
urteilung und Bejtrafung, jo werden die Gerichte alle ihnen angemwiejene 
Macht anwenden. Auch die Regierung wird ihrerſeits alles tun, daß feine 
einzige an den Bjalyftofer Greueln mitſchuldige Perſon dem Gerichte und 
der Strafe entgehe. Boll Empörung weiſt die Regierung die in der Ge— 
jellichaft verbreiteten Gerüchte zurüd, daß das Judenpogrom in Bjalyftof 
unter Mitwiffen und Beteiligung der Ortöbehörden und Truppen ftatt- 
gefunden hat. Die Regierung Hält e3 für ihre Pflicht, die Ueberzeugung 
auszufprechen, daß der Grund der beffagensmwerten Ereignifje hauptſächlich 
in der Tätigfeit der örtlichen revolutionären Organifationen zu juchen jei. 

Die Duma entjendet zur Unterjuchung der Megelei eine Kommiſſion 
nach Bjalyftof; fie berichtet (4. Zuli): Seit der Ermordung de3 dortigen 
Polizeimeifters Denkatſcheff waren Gerüchte über ein bevorftehendes Pogrom 
im Umlauf. Die Polizeimannjchaften waren durch die Ermordung mehrerer 
Mitglieder ihrer Truppe, die fie den Juden zufchrieben, aufgebradht und 
Agitatoren reizten die niederen VBollsihichten gegen die Juden auf und 
juchten aud die Truppen durch Flugichriften aufzureizen, wobei Juden 
und Revolutionäre als identisch Hingeftellt wurden. Bereits vor dem 
14. Juni erhielten yeldwebel eines Regiments den Befehl, den Mann— 
ichaften mitzuteilen, daß am 14. $uni eine orthodore und eine Fatholiiche 
Prozeſſion ftattfinden würden; .die Juden mwürden eine Bombe werfen, 
und ein Pogrom würde folgen. Als nun am 14. Yuni die orthodore 
Prozeffion in die Inftitutftraße einbog, wurde fie aus einem Haufe der- 
jelben beſchoſſen, und einige Teilnehmer bemerften, daß etwas Bijchendes 
geworfen wurde. Sofort erjchienen Truppen, die in der Reichsbanffiliale 


Rußland. (Juni Mitte.) 385 


bereit gehalten worden waren, und feuerten auf die Häufer. Diejelbe 
Szene wiederholte jich auf dem Bajar, wo die zweite Bombe geworfen 
wurde, und e3 folgte dann ein Leberfall von Vagabunden auf eine Apo- 
thefe, und der Pogrom begann. Bagabunden und PBoliziften plünderten 
die Läden und raubten Waren, und Soldaten folgten ihrem Beijpiel. Es 
entwidelte fich eine Heßjagd auf die Juden, die man aus ihren Häujern 
trieb, um fie draußen zu erjchießen. Auch auf dem Bahnhofe jammelten 
fi) Haufen von Bagabunden, um flüchtende oder anfommende Juden ab- 
zufangen, trogdem der Bahnhof von Dragonern und Infanterie bejegt war 
und die Offiziere der in Bjalyſtok ftehenden Regimenter Uglitih, Kaſan 
und Wladimir im Bahnhofsreftaurant jaßen. Am 14. $uni traf auch der 
Gouverneur von Grodno auf dem Bahnhofe von Bjalyitof ein, ohne daß 
fi die Soldaten und Vagabunden durch feine Anmwejenheit ftören Tießen. 
Auch am 15. Juni dauerte da3 Morden fort, jo wurden beifpieläweije von 
zehn mit einem Zuge eintreffenden Juden acht jofort getötet. Auch der 
auf dem Bahnhof anmejende Staatdanmwaltsgehilfe und die übrigen Amts— 
perjonen, die dort anmwejend waren, rührten feinen Finger, um den Ge- 
walttaten gegen die Juden ein Ende zu machen. Nachdem noc eine An— 
zahl Ausſagen von Augenzeugen über jene blutigen Vorgänge angeführt 
worden find, geht der Bericht zu folgenden ——— über: Vor 
allem iſt die Planmäßigkeit des Pogroms hervorzuheben, der an die Straf- 
erpeditionen in den Dftfeeprovinzen und Sibirien erinnert. Der Tag ift 
genau vorher beftimmt, ebenjo auch die Gelegenheit, bei der der Pogrom 
jeinen Anfang nehmen joll, nämlich der Umzug der Kirchenprozeflionen, 
wo mit der religiöjen Stimmung der Menge gerechnet werden fonnte, 
Dod, wer war der Organijator? Der Gouverneur von Grodno, Herr 
Küfter, der no) vor dem Pogrom um die Entfernung de3 Priſtaws Sche- 
renetjeff aus Bjalyftof, al3 des Haupthegers, von einer jüdischen Abord- 
nung gebeten worden war, vermeigerte died. Er war aud) am 15. Juni 
in Bjalyftof, al3 der Pogrom bereit3 im Gange war, ohne etwas zu tun, 
und fuhr von dort nach Wilna zum Generalgouverneur. Entweder aljo 
wußte er von dem Progrom und ließ ihm feinen Lauf, oder er ftand den 
Borgängen infolge einer geheimen Gewalt ohnmächtig gegenüber. Als die 
Dumaabgeordneten Jakubzon und Sceftel am 15. Juni fit) an den Mi- 
nifter ded3 Innern mit der Bitte um Ergreifung von Mafregeln wandten, 
um dem Morden Einhalt zu tun, wurde dies zugejagt. Ein Erfolg ift 
aber, wenn jolde Maßnahmen überhaupt angeordnet worden find, nicht 
zutage getreten. Die Polizei unterließ von Anbeginn an nicht nur jede 
Maßnahme zur Unterdrüdung des Pogroms, jondern entfejjelte noch oben- 
drein durch ihre niederen Organe wilde Leidenſchaften. Die Polizei ordnet 
die Erjhießung von Perſonen an, welche fie zu Revolutionären geftempelt; 
fie führte Vagabunden an, al3 dieje plünderten und Juden mordeten. 
Schließlich ift zu bemerken, daß die Militärobrigfeiten die Gewalt in der 
Stadt vor Berhängung des Kriegszuftandes an ſich genommen und die 
Stadt Schugleuten und bewaffneten Soldaten ausgeliefert haben, die auf 
Weiſung von Schugleuten und Vagabunden oder nach eigenem Ermefjen 
unbewaffnete Juden, die feinen Widerftand leifteten, erichoffen. Won wem 
ift dem Gouverneur am 14. und 15. Juni die ihm zuftehende Gewalt ent- 
zogen und dieje den Militärbehörden übergeben worden? Dieſe Frage 
muß das Kriegäminifterium aufklären. — Dem Bericht Liegen eine Reihe 
von Dofumenten als Bemweismaterial bei. 


Mitte Juni. Die ruffiiche Regierung bejegt die Aalandinjeln 


durch Truppen, obgleich die Bejegung durch den Parifer Frieden 
Europäifcher Geſchichtskalender. XLVII. 25 
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von 1856 verboten ijt. Es wird ala eine gegen Finnland gerichtete 
Maßregel betrachtet. 

Mitte Juni. (Petersburg.) Auf dem allruffiichen Adels— 
fongreß befämpfen fich liberale und reaftionäre Strömungen. Die 
Mehrheit befämpft in einer Adrefje an den Zaren die Agrarreformen 
zugunften der Bauern. 


Mitte Juni. Agitationen und Unruhen. 


Am 17. Juni werden in Petersburg an dreißig Verfammlungen 
abgehalten, die jämtlich bejchließen, die Duma im Kampf gegen die Regie- 
rung zu unterftügen. Die Sozialiften bejchließen, jich von den Kadetten 
zu trennen und jelbftändig aufzutreten. Unruhen und Straßenfundgebungen 
werden durch umfafjende Vorbereitungen verhindert. — Aehnliche Ver— 
fammlungen werden in Moskau gehalten. — Im Gouvernement Poltawa, 
Sefaterinoslam, Woroneſch brechen Ausftände und agrarifche Unruhen aus. 
In Kronftadt Halten Matrojen Berfammlungen ab, in Boltawa verjagen 
die Truppen gegen die Bauern. In Sebaftopol meutert ein Teil der 
Feltungsartillerie, wird aber gebändigt. — In den nächſten Wochen nehmen 
die Morde und Raubüberfälle wieder zu. Die Bauern faſſen mehrfach 
Beichlüffe, feine Rekruten ftellen zu wollen, falls nicht bis zum Herbſt die 
Agrarfrage in ihrem Sinne gelöft ſei. In Warſchau werden viele Boli- 
ziſten erjchoffen. 

21.22. Juni. (Duma.) Debatte über Mebeleien. 


Auf eine Fnterpellation über ungefegliche Maßregeln von Behörden 
und die Provozierung von Mebeleien erwidert Minifter des Innern Sto- 
Iypin: Wenn id auch zugebe, daß der Polizeiverwaltung einige ungejeg- 
liche Alte zur Laft fallen, jo lieben doch alle Beamte ihr Vaterland. 
(Rufe: Genug! Genug!) Die Regierung muß handeln und energijd für 
die Aufrechterhaltung der Ordnung forgen. Die Polizei erfüllt ihre Pflicht. 
Während der Unruhen find allein 288 Polizeibeamte getötet und 388 ver- 
mwundet worden. (Bwijchenrufe: Das ift noch fehr wenig! Genug! Genug! 
Zugleich ertönt Schreien, Pfeifen und Hohngelächter.) Der Präfident er- 
hebt ſich und ruft: Die freiheit des Wortes fteht in diefem Saale jeder- 
mann zul Der Minifter jchließt feine Rede mit den Worten: Die Regie- 
rung wird handeln wie eine Schildwache, die ihr altes Gewehr nicht fort- 
werfen darf, bevor fie nicht ein neues hat. (Pfeifen, Gelächter, Rufe: 
Genug!) Abg. Fürft Uruſſow, der frühere Gehilfe des Minifterd des 
Innern, erwidert: Die Mepeleien würden immer von geheimen Kräften 
organifiert, und es fei unmöglich, irgend jemand gegen dieſe gewiffermaßen 
von der Regierung ausgehenden Borgänge zu ſchützen. — Am folgenden 
Tage jpriht das Haus der Regierung jein Mißtrauen aus und verlangt 
die Einjegung eine3 der Duma verantwortlichen Minifteriums. 


24. Juni. (Beterdburg.) Das 1. Bataillon des Preobra— 
ſchenski-Regiments, des vornehmften Garderegiments, verweigert den 
Gehorfam und wird durch andere Truppen entwaffnet und zu einem 
Linienbataillon degradiert. 

29. Juni. Herabjeßung der aktiven Dienftzeit. 


Die Geſetzſammlung veröffentlicht ein jhon im Mai vom Kaijer 
beftätigtes Gejeß, nach welchem die aktive Dienftzeit für die Infanterie 
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und die Fußartilferie auf drei und für die anderen Waffengattungen des 
Landheeres auf vier Jahre feitgefeßt wird. Der Dienft in der Reſerve 
jhwanft zwiſchen 7 bis 16 Jahren. Der aktive Dienft in der Marine 
wird fünt Jahre betragen; ebenfolange währt der Dienft in der Reſerve. 
Für Berjonen, die einen beftimmten Bildungsgrad nachweiſen, werden Ver— 
günftigungen zugelaffen. 

Juni. Juli. In der Prefje wird vielfach gegen die deutjchen 
Koloniften im Süden und an der Wolga agitiert, weil fie ca. zehn 
Millionen Desjätinen guten Landes befäßen und fich in Religion 
und Sitte von den Ruffen fernhielten. | 

2. Juli. Die Duma verweift einen Antrag auf Abſchaffung 
der Todesſtrafe einjtimmig an eine Kommiſſion. — In der Be- 
ratung wird der Vertreter des Kriegsminifters niedergejchrien; die 
Sitzung ift jo ſtürmiſch, daß fie eine Stunde unterbrochen werden muß. 


5. Juli. (Duma.) Da ein Abgeordneter von der Polizei 
auf der Straße gefchlagen wird, obwohl er ſich als Dumamitglied 
zu erkennen gibt, bedroht die Arbeitergruppe die Minifter mit dem 
Tode, fall es fich wiederhole. 

10. Juli. (Kronftadt) In der Unterfuchung wegen ber 
Übergabe des Torpedobootes Bjedowy in der Schlacht bei Tſchu— 
fima werden vier Offiziere zum Tode verurteilt. Roſchdeſtwensky 
wird freigefprochen. 

10. Juli. Im Reichsrat fpricht fih die Mehrheit gegen 
Abſchaffung der Todesstrafe aus. Ä 

Mitte Juli. Die ruffifche Regierung erfucht die englifche, 
den geplanten Flottenbeſuch zu verjchieben, um nicht bei der augen- 
blidlichen Lage Agitationen und Zwifchenfälle hervorzurufen. 


Suli. Gerüchte über fremde Einmifhung. (Vgl. ©. 147,390.) 


Ein Wrtifel der „Roffijia” behauptet, Deutichland und Defterreich- 
Ungarn hätten ich veritändigt, in Rußland einzugreifen, ſobald die ruf» 
fiiche Regierung es wünſche. Die Nachricht findet viel Glauben, wird 
lebhaft kommentiert und als offiziös angejehen. Am 20. jchreibt die offi- 
ziöje „Petersburger Telegraphen-Agentur“: „Sn der Zeitung ‚Roffijia‘ ijt 
ein Artikel erjchienen, betitelt ‚Die fremden Mächte und die Lage Ruß— 
lands‘, der in ausländijchen und ruffischen Blättern als offiziös bezeichnet 
wird. Die Vermutung ift unbegründet. Die Regierung, insbeſondere das 
Minifterium des Auswärtigen, ftehen der Veröffentlichung des Artikels, 
der ein Sammelmwerf von Angaben der Auslandsprefje und von einem 
Anonymus ohne Quellenangabe verfaßt ift, volllommen fern.” 

17. Juli. Unterftüßung der Hungernden. 

Ein von der NReihsduma und dem Neichsrat angenommenes und 
vom Kaifer genehmigtes Gefeg über die Bewilligung von 15 Millionen 
Rubel zur Befriedigung der Bedürfniffe der von Hungersnot betroffenen 
Bevölferung wird veröffentlicht. Es ift dies das erfte feit dem Beſtehen 

25* 


388 Rufland. (Zuli 21.) 


der neuen Berfafjungsverhältniffe zuftande gefommene Gejeg. — Die Re- 
gierung hatte 45 Millionen verlangt, die Duma bemwilligte nur 15. 

21. Juli. Ein faiferlicher Ukas verfügt die Auflöfung der 
Duma und die Einberufung einer neuen für den 5. März 1907. 
Der Ukas lautet: 

Wir Haben durch Unjeren Willen Vertreter der Nation zu dem 
Werke gejeßgeberiichen Schaffens berufen. Indem Wir feft auf die gött- 
lihe Gnade vertrauten und an eine glänzende, große Zukunft Unteres 
Volkes glaubten, erwarteten Wir von ihren Arbeiten Gutes für das Land, 
haben auf allen Gebieten de3 nationalen Lebens große Reformen in Bor- 
ichlag gebradht und Haben e3 immer Umjere Hauptjorge fein lafjen, die 
Unmiffenheit de3 Volkes durch das Licht der Bildung, die Laften des 
Volkes durch Erleichterung der Arbeitsbedingungen und der Bedingungen 
für den Landbeſitz zu bejeitigen. Eine graujame Prüfung hat Unſere Er— 
wartungen getäujcht. Anftatt auf dem Gebiete der Gejeßgebung zu ichaffen, 
entfernten fich die Vertreter ded Volkes aus dem Bereich ihrer Zuftändig- 
feit und beſchäftigten ſich mit Unterfuchungen über die Handlungen der 
auf unjere Ynweitung eingejegten Lofalbehörden; über die Unvollfommen- 
heiten der Grundgejege, die nur durch Unfern faijerlichen Willen abgeändert 
werden fonnten. Endlich unternahmen die Vertreter ded Volkes wahrhaft 
ungejeglihe Handlungen, wie der Aufruf an das Volk jeitend der Duma. 
Die Bauern, die durch derartige Ungejeglichfeiten beunruhigt wurden 
und auf die gejegliche Beſſerung ihres Schidjal warteten, gingen in einer 
Reihe von Bezirken zur offenen Plünderung, zur Zerftörung fremden 
Eigentums, zum Ungehorjam gegen das Geſetz und gegen die rechtmäßigen 
Behörden über. Aber Unjere Untertanen müfjen ſich erinnern, daß die 
Beflerung des Loſes des Volkes nur möglich ift unter der Bedingung voller 
Ruhe und Ordnung. Wir werden feine Willfürlichfeiten oder Ungejeß- 
lichkeiten zulafjen, und mit allen Machtmitteln des Staates werden Wir 
Unjern faiferlihen Willen Ungehorfamen aufzwingen. Wir fordern alle 
qutgelinnten Ruffen auf, fich zu einigen und die gejeglihe Macht zu unter- 
ftügen, um den Frieden Unferes teuren Landes mwiederherzuftellen.. Möge 
die Ruhe des ruffiihen Landes wieder hergeftellt werden, möge Uns Gott 
helfen, die wichtigfte Unferer Aufgaben, die Befjerung des Loſes der Bauern, 
zu verwirflihen. Unjer Wille in diefem Punkte ift unerjchütterlih. Der 
ruffiihe Arbeiter wird, ohne fremdes Eigentum anzutaften, da, wo bie 
ländlihen Befigungen zu Hein find, ein gejegliches und rechtichaffenes 
Mittel erhalten, um feinen Landbeſitz zu erweitern. Die Vertreter der 
anderen Klaſſen werden auf Unjere Aufforderung Hin alle ihre Bemühungen 
aufwenden, um die große Aufgabe, die von der zukünftigen Duma end- 
gültig im Wege der Geſetzgebung gelöft werden muß, zu verwirklichen. 
Indem Wir die Duma auflöfen, beftätigen Wir Unfere unabänderliche Ab- 
ficht, diefe SInftitution zu bewahren. In Uebereinftimmung mit diejer Ab- 
fiht Haben Wir durch einen an den vollziehenden Senat gerichteten Ukas 
die Einberufung einer neuen Reichsduma für den 5. März 1907 feſtgeſetzt. 
Treue Söhne Rußlands! Euer Kaijer ruft euch, wie ein Vater jeine Kinder, 
euch mit ihm zu vereinigen, um Unſer heilige Vaterland wieder gefunden 
zu laſſen. Wir glauben, daß Riejen des Gedankens und der Tat erjcheinen 
werden, und daß dank ihrer emjigen Arbeiten der Ruhm Rußlands er- 
ftrahlen wird. Nikolaus. 


21. Juli. Minifterpräfident Goremyfin wird entlaffen und 
durch den Miniſter des Innern Stolypin erjebt. 
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23. Juli. Eine Anzahl radifaler Dumamitglieder erlafjen 
von Wiborg in Finnland aus einen Aufruf an die Nation, der 
Regierung weder Soldaten zu ftellen noch Steuern zu zahlen, da 
die Regierung dieſe Leiftungen ohne Zuftimmung der Duma nicht 
fordern dürfe. 

23. Juli. (Odefja.) Koſaken und Pöbel veranftalten eine 
Judenhetze. 

31. Juli. (Terrijotii in Finnland.) Der ſozialiſtiſche Duma— 
abgeordnete Herzenſtein wird ermordet. Sein Tod war durch eine 
reaktionäre Zeitung bereits einige Stunden vorher gemeldet worden. 

Ende Juli. Viele Führer der revolutionären Parteien wer— 
den verhaftet. 

—— a Anfang Auguft. Meutereien. 


Sn der Feitung Sweaborg bemächtigen fich Meuterer eines Forts 
(30. Juli); nn heftiger Beſchießung zu Waſſer und zu Lande ergeben fich 
die Aufrührer. — In Kronftadt bejegen die Matrojen mehrerer Flotten- 
equipagen im Berein mit dem Pöbel da3 Fort Konjtantin und werden 
dur Infanterie und Artillerie zur Ergebung gezwungen. — In Reval 
meutert ein Zeil der Beſatzung des Kreuzers „Bamjat Aſowa“, wird aber 
durch die treu gebliebene Mannſchaft überwältigt. Am 17. werden 18 Meu- 
terer hingerichtet. 


Ende Juli. Anfang Auguft. Der Minifterpräfident verhandelt 
vergeblich mit Graf Heyden und anderen Führern der gemäßigten 
Reformparteien über ihren Eintritt ins Kabinett. Sie fordern 
fünf Minifterjtellen für fi und Ausarbeitung eines Reform- 
progranımd, was Stolypin ablehnt. Die Regierung proflamiert 
legale Durchführung von Reformen und MWiederherftellung der 
Ordnung. 

Auguft. In vielen Städten gibt e8 Zufammenftöße und 
Plünderungen. 

In Warſchau findet eine blutige Judenverfolgung durd Militär 
und Polizei ftatt infolge von Attentaten auf Polizijten. — Nach einer 
offiziellen Bekanntmachung vom 21. Auguft wurden in der legten Woche 
in Rußland von revolutionärer Seite 72 politiiche Morde an Amtöperjonen 
verübt; etwa ebenjoviele Beamte wurden ſchwer verlegt. In dem gleichen 
Beitraum wurden 120 Bomben geworfen, 12 Geheimdrudereien entdedt; in 
13 ftaatlichen Branntweinverfaufsftätten wurde eingebrochen und 18 Staats- 
fafjen wurden beraubt, wobei 22 Beamte und Angeitellte um das Leben 
famen oder verwundet wurden. Aus politiſchen Gründen wurden 276 Ber- 
fonen verhaftet. — In den folgenden Wochen werden derartige Ereignifje 
noch häufiger. 

Anfang Auguft. Nach englifchen Blättern haben die jozial- 
demokratiſchen Dumamitglieder folgenden Aufruf nach der Auf: 
löſung verbreitet: 
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Soldaten! Seeleute! Die Regierung Hat auf Faiferlichen Befehl die 
Duma aufgelöft. Truppen wurden von allen Seiten angejammelt, um das 
Bolt mit Waffengewalt zu unterdrüden. Die Vertreter des Volkes waren 
aus der Mitte eurer Väter und Brüder gewählt worden, damit fie dem 
Baren vorlegen, was dem Volke nottut, und Land und Freiheit erhalten; 
aber der Zar wollte nicht auf die Ermwählten des Volkes hören. Er hörte 
auf feine früheren Ratgeber, auf die Großfürften, Minifter und Generale 
und die reichſten Grundbefiger, die nicht ihren Grundbeſitz, ihre viele 
Taufend Rubel betragenden Gehalte und ihre unverantwortliche Gewalt 
aus den Händen lafjen wollten. Jetzt ift Rußland in zwei Lager geteilt. 
Auf der einen Seite fteht die große Mehrheit: alle Bauern, alle Arbeiter, 
alle Armen und Bedrüdten, ftehen die befterzogenen und aufgeklärteften 
Klaffen, die Harer jchauenden Soldaten, die beiten Offiziere und alle die 
Märtyrer in den Gefängniffen — unter ihnen viele Taufende Soldaten 
und Seemänner. Auf der anderen Seite ift eine Verſammlung von Be- 
drüdern, wie General Trepow, Herr Pobiedonogzew und die mandſchu— 
riihen Generale, die vor den Japanern davongelaufen find, aber aus 
Moskau, Odeſſa und Tichita geichoffen Haben, die Zemski Natichalniki und 
die Polizeifpione und das ganze Schwarze Hundert. Dieje alle vertrauen 
auf euere Kraft, um das ganze rufjiiche Volk niederzufchlagen. Wollt ihr 
auf das Volk jchießen, das Blut des Volkes vergießen und die Bruft des 
Volkes mit euren Bajonetten durchbohren? Gedenket, daß ihr die Kinder 
des Volfes, die Kinder des ruſſiſchen Volkes jeid und daß zu derjelben 
Beit in den Dörfern, in denen ihr geboren wurdet, eure eigenen Brüder, 
die zu Haufe blieben, ebenfall3 agitieren und Land und Freiheit verlangen, 
und daß die Truppe andere Truppen ausjendet, fie niederzujchießen und 
fie zu prügeln. Weshalb wollt ihr die Negierung verteidigen? Sit euer 
eigenes Leben jo gut? Seid ihr nicht jelbjt in einem Buftande der Skla— 
verei? Ihr jeid in einem Zuftande der Knechtichaft, ärger als alle anderen. 
Man gibt euch jklaviiche Beihäftigung als Dffiziersdiener. Ihr werdet 
in Strafbataillonen gefoltert. Für jedes freie Wort werdet ihr in die 
Zwangsarbeit gejchicdt oder niedergejchoffen. Wir, die Vertreter des Volkes, 
wollten euer Los verbejjern. Wir wollten Gejege verkünden über die Re— 
duftion des Militärdienftes auf zwei Jahre, über die Abjichaffung der 
Berwendung von Soldaten als Diener, über die Zahlung von Monats- 
Löhnen an die Soldaten und über die wirffame Verhinderung aller In— 
jultierungen der Mannſchaft durch ihre Borgejegten. Wir wollten das 
Los der Soldaten verbejjern, aber da3 große Er bon uns war, dad Los 
der ganzen arbeitenden Bevölkerung zu verbeſſern. Um all das zu ver- 
hindern, hat fich die Regierung beeilt, die Duma aufzulöjen. Soldaten! 
Seeleute! Wir, die gejeglich gewählten Vertreter der Bauern und Ar- 
beiter, erklären euch, daß ohne die Duma die Regierung ungejeglich ift 
und daß die jet von der Regierung ausgegebenen Befehle feine gejeßliche 
Kraft haben. Wir fordern euch auf: Erftend, daß ihr der ungejeßlichen 
Negierung zu gehorchen aufhöret und ihr zuſammen mit und und der 
ganzen armen Bevölkerung tätigen Widerftand leiftet. Ihr habt einen 
Eid geichworen, euer Vaterland zu verteidigen; euer Vaterland ift Ruß- 
land, die Städte, die Dörfer und das ganze ruffische Volk. Verteidiget 
diejes Vaterland! Stehet Schulter an Schulter mit und für Land und 
Freiheit! Zweitens: Jeder Soldat, der auf das Volk ſchießt, ift ein Ber- 
bredher, Verräter und ein Feind des Volkes. Im Namen ihrer Bäter 
und Brüder fagen wir einem jeden foldhen, daß man ihm nicht gejtatten 
wird, in jeine Heimat zurüdzufehren, und daß jein Name auf ewig vom 
Volke verflucht jein wird. Drittens: Deutfche Truppen ftehen bereit, unſer 
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Land zu überziehen zur Berteidigung der Regierung, die dem Volke mit 
der Gewalt fremder Waffen entgegentritt. Wir erflären, daß durch folche 
Verhandlungen die Regierung das Land verraten hat und daß fie jebt 
außerhalb des Schußes der Geſetze fteht. Soldaten! Seeleute! Eure 
heilige Pflicht ift es, das ruſſiſche Bolf von diejer verräterifchen Regierung 
zu befreien und die Duma zu verteidigen. Jeder, der in diefem heiligen 
Kriege fällt, wird jich mit ewigem Ruhm bededen und das ruffiiche Volk 
wird jeinen Namen jegnen. In diefem Kampfe werben eure ermwählten 
Bertreter mit euch fein. Geid tapfer für dad Vaterland, für das Volk, 
für ein Land der Freiheit gegen dieſe verbrecherifche Regierung! 

Anfang Auguſt. (Finnland) In Helfingfors bildet fich 
eine „Weiße Garde” aus mehreren Hundert jungen Leuten zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung. Sie hat mit der „Roten Garde“ 
mehrere Zufammenftöße. 

Anfang Auguft. Die Regierung verbietet die Einfuhr von 
Maffen außer von Jagdwaffen. 

4. Auguft. Ein Generalausftand in ganz Rußland, den das 
Streiffomitee angeordnet hat, findet wenig Anklang und fcheitert 
nach einigen Tagen völlig. 

Auguft. In vielen Goudernements, insbefondere im Wolga— 
gebiet wird eine Hungersnot befürchtet. Infolgedeſſen häufen fich 
die agrarifchen Unruhen, die viel Getreide vernichten. 

10. Auguft. Zum Oberprofurator des Heiligen Synod wird 
Iswolsky, ein Bruder des Minifters des Auswärtigen, ernannt. 

Auguft. In den Oſtſeeprovinzen verjchlimmert fich die Lage 
wieder, die Überfälle von Deutichen werden zahlreicher. 

25. Auguft. (Betersburg.) Durch ein Bombenattentat wäh— 
rend eines großen Empfangs wird die Billa des Minifterpräfidenten 
Stolypin zeritört. Stolypin bleibt unverlett, zwei feiner Kinder 
werden jchwer verleßt, 30 Perſonen getötet, darunter drei Atten- 
täter, einer wird verhaftet. 

25. Auguft. 9. September. Abtretung von Apanage- und 
Hisfalländereien zur Belämpfung der Landnot. 


Ein Ukas de3 Zaren überweilt fat 2 Millionen Desjätinen von 
den Apanageländereien der Bauernagrarbant, um fie in Heinen Parzellen 
an Bauern zu verfaufen. Die Aufftellung der Pläne, nach denen bie 
Apanageländereien der Bauernbanf zum Verkaufe überantiwortet werden, 
die Übrechnung mit dem Wpanagenrefjort und die Feſtſetzung der Be- 
dingungen für den Berfauf der oben angeführten Grundjtüde an die Bauern 
nad) Maßgabe der denfelben zu Gebote ftehenden Mittel wird durch Failer- 
lihe Verfügung dem Hofminifter übertragen, der mit den Miniftern des 
Innern und der Finanzen, fowie mit dem Hauptleiter der Landwirtichafts- 
verwaltung darüber Rüdiprache zu pflegen bat. Sämtliche Pläne jind 
jedoch zunächft dem Gutachten des Kaijers zu unterwerfen. — Am 9. Sep- 
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tember werden noch 3,4 Millionen Desjätinen mit Wald und 4 Millionen 
ohne Wald fisfaliiches Land überwieſen. 

30. Auguft. Ein Ukas des Baren verlängert die Wirkung 
der bejtehenden Gejete, betreffend den Schub der öffentlichen Sicher- 
heit und den verftärkten außerordentlichen Schuß, auf die Dauer 
eines Jahres. 

30. Auguft. Ein Ukas ermächtigt den Yinanzminifter, für 
die Unterftüßung der von der Mikernte betroffenen Bezirke eine 
vierprozentige Rente im nominalen Betrage von 50 Millionen 
Rubel auszugeben. 

Ende Auguft. September. Viele Überfälle und Ermorbungen 
von Beamten finden ftatt, in Warſchau wird der Korpalomman- 
deur erſchoſſen. 

Anfang September. (Etſchmiadſin.) Ein Kongreß der 
Armenier bezeichnet fich als gejeßliche armenifche Volksvertretung. — 
Eine Minderheit erkennt den Kongreß nicht als Nationalvertretung 
an. Die Polizei löft den Kongreß auf. 

Anfang September. Die Hochſchulen werden wieder eröffnet. 
Die Studenten halten viele politifche Verfammlungen darin ab. 

2. September. (Wenden in Livland.) Das im Jahre 1892 
gejchloffene deutſche Gymnafium wird feierlich wieder eröffnet. Auch 
in Riga und anderen baltifchen Städten werden deutjche Schulen 
wieder gejtattet. 

6. September. Der Minifterrat veröffentlicht folgendes Pro— 
gramm: 

Seit zwei Jahren erreichte die revolutionäre Bewegung eine außer- 
ordentliche Stärke; befonder8 zugenommen hat fie feit dem Frühjahr 1906. 
Faft fein Tag vergeht, ohne irgend ein neues Verbrechen. Bewaffnete 
Erhebungen, Meutereien in Sebaftopol, Sveaborg, Reval und Kronftadt, 
Ermordungen von Beamten und Boliziften, Attentate und Räubereien 
folgten ohne Unterbredung. Allein während des Sommers 1906 wurden 
ermordet: der Kommandant der Schwarze Meer-Flotte Tſchuknin, der Gou- 
verneur von Samara Bloch, der Generalgouverneur von Warihau Von— 
jarljaräfy, General Margfrafsty und General Mien, außerdem murden 
zahlreiche fchredliche Attentate begangen, die eine Mafle Opfer forderten, 
wie dad don Gebaftopol, da gegen den Kommandanten der Feſtung 
Neplujew gerichtet war, und das gegen den Minifterpräfidenten. Die Polizei 
erleidet täglich — Verluſte. Dieſe Verbrechen zeigen deutlich, daß 
die revolutionären Organiſationen darauf hinarbeiten, das ruhige Werk 
der Regierung zu hindern, durch Gewalttaten Verwirrung in die Reihen 
der Regierung zu bringen und der Möglichkeit eines ſchöpferiſchen Staats- 
lebens ein Ende zu machen. Berjchiedene Gruppen der Gejellichaft haben 
fich, erfchredt durch die Revolution, an die Regierung gewandt und er- 


warten eine autoritative Erflärung über die Urjachen der Verbrechen, die 
das Öffentliche Gewiſſen erdrüden, und über die Haltung der Staatsgewalt 
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hinfichtlich diefer fchredlichen Verbrechen. Die Regierung hält e3 daher 
für nötig, zu erflären, daß die Revolutionäre jchon vor der Dumaauflöfung 
einerjeitö eine bewaffnete, von Heer und Flotte unterftüßte Erhebung, an- 
drerfeit3 eine allgemeine Agrarbewegung vorbereiteten, die das ganze Land 
mit fich fortreißen jollte. — Die revolutionäre Bewegung follte unterjtüßt 
werden von Anhängern der äußerften Barteien, die in die Duma gelangten 
und ihre Beftrebungen dahin richteten, die ausführende Gewalt an ſich 
zu reißen und die Duma in eine konſtituierende Verſammlung umzu- 
wandeln. Nach Anficht der Revolutionäre war der Erfolg gefichert durd 
die von den Mitgliedern der Duma, welche perjönliche Unverleglichkeit. 
genießen, in die Dörfer unternommenen Reifen und Propaganda. Zu 
gleicher Zeit wollte man das wirtjchaftliche Leben des Landes durch einen 
allgemeinen Ausftand unterbinden. Nach der Auflöjung der Duma, nad 
der fchnellen Unterdrüdung der Meutereien in Kronftadt und Speaborg, 
nad) dem Mißlingen des allgemeinen Ausftandes und nachdem entjchiedene 
Mafregeln gegen die Agrarunruhen ergriffen worden waren, bejchlofjen 
die ertremen revolutionären Gruppen, um den Eindrud, den das Scheitern 
ihrer Projekte hervorgerufen hatte, abzuſchwächen, und um das fchöpferijche 
Werk der Regierung zu verhindern, durch Ermordung von hohen Beamten 
auf da3 Land zu wirken und die Regierung zu erjchreden. Obgleich jolche 
Gewalttaten die Schwäche der Revolution Hinfichtlih der Verwirklichung 
einer allgemeinen Erhebung beweijen, jo ruft doch die Grauſamkeit der 
begangenen Verbrechen Erregung in der Bevölkerung, ja fogar größeren 
Schreden hervor al3 eine länger andauernde revolutionäre Bewegung. 
Was ift nun die Pflicht der Regierung in einer joldhen Lage? Hierauf 
gibt es nur eine einzige Antwort. Die Ziele der Regierung fünnen wegen 
der verbrecherifchen Anjchläge nicht geändert werden. Dean fann die eine 
oder die andere Perſon ermorden, man kann aber die dee nicht töten, 
bon der Die —— erfüllt iſt. Es iſt unmöglich, den auf Wieder— 
herſtellung der Möglichkeit zu leben und in Freiheit zu arbeiten gerichteten 
Willen der Regierung zu brechen. Die Verbrechen machen die Erreichung 
des Endzieles allerdings ſchwieriger. Da aber die Erreichung dieſes Zieles 
nicht von Zufälligkeiten abhängen darf, ſo iſt es durch das Staatsintereſſe 
geboten, die Hinderniſſe zu beſeitigen und mit allen Kräften der Löſung 
der geſtellten Aufgabe zuzuſtreben. Die Verbrechen müſſen ohne Zögern 
unterdrückt werden. Wenn.der Staat fie nicht unterdrückt, verliert die 
Eriftenz des Staates jeden Sinn. Die Regierung wird infolgedefjen der 
Gemwalttätigfeit die Macht entgegenftellen. Pflicht des Staates ift es, der 
gewalttätigen Revolution Halt zu gebieten, die dahinjtrebt, die Macht an 
ſich zu reißen und als neue Herren gejelliaftsfeindliche Elemente aufzu- 
ftellen, die alles vernichten wollen. Den örtlihen Behörden find bis ins 
einzelne gehende Anmweijungen für den Kampf gegen dieje Elemente erteilt 
worden. Schwere Berantwortlichkeit trifft diejenigen, die es an der Ent- 
ichlofjenheit werden fehlen laffen gegen jolche, die dem faiferlihen Willen 
ungehorjam find. Die Verwaltung wird mit allen Kräften alle geſetz— 
möhigen Mittel zur Anwendung bringen, um der Propaganda und Gewalt» 
tätigfeit ein Ende zu bereiten, und wenn es diejer Propaganda gelingen 
follte, unter den unmwifjenden Elementen Agrarunruhen hervorzurufen, jo 
werden die Unruhen mit Waffengewalt unterdrüdt. Die Berantwortung 
für die Opfer wird den Agitatoren zufallen. Die Regierung ift der An— 
jicht, daß das gewöhnliche Gericht3verfahren den gegenwärtigen Umftänden 
nicht genügend entſpricht. Sie hielt es deshalb für nötig, provijorijche 
Beftimmungen zu veröffentlichen über Feld- und Kriegögerichte für jchwere 
in denjenigen Gegenden begangene Verbrechen, welche unter dem Kriegs— 
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erichte ftehen oder fi im Zuftande des außerordentlichen Schußes be- 
Haben. Nach diefen Beftimmungen folgen das gerichtliche Verfahren und 
die Ausführung de3 Urteild den Verbrechen auf dem Fuße. Proviſoriſche 
Beftimmungen werden auch getroffen über eine Verſchärfung der Strafen 
für Propaganda unter den Truppen. Die Krankheit, an der unſer Vater— 
land leidet, führte zu der Notwendigkeit, den Organismus des Staates 
den gegebenen Umftänden anzupafien, um das Uebel zu unterdrüden, ohne 
an der Lebensfähigkeit des Staated zu rühren. Alle dieſe Maßregeln, 
welche notwendig find zur Sicherung der Freiheit, des Lebend und der 
Arbeit, bilden die Mittel, find aber nicht das Biel. Diefe Maßregeln 
nehmen viel Zeit und Arbeit in Anſpruch, die bejjer den vom Kaiſer ge- 
gebenen Reformen gewidmet werden könnte. Es wäre jedenfalld ein großer 
Fehler, die Unterdrüdung der verbrecheriichen Anjchläge als einziges Ziel 
des Staated anzujehen und die Urfachen zu vergeffen, welche zu dieſen 
Unordnungen geführt haben. Die Regierung kann nicht, mie einige Gruppen 
wünjchen, ihre Aufmerkſamkeit auf die Unterdrüdung der Revolution be- 
ſchränken. Ebenjo würde es nicht den Umftänden und den Intereſſen 
Rußlands entiprechen, fich nur mit der Verwirklichung liberaler Reformen 
zu befaffen, in der Annahme, daß die Revolution in diefem Falle jeden 
Sinn verlieren würde. Die Revolution fämpft nicht für Reformen, deren 
Einführung von der Regierung felbft für notwendig erachtet wird, jondern 
fie fämpft für die Vernichtung des Staates und der Monardie und für 
die Einführung eines jozialiftiihen Regimes. Der Plan der Regierung 
ift deshalb Har: Die Ordnung aufrechtzuerhalten durch entjchlofjene Maß— 
regeln, und das Volk gegen revolutionäre Ausjchreitungen zu ſchützen und 
zu gleicher Zeit mit allen Kräften dahin zu ftreben, eine neue auf das 
Gejeß und eine vernünftige Freiheit gegründete Ordnung zu ſchaffen. Die 
Regierung weiß, daß fie Fragen verjchiedenen Charakter gegenüberfteht, 
von denen die einen durch die Duma und den Reichsrat, die anderen aber, 
die dringend find, jofort entjchieden werden müfjen. Die erfteren werden 
in einer Zeit ausgearbeitet werden, die der Einberufung der Duma voran— 
geht. Die anderen find diejenigen, die fi) aus den in den Eaiferlichen 

anifeften angegebenen Grundjägen ergeben und deren teilweife Löſung 
die gejeßgeberijche Tätigkeit der Duma nicht fchädigen kann. In erfter 
Linie dee e3 fih um die Agrarfrage. Die Regierung wird für die 
Möglichkeit jorgen, daß die Örtliche Agrarfommijfion fofort eine Befjerung 
der Lage in den Gegenden herbeiführen wird, in denen ein wirklicher Yand- 
mangel berrjcht, und wird der Duma für die Löfung diefer außerordentlich 
fomplizierten Frage reiche8 Material zur Verfügung ftellen. Auch einige 
dringende Maßregeln Hinfichtlich der bürgerlichen Gleichheit und Religions— 
freiheit gelangen zur Ausführung. Was die Judenfrage anlangt, jo ift 
zu erwägen, welche von den jeßt die Lage der jüdiichen Bevölkerung 
regelnden und vielfach nur aufreizend wirkenden Beſtimmungen ſofort auf« 
gehoben werden können und aufgehoben werden müſſen. Das Gleiche joll 
hinfichtlic; derjenigen Beſtimmungen geihehen, welche die Beziehungen 
zwilchen den Juden und der ruſſiſchen Nation ordnen fjollen. Ber Neu- 
ordnung dieſer Materie handelt e3 fih um eine Trage des nationalen 
Gewiſſens, die eine ernftliche Prüfung erfordert. Ihre übereilte, vorzeitige 
Löjung würde das Werk der gejeßgeberijchen Umgeftaltung nur jtören. 
Eine dauernde Aufgabe der Regierung und Bollövertretung wird auch die 
Vermehrung der Volksſchulen in Verbindung mit dem Plane der Ein- 
führung der allgemeinen Schulpflicht und der Verbefferung der materiellen 
Lage der Volköjchullehrer bilden. Die Regierung, die fih der Notwendig- 
teit diejer Reform bewußt ift, hat zu dieſem Zwecke in da3 Budget für 
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1907 bereit3 5'/. Millionen Rubel mehr eingeftellt. Ueberaus zahlreich 
find die Gejegentwürfe, die zur Befjerung der inneren Lage der Duma 
zur Beratung und Beichlußfafjung unterbreitet werden follen. Die Re— 
gierung bejchäftigt fich außer mit Arbeiten betreffend die Geſetze über das 
Vereind- und Verſammlungsrecht und über die Prefje mit einer Reihe 
von Fragen von großer Bedeutung, wie Religionsfreiheit, die Unverleplich- 
feit der Perfon und die bürgerliche Gleichheit, und zwar mit dem Ziele 
der Abjchaffung der für die verjchiedenen Gruppen der Bevölkerung noch 
beftehenden einjchränfenden Beitimmungen. Ferner wird erjtrebt die Ver— 
befjerung der Berhältnifje des bäuerlichen Grundeigentums, die VBerbefjerung 
der Lage der Arbeiter durch Einführung der ftaatlihen Verficherung, die 
Reform der örtlichen Selbftverwaltung zur SHerbeiführung direkter Be- 
ziehungen zwiſchen den Inſtitutionen der örtlihen Verwaltung und den 
zu verbefjernden Organen der Gelbjtverwaltung. Die Regierung bejchäftigt 
ji weiter mit Einführung der Semftwos in den baltiſchen Provinzen, 
jowie in den nordmeftlichen und jüdmeftlihen Gouvernements und mit der 
Schaffung von Semftwos und Munizipalitätövertretungen in Polen, mit 
der Ummandlung der örtlichen Gerichtsbehörden, mit der Reform der 
höheren und mittleren Schulen und mit der Einführung einer Einfommen- 
De Endlich erftrebt die Regierung eine durchgreifende Reform des 
olizeimejend, um eine Berjchmelzung der allgemeinen Polizei mit der 
Gendarmerie herbeizuführen. Alle Ausnahmemaßregeln zur Aufrechterhal- 
tung der Ordnung und öffentlichen Sicherheit follen behufs leichterer 
Kenntnisnahme und Nachachtung in ein einziges Geſetz zujammengefaßt 
werden. Schließlich werden die Vorarbeiten für die Einberufung eines 
nationalen Kirchenkonzils gemäß dem Ffaiferlichen Ukas fortgejegt werden. 
Die Regierung, die ſich die Aufrechterhaltung der Ordnung und die 
Vorbereitung und Verwirklichung der nötigen Reformen zur Aufgabe ge- 
macht Hat und die feft auf einen Erfolg der gejeßgeberiichen Arbeiten in 
der nächſten Tagung der Duma rechnet, hat das Hecht, fi) auf die Sym- 
pathien der verftändigen Gruppen der Gejellichaft zu ftügen, welche die 
Beruhigung des Staated und nicht feine Gefährdung wünſchen. Die Re— 
gierung hält e3 für ihre Pflicht, die in der Prefje oder in öffentlichen 
erfjammlungen in gejeglicher Form frei ausgejprochene öffentliche Mei- 
nung nicht zu unterdrüden. Wenn die zum Ausdruck der öffentlichen 
Meinung beftimmten Mittel aber gebraucht werden, um revolutionäre Ideen 
in Umlauf zu jegen, jo wird die Regierung nicht zögern, von ihren Or— 
ganen die Anwendung aller gejeglihen Maßregeln zu verlangen, um die 
Umwandlung der Mittel des Fortſchrittes in joldhe der Propaganda der 
Berftörung und der Gewalttätigfeit entſchloſſen zu verhindern. 


9.12. September. (Siedlce in Polen.) Zufammenftöße führen 
zu einer großen AJudenverfolgung durch das Militär. Ungefähr 
150 werden getötet, mehrere Hundert verwundet. — In Warſchau 
finden ähnliche Zufammenftöße jtatt. 

September. Zahlreiche Attentäter werden durch die Feld— 
gerichte abgeurteilt. 

13. September. Die Zarenfamilie unternimmt eine mehr- 
wöchige Ausfahrt in die finnijchen Gewäfler. 

15. September. (Peterhof.) General Trepow, der Palaig- 
fommandant, zeitweilig Diktator (vgl. 1905), f. 
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Mitte September. Ein Erlaß der Regierung weift die Gou— 
verneure an, allein Verfammlungen der Partei der Rechtsordnung 
und des Verbandes vom 30. Oktober zu gejtatten. — Graf Witte 
fagt fich deshalb von der Regierung los; der Verband vom 30. Df- 
tober erflärt fich gegen die Teldgerichte. 

18. September. In Warſchau werden mehrere Hundert 


Perſonen verhaftet. 

24. September. (Yelaterinenburg.) Eine ganze Kompanie 
wird wegen Meuterei zu Iebenslänglicher Zwangsarbeit verurteilt. 

25. September. (Jekaterinoslaw.) Der Polizeiminifter 
löft das Detektivbureau auf und verhaftet die Geheimagenten, weil 
er entdedt, daß die Urheber aller in der letzten Zeit in Jekateri— 
noslam verübten Morde und Raubtaten Agenten der geheimen 
Polizei gewejen jeien. 

Anfang Oktober. Der „Temps“ veröffentlicht einen Geheim- 
bericht de3 Finanzminiſters Kokowzew vom 18. September an den 
Minifterpräfidenten, worin das Defizit für 1906 troß der Anleihe 
von 711 Millionen Rubel auf 155 Millionen Rubel berechnet wird. 

Anfang Oktober. Die Regierung veröffentlicht einen Plan 
über Bejeitigung der Landnot. 

Die „Kölnische Volkszeitung“ berichtet darüber: „Der Plan zerfällt 
in acht Kapitel, die dad nad) den einzelnen Gebieten ſich richtende Vor— 
gehen der Agrarfomitees beftimmen. Nach Kapitel 1 Allgemeine Beftim- 
mungen folgen Landerwerb für landarme Bauern durch die Bauernbanf, 
Berfauf von Fisfalland, Abgabe von Fisfalland zur Pacht, Weberjiedelung 
von Bauern nad) afiatifschem Fisfalland, Verbefferung der Bodenbebauung, 
Verteilung des Anteillandes zum Beſitz und Beſtand der Agrarfomitees. 
Schon die im Kapitel 1 erwähnten Beftimmungen allgemeiner Natur zeigen 
praftijche Arbeit, in Abjag 3 wird beftimmt, daß die bebürftigften Ge— 
meinden unverzüglich in jedem Bezirk feitgeftellt und befriedigt werden, 
während Abſatz 4 jofortige Beihaffung ftatiftiicher Daten für den Bezirk, 
Anteil pro Kopf und Abjat 6 die Angaben, ob Nutz-, Pacht-, Bejit-, Wald- 
land u. |. w. — In Abſatz 8 wird die Feſtſtellung des Großgrund-, 
Apanagen- und Fiskalbefiges für jeden Bezirk vorgefchrieben. Im Kapitel 2, 
das die Tätigkeit der Bauernbanf umfaßt, find zwei Unterabjchnitte ent» 
halten: Erwerb von Gütern durch die Bank und Wiederveräußerung auf 
eigene Rechnung und NAuftragsfäufe der Bank. Hier ift ebenfalls in Abjag 14 
vorgejehen, daß die Abgabe von eigenem Land der Bank zuerjt an die 
bedürftigiten Bauern erfolgen muß. Die Agrarkomitees machen fi ſchlüſſig 
über den Ankauf der feilgebotenen Güter; ftellen ſich Differenzen mit der 
Bank heraus, jo hat dad Minifterium den Enticheid zu treffen. Die Ab- 
gabe erfolgt nad dem vom Agrarkomitee aufgeftellten Berteilungsplan. 
In Abjak 23 ift feitgejegt, daß Meliorationen vorher von der Bank be- 
jorgt werden müfjen. Abjag 24 beftimmt, daß Land nur an ſolche Bauern 
abgegeben wird, die landarme oder landloje Pächter, Iandarme Bauern, 
die mit ihren Anteilen Angrenzer an das zu faufende Grundftüd find, 
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Bauern, die das Streifenland bejeitigen wollen, und Bauern, die dann 
einen zwecmäßigen Taufh vornehmen können. Die Abgabe an Bauern, 
die nicht imftande find, ein Gut zu bewirtichaften oder fein Inventar be- 
figen, findet nicht ftatt. Vorzugsrechte für Teilnehmer am japanijchen 
Kriege werden in Abſatz 26 für das von der Bank erworbene Apanagen- 
land vorgejehen. Abſatz 27 regelt die Stundung der Kaufgelder, Abjat 28 
die Abgabe an Bauern anderer Bezirke, wenn die Ortsbevölferung be- 
friedigt ift. Vier weitere Abjäge ftellen Normen für die Abgabe von Land 
an Gemeinden, die nicht die Anteilwirtichaft aufgeben wollen, auf. Die 
zu Kapitel 2 gehörigen Auftragsfäufe der Bank find einfacher, der Auf- 
traggeber fann von der Bank auc ein Darlehen erhalten. Das laut Ukas 
vom 9. September 1906 abzugebende Fisfalland wird im Kapitel 3 be- 
handelt. Die Agrarkomitees haben nach Abſatz 38 darüber zu befinden, 
welche Gebiete aus wichtigen Gründen zunächſt noch nicht verfauft werden. 
Abjag 39 beftimmt, daß die Agrarkomitees feſtſetzen, welches Land den 
Bauern des Bezirks und welches den Bauern anderer Bezirke und Gou— 
vernements übergeben wird. Die verichiedenartige Benugung des Landes 
durch Einzelbewirtichafter mit und ohne bejondere Saiten, oder durch Bauern- 
genojjenichaften, fordert eine genaue Berechnung, um den vorteilhaften 
Verkauf zu ermöglichen. Gleichzeitig ift auch hier wieder der wirklich Be- 
dürftige vorzuziehen. Das gejammelte ftatiftiiche Material jedes Bezirks 
dient hier al3 gute Unterlage. Wenn die Bauern befriedigt find, können 
aud andere feldwirtichafttreibende Stände bedacht werden, wie Abjag 48 
beftimmt. Zur Urbarmahung, Melioration und zur Weberfiedelung nad) 
ſolchen Gebieten wird finanzielle Unterftüßung und Baumaterial in Abjat 52 
bewilligt. Abſatz 53 ſetzt die Unterftügung pro Familie auf 165 Rubel 
bei Meberfiedelungen über 30 Werft Entfernung und die Hälfte bei ge= 
ringerer Entfernung feſt. Die Rüdzahlung joll in fünf Sahresraten er- 
folgen. Kapitel 4 umfaßt das ald Pachtland abzugebende Fıslalland. Hier 
fommen hauptſächlich als Pächter die Bauerngenofjenihaften in Betracht, 
die das Anteilwejen nicht aufgeben wollen. Sie erhalten das Land auf 
zwölf Jahre, jo daß jeder Teilnehmer nicht mehr als 15 Rubel jährlid) 
zahlt. Die Abgabe zur Pacht kann auch erfolgen zur Abrundung eines 
Einzelbefiges und zur Bejeitigung des GStreifenlandes. Die Agrarfomitees 
fönnen die Pacht auf drei Jahre ftunden. Die Bebauung des Pachtlandes 
wird beaufjihtigt und bei Mißmirtichaft entzogen. Nach Lage der Sadıe 
— alle Landüberweifungen im europäiſchen Rußland fünnen der Landnot 
nit ganz abhelfen, wie fchon gezeigt wurde — ift Kapitel 5 über Die 
Anfiedelung von Bauern in Ajien das wichtigfte. Die Abwanderung in 
die freien Gebiete Ajiend wird mit allen Mitteln begünftigt. Abſatz 65 
gewährt völlig freien Transport, beliebige Auswahl der Landkomplexe, 
Befreiung auf längere Zeit vom Militärdienft, von Staats- und Land- 
Ihaftsfteuer und finanzielle Beihilfe. Die Agrarfomiteed übernehmen auch 
den günftigen Verkauf de3 etwaigen Bejiges der Abwandernden. Die Ber- 
bejjerung der Bodenbebauung, welche in Kapitel 6 behandelt wird, gipfelt 
in der Bejeitigung der fich aus dem unjeligen Gemeinjchaftsland ergebenden 
Mipftände. Be und quer läuft oft der Beſitz der Gemeinden, alles ift 
zerichnitten, unpraftifch verteilt und hindert dadurd eine rationelle Be- 
wirtihaftung. Da auch Gutsbejigerland zumeilen Hineingeftreut ift, haben 
die Agrarfomitees hier für gerechten Ausgleich zu jorgen. Die Arbeit ift 
jehr jchwierig, da gleichzeitig eine Trennung der zu einem gemeinjamen 
Mir vereinigten Gemeinden ftattfinden ſoll. Erft wenn eine gerechte Ver— 
teilung bemwerfftelligt ift, fann an eine Vergrößerung des Gemeinbejiges 
gegangen werden. Die Bejeitigung des Anteillandes, Kapitel 7, iſt möglich) 
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und wird durchgeführt, wenn zwei Drittel der Anteilberechtigten e3 ver- 
langen. Die Anteile werden ihnen nad) einem vom Agrarfomitee auf- 
geftellten Plane al3 Eigentum zugewiejen. In einigen Gouvernements, 
wo geordnetere Verhältnifje herrſchen, kann das Ausicheiden aus dem An- 
teillande von weniger Hausbejigern beantragt werden. Das ijt dort der 
Fall, wo die Bauern jo vernünftig waren, nicht von neun zu neun Jahren 
zu wechſeln, jondern denjelben Anteil zu behalten. Es fommt hauptjächlich 
Weitrußland mit feinen katholiſchen Bewohnern in Betracht. Gelbftver- 
ftändlich ift eine Uebernahme der Laſten des bisherigen Anteillandes (teil- 
weije) vorgejchrieben. Das Kapitel 8, Beftand der Agrarfomitees, Handelt 
bon der Amtsdauer der Mitglieder des Agrarkfomitees, die auf drei Jahre 
bemefjen if. Mindeftens find fünf Mitglieder für diefelben vorgeſchrieben, 
gewählte Mitglieder müfjen darin in einem beftimmten Prozentiag ver- 
treten fein. Die Mehrheit ift abjolut. Selbftverftändlich find in die Komitees 
Leute zu nehmen, die den Bezirk genau kennen. Dadurch ift eine gerechte 
Löſung der Zandfrage möglichjt gefichert. 


2. Oktober. (Petersburg) Im Inſtitut der Wegebau— 
ingenieure werden viele Sprengmaterialien entdedt. 


7.11. Oktober. (Heljingfor3.) Kongreß der Kadettenpartei. 

E3 wird namentlich disfutiert, ob der Erlaß des Wiborger Aufrufs 
opportun gewejen jei, und ob man den paſſiven Wibderftand weiter em- 
pichlen ſolle. Scließlid nimmt der Kongreß mit 84 gegen 44 Stimmen 
eine vom Bentralausihuß eingebradhte Rejolution an, die den paſſiven 
Widerftand für unmöglich erflärt. Die Rejolution der Minderheit, die eine 
Organijation des paſſiven Widerftandes empfiehlt, wurde mit 88 gegen 
53 Stimmen verworfen. — Im Laufe der Diskuſſion bilden fich drei 
Gruppen heraus: eine Gruppe der Linken, aus 35 Mitgliedern beftehend, 
welche für die jofortige Durchführung des paſſiven Widerftandes eintritt, 
eine Gruppe des Zentrums, welche mit 100 Mitgliedern die Mehrheit 
bildet und jomohl den pajfiven Widerftand ald auch den Wiborger Aufruf 
als grundjäglich berechtigt anerkennt, die Durchführung aber erft in ferner 
Zufunft für möglich Hält, und endlich eine Gruppe der Rechten, welche 
den Wiborger Aufruf als politiichen Fehler bezeichnet und denjelben auch 
nicht grundjäglich anerkennt. Die Meinungsverichiedenheiten haben aber 
feinen Delegierten veranlaßt, aus der Kadettenpartei auszutreten. 


Dftober. Opfer der Revolution. i 

Nach einer unvollftändigen Liſte der „Baltiichen Tageszeitung“ find 
dem Terror vom Februar bis Mai 1421 Beamte und Angehörige Hoher 
Stände zum Opfer gefallen, nad) anderen Nachrichten find ın Warſchau 
allein vom 10. Mai bis 15. September 760 Perjonen getötet oder jchwer 
verwundet worden. 

14. Oftober. (Moskau.) Der Kongreß der Autofraten- 
partei, der „wirklich ruſſiſchen Leute“, faßt heftige Beichlüffe gegen 
die fonjtitutionellen Neuerungen. — Der Zar erwidert feine Be— 
grüßung fühl. 

Mitte Oktober. Über die bedeutendften Städte Transkaſpiens, 
Achabad, Merw, Samarkand, Taſchkent u. a., wird der Zuftand 
des verhängten Schußes verhängt. 
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Mitte Oktober. Bericht über die Steuereingänge. 


Nach Mitteilungen des Finanzminifterd betragen während der erften 
8 Monate 1906 die Eingänge an direkten Steuern 33577833 Rubel gegen 
34076710 Rubel im gleidhen Zeitraum des Vorjahres. Eine Abnahme 
der Eingänge ift in den von der Teuerung heimgejuchten Gegenden ein- 
getreten, während in den baltiichen Gebieten, Polen und Kaufafien, wo 
die revolutionäre Bewegung die größte Stärke erreicht, eine Zunahme von 
2!/s Millionen jtattfand. Die Verminderung des Eingangs der Abzahlungen 
der Bauern für das ihnen zur Beit der Emanzipation überlaffene Land 
ift das Rejultat des Faijerliches Ukaſes, welcher die Abzahlungen auf die 
Hälfte herabjegte und von 1907 ab ganz abſchafft. Aus den Een für 
die Induſtrie und das Handwerk ift eine Zunahme von 3 Millionen gegen 
1905 zu verzeichnen. — Hierdurch joll bewiefen werden, daß der Wiborger 
Aufruf wirkungslos geblieben ift. 


Dftober. In vielen Zeitungen aller PBarteirichtungen er: 
jcheinen heftige Angriffe auf Deutjchland und das Deutjchtum. 

18. Oktober. Admiral Roſchdeſtwenski wird wegen feines 
Verhaltens bei Tſchufima freigefprochen. 

19. Oktober. (Wladiwoftof.) Ein Paffagierdampfer ſtößt 
auf einen Torpedo und ſinkt. 200 Menfchen ertrinfen. 


20. Oktober. Aufhebung der Sonderftellung der Bauern. 


Ein kaiſerlicher Ukas verfügt, daß fofort allen ruffischen Untertanen 
ohne Unterjfchied der Abftammung, jedoch mit Ausnahme der fibirifchen 
Fremdvölker, Hinfichtlich de3 Staatsdienſtes die gleichen echte zuerteilt 
werden. Werner wird die Beſtimmung aufgehoben, wonach die Bauern 
bei dem Eintritt in höhere Schulen und in den Gtaatsdienft aus den 
Bauerngemeinden ausgejchlofjen werden. Den Bauern wird die freie Wahl 
des Wohnfiges en ejtellt und fie erhalten unbefriftete Päſſe. Schließ— 
li verfügt der Ufas, daß vom 1./14. Januar 1907 an die Beftimmungen 
über die Seelenfteuer, über die gegenjeitige Haftung für die Steuerent- 
rihtung, über die Teilung des Familiengute® und andere Sonderregeln 
des Bauernrechtes aufgehoben werden. 


26. Oktober. (Petersburg) Eine Bande überfällt einen 
von Gendarmen esfortierten Wagen mit Staatögeldern und raubt 
nach einem fürmlichen Straßengefecht an 400000 Rubel. 

30. Oktober, Ein Ukas über die Sektierer geftattet den Alt- 
gläubigen und den anderen Sekten der orthodoren Kirche, fofern 
ihre Lehren nicht gegen das GStrafgejeß verftoßen, die Bildung von 
Kirchengemeinden, den Bau von Kirchen und die Wahl von Geift- 
lichen. 

Anfang November. (Kod z.) Kämpfe zwifchen Sozialiften 
und Nationalijten unter den Arbeitern führen zu zahlreichen 
Mordtaten. 

3. November. Bericht über das Budget 1905. 

Nah dem Bericht der Reichskontrolle über die Realifierung bes 
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Budget3 für 1905 überftiegen die gewöhnlichen Einnahmen die gemöhn- 
lichen Ausgaben um 99382405 Rubel, im Voranſchlag war ein Ueberſchuß 
von 60980047 Rubel vorgejehen. Die gewöhnlichen Einnahmen betrugen 
2024558452 Rubel, die gewöhnlichen Ausgaben 1925176047 Rubel, die 
außerordentlichen Einnahmen 793515197 Aubel, die außerordentlihen Aus— 
aben 1379576862 Rubel. Die gewöhnlichen und die außerordentlihen 
usgaben überftiegen die gewöhnlichen und die außerordentlihen Einnahmen 
um 215010037 Rubel. Durch die Benugung aus dem Budget 1904 ver- 
bliebener freier Mittel, die die Neichörentei zur Dedung außerordentlicher 
Ausgaben verwandte, ift dad Gejamtdefizit, das in Höhe von 180 Millionen 
erwartet war, auf 158 Millionen herabgejegt worden. Das Defizit wurde 
mit dem Erlös der fünfprozentigen Anleihe von 1906 gededt. 

8. November. Bei der Station Rogow der Warſchau-Wiener 
Bahn wird ein Poftzug durch Bomben zum Halten gezwungen und 
nach eitungsnachrichten um eine Million Rubel beraubt. — Ahn— 
liche Überfälle find Häufig. 

10. November. (Betersburg.) Am Minifterium des Innern 
beginnt eine Kommiffion Beratungen über landſchaftliche und 


ftädtifche Selbitverwaltung im Zartum Polen. 


November. Judenfrage. 


Der reaktionäre Verband rufjischer Leute und der Verband ber 
Rechtsordnung agitieren gegen die Gleichitellung der Juden. Die Re- 
gierung erklärt offizids: Die endgültige Löjung der Yudenfrage müfje der 
Neihsduma vorbehalten bleiben, dod) erachte e3 die Regierung für not» 
wendig, ohne Rüdfiht auf die Stellungnahme dieſer oder jener Gruppe 
zur Judenfrage die die Juden beengenden Polizeimaßnahmen und Be- 
ichränfungen in Handel und Gewerbe zu bejeitigen. Sie erwarte, daß der 
zur Armut verurteilte Teil der Juden, fobald er größeren Spielraum zur 
ae. großer Energie und zur Arbeit erhalte, nicht mehr nur Bomben- 
mwerfer und Räuber aus feiner Mitte liefern werde. Zweifellos werde das 
dem ganzen rujjischen Volke Vorteil bringen. 


November. (Petersburg.) Es wird in der Preffe behauptet, 
Graf Witte jei völlig in Ungnade gefallen, weil er als Minijter- 
präfident mit der revolutionären Arbeiterfraktion in Beziehungen 
gejtanden habe. 

Ende November. (Petersburg.) Nach Zeitungsnachrichten 
wird durch eine Unterfuhung im Minifterrat aufgededt, daß der 
Miniftergehilfe Gurko bei Getreidelieferungen für die Notleidenden 
800000 Rubel Staatögelder unterjchlagen hat. 

Anfang Dezember. Die Verhandlungen mit Japan über die 
Fiſcherei und den Handelövertrag ftoden, weil Japan hohe Forde— 
rungen ftellt, wie freie Schiffahrt auf dem Amur, Zranfithandel 
japanifcher Waren bis ins Baltifche Meer, Recht der Japaner, 
Zandbefi in Sibirien zu erwerben, ijchereirechte an der Küſte 
Sachalins. 
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Mitte Dezember. Die Attentate und Überfälle nehmen wieder 
zu. In Lodz finden Ende Dezember wegen großer Alrbeiter- 
außfperrungen Straßenfämpfe ftatt. 

24. Dezember. (PBetersburg.) Admiral Nebogatow und drei 
Kommandeure von Panzerjchiffen werden wegen ihrer Haltung bei 
Tihufima zum Tode verurteilt. 
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. XVI. 
Die Türkei und ihre Vaſallenſtaaten. 


1. Türfei. 


Anfang Januar. In Durazzo (Albanien) bricht ein Auf: 
ftand aus, weil der Pajcha eine Einfommenfteuer von 35 Prozent 
auferlegt. 

Januar. Proteft gegen den bulgarijch-jerbifchen Vertrag. 

Die Pforte proteftiert in Sofia gegen den bulgarijchejerbijchen Han- 
delövertrag, da Bulgarien den Unionsvertrag nicht ohne BVerjtändigung 
mit der Pforte abichließen dürfe. Bulgarien ermwidert (28. Januar), da 
der Berliner Vertrag Bulgarien den jelbjtändigen Abſchluß von Handels- 
verträgen gejtatte und daß die Pforte bejjer täte, auf den Berliner Ver— 
trag überhaupt nicht Hinzumweijen, da fie jelbit den Artikel 23 nicht er- 
füllt habe. 

Ende Januar. Gerüchte gehen durch die europätjche Preffe, 
daß die Pforte große Mobilmachungen gegen Bulgarien Mafedoniens 
wegen vorbereite. 

5. März. (Konftantinopel.) Die Mächte überreichen der 
Pforte folgende Yorderungen über Makedonien: 


1. Die Anerkennung des Rechts der Gendarmen zur Intervention 
bei allen Verbrechen und Vergehen, wer immer der Täter jein mag. 2. Be- 
waffnung der Gendarmen mit Repetiergewehren und Revolvern in aller- 
fürzefter Zeit. 3. Strifte und einheitliche Anwendung der Vorſchriften be- 
treffend das Waffentragen auf die ganze Bevölkerung. 4. Die Erlaubnis 
zum Drude eines Tajchenbuches für Wachtpoften und Kommandanten. 


März. Mai. Juli. Perfien und die Pforte verhandeln über 
Grenzfragen. Es handelt fich namentlich um das von türkiſchen 
Truppen beſetzte Paſſovah und um Grenzpojten der perfifchen Pro— 
vinz Puſchli-Kuh. 

April. Mai. Die Bandentämpfe in Mafedonien werden 
wieder jtärker; türkifche Truppen kämpfen mit bulgarifchen Banden. 
An der montenegrinifchen Grenze finden Zufammenftöße zwijchen 
chrijtlichen Einwohnern und türfifchen Truppen ftatt. 
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1. Mai. Die Pforte verlangt, daß die Mächte einer drei— 
prozentigen Zollerhöhung zuftinnmen, da fonjt bei der ungünjtigen 
Finanzlage die makedoniſchen Gehälter nicht bezahlt werden könnten. 


Juli. Verhandlungen über die Zollerhöhung. 


Nah langen Berhandlungen ftimmen alle Mächte der Erhöhung 
der Zölle von 8% des Wertes auf 11% zu. Nur England verweigert 
die Zuftimmung, jo daß die Erhöhung unmöglich und die Finanzierung 
des makedoniſchen Budgets in Frage geftellt wird. Als Urſache des eng- 
lichen Widerftandes bezeichnet die „Allgemeine Zeitung”: „England ver- 
langt als Kaufpreis für jeine Zuftimmung die Konzejjion zur Verlängerung 
der Smyrna-Nidin-Eifenbahn. Da indes dieſes Unternehmen, wenn e3 
zuftande kommt, geeignet ift, die Einnahmen der (deutjchen) anatolijchen 
Bahnen zu beeinträchtigen, fordert die Direktion diefer Bahnen für den 
Tall der Konzejjionserteilung an die Engländer eine Erhöhung der ihr 
von der Türkei zugejicherten Kilometergarantie. Das liegt nicht etwa in 
antienglijchen, jondern in rein gejchäftlichen Erwägungen begründet, es er- 
jchwert aber immerhin die Erledigung der engliihen Forderung.“ 


Geptember. (Kreta.) Wechſel des Oberkommiſſars. 


Prinz Georg von Griechenland legt fein Amt nieder. Die Schuß- 
mächte übertragen die Wahl des Nachfolgerd dem König von Griechenland, 
der Zaimis ernennt. Die Pforte proteftiert hiergegen al3 eine Verlegung 
ihrer Souveränetätsrehte. — In Kreta brechen Unruhen aus, ald Georg 
die Inſel verläßt (25. September). 

1. Oktober. (Konftantinopel.) Die Botjchafter jtellen in 
einer Kolleftivnote folgende Bedingungen für die Zollerhöhung: 

1. Offizielle Zuftellung an die Botjchafter und ftrifte Ausführung 
der Gejee über das Minen- und Zollwejen u. ſ. w. Bereitftellung durch 
die Pforte von 100000 Pfund für die Vergrößerung der Bollämter und 
Regelung der Laftenträgerfrage. 2. Garantie, daß die der türfijchen Re— 
gierung zufommenden 75 Prozent Mehreinnahme ausichlieglih für Make— 
donien verwandt werden; die Verpflichtung der Dette Bublique, zum mafe- 
donischen Defizit 250000 Pfund zuzuſchießen; Die Verpflihtung der tür- 
kiſchen Regierung, die von der makedoniſchen Finanzkommiſſion vorgenommene 
Budgetreftififation zu genehmigen, fall3 von der Kommijfion die für die 
Zivilverwaltung beftimmten Beträge nicht den Bedürfnijfen des Landes 
für entiprechend gefunden werden. 3. formelle Verpflichtung der Pforte, 
die Zollformalitäten mit feinerlei Stempel- u.j.w. Abgaben zu belajten. 
4. Anerkennung des Snterventionsrechtes für Gendarmerieoffiziere in Straf- 
ſachen; Berpflihtung der Pforte, die Gendarmerie vorjchriftsmäßig zu be- 
waffnen und das Gendarmeriefontingent nach den Borjchlägen von de Georgis 
zu jormieren und aus der Armee zu ergänzen. 5. Die Dauer der Er- 
höhung beträgt jieben Jahre, beginnend zwei Monate nad) der Ratififation. 


Mitte November. (Konjtantinopel.) Die Vertreter der 
auswärtigen Mächte fordern Aufhebung des jeit dem türkijch- 
griechischen Kriege exrlafjenen Verbotes, daß ausländijche Paketboote 
nachts in die Dardanellen einfahren. 

Dezember. In Makedonien gibt e3 troß des Winters viele 


Kämpfe zwijchen bulgarifchen und griechiichen Banden. 
26 * 


404 Bulgarien. (Januar 2.— Auguft.) 


2. Bulgarien. 


2. Januar. Die Sobranje genehmigt durh Akklamation 
die Zollunion mit Serbien. 


Der Vertrag bringt die Anbahnung der wirtichaftlichen Annäherung 
beider Länder und das Streben nad völliger Zollvereinigung zum Aus— 
drud. Beide Länder ftellen im Sinne des Vertrages die Bollunion für 
den Austausch der eigenen Erzeugnifje dar, während für fremde Erzeug- 
nifje bi zum 1. März 1917 der getrennte Bolltarif in Geltung bleibt. 
Ferner jchliegen beide Staaten bis zu dieſem Zeitpunkt jelbftändig Handels- 
verträge mit anderen Staaten ab. Für die eigenen Erzeugnijje werden 
zwijchen den beiden Ländern alle Zollichranfen aufgehoben. Der Vertrag 
hebt auch den Paßzwang auf und ftellt den Abichluß einer Münzfonvention 
und eine Konjularvertrages in Ausjiht. Er tritt am 1. März 1906 in 
Kraft und behält Geltung bi8 zum 1. März 1917. Im Sabre 1917 joll 
er durch einen Vertrag über die Zollunion mit einem gemeinjamen Tarif 
für fremde Erzeugnifje erjegt werden. Der Viehverkehr ift im Vertrag 
nicht erwähnt. 


31. Mai. Der Fürft weiht unter großen Feierlichkeiten den 
Hafen von Barna ein. 


Ende Juli. Auguſt. Griechenverfolgung. — Protejt der Pforte. 

An Philippopel, Burgas, Ancialo, Ruftihuf, Softa und anderen 
Städten demonftrieren die Bulgaren gegen die Griechen; griechiicher Beſitz 
wird zerftört, griechiiche Kirhen und Schulen bejegt. Anchialo wird fajt 
ganz zerftört, der Biſchof und viele Griechen fommen um. — Die grie- 
chiſche Regierung proteftiert gegen die Gewalttaten und fordert Entſchädigung 
der ee die bulgarijche veripricht Unterfuhung und Wiederherftellung 
der Opfer. 

Nach der Wiener „Rolitiihen Korreipondenz“ richtet die Pforte an 
die bulgarijche Regierung eine Note, in welcher fie ihr Mikfallen über die 
griechenfeindliche Bewegung in Bulgarien ausdrüdt. Die bulgariiche Re- 
gierung antwortet, jie betrachte die türkiſche Note als nicht eingegangen, 
da fie der Pforte nicht das Recht zugeftehe, in die inneren Angelegen- 
heiten des Fürftentums einzugreifen. Im übrigen jeien die VBerfolgungen, 
denen die griechiichen Elemente in Bulgarien ausgejegt jeien, nur eine 
Rückwirkung der Greueltaten, die in Makedonien an Bulgaren verübt 
worden jeien. Die Pforte jolle daher vor allem in der Türkei ſelbſt ge- 
ordnete Zuftände heritellen. 

Auf die Preßnachricht, daß die Pforte wegen diefer Vorgänge eine 
Note an die Mächte gerichtet habe, erflärt das offizielle Blatt „Now Wiek“: 
„Es ericheine ganz undenkbar, daß die Türkei ſich ein derartiges Vorgehen 
geftatte. Denn wenn irgend jemand an den jegigen Wirren auf dem Balkan 
Schuld trage, jo jei e3 die türkiſche Regierung, wenn jie auch durch eine 
ſchlaue Bolitif den Haß des bulgarischen Volkes von ſich auf die Griechen 
abzumälzen gewußt habe. Die Türfei jei aljo am wenigjten berechtigt, 
zu behaupten, daß die bulgariiche Regierung vorjäglich die antigriechijche 
Bewegung organifiert und geduldet habe. Die bulgariiche Regierung würde 
denn auch, wenn fie die von den Bulgaren in Makedonien verübten Un- 
taten vergelten wolle, ſich nicht gegen die Griechen, jondern gegen Die 
Türfei wenden. Sollte die bulgarijche Regierung aber einmal Satisfaltion 
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verlangen, jo würde dies nicht auf dem Wege von Straßenfundgebungen, 
jondern in der zwijchen den Staaten üblichen Form gejchehen.“ 

Einen Proteſt F ökumeniſchen Patriarchen weiſt die bulgariſche 
Regierung ſchroff zurück. 


5. November. Miniſterpräſident Petrow tritt zurück. Miniſter—- 
präſident wird Petkow. 


11. Dezember. Die Sobranje genehmigt eine Regierungs— 
vorlage zur Beſchränkung der Auswanderung nach Amerika und 
ein Geſetz gegen die Anſiedlung ruſſiſcher Juden. 


3. Egypten. 


Februar. Mai. Streit mit der Pforte um Akaba. 


Die engliſche Regierung verlangt als Vertreterin Egyptens die 
Zurückziehung der türkiſchen Truppen von Tabah (auf der Sinai-Halb- 
infel), da der Golf von Akaba egyptiiches Gebiet fei (Februar). Da die 
Pforte ablehnt, richtet die engliiche Regierung ein —— an die Pforte 
und fordert Zurückziehung binnen 10 Tagen (3. Mai); der franzöſiſche und 
ruſſiſche Botſchafter unterſtützen die engliſche Forderung in Konſtantinopel. 
Mehrere Kriegsſchiffe gehen von Malta nach dem Piräus. Am 11. Mai 
erwidert die Pforte, daß fie nie beabſichtigt habe, den status quo auf der 
Sinai-Halbinjel zu ändern, jondern nur ihre Rechte zu wahren. Nachdem 
offiziell verjichert worden jei, daß auch Egypten die ftrittigen Punkte zu 
bejegen nicht beabjichtigte, habe die Pforte beſchloſſen, ihre Truppen zurüd- 
zuziehen. Sie habe davon dem Khedive Mitteilung gemacht, damit die 
egyptiichen Behörden mit den türkischen Behörden und den türkischen Ge— 
neralitab3offizieren über die Feftitellung und Sicherung des status quo in 
Verbindung treten. 


uni. Im Gebiet von Talodi werden aufjtändifche Araber 
niedergeworfen. 


uni. Zuli. Unruben. 


Durch die englifche und übrige europätiche Preſſe gehen Nachrichten, 
daß in Egypten Neigung zum Aufftand gegen die englijche Verwaltung 
herrfche. Die Hinrichtung und Auspeitihung von Egyptern wegen Er- 
mordung eines engliichen Offizierd (14. Juni) hätten den Haß noch ge- 
fteigert. Einige Angriffe auf Ehriften finden ftatt. Die englischen Truppen 
werden berftärft. 
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XVII. 
Rumänien. 


26. März. (Bukareſt.) Studenten veranſtalten gegen eine 
franzöfifche Theatervorftellung Straßendemonftrationen; Militär und 
Polizei jchreiten ein, mehrere Perſonen werden getötet, einige Hun- 
dert verwundet. 

23. Mai. Das vierzigjährige Regierungsjubiläum und das 
fünfundzwanzigjährige Königsjubiläum des Königs wird glänzend 
gefeiert. Die Feiern dauern mehrere Tage. 

17. Juni. Die „Agence Roumaine”“ fchreibt über den Bruch 
mit Griechenland: 


Die griehiiche Telegraphenagentur verbreitete einen Bericht über 
die Sigung der griechiichen Kammer, worin offiziell der Abbruch der Be— 
ziehungen zwijchen Griechenland und Rumänien mitgeteilt wird, ſowie Die 
diesbezüglichen vom Minifter des Aeußeren abgegebenen Erflärungen. Die 
Regierungsfreije und die Öffentliche Meinung Rumäniens waren erjtaunt, 
in welcher Weile die Urjahen und die einzelnen Phaſen des Konfliftes 
entftellt wurden. Der wahre Sachverhalt ift folgender: Al3bald, nachdem 
die Pforte infolge der Verhandlungen zwijchen der rumãniſchen und der 
türkiſchen Regierung in Ausübung ihrer Souveränetät den im ottomani— 
ſchen Reiche wohnenden Stämmen rumäniſcher Nationalität Gleichheit der 
Rechte und Anerkennung ihrer Nationalität gewährte, unternahm die grie— 
chiſche Regierung eine gewalttätige Aktion, die vor feinem Mittel zurück— 
ſchreckte, um die Anwendung des kaiſeruchen Irades zu verhindern, durch 
das die Stellung der rumäniſchen Untertanen im ottomaniſchen Reiche 
auf Grund der Verhandlungen geregelt wurde, die zwiſchen zwei aus— 
wärtigen Mächten gepflogen wurden und woran Griechenland weder teil— 
nahm noch teilzunehmen hatte. Auf griechiſchem Gebiet organiſierte und 
von einem in Athen beftehenden Werein gebildete und bejoldete Banden 
überjchritten die Grenze, ohne von den griedhiichen Behörden daran ge- 
hindert zu werden, und begingen abjcheuliche Gewalttaten, um die rumäni- 
ihen Völkerſchaften durch Brandftiftungen und Plünderungen ihrer Güter 
und Mordtaten zu terrorijieren, mwie dies in Gerena gejhah. Es wird 
ſodann die die Aktion der griechiichen Regierung unterftügende Haltung 
de3 ökumeniſchen Patriarchen angeführt. Auf die in Athen gemachten Vor— 
ftellungen hatte der damalige Minifterpräjident Rhallis u. a. erklärt, da 
er nicht3 von Rumänien in Makedonien wiſſe und ihm nichts befannt jei, 
dag in Athen eine geheime Geſellſchaft beftehe, Die Banden organijiere, 
die in den Grenzprovinzen des ottomanischen Reiches operieren. Die grie- 
chiſche Regierung juchte die durch die verbredheriichen Taten erregte öffent- 
lihe Meinung Europas irre zu führen, indem fie wiederholte, daß fie für 
die auf fremdem Boden begangenen Untaten nicht einjtehen könne. Die 
rumäniiche Regierung ermwiderte, fie habe der griechiſchen Regierung nicht 
zum Vorwurf gemadt, daß jie auf türfifchem Gebiet nicht Boligeigervalt 
ausübe, jondern daß fie dulde, daß auf ihrem eigenen Gebiet Banden 
organifiert und bejoldet werden, die in Mafedonien Verbrechen begeben 
und deren Offiziere der griechijchen Armee angehören. Das ift der wahre 
Urjprung des Konfliftes. Die rumänifche Regierung antwortete auf eine 
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jo gewaltjame Aktion, die ſich in abjcheuliche Untaten umſetzte, mit der 
Kündigung de3 Handelövertrages und mit der Ausweilung einiger, auf 
rumäniſchem Gebiet etablierter Griehen, deren Anmwejenheit fie mit der 
Sorge um die Aufrechterhaltung der Ordnung und der öffentlichen Gicher- 
heit für unvereinbar hielt. Die rumäniſche Regierung jeßte der vom 
griehiihen Minifter des Neußern in der Kammer aufgeftellten Behauptung, 
daß in Bukareſt feindjelige Kundgebungen gegen die griechiiche Gejandt- 
ſchaft jtattgefunden hätten, ein formelle® Dementi entgegen. 


Anfang Dezember. (Bufarejt.) Rumänien und Italien 
Ichließen einen Handelsvertrag. 


XVII. 
Serbien. 


‚15. Januar. Amtliche Mitteilung über den Handelskonflikt 
mit Öfterreich-Ungarn. 

Danach lehnt es die jerbiiche Regierung ab, die vom öfterreichischen 
Gejandten verlangte Note abzugeben, daß fie den ſerbiſch-bulgariſchen Han- 
delsvertrag fallen lafje. Die jerbijche Regierung beitehe auf der von den 
jerbiichen Delegierten in Wien abgegebenen Erklärung, daß die Bejtim- 
mungen de3 jerbijch-bulgariichen Handelövertrages, die als ein Hindernis 
für den Abjchluß des Handelövertrages mit Defterreich- Ungarn ſich erweijen 
jollten, abgeändert werden. Die jerbifche Regierung würde es jehr be- 
dauern, wenn troß diefer Erklärungen die Verhandlungen nicht mieder 
aufgenommen würden. 


Ende Januar. (Belgrad) Die Menge demonstriert gegen 
den König, weil man glaubt, daß er die Erfüllung der Forderungen 
Ofterreih-Ungarns empfiehlt. 

10. Februar. Die Skupſchtina genehmigt den Handel3- 
vertrag mit Deutjchland mit 79 gegen 2 Stimmen. 


In der Debatte führt der Negierungsabgeordnete Laſarewitſch 
aus: Serbien habe jegt nur die Wahl, den Vertrag anzunehmen oder auch 
mit Deutjchland einen Zollfrieg zu beginnen. Das Intereſſe Serbien 
hätte es gefordert, den Vertrag mit Deutjchland erjt nach der Veröffent— 
lihung des deutjch-öfterreihiich-ungarischen Vertrages abzujchließen. So 
aber erzielte Deutjchland zwei Erfolge, es erhalte von Serbien niedrigere 
Zölle für die Hauptartikel des deutichen Erportes nach Serbien und be- 
lafie hohe Zölle für jene Artifel, welche nach Serbien vorwiegend nod) 
aus Defterreich-Ungarn eingeführt werden. Defterreich-Ingarn werde für 
diefe von Serbien Ermäßigungen erhalten, welche dann auf Grund der 
Meiftbegünftigung auch Deutichland zugute fommen würden. Der Bertrag 
werde für Serbien feinen großen Nuten bringen. Redner fei daher gegen 
denjelben, werde jedoch aus Gründen der gegenwärtigen politiichen Lage 
Serbiens und behuf3 Vermeidung eines Zollfrieges für den Vertrag ftimmen. 
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Der Altradilale Markowitſch proteftiert gegen die Tätigkeit der Re— 
gierungspartei, welche feine Skupjchtinafigung, jondern eine Klubberatung 
abhalte. Der Regierungsabgeordniete Andjelkowitſch legt dar, daß der 
Bertrag überhaupt nicht vor jenem mit Defterreih-Ungarn hätte in der 
Skupſchtina eingebracht werden jollen. Während die Handelsbilanz mit 
Defterreih-Ungarn mit 18 Millionen Dinaren aktiv jei, jet jene mit Deufjch- 
land mit 5 Millionen paſſiv. Da die Paſſivität noch fteigen werde, könnten 
für Serbien gefährliche Zeiten fommen. Redner beantragt deshalb die 
Zurüdziehung des Vertrages. Finanzminiſter Markowitſch tritt für den 
Vertrag ein, da derjelbe immerhin einem Zollfriege vorzuziehen jei. 

7. März. Das Kabinett Stojanowitjch tritt wegen des Kon— 
flifteg mit Ofterreich-Ungarn zurüd und wird am 14. durch ein 
jungradifale® Minifterium Gruitjch erjeßt. 

17. April. Das Kabinett Gruitfch tritt zurüd und wird durch 
ein Minijterium Paſchitſch erjegt (30. April). 

3. Mai. Das Handelöprovijorium mit Dfterreich-Ungarn 
wird auf diplomatifchem Wege jtillfchweigend bis auf weiteres ver- 
längert. 

Mitte Juni. Das Regierungsorgan „Samo Dupramwa“ pole- 
mifiert gegen die Darlegungen de3 Grafen Goluchowski in den 
Delegationen: 

Die jerbijche Regierung jei bei den vom Grafen Goluchowski be- 
anftandeten Abmachungen mit Bulgarien (dem jogenannten Bollunions- 
projekt) in ihrer Zuvorfommenheit gegen Defterreich"-Ungarn jo weit ge- 
engen, daß fie von vornherein Vorbehalte bezüglid der Annahme diejes 

ertraged® machte, wenn derjelbe ein Hindernis für den Abſchluß von 
Handelöverträgen mit anderen Staaten jei. Auch in der Frage der ftant- 
lihen Bejtellungen im Auslande habe Serbien unter Rüdjihtnahme auf 
die Notwendigkeit guter Beziehungen zu der großen Nachbarmonarchie und 
auf die Forderungen derjelben in Ausſicht geftellt, daß die Beitellungen 
bei gleihem Preije und gleihen Qualitäten in Defterreich-Ungarn gemacht 
werden, allerdings mit Ausnahme der Artilleriebeftellungen. Bezüglich 
der legteren fei die Negierung an den Bericht der militärischen Fach— 
fommijfion gebunden. Dieſer Bericht Habe ſich nicht für Beftellungen aus 
Dejterreich- Ungarn ausgejprochen. Keine jerbiiche Regierung könnte anders 
vorgehen; auch würde feine Skupjchtina ein anderes Borgehen der Re— 
gierung gutgeheißen haben. 

25. Juni. Bei den Wahlen zur Skupjchtina werden gewählt 
84 Altradikale, 49 Jungradifale, 14 Nationalijten, 3 Fortjchrittler, 
1 Sozialiſt. A 

4. Juli. Der Zollkrieg mit Ofterreich- Ungarn beginnt. Oſter— 
reich-Ungarn wendet Repreffalien gegen die jerbijche Ausfuhr an. 

Anfang Auguft. Die jerbijche Regierung veröffentlicht die 
Korreipondenz mit Ofterreich-Ungarn über die Handeläfrage. Oſter— 
reich-Ungarn proteftiert dagegen als eine Verlegung der inter= 
nationalen Gourtoifie. 
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20. Auguft. Die feit der Ermordung König Alexanders ab- 
gebrochenen Beziehungen zwifchen Serbien und England werden 
wieberhergejtellt. 

14. Oktober. Die Regierung erklärt fi) in dem Handels— 
konflikt mit Öfterreich-Ungarn bereit, bei Staatäbeftellungen bie 
öſterreichiſch ungariſche Induftrie zu berüdfichtigen, falls ein Handels— 
vertrag zuftande komme; nur bei Bejchaffung von Geſchützen und 
Munition will fie freie Hand haben. 


XIX. 
Griehenland. 


15. Februar. Wegen Differenzen mit dem Minifterium wird 
die Kammer aufgelöft. 


Ende Februar. Im Piräus finden blutige Kämpfe zwiſchen 
Kretern und Mainotten ftatt, jo daß Militär einjchreiten muß. 


8. April. Bei den Wahlen erhalten die Theotokijten eine 
große Mehrheit. 

April. Athen.) Die olympijchen Spiele werden durch 
internationale Sportfämpfe gefeiert. 


Anfang Juni. Griechenland und Bulgarien brechen wegen 
Kämpfen zwijchen Griechen und Kutzowalachen die diplomatischen 
Beziehungen ab. Am 14. teilt Minifter des Auswärtigen Skuſes 
in der Hammer darüber mit: 


Als er in das Amt gelangt jei, habe er einen formellen Bruch der 
Beziehungen mit Rumänien vermeiden wollen. Rußland habe vorgeichlagen, 
die Verhandlungen nad St. Petersburg zu verlegen, Rumänien habe ſich 
dem aber widerjegt. Die griechiiche Regierung jchlug darauf vor, den 
Streitfall dem Haager Schiedsgericht zu unterbreiten. Auch die habe Ru— 
mänien abgelehnt und ebenjo miderjegte es ſich auch der direkten Ver— 
ftändigung. Er erinnert an die antigriehiihen Kundgebungen gegen bie 
Kirche und die Gejandtihaft in Bukareſt und an die Ausweilung des 
griechiichen Prieſters Kalfat. Rumänien habe nicht nur jede Art von 
Genugtuung abgelehnt, jondern auch drakoniſche Maßnahmen, insbejondere 
fisfaliicher Art, ergriffen, welche die griechiichen Untertanen in Rumänien 
treffen jollten. Dieje ungerechtfertigte Haltung habe die griechiſche Re- 
gierung bewogen, nunmehr alle Beziehungen zu Rumänien abzubrechen. 
Die Aufgabe, die Snterefjen Griechenlands in Rumänien wahrzunehmen, 
habe Rußland übernommen. Er hoffe, die Nation und die Kammer würden 
die Haltung der Regierung billigen und anerkennen, daß dieje alle Mittel 
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erichöpft habe, um einen Bruch zu vermeiden. Der Führer der Oppofition, 
Rhallis, erklärt, feine Partei werde die Regierung in dem Kampfe zur 
Verteidigung der Gerechtigkeit und des Rechtes Griechenlands unterftügen, 
wenn jie mit ihrem Berhalten auch vielfach nicht einverftanden jei. Der 
Redner Fritifiert jodann die Art, in der die Regierung die Verhandlungen 
geführt und Rumänien geftattet habe, eine unverjöhnliche Haltung beizu— 
behalten und Griechenland zu täufchen. Minifter Skuſes ſucht nachzu— 
weilen, daß auf den Rat der Mächte die Regierung zwar eine verföhnliche 
Haltung beobachtet habe, aber doch eine Klee durd) die der Verteidigung 
der Rechte des Landes in feiner Weile Abbruch getan worden jei. Er 
fönne heute laut erklären, daß die Verantwortung für den Bruch und 
jeine Folgen einzig und allein auf Rumänien falle. (Zuftimmung.) Das 
Haus nimmt darauf mit 92 Stimmen eine Tagesordnung an, durch welche 
die Erklärungen der Regierung gebilligt werden. Die Oppofitionellen haben 
vor der Abjtimmung den Saal verlafen. 


10. Zuli. Die Kammer genehmigt eine Vorlage, wonach 
das Landheer binnen fünf Jahren auf 60000 Dann gebracht wer- 
den joll. Ein älteres Geſetz, das die Erhöhung in derjelben Zeit 
auf 120000 Mann bejtimmt, wird außer Kraft gefeßt. 

Ende Auguft. Infolge der mafedonifchen Kämpfe herrjcht 
in Griechenland eine friegerifche Stimmung, Angriffe gegen die 
Dynaftie wegen ihrer friedlichen Politif werden laut. 

November. Der König reift nah Wien und Rom, um, wie 
angenommen wird, diplomatifche Unterftügung gegen Bulgarien 
und Rumänien zu juchen. 





XX. 
Nord⸗-Amerika. 


Anfang Januar. Diskuſſion der auswärtigen Beziehungen. 

Die Teilnahme an der Marokkokonferenz wird lebhaft beſprochen. 
So wird im Senat die Regierung aufs heftigſte deshalb angegriffen. Be— 
ſonders wird getadelt, daß die amerikaniſchen Delegierten nach angeblich 
glaubwürdigen Preßnachrichten inftruiert jeien, die deutſchen Forderungen 
zu unterftüßen. Das Staat3departement teilt jpäter der Preſſe mit, die 
Union trete mit Deutichland nur für das Prinzip der offenen Tür ein, 
weil fie diejes ftet3 gemwünjcht habe. — Auch die Neuordnung der Handels- 
beziehungen wird beſprochen, wobei im allgemeinen ein Entgegenfommen 
gegen Deutichland abgelehnt wird. 


25. Januar. Das Repräjentantenhaus bejchließt mit 194 
gegen 150 Stimmen, die Gebiete Arizona und Neu-Mexiko unter 
dem Namen Arizona und die Indianergebiete und Oklahoma unter 
dem Namen Oklahoma als Bundesftaaten anzuerkennen. 


Anfang Februar. (Repräjentantenhaug.) Chinefen- 
einwanderung. 

Ein Sonderausihuß des Kongreſſes jchlägt in feinem Bericht eine 
vollftändige Umgeftaltung der bejtehenden Beftimmungen über die Ein- 
wanderung von EChinejen nach den Vereinigten Staaten und ihren Auf- 
enthalt dajelbjt vor. Dieſe Borjchläge gehen dahin, daß die Einwanderung 
der Chinejfen ohne Verzug geftattet und die Anwendung des Bertillonichen 
Syſtems unterbleiben jolle, ferner, daß den Ehinejen, welche das Land 
verlafien, die für eine etwaige Wiedereinwanderung in Betracht fommenden 
Beitimmungen befannt gegeben werden. Die 24 Artifel der beftehenden 
Beitimmungen jollen dem Vorſchlag zufolge abgeändert oder außer Kraft 
gejegt werden. 


15. Gebruar. Das NRepräjentantenhaug genehmigt ein 
Geſetz betreffend die Anlage moderner Befejtigungen. Durch diejes 
werden 4384000 Dollars für Befejtigungen und Kriegsgerät an— 
gewiejen. In diefer Summe find 600000 Dollars für Hawaii und 
die Philippinen enthalten. 
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28. Februar. Zollablommen mit Deutjchland. 


Eine Broflamation des Präfidenten Roofevelt bejagt, daß auf rohen 
Weinftein, rohe Weinhefe, Branntwein, ftille Weine und Kunftwerfe deutjcher 
Herkunft die ermäßigten Zolljäge der Sektion III de3 Dingleytarifgejeßes, 
welche Deutichland ın dem Heute außer Wirkfamfeit tretenden deutſch— 
amerifanijhen Handeldablommen vom 10. Zuli 1900 zugeftanden worden 
find, auch fünftig Anwendung finden. 

Anfang März. Haltung in der Ntaroffofrage. 


Das Staatsdepartement erklärt, die Union als ſolche könne nicht 
Aktien einer eventuellen internationalen Bank von Marokko kaufen, und 
hebt nochmals hervor, daß die amerikanischen Delegierten angewiejen jeien, 
feine Partei zu unterftügen, jondern ich der Abjtimmung zu enthalten, 
wenn dieſe den Eindrud einer Parteinahme machen könnte. Moralijch 
unterftüßt daS Staatödepartement, wie alle Erklärungen der Preſſe be- 
funden, Franfreich, für das geſchloſſen auch die Prefje eintritt. 


6. März. Botſchaft des Präfidenten über Küftenjchuß. 


Präjident Roofevelt richtet mit dem vom Kriegs- und Marinerat 
über die Küftenverteidigung erftatteten Bericht eine Botichaft an den Kon- 
greß, in der er empfiehlt, beiondere Aufmerkjamfeit der Verteidigung der 
Einfahrt in die Chejapeafe-Bai zuzumwenden. Der Präfident jagt weiter 
in der Botjchaft, die injularen Bejigungen der Vereinigten Staaten dürften 
nicht länger vernacdhläjjigt werden, wenn die Bereinigten Staaten beab- 
fihtigten, fie zu Halten. Der Bericht des Kriegs- und Marinerat3 em- 
pfiehlt, die Einfahrt in die Manila-Bai, ferner die Häfen von Pearl, 
Guantanamo, Guam, San Juan und Honolulu jowie die Zugänge zum 
Tanamafanal in Berteidigungszuftand zu ſetzen; ebenjo wird die verjtärfte 
Befejtigung mehrerer Häfen der Vereinigten Staaten empfohlen. Die Koften 
für dieſe Arbeiten werden auf 50 Millionen Dollars veranichlagt. 


Mitte März. Beide Häufer des Kongreſſes Eritifieren jcharf 
die Kriegführung auf den Philippinen; die fogenannte Schlacht bei 
Talon jei nur eine Mebelei gewejen. 

Anfang April bi8 Anfang Mai. Ein großer Streik der 
Hart und MWeichkohlenarbeiter wegen Lohnjtreitigfeiten geht für 
die Arbeiter verloren, da ihnen die Mittel fehlen. 

7. April. (Repräjentantenhaus.) Erjchwerung der Ein— 
mwanderung. 


Der Einwanderungsausichuß des Repräjentantenhaujes beendet einen 
Gejegentwurf, welcher bezwedt, die Einwanderung von Ausländern noch 
mehr zu bejchränfen. Der Entwurf fieht vor, daß jeder erwacdhjene Mann 
25 Dollar und jede erwachjene Frau 15 Dollars bejigen muß. Familien 
jollen zwar eingelafjen werden, jedoch muß das Familienhaupt mindejtens 
50 Dollars bejigen. Mehr ald 16 Fahre zählende Einwanderer müfjen irgend 
eine Sprache lejen können. Geiftig minderwertige Perſonen oder körperlich 
ſchwache Arbeiter jollen von der Einwanderung ganz ausgejchlofjen jein. 

Der Antrag wird im Juni angenommen. 


12. April. Wajhington.) Präfident Roojevelt empfängt 
eine Abordnung des Bentralverbandes deutſcher Kriegerbunds- 
mitglieder von Nordamerika und hält folgende Anjprache: 
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Sch glaube, daß das Ergebnis der Konferenz (von Algeciras) die 
Beziehungen zwiſchen den beiden mächtigen Staaten Frankreich und Deutſch— 
land freundlicher gejtalten wird. Es ift meine Hoffnung und nein Wunjch, 
wie ed die Hoffnung und der Wunjc eines jeden jein muß, der e3 gut 
mit der Menjchheit meint, daß dieje freundlichen Beziehungen nicht allein 
ungebroden fortdauern, jondern ftet3 an Stärke zunehmen möchten. Was 
die Konferenz in Algeciras angeht, jo haben die Amerikaner als Nation 
daran nur wenig Intereſſe, außer, daß es immer ihre Sorge ift, überall 
Gerechtigkeit walten zu jehen, und daß fie für die Sache de3 internationalen 
Friedens und der internationalen Freundichaft wirken joll. . . Keine 
Raſſe Habe den Amerikanern befjere Eigenjchaften gegeben als die Männer 
deutihen Stammes und Blutes. — Er widmet bejonders warme Worte 
dem Botjchafter Frhrn. dv. Sternburg, der fich durch jeine herzliche Freund- 
ichaft für Amerika die Zuneigung der Amerikaner erworben habe. ... Die 
Bande, die Deutſchland und die Vereinigten Staaten vereinen, jind viele 
und enge, und es muß eines der größten Ziele unjerer Bolitit fein, Die 
beiden Nationen immer enger aneinander zu fnüpfen. In feinem Lande 
befteht eine wärmere Bewunderung für Deutichland und Deutſchlands er- 
habenen Herricher Kaifer Wilhelm al3 hier in Amerika. 


16. April. (Wafhington.) Bei der Legung des Grundjteins 
zum neuen Kongreßgebäude polemifiert Präfident Rooſevelt gegen 
die Anfammlung von Riejenvermögen und empfiehlt eine progrej= 
five Erbjchaftäjteuer. 

18. April. Der größte Teil von San Yrancisco wird 
durch Erdbeben und Feuer zerjtört. Mehrere tauſend Mtenjchen 
kommen um. 


April. Das Ausland und San Francisco. 


Die Sammlungen des Auslandes lehnt Präfident Rooſevelt ab. 
So läßt er dem Generaldirektor der Hamburger amerifaniihen Pafetfahrt 
mitteilen: Der Herr Präfident, der fich von Ihrer Mitteilung ſehr ergriffen 
fühlt und Ihnen für das gütige Anerbieten de3 materiellen Beiftandes 
herzlichit dankt, Hat mich beauftragt, Ihnen mitzuteilen, daß die Hilfe des 
Auslandes nicht in Anſpruch genommen zu werden braudt. Wenngleich 
der Herr Präfident ſomit auf den angebotenen Beiltand verzichten darf, 
mwünjcht er doch bejonders hervorzuheben, wie hoch er Ihre warme, hoch— 
herzige Teilnahme Ihnen anrechnet. Robert Bacon, Unterjtaatsjefretär. — 
Da dieje Haltung viel Fritifiert wird, richtet Roojevelt Anfang Mai eine 
Botſchaft an den Kongreß, worin er jagt, er habe nur die direkten An— 
gebote an ihn zurüdgemiejen, doch damit nicht gemeint, daß alle Gaben, 
welche durch Privatperjonen den Gejandten oder Botichaftern angeboten 
würden, zurüdgemwiejen werden jollen. Wenn das deutiche Volk oder eine 
andere Nation durch Gejandte oder Privatleute Beiträge jende, jo habe 
er nichts Dagegen. 


4. Mai. Botjchaft des Präfidenten an den Kongreß gegen 


die Trufts. 


Die Botſchaft Fritifiert die Gejchäfte der Standard Dil Company, 
die fih auf Koften der Eijenbahnen und des Publikums ungeheuer be- 
reichere. Das Juftizdepartement werde ſich mit der Frage beichäftigen, ob 
eine Berfolgung, wenigſtens in gemifjen Fällen, einzuleiten jei. Andere 
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große Geſellſchaften Hätten fich ähnlicher Praktiken jchuldig gemacht, mie 
beijpielsweife der Zudertruft. Durch die Betrauung einer gejeglichen Körper- 
ihaft mit der Ueberwahung und Kontrolle des Handel von Staat zu 
Staat dürfte die Jnitiative des einzelnen nicht geſchwächt werden, jondern 
diefe werde vielmehr durch die Beſchränkung joldyer Monopole, die Die 
Unternehmungsluft des einzelnen unterdrüden, eher gehoben. Die Eijen- 
bahnen jollten ermächtigt werden, ſich zu vereinigen, um fich gegen die 
großen Korporationen zu jchügen, und die Bedingungen hierfür jollten 
vom Kongreſſe fejtgelegt werden. 


14. Mai. (New-York.) Karl Schurz, Führer der Deutjch- 
Amerikaner, F. — Geboren 1829 in Liblar bei Köln, beteiligte 
fih 1849 al3 Student an den Revolutiongfämpfen in Baden, be= 
freite 1850 Kinkel auß dem Spandauer Gefängnis, 1850 nad 
Granfreih, 1852 nach Amerika, im Sezeſſionskriege Divifions- 
general, 1877 —81 Minijter des Innern, tätig als Yournalift. 


25. Mai. (Kanada.) Die lebten englifchen Truppen räumen 
Esquimouth. Kanada Hat jebt jelbjt für feine Verteidigung zu 
jorgen. 

26. Mai. Der Senat genehmigt dad Landwirtſchaftsgeſetz. 
Hierdurch wird unter anderem Vorjorge für eine jtrenge Fleiſch— 
bejchau getroffen, und zwar ſowohl für den Erport nach dem Aus— 
lande, al3 für den Handel zwijchen den Einzeljtaaten. 

Anfang Juni. Ein Bericht von Unterfuchungsbeamten an 
den Kongreß bringt Enthüllungen über die Zuftände in den Ghi- 
cagoer Schlachthäufern. 

Es heißt darin, die feuchte Atmoſphäre jei mit dem furchtbaren Ge- 
ftanf von dem auf den blutgetränften, faulenden Holzdielen angehäuften 
Schmutz angefüllt, und das faulende Fleisch jei voller Krankheitserreger für 
Menjchen und Tiere. Unter den Bedienfteten der Packhäuſer Herriche in 
hohem Grade Lungenſchwindſucht, und die Kranken erpektorierten auf die 
Fußböden, auf denen das Fleiſch liege, das dann als Nahrung verwendet 
würde Ein Teil der für verichiedene Fleifchpräjerven verwendeten Tiere 
werde ohne NRüdjicht auf Neinlichfeit verwendet, worüber efelerregende 
Einzelheiten angegeben werden. Der Bericht hebt die jorgfältige Behand- 
lung und mifrojfopiiche Unterfuhung von für Deutichland beftimmten 
Schweinen hervor und jchlägt diejelben Methoden bei Schweinen für den 
heimifchen Verbrauch vor. Im allgemeinen werde bei Nahrungsmitteln 
für ausländijchen Erport viel weniger gejündigt als bei jolchen für den 
heimiſchen Verbrauch. 

Der Bericht erregt gewaltiges Aufſehen im In- und Auslande. 
Präſident NRoojevelt fordert gejeßgeberifches Vorgehen zur Beauffichtigung 
der Schlachthäuſer. — Aehnliche Mißſtände werden auch in Fleiichhäujern 
anderer Städte feitgejtellt. 


17. Juni. Das Repräjentantenhaus befchließt mit 129 
gegen 82 Stimmen, daß die bei dem Bau des Panamakanals zur 
Verwendung fommenden Materialien von einheimifchen Fabrikanten 
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bezogen werden müfjen, wofern der Präfident nicht die Preije für 
übertrieben hoch erachtet. 

21. Juni. Der Senat bejchließt mit 36 gegen 31 Stimmen 
die Erbauung des Panamakanals als Schleufenkanal. 

22. Juni. Der Senat drüdt in einem Beichluß feinen Ab- 
icheu gegen die ruſſiſchen Judenmetzeleien aus. 

26. Juni. Einwanderungsgeſetz. 

Das Repräjentantenhaus nimmt das Einwanderungsgejeg mit einem 
Amendement an, nach welchem ſolchen Einwanderern, die Zulajjung zur 
Union begehren, um fich religiöjen oder politiichen Verfolgungen zu ent- 
ziehen, nicht auf Grund von Mittellojigkeit oder jonftiger Ungeeignetheit 
der Eintritt in die Vereinigten Staaten verwehrt werden joll. 

29. Juni. (Kongre$.) Beichluß über die Fleiſchbeſchau. 

Das Repräjentantenhaus beichließt, daß eine Inſpektion der Schladht- 
häufer auf Koften der Regierung ftattfinden jol. Der Senat verlangt, 
daß der FFleifchtruft die Koften der Inſpizierung tragen und die Etiketten 
auf den Fleiſchkonſerven mit dem Datum der Herftellung dieſer Produkte 
verjehen werden jollen, wa3 das NRepräjentantenhaus verwirft. — Nach 
langen Verhandlungen läßt der Senat feine Forderungen fallen, was als 
ein Sieg des Fleifchtrufts angejehen wird. 

10. September. (Norfolk) Der Kreuzer „Des Moines“ 
geht nach Havanna in Eee. 

19. September. Durch einen Eijenbahnbrüdenbruch bei Dover 
fommen über hundert Perſonen um. 

22.125. September. (Georgien) In Atlanta gibt es blu— 
tige Kämpfe zwijchen Weißen und Negern, weil einige Neger wegen 
Vergewaltigung weißer Frauen gelyncht worden find. 

‚Ende September. In Alabama und Louifiana richten Stürme 
und UÜberſchwemmungen große Verheerungen an. 

2. Dftober. (Florida.) Durch einen Orkan wird ein Fort 
Maccran bei Penjacola zerjtört, wbei gegen Hundert Menſchen um— 
fommen. 

Dftober. November. Zwijchen den Vereinigten Staaten und 
Japan entjteht ein Notenwechjel, da der Schulrat von San Fran 
cisco japanijche Kinder von öffentlichen Schulen ausſchließt und 
Spezialjchulen für Afiaten einrichtet. Die Bundesregierung hat 
fein Recht einzufchreiten. 

Anfang November. Maßregeln gegen Neger. 


Präfident Roojevelt ordnet die Auflöjung des Neger-Bataillons 
des 25. Regiments an, weil dasſelbe ſich mweigerte, die Schuldigen an dem 
Aufruhr von Brownsville (Teras) am 13. Auguft vorigen Jahres, wodurch 
der Tod von Bürgern veranlaßt worden war, anzugeben. Ebenjo bejtimmt 
er, daß alle Neger, die im Heere, in der "Flotte und in Bivilftellungen be- 
ichäftigt werden, feine Waffen tragen dürfen. 


416 Hord- Amerika. (November 6. Dezember 4.) 


6. November. Bei den Wahlen von Gouverneuren und an 
deren Beamten in mehreren Staaten jowie für die Repräjentanten= 
fammer in allen Staaten erringen die Demokraten einige Erfolge. 
Die Mehrheit der Republikaner im Repräjentantenhaufe ſinkt auf 
60 bis 70. 

4. Dezember. (Waſhington.) Präfident Roojevelt richtet 
eine Botjchaft an den Kongreß. 


Als Nation erfreuen wir uns nad) wie vor eines buchftäblich noch 
nicht dageweſenen Gedeihens; und es ift wahrjcheinlich, daß nur rüdjichts- 
loje Spekulation und Mißachtung rechtmäßiger Gejchäftsmethoden diejem 
Gedeihen mwejentlihen Abbruch tun können. — Die Verabſchiedung einiger 
in der legten Tagung unerledigt gebliebener Vorlagen jei nötig, dahin 
gehöre der bereit3 von einem Haufe des Kongrejjes angenommene Ent- 
wurf, welcher gejchäftlichen Korporationen verbietet, zu den Wahlfeldzug3- 
ausgaben irgend einer Partei beizutragen, jowie der ih hf der der 
Bundesregierung das Recht gibt, in Strafprozefien Berufung wegen jtrei» 
tiger Gejegesauslegung einzulegen. Dieje Befugnis jei um jo notwendiger, 
als die Regierung jegt in entjchiedener Weije gegen Verlegungen des Truft- 
gejeßes und des Gejeßes über den binnenftaatlihen Handel ftrafrechtlich 
vorgehe. — Scharf zu tadeln jeien die noch immer häufigen Fälle von 
Lynchjuſtiz; ein Mittel ag“ ihrer Ausrottung wäre, Notzuchtsverbrechen, 
die jchlimmer jeien als Mord, mit dem Tode zu beftrafen, wichtiger noch 
jei Verbeſſerung des Schulunterricht3 der Neger. — Zu verurteilen jei das 
verderblihe Wirken der Agitatoren, die den Klaſſenhaß predigen; der 
Triumph des Mob3 jei ein ebenjo großes Uebel als der Triumph der 
lutofratie fein würde. Das Ziel der Gejeßgebung im allgemeinen müſſe, 
joweit angängig, die allgemeine Einführung des Achtitundentages jein. 
Nötig jei eine eingehende Unterſuchung über die Verhältniffe der Frauen— 
und Stinderarbeit, eine weſentliche Erweiterung des Arbeitgeberhaftpflicht- 
geſetzes, gejegliche Zurüdhaltung aller noch nicht bejiedelten fohlenhaltigen 
Ländereien als Staat3eigentum, nicht zum Zwecke des Staatöbetrieb3, jon- 
dern zur Ausbeutung durch die Privatinduftrie nad einem Regalſyſtem 
unter Kontrolle des Bundes über die Förderung und die Frachtſätze zur 
Verhinderung einer Ueberteuerung des Verbrauches. — Nicht die Kapitals- 
fonzentration al3 joldhe, jondern nur die daraus für das Volksganze ent- 
ipringenden Schäden jeien zu befämpfen. Das jei fein Schritt zum 
Sozialismus; durch befjernde Maßnahmen der erwähnten Art werde ge- 
rade jozialiftiichen Beftrebungen, wie der durchaus nicht wünjchenswerten 
Mafregel der Eifenbahnverftaatlichung, der Boden entzogen. Auf der an- 
deren Seite jollen auch Vereinigungen von Eifenbahn- und anderen Gejell- 
ichaften zu Zwecken, die im öffentlichen Intereſſe liegen, begünftigt werden. 
— Zu empfehlen ſei bei der demnächftigen Reviſion des Bundesiteuer- 
inftems die Einführung einer vor allem die Riefenvermögen treffenden 
progrejjiven Erbjchaftsfteuer und einer progrejjiven Einfommenfteuer als 
Bundeseinnahmen, Förderung des technischen und Iandwirtichaftlichen Unter- 
rihtswejens, Schaffung eines einheitlichen Bundesrechts über Ehe und Ehe- 
iheidung, jchleunige Verabſchiedung der Vorlage zur Förderung der Handes- 
ichiffahrt, zum mindeften Schaffung von Schnelldampferlinien nah Süd— 
amerifa. Er wendet fi dann der Währungsreform zu, ohne einen 
beftimmten Vorſchlag zu maden. Eine Menderung des gegenwärtigen 
mangelhaften Syſtems der Umlaufsmittel ſei aber unerläßlid. — Wün- 
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ichenäwert jei Einführung eines Vorzugstarif3 oder gänzlicher Freihandel 
in Erzeugnifjen der Philippinen und Erteilung des amerilaniſchen Bürger- 
recht? an die Bewohner von Puertorico. — Die Botichaft vermwirft jede 
unterjchiedliche Behandlung der den gefeglihen Anforderungen entiprechen- 
den Einwanderer und tadelt namentlich aufs jchärffte die in jüngfter Zeit 
ſporadiſch aufgetretene Feindjeligfeit gegen die Japaner, welche der Nation 
Schande bringe und von den jchwerften Folgen für das Land begleitet 
jein könne. Amerika Hoffe eine beftändig fteigende Rolle im Pazifiſchen 
Ozean zu ſpielen und eine große Handelsentwicklung im Verkehr mit Aſien 
zu erreichen. Der Aufſchwung Japans, das jetzt durch eigene Kraft als 
eine der größten der ziviliſierten Nationen daſtehe, ſei wunderbar; es 
müßte durch ein beſonderes Geſetz allen Japanern die Naturaliſierung in 
Amerika ermöglicht werden. Nötig ſei Erteilung geſetzlicher Befugnis an 
den Präſidenten, die Beachtung der Vertragsrechte der Ausländer in den 
Einzelſtaaten von Bundes wegen durchzuſetzen. — Die jüngſte Intervention 
der Vereinigten Staaten in Kuba ſei erfolgt, als die Unordnung bereits 
ſo groß geworden war, daß die Wahrſcheinlichkeit beſtand, daß die euro— 
bäifchen Bertreter, wenn nicht die Vereinigten Staaten die Ordnung mwieder- 
heritellten, bewaffnete Intervention ihrer Regierungen zum Schuß von 
Leben und Eigentum ihrer Staatdangehörigen nachſuchen würden. Jetzt 
jei der Friede wiedergefehrt, die Zuderernte im Gange und nad) den be- 
vorjtehenden Wahlen ſolle die provijorische Regierung ihr Ende erreichen. 
Der im Sommer in Rio de Janeiro ftattgehabte Kongreß der amerifani- 
ihen Republifen und die jüdamerifanische Reife des Staat3jefretärd Root 
habe dazu beigetragen, die im Süden vielfach Herrichende, von der Wahr- 
heit weit entfernte Auffafjung zu bejeitigen, als ob die Monroelehre eine 
Art Vorherrſchaft oder eine Art Proteftoratsrecht der Vereinigten Staaten 
über die anderen Republifen in jich jchließe. Die Vereinigten Staaten 
hätten die auf dem Kongreß in Rio de Janeiro angenommene Rejolution 
unterjtügt, nach der die zweite Friedenskonferenz im Haag die Frage der 
zwangsweijen Eintreibung öffentlicher Schulden und überhaupt die Frage 
der Verminderung von Konflikten zwijchen den Nationen prüfen joll, die 
rein peluniären Urſprungs find. Die amerifanifche Regierung würde ſich 
freuen, wenn e3 zu einer internationalen Prüfung der Sache, welche einen 
Unterjchied zwijchen ſolchen Fällen und der einfachen Nichterfüllung eines 
Kontraktes mit einer Privatverfon macht, und zu einer Rejolution käme, 
welche jich für die Anwendung friedlicher Mittel in Fällen der legten Art 
ausjpricht; beides aber jei faum Sache der Konferenz in Rio de Janeiro, 
auf welcher hauptſächlich Schuldnerftaaten vertreten jeien, jondern der 
Haager Konferenz. — Der Präfident erwähnt die mittelamerifanischen Wirren 
des legten Sommers und den Friedensſchluß an Bord der Marblehead, 
ftellt einen Bericht über jeine Panamareije in Ausficht und empfiehlt die 
ichleunige Ratifitation der Akte von Algeciras, welche Amerika die gleichen 
Handelsrechte wie allen europäiichen Ländern verleihe und ihm feine wie 
immer geartete Verpflichtung auferlege, und erörtert die Frage der Robben— 
ichlägerei auf den Bribiloffinfeln, welche man jeßt durch Verhandlungen 
mit England und Japan zu regeln juche. Bei der zweiten geplanten 
Friedensfonferenz im Haag jei erfreulich, daß zum erftenmal alle ameri- 
kaniſchen Republifen zur Teilnahme eingeladen find und daß durch be- 
jondere und hochgewürdigte Kourtoifie Rußlands und der Niederlande die 
Abhaltung der Konferenz um die Zeit des Kongreſſes in Rio de Janeiro 
fallen gelafjen worden ift. „Es muß immer im Auge behalten werden, daß 
ein Krieg, wo der Friede nur durch das Opfer der Gemifjensüberzeugung 
oder der nationalen Wohlfahrt erlangt werden kann, nicht nur zu vecht- 
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fertigen ift, fondern für ehrenhafte Männer und für jede ehrenhafte Nation 
zum Gebot wird. Ein gerechter Krieg ift auf die Dauer für die Seele 
einer Nation weit befjer al3 der blühendfte Friede, der durch dad Dulden 
von Unbill oder Ungerechtigkeit erlangt ift; ja, es fann ſelbſt weit befier 
jein, im Kriege geichlagen zu werden, als überhaupt nicht gefämpft zu 
haben.“ Die Vereinigten Staaten follten alles tun, um die Herbeiführung 
des Friedens unter den Völkern zu bejchleunigen, ſolange aber eine inter- 
nationale Macht, welche jedes Unrecht wirkſam verhindern fann, fehle, 
fönne feine große und freie Nation jich jelbft der Macht berauben, ihre 
Rechte zu ſchützen und in Ausnahmefällen jelbit für die Rechte anderer 
einzuftehen. Die Möglichkeit der friedlichen Beilegung von Streitigkeiten 
durch Schiedsſpruch Hänge gegenwärtig hauptſächlich davon ab, daß Die 
Nationen, die recht zu handeln willensefind, genügende bewaffnete Stärfe 
befigen, um ihre Abficht wirffam zu machen. Die Flotte der Vereinigten 
Staaten jei der ficherfte Bürge des Friedens, den das Land bejige. Der 
Präfident verlange nicht, daß die Flotte weiter vergrößert werde, aber ihre 
gegenwärtige Stärke müfje aufrecht erhalten werden dadurch, daß die ver- 
alteten und verbrauchten Schiffe durch neue, gute, die denen jeder anderen 
Flotte gleichkommen, erjegt werden. E3 jolle ein Programm aufgejtellt 
werden, wonach jährlich mwenigftens ein Schlachtichiff A Klaſſe gebaut 
wird, das an Größe und Schnelligkeit jedem gleichzeitig im Bau befind- 
lihen Schiffe anderer Nationen gleihlommt; es jolle mit möglichjt vielen 
ehr ſchweren Geſchützen desjelben Kalibers und Heinen Gejchügen zur 
Zurüdweifung von ZTorpedoangriffen beftüdt werden, jchweren Panzer, 
Turbinenmaſchinen, kurz alle modernen Fortichritte aufweifen. Natürlich 
müßten von Zeit zu Zeit auch Kreuzer, Kohlenjchiffe, Torpedojäger und 
Torpedoboote erneuert werden. Nötig jei ferner beflere Ausbildung von 
Offizieren und Mannjchaften, Bervolllommnung des Offizierforps in Flotte 
und Heer, Vermehrung der Küftenverteidigungsmannjchaften, veichliche Ab— 
haltung von militärischen Manövern und Uebungsmärſchen, Zujammen- 
ziehung der allzufehr über das Land zerjtreuten Truppen. Da das Land 
im Kriegsfalle hauptſächlich auf Freiwillige angewiejen jei, jei möglichite 
Ausbreitung des Schützenweſens nad Schweizer Muſter anzuftreben. 

16. Dezember. Präfident Roofjevelt richtet drei Sonderbot- 


ichaften an den Kongreß. 

In der erjten fordert er die Umgeftaltung der auf die Staats 
ländereien bezüglichen Gejege. Die zweite bezieht ſich auf die Flotte. 
Präjident Rovjevelt dringt darin auf Annahme des Geſetzes über den Ber- 
jonenftand der Flotte und bezeichnet die gegenwärtige Methode der Be- 
förderung als veraltet. Zu Kapitänen würden Offiziere durchichnittlich im 
Alter von 56 Jahren und zu Konteradmiralen folhe im Alter von 60 
Jahren ernannt. Den Flaggenrang erreichen die Offiziere erft wenige 
Monate vor ihrer gejeglich gebotenen Verabſchiedung. Sie hätten daher 
feine Gelegenheit, jich in den Pflichten des Oberbefehlshabers zu vervoll- 
fommnen. Nach dem neuen Gejet, das der Präfident empfiehlt, würden 
die Offiziere den Kapitänsrang mit 48 Jahren und den Rang eines Konter- 
admiral® mit 55 Jahren erreichen, und es würde damit eine fiebenjährige 
Dienftleiftung in jeder Nangftufe gefichert. In der dritten Botichaft be- 
richtet Präfident Rooſevelt über feine Reife nach Panama, welche er ab- 
ihtlih in der regnerischiten Jahreszeit unternommen habe, um das Kanal- 
gebiet unter den ungünftigften Verhältnifien zu jehen. Präfident Roojevelt 
drüdt die Weberzeugung aus, der Kongreß habe Hug daran getan, die 
jegt zur Ausführung kommende Linie für den Panamafanal gewählt zu 
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haben, und zollt den janitären Berbefjerungen im Kanalgebiet Anerkennung. 
Die Ausſchachtung mache jehr jchnelle Fortichritte. 


Mitte Dezember. (Wafhington.) Der Generaljtaatsanwalt 
jtrengt eine Klage gegen den von Rodefeller geführten Petroleunt: 
truft an, um ihn für ungefeßlich zu erklären. 


XXI 
Mittel: und Süd-Amerika. 


Anfang Januar. Nicaragua.) Die 20000 Einwohner 
zählende Stadt Maſaya wird durch Ausbrüche des Vulkans San 
Diego zerjtört. 

Anfang Januar. (Santo Domingo.) Der Bürgerkrieg 
geht zu Ende, da Präfident Morales fein Amt niederlegt. 

Januar. (Benezuela.) Der franzöfiiche Gejandte wird zur 
Abreife gezwungen. Das diplomatifche Korps proteftiert beim Prä— 
fidenten Gajtro gegen feine Behandlung. (Vgl. ©. 307.) 

21. Januar. (Brajilien) Das Linienfhiff „Aquidaban“ 
finft bei Ilha Grande infolge einer Erplofion. 196 Menſchen er= 
trinfen. 

Mitte Februar. In Ecuador und Kolumbien verurjachen 
Erdbeben und Überſchwemmungen große Verwüftungen. 

Anfang März. (Uruguay.) Unruhen in Montevideo. 

Mitte März. In Argentinien wird ein neues Kabinett 
unter Quirius Coſta gebildet. 

Mai. Zuli. In Guatemala bricht im Mai eine Revolution 
aus, an der fich Truppen von San Salvador beteiligen. Es fommt 
darüber zum Kriege Guatemalas gegen Salvador und Honduras. 
Mitte Juli vermitteln Nordamerika und Merifo einen Frieden. 

Mai. (Mexiko) In den Kupfergruben von Ganavea be= 
drohen Merifaner Amerikaner und zerjtören amerikaniſches Eigen- 
tum. In den folgenden Wochen mwächjt die nativiftiiche Bewegung; 
in den Kämpfen zwifchen amerikanischen und merikanifchen Arbeitern 
fommen mehrere Hundert Berfonen um. 

25. Juni. (Chile) Bedro Monti wird zum Präfidenten 
gewählt. 

27* 
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8. August. (Rio de Janeiro.) Der panamerikaniſche Kon— 
greß, an dem der norbamerifanijche Staatsjefretär Elihu Root teil- 
nimmt, fpricht fich für Unterftügung jedes Schiedögerichtsablommeng 
im Haag aus. Es wird für Fernhaltung jeder europäijchen Inter— 
vention in Amerika plädiert. 

Mitte Auguft. (Kuba.) Ausbruch eines Bürgerfrieges. 

17. bis 24. Auguft. (Chile.) Balparaifo wird durch ein 
Erdbeben und Feuersbrünſte faſt zerftört; mehrere Taufend Menſchen 
fommen um. 


September. Amerikaniſche Intervention auf Kuba. 


Eine Heine amerikaniſche Truppenabteilung landet in Havanna 
14. September). Die Inſurgenten verjprechen Unterwerfung, wenn Die 
ereinigten Staaten ein rechtmäßiges gerichtliche Verfahren garantieren. 
Am 19. landet der Kriegsfefretär Taft und verhandelt mit dem Präſi— 
denten Palma und den Aufftändiichen. Gleichzeitig wird die Landung von 
12000 Dann vorbereitet. — Präſident Palma legt die Bräfidentichaft 
nieder und Taft übernimmt die proviforische Regierung, da ein fubani- 
iher Kongreß zur Wahl eines neuen Präfidenten nicht zufammengebracht 
werden kann. — Am 10. Oftober erläßt Taft eine Amneftie für alle mit 
dem Aufftand im Zujammenhang ftehende Vergehen. Am 13. übernimmt 
Charles Mayoon die Regierung. 


19. September. (Chile.) Bräfident Monti tritt fein Amt an. 

26. September. (BParaguay.) General Benigno Yerraera 
wird zum Präfidenten gewählt. 

September. Coſta Rica, Guatemala, Hondurad und San 
Salvador jchließen einen Freundſchafts-, Handels- und Schiffahrts— 
vertrag. 

Mitte Oktober. Ein Zyklon richtet in Mittelamerika und 
auf Kuba großen Schaden an. 

Mitte Oktober. (Kuba.) Ein Zyklon richtet in Habana 
große Verwüſtungen an. 

Mitte November. (Chile) Die Kammer genehmigt eine 
Anleihe von 20 Millionen Mark zum Wiederaufbau von Val— 
paraifo. 

Anfang Dezember. In Ecuador bricht eine Revolution aus. 
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Anftralien und Süpdfee. 


Februar. Borjchlag einer Altersverjorgung. 

Die von der Regierung des auftraliihen Commonmwealth eingejeßte 
Kommijfion, an deren Spite der Generalpojtmeijter fteht, jchlägt vor, daß 
die föderierte Negierung als gefegliches Recht allen Perjonen im Alter 
von mehr al3 65 Jahren eine wöchentliche Penfion von 10 Schilling zahlen 
jolfe, vorausgejegt, daß die betreffenden. Berjonen 25 Jahre ohne Unter- 
bredung im Sande gewohnt Haben. In bejonderen Fällen jollen Benfionen 
bereit3 im 60. Jahre gezahlt werden. Die erwachjenden Koften werden auf 
30 Millionen Marf iäbrti berechnet. Die Auszahlung der Penſionen joll 
alle 14 Tage durch die Pojtämter erfolgen. 


Anfang März. (Sawaii.) Ein vulfanifcher Ausbruch richtet 
große Verheerungen an. 

19. Zuni. (Neufeeland.) PBremierminifter Seddon, ein 
lebhafter Vertreter des imperialiſtiſchen Gedankens, f. 


September. Oktober. (Melbourne) Begünftigung eng- 


liſcher Waren. 

Das Abgeordnetenhaus und der Senat des Bundesſtaats geneh- 
migen einen Antrag, wonach englijche Waren, die auf engliichen Schiffen 
mit weißer Bemannung eingeführt werden, einen Zollvorzug von 10 Pro» 
zent genießen jollen. Das Geſetz joll im Auguft 1907 in Kraft treten. 
(9. Oftober.) 

Der englifhe Kolonialminifter macht befannt, er habe erjt am 
3. Oktober erfahren, daß ein derartiger Gejepentwurf dem auftralijchen 
Gommonwealth vorgelegt worden jei; er drahtete jofort an den General- 
gouverneur, daß Auftralien wohl das Recht habe, engliiche Waren zu be- 
günftigen, jedoch werde die Begünftigung derartiger Waren aus dem Grunde, 
daß die fie transportierenden Schiffe britiicher Nationalität jeien, eine offen- 
bare Verlegung beftehender Verträge bedeuten. 


1. Oktober. Auftralien und Südafrika vereinbaren eine gegen= 
jeitige Zollbegünftigung. 

19. Oktober. (Weftaujtralien.) Der gejeßgebende Kat be- 
jchließt mit 19 gegen 8 Stimmen ſich vom auftralifchen Common— 
wealth loszuſagen, obgleich ein Austritt verfaffungsmäßig nicht 
möglich ift. 
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XXI. 
Afrika. 

Anfang Januar. (Deutſch-Kamerun.) Es wird bekannt, 
daß der Aufſtand im Süden ſich ausdehnt. 

1. Februar. (Deutſch-Oſtafrika.) 150 Neger aus Deutſch— 
Neu:-Guinea werden zur Bekämpfung des Aufitandes ausgebildet. 

3. Februar. (Deutſch-Südweſtafrika.) Iſaak Witboi, der 
ältefte Sohn und Nachfolger Hendriks, ergibt fi) mit 21 Mann. 

Februar. (Marokko) Unterjtüßung der Rebellen durch 


Frankreich. 


Eine franzöſiſche Faktorei bei Mar Chica unweit Melilla unterſtützt 
den Prätendenten Bu Hamara mit Waffen. Als ein marokkaniſcher Re— 
gierungsdampfer dagegen einſchreiten will, verhindert es der franzöſiſche 
Kreuzer „Balanda“ (14. Februar.) Später gibt der franzöſiſche Kreuzer 
feine Intervention auf, 


Februar. (Engliſch-Weſtafrika.) In einem Aufftand in 
Nigeria kommen drei engliſche Dffiziere um. 

Anfang März. (Südafrika) Die britifche Regierung er: 
fennt nach einer Erklärung des Kolonialminifters die Aufftändifchen 
in Deutſch-Südweſtafrika nicht als friegführende Partei an und 
läßt daher die Verpflegung der deutjchen Truppen über die eng— 
liche Grenze zu. 

19. März. Deutjchland und England jchließen ein Abkommen 
über die Grenzregulierung zwiſchen Yola und dem ZTichadjee in 
Kamerun. 

Ende März. (Natal.) Kabinettsfrifis, Konflitt mit der 
Reichsregierung. 

In Natal werden zwölf Eingeborene wegen Ermordung von Poli— 
ziſten zum Tode verurteilt. Kolonialſekretär Lord Elgin verlangt Auf— 
ſchiebung der Hinrichtung, die Regierung von Natal tritt deshalb zurück; 
die Lokalbehörden und die Bevölkerung proteſtieren. Deshalb zieht Lord 
Elgin ſeinen Einſpruch zurück. Er motiviert die Zurückziehung mit neuen 
Aufſchlüſſen, die ihm die Natalregierung gegeben habe. Das Natalmini— 
ſterium nimmt ſeine Demiſſion zurück und die Hinrichtung wird vollzogen. 

März. April. (Deutſch-Oſtafrika.) Die Rebellen werden 
in mehreren Gefechten geſchlagen und verlieren einige Hundert Tote. 
Einige Führer werden hingerichtet. 

Anfang April. (Deutſch-Südweſtafrika.) Geſamtverluſt. 

Nah einer amtlichen Zuſammenſtellung beträgt der Geſamtverluſt 
einjchließlich der ermordeten Zivilbevölferung 2179 Seelen. Die militä- 


rijchen Berlufte vom Beginn des Bondelzwartsaufftandes (Dezember 1903) 
bis 1. April 1906 belaufen jich auf 1957 Mann, davon find tot 1226, 
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verwundet 731. Wegen Sranfheit oder in Rekonvaleszenz befindlich reſp. 
wegen Webertriti3 ins Heer find in die Heimat gejchidt etwa 1200 Mann, 
krank find in der Kolonie, aljo nicht dienftfähig, rund 800 Mann, jo da 
diejer indirefte Abgang 2000 Mann beträgt, von denen 1900 Mann als 
Berlufte infolge des Feldzugs zu rechnen jind. Der Gefechtöverluft der 
Truppe beläuft jich auf 1239 Mann (Tote 541, Verwundete 698), davon 
118 Offiziere. Gefallen find vor dem Feinde an Offizieren, Sanitäts- 
offizieren und höheren Beamten 57, an Unteroffizieren 98, an Mann— 
ihaften 386, das Verhältnis der Den zum Stamm verhält fich aljo 
wie 1:2,5. Verwundet wurden Offiziere u. ſ. w. 78, Unteroffiziere 139, 
Mannichaften 481. Sehr auffallend ift die geringe Zahl der an Wunden 
geitorbenen (34) im Verhältnis zur Gelamtzahl der Verwundeten (698). 


Anfang April. (Britifh-Südafrika.) In Natal bricht 
ein Kaffernaufftand aus im Anſchluß an die Hinrichtung der 
zwölf Eingeborenen. 

Anfang Mai. GPortugieſiſch-Weſtafrika.) Portugiefifche 
Blätter behaupten, daß eine Burenbande mit Hilfe eine Häupt- 
ling eine unabhängige Republif im Süden von Angola habe 
gründen wollen, aber durch Portugal verhindert worden jei. 

4. Mai. (Deutfh-Südwejtafrifa.) Hauptmann Bech ver- 
folgt den Hottentottenführer Morenga auf englifches Gebiet und 
ichlägt ihn bei Gapuets. 26 Hottentotten fallen. (Vgl. S. 298.) — 
Um 16. wird Morenga von der Kappolizei gefangen. 

8. Mai. Ein Abkommen zwijchen dem Kongoftaat und Eng: 
land bejeitigt die Schwierigkeiten am oberen Nil. 

Ende Mai. Anfang Juni. Matal.) Die Rebellen werden 
mehrfach gefchlagen und erleiden große Verluſte. Die englifchen 
Zruppen haben geringe Verluſte. 

3. Juni. (Kongoftaat) König Leopold unterzeichnet 
24 Dekrete über Verbeſſerung der fongoftaatlichen Berwaltung, 
insbejondere zur Hebung der rechtlichen und öfonomifchen Yage der 
Eingeborenen. Die Dekrete find auf Grund der Arbeiten der 1904 
und 1905 niedergejegten Unterfuchungsfommijfionen erlaffen. 

Juli. (Marokko) Der Sultan unterzeichnet das Ab— 
fommen bon Algeciras. 

Anfang Juli. In Transvaal werden die Schwarzen infolge 
der Nataler Borgänge unruhig. 

Anfang Juli. (Abefjinien.) Stalien, Frankreich und Eng: 
land jchließen einen Vertrag über ihre wirtjchaftlichen Beziehungen 
zu Abeflinien. Der Vertrag wird Deutjchland vertraulich mitgeteilt. 

Ende Juli. (Marokko) Die Truppen des Prätendenten 
löfen fich infolge mehrerer Niederlagen auf. 
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20. September. (Transvaal.) Die am 11. gebildete National 
vereinigung ftellt folgendes Programm auf: 

Föderation der jüdafrifanishen Kolonien, Bekämpfung des Raſſen— 
hafjes, Berbilligung des Lebensunterhaltes, gutes Einverftändnis mit Den 
Buren, gerechte Behandlung der Eingeborenen, vollftändige Selbitregierung, 
Einftellung des Chinejenimportes, NRepatriierung der in Transvaal befind- 
lichen Chineſen nad) Ablauf der Kontrafte. 

2. Oktober. (Deutſch-Oſtafrika.) Der Kriegszuftand und 
die vorläufige Sperrung der Bezirke von Kilwa, Lindi, Sjongea, 
Zangenburg, Iſinga, Wahenge und Muanza, bis auf zwei Eleine 
Gebiete im Weſten und Norden von Sfongea, wird aufgehoben. 

Dftober. (Deutſch-Südweſtafrika) Die Hottentotten 
werden am 12. und 23. mehrfach gejchlagen. 

Dktober. November. (Maroffo.) Raifuli nimmt Arzila und 
bedroht Tanger. Mehrere Europäer werden gefangen und beläftigt. 
Unter den Riffkabylen bei Melilla brechen ebenfalls Unruhen aus. 

November. (Deutſch-Südweſtafrika.) Am 1. November 
überfällt eine Bande Hottentotten den Boten bei Uchanaris und 
tötet fünf Reiter, auf der Verfolgung ergeben fih 27 Männer mit 
13 Gewehren. Mit Rüdficht auf den Burenputjch entwaffnen die Grenz— 
ſtationen alle Buren, die bewaffnet auf englijches Gebiet gehen wollen. 

12. November. (Deutih-Südweitafrifa.) Die Otavibahn 
von Swakopmund bis Tjumeb wird eröffnet. 

Mitte November. (Englify- Südafrika.) Ein Transvaal- 
bur Ferreira unternimmt einen Handjtreich gegen die Kapfolonie, 
wird aber durch die Polizei unjchädlich gemacht. Der frühere 
Burengeneral Botha jtellt fich der Regierung zur Verfügung. 

12. Dezember. (Englijeh- Südafrika.) Es wird durch könig— 
lichen Erlaß eine Verfaſſungsurkunde für Transvaal veröffentlicht. 


Die darin enthaltenen Anordnungen entiprechen im großen und 
ganzen den wiederholt, beſonders von der liberalen Prefje gemadten An- 
Deutungen, aber nichtödeftoweniger dürfte es angebracht fein, die Haupt- 
punfte derjelben hier noch einmal zujammenzuftellen. Das Parlament der 
Kolonie wird aus zwei Häujern gebildet werden, dem Legislative Council 
und der Legislative Aſſembly. Die erftgenannte Körperihaft wird aus 
15 Mitgliedern beftehen, die der Gouverneur zu ernennen haben wird, 
und zwar dieſes Mal aus eigener Machtvolltommenheit, jpäterhin dagegen 
unter Beratung oder auf Anweifung des ihm zur Seite ftehenden Rates, 
der etwa dem Kronrat entipridt. Die untere — dagegen wird aus 
69 vom Volke gewählten Mitgliedern beſtehen. Beide Häuſer werden für 
fünf Jahre gewählt oder ernannt. Das aktive ſowohl wie das paſſive 
Wahlrecht für die zweite Kammer beſitzt jeder weiße britiſche Untertan, 
ſobald er mindeſtens ſechs Monate im Lande anſäſſig iſt; unter gewiſſen 
Umſtänden kann er ſein Wahlrecht verwirken. Die 69 Wahlkreiſe verteilen 
ſich im der folgenden Weiſe: 34 kommen auf den Rand, 9 auf Pretoria 
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=” 26 auf den Reſt. Frauen und Neger haben fein Wahlrecht, aber zur 

— der Intereſſen der — ſind beſondere Beſtimmungen getroffen 
worden. Von großer Wichtigkeit ſind die Beſtimmungen über die Kuli— 
arbeit. Die königliche Verordnung beſtimmt in bezug darauf, daß nach 
Inkrafttreten der Verfaſſung keine Erlaubnis für die Einfuhr weiterer 
chineſiſcher Kulis gegeben werden darf, und mit den bereits in Transvaal 
anweſenden Chineſen darf kein Kontrakt erneuert werden. Die bisher be— 
ſtehenden Verordnungen und Beſtimmungen darüber ſollen innerhalb eines 
Jahres von dem Zuſammentreten des Parlaments an aufgehoben werden. 
Ganz beſonders wird noch geſagt, daß keinerlei Arbeitsverhältniſſe in der 
Kolonie künftig eingeführt werden dürfen, die in irgend einer Weiſe einen 
der Sklaverei auch nur ähnlichen Charakter tragen. Das Parlament der 
Kolonie muß alle Jahre mindeſtens einmal in der Hauptſtadt Pretoria 
zuſammentreten, und jedes Mitglied hat dem König den Treueid zu leiſten. 
Die Verhandlungen des Parlaments können ſowohl in engliſcher als auch 
in holländiſcher Sprache geführt werden, und alle Geſetze, Verordnungen 
und dergleichen müſſen in beiden Sprachen veröffentlicht werden. Jedes 
Mitglied befommt am legten Tage der Sejlion die Summe von 150 Pfund 
Sterling ausbezahlt und außerdem 2 Pfund Sterling für jeden Tag, an 
welchem eine Sitzung ftattfand, die Geſamtſumme darf jedoch die Höhe von 
300 Pfund Sterling nit überfteigen. Nimmt die untere Kammer eine 
Vorlage an, wird Diejelbe aber von der oberen Kammer zurückgewieſen 
und ift eine Einigung_nicht zu erreichen, jo fann der Gouverneur ent- 
weder eine gemeinjame Sigung der beiden Häufer anordnen oder das 
Parlament ganz auflöjen. Sollte nad) den Neuwahlen diejelbe Uneinigfeit 
beftehen bleiben, dann müſſen die Mitglieder beider Kammern zujanmen- 
treten und gemeinfam abftimmen und die Mehrheit foll dann hab. 
Darauf ift aber noch immer die Zuftimmung des Gouverneurs notwendig, 
ohne defjen Unterſchrift feine Vorlage Gejet werden kann. Die Zuftim- 
mung darüber kann der Gouverneur entweder verweigern oder aber er 
fann die Entiheidung darüber der Regierung in London überlaffen. End— 
(ich behält die Krone das Recht, innerhalb zweier Jahre jedes Geſetz rüd- 
gängig zu machen, jelbft wenn der Gouverneur jeine Zuftimmung dazu 
gegeben hat. Lord Selborne hat nun zunächſt zu beftimmen, an welchem 
Tage die neue Verfaſſung in Kraft treten joll un innerhalb ſechs Monaten 
von diejem Datum muß das Parlament zum erftenmal einberufen werden. 


13. Dezember. England, Frankreich und Italien fchließen einen 
Vertrag über Abejfinien, wodurch die Unabhängigkeit Abejfiniens auf 
Grund des status quo und des Prinzips der offenen Tür garantiert 
wird. Die Mächte fommen darin überein, bei allen zufünftigen 
Zwijchenfällen in jenem Lande gemeinjfam vorzugehen. 

Dezember. (MMarokko.) Einjchreiten Frankreichs und Spanien?. 

Auf die Nachricht von der franzöſiſch-ſpaniſchen Erpedition fchidt der 
Sultan den Kriegsminifter Gebbas nad) Tanger, um die Ordnung wieder— 
herzuftellen und die Landung europäiiher Truppen überflüfjig zu machen 
(Anfang Dezember). Am 9. erjcheinen die franzöfiich-ipaniichen Kriegs— 
ſchiffe vor Tanger. Raifuli verkündet den heiligen Krieg, Am 27. zieht 
Gebba3 in Tanger ein, Raifuli weicht ohne Kampf zurüd. 

23. Dezember. (Deutjch- Südwejtafrifa.) 120 Männer 


der Bondelzwarts mit 105 Gemwehren ergeben fich. 
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XXIV. 
Aſien. 


Anfang Januar. Niederländiſch-Indien.) Aufſtändiſche 
Eingeborene auf Celebes werden bei Sarwieto geſchlagen. 

Anfang Januar. (China) Nah Meldungen engliſcher 
Blätter will China den Zibetvertrag (1904 ©. 337) nicht an: 
erkennen und plant durch Entjendung eines Tatarengenerals Tibet 
als chinefifche Provinz zu regieren. 

7. Januar. (Japan.) &3 wird ein Kabinett unter Borfiß 
des Marquis Saioniji gebildet. 

Mitte Januar. (PBerjien) Infolge von Kundgebungen 
gegen die Regierung beruft der Schah Vertreter der Geijtlichkeit, 
der Kaufmannjchaft und der Grumdbefiter, die eine adminiftrative 
und legislative Tätigkeit ausüben jollen. 

Mitte Januar. (China) Die Regierung erläßt neue Be— 
ſtimmungen für die künftigen Fremdenniederlaffungen, beſonders in 
der Mandjchurei. 

Mitte Januar. (Franzöſiſch-Aſien.) In Tonkin fallen 
hinefifche Truppen ein und werden nach blutigen Kämpfen ver— 
trieben. 

28. Januar. (Japan.) Nach einem Bericht der Yinanz- 
verwaltung an den Reichstag beträgt die Geſamtſumme der Kriegs— 
ausgaben big September 1170 Millionen Pen. 

3. Januar. (Yapan.) Debatte über das englifche Bünd- 
nis und die englifche Armee. 

In einer Sitzung der Budgetfommijjion des Abgeordnetenhaujes 
jtellt der Führer der Progreffiften Oiſchi an den Kriegäminifter die Frage, 
ob die Regierung fraft ihres Bündnifjes mit England die engliiche Regie- 
rung auffordern werde, die engliſche Armeeorganijation zu reformieren. 
Der Minifter erwidert: Ich bin mir des von Oiſchi angeführten Artikels 
de3 japanifch-engliichen Allianzvertrage3 wohl bewußt, in welchem bejtimmt 
wird, daß die Heeres- und Marineverwaltungen der beiden Mächte frei- 
mütig miteinander in Beiprehungen eintreten jollen über den Stand der 
Mittel, mit denen ein etwaiger bewaffneter Beiftand zu leiften wäre. Die 
Regierungen haben aljo diejer Beitimmung gemäß zu handeln, aber jie 


find bis jet noch nicht in eine Erörterung des Gegenftandes eingetreten. — 
Dieje Diskuffion erregt in England Iebhaftes Befremden. 


Januar. Februar. (Ruſſiſch-Aſien.) Zuſtände in der 
Mandfchureiarmee. 


In Wladimojtof plündern Matrojen das Waffendepot, Kämpfe gegen 
Meuterer müſſen vielfah, u.a. in Irkutsk und Charbin, ftattfinden. — 
In Sibirien und dem Amurlande jollen nach dem „Ruſſki Invalid“ 
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250000 Dann als Bejagung zurüdbleiben. Zeitweilig ift die Armee durch 
die meuternden Truppen von Der Verbindung mit Petersburg abgefchnitten, 
da die fibirifche Eijenbahn unterbrochen wird. Nach Berichten europäifcher 
Blätter ift der Oberbefehlähaber Lenewitſch der Meinung, daß der Zar 
geftürzt jei und er vermeidet deshalb ein energiiches Einfchreiten gegen 
die Meuterer. — Anfang Februar ftellt General Rennenkampf an vielen 
Orten die Ordnung wieder her. 


Sanuar bis Juli. (China.) Eine Kommilfion bereift Europa 
zum Studium der ftaatlichen und wirtjchaftlichen Einrichtungen. 
Sie wird in Deutjchland vom Kaifer empfangen. 

Anfang Februar. (China) In den Provinzen Fuchan, 
Kiangſi und Honan werden Miffionshäufer geplündert. Die Regie- 
rung bejtraft die Schuldigen. In den nächiten Wochen finden am 
Yangtje Angriffe auf amerifanifche und franzöfifche Miffionen ftatt. 
Europätjche Truppen werden nach Schanghai und den Yangtſe auf: 
wärts gejchidt. 

3. Februar. (Yapan.) Die Regierung erklärt, im Finanz— 
jahr 1907/8 folle der Tonnengehalt der Marine von 240000 Tonnen 
auf 400000 Tonnen erhöht werben. 

Februar. (Yapan.) Beichlüffe über die Finanzen. 


Am 8. beſchließt der Reichdtag, dab ein Schuldenkonjolidationsfonds 
geſchaffen werden und daß die Kriegsfteuern weiter erhoben werden follen. 
Am 14. genehmigt er eine Regierungsvorlage, nad) melder die Kriegs— 
Schuld des Landes, die fich im nächften Jahre auf annähernd 1822 Mil- 
lionen Yen belaufen wird, im Jahre 1939 vollftändig abgezahlt fein joll, 
wobei in ber Zwiſchenzeit ſechs Konvertierungen vorgeſehen ſein ſollen. 
Die innere Schuld, die mit dem Kriege nicht zuſammenhängt und rund 
ei rege Den beträgt, joll nad) dem Entwurf bis 1942 vollftändig 
getilgt fein. 


6.8. März. (Philippinen) Die Amerikaner ſchlagen die 
Aufftändiichen in der Nähe der Bucht von Zolon. 

17. März. (Zapan.) Das Abgeordnetenhaus genehmigt mit 
243 gegen 109 Stimmen bie Eifenbahnverjtaatlichung. Die Koften 
werden auf 500 Millionen Den geichäßt. 

27. März. (Japan.) Das Parlament genehmigt einen Zoll: 
tarif mit hohen Schußzöllen. 

Anfang April. (Ehina.) Im jüdlichen Honan und wejtlichen 
Schantung brechen Unruhen aus; die Städte werden geplündert. 

Mitte April. In Tibet brechen Unruhen aus, jo daß aus 
Südchina Hilfstruppen gejchieft werden müffen. 

277. April. (Beking.) China und Großbritannien fchließen 
einen Vertrag über Tibet. 

China erklärt feine Abficht, dem Vertrage zwiichen Großbritannien 
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und Tibet, welcher in Lhaſa am 7. September 1904 unterzeichnet wurde, 
treu zu bleiben. Großbritannien verpflichtet jich, fein Territorium in Beſitz 
zu nehmen. Ebenfall® wird e3 ſich nicht in die Verwaltung von Tibet 
mifchen. Die chinefiiche Regierung verpflichtet ſich, feine andere fremde 
Einmijhung zu erlauben. Großbritannien hat die Erlaubnis, Telegraphen 
nach Indien zu legen. China beftätigt Tibet3 Berjprechen, Handelsmärkte 
jofort zu eröffnen, zu denen alle britiichen und tibetanijchen Untertanen 
freien Autritt in Gyantje, Gartof und Yatung Haben jollen. Keine Kon— 
zejfion für Eijenbahn, Wege, Telegraphen, Bergwerks- oder andere Rechte 
dürfen einer fremden Macht gegeben werden, fall3 nicht ſolche Privilegien 
auch Großbritannien erteilt worden find. 


30. April. (Japan.) Berlujte des Krieges. 

Nach der neueften Zujammenftellung betragen die Berlufte: Ber- 
wundete (einjchließlich Gefallene) 220812, Kranke 236223, zufammen 
457035 Mann. Davon geftorben: Gefallen” 57737, infolge Krankheit 
17158, infolge Berwundung 11150, zujammen 86045 Mann. Wieder 
hergeftellt: Berwundete 161925, Kranke 209065, zufammen 370990 Mann. 

(„Militär-Wochenblatt“.) 

Ende April. (Holländijh= Indien.) Auf Gelebes erleiden 


die Niederländer durch Infurgenten eine Schlappe. 


Ende April. (Berfien.) Die Geijtlichkeit Teherans bittet 
den Schah in einer Petition um die Einführung von Reformen 
und um eine den Gejeßen entfprechende Ausübung der Regierungs- 
gewalt. 

Mai. (Korea.) Die japanifchen Truppen jchlagen mehrere 
Aufftände nieder. 

Mai. Juli. (China.) Der Wunjch der Regierung, die Zoll- 
verwaltung zu ändern und die europäifche Kontrolle auszujchalten, 
wird don den europäischen Mächten abgelehnt, insbeſondere Eng= 
land ift dagegen. 

Juni. (Philippinen) Die amerifanijche Polizei erleidet 
Verlufte. 

Mitte Juli. (Perfien.) In Teheran, Kuma und Kamin 
brechen Unruhen religiöjen Charakters unter Führung der jchiitijchen 
Geiftlichkeit aus. 

Mitte Juli. Japan erleidet durch überſchwemmungen bei 
Kofu große Verlujte. 

Juli. (Zapan.) Im neuen Heeresetat wird das Ordinarium, 
das im vorigen Jahre 35 Millionen Yen betrug, auf 45 Millionen, 
das Ertraordinarium don 1. Millionen auf 36 Millionen erhöht. 

Juli. (China) Der Eraminator der Provinz Kueitjchou 
tadelt in einem Bericht an den Kaifer jcharf den geſetzloſen Geijt 
der aus Japan heimfehrenden Schüler und empfiehlt die Sendung 
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von Schülern nach Deutjchland, wo fie eine befjere wifjenjchaftliche 
und ethiſche Ausbildung fänden. („Tſingtauer Neuefte Nachr.“) 
Anfang Auguft. Einige Japaner werden von der ameri= 
fanifchen Polizei auf der Inſel Attu wegen unbefugten Robben 
ſchlags getötet. Es fommt darüber zum Notenwechjel zwiſchen 


Japan und den Bereinigten Staaten. 

Auguft. (Perfien.) Erlaß einer Verfafjung. 

Um für Erlaß einer Verfafjung zu agitieren, werden die Bajare 
geichloffen. Viele Reformfreunde flüchten wieder in die englijche Gejandt- 
ichaft. — Am 10. macht der Schah durch einen Erlaß befannt, daß die 
Nationalverjammlung aus 156 Mitgliedern beftehen joll, von denen 60 
für Teheran und 96 für die Provinzen gewählt werden follen. Die 
Wahlen jollen alle zwei Jahre ftattfinden. Den Mitgliedern wird Unverleg- 
lichkeit zugefichert. Die Abgeordneten für Teheran wählen den Präſidenten 
und zwei Vizepräfidenten, die jedes Jahr neu gewählt werden follen. — 
Teheran illuminiert aus dieſem Anlaß; der Schah wird enthufiaftifch gefeiert. 

Nah dem Erlaß haben das Aktivwahlrecht alle männlihen Staat3- 
angehörigen im Alter von dreißig bis fiebzig Jahren, die Iefen und jchreiben 
fönnen, unbeftraft jind und nicht im Staatsdienfte ftehen. Perſien ift in 
zwölf Wahlbezirfe eingeteilt worden, von denen jeder ſechs bis neunzehn 
Abgeordnete entjendet. Teheran bildet den dreizehnten Wahlbezirt. Das 
Wahlverfahren ift in den Provinzen indirekt, in Teheran direkt; die Wahl 
erfolgt durch Abgabe von Wahlzetteln in geichloffenen Umjchlägen. Die 
Abgeordneten genießen Unverleglichfeit der Berjon und unterftehen mit 
ihren jchriftlihen oder mündlichen Meußerungen nicht der Benfur, find 
jedoch ftrafbar, wenn fie gegen Religion, Moral und die öffentliche Ord- 
nung verjtoßen; derartige Fälle werden von der Nationalverfammluug 
abgenrteilt. Die den Abgeordneten zu leiftenden Entichädigungen werden 
vom Parlament feftgejegt werden. 

Auguft. GBritiſch-Indien.) In Bengalen dauert die 
antienglifche Agitation unter den Hindus wegen der Teilung Ben— 
galens fort. Die Mohammedaney jchließen fich gegen die Hindus 
zuſammen. 

Auguſt. (Japan.) In der engliſchen Preſſe wird über 
Benachteiligung des europäiſchen Handels in Oſtaſien, beſonders 
der Mandſchurei geklagt. Die japaniſche Regierung erwidert, eine 
internationale Handelsgleichheit könne erſt eintreten, wenn China 
die freie Einfuhr ruſſiſcher Waren in die nördliche Mandſchurei 
verhindere. 

11. Auguſt. GPerſien.) Da der Schah verheißen hat, eine 
Derfafjung einzuführen, kehren mehrere Tauſend politifche Flücht- 
linge, die in der englifchen Botſchaft Schuß geſucht hatten, zurück. 

Auguft. September. Zwijchen Japan und den Vereinigten 
Staaten fommt es wegen Robbenfangs durch Japaner in ameri- 


fanifchem Gebiet im Behringsmeer zu diplomatifchen Differenzen. 
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1. September. Japan erklärt Dalny für einen allen Na= 
tionen offen ftehenden Freihafen. 

Anfang September. (China.) Kaiferliches Edikt über eine 
fünftige Berfafjung. 

Der Kaifer erläßt ein Edift, in dem die Einführung eines kon— 
ftitutionellen Regierungsſyſtems zugejagt wird für den Zeitpunkt, an 
welchem das Volk reif jein wird. Das Edikt fährt fort: „Seit Beginn 
Unjerer Dynaftie regierten weije Kaijer und erließen Gejege, die für ihre 
Zeit geeignet waren. Seht, da China in dem Verkehr mit allen Nationen 
iteht, find unjere Gejege und unjer politiiches Syftem veraltet und unfer 
Land ift fortwährend in Unruhe Es ift darum für uns nötig, mehr 
Kenntniffe zu jammeln und ein neues Gejegbuch zu verfaſſen. Täten wir 
das nicht, jo würden wir des uns von den Vorfahren und dem Bolfe 
anvertrauten Amtes nicht würdig jein.“ Der Kaijer führt aus dem Be- 
richt der nad Europa entjandten Kommiffion an, daß der Grund von 
Chinas Schwäche der Gegenjag zwijchen dem Herricher und den Beherrichten 
jei. Der Kaiſer verjpricht adminiftrative und finanzielle Reformen. So— 
bald Ddieje beendigt jeien und das Volk erzogen ſei, um fein Verhältnis 
zur Regierung zu verftehen, werde eine Verfaffung gegeben werden. Die 
Zeit der Ausführung werde davon abhängen, wie rajch die Nation zu 
höherem Berftändniffe fortichreite. 


13. September. (China.) Die Häfen Antung und Taungau 
werden für den Außenhandel geöffnet. 
Mitte September. (Japan) In Zofio bildet Jich eine 


Arbeiterpartei. 

Sie verlangt Belämpfung der Monopole, allgemeines Wahlrecht für 
Männer und Frauen, allgemeine Lohnerhöhung und Fürzere Arbeitszeit, 
Abſchaffung der Todesftrafe, Abjichaffung von Titeln, Reform der Steuer 
und Sciedögerichte in allen internationalen Fragen. 


September. (China) Durch einen Zaifun in Hongkong 
fommen gegen 10000 Menjchen um. 18 Dampfer fcheitern, dar— 
unter mehrere englifche und franzöfijche. 

20. September. (China.) Ein Erlaß verbietet das Opium— 
rauchen für Fremde und Einheimifche nach Ablauf von zehn Jahren. 

27. September. (Niederländifch- Indien) Nach heftigen 
Kämpfen ergibt fich der Fürſt von Bali auf Gelebes. 

28. September. (Mandjchurei.) Verkehrserleichterung. 


Das am 30. Oftober 1905 zwijchen den Oberfommandierenden der 
ruſſiſchen und der japanijchen Truppen getroffene Uebereinfommen, nach 
dem, abgejehen von Ortsbewohnern, der Uebergang von Perjonen aus dem 
Rayon der einen Armee in den der anderen nur nad) Einholung der Zu- 
ſtimmung der Armeeoberleitungen gejchehen durfte, wird aufgehoben. Von 
jegt an jollen japanijche Untertanen in den von den ruffiichen Truppen 
bejegten nördlichen Provinzen der Mandjchurei ganz ebenjo wie andere 
Ausländer Erterritorialrechte genießen und den ruffiihen Behörden weder 
zivil- noch ftrafrechtlich ri Falls ein japanischer Untertan ein 
Verbrechen verübt, muß er der japanifchen Regierung ausgeliefert werben. 
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1. Oktober. Gritiſch-Indien.) Islam und Parlamen- 
tarismus. 


Eine Abordnung von Mohammedanern als Vertreter von 62 Mil— 
lionen der Bevölkerung überreicht dem Vizekönig eine Adreſſe, worin die 
Mohammedaner gerechten Anteil an jeder etwa geplanten Aenderung in 
der Teilnahme des Volkes an der Regierung des Landes verlangen und 
ſich darüber beklagen, daß ſie in Fragen der Landesregierung ganz außer 
acht gelaſſen würden. Der Vizekönig Earl of Minto verſpricht gerechte 
Behandlung; das Wohl des Landes beruhe auf einer ſorgſamen Verwal— 
tung, und er glaube nicht, daß die Einführung der ganzen politifhen Ma- 
— Weſtens in die Ueberlieferungen des Oſtens ihm zum beſten 

ienen würde. 


7. Oktober. (Berjien.) Der Schah eröffnet in Teheran das 
Parlament. In der Thronrede erklärt er, er habe den Plan bes 
reit3 acht Jahre erwogen. 

12. Oktober. (Japan.) Deutiche Parlamentarier, die Oft: 
afien bereifen, werden vom Mikado empfangen. 

15. Oktober. (Britifh= Indien.) Die Hindus in Bengalen 
feiern den Jahrestag der Teilung Bengalens als Trauertag, die 
Mohammedaner ald Freudenfeft. 

Mitte Oktober. (Berjien.) Rußland und England fchließen 
einen Bertrag, um PBerfien eine Anleihe von 400000 Pfund Ster- 
ling zu gleichen Teilen zu gewähren. 

Anfang November. (China.) Ein Edift errichtet ein Marine— 
amt, einen Generaljtab, ein umfafjendes Verkehrsamt, dem die 
Poſt-, Zelegraphen- und Eifenbahnverwaltung unterjtellt wird. 
Der Erlaß betont, daß die Neuerungen nur die Grundlage bilden 
follen für eine Berfaffung. 

November. (Berjien.) Beichluß eine Nationalbank zu er: 
richten. 


Das Parlament bejhließt einjtimmig, ohne auswärtige Unterftügung 
eine Nationalbanf auf Altien zu gründen mit 8—15 Millionen Thomanen 
(1 Thoman — 8.10 Mark) Grundkapital unter der Bedingung, daß die 
Staatseinnahmen der Bank zufließen jollen. Dafür joll dieje fich ver- 
pflichten, die Staatsausgaben zu bezahlen, die Schulden zu tilgen und der 
Regierung mit 7 vom Hundert verzinslihe Vorſchüſſe zu geben. 


Anfang Dezember. (Japan.) Die Familie Furukawa, die 
zahlreiche Bergwerfe befitt, ftiftet eine Million Yen zu Univerfitäts- 
zwecken. 

Dezember. (China.) Infolge einer Mißernte nach großen 
Regenfällen herrſcht in den Provinzen Ankui, Honan, Schantung, 
Kingſu Hungersnot. 


Ueberſicht 
über die politiſche Entwikelung des Jahres 1906. 


Die Maroffoangelegenheit, die im Jahre 1905 zeitweilig 
ganz Europa in Spannung gehalten und insbeſondere die deutjch- 
franzöfifchen Beziehungen verfchlechtert Hatte, ift im Jahre 1906 
vorläufig geregelt worden. Die internationale Konferenz, deren 
Berufung Deutjchland durchgeſetzt Hatte, trat in Algeciras zu— 
jammen (16. Januar), nachdem mancherlei diplomatifche Schwierig: 
feiten überwunden worden waren. Ihren Verlauf jchildern wir 
hier nicht näher, da bisher wenig authentijches Quellenmaterial 
publiziert ift; wir begnügen ung, die Hauptphajen hervorzuheben. — 
Die Aufgabe der Konferenz war, Maßregeln zu finden, die in 
Marokko die Ordnung herjtellten und die europäifchen Unternehmer 
vor Ermordung und Beraubung ficherten. Das Wejentliche war 
jomit die Errichtung einer guten Polizei und die Erjchließung von 
finanziellen Mitteln, um fie zu bezahlen. Dem erften Zweck follte 
die Berufung europäifcher Offiziere durch den Sultan an die Spitze 
der Polizei dienen, dem ztweiten die Errichtung einer maroffanifchen 
Staatsbanf mit internationalem Kapital und Berbefferung des 
Steuer- und Zollweſens. Wie im vorigen Jahrgang dargelegt, war 
der Zwiſt zwifchen Deutjchland und Frankreich entjtanden, weil 
Frankreich diefe Aufgaben mit Hilfe Spaniens allein durchführen 
und aus Maroffo einen franzöfiichen Bajallenftaat machen wollte. 
Um eine jolche „Zunififation“ Marokkos zu verhindern, Hatte 
Deutjchland die Berufung der Konferenz durchgefeßt; durch die 
Beteiligung anderer europäifcher Mächte an diefem Sanierung3- 
werte Marokkos hoffte e8, dem franzdfifchen Einfluffe Schranten 
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zu jegen. In den Verhandlungen hierüber hatte die franzöfifche 
Regierung fich bereits herbeigelafjen, die Souveränität und Inte— 
grität Marokkos und die kommerzielle Gleichberechtigung aller 
Nationen in Marokko auszufprechen (1905 ©. 325). Indeſſen gleich 
die erjten Situngen der Konferenz zeigten, daß Frankreich troß der 
Abmachungen des Vorjahres im wefentlichen auf feine früheren 
Anfprüche zurückkam: es forderte die Leitung der maroffanifchen 
Polizei und eine bevorzugte Stellung in der maroflanifchen Bank. 
In einigen Häfen allein follten jpanifche Beamte in der Polizei 
beteiligt fein. Dieſe Beitimmungen würden Frankreich die Macht 
gegeben haben, durch Verwaltungsſchikanen aller Art den fremden 
Handel zu beläftigen und die wirtjchaftliche Erſchließung Marokkos 
allein den Franzoſen vorzubehalten, falls nicht die fremden Regie- 
rungen durch Konzeſſionen auf anderem Gebiete ihren Untertanen 
die Zulaffung erlauften. Die Beteiligung Spanien? an der Hafen 
polizei bedeutete nichts, da Spanien weder geneigt noch fähig war, 
die Rechte Marokkos und der europäijchen Staaten gegen Frank— 
reich wahrzunehmen, fich vielmehr gern mit einigen Zugeftändniffen 
von Frankreich abfinden ließ. Die Beteiligung Spaniens hätte 
fomit nur den Schein der Internationalität gewahrt und Franf- 
reich® Stellung diplomatifch vertärkt. 

Bon den übrigen europäifchen Mächten jtand zunächſt Eng— 
land, gebunden durch den Vertrag vom 8. April 1904, in dem ihm 
Frankreich Sondervorteile in Marokko zugefagt hatte (vgl. Jahr⸗ 
gang 1904 S. 356), auf der Seite Frankreichs, Rußland, als 
Bundesgenoſſe und Schuldner Frankreichs, nicht minder, und ebenſo 
endlich Italien, auf deſſen Haltung wir unten noch eingehen werden. 
Die anderen Mächte hielten fich zurück. Deutſchland allein trat 
den franzdfifchen Anfprüchen entgegen und verlangte nicht theore= 
tiſche, ſondern tatfächliche Gleichberechtigung aller Staaten in Mas 
roffo: dem Sultan jollte, ſchlugen die deutjchen Bevollmächtigten 
vor, die Organifierung und Leitung der Polizei überlafjen bleiben, 
unter der Bedingung, daß er europäifche Offiziere ala Polizeichefs 
anjtelle; ein einer neutralen Kleinmacht angehöriger Offizier jollte 
unter der Oberaufficht des diplomatifchen Korps in Tanger die 


gefamte Tätigkeit der Polizei überwachen. Da hierdurch Sy Rechte 
Europäifcher Gejchichtsfalender. XLVII. 
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aller Nationen in Marokko gefichert jeien, könne man den Fran— 
zojen, al3 den an der Ruhe in Marokko meist intereffierten Nach- 
barn, einige Vorrechte in der Polizei der an Algier angrenzenden 
Diftrikte zugeftehen (Mitte Februar). 

Kurz danach wurden auch die beiderjeitigen Anfprüche in 
der Banffrage deutlicher formuliert. Frankreich verlangte vier 
von den fünfzehn Anteilen des Banklapitals, den übrigen Unter: 
zeichnern der Marokkoakte wollte es nur je einen zubilligen, Deutfch- 
land wollte Franfreich bier feinen Borzug zugeftehen; Frankreich 
wollte die Bank unter einen marokkaniſchen Kommiſſar, Deutfch- 
land unter das diplomatijche Korps in Tanger ftellen; nach Frank— 
reich jollte die Bank der franzöſiſchen Konſulargerichtsbarkeit, nach 
Deutichland einem gemijchten Gerichtshofe egyptiichen Muſters 
unterftellt werden; Frankreich wollte das Bankſtatut durch einen 
Verwaltungsrat und die Generalverfammlung, Deutjchland durch 
den Verwaltungsrat und die Aufficht3behörde feſtſtellen Lafjen. 

In den Beratungen in Kommijfionen und im Plenum über 
diefe Fragen blieb Deutichland in der Minderheit; es erhielt faft 
nur bei Öfterreich-Ungarn Unterftügung. Da aber beide Staaten 
auf dem Boden de in Madrid im Jahre 1880 firierten inter- 
nationalen Rechtes ftanden, deffen Anderung Frankreich verlangte, 
jo war eine Majorifierung nicht möglich; eine Neuregelung konnte 
nur durch Einftimmigfeit der Madrider Signatarmächte erfolgen. 
Falls fich alfo Deutjchlands und Frankreichs Anjprüche nicht ver- 
einigen ließen, mußte die Konferenz reſultatlos auseinandergehen. 
Ein folcher Ausgang hätte zunächſt eine Verjchlechterung der Be— 
ziehungen zwijchen Deutjchland und Frankreich gebracht und ſomit 
die allgemeine Lage ungünftig beeinflußt; ſpeziell für die Marokko— 
frage wäre der bisherige Zuftand mit der Gleichberechtigung aller 
Mächte in Kraft geblieben: die europäiſche Sanktion der von 
Frankreich erjtrebten Privilegierung wäre alfo nicht zuftande ge— 
fommen. Alle Borteile, die Frankreich durch den Vertrag vom 
8. April 1904 erhalten zu haben glaubte, wären aljo hinfällig 
geworden. Bermutlich würde der Sultan von Marokko, der ja 
längjt die franzöfifchen Beftrebungen mit Bejorgnis betrachtet, im 
Vertrauen auf europätjche Gegner Frankreichs alle Unternehmungen 
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von Franzoſen in feinem Lande behindert und jeden Verſuch, feine 
Regierung zu beeinfluffen, abgelehnt haben. Frankreich konnte 
jchließlich vor die Alternative geftellt werden, entweder europäifchen 
Mitbewerbern in Marokko das Feld zu räumen und die Weſt— 
grenze Algier bejtändig von maroffanifchen Banden heimgefucht 
zu jehen oder Marokko mit Gewalt feinen Anfprüchen zu unter- 
werfen, e8 zu erobern. Es ift einleuchtend, daß diefe Eroberung 
bei der Kriegstüchtigfeit der fanatifchen Mohammedaner, der Un— 
wegſamkeit und der Größe des Landes an und für fich ein ſchwie— 
riges Unternehmen ift und gewiß mehrere hunderttauſend Mann 
erfordert: vollends gefährlich müßte aber ein jolches Unternehmen 
werden, wenn Frankreich während feiner Ausführung mit Deutjch- 
land in Konflikt geriete. Und mit diefer Möglichkeit müßte die 
frangöfifche Regierung rechnen, da ja bei der fupponierten Lage die 
Beziehungen beider Ränder überaus gejpannt fein müßten. Troß 
diefer Ausfichten war die franzöfifche Negierung anfangs jeder 
Nachgiebigkeit abgeneigt. Nach einer mehrwöchigen Diskuffion ließ 
fie einen Vorfchlag einbringen, der in veränderter Form die Haupts 
prätenfionen aufrecht erhielt: eine maroffanijche Polizeitruppe von 
2000 bis 2500 Mann follte durch 16 Offiziere und 32 Unter- 
offiziere frangöfifch-Tpanifcher Nationalität ausgebildet werden und 
unter ihrer Leitung die Polizei in den Häfen wahrnehmen: alfo 
derjenige Zeil der Polizei, von deflen Handhabung der fremde 
Handel in erjter Linie abhing, jollte den beiden Verbündeten aus— 
geliefert werden (8. März). Hiergegen trat Graf Weljersheimb, 
der Bevollmächtigte Öfterreich-Ungarns, mit einem vermittelnden 
Vorſchlag auf: der Sultan jollte den Oberbefehl über die Polizei- 
truppen behalten, franzöfifche und jpanifche Inftruftoren jollten 
mit einer maroffanifchen Truppe in fieben Häfen die polizeilichen 
Funktionen ausüben, im achten (Cajablanca) ſollte ein ſchweizeriſcher 
oder holländifcher Offizier den Befehl führen und zugleich als 
Generalinfpefteur der übrigen Polizei fungieren. Jährlich ſollte 
er an das biplomatijche Korps Bericht erftatten und diejes jollte 
jo in leßter Inſtanz die gefamte Polizei überwachen. Durch dieje 
Kautelen glaubte der Antragfteller der Möglichkeit, daß Frankreich 
und Spanien ihre polizeilichen Mittel mißbrauchen könnten, vor— 
28* 
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gebeugt zu haben. Die deutjchen Vertreter jtimmten zu, die fran— 
zöftfchen und ſpaniſchen wiefen den Vorfchlag ab, da fie Caſablanca 
nicht einer fremden Polizei anvertrauen wollten. Auch diejem 
Wunſche trug Graf Welfersheimb Rechnung; er jeßte für Cajablanca 
diejelben Normen wie für die übrigen Häfen fejt und firierte die 
Refidenz des Generalinjpekteurs, den die Schweiz beftimmen follte, 
in Tanger; jeine ſonſtigen Funktionen und die des diplomatijchen 
Korps blieben unverändert. Hiermit erklärte fich Frankreich end— 
lich einverftanden, jo daß ein Kompromiß gefunden war: Frank: 
reich und Spanien erhielten die Hafentontrolle, Deutjchland Hatte 
die Garantie, daß fie fie nicht zur Schädigung fremder Unter- 
nehmungen verwenden fonnten (Ende März). 

Sn der Bankfrage kam man in denfelben Tagen ebenfalls 
mit Hilfe der vermittelnden Tätigkeit Öfterreich-Ungarns zum Ver: 
gleich. Hiernach führen vier Zenforen, ernannt je einer von der 
deutfchen Reichsbank, der Bank von Spanien, der Bank von Eng- 
land und der Bank von Frankreich, die Oberaufficht über die 
Bankgejchäfte, von den fünfzehn Bankfanteilen erhält Frankreich 
drei, die übrigen Mächte je einen. Klagen gegen die Bank werden 
vor einem vom diplomatischen Korps ernannten Gericht3hof in 
erjter Inſtanz, in zweiter und letter vom Schweizer Bundesgericht 
in Laufanne entjchieden. — Die anderen Beftimmungen machten 
weniger Schwierigkeiten; fie enthielten Einzelheiten über Verhinde— 
rung des Schmuggels, namentlich des Waffenſchmuggels, Verbeſſe— 
rung der Steuer- und Zollverwaltung u. dgl. Am 7. April wurde 
diefe „Akte“ unterzeichnet; im Laufe des Jahres jollte fie von den 
einzelnen Regierungen ratifiziert und die Ratififation der jpanifchen 
Regierung, der Verwahrerin der Originalurfunde, mitgeteilt werden. 
Spanien jollte hierauf die Schweizer Regierung zur Ernennung 
des Generalinjpefteurs und zur Ausführung der ihr übertragenen 
gerichtlichen DObliegenheiten auffordern. In der Tat find dieſe 
Beitimmungen am Schluß des Jahres ausgeführt worden (S. 289). 

Mit dem Schluß der Maroffofonferenz war zwar die Be- 
jorgnis vor einer Gefährdung des Weltfriedens bejeitigt, aber die 
durch die lange Erörterung hervorgerufene Spannung der Gemüter 
hielt noch lange an. Das zeigte ſich namentlich in den öffentlichen 
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Diskuffionen über die Haltung der einzelnen Mächte in Algeciras. 
Man fand e3 allgemein jelbjtverjtändlich, daß England und Ruß— 
Land zu Frankreich, Öfterreich-Ungarn zu Deutjchland gehalten habe; 
jchwieriger war e3, die Haltung Italiens, das Frankreich im wejent- 
lichen gegen feine beiden Dreibundsgenofjen unterjtügt hatte, zu 
würdigen. Italien hat dieje Politik eingejchlagen in der Abficht, 
in allen Deittelmeerfragen mit Frankreich und England, den beiden 
ftärkften Mittelmeermächten, eng verbunden zu bleiben, um nicht 
feine Intereſſen in Tripolis, die ihm diefe Mächte durch ein ge= 
heimes Abkommen gefichert haben (vgl. ©. 185, 336 und Jahr— 
gang 1905 ©. 230), zu gefährden. Wie natürlich wurde Diefe 
Haltung Italiens in der Preſſe aller Länder je nach den eigenen 
Wünſchen beurteilt: die franzöfifche, englifche und ein Zeil der 
italienischen jelbjt begrüßten darin die ſchon lange vorbereitete 
Abwendung vom Dreibunde, ein Teil der deutjchen Jah darin eine 
Alloyalität des Verbündeten; monatelang zogen fich die Erörte- 
rungen über den Wert und die Ausfichten des Dreibundes Hin, 
obgleich die Regierungen aller drei Staaten wiederholt erklärten, 
an dem Dreibunde fefthalten zu wollen und feine Notwendigkeit 
ala europäifcher Friedenshort betonten. Man fann nicht jagen, 
daß die Diskuſſion in der Preffe und in Parlamenten von ein- 
dringendem Verſtändnis der Intereffen und Motive der Großftaaten 
zeugte. Die Darlegungen über Deutjchland pflegten in dem mit 
Freude oder Trauer ausgejprochenen Urteil zu gipfeln, daß Deutjch- 
Yand ifoliert fei, daß e3 bei dem Zerbrödeln des Dreibundes nur 
an Ofterreich-Ungarn eine Stüße finde, daß es jeine glänzende 
Stellung aus der Zeit Bismarcks verjcherzt habe, daß es überall 
für friegerifch gelte und täglich unbeliebter werde und daher auch 
in Marokko feinen Erfolg errungen habe. Verantwortlich für diefe 
Verfchlechterung wurde in Deutjchland gewöhnlich die Diplomatie 
und das „perjünliche” Regiment des Kaiſers gemacht. 

In ſolchen Ausführungen wurde meiſt überjehen, daß die 
Unbeliebtheit Deutfchlands die natürliche Wirkung feiner geſtie— 
genen twirtichaftlichen und politifchen Macht ift, daß der durch die 
große Volksvermehrung erzwungene Eintritt in die Weltpolitik ihr 
neue Gegner verfchaffen und eine neue Konftellation der Mächte 


438 Ueberſicht über die politifhe Entwikelung des Jahres 1906. 


herbeiführen mußte. Das alte Deutjchland, das eine ausſchließ— 
lich mitteleuropäifche Macht war, konnte leicht im Auslande — 
abgefehen von einigen feiner Nachbarn — beliebt fein und den 
Ruf der Friedfertigfeit genießen; das neue Deutjchland, das mit 
allen Nationen in Handel und Anduftrie fonkurriert, das nach 
Kolonialbefit ftrebt und Länder offupiert, auf die auch andere ihr 
Auge geworfen hatten, fommt ganz von jelbjt in den Ruf bes 
Friedensſtörers und begehrlichen Zugreifers. Niemand Hatte don 
ihm eine ſolche Entwidelung erwartet: darum rechnet der gemeine 
Verjtand den Deutjchen das zum Verbrechen an, was für andere 
Nationen jelbftverjtändlih ift. Wie wenig das Ausland feine 
Elaffiiche Auffaffung Deutfchlands, als des unpolitifchen Landes der 
Dichter und Denker, aufgegeben hat, beleuchtet eine Umfrage: „Was 
ſchätzen Sie an Deutjchland am meiften?“, die eine Berliner Zeitung 
(„Der Tag“) an zahlreiche befannte Männer faft jämtlicher euro 
päifcher Nationen gerichtet hatte (Dezember 1906). Die Antworten 
floffen über von Bewunderung für den deutjchen Idealismus, die 
Philoſophie, Mufik, für Leibniz, Richard Wagner, Heinrich Heine: 
von feinen Leiftungen in Handel und Induſtrie war faum die 
Rede; feine politifchen und militärifchen Großtaten, Bismard, 
Motte, Friedrich der Große und andere Heroen aus dem Reiche 
der Tat wurden gar nicht erwähnt. Es ſei das Deufchland von 
1860, das er Liebe, jagt z. B. Gabriel Hanotaux, der frühere fran- 
zöfiſche Minifter des Auswärtigen, der gelehrte Gejchichtsfchreiber 
Richelieug und des modernen Franfreichd, und diefer Geift lebte 
in allen Urteilen. Es fonnte nicht befjer ausgedrückt werden, daß 
es nicht der Charakter der Diplomatie Deutſchlands oder jeines 
Herrſchers iſt, die die Unbeliebtheit hervorgerufen haben, jondern 
feine Stärke, an die man fich noch nicht gewöhnt hat und die man 
deshalb bejonders drüdend empfindet. Perjfönliche Handlungen und 
Eigenjchaften mögen die Empfindungen im Auslande günftig oder 
ungünftig beeinflußt haben, politifche Fehler der Staatsleitung 
mögen manche Schwierigkeit vergrößert Haben: neben den großen 
fachlichen Momenten find das Dinge von untergeordneter Bedeutung. 

Aus jenem Grunde Hatte Deutjchland auch in Algeciras die 
Mehrzahl der Großmächte gegen ſich: man hätte ganz gern die 
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Gelegenheit benüßt, feine Exrpanfion an einer Stelle zu bejchränfen. 
Daß man damit gleichzeitig den Franzoſen in die Hände arbeitete, 
war das £leinere Übel, denn Frankreich flößt infolge der Stagna- 
tion jeiner Bevölkerung nicht diefelben Beſorgniſſe wie Deutjchland 
ein. Man war bereit, Maroffo den Franzoſen preiszugeben, in 
der Gewißheit, daß Frankreichs Kraft nicht für die wirtjchaftliche 
Ausbeutung Marokkos genüge, in der Zuverficht, daß Frankreich 
jeine Vormachtſtellung in Marokko zwar benußen werde, die Deut- 
ichen auszuſchließen oder zu behindern, aber nicht die übrigen 
Nationen, mit denen es engere Beziehungen unterhält. Bei diefem 
Übelwollen der europäijchen Mächte ift es gewiß fein fleiner Er- 
folg der deutjchen Diplomatie, dem deutjchen Handel gerechte Be— 
Handlung gefichert zu Haben. Mehr zu erreichen, war fchwerlich 
möglich. Die Offupation eines maroflanijchen Hafens insbeſondere, 
die manche Stimmen in Deutjchland forderten, war von vornherein 
ausgefchloffen, weil Deutjchland die Franzöfifchen Anfprüche nur 
auf der Baſis der Integrität Maroffos befämpfen konnte, über- 
dies war fie gar nicht wünjchenswert, da Deutjchland hierdurch die 
Sympathie der Mohammedaner, die e8 durch die Vereitelung der 
franzöfiichen Protektorat3politit gewonnen hatte, wieder verloren 
hätte. Dieſe Sympathie ift dem Handel aber nüßlicher ala der 
Beſitz eines Hafens und ihre Wirkungen erjtreden fich über Ma— 
roffo hinaus in alle Länder des Islam. Sie iſt daher für die 
großen wirtichaftlichen Intereſſen Deutſchlands im Orient von 
Mert und kann in internationalen Verwidelungen ein wichtiger 
Faktor werden. Die öffentliche Meinung in Deutjchland verkannte 
freilich diefe Dinge im allgemeinen volljtändig. Sie ſah, daß 
Deutfchland an der Polizei in Marokko feinen Anteil hatte und 
fonftruierte daraus eine Niederlage. 

Sn den Erörterungen über die Bolitif der Mächte fam ferner 
jelten zum Ausdrud, daß mit der Abwandlung der internationalen 
Beziehungen feit Deutjchlands lebhafterer überfeeifcher Betätigung 
auch die Stellung des Dreibundes notwendig verjchoben werden 
mußte. Italien ift dem Dreibunde beigetreten vornehmlich wegen 
Bejorgnis vor einer Annerion von Tripolis durch Frankreich: da 
Frankreich jebt Hiergegen genügende Garantien gegeben hat, fällt 


440 Ueberſicht über die politifge Eutwihelung des Jahres 1906. 


diefes Motiv, fi mit Frankreichs Feinden zu verbinden, weg, ver— 
wandelt fi) vielmehr in einen Antrieb, gute Beziehungen mit ihm 
zu unterhalten. Ferner befteht feit dem Schluß des vorigen Jahr— 
hunderts eine Rivalität zwifchen Ztalien und Ofterreich-Ungarn, 
die e8 früher nicht gegeben hatte: da Deutjchland Öfterreich-Ungarn 
unterftüßen muß in dem Beftreben, in den ihm benachbarten Balfanz= 
ländern maßgebenden Einfluß zu behaupten, einmal um die Groß— 
machtsftellung Ofterreich-Ungarns zu erhalten, jodann um feine 
eigenen wirtjchaftlichen Intereffen am Balkan zu fichern, jo muß 
ſich Italien nach anderen Stüben feiner Balkanpolitik umſehen. 
Unterftüßung findet e& bei Frankreich und England, die beide den 
öfterreichijch-deutfchen Einfluß im Orient namentlich wegen der 
großen deutjchen wirtjchaftlichen Expanfionskraft ungern jehen. 
So bildeten die dftlichen Intereſſen ein weiteres Bindeglied zwiſchen 
Stalien und den antideutjfchen Mächten in Algeciraa. — Was 
Italien dagegen mit Deutjchland und Öfterreich verbindet, ift einer- 
jeit8 da8 Beſtreben, fich dem übermächtigen Frankreich durch Zer— 
reißung des bisherigen Bündniffes nicht auszuliefern, andererjeits 
das mit den beiden anderen Mächten gemeinfame Intereſſe, den 
Kontinentalfrieden zu erhalten. Dadurch, daß es ſich Deutjchland 
zur Hilfe gegen einen franzöfiſchen Angriff verpflichtet Hat, hat es 
viel zur Eindämmung der franzöfifchen Revanchegelüfte beigetragen. 
Dieje beiden Momente find ftark genug, den Dreibund troß welt: 
politifcher Differenzen bejtehen zu laſſen. — Wie diefe Erkenntnis 
jo fehlte auch die andere, daß Deutjchland jeinerfeit3 Heute des 
italienischen Bündniſſes viel weniger bedarf ala früher und durch 
die Wandlung der italienischen Politik feine Einbuße erlitten Hat. 
Der Dreibund war zur Abwehr eines Krieges mit zwei Fronten 
geichloffen, und ein Jolcher Krieg Liegt jeit Rußlands Zuſammen— 
bruch für abjehbare Zeit außer dem Bereiche der Wahrfcheinlichkeit, 
Hrankreich allein kann aber einen Krieg mit Deutfchland nicht 
mehr wagen. Die Erhaltung des Friedens wird fomit durch die 
Zugehörigkeit Italiens zum Dreibunde wohl erleichtert, ift aber 
nicht mehr von ihr abhängig: Jubel wie Klagen über Deutjch- 
lands angebliche Iſolierung, feine geichwächte europäifche Stellung 
und den Zerfall des Dreibundes find gegenſtandslos, und es ift 
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chief, die Zeit Bismarda3 der Gegenwart gegenüberzu- 
ftellen. 

Die fontinentale Stellung Deutjchlands, das eigentliche Erbe 
des Fürften Bigmard, ift ſomit faum angreifbar, aber eine Schwäche 
zeigt feine Weltpolitik in den Beziehungen zu England. Es ift 
in früheren Jahrgängen ausgeführt worden, wie diefe Spannung 
entftanden ift, daß auch Hierfür die allgemeine Abwandlung die 
Urfache ift, und daß einzelne Vorgänge, wie Preßartifel, das 
Krügertelegramm, die Chamberlainſche Kritik der deutjchen Armee, 
die englifche Polemik gegen den Ausbau der deutfchen Flotte, nur 
die Spannung verſchärft und ihre Form beeinflußt, fie aber nicht 
hervorgerufen haben. Es ift ferner dargelegt worden, welche Ge— 
fahren für Deutjchland aus einem deutjchzenglifchen Kriege er- 
wachſen können und welche Nachteile er auch für England im Ge— 
folge haben muß, und welche Mittel auf beiden Seiten angewendet 
worden find, um den Gegenjaß zu mildern. Auch im letzten Jahre 
haben folche Beihwichtigungsmittel, wie Monarchenbefuche, gegen- 
jeitige Bejuche von Journaliſten, Stadträten und Arbeitern, ſowie 
friedliche Erklärungen in den Parlamenten wieder eine Rolle ge— 
jpielt, und in der Tat hat der Preßkrieg nachgelaſſen. Anjcheinend 
haben fich die Beziehungen gebeffert und die Wahrjcheinlichkeit eines 
Konfliktes ift verfchtwunden. 

Mit ähnlicher Befriedigung wie auf die auswärtige Politik 
fann Deutſchland auf die innere zurüdbliden. Wie oben aus: 
geführt, beruht feine Machtitellung wejentlich auf jeiner eigenen 
Stärke. Im Ausbau feiner Kraft waren aber zwei wichtige Ziveige 
lange Zeit vernachläffigt worden: die Reichsfinanzen und die Marine, 
und dieje beiden Verſäumniſſe find zum Teil wenigjtens gut ge- 
macht worden. Der im vorigen Jahrgang mitgeteilte Yinanz- 
reformplan der Regierung, der Steuern auf Bier, Tabak, Ziga- 
retten, Frachturkunden, Berfonenfahrkarten, Automobile, Duittungen 
und Erbfchaften vorjchlug, wurde in einer mehrmonatigen Beratung 
gründlich umgewandelt. Bon den VBerbrauchdabgaben murde die 
Tabakſteuer befeitigt, die Bierjteuer auf die Hälfte des von der 
Regierung gewünfjchten Ertrags reduziert, weil die Mehrheit des 
Reichstags ſich durch eine Lebendige Agitation der Intereſſentenkreiſe 
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die Überzeugung beibringen ließ, daß die Geſetze üble wirtichaft- 
liche und foziale Wirkungen — Berteuerung der Artifel, Bermin- 
derung des Konſums und der Arbeitgelegenheit, Steigerung der 
Unzufriedenheit unter den Arbeitern — haben würden. Bon den 
Stempelabgaben fiel die Quittungsfteuer, die Frachturfundenfteuer 
wurde herabgejeßt, die Perjonenfahrkartenfteuer und die Erbichafts- 
jteuer wurden erhöht. Durch diefe Veränderungen entjtand gegen— 
über der Regierungsvorlage ein beträchtlicheg Manko; zu jeiner 
Bejeitigung jchlug der Reichdtag die Erhöhung des Ortsportos vor, 
worauf die Regierung einging. Andere Anregungen des Reichs- 
tags, wie die Einführung einer Tantiemefteuer, blieben fruchtlos. 
Es wurde zwar anerkannt, daß das neue Finanzgeſetz nicht die 
von der Regierung verlangte Summe (250 Millionen Mark) bringen 
wird, aber nahezu 200 Millionen glaubt man erreicht zu haben. 
Die Erfahrungen des laufenden Jahres haben zwar manche Ent- 
täufchung, namentlich in bezug auf die Erträge der Erbichafts- 
fteuer, gebracht, aber es läßt fich noch nicht überjehen, ob eine 
Ergänzung der Steuergefege binnen kurzer Zeit notwendig werden 
wird. — Weit geringere Schwierigkeiten als die Regelung der 
Binanzfrage machte die Erweiterung des Flottengeſetzes. Keine 
der großen Parteien außer der Sozialdemokratie hatte grundjäßlich 
etwas dagegen; man jtellte das Gejeß in den Beratungen nur zurüd, 
um fich exit über die Bejchaffung der Mittel durch die Finanz— 
veform zu einigen. Sobald man hierüber flar war, wurde die 
Ylottenvermehrung faſt ohne Debatte mit großer Mehrheit im 
Plenum angenommen. — Zu der glatten Erledigung diejer Frage 
mag außer der Überzeugung von der fachlichen Notwendigkeit auch 
beigetragen haben, daß die Regierung einen alten Wunjch des 
Reichsſtags erfüllte und Diäten bewilligte. Sie galten als das 
einzige Mittel, die chronische Bejchlußunfähigfeit des Reichstags 
zu bejeitigen. Die Einzelheiten des Diätengeſetzes fanden freilich 
nicht überall Beifall. 

MWirtichaftliche Kämpfe in größerem Maßjtabe Hatte der 
Reichstag nicht zu bejtehen. Mit Abeffinien und Schweden wurden 
Handelsverträge, mit Nordamerifa ein proviſoriſches Handels: 
abfommen gejchloffen. Da ein Handelövertrag bisher ſtets an der 
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Abneigung des ſchutzzöllneriſchen Senats der Vereinigten Staaten, 
die induftriellen Tarife herabzuſetzen, gejcheitert ift, die deutjche 
Induſtrie aber großes Antereffe an einem ſolchen Hanbdelävertrage 
und guten wirtjchaftlichen Beziehungen zu Amerifa hat, jo erteilte 
der Reichdtag der Regierung die Vollmacht, den Amerikanern bis 
zum 30. Juni 1907 den Konventionaltarif zu gewähren, in der 
Erwartung, daß bis zu dieſem Termin ein endgültiger Handel3- 
vertrag gejchloffen wird. Durch dieſes Geſetz gewährt Deutjchland 
den Amerifanern einftweilen diejelben Tarife wie anderen Staaten, 
die einen Handeldvertrag mit ihm geichloffen, alſo Gegenleiftungen 
dargebracht Haben. Amerika hat jolche Gegenkonzeffionen nicht ge= 
macht, müßte alfo nach dem Generaltarif behandelt werben. In— 
deifen Hat Deutichland dieje einjeitige VBergünftigung gewährt, um 
einen Zollfvieg zu vermeiden und während der Dauer de Provi- 
ſoriums freundfchaftliche Verhandlungen über einen Handelsvertrag 
führen zu können. Es iſt aber zugleich im Reichttag betont wor— 
den, daß eine Verlängerung nicht ftattfinden dürfe und daß man, 
falla Amerika ſich bis zum 1. Juni 1907 zu einem Handelsvertrage 
nicht berbeilafje, jelbjt einen Handelskrieg nicht fcheuen werde. — 
Hervorzuheben ift noch, daß der Reichstag nach jahrelangen Kämpfen 
neue Penſionsgeſetze für Offiziere, Unteroffiziere und Mannfchaften 
angenommen hat. Das Gejeß für Unteroffiziere und Mannfchaften 
gewährt nach dem Grade der Erwerbsfähigkeit abgeftufte Renten, 
das für Offiziere bringt Erhöhungen für alle feit dem 1. April 1905 
Penfionierten. 

Mit der auswärtigen Politik bejchäftigte fich der Reichs— 
tag wie alljährlich mehrfach. Zuerſt war, folange die Marokko— 
fonferenz noch nicht beendet war, Reſerve geboten, dann wurden 
die Verhandlungen hierüber durch die Erkrankung des Reichskanzlers 
(S. 88) unterbrochen. Dies Ereignis war don tiefem Einfluß auf 
die Stimmung der Nation den auswärtigen Dingen gegenüber. 
Die Öffentliche Meinung beurteilte ja wie oben dargelegt die Ma— 
roffofrage und die internationale Lage im allgemeinen falich. Sie 
vermißte pofitive Erfolge und verfannte, daß Deutjchland bei der 
undermeidlichen Gegnerjchaft der meiſten Mächte in feiner ganzen 
Politik vorfichtig auftreten muß, daß es jebt gar feine Möglichkeit 
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hat, glänzende äußere Erfolge zu erringen, daß es jchon von großer 
Bedeutung ift, wenn Deutfchland unter Vermeidung von Konflikten 
jtetig feine Handelsintereffen in den überjeeifchen Gebieten auszu— 
breiten und fich dadurch wirtſchaftlich und politifch zu Fräftigen 
vermag. Die Öffentliche Meinung machte dagegen für die angeblich 
unerfreuliche Lage die perjönliche Politif des Kaiſers verantiwort= 
lich und fürchtete nun, bei der Verringerung der Arbeitsfähigfeit 
de8 Kanzler wiirde das Staatsſchiff vollends in faljches Fahr— 
waffer geraten. Solche Bedenken entluden fi in mannigfachen 
Angriffen auf die Leitung der auswärtigen Gejchäfte und veran— 
laßten ihrerjeit3 den Kaifer zu einer fcharfen Abweifung derartiger 
Kritiken (S. 160). Die Interpellation Baffermann im Reichdtag 
war eine weitere Folge der verbreiteten Mißſtimmung; es ſcheint 
aber dem Reichskanzler durch ihre Beantwortung gelungen zu fein, 
da3 geſunkene Vertrauen wieder zu beleben (S. 180 biß 201). 
Noch mehr Raum haben in Parlament und Öffentlichkeit 
die Kolonialdebatten in Anjpruch genommen. Schon im Vor— 
jahre Hatte die Regierung angekündigt, daß fie einen lebendigeren 
Zug in die Kolonialpolitit zu bringen gedenfe; Forderungen für 
Eifenbahnbauten und für die Umwandlung des Kolonialamts, das 
bisher unter dem Staatsjefretär des Auswärtigen jtand, in ein 
jelbftändiges Staatsfefretariat waren die Folgen diejes Entſchluſſes. 
Diefe Forderungen fanden teilweife Widerfpruch im Zentrum. Ob- 
gleich das Zentrum im letzten halben Menjchenalter mehr und 
mehr Regierungspartei geworden war und insbejondere die wich: 
tigften weltpolitifchen Forderungen mitbewilligt hatte, hatte es 
unter feinen Wählern doch ftet3 jtarfe Schichten, ja ganze Wahl- 
freife, die den weltpolitifchen Tendenzen innerlich fremd gegenüber- 
ſtanden oder aus der Zeit des Kulturfampfes noch ftarfe oppofi= 
tionelle Neigungen behalten Hatten. Stet3 hat das Zentrum auf 
jolche Anjchauungen und Gefühle Rüdficht nehmen müflen, indefjen 
gelang e3, fie in wichtigen Fragen, wie bei der Ylottenverjtärfung, 
der Neuregelung des Zolltarif3, der Finanzreform, zurüdzudrängen. 
Diefe oppofitionellen Elemente fanden nun feit 1905 einen rührigen 
und intelligenten Führer, den Abg. Erzberger. Er machte fich 
namentlich befannt durch feine Polemik gegen wirkliche oder ver— 
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meintliche Übelftände im Kolonialweſen, ohne ſtets peinlich zu 
prüfen, ob jeine Bejchwerden begründet waren oder nicht. Die 
Wahl der Kolonialverwaltung und Kolonialpolitif als Operations- 
feld der Kritik erwies fich als ein taftifch außerordentlich geſchickter 
Zug. Denn einerjeit ift die Kolonialpolitif bei vielen bäuerlichen 
Zentrumgwählern unpopulär, weil fie ihre Notwendigkeit nicht ver- 
jtehen, andererjeit3 fann fie al3 der jüngfte Zweig der deutjchen 
Politit noch feine äußeren Erfolge aufweifen und Hierdurch Die 
Gegner entwaffnen, und endlich find in der Verwaltung wie in 
jeder jungen Organijation manche Verſuche fehlgefchlagen, manche 
Fehler und Mißgriffe perjönlicher und fachlicher Natur vorgelommen. 
Sobald der Abg. Erzberger erjt die Aufmerkſamkeit durch feine Kritik 
auf fich gezogen Hatte, floß ihm bald ein großes Material zu: 
Nachrichten von Fatholifchen Miffionaren, unzufriedenen Beamten 
und Reifenden über Ungerechtigfeiten der Kolonialverwaltung gegen 
Weiße, Beeinträchtigung der Wirkſamkeit der Miffionare, Miß— 
Handlung der Eingeborenen, unfittliches Leben der Europäer, Ver— 
ſchwendung innerhalb der Verwaltung u. dgl.: alles Dinge, bie 
ihn zu fortgejeßten Angriffen auf einzelne Beamte und die Gefamt- 
verwaltung befähigten. Er begann fomit ala Anfläger in den 
folonialen Dingen diejelbe Rolle zu fpielen wie früher der Abg. 
Eugen Richter in den Angelegenheiten der Armee und der inneren 
Verwaltung. Er war diefem allerdings an Geift, Kenntnis und 
rednerifcher Begabung feineswegs ebenbürtig, aber er verftand im 
Unterjchied von Richter den Schein der prinzipiellen, unfruchtbaren 
Kritik zu vermeiden, ex ftellte fich vielmehr ftet3 hin als den im 
Grunde Eolonialfreundlichen Politiker, dem weniger die Kritik als 
die Befferung am Herzen lag. Eine ähnliche Tätigkeit verfolgte 
neben ihm der Abg. Roeren, der aber in der Öffentlichkeit weniger 
bervortrat. Er benußte feine Stellung als Führer der größten 
und für alle entjcheidenden Bewilligungen unentbehrlichen Partei 
dazu, um durch perjönliche Berhandlungen mit dem Chef der 
Kolonialverwaltung, den er mit einer Zentrumsoppofition bedrohte 
und einjchlüchterte, allerlei beftimmte Wünfche in Einzelfragen durch- 
zujegen. Er übte jomit einen verborgenen aber jtarfen Einfluß 
aus. Die Kritik, die in Kommiffionen und im Plenum des Reichs- 
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tag& mit großer Breite auftrat, fand keineswegs den Beifall ſämt— 
licher Zentrumsmitglieder. Die Verfuche Erzbergerd 3. B., die 
Beamtenauswahl zu beeinfluffen, wurden durch den Abg. Spahn, 
der bisher als Hauptführer der Partei galt, zurückgewieſen. Offen- 
bar befürchteten die bisherigen Führer von der Überhandnahme 
des Erzbergerſchen Einfluffes eine Verſchlechterung der Beziehungen 
jwijchen Regierung und Zentrum; die fortgejegte Kritif mußte die 
Oppofitionsluft in den eigenen Reihen ftärfen und dem Zentrum 
die Rolle ala Regierungspartei erjchweren. Aus patriotifchen und 
parteipolitifchen Gründen war ihnen an der Aufrechterhaltung der 
außfchlaggebenden Stellung des Zentrums gelegen, und das erfor= 
derte Vermeidung eines jcharfen Konflikte mit der Regierung. 
In den folonialen Fragen trug es aber der oppofitionelle Flügel 
davon: die Bahn Kubub-Keetmanshoop, die zur Führung des 
Beldzugs im Süden Südweſtafrikas und zur Erfchließung des Schuß 
gebiet? notwendig war, wurde abgelehnt, ebenfo die Errichtung des 
jelbftändigen Kolonialftaatsjefretariat3 (S. 118). Das Zentrum 
jpaltete fich in der Abjtimmung über diefen lebten Pojten, und 
nach dem Eindrud der Augenzeugen ift es jelbjt unangenehm von 
der Ablehnung überrajcht worden. Die Führer jcheinen gehofft 
zu haben, daß fi, da nur zwei Drittel ihrer Partei gegen die 
Horderung, ein Drittel dafür ftimmte oder fehlte, doch eine Mehr— 
heit finden würde, jo daß ein offener Konflikt vermieden würde. 
Die Ablehnung erfolgte unmittelbar vor der Bertagung (26. Mai), 
jo daß fich nicht fogleich überjehen ließ, welche Konſequenzen dar— 
aus entjtehen würden. 

Mie natürlich ging im Sommer nach diefem Erfolg der 
Dppofition die Kritik an den folonialen Zuftänden weiter. Sie 
richtete fich jet namentlich gegen die Zentralverwaltung und brachte 
Enthülungen über angebliche Unregelmäßigfeiten im Beſoldungs— 
wejen, Ungerechtigkeiten gegen Unterbeamte und Ungeſchick beim 
Abſchluß von Lieferungsverträgen, wodurch zwei privilegierten 
Firmen Millionen in den Schoß geworfen worden jeien. Auch 
bier ftanden Erzberger und Elerifale Blätter im Bordergrunde, 
Angehörige der Linken jpielten eine Nebenrolle. Dieje Angriffe 
tiefen zunächit einen MWechjel im Kolonialamt hervor (S. 161) und 
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erweiterten die Mluft zwiſchen Regierung und Zentrum immer mehr. 
Das zeigte fich fogleich beim Beginn der Herbfttagung. Die Ab- 
geordneten Roeren und Erzberger erneuerten die fchon in der Preſſe 
erhobenen Vorwürfe und warfen der Regierung vor, die Mißftände 
vertufchen zu wollen, obgleich die Regierung Unterfuchung zugefagt 
und die Anderung der jchädlichen Lieferungsverträge bereit? in 
Angriff genommen hatte. Der neue Leiter des Kolonialamts, Ge- 
heimrat Dernburg, trat ihnen jedoch mit ungewohnter Schärfe 
entgegen. Obne früher begangene Fehler in Abrede ftellen ober 
bejchönigen zu wollen, entkräftete er eine ganze Reihe von Vor— 
würfen und wies namentlich nach, daß der Abg. Roeren lange Zeit 
durch die gegen einen früheren Xeiter des Kolonialamts ausgeſpro— 
chene Drohung, das Zentrum werde für die Kolonien nichts mehr 
bewilligen, eine illegale Prejfion auf die Kolonialverwaltung zu= 
gunjten oder ungunften gewifjer Beamten und Mijfionare ausgeitbt 
habe. Ferner wies er nach, daß Roeren auf Grund falfchen oder 
unfontrollierbaren Klatjches mehrere ehrenhafte Beamte aufs ſchwerſte 
beleidigt habe, daß er aber andererſeits fich bereit erklärt habe, 
einige Beſchwerden nicht in die Öffentlichkeit zu bringen, falls ihm 
die Regierung einige Wünſche in Perjonalfragen erfülle Alſo 
nicht die Regierung fondern der Zentrumsabgeordnete habe Ver— 
tujchungspolitif getrieben. Dieje energifche Verteidigung der Kolonial: 
beamten und die Abweifung des Zentrumseinfluffes wurde auf der 
Rechten und Linken als Entlarvung einer „Nebenvegierung“ mit 
Yubel begrüßt und vom Reichskanzler ausdrüdlich gutgeheißen. 
Die Folge war, daß das Zentrum der Regierung feine Macht zu 
zeigen beſchloß. Als die Regierung 29 Millionen zur Führung 
de3 ſüdweſtafrikaniſchen Krieges forderte, ftrich e8 mit Hilfe der 
Sozialdemokraten und Polen 9 Millionen und verlangte überdies 
unter Berufung auf die verbefjerte Kriegslage, daß vom 1. April 
ab die Schugtruppe auf 2500 Mann verringert werde. Dies Ver— 
langen überjchritt die Befugniffe des Reichdtagd, da er wohl die 
Horderungen der Regierung verwerfen aber zur Bedingung. der 
Bewilligung nicht die Feſtſetzung einer bejtimmten Truppenſtärke 
während des Feldzugs machen darf, da diefe zur Kommandogewalt 
des Kaijer gehört. Obgleich der Reichskanzler keinen Zweifel ließ, 
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daß Kaiſer und Bundesrat fich den Zentrumsforderungen nicht 
fügen würden, blieb da3 Zentrum unnachgiebig und lehnte mit 
Hilfe der Polen und Sozialdemokraten einen von der Regierung 
gebilligten freifinnigen Kompromißantrag in zweiter Leſung ab. 
Unmittelbar nach der Ablehnung wurde der Reichdtag aufgelöft, 
ohne daß erſt bis zur dritten Lejung ein neuer Verjtändigungs- 
verfuch unternommen worden wäre (13. Dezember). 

Wenn jo das Zentrum durch feinen Übergang zur Oppofition 
die Kataftrophe hervorgerufen hat, jo haben umgekehrt die Frei— 
finnigen eine entjchiedene Schwenfung nach der anderen Seite 
unternommen. Die freifinnige Vereinigung Hat den militärifchen 
und weltpolitifchen Forderungen ſchon lange feinen Widerjtand mehr 
entgegengejegt und der Widerjtand der freilinnigen Volkspartei war 
ebenfall3 mehr und mehr erlahmt; die letzte Marinevorlage 3. B. 
hatte fie grumdjäglich gebilligt und nur abgelehnt, weil fie mit 
ihrer Dedung durch indirefte Steuern nicht einverftanden mar. 
Aber viele glaubten, daß fie die Vorlage nicht hätte ſcheitern Lafjen, 
wenn es auf ihre Abftimmung angefommen wäre. Eines der vom 
Abg. Eugen Richter und feinen nächjten Freunden am beftigjten 
befämpften Gebiete war ferner die Kolonialpolitif. Auch Hier bat 
die freifinnige Volkspartei Schritt für Schritt nachgegeben; jo hat 
fie dag Kolonialjtaatsjekretariat im Gegenjag zum Zentrum be- 
willigt. Je weiter das Zentrum fich von der Regierung entfernte, 
defto näher rückte ihr die freifinnige Volkspartei: fie trat dem Bes 
gehren des Zentrums, die Kriegführung in Südweftafrifa durch 
Feſtſetzung der Truppenftärke zu fontrollieren, entgegen durch den 
Antrag Ablaf, der die geforderte Summe bewilligte mit der Maß— 
gabe, daß neben der von der Regierung jchon begonnenen Heim: 
jendung der überjchüffigen Truppen die Vorbereitungen getroffen 
würden zur weiteren Verminderung der Truppen entjprechend der 
Kriegälage. Hierauf konnte die Regierung eingehen, da er feine 
bindende Beſchränkung der Truppenzahl enthielt. — Mancherlei 
Momente mögen zujammengewirkt haben, um diejen Umfchwung 
herbeizuführen: die höhere Einficht der Führer nach Richters Tode, 
die Perjönlichkeit des neuen Kolonialdireftors, das Bewußtſein, 
daß die die Linke von der Regierung und der Nechten trennende 
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MWirtfchaftspolitit für die Dauer der Handeläverträge entjchieden 
fei, endlich die Abneigung gegen Zentrum und Sozialdemokratie. 
Durch dieſe Frontveränderungen ift es gejchehen, daß zum erſten 
Male Rechte und gejfamte bürgerliche Linke als Regierungsparteien 
gegen Zentrum und Sozialdemokratie in den Wahlkampf ziehen 
fonnten. Die alte Gegnerichaft war feineswegs vergefjen, ja manche 
Mitglieder der freifinnigen Vereinigung betonten die Feindſchaft 
gegen die Rechte ſtärker als gegen die Sozialdemokratie: das eini- 
gende Band der gemeinfamen nationalen Politik überwog für die 
Mafle der Wähler doch jene Hinderniffe. 

In Preußen war das wichtigfte parlamentarifche Ergebnis 
das Volksſchulunterhaltungsgeſetz. Es ijt angeregt worden 
durch das Kompromiß der Konfervativen und Nationalliberalen 
(1904 ©. 88) und iſt bejtimmt, das Volksſchulweſen vorläufig zu 
regeln, jolange ein allgemeines Bolksjchulgejeg noch nicht zuftande 
gefommen ift. Ein folches Geſetz iſt bekanntlich durch die Ver— 
fafjung (Art. 112) verheißen, hat aber noch nicht gefchaffen werden 
fönnen, da die großen Parteien fich über die in einem folchen Ge— 
jege auszufprechenden Grundſätze — Konfeſſions- oder Simultan— 
ſchule oder konfeſſionsloſe Schule, Schulaufſicht durch Geiſtliche oder 
Fachmänner u. dgl. — nicht einigen können. Das neue Geſetz be— 
ſchränkt ſich daher darauf, Rechte und Pflichten des Staates wie 
der Gemeinden an den Volksſchulen zu fixieren und in den eigent— 
lichen Unterrichtsfragen die beſtehenden Zuſtände anzuerkennen. 
Danach wird die Simultanſchule da, wo ſie beſteht, erhalten, aber 
jede Konfeſſion darf auch in dieſen Gemeinden eine eigene Schule 
beanſpruchen, falls die Zahl ihrer ſchulpflichtigen Kinder in den 
Städten 120, in den Landgemeinden 60 beträgt. Auch die Beteiligung 
der Geiſtlichen an der Schulaufſicht wird erhalten. Die Lehrer 
werden in Gemeinden mit mehr als 25 Schulſtellen von der Ge— 
meinde gewählt, in den kleineren ſchlägt die Aufſichtsbehörde drei 
Kandidaten vor, aus denen die Gemeinde einen zu erwählen hat. — 
Das Geſetz hatte mannigfache Anfechtungen in der Offentlichkeit zu 
beſtehen und manche Wandlungen in den Kommiſſionen durchzu— 
machen. Die Angriffe richteten ſich namentlich gegen die Begün— 
ſtigung der Konfeſſionsſchule, da das Geſetz wohl eine re 
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der Konfeſſionsſchule aber nicht der Simultanjchule gejtattet, ſowie 
gegen die Beibehaltung der geijtlichen Schulauffiht und endlich 
gegen die Bemeffung der Rechte der Gemeinden. Auch in den 
Streifen, die diefe Vorwürfe ablehnten, ift getadelt worden, daß bie 
Bejoldung der Lehrer vernacdläffigt worden ſei. Diefe Frage ift 
das ganze Jahr hindurch erörtert worden (©. 149). 

Bon den übrigen preußifchen Geſetzen ift hervorzuheben die 
Novelle zum Einkommenſteuergeſetz. Sie läßt die Grundzüge des 
Miquelichen Geſetzes bejtehen, bringt aber Erleichterungen für folche 
Steuerpflichtige mit einem Einkommen bis zu 6500 Marf, die für 
Kinder oder jonftige Angehörige zu ſorgen haben. — Ceit langer 
Zeit ſchon ift die Frage einer Reform des preußifchen Landtags— 
wahlrechts behandelt worden. Die Linke verlangte Abjchaffung des 
Dreiklaffenwahlrecht3 und Neueinteilung der Wahlfreife entfprechend 
der in der Bevölferung eingetretenen Verſchiebung. Von dieſen 
Wünſchen ift ein Kleiner Teil erfüllt worden: einige befonders große 
Mahlkreife find geteilt worden, jo daß die Zahl der Abgeordneten 
443 beträgt. Dieje Neuerung genügte der Linken nicht; fie bat 
daher gegen das Gejeß gejtimmt und die Forderung auf Anderung 
des MWahlmodus beibehalten. — Wie im Ießten Jahre jo ift auch 
in diejem der ftaatliche Bergbefig vermehrt worden durch den Er- 
werb des Kalibergwerf3 Hercynia, aber der Gedanke eines Mono- 
pol3 ift dabei von der Regierung weit abgewiefen worden. — Die 
Polenfrage hat noch mehr als früher die Öffentlichkeit befchäftigt. 
Der Zwift zwijchen Polen und Zentrum in Oberfchlefien hat zum 
völligen Bruch zwijchen beiden Parteien dort geführt, und in Poſen 
und MWeftpreußen haben etwa 60000 Schulkinder den deutjchen 
Religionsunterricht zu vereiteln gejfucht dadurch, daß fie die Ant- 
wort verweigerten. Diefer „Schulftreif”, der natürlich auch andere 
Widerſetzlichkeiten, Bejchimpfungen der Lehrer u. dgl. zur Folge 
hatte, war beim Schluß des Jahres noch nicht beendet. Aller: 
dings Hatte ihn die Regierung durch Strafmandate gegen die 
Eltern und ähnliche Maßregeln bedeutend eingedämmt. — Biel 
erörtert wurde der Rüdtritt des Landwirtjchaftsminifters v. Pod- 
bielski. Ihm wurde die Beteiligung an der Firma Tippelskirch 
zum Vorwurf gemacht, da diefe in engen gefchäftlichen Beziehungen 
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zum Kolonialamt ftand und ungewöhnlich großen Gewinn ge= 
macht hatte. 

In Bayern iſt das im vorigen Jahre jchon beratene Wahl- 
reformgejeß abgejchloffen worden. Danach werden künftig auf Grund 
des allgemeinen, geheimen und direkten Stimmrecht 163 Abgeord- 
nete (je einer auf 38000 Seelen) gewählt; Bedingungen ded Wahl: 
rechts find bayerijche Staat3zugehörigkeit jeit einem Jahr und Zah: 
fung einer direkten Steuer. Bei den Wahlen entjcheidet die rela— 
tive Mehrheit, falls ein Kandidat mehr als ein Drittel der ab- 
gegebenen Stimmen erhalten Hat; im anderen alle findet ein 
neuer Wahlgang jtatt, in dem die relative Mehrheit entjcheidet. 
Im übrigen war der bayerijche Landtag unfruchtbar; ein Straßen- 
gejeß und ein Waſſergeſetz find vorbereitet worden, ſollen aber erjt 
in einer Nachjejfion vollendet werden. — In Württemberg ift 
die im Vorjahre begonnene Berfafjungsrepifion beendet worden. 
Hiernach befteht das Abgeordnetenhaus Fünftig wie bisher aus 
92 Abgeordneten aber die ihr bisher angehörenden Vertreter von 
Nitterichaft, Schule und Kirche find daraus entfernt und in die 
Erſte Kammer verjegt worden. Die Zweite Kammer bejteht jetzt 
aus Abgeordneten, die jämtlich auf Grund des Reichstagswahlrechts 
gewählt werden, und zwar ftellen die Oberamtöbezirte 63, Stutt— 
gart 6, die jech® „guten Städte” Ellwangen, Heilbronn, Ludwigs— 
burg, Reutlingen, Tübingen, Ulm je 1 Vertreter. Dazu kommen 
dann 17 Abgeordnete, die durch Verhältniswahl in zwei Kreijen 
des gejamten Landes gewählt werden, ein Modus, der auch für 
Stuttgart gilt. Zum Unterſchied vom Reichstagswahlrecht kennt 
Württemberg feine Stihwahl: bringt der erjte Wahlgang feine 
abjolute Mehrheit, jo findet ein freier zweiter Wahlgang ftatt, in 
dem die relative Mehrheit entjcheidet. Die Erjte Kammer, die 
bisher 29 Mitglieder zählte (4 Prinzen, 19 erbliche Standesherren, 
6 vom König ernannte lebenzlängliche), wird auf 50 Mitglieder 
vermehrt und erhält gejteigerte Befugnifje in der Budgetberatung. 
Es treten ein 8 Bertreter der Ritterfchaft, 4 der evangelijchen, 
2 der fatholifchen Kirche, je 1 Vertreter der Univerfität und der 
Techniſchen Hochſchule, 5 Vertreter von Landwirtichaft, Induſtrie 


und Handwerk. Das Recht der Standesherren, ihre Stimmen 
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Vertretern zu übertragen, wird befeitigt. — Gegen das Gejeh hat 
das Zentrum gejtimmt, da e3 die Umwandlung der Erjten Kammer 
nicht billigte. Hier errichten bis jeßt die in der Mehrzahl katho— 
liſchen Standesherren, während fortan vorausfichtlich die Evange- 
liſchen die Mehrheit haben werden. — Außerdem tft eine Reform 
der Gemeindeordnung durchgejeßt worden, die die lebenslängliche 
Anftellung der Ortsvorſteher durch ein periodijches Wahlrecht erjegt. 
MWahlrechtöfragen find auch in Sachſen erörtert worden, 
aber nicht zum Abjchluß gelangt. Indeſſen fcheint die Regierung, 
wie der Minijterwechjel andeutet, die feſte Abficht zu haben, eine 
Erweiterung des Wahlrecht3 durchzuführen. — Berändert worden 
ift ferner das Wahlrecht in Hamburg und Lübeck, aber im ent- 
gegengejegten Sinne als in Bayern und Württemberg: bier find 
die Rechte der Maſſe nicht erweitert fondern gejchmälert worden. — 
Eine wichtige Veränderung für Braunfchweig hat der Tod des 
Prinzen Albrecht gebracht. Die Trage, ob es zuläffig jei, die 
Melfen auf den Thron Braunjchweigs zu berufen, wurde damit 
wieder aufgerollt; Braunjchweig jelbjt wünſchte eine endgültige 
Regelung der Thronfolge, und der Herzog von Cumberland juchte 
in Zufchriften an den Kaiſer und den Reichskanzler fein Recht zu 
wahren und alle Bedenken gegen jein Haus zu entfräften. In— 
deſſen bis zum Jahresſchluß ift noch nichts entjchieden worden. 
Bei einer Betrachtung des Parteilebens fällt — abgejehen 
von dem oben Bejprochenen — die große Zahl der Streifs ins 
Auge, wenn auch eine jo gewaltige Arbeitzeintellung wie der Berg- 
arbeiterjtreif im Ruhrgebiet 1905 nicht zu verzeichnen ift. In Ver: 
bindung mit diejer Streifneigung wurde in der jozialdemofratifchen 
Partei die Frage des Maſſenſtreiks diskutiert, was zu beftigen 
Debatten zwifchen den Führern der Partei und der Gewerkichaften 
führte (S. 138, 164). Wie der Streiktendenz juchte die Sozial— 
demofratie fich auch des großen Intereſſes zu bemächtigen, das die 
in mehreren Parlamenten verhandelte Wahlrechtsänderung erregte. 
Durch Straßendemonftrationen zugunjten des allgemeinen Wahl: 
rechts in den Einzeljtaaten juchte fie die Regierungen einzufchüchtern 
und neue Anhänger zu werben, fie rief aber damit nur in Ham— 
burg fruchtlofe Tumulte hervor, in Berlin wagte fie angefichts der 
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Entjchloffenheit der Regierung die pomphaft angekündigten Demon— 
ftrationen gar nicht zu unternehmen (©. 11). — Wie im Borjahre 
hat auch in diefem eine andauernde Fleifchteuerung die Öffent- 
Lichfeit beichäftigt, ohne daß eine genügende Erklärung gegeben oder 
ein Mittel zur Abhilfe gejchaffen worden wäre. — Die wirtjchaft- 
liche Entwidelung war im allgemeinen günftig, wie jchon die zahl: 
reichen Streit? beweifen. Die Wirkſamkeit der am 1. März in 
Kraft getretenen Handelöverträge mit ihren erhöhten Tarifen tjt 
viel umjtritten worden: die Freunde der neuen Kandelöverträge 
ſehen in der Wirtjchaftslage den Beweis, daß fie der Induſtrie 
und dem Handel nicht, wie gefürchtet wurde, gejchadet haben; die 
Gegner motivieren die günftige augenblidliche Lage mit der Hoch— 
fonjunftur und wollen darin noch feine Rechtfertigung des neuen 
Zolltarifs erfennen. 

Dfterreich-Ungarn Hat in beiden Reichshälften ſchwere 
Verfaffungstämpfe durchlebt. Das im vorigen Jahre in Cis— 
leithanien verjprochene Geſetz über das allgemeine Wahlrecht 
wurde vom Minijterium Gautjch prompt eingebracht, und wie an= 
gekündigt erjtrebte e8 neben der Heranziehung der Mafje zum poli= 
tifchen Leben auch die Berüdfichtigung nationaler Wünfche: Wah— 
rung einer Mindejtvertretung für jede Nation durch Abgrenzung 
der Wahlkreife in nationaler Beziehung. Da das allgemeine 
Stimmrecht in erjter Linie nach der Kopfzahl orientiert werden 
muß, war es unvermeidlich, daß die Deutjchen im künftigen Reichs- 
rat eine Minorität bildeten, aber Gautjch verwarf eine rein mecha- 
nijche Einteilung und gab in Anerkennung der wirtjchaftlichen und 
fulturellen Überlegenheit den Deutjchen eine relativ jtärfere Ver: 
tretung al3 den übrigen. Nach den Berechnungen eines Abgeord— 
neten fam je 1 Abgeordneter auf 11000 Deutjche und 15000 nicht= 
deutjche Wähler. Hierdurch wurde das ungünjtige Verhältnis für 
die Deutjchen gemildert: 205 Deutjche jollten 250 Nichtdeutfchen 
gegenüberjtehen, aber unter den Nichtdeutfchen ftanden 17 Staliener 
und 4 Rumänen den Deutjchen näher als den 229 übrig bleiben- 
den Slawen (99 Tjchechen, 64 Polen, 31 Ruthenen, 35 Südflamen), 
und unter den Slawen endlich herrjcht feine Einheitlichkeit. Viel— 
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mehr war zu erwarten, daß die Ruthenen im Gegenjaß zu den 
Polen jtehen würden. Aus diefen Gründen hatten die maßgebenden 
beutjchen Parteien prinzipiell nichts gegen das Geſetz einzuwenden. 
Unbedingt dagegen waren nur die wenigen radikalen Alldeutjchen, 
die in der Feſtlegung der deutjchen Minderheit eine politijche Ent- 
rechtung erblidten und feinen Sinn dafür hatten, daß eine Privi- 
legierung der Deutfchen die übrigen Stämme verlegen und gegen 
die Deutfchen einigen würde, während fie gleichzeitig die politifche 
Energie der Deutjchen lähmen muß. Sn ihrer Polemik trafen fie 
ih mit den Tſchechiſch-Radikalen und den Polen; diefe waren 
gegen die Gleichberechtigung der Ruthenen, jene gegen die Bevor- 
zugung der Deutjchen. Endlich verwarf ein Teil des Großgrund- 
befieg die Reform wegen ihres demofratifchen Charafterd. — Im 
einzelnen wurden von den Vertretern der verjchiedenen Länder zahl: 
reiche Anderungsvorjchläge eingebracht und Gautjch war auch bereit, 
in den Ziffern der Mandate Änderungen zuzulaffen, hielt aber die 
Grundgedanken unerbittlich feſt. Um die Annahme des Geſetzes 
zu erleichtern, forderte er wiederholt einige Parteiführer auf, ins 
Kabinett einzutreten und trat zurüd, als es ihm wegen des Wider: 
jtandes der Deutjchen und Polen mißlang (April, ©. 251). Sein 
Nachfolger Prinz Hohenlohe verlangte umgekehrt erjt Erledigung 
der Wahlreform, jodann war er bereit, ein parlamentarifches Mini- 
jterium zu bilden, aber ehe er mit diefer Taktik Erfolg haben konnte, 
zwangen ihn die Beziehungen zu Ungarn zum Rüdtritt (f. unten). 
Der neue Minifter Fehr. v. Bed, der als Vertrauensmann des 
Thronfolgers Franz Ferdinand galt, bildete ein aus Beamten und 
Parlamentariern gemifchtes Kabinett mit dem Programm der un- 
bedingten Durchführung der Wahlreform und es iſt ihm in der 
Tat nach mehrmonatigen Verhandlungen geglüdt. Nach dem neuen 
Gejeß wird die Gefamtzahl der Mitglieder des Abgeordnetenhaujes 
auf 516 erhöht; davon find 233 Deutfche, 259 Slawen, 5 Rus 
mänen, 19 Staliener. Die größten Schwierigkeiten machten bei 
diejer Fyirierung der Mandate die Böhmen; beide Stämme mußten 
mancherlei von ihren Forderungen aufgeben. Um in der Zukunft, 
falls Anderungen in den Wahlkreiſen nötig werden, die einzelnen 
Nationen vor Benachteiligung zu ſchützen, ift beftimmt worden, 
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daß der Beichluß zu einer jolchen Anderung bei Anwejenheit von 
mindejtens 343 Mitgliedern gefaßt werden muß und daß wenigjtens 
die Hälfte der Abgeordneten des Kronlandes, in dem der betreffende 
Wahlkreis Liegt, an der Verhandlung teilnehmen muß. — Dieje 
Beichlüffe des Abgeordnetenhaufes fanden auch im Herrenhaufe nach 
furzer Debatte Annahme; einige Anträge, die das Geſetz gefährden 
fonnten, wie die Forderung des Pluralmwahlrechts, wurden durch 
den Drud der Regierung befeitigt. Das Herrenhaus erhielt für 
die Berftärfung des demofratijchen Gedankens eine Entſchädigung 
dadurch, daß für feine Mitgliederzahl ein Maximum fejtgejtellt 
. wurde. Hierdurch verliert der Kaiſer die Möglichkeit, daS Herren— 
haus durch einen Pairſchub beliebig zu beeinfluffen, und das Herren- 
haus gewinnt an Widerſtandskraft gegen die Beichlüffe des Ab- 
geordnetenhaujes. — Auch im übrigen hat dag Parlament brauc)- 
bare Arbeit geliefert, wie das Rekrutengeſetz und die Berjtaatlichung 
der Nordbahn. 

In Ungarn griffen die inneren Kämpfe noch tiefer und bei 
Schluß de3 Jahres war ihr Ende noch nicht abzujehen. Zu Be- 
ginn des Jahres juchte die ungarische Oppofition dag außer- 
parlamentarifche Kabinett Fejervary durch ein parlamentarijches 
zu erjeßen, aber die Verhandlungen mit dem König zerjchlugen 
fich, weil die magyarifchen Führer die deutjche Kommandojprache 
nicht rundweg anerkennen, jondern nur einjtweilen bis zur Neu— 
wahl die militärifchen Bewilligungen verjprechen wollten. Die 
Neuwahl des Abgeordnnetenhaufes jollte auf Grund eines neuen 
erweiterten Wahlrecht3 erfolgen. Da der König weder die deutjche 
Kommandoſprache preisgeben wollte noch in den unbejtimmten Ver— 
fiherungen über die Wahlreform die Garantie finden konnte, daß 
auch die nationalen Minderheiten künftig größeren Rechtsjchuß er- 
halten würden, jo lehnte er die Vorſchläge ab und löſte das Ab- 
geordnetenhaus auf (©. 240). Irgend welche Volksbewegung rief 
dies Ereignis troß der Agitation der Koalitionsführer nicht Her» 
vor. Troßdem verabjchiedete der König einige Wochen jpäter das 
Minifterium Fejervary und berief die Koalitionsführer unter Lei— 
tung von Mlerander Wekerle, der 1894/5 Mtinifterpräfident ge= 
wejen war, an die Spite der Gejchäfte (©. 250). Die Urjachen 
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diefer Schwenfung find nicht befannt. Die Koalition mußte vor 
ihrer Berufung verfprechen, die Mitglieder der Regierung Fejer— 
varys nicht wegen DVerfaffungsverlegung mit politifchen Prozeffen 
verfolgen zu wollen, fie mußte ferner die Einführung des all- 
gemeinen Wahlrechts, Zurüdjtellung der magyariſchen militärischen 
Horderungen und Erledigung der gemeinfamen Staatöbedürfnifje 
zufagen. Die Führung in dem neuen Kabinett fiel der Unab- 
hängigfeitspartei Apponyis und Koſſuths zu, und die bald 
darauf erfolgenden Neuwahlen, die unter der hergebrachten Ver: 
gewaltigung der Nationalitäten und fonftigen Oppofition vor— 
genommen wurden, gaben der Regierung natürlich eine gewaltige 
Mehrheit. Freilich hat fie troß aller Mühe eine lebendigere Be— 
teiligung der Nationalitäten an der Wahl nicht verhindern fünnen. 
Denn die Ausficht auf das allgemeine Stimmrecht hat nicht nur 
die jchon Längjt gegen die Magyaren erbitterten Rumänen belebt, 
jondern auch jolche, die dem politijchen Leben bisher ferner jtanden, 
wie die Banater Schwaben und Slawonen. — Ahr Berjprechen 
der Wahlreform Hat die Koalition noch nicht eingelöft. Auf Mah— 
nungen der Nationalitätenoppofition im Reichdtag erwiderte Wekerle, 
die Regierung bejchäftige fich zwar mit der Vorbereitung des all- 
gemeinen Stimmrecht?, aber gleichzeitig müßte Vorjorge getroffen 
werden, den bisherigen magyarijchen Staatscharafter zu wahren. 
Solche Erklärungen konnten die Oppofition nicht beruhigen, im 
Reichdtag gab es daher heftige Debatten. 

Don nicht geringerer Wichtigkeit als die inneren Kämpfe 
der beiden Reichshälften find ihre Beziehungen zueinander. Ein 
Herzenswunſch der ungariſchen Koalition ift es längft, zur Vor— 
bereitung der reinen Perſonalunion die Handelsverhältniffe jelb- 
jtändig zu regeln und zu diefem Zwede einen eigenen autonomen 
Bolltarif zu erhalten. So verlangte die Koalitionsregierung un— 
mittelbar nach der Neuwahl des Abgeordnetenhaufes, daß der 
autonome Zolltarif den beiden Parlamenten nicht wie biöher als 
gemeinjfamer Tarif vorgelegt werde, jondern als ein Öfterreichifcher 
reſp. ungarifcher, der nur fachlich übereinftimme. Dementjprechend 
wollte fie mit Öfterreich nicht mehr ein Handelsbündnis jondern 
nur einen Handelsvertrag für die Dauer der neuen Handels— 
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verträge mit dem Auslande ſchließen. Der Kaifer ging auf dieje 
Forderung ein und zwang hierdurch den öſterreichiſchen Miniſter— 
präfidenten Hohenlohe zum Nüdtritt, da diefer an der Gemeinjam- 
feit nicht rütteln laſſen wollte. Trotz diejer Konnivenz des Kaiſers 
gegen Ungarn trat Hohenlohes Nachfolger ſehr entjchieden gegen 
die ungarijchen Begehren auf (©. 258); der Reichsrat jtimmte ihm 
lebhaft zu und Bertreter ungefähr aller Parteien wieſen darauf 
hin, daß bei weiteren Erfolgen der Ungarn jchließlich eine wirt- 
Ichaftliche Trennung eintreten und Ungarn als der Jchwächere Teil 
dabei jchlechter fahren müſſe. — Bon fonftigen inneren Vorgängen 
find bemerkenswert die MWechjel in den Poſten de3 Kriegaminifters, 
des Minifterd des Auswärtigen und des Chef des Generaljtabs. 
Der Minifter des Auswärtigen wurde durch die Feindſchaft der 
Magyaren gejtürzt, fein Nachfolger joll aber dem den Magyaren 
abgeneigten Thronfolger naheftehen, und auch die Wechjel in den 
anderen beiden Poſten ſollen von diefem beeinflußt fein. Endlich 
ift noch hervorzuheben die in Böhmen und anderen Ländern jtärfer 
auftretende Tendenz der Deutjchen, die Sprache des anderen Volks— 
jtammes zu lernen, um in der inneren Verwaltung nicht über- 
flügelt zu werden. — Über die auswärtige Politik iſt das Wejent- 
liche bereit3 mitgeteilt worden. Nachzutragen ift noch, daß ein 
Zollfrieg mit Serbien ausgebrochen ift und daß die Magyaren 
gelegentlich dag Bündnis mit Deutfchland angefeindet haben, weil 
fie der Meinung waren, die deutjche Regierung juche die inneren 
Berhältniffe der Monarchie zugunften Oſterreichs zu beeinflufjen. 

In Portugal und Spanien find feine wichtigen Berände- 
rungen eingetreten. Spanien hat wie faft alljährlich mehrere 
Minifterwechjel erlebt und zu den früher erwähnten Schwierigkeiten 
ift noch eine firchliche gefommen, da die Regierung die Bivilehe 
eingeführt hat, wogegen ein Teil der Nation opponiert. 

In England hat ein gewaltiger Sieg der Liberalen das 
Parlament vollftändig umgeftaltet (S. 290). Zum erjten Male 
treten neben den beiden hijtorischen Parteien Arbeitervertreter als 
eine gejchlofjene jelbjtändige Gruppe auf. Sie zählt zwar nur 
29 Mitglieder, aber fie hegt die Zuverficht, die Arbeitermafje den 
anderen Parteien allmählich zu entreißen und die anderen Parteien 
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jogleih durch ihre Agitation zu einer energifchen Sozialpolitik zu 
zwingen. Die Regierung Hat in der Tat begonnen, dies lange 
vernachläffigte Feld wieder zu beadern und zwei wichtige Geſetze 
find verabjchiedet worden. Das erjte behandelt die Stellung der 
Trades Unions. Nach der interpretation des geltenden Rechts 
durch das Oberhaus jollten dieſe folidarijch mit ihrem Vermögen 
haftbar gemacht werden für alle Vergehen eines ihrer Mitglieder; 
ebenjo ſollte das Streifpojtenjtehen und die Überredung der Arbeits: 
willigen zum Streit verboten fein. Das von der Regierung ein— 
gebrachte Gejeg wollte nun die Gewerkvereine von der Verantwor— 
tung entlaften für alle Handlungen ihrer Mitglieder, die nicht von 
dem Bollzugsausfchuß genehmigt waren. Infolge der heftigen 
Dppofition der Arbeiterführer genehmigte die Regierung die ab- 
jolute Unverantwortlichfeit des Vereinsvermögend und beide Häufer 
jtimmten zu. Auch das Streikpoftenftehen und gütliche Überredung 
wurde gejtattet. — Ein weiteres Gejeh ergänzte das Geſetz über 
die Entjchädigung der Betriebsunfälle vom Jahre 1897, indem es 
eine Anzahl damals nicht berüdfichtigter Berufe und Unfälle be— 
dachte. — Seit dem Wahlfieg der Liberalen dominieren in "beiden 
Häufern des Parlaments verjchiedene Richtungen, aber über dieſe 
Vorlagen einigte man fich leicht, weil die Lords ihre jachliche Not- 
wendigfeit und Popularität anerkannten. In der Schulgejeßgebung 
war dagegen eine Einigung unmöglid. Im Jahre 1902 Hatte 
ein Gejeg den Privatichulen, die meist jtreng fonfelfionellen Cha— 
rafter tragen, Subventionen zugebilligt; die Regierung plante nun, 
die Unterftüßung nur ſolchen Schulen zu teil werden zu laſſen, 
die fich der ftaatlichen Kontrolle unterwarfen. Die meijten Privat- 
ichulen hätten danach eingehen rejp. an den Staat übergehen müſſen 
und ihre bisherigen Befiter, Kirche oder Private, follten entjchädigt 
werden. Religionsunterricht jollte künftig in den Schulen eben- 
falls erteilt werden; e8 war jogar vorgejehen, einer Eonfejfionellen 
Privatichule ihren Charakter beim Übergang in Staatleitung zu 
erhalten, wenn vier Fünftel der an der Schule interejjierten Fa— 
milien es verlangten. Gegen das Geſetz protejtierte die angli— 
fanifche Geiftlichkeit, die im Beſitz zahlreicher jubventionierter 
Privatſchulen ift, und auf ihr Betreiben lehnten die fonjervative 
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Partei des Unterhaufes und das Oberhaug die Vorlage ab. In— 
folgedefjen begannen mehrere Führer der Liberalen, darunter einige 
Minifter, eine Agitation für die Umgeftaltung des Oberhaufes. — 
Neben diefen Dingen hat die Umgeftaltung des Militärwejens 
England bewegt (©. 303). Der Krieggminifter Haldane hat mit 
Vorliebe auf dad Mufter Deutjchlands Hingewiefen, aber wie jeine 
Vorgänger die allgemeine Wehrpflicht abgelehnt. Die Marine: 
rüftungen find mit Rüdficht auf den großen Vorſprung Englands 
vor den übrigen Mächten in langjamerem Tempo betrieben 
worden. — In der auswärtigen Politik (j. oben) bat England wie 
mit Frankreich jo auch mit Rußland eine allgemeine Verjtändigung 
angejtrebt (S. 298, 301). In feinen Kolonien Hatte es in Süd— 
afrifa einen Kaffernaufjtand in Natal niederzumwerfen; in Indien 
macht die Bewegung unter den Hindus manche Schwierigkeiten und 
au in Egypten gab es Bewegungen gegen die englische Herrichaft. 
Ein Vertrag mit Frankreich über die Neuen Hebriden hat ein Kon— 
dominium beider Mächte feitgejeßt. 

Intenſiver als in England waren die kirchlichen Kämpfe in 
Hranfreich. Hier mußte mit Beginn des Jahres auf Grund des 
eben erlafjenen SKirchengejeges ein genaues Verzeichnis des Kirchen— 
vermögeng aufgejegt werden, damit die Regierung den erwarteten 
Kultgenofjenjchaften das Firchliche Eigentum orbnungsmäßig über- 
tragen konnte. Bei der Ausführung zeigte fich wieder, daß eine 
jtarfe populäre Oppofition gegen die neue Hirchenpolitif vorhanden 
war: in Paris und in den Provinzen wurden Kirchen verbarri= 
fadiert um die Zählung der Leuchter und SKirchengeräte zu ver— 
hindern; Polizei und Truppen mußten aufgeboten werden und 
gelegentlich fam es zum Blutvergießen. Die Regierung wurde 
wegen diefer Vorgänge in der Kammer interpelliert und, da fie 
eine Milderung in der Durchführung nicht verjprechen wollte, durch 
ein Miktrauensvotum zum Rücktritt gezwungen (7. März). Rou— 
vier? Nachfolger wurde Sarrien, aber den Haupteinfluß im Kabinett 
übte von Anfang an als Minifter des Innern der Senator Clé— 
menceau, der im Panamajtandal fompromittiert jet zum erjten 
Male wieder hervortrat. Die neue Regierung ging in der firch- 
lichen Inventarifierung zunächjt langjamer vor, verfolgte aber im 
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übrigen ganz dieſelben Eirchlichen Bahnen wie ihre VBorgängerin, 
und die Neuwahlen, die ihr eine große radikale Mehrheit brachten, 
ſchloſſen vollends jede Umfehr aus (S.316). Die Frage war nun, 
ob die Katholifen durch die Bildung von KHultvereinen die Voraus— 
ſetzung, von der das Geje ausgegangen war, erfüllen würden. 
Ein Teil der franzöfifchen Hierarchie neigte dazu, aber eine päpjt- 
liche Enzyklika verbot die Bildung (10. Auguft, ©. 350), weil das 
Geſetz den Rechten der Kirche widerfpräche, und infolgedeffen unter- 
blieb fie. Eine Berftändigung zwifchen Regierung und Kurie wurde 
gänzlid unmöglich, als im Herbit das Minifterpräfivium von 
Sarrien auf den weit radifaler gefinnten Clemenceau überging und 
der neue Regierungschef fogleich in öffentlichen Anfprachen gegen 
die Kurie polemifterte. In dasjelbe Horn ftieß der neue Arbeits— 
minifter Viviani, der auf der Kammertribüne ein atheiftifches 
Glaubensbekenntnis ablegte (©. 326). Eine verföhnliche Inſtruk— 
tion de3 Kultusminiſters Briand an die Präfelten, worin er eine 
liberale Auslegung des Kirchengejeges anordnete, fam zu jpät; die 
einjährige Friſt, die das Trennungsgejeg zur Bildung von Kult» 
vereinen gejtellt hatte, Tief ab, ohne daß fie fich gebildet Hätten 
(11. Dezember). Sogleich ging die Regierung zur Offenfive über: 
fie wieß den Gefretär des früheren Nuntius, der den Verkehr zwi— 
jhen Papſt und Epiſkopat vermittelte, aus, bejchlagnahmte feine 
Papiere, zwang die Bifchöfe und Seminarien, deren Wohnfite 
ftaatliche Gebäude waren, zur fofortigen Räumung und brachte 
endlich ein Gefeß durch, das das Kirchengut dem Staat rejp. den 
Gemeinden zumwied. Es hängt nun von den Behörden ab, ob das 
Kirchengut zu kirchlichen Zweden weiter verwendet wird und ob 
die Kirchen zum Kultus freigegeben werden. — Außer den kirch— 
lichen Angelegenheiten Haben foziale das Intereſſe in Anfpruch 
genommen. Ein großes Grubenunglüd, defien Uriprung und Aus— 
dehnung den Bergwerkfagejellichaften zum Vorwurf gemacht wurde, 
entfachte die unter den Bergarbeitern ſchon lange beftehende Gärung 
aufs neue und verjchärfte einen um diejelbe Zeit ausbrechenden 
Bergarbeiterftreif; ferner ftreikten die Parijer Briefträger und für 
die Maifeier bereiteten die Sozialiften große Demonstrationen vor. 
Die Regierung wurde zwar aller diejer Bewegungen Herr, aber 
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fie beichloß, der Sozialpolitif größere Aufmexkſamkeit zu widmen 
ala bisher. Zu dem Zwecke begründete Clemenceau ein eigenes 
Minifterium für Sozialpolitik, außerdem wurde ein Geſetz über 
Sonntagsruhe angenommen und ein Gejeß über Altersverficherung 
der Arbeiter eingebracht. Dieje Borlage konnte bis zum Jahres— 
ichluß nur erjt von der Kammer erledigt werden. Eine Schwierig- 
feit für die Sozialpolitik bietet freilich die Finanzlage, zu deren 
Sanierung der Yinanzminifter wie jchon früher wiederholt eine 
Einfommenjteuer vorgejchlagen bat. Auch hierüber ijt eine Ent» 
jcheidung noch nicht gefallen. — Zu erwähnen ijt noch, daß der 
Tal Dreyfus, der Frankreich jahrelang erregt bat, durch die Re— 
babilitierung des verurteilten Dreyfus und feines vornehmſten 
Derteidigers, des Generals Picquart, jebt beendet worden ift. Ent- 
jprechend dem Wachfen des radikalen Geiftes hat die franzöfifche 
Armee mehrfach mit antimilitariftiichen Kundgebungen zu fämpfen 
gehabt. 

In Italien it das wichtigjte Ereignis die Konverfion der 
fünfprogentigen Rente, die ohne Schwierigkeit gelungen iſt, wie 
überhaupt die Finanzlage ein außerordentlich günftiges Bild zeigt 
(S. 343). Infolgedeſſen hat der Staat die Möglichkeit, für die 
im borigen Jahre wieder übernommenen Eifenbahnen, die in der 
Privatverwaltung vernachläffigt worden waren, beträchtliche Auf- 
wendungen zu machen. Weitere finanzielle Opfer verlangt dann 
wie ſtets der Süden, deſſen Notlage in diefem Jahre noch durch 
einen Veſuvausbruch vergrößert worden ift. Streif3 und partielle 
Unruhen gab es wie alljährlich in mehreren Provinzen; e8 wurde 
fogar ein Generalausjtand verfucht, der freilich noch jchneller als 
der vom Jahre 1904 zuſammenbrach. Die Folge des Streiks war 
ein Bruch eines Teils der Sozialiſten mit der Regierung, jo daß 
das Minifterium Sonnino feine Mehrheit verlor und durch Gio- 
litti erjegt werden mußte. — Schwere Sorgen Hat der Regierung 
feit Jahren die Marine bereitet, da in der Verwaltung Unregel= 
mäßigfeiten fejtgejtellt wurden. Nach den Unterfuchungen des legten 
Jahres follen aber die Übeljtände bejeitigt fein. — In der aus— 
wärtigen Politik hat Italien eine wichtige Rolle in der Maroffo- 
frage gefpielt (f. oben), daneben trat der Gegenjat zu Öfterreich- 
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Ungarn auf dem Balfan hervor (©. 333), ja die öffentliche Mei— 
nung verjtieg fich zu der Befürchtung, daß Ofterreich-Ungarn mit 
Angriffsplänen umgehe. Die Regierung hat fich nach Kräften be- 
müht, gleichzeitig die politifchen und wirtichaftlichen Intereſſen auf 
dem Balkan zu fichern und die Agitation gegen ſterreich ein- 
zudämmen (8.345). — Die Beteiligung der Katholifen am öffent- 
lichen Leben Italiens hat der Kurie Anlaß gegeben, die Bildung 
von demofratifchen fatholifchen Vereinen zu verurteilen und nähere 
Vorjchriften über die politifche Betätigung der Kleriker zu erlaflen 
(S. 348). Im übrigen iſt die Kurie wejentlich durch den Streit 
mit Frankreich in Anfpruch genommen worden. 

Die Schweiz hat eine Militärreorganifation begonnen mit 
dem Zweck einer befjeren Ausbildung der Mannjchaften ohne 
gleichzeitige Erhöhung der Dienftzeit. Sodann hat fie eine längjt 
empfundene Lücke in der Gejeßgebung ausgefüllt durch eine fchärfere 
Beobachtung und Verfolgung der Anarchiften. Obgleich die Sozia— 
liften das Geſetz ala eine Verlegung der Aiylfreiheit bezeichneten 
und eine ruhige Agitation dagegen entfalteten, brachten fie doch 
nicht die zum Referendum notwendigen 30000 Stimmen zufammen. 
Ebenfo erging e3 ihnen in ihrer Ngitation gegen die im vorigen 
Jahre bejchloffene Nationalbant. Ein weiterer Ausbau des demo- 
fratifchen Gedanfens durch die Einführung einer populären Geſetzes— 
inittative it noch nicht abgejchloffen, da der Nationalrat einen 
ſolchen Vorjchlag des Bundesrat an den Bundesrat zurüdverwiejen 
hat. — Die Einweihung des Simplontunnel® gab Gelegenheit, das 
gute Verhältnis zu Italien zu betonen. Wichtig find endlich noch 
einige Handelsabfommen mit dem Auslande. 

Sn Belgien Hat die Elerifale Partei bei den partiellen 
KHammerwahlen einige Stimmen verloren aber die Mehrheit be= 
hauptet. Auch die Sozialiften haben eine moralijche Niederlage 
erlitten, da fie feinen Stimmenzuwachs erhalten haben, während 
die Wählerzahl gejtiegen iſt. Wie in den letzten Jahren hat der 
Kongojtaat das Öffentliche Intereffe in Anfpruch genommen. Mehr 
noch als die Anklagen der Engländer gegen Mißſtände in ber 
Dermwaltung erregten die Aufmerkfamfeit Außerungen des Königs, 
die feine Rechte an dem Kongoftaat formulierten. Die Mehrheit 
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der Kammer fchloß hieraus, daß der König die Übertragung des 
Kongoftaates an Belgien an gewiffe Bedingungen fnüpfen und fo 
die künftige Souveränität Belgien® über die Kolonie jchmälern 
fönne. Die Regierung juchte diefe Bedenken zu zerjtreuen und ein 
Kammerbeſchluß fegte für die Zukunft völlige Autonomie Belgiens 
dem Kongoftaat gegenüber feſt. — Die ſchon Yänger ſchwebende 
Frage der Befejtigung Antwerpens und der Ausdehnung des Hafens 
iſt noch nicht gelöft. 

In Dänemark find außer dem Thronwechjel Parlaments- 
wahlen zu verzeichnen, die in beiden Käufern der gouvernementalen 
Reformpartei der Linken einige Site entriffen haben. — Sn 
Schweden ift die Wahlreform noch nicht zuftande gefommen; in 
Norwegen haben die Storthingswahlen eine gewifjfe Spannung 
zwijchen Regierung und Parlament hervorgerufen. 

Rußland Hat den im vorigen Jahre verheißenen Berjuch 
mit dem Konjtitutionalismus gemacht. (Wir verzichten wie im 
vorigen Jahrgang auf eine nähere Schilderung der Ereigniſſe und 
begnügen ung mit einer kurzen Skizze; zur näheren Orientierung 
verweifen wir auf Treibern dv. Engelhard, Preußiiche Jahrbücher 
Pd. 125, 127 und M. Weber, Archiv für Soztalwifjenfchaft und 
Spzialpolitif Bd. 23.) Nachdem die Manifefte des Vorjahres durch 
mehrere Ukaſe über die Rechte und Geftalt der künftigen Parla- 
mente ergänzt worden waren (S. 370,374) und nachdem die Duma— 
wahlen im allgemeinen ohne größere Erjchütterungen verlaufen 
waren, wurde die neue Volfsvertretung am 10. Mai im taurijchen 
Palais in Petersburg mit großer Weierlichfeit eröffnet. Die Re— 
gierung Hatte durch ihr Wahlſyſtem und durch Beläftigung der 
oppofitionellen Wahlagitation für die Erzielung einer gehorjamen 
Duma gearbeitet, aber die Enttäujchung war groß: die ungeheure 
Mehrheit beftand aus oppofitionellen Glementen (S. 382). Den 
Kern der Berfammlung bildete die konſtitutionell-demokratiſche 
Partei (8.-D., bald genannt Kadetten), die eine parlamentarijche 
Regierung erjtrebte; die Partei des Verbandes vom 30. Oktober, 
die auf dem Boden der Regierungspolitif jtand, bildete eine ver- 
ichwindende Minderheit; revolutionäre Elemente waren in großer 
Zahl vorhanden und entftammten bejonders bäuerlichen SKreifen. 
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Die erjte Handlung der Duma zeigte ihren Gegenjfaß zum bis- 
herigen Regime: fie verlangte in einer Adreſſe an den Kaiſer eine 
ganz neue Konftitution mit dem Parlament verantwortlichen Mi- 
nijtern, Abſchaffung des Reichsrats und Amneftie für alle poli- 
tiichen, religiöfen und agrarifchen Berbrechen der letzten Jahre. 
Die Regierung verjtand nicht, die Oppofitionzluft durch Entgegen- 
fommen und durch verftändige gejeßgeberifche Arbeiten zu dämpfen. 
Graf Witte war unmittelbar vor dem Zujammentritt der Duma 
durch Goremyfin, der den Ruf eines engherzigen Bürofraten und 
Reaftionärs hatte, erjeßt worden, und auf fein Betreiben lehnte 
der Zar die perjönliche Annahme der Adreffe ab und ließ fie durch 
die Negierung ablehnend beantworten. Wenn das die Stimmung 
der Duma verbitterte, jo noch mehr das Ausbleiben jedes Geſetzes— 
vorichlages von jeiten der Regierung, jo daß fich die Debatte 
wochenlang nur um die Adrefje und allgemeinen Wünfche drehen 
fonnte. Eine materielle Verhandlung fand erjt jtatt, ald aus den 
Reihen der Kadetten ein Projekt vorgelegt wurde, das den Krebs— 
ichaden des Landes, die bäuerliche Not, zu heilen bejtimmt war 
(23. Mai). Es ſah die Urfache der Not in dem Mangel an Land— 
befig der Bauern und verlangte, daß zur Ausftattung der Bauern 
eine umfangreiche Zwanggenteignung borgenommen werden jollte: 
die Staat3domänen, die Apanagegüter, die Kabinettsgüter des Zaren, 
die Kloſter- und Kirchenländereien jollten ohne Entſchädigung zu= 
gunften der Bauern fonfisziert werden, gegen Entſchädigung jollte 
derjenige Zeil des Privatbefißes, der eine noch zu bejtimmende 
Norm überjchritte, ebenfall3 enteignet werden. Aus diejen Län— 
dereien follte ein Landfonds gebildet werden zur Verforgung von 
landlofen und landarmen Bauern ſowie für Landarbeiter und 
fonftige Angehörige des Bauernftandes, die wegen Landmangel 
ihren urjprünglichen Stand verlafjen hätten aber fich ihm jetzt 
wieder zumwenden wollten. jeder Bauer follte jo viel Land er— 
halten, daß der Ertrag für eine Familie ausreichte; ala Gegen 
leiftung hätte er eine jährliche Abgabe an den Staat zu leijten. 
Der Plan fand wegen jeiner Eingriffe in das Eigentumsrecht 
icharfen Widerjpruch bei der Regierung und bei Abgeordneten, die 
blühende landwirtjchaftliche Diftrikte, wie Polen und die Oſtſee— 
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provinzen, vertraten; auf der anderen Geite forderte die äußerſte 
Linke unter Führung mehrerer bäuerlichen Deputierten unentgelt- 
liche Landausteilung, widrigenfall3 eine Revolution ausbrechen 
werde, ja fie jcheuten nicht vor der Forderung zurüd, das Privat: 
eigentum an Land abzujchaffen. Dies Projekt, deffen Unausführ- 
barfeit Engelhard a.a. O. nachgewiefen hat, wurde von der Negie- 
rung beantwortet mit einer Gegenvorlage, die die Zwangsenteig- 
nung gegen Private verwarf, aber Staat3- und Apanageländereien 
zur Verfügung ſtellte. Zu einer fachlichen Beratung hierüber kam 
es nicht. Sei e8, daß die Fähigkeit der meisten Abgeordneten, wie 
vielfach behauptet wird, Hierzu nicht ausreichte, jei e8, daß die 
Regierung fich durch ihr langes Zögern ſelbſt um alles Vertrauen 
gebracht Hatte: genug, die Duma veranjtaltete anftatt Diskuffionen 
Lärmſzenen und einige Abgeordnete fuchten durch Agitationsreifen 
die Bauern gegen das Regierungsprojeft aufzumwiegeln. Zum Zeil 
mit Erfolg, wie agrarifche Aufjtände bewiejen. Die Regierung 
juchte die Duma einzufchüchtern, indem fie ein Manifeft an die 
Nation erließ und die Arbeitsunfähigfeit der Duma fcharf tadelte, 
aber fie erreichte daS Gegenteil: die Duma bejchloß ihrerjeits eine 
Gegentundgebung an das Volk zu richten und es zur Unterftüßung 
des agrarischen Dumaprojektes aufzufordern. Dies Vorhaben brachte 
die Regierung zum Entjchluß, die Duma aufzulöjfen und eine neue 
für den März 1907 einzuberufen. Die Tagung war alfo fait un— 
fruchtbar; das einzige Geje war eine Bewilligung für die not» 
leidenden Bezirke; die Regierung hatte 50 Millionen Rubel verlangt, 
die Duma gewährte ihr aus allgemeinem Mißtrauen nur 15. 
Außerdem Hatte die Duma beſonders behandelt die Abjchaffung 
der Todesſtrafe und Mebeleien unter den Juden, die fie auf Regie— 
rungdorgane zurüdführte. 

Gleichzeitig mit der Auflöfung ernannte der Zar zum 
Minijterpräfidenten den Minifter des Innern Stolypin, der für 
einen tüchtigen und redlichen Berwaltungsbeamten galt und ala 
fein Programm Aufrechterhaltung der Ordnung und Reformmaß— 
regeln proflamierte. Zur Durchführung des erjten Teils erhielten 
die Militärbehörden in den Gebieten des verjtärkten Schutzes Voll- 
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und die Urteile auf der Stelle zu volljtreden, und die Gegner der 
Regierung wurden mit allen Mitteln der Polizei befämpft. Als 
Reformmaßregeln veröffentlichte fie den Plan, vier Millionen Hektar 
Staatöländereien an die Bauern zu verteilen, ferner hob fie die 
Sonderftellung der Bauern auf und die Yudenfrage verjprach fie 
in liberalem Sinne löfen zu wollen: aber eine wirkliche Beruhigung 
erzielte fie damit nicht. Die Weldgerichte haben zwar mafjenweife 
verurteilt und exefutiert, aber Überfälle, Mordtaten, Beraubungen 
von einzelnen Berjonen, Behörden und Eifenbahnen hörten nicht 
auf. Auch die revolutionäre Propaganda, in der wie jtet3 Aka— 
demifer eine Hauptrolle jpielten, war nicht zu unterdrüden. Natür- 
lih gab es auch im Militär zahlreiche Meutereien, wenn auch Die 
meiften Mannschaften noch die Treue bewahrten. Daß bei diejen 
Zuftänden die Finanzen noch mehr in Verwirrung gerieten, ijt 
verftändlich. Nachdem es zu Beginn des Jahres noch einmal ge= 
lungen war, eine große Anleihe im Auslande abzujchließen, wurden 
im Sommer Gerüchte über ein gewaltige Defizit verbreitet, die 
die Regierung nicht überzeugend zu widerlegen vermochte. — Finn— 
land hat im Reichsgrundgeſetz Anerkennung feiner Autonomie er- 
halten und iſt nur noch in Perfonalunion mit Rußland verbunden. 
Es ijt aber ebenfall3 durch innere Kämpfe heimgejucht worden. 

Auf der Balfanhalbinjel haben die gewöhnlichen Känıpfe 
zwiſchen den verjchiedenen Stämmen in Makedonien jtattgefunden. 
Bulgarien und Griechenland find darüber längft in Spannung 
geraten, und im legten Jahre find aus demfelben Anlaß auch die 
Beziehungen zwijchen Rumänien und Griechenland abgebrochen 
worden. Werner haben die Untaten bulgarijfcher Banden zu fcharfen 
Korrefpondenzen zwijchen Konftantinopel und Sofia geführt, in- 
deſſen ohne tiefere Spuren zu Hinterlaffen. — Die Pforte hat in 
einem Streit mit Egypten um die Sinaihalbinjel den fürzeren ge- 
zogen, da England mit großer Schroffheit vorging (S. 296, 405), 
und ein Verſuch, die Zollſätze zur Verbefferung der Finanzen zu 
erhöhen, jcheiterte einjtweilen ebenfalls am Widerjtand Englands, 
obgleich alle anderen Großmächte eingewilligt hatten. 

In den Vereinigten Staaten hat Präfident Roojevelt in 
der inneren Politik mehrere wichtige Erfolge erreicht. Er hat durch 
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ein Gejeß der Handelskommiſſion, die die Handelsbeziehungen zwifchen 
den einzelnen Staaten der Union zu regeln bat, das Recht erteilen 
laſſen, Marimaltarife feſtzuſtellen, ferner find die Eifenbahngejell- 
ichaften fortan gezwungen, fich allein auf den Transport zu be= 
ichränfen, anjtatt, wie bisher vielfach gejchehen tft, die zu trans- 
portierenden Waren jelbjt herzuftellen und fich durch Ausnahme— 
tarife ein Monopol zu verjchaffen. Ebenjo hat der Präfident gegen 
hartnädigen Widerjtand der Repräjentantenfammer ein Gejeg zur 
beſſeren Überwachung des Fleifcher- und Konjervengewerbes durch: 
gebracht. Hierdurch erhält der Aderbauminifter die Befugnis, das 
Schlachtvieh, das zu verarbeitende Fleiſch, die Schlachthäufer, die 
Konfervenfabrifen auf Staatskoſten zu fontrollieren. Der allgemeine 
Unwille, den Enthüllungen über ungeheure Unjauberfeiten in Chi— 
cagoer Schlachthäufern erregten, half dem Präfidenten den Wider- 
jtand des Kongreſſes brechen. Außerdem hat derjelbe Minijter 
durch ein anderes Geſetz erweiterte Kontrollrechte über Apothefer- 
waren und Lebensmittel zur Verhütung von Fälfchungen erhalten. 
Endlich gelang es dem Präfidenten, einige Truſts wegen Verlegung 
des Tarifgeſetzes zur Rechenjchaft zu ziehen. — Der gewaltige 
Reichtum und die wirtichaftliche Energie der Union offenbarte fich 
glänzend in der ſchnellen Überwindung des Unglüds von San 
Hrancigco. — Die Dependenzen haben den Amerikanern mehrfach 
zu jchaffen gemacht; jo wurde auf den Philippinen eine Inſur— 
gentenjchar niedergemacht und auf Kuba mußte eingefchritten wer— 
den, um zwijchen den badernden Barteien zu vermitteln. Der Bau 
des Banamafanalz, den Rooſevelt jelbjt in Augenschein genommen 
hat, ijt jeßt endgültig als Schleufenfanal beichlofien worden; der 
Kongreß hat bereit3 für 1907 42,5 Millionen Dollars dafür be— 
willigt und bejtimmt, daß in erjter Linie amerifanijche Lieferanten 
berüdfichtigt werden jollen. — In der auswärtigen Politik haben 
fih die Vereinigten Staaten zwar an der Konferenz von Algeciras 
beteiligt, aber fich im allgemeinen zurüdgehalten und die Schluß: 
afte nur mit dem Vorbehalt unterzeichnet, feine Verpflichtung für 
die Durchführung der Maßregeln übernehmen zu fönnen. Am 
Schluß de3 Jahres trübten fich die Beziehungen zu Japan, da 
Sapan gegen den Ausſchluß der Japaner aus den falifornijchen 
30* 
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Schulen proteftierte und der Präfident fein Mittel Hatte, Kali- 
fornien zur Berüdfihtigung der japanischen Schulen zu bewegen. 

Mittel- und Südamerika ift dies Jahr außer durch die 
gewohnten Revolutionen, Bürgerfriege und nachbarlichen Händel 
der KHleinftaaten durch Erdbeben und andere Naturereignifje heim 
gejucht worden, die große Verwüftungen angerichtet haben. Die 
Beitrebungen auf engeren Zufammenjchluß jämtlicher amerikanischer 
Staaten unter Führung der Union find auf dem panamertkantjchen 
Kongreß wieder erörtert worden und zwar ift dabei beſonders die 
Frage diskutiert worden, wie europäifche Intervention zu verhindern 
jei, falls amerifanifche Staaten ihren Verpflichtungen nicht nach- 
fämen. Bisher hat Nordamerita noch abgelehnt, jäumige Schuldner 
zu jhüßen. — In Afrika Haben England, Frankreich und Italien 
ihre Intereſſen in Abejfinien gegeneinander abgegrenzt, aber aus— 
drüclich die Gleichberechtigung der anderen Nationen vorbehalten. — 
In Afien Hat Japan troß der großen Kriegskoſten jeine Rüftungen 
zu Wafler und zu Lande mit Nachdrud fortgejegt und die Forde— 
rungen, die es in den fommerziellen Verhandlungen mit Rußland 
jtellt, beweijen, daß es an eine weitere Ausdehnung jeiner Macht 
auf dem afiatijchen Teitlande denkt. Das durch den Krieg ge= 
jtiegene Selbjtgefühl offenbart fich in einer jcharfen Kritik der eng= 
liſchen Heereszujtände, in dem energiſchen Auftreten gegen Amerika 
und in der Benachteiligung des europäischen Handels in der Man— 
djchurei. — Nach dem Mujfter Japans jucht China ſich allmählich 
zu modernifieren. Europäiſche Offiziere und Beamte hat e8 ja 
längjt angejtellt, auch Studienfommijfionen wiederholt nad) Europa 
entjandt, ganz neu ift aber der Beichluß, eine moderne Berfafjung 
einzuführen, um den Gegenjaß zwifchen Herrjcher und Untertanen 
zu bejeitigen. Zur Vorbereitung der Konftitution find eine Anzahl 
Reformedikte erlaflen worden. Was China erjtrebt, hat Berjien 
bereit3 nach einigen Erjchütterungen durchgeführt. 
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Airifa 422—425. 
Ueberf. 432, 459, 468. 


Abeſſinien. Bertrag Eng- 
lands, Frankreichs, Italiens 425. 


Britiih-Afrifa. Aufftand in 
Nigeria 422 — Behandlung der 
Inſurgenten in Deutjch-Südmelt- 
afrifa 422 — Grenzregulierung 
in Kamerun 422 — Eingeborenen- 
aufitand, Kabinettäfrifis in Natal 
422, 423 — Abkommen über den 
oberen Nil 423 — Niederlage der 
Rebellen in Natal 423 — Un— 
ruhen in Transvaal 423 — Pro- 
gramm der Nationalvereinigung 
in Transvaal 424 — Burenhand- 
jtreih in der Kapfolonie 424 — 
Verfaſſung für Transvaal 424. 


Deutih-Afrifa. Aufftand in 
Kamerun 422 — Belämpfung des 
Aufftandes in Dftafrifa 422 — 
Ergebung Iſak Witbois 422 — 
Grenzablommen in Kamerun 422 
— Niederlage der Rebellen in 
Dftafrifa 422 — Gejamtverluft in 
Südweſtafrika 422 — Niederlage 
Morengas 423 — Zurüdgehen des 
oftafrifaniichen Aufftandes 424 — 
Niederlage der Hottentotten 424 
— Entwaffnung von Buren 424 
een der Bondelzwarts 
425. 


Kongoftaat. Ablommen mit 
England über den oberen Nil 423 
— Berbefferung der Verwaltung 

23, 359. 


’ 


Maroffo. Unterftügung der 
Rebellen durch Frankreich 422 — 
pe kg: en. der Algecirasafte 

— Niederlage des Präten- 
— 423 — Empörung Rai— 
ſulis 424 — Franzöfifchefpanifche 
Expedition 425 — Gebba3 gegen 
Raifuli 425. 


Afien 426—431. 
Ueberſ. 459, 468. 


Britiih- Indien. Vertrag 
mit Tibet 427 — Unruhen in 
Bengalen 429, 431 — Islam und 
Parlamentarismus 431. 


China. Vertrag Tibet3 mit 
England 426, 427 — Beltim- 
mungen für Fremdenniederlaſſun⸗ 
gen 426 — Studienkommiſſion in 
Europa 427, — Plünderung von 
Miſſionen 427 — Unruhen in 
Honan und Scantung 427 — 
Unruhen in Tibet 427 — Boll- 
verwaltungsfrage 428 — dyine- 
fiihe Studenten in Japan und 
Deutihland 428 — Edikt über 
künftige Berfafjung 430 — Hafen- 
öffnung 430 — Taifun in Hong» 
fong 430 -- Verbot des Dpiunte 
rauhens 430 — Berwaltungs- 
reformen 431 — Mißernte und 
Hungersnot 431. 

Bean e- ⸗Aſien. Unruhen 
in Tonfin 4 

Yapan. ——— 426 
— Kriegskoſten 426 — Kritik der 
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englijchen Armee 426 — Berftär- 
fung der Marine 427 — Beichlüfie 
über die Finanzen 427 - Eijen- 
bahnverftaatlihung 427 — Boll- 
erhöhung 427 — Kriegsverluſte 
428 — Ueberſchwemmungen 428 

- Heeresetat 428 — Konflikt mit 
Amerika wegen Robbenichlags 429 
— Benadteiligung des europäi- 
jchen Handels 429 — Dalny Frei» 
hafen 430 — Bildung einer Ar- 
beiterpartei 430 — Verkehrs— 
erleichterung in der Mandfchurei 
430 — Beſuch deuticher Parla- 


mentarier 431 — Univerfitäts- 
ftiftung 431. 
Korea. Aufſtände 428. 


Niederländifh-Andien. 
Kämpfe auf Gelebes 426, 428, 430. 

PBerjien. Berufung von No- 
tabeln zur Gejeßgebung 426 — 
Geiftlichkeit für Reformen 428 — 
Unruhen 428 — Berfafjung 429 
— Barlamentseröffnung 431 — 
Anleihevertrag 431 — National- 
banf 431. 


Philippinen. Niederlagen der 
Snjurgenten 427 — Berlufte der 
Amerikaner 428. 

Ruſſiſch-Aſien. Meutereien 
in der Mandjchurei 426 — Ber- 
fehrserleichterungen 430, 


Auftralien und Südfee 421. 


Belgien 358. 
Ueberj. 462. 


Dänemark 363. 
Ueberſ. 463. 


Deutſches Reich 1—234. 
Ueberſ. 432, 441. 
Auswärliges. 

Balkanpolitik Italiens 1 — 
Weißbuch über Marokko 1 — Bot— 
ſchaft in Japan 1 — Wechſel im 
Staat3jefretariat des Auswärtigen 
9 - Sozialdemokratie und ruj- 
fiiche Revolution 19, 166 — eng- 


Alphabetifhes Regiſter. 


tifche Arbeiter in Deutichland 20 
— Handeldablommen mit Nord- 
amerifa 39, 40, 92 — Gozial- 
demofratie und Maroffofonferenz 
39 — Handelövertrag mit Abej- 
finien 43 — Fleiſcheinfuhr aus 
dem Auslande 48, 175, 179, 219, 
231 — Berfehröftörungen an der 
ruffiihen Grenze 51 — Dffiziöje 
Kundgebungen über die Maroffo- 
fonferenz: franzöfiihe Minifter- 
frijis und Konferenz 61, Barijer 
Preſſe und Konferenz 64, Inſtruk— 
tion an den ruſſiſchen Bevollmäch- 
tigten und Haltung des „Temps“ 
67, 85, Haltung der deutjchen Be- 
vollmädtigten 76 — Bülow über 
Marokko 88 — ausländiiche Stu- 
denten in Deutjchland 72 — deutjch- 
feindliche Strömungen in Rußland 
72 — Hilfeleiftung in Courriöres 
86 — Deutichland und eine ruj- 
fiihe Anleide 91 — Ordensaus— 
zeihnungen für Algeciras, Tele- 
gramm an Goluchowski 91 — 
Spenden nad) dem Veſuvausbruch 
93 — „Bormwärts” über das fran— 
zöjiiche Kabinett 94 — Balleftrem 
über die Kataftrophen in Italien 
und Amerifa 95 — Rüdtritt Hol- 
ſteins 97 — Deutichland und der 
engliich-türfifhe Konflitt 97 — 
preußiicher Landtag über Aus- 
weilung von Rufen 106 — Be- 
juh von Mitgliedern von Stadt- 
verwaltungen in England 109 — 
Handeldvertrag mit Schweden 113 
— Rüdfehr der oftafiatiichen Be- 
jagungsbrigade 126 — Beſuch von 
Sournaliften in England 132 — 
angeblich deutſch-öſterreichiſche 
Intervention in Rußland 147, 
166 — Beſuch des Königs von 
England in Cronberg 162 — 
Bombenfabrik ruſſiſcher Revolu— 
tionäre 156 — Beſuch des eng— 
liſchen Kriegsminiſterss 157° — 
ph ſchwediſcher und däniſcher 

Schiffe in Kiel 157 — Beſuch 
ruſſiſcher Kriegsichiffe 157 — Ent- 
hüllungen über Bismarcks aus- 
mwärtige Bolitit in Hohenlohes 
Dentwürdigkeiten 167 — inter- 
nationale Konferenz über draht- 
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Ioje Telegraphie 169, 178 — Be- 
ſprechung der Monroedoftrin in 
der Univerfität, Hoc, des Kaiſers 
auf Roojevelt 177 — Baffermann 
gegen die auswärtige Politik 177 
— Preſſe über den Reichdtag und 
auswärtige Bolitit 200 — Beſuch 
des däniſchen Königspaares 201 
— franzöſiſch-⸗ſpaniſches Borgehen 
in Marokko 218 — Enthüllungen 
über angebliche Beziehungen zwi— 
Yes — un und Zentrum 

893 226 — Beſuch des norwe— 
ae Königspaares 230 — Han— 
delsabkommen mit Spanien 231. 


Reichstag über auswärtige 
Politik: Marokko und Allgemeines 
88 bi8 91 — Ausweiſung von 
Rufen 100 — Goluchomsfidepejche 
und Dreibund 116 — Snterpella- 
tion Bafjermann, Reden Bülows: 
Allgemeines, Maroflofrage, Bar- 
teien und auswärtige Politik, Dog- 
matifierung Bismarcks 180 bis 200 
— Generalafte über Algeciras 219. 


Baden. 

Kammer und Regierung über 
Fleiſchteuerung 16, 179 — Kam— 
mer über Wahlagitation fatho- 
liſcher Geiftlihen 23, 127 — 
—— —— Kammerpräſi⸗ 
dent 24 — Regierung über liberal- 
a Wahlbündnis 

31 — Finanzminifter über Tabaf- 
teuer 33 — Geburt eines Prin— 
zen, Sicherung der Thronfolge 44 
— Polizei und Sozialdemokratie 
64 — Bismardverehrung und Bis- 
mardfeindjchaft 92 — Elementar- 
unterrichtägejeg 102 — Ummwand- 
fung der Amtsverfündiger 146 — 
Mißbrauch der Amt3gewalt der 
Geiftlihen 149 — Bermögens- 
fteuer, Steuerreform 150 — Re- 
gierungsjubiläum, goldene Hoch— 
aeit, Geburtstag des Großherzog3 
58. 


Bayern. 

Hundertjähriges Beſtehen des 
Königtums 1 — Kammer über 
Patriotismus, Staatsrecht, Kom— 
mandierungen nach Preußen 3 — 
Feldzeugmeifterei 4,22 — Prinz 


Ludwig über Wahlreht 7, 20 — 
Reichsrat über Schiffahrtsabgaben 
17 — Wahlrecht im Reichstag 20 
— Rammer über Brauftener 35 
— Sammer über Reihsjahen 37 
— Sammer über die Leiftungen 
des Reichs 44 — Kammer über 
Rotterien 53, 147 — Wahlgeſetz 
vollzogen 88 — Reichsrat über 
Ordensgeiſtliche 97° — Landes— 
jubiläumsausftellung in Nürnberg 
106, 174 — Sammer über Ber- 
kehrsreform 111 — Fahrkarten— 
ſteuer 111 — Schulreform 116 — 
Kammer über Konfeſſions- und 
Simultanſchule 126 — deutſcher 
Lehrertag in München 126 — 
Zulagen für Volksſchullehrer 127 
— Kammer über Schmutzliteratur 
131 — Finanzielle Lage der Staat3- 
bahnen 140 — Zuſtände im Ka— 
dettenforp 142 — Münchener 
RKunftleben 145 — Waſſergeſetz 
148, 149 — Nachſeſſion 148, 149 
— Kammer über Malz- und 
Futtergerfte 150 — Privat- und 
Staatömutungen 151 — leber- 
gangsabgabe auf Bier beim Ueber— 
gang nad) Norddeutichland 151 — 
Tod Riedels 151 — Pertagung 
des Landtags 154 — Gtreif und 
Krawall in Nürnberg 156 — Ge- 
werbefammertag in Nürnberg 157 
— Demonftrationen für und gegen 
Simultanjhulen 162 — Grund» 
fteinlegung zum deutjchen Muſeum 
179. 


Braunſchweig. 


Lotterievertrag mit Preußen 132 
— Tod des Prinzregenten 162 — 
Errichtung eines Regentſchaftsrats 
162 — Regierung und Landtag 
über die Anſprüche Cumberlands 
162 — Korreſpondenz mit Fürft 
Bülow über die Negentichafts- 
beichlüfje 168 — Korrejpondenz 
de3 Herzogs von Cumberland mit 
Kaiſer und Reichskanzler 170 — 
Herzog von Cumberland an das 
Minifterium 172 — Staatsmini— 
fterium über Wahl eines Regenten 
173 — Landtagöbeihluß hierüber 
175 — Preſſe über braunjchwei- 
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üche Frage 177 -- angebliche 
läne Gumberlands 231. 


Bremen. 
Rückkehr der oftafiatiichen Be- 
jagungsbrigade 126 — religiond- 
oje Schule 132. 


Enthüllungen. 

Ueber Bismardd legte Pläne 
und Entlaffung 167 — Kaiſer, 
Papſt und Zentrum bei der Mi- 
litärvorlage 1893 226. 


Elfaß:fothringen. 
Gründung einer Zentrumspartei 
57 — Landesausſchuß über Wein- 
gejeg 65 — Beſuch des Kaijerd 
in Diedenhofen 111. 


Euangelilhe Kirche. 

Toleranzfrage, Dijfidentenfinder 
13, 100 — Miſſionen und Islam 
33, 58, 87 — Miſſionen in Süd- 
weitafrifa 34 — koonfeſſioneller 
Streit an den Hochſchulen 62 — 
Streit um Konfeſſions- und Si— 
multanichule 68, 126, 162° — 
Orden und Chriftentum 97 — 
evangelijch-fozialer Kongreß 126 
— Gtaat und Kirche in Baden 
127 — religiongloje Schule 132 
— Mifbraud) der geistlichen Amts— 
gewalt in Baden 149 — deutjch- 
evangelischer Lehrerbund und 
Schule 169. 


Finanzen. 

Preußiicher Etat für 1906 1, 
85 — preußiiches Sparfafjengejeg 
4, 66 — Perjonentarifreform 4, 
133 — Naturalleiftungen für das 
Heer 6 — Lotterieverträge 6, 132 
— Shiffahrtsabgaben 6, 17, 40, 
147 — Diäten für den Reichstag 
9,93, 105 — Finanzen und Ko— 
fonien 10, 33, 149, 201, 202, 
218, 219 — Benfionsgejeg für 
Offiziere und Unteroffiziere 11, 
113 — Beteranenunterjtügung 47 
— Kotteriefrage in Bayern 53, 
147 — Tarifreform 87, 145 — 
ruſſiſche Anleihe 91 — deutſche 
und preußiſche Anleihe 92 — 
Spenden für Italien 93 — Eiſen— 
bahnvorlagen in Württemberg, 





in Preußen 103, 107 — Novelle 
zum preußischen Einkommenſteuer— 
gejeg 104 — Zuſchüſſe für Woh- 
nungen von preußiichen Staat3- 
beamten 107 — ftaatlicher Berg- 
bau in Preußen 110 — Reichs— 
fafjenicheine 111 — Entſchädigung 
der ſüdweſtafrikaniſchen Anſiedler 
119 — — 85 — Reichs⸗ 
etat 125 — Dienſtalterszulagen 
für bayeriſche Lehrer 127 — Ver— 
beſſerung der Hamburger Waſſer— 
verhältniſſe 144 — Lehrergehalt 
in Preußen 149 — Vermögens— 
ſteuer in Baden 150 — Ueber— 
gangsabgabe auf bayeriſches Bier 
151 — Budgetrecht und Kolonien 
157, 447 — Ueberſchuß des Reich3- 
etat3 1905 157 — jozialdemo- 
fratifche Finanzen 165 — Wein- 
fteuer 179 — Wert der Kolonien 
201 — Reichsetat für 1907, 
Steuerpläne 219. 
NReihsfinanzreform. Erite 
Beratung 2 — Budgetfommiffion 
und Braufteuer 12 — Tabafijteuer 
17, 33, in der Kommifjion 65 — 
Steuerfommijfion über die Ber- 
fehrssteuern 29 ff. — Bayerijcher 
Landtag über Braufteuer 33 — 
Gutachten des Handelstags 39 — 
Schluß der eriten Leſung in der 
Kommilfion 53 — Reichsvermö— 
gensfteuer 76 — Beichlüjje der 
Kommiljion in zweiter Leſung 87 
— zweite Beratung im Plenum 
97, 102, 103, 105 — Erbidafts- 
fteuer 105 — Novelle zum Stempel- 
geſetz 107, 111 — Mantelgeſetz 
109 — Fahrfartenfteuer in der 
bayerijchen Kammer 111 -— Dritte 
Beratung im Plenum 111 — 
Kundgebungen de3 Kaifers hierzu 
113, 146 — Snfrafttreten der 
Bigarettenfteuer 140, der Fahr— 
fartenjteuer 150 — Kritik der 
Natiovnalliberalen 161, 169. 


Hamburg. 


Wahlrechtsdemonftrationen 10 
— Annahme der Wahlrechtsvor- 
lage 18 — Ausſperrung von Hafen- 
arbeitern 100 — Enthüllung des 
Bismarddenfmald 126 — Regatta, 
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Nede des Kaiſers 132 — Beſſe— 
rung des Trinktwafjerd 144 — 
Rente ftaatlic) Angeftellter 145 — 
Entdedungruffischer Revolutionäre 
156 — deutjch-evangeliicher Xehrer- 
tag 169 — Untergang des „Her- 
mann“ 177. 


Handel, Berkehr und Wirtfhaftspolitik. 


Eijenbahntarifreform: 
Perjonentarif4 — Betriebögemein- 
ihaft 566 — „Nordd. Allg. Ztg.“ 
hierüber 87, 145 — Konferenz 
der Eijenbahndireltoren 92 — 
württembergiſche Denkſchrift 133, 
145 — Wechſel im Miniſterium 
der öffentlichen Arbeiten in Preu— 
Ben 96 — Eiſenbahnbau in Würt— 
temberg 53 — Eijenbahnbau und 
Verwaltung in Preußen 54, 103, 
107 — Reichseiſenbahnen 56 — 
Berfehrsreform in Bayern 111. 

Lage der Landwirtichaft 5 — 
Schiffahrtsabgaben 6, 17, 40, 147 
— Fleifchteuerung 12, 16, 48, 157, 
175, 179, 219, 231 — Braufteuer, 
Tabaffteuer, Bortoerhöhung, Fahr— 
fartenfteuer, Stempelfteuer j. Fi— 
nanzen — Maß—- und Gewichts— 
ordnung 16 — innere Kolonijation 
in Preußen 19, 57, 77 — Aen— 
derung des ſächſiſchen Berggeſetzes 
29 — Unglüd auf Zeche Boruffia 
29, 32 — Berjammlung des Bun- 
des der Landwirte 33 — Aus: 
dehnung des preußijchen Staats— 
bejige3 an Bergmwerfen, Kalimono— 
pol 35, 110 — Handelsabfommen 
mit Nordamerifa 39, 40, 92 — 
Handelötag über Reichsfinanz— 
reform 39 — Handelövertrag mit 
Abejjinien 43 — Poſadowsky und 
die Landwirtichaft 48 — Fleiſch— 
einfuhr aus Rußland und anderen 
Staaten 48, 157, 175 — Boll- 
ordnung für Malz- und andere 
Gerſte 49, Debatte in der baye- 
riihen Kammer 150 — Berfehrs- 
ftörungen an der ruſſiſchen Grenze 
51 — Menderung des Handels- 

eſetzbuchs 53 — Poſtetat 57 — 

eingejeßgebung 65, 179 — 
Streits 85, 93, 100, 152, 156, 
219, 231 — Erwerb des Sali- 


werkes Herchnia in Preußen 86, 
110 — Raualifierung des Mainz 
93, 125 — Landesjubiläunsaus- 
ftellung in Nürnberg 106 — 
Handel3vertrag mit Schweden 113, 
119 — Erö — des Teltow— 
kanals 126 — Maſſenſtreikfrage 
138, 164 — Verſchuldungsgrenze 
für land- und forſtwirtſchaftliche 
Grundſtücke 142 — Handels- und 
Gewerbeſchulen in Württemberg 
145 — Boyfott- und Verrufs— 
erklärung 146 — Baheriſches 
Waſſergeſetz 148, 149 — Staats— 
und Privatmutungen in Bayern 
151 — Abgabe auf bayerijches 
Bier 151 — Handeld- und Ge- 
werbefammertag über Befähi- 
gungsnachweis 157 — Konferenz 
über drahtloje Telegraphie 169, 
178 — Notlage der Weingärtner 
174 — Wechſel im preußiichen 
Landwirtichaftsminifterium 179, 
201 — Grundfteinlegung zu einem 
technischen Mufeum 179 — Er- 
plofion einer Roburitfabrif 202 — 
fommerzieller modus vivendi mit 
Spanien 231 — Bülow über 
Handelöverträge und Landmirt- 
ichaft 233 — Kolonien und Wirt- 
ſchaftspolitik j. Koloniales. 


Heer und Flolte. 


Wechſel im Amt des General- 
itabschef3 1 — Mißhandlungen 
in Bayern, Kommandierungen nad) 
Preußen 3 — bayerijche Feldzeug- 
meifterei 4,22 — Naturalleiftungen 
für die bewaffnete Macht 6 — 
Duelle in der Armee 7, 82° — 
Penſionsgeſetz für Offiziere, Unter- 
offiziere und Mannjchaften 11, 113 
— Ach + 38 — Befeftigung Kiau- 
tihous 46 — Beteranenunter- 
ftügung 47 — Bereidigung der 
Marinerefruten 58 — Bewaffnung 
der Artillerie 61 — Flottengejeß 
74, 113 — Mißhandlungen, Sta- 
tiftit, Beichwerdereht 82 — Mi— 
litärwerfjtätten 84 — Krieg und 
Eijenbahnen in Südweſtafrika 119 
— neues Ererzierreglement für die 
Snfanterie 124 — Rückkehr der 
oftafiatiihen Beſatzungsbrigade 
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126 — Wechſel im mwürttember- 
giihen Kriegsminiſterium 127 — 
Segeliport und Flotte 132° — 
Buftände im bayeriichen Kadetten— 
korps 142 — Beſuch des eng- 
lichen Kriegsminifterd 157° — 
Beſuche ſchwediſcher, däniſcher, ruf- 
ſiſcher Schiffe 157 — Denkmal 
für das Lager von Bunzelwitz 159 
— Wechſel im Präfidium des 
Reichsgerichts 167 — Prinz Hein- 
rich Großadmiral 167 — Liefe— 
rungen für Giüdmeftafrifa 149, 
172 — Erinnerung an die Schladht 
von Sena 173 — Generalftab 
über Südweftafrifa 200 — Trup- 
penftärfe in Südweſtafrika 218, 
219 ff. 


Helen. 

Neunftündige Arbeitszeit der 
Eijenbahner 1 — Wechſel im Mi— 
nifterpräjidium 17 — fonfejfionelle 
Streitigfeiten an Hochichulen 62 — 
Sleichberechtigung der höheren 
Lehranftalten 94 — Negierung 
und Gozialdemofratie, Minijter- 
frifis 178 — Geburt eines Erb- 
großherzogs 218. 


Juſtij. 

Juſtiz und Sozialdemokratie 5 
— Reform des Schwurgerichts 17 
— Schwurgericht und Tendenz— 
prozeſſe 44 — Behandlung des 
Publikums in Preußen 97 — 
Gericht und Schmutzliteratur 131 
— Immunität der Abgeordneten 
146 — Reichsgericht über Boy— 
kott und Verrufserklärung 146 — 
Gnadenakt des Kaiſers 155 — 
Wechſel im Präſidium des Reichs— 
militärgerichts 167 — Verurtei— 
lung wegen Krawalls 167 — Unter- 
ſuchung der Lieferungen für Süd— 
weitafrifa 149, 172 — polnifche 
Schulprozefje 178 — NRechtsfähig- 
feit der Berufsvereine 202. 


Katholiſche Kirche. 

Kontrolle katholiſcher Geiſtlichen 
in Preußen 12 — bürgerliche und 
religiöjfe Toleranz, Diſſidenten— 
finder 13, 100 — Geiftliche und 
polniicher Strazverein 19, 97 — 


— — — — — — — — 


Alphabetiſches Kegiſter. 


——— Geiſtliche bei den Wahlen 
23, 127 — Miſſionen und Islam 
33, 87 — Miſſionen in Süd- 
weſtafrita 34 — Kongregationen 
an höheren Schulen 44 — Geiſt— 
liche und Verein deutſcher Katho— 
liken in Poſen 48 — konfeſſio— 
neller Streit an den Hochſchulen 
62 — Streit um Ronfeſſions— 
und Simultanjchule 68, 126, 162 
— Orden und Chriftentum 97 — 
Staat und Kirche in Baden 127 
— religionslofe Schule 132° — 
Mißbrauch der geiftlichen Amts- 
gewalt in Baden 149 — deutjcher 
und polnischer Religionsunterricht, 
Schulſtreik 151, 175, 178, 218 — 
Erlaß Stablemsfis 172 — Katho— 
lifentag, katholiſche Leiftungen, 
päpftliche Autorität 154 — Tod 
Stablewskis 202 — Miffionen und 
Kolonialbeamte 202 ff., 219 ff. — 
Enthüllung über die Stellung des 
Bapftes 1893 226 — Bülow über 
die Stellung der kathol. Kirche 234. 


Kolonialpalitik. 


DOftafrifanischer Aufftand 9 — 
Bmwangsarbeit 9 — Ujambarabahn 
9 — Reichsgarantie für die Eijen- 
bahn Duala-Manenguba 10 — 
Kolonialjcyulen und Islam 33, 58, 
87 — Abgrenzung der Milfions- 
gebiete in Südmeltafrifa 34 — 
Aenderung in der Verwaltung der 
Süpdjeefolonien 35 — Befeftigung 
Kiautſchous 46 — Beamtenernen- 
nung 58 — Beamte und Mij- 
jfionen 59 — Charakter der Ko— 
lonialpolitit 59 — Kolonialamt 
oder Staat3jefretariat 66, 79, 118, 
120 — Gouverneur von Oftafrifa 
933 — Bahn Lüderigbucht-Feet- 
manshoop 119 — Entihädigung 
der jüdmweftafrifanifchen Anfiedler 
119 — Indiskretionen über Ka— 
merun 135, 146 — Beanten- 
wecjel 148 — Wechſel in der 
— 161 — amtliche Denk— 
ſchrift 201 — Lieferungsverträge 
204 — Organiſationsfragen 204 
— Kolonialkriege 208 — Land— 
geſellſchaften 218 — Wert Süd— 
weſtafrikas 219. 


Deuifhes Reid. 


Angriffe auf die Kolonialver- 
waltung: faljhe Angaben des 
Berfonalreferenten 37 — Berwal- 
tung von Kamerun 54, 60, 135 
— Guinea 60 — finanzielle Une 
regelmäßigfeiten bei Gehältern 136, 
146, bei Liebesgaben für Südweſt— 
afrifa 142 — Lieferungsfragen, 
Beamtenbeftehung 149, 172 — 
Budgetreht und Krieg in Süd— 
weitafrifa 157 — Beamtendis- 
ziplin 202, 210, 215 — Fall Peters 
210 — Mijfionen und Beamte, 
— ENEHUG 211 bis 217, 220 
bis 

— in Südweſtafrika: 
Deimling über Hottentotten und 
Herero 60 — Bedeutung der 
Bahnen 119, 200 — Disziplin in 
der Schutztruppe 133 — Bahnbau 
und Budgetrecht 157 — Nach— 
tragsforderungen, erſte Beratung 
202, Ablehnung in der Kommiſ— 
fion 218, Ablehnung im Plenum 
219 bis 224 — Anträge über 
Truppenjtärte 218, 219, 220, 222 
— ,„Nordd. Allg. Ztg.“ hierüber 
225 — Unterwerfung der Bon- 
delzwarts 232. 


Kun, Wiſſenſchaft, Unterricht. 

PBreußiihe Volksſchulvor— 
lage. Oppoſition des Städtetags 
6 — Anſicht des Verbandes der 
Zandgemeinden 32 — Hochſchul— 
lehrer darüber 68 — Schulvor— 
lage in der Kommiſſion 98 — Ber- 
fafjungsänderung 102 — zmeite 
Beratung im NAbgeordnnetenhauje 
113 — Dritte Beratung und An- 
nahme 122 — erſte Beratung im 
Herrenhaufe 128 — zweite Be- 
ratung 140 — Schlußberatung im 
Abgeordnetenhaufe 143 — im 
Herrenhaufe 144 — Deforierung 
Studt3 145. 

Reform des Mädchenichulmwejens 
in Breußen 12 — Rangerhöhung 
der Oberlehrer 17 — SKolonial- 
ichulwejen 32, 58, 87 — Kon— 
gregationen an höheren Schulen 
44 — Landflucht der Lehrer, Ge- 
haltöfrage 44, 149 — konfeſſio— 
neller Streit an Hocjchulen 62 
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— Gleichberechtigung der höheren 
Lehranftalten 94 — Elementar- 
unterrichtögejeg in Baden 102 — 
Mittelihulreform in Bayern 116 
— Ronfeſſions- und Simultan- 
ihule in Bayern 126, 162 -- 
fatholifher Lehrerverein gegen 
Simultanihule 126 — Alters» 
zulagen für bayerijche Lehrer 127 
— Bremer Senat über religions- 
loſe Schule 132 — deutjcher Lehrer— 
tag über Simultanjchule und Leh— 
rerinnen 126 — SHandelsichulen 
in Württemberg 145 — Mün— 
chener Kunftzuftände 145 — Har- 
nad Direktor der kgl. Bibliothek 
145 — Deffnung des Garges 
Karls des Großen 147 — Neue 
ordnung der preußischen Schul- 
auffiht 151 — polniſcher Reli» 
gionsunterriht, Schulftreif 151, 
172, 175, 178, 218 — bdeutjc- 
evangeliicher Zehrertag gegen Ent- 
Hriftlihung der Schule 169 — 
fozialdemofratische Barteiichule 174 
— Gimultanihule in Württem- 
berg 175 — NRoojeveltprofefjur in 
Berlin 177 — Grundftein eines 
techniihen Muſeums 179. 


übe. 


Erſchwerung des Staatöbürger- 
reht38 39 — Ermäßigung der 
Scıiffahrtsabgaben 147. 


Medlenburg. 


des Fürftentums Rape- 
burg 3 


Yarteimefen. 


Wahlrehtsfragen. Preußi- 
ihe Wahlreform 5, 64, 68, 86, 
101, 119 — Wahlreform in Sach— 
fen 7,91 — Wahlreform in Bayern 

1,88 — Demonjtrationen der 
Sozialdemofraten 10, 11 — Wahl— 
reform in Hamburg 10, 18 — 
Berfafjungsrevifion in Württem⸗ 
berg 18, 108, 115, 127, 134, 143, 
145 — Poſadowsky über Vertei— 
lung des Wahlrechts 24 — Wahl— 
reform in Sachſen 49. 

Juſtiz und ſozialdemokratiſche 
Organiſation 5 — Herrenhaus 
über Bekämpfung der Sozialdemo— 
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fratie 17° — Angriffe auf Poja- 
dowskys GSozialpolitif 36, 48 — 
Landtag in Ratzeburg 38 — Ber- 
ein deutſcher Katholifen in der 
Oftmarf 48 — Verſammlungsrecht 
61 — Fonfeffioneller Streit an 
Hochſchulen 62 — Freuerbeftattung 
in Preußen 66 — preußiiches 
Volksſchulgeſetz 68,99 — Kriien- 
gerüchte 78, 177 — Breslauer 
Straßentrawall 93, 117, 167 — 
Parteien über die Errichtung eines 
Kolonialjtaatsjefretariat3 118 — 
Immunität der Reichdtagsabgeord- 
neten 146 — Boykott und Verrufs- 
erflärung 146 — badiſche Amts— 
verfündiger und Parteien 146 — 
Streiffrawall in Nürnberg 156 — 
Dftmarfenverein über Polenpolitif 
156 — Gtreit um Hohenlohes 
Denfwürdigfeiten und Bismarcks 
Entlafjung 167 — Nachfolge in 
Braunjchweig 177 — auswärtige 
Politit 180, 198, 200 — Abftim- 
mung vor der Reichstagsauflöſung 
225 — Wahlen in Württemberg 
231 — Bülows Wahlparole 232 
— Erjagwahlen j. Reichstag. 

Arbeiterbewegung. Tabak— 
arbeiter und Tabakſteuer 17 — 
Sozialpolitif und Arbeiter, Ge- 
werfichaften, englijche und deutjche 
Arbeiter 20 — Bergarbeiter über 
Stnappichaftsgejeg und Reichöberg- 
gejeß 33, 72 — Schuß der Heim- 
arbeiter 62 — Bergarbeiteraus- 
ftand 85 — andere Ausftände 85 
— Metallarbeiteritreif 85, 3 — 
Hamburger Hafenftreif, Ausiper- 
rung 100 — Gtreif der Litho— 
graphen 152 — dhriftliche Berg- 
arbeiter und Sozialdemokraten 167 
— Lohnbewegung der Bergarbeiter 
169, 175. 

Bund der Landmirte Ge- 
neralverjammlung 33 — Angriffe 
auf Poſadowsky 48. 

Deutſche Volkspartei. 
Wahlkartell mit den Freiſinnigen 
179. 

Freiſinnige Parteien. 
Bündnis mit Sozialdemokratie in 
Baden 31 — freiſinnige Vereini— 
gung und Nationalliberale 95 — 


Alphabetifhes Regiſter. 


Wahlkartell mit den Freifinnigen 
179 — Fleiſchteuerung 218 — 
Wahlaufruf 228. 

Konjervative Parteien, 
Diätenfrage 10, 106 — Angriffe 
auf Poſadowsky 48 — Kolonial- 
ſchulen 60 — Reichskompetenz 100, 
124 — Wahlaufruf 227. 

Nationalliberale. Bündnis 
mit Sozialdemokraten in Baden 
31 — Verhältnis zur freijinnigen 
Bereinigung 96 — Reichskompe— 
tenz 100 — Tag der national- 
liberalen Jugendvereine 161 — 
Parteitag 169 — Kritik der aus- 
mwärtigen Politik 177, 180 — 
Wahlaufruf 229. 

Polen. Geiftlichkeit und Straz- 
verein 19, 97 — Berhältnis zum 
Bentrum 37, 127 — Schulſtreik 
151, 172, 178, 218 — Beſchluß 
de3 Oftmarfenvereind 156. 

Sozialdemokratie. Patrio- 
tismus 3 — Wahlrechtsdemon— 
ftrationen 10, 11 — Intoleranz 
15 — baltijche Revolution 19 — 
Bündnis mit den Liberalen in 
Baden 31 — Maroffofonferenz 

39 — Gtimmenverlufte 49 — 
Sozialdemofratie und Polizei 64 
— Berrohung der Jugend 84 — 
„Vorwärts“ über Kabinett Ele- 
menceau 94 — Gemwerfichaften und 
Mafienftreif 138 — eljaß-lothrin- 
giſche Bezirkswahlen 162 — Partei- 
tag, Mafjenftreif, ruſſiſche Revo- 
Iution 164 — Eröffnung einer 
Agitatorenjchule 174 — Beglüd- 
wünjchung des Großherzogs von 
Helen 218. 

Bentrum. Duellfrage 7 — 
Verhalten der katholiſchen Geift- 
lichen 12, 23,127,149 — Zoleranz- 
antrag 13, 100 — oberſchleſiſche 
Polenfrage 37, 127 — Baden 
über den Barteicharalter des Zen— 
trum3 50 — Bildung einer eljaß- 
lothringifchen De ur 
— Kolonialſchulen 60, 
Differenz Spahn-Erzberger 60 — 
Bismardfeindichaft 92 — Katho- 
Iifentag 154 — eljaß- lothringiſche 
Bezirkswahlen 162 — polniſcher 
Schulſtreik 173 — Nebenregierung 


Deutfches Reid. 


im Rolonialamt 202 ff, 219 ff. — 
Verhalten bei der Wehrvorlage 
1893 226 — Wahlaufruf 228. 


Verſonalien. 


Kaiſer Wilhelm II. Erlaß über 
Rangerhöhung der Oberlehrer 17 
— Unterſtützung der Arbeiter in 
Cadinen 17 — Feier der ſilbernen 
Hochzeit 45 — Nede bei der Ver— 
mählung von Prinz Eitel Fried- 
rih 46 — Danterlaß 50 — An— 
ſprache an Marinerefruten 58 — 
Befuh im Klofter Drübed 86 — 
Begrüßung der Rettungsmann— 
ichaft für Couriered 86 — Ordens— 
auszeihnungen für Algeciras, 
Telegramm an Goluchowski 91 
— Spende für die vom Bejup- 
ausbrud; Betroffenen 92° — zu 
Buddes Tod 96 — Beſuch in 
Diedenhofen, Anjprahe 111 — 
zur Neichsfinanzreform 113 — 
Einweihung des Teltomfanals 126 
— Trinkſpruch im Norddeutjchen 
Regattaverein 132 — Deforierung 
Studt3 145 — Dekorierung Rhein- 
babens 146 — Nordlandgreije 149 

— Bujammenfunft mit dem König 
von England 152 — Rede in 
Homburg auf die Yandgrafen von 
Helfen 152 — Gnadenaft 155 — 
Beſuch in Breslau, Rede 157 — 
Rede auf Großherzog und Groß- 
herzogin von Baden 158 — Rede 
in Bunzelwig 159 — Rede auf 
Schleſien, gegen die Schwarzjeher 
160 — Beröffentlihung der Denk— 
würdigfeiten Hohenlohes 167 — 
Briefwechjel mit Cumberland 170 
— Rede bei der Hochzeitsfeier von 
Bertha Krupp 173 — Hurra auf 
Rooſevelt 177 — Schreiben an 
Podbielski 179 — Rede bei der 
Grundfteinlegung des deutjchen 
Mujeums in München 179 — zur 
modernen Sozialpolitit 200. 

Prinz Heinrich von Preußen 
wird Großadmiral 167. 

Kronprinzeſſin Cäcilie von 
— Geburt eines Prinzen 

141. 


Prinz ne Del von Preußen. 
Taufe 156. 


ne 


— — 
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Prinz Albrecht von Preußen. 
Glückwunſch an den Kaiſer 45 — 
Tod 162. 

Prinz Eitel Friedrich von 
Preußen. Bermählung 46. 

Prinzeffin Friedrich Karl von 
Preußen 7 107. 

Prinz Ludwig von Bayern. 
Wahlreform, Sciffahrtsabgaben, 
Mainfanalifierung 17. 

Prinzregent Zuitpold von 
Bayern. Grundfteinlegung des 
— Muſeums in München 


Großherzog —— von 
Baden. Jubiläen 158 

Prinz Georg von Bayern. 
Nachfeffion der Kammern 148. 

Prinzejiin Max von Baden. 
Geburt eines Prinzen 44. 

Herzog Ernjt Auguft von 
Cumberland. Briefwechjel mit 
dem Kaijer und dem Neichäfanzler 
170 — Schreiben an das braun- 
jchweigiiche Minifterium 172. 

Abg. Ablaß gegen Gouverneur 
Horn 60 — zur Flottenverftär- 
fung 76 — Beamtentum in der 
Kolonialverwaltung 211 — Ans 
trag zur Truppenftärfe in Süd— 
weitafrifa 220, 222, 448. 

Abg. Abramski. Anfiedlungs- 
politit 78. 

Abg. Arendt. Wahlredht 28 — 
Beteranenunterftügung 48 — Cha- 
rakter der Kolonialpolitit 59 — 
Verteidigung von Peters 60, 210 
— foloniale Schulen und Islam 
89 — ſüdweſtafrikaniſche Bahn 119. 

Abg. Graf Arnim. Flotten- 
vorlage 77. 

Preuß. Landwirtichaftsminifter 
v. Arnim. Ernennung 201. 

General v. Ajch + 38. 

bg. Bahem. Duellfrage 8 
— Toleranzantrag 13 — Cha- 
rafter de3 Zentrums 50 — kolo— 
niale Schulen 87. 

Preußiſche 


Abg. DATEN. 
Wahlreform 86. 
NReichstagspräfident Graf Bal- 
leftrem. NReichdtag und Regie— 
rung 11 — Nachruf auf Richter 
57 — Befinden Bülows 91 — 
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über die Kataftrophen in Italien 
und Amerifa 95 — Kolonial- 
ftaatsjefretariat 118, 120 — 
Schluß des Reichstags 225. 

AUbg. Bajjermann. Duellfrage 
8 — Diätenantrag 9 — Bahl- 
recht der Einzelftaaten 24 — Ko— 
Ionialftaatsjefretariat 79, 121 — 
auswärtige Politik 91, 116, 179, 
180 — Ausweiſung von Rufen 
101 — Nationalliberale und Fi- 
nanzreform 169. 

Abg. Bebel. Duellfrage 8 — 
preußiiches Wahlreht 29 — Ko— 
lonialpolitit 59 — gegen Peters 
60, 210 — gegen Flottenvorlage 

gs auswärtige Bolitif 91, 117 

— Ausweiſung von Auffen 101 
— Kolonialitantsferetariat 121 — 
Gewerkſchaften und Generalitreif 
138, 165 — Einfluß der Sozial- 
demofratie 164 — ruſſiſche Re— 
volution, Sozialdemofratie und 
Mafjenftreit 166 — Kolonial- 
ſtandale 210, 

Oberbürgermitr. Beder. Preu- 
ßiſches Schulgeſetz 131. 

Bad. Finanzminiſter Becker. 
Tabakſteuer 33 — Bierſteuer 98 
— Fixſtempel 104. 

Abg. Bernſtein. Wahlrecht der 
Einzelftaaten 24 — Kritik der 
Polizei 117. 

Preuß. Juſtizminiſter Beſeler. 
Sozialdemokratie und Rechtſpre— 
hung 5 — Behandlung des Pu— 
blitums 97. 

Preuß. Minifter des Innern 
v.Bethmann-Hollweg. Polen— 
politit 6 — Begründung der preu- 
Biihen Wahlreform 68 — Aus— 
weijung von Rufjen 106 — höherer 
Berwaltungsdienft 110 — Reichs— 
tagsdiäten 124. 

Abg. Bod. 
jftügung 48. 

Abg Wocler. ——— 
und Streits 117 

Oberpräfident vb. Böttidher. 
Rüdtritt 136. 

Abg. v. Brandenftein. Aus- 
weijung von Ruſſen 107. 

Heli. Minifterpräfid. v. Braun. 


Beteranenunter- 


Alphabelifhes Begifer. 


he Kämpfe an Hod- 
ihulen 6 

Preuß. Zniniſter der öffentlichen 
Arbeiten Breitenbach. Nachruf 
auf Budde 107. 

Württ. Miniſterpräſ. v. Breit- 
ling. Rücktritt 218. 

Abg. Brömel. Preuß. Wahl— 
reform 5, 86 — Ausweiſung von 
Rufen 107, 

Ubg. Bruhn. Behandlung von 
Beugen und Angeflagten 44. 

Preuß. Minifter der öffentlichen 
Urbeiten v.Budde. Berjonen- 
tarifreform 4 — Schiffahrtsabga— 
ben 40 — Tod 96. 

Reichskanzler Fürft Bülom. 
Erklärung zur Duellfrage 8 — 
Belämpfung der Sozialdemokratie 
15 — Handel3provijorium mit den 
Bereinigten Staaten 40 — Glüd- 
wunſch an den Sailer 45 — 
Krifengerüchte und Kolonialftaats- 
jefretariat 78, 79 — Berhältnis 
zum Auslande, Marokko 8 — 
Erfranfung 91 — kaijerliher Dant 
113 — über die Regierung in 
Braunfchweig 168 — Briefwechjel 
mit dem Herzog von Cumberland 
171 — Kriſengerüchte 178 — all» 
gemeine auswärtige Lage, Alge- 
cirad, Bismarck, perjönliches Re- 
giment 180 bis 198, 198 bis 200 
— allgemeines über die Kolonial- 
politif 202 — gegen die Neben- 
regierung 216 — gegen Die 
Truppenverminderung in Süd— 
mweitafrifa 219, 223 — Auflöfung 
des Reichstags 224 — Wahlpro- 
grammı 232. 

Frhr. v. Burgsdorff. Preuf. 
Volksſchulgeſetz 141. 

Bayer. Minifterialdir. v. Burf- 
hard. Fahrkartenfteuer 112. 

Oberlandesger.-Rat Burlage. 
Römiſche Frage 154. 

Abg. Büſing. Erbichafts- und 
Bierfteuer 2 — Flottenvorlage 
und Neichsfteuer 77 — Reichs— 
finanzreform 111. 

Abg. Caſſel. Preußiſches Schul- 
gejeg 115, 124. 

Abg. Chrzanowsti. Aende- 
rung des $ 130 StGB. 62. 
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Neichsrat dv. Cramer-Klett. 
Katholiihe Orden 97. 

— David. Toleranzantrag 
13. 

Oberſt v. Deimling über die 
Kämpfe in Südweſtafrika 60 — 
Bahnbau 119. 

Preuß. Handelsminiſter Del— 
brück. Vermehrung der ſtaat— 
lichen Bergwerke 35, 110 — 
Sozialpolitit 36 — riftliche Ge⸗ 
werkſchaften 125. 

Profeſſor Delbrück über den 
Rücktritt Bismarcks 167. 

Abg. Delſor. Wahlrecht 29. 

Bankdirektor Dernburg. Er— 
nennung zum ſtellvertretenden Ko— 
lonialdirektor 161 — Programm— 
rede 204 bis 210 — gegen Roeren 
über Beamtenſchutz, Miſſionen, 
Nebenregierung 211, 212, 215, 
217, 221 — Truppenftärfe in 
Südweſtafrika 218, 222 — Dia- 
manten in Südmweftafrifa 219. 

Abg. Dietrich. Erbichaftsfteuer 
105 — Reichsfinanzreform 112. 

Abg. Dove. Duellfrage 8. 

Fchr.v.Durant. Knappſchafts— 
novelle 125. 

Bad. Staatsminifter v. Duſch. 
Geiftliche bei Wahlen 23, 127 — 
tiberal-fozialdemofratiiches Wahl- 
bindnis 31. 

Abo. dv. Dziembowski. An— 
jiedlungspolitif 77. 

Oberbürgermeifer Ehlers. 
Preußiſches Volksſchulgeſetz 140. 

Abg. Eickhoff. Schülerkarten 
und Fahrkartenſteuer 112 — Po— 
lizeitruppe in Südweſtafrika 219. 

Preuß.Kriegsminiſterv. Einem. 
Duell und Armee 7, 83 — Mi— 
litärpenſionsgeſetz 11 — Feld— 
geihüg 1896 61 — Soldaten— 
mißhandlungen 83. 
= =: v. Elm. Zigarettenſteuer 


Abg. Engelen. Truppenver- 
minderung in Südweltafrifa 218. 

Abg. Frhr. v.Erffa. Etats- 
rede, gegen die Gozialdemofratie 
2 


Abg. Ernſt. Preußiſches Schul- 
geſetz 115. 


Abg. Erzberger. Fehler der 
Kolonialverwaltung 8, 10, 58, 210 
— falihe Angaben 37 — Im— 
munität 146 — Charakter der 
Kolonialpolitit 210 — Beamte 
und Mifjionen 217 — Umtriebe 
auf Fernando Po 218, 219. 

GrafEulenburg. Befämpfung 
der Sozialdemokratie 15 — preu— 
Biiches Volksſchulgeſetz 141. 

Abg. v. Eynern. Angriff auf 
Poſadowsky 36 — Tod 178. 

Abg. Fehrenbach. Geiitliche 
bei den Wahlen 23. 

Bayer. Minifter des Innern 
Graf Feilitzſch. Polizei und un- 
fittliche Literatur 131 — Waſſer— 
gejeg 148 — Nachſeſſion 149. 

Abg. Fiſchbeck gegen die preu- 
ßiſche Wahlreform 72, 86. 

Major Fiicher. Kolonialliefe- 
rungen, Beitehungsfrage 149. 

Abg. Fiſcher. Münchner Kunft- 
leben 145, 172, 

Abg. $ rank. 
Bayern 151. 

Bayer. Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten v. Frauendorfer. 
Mainkanaliſation 18. 

Abg. Friedberg. Etatsrede 5 
— Reichsfinanzreform 62 — Aus— 
weiſung von Ruſſen 107 — ſtaat— 
liche Bergwerke 110 — Antrag 
zum preußiſchen Schulgeſetz 114, 
123 — Jungliberale und National- 
liberale 169. 

Graf Galen. 
eine 154. 

Abg. Gamp. Unterjtügungs- 
wohnjig 17. 

Abg. Ged. —— he 
Vizepräſident 24. 

Abg. Geiger. Bayeriiche Trup- 
pen in zn. Manövern 3. 

Abg. Geriſch. Finanzen der 
Sozialdemofratie 165. 

Abg. Geyer. Kojten der jozial- 
demofratiichen Organijation 3. 

Abg. Giesberts. Sicherung der 
Bergarbeiter 118. 

Abg. Glapel. 
politit 77. 

Abg. Glowatzki. Polniſcher 
Religionsunterricht 44. 


Mutungen in 


Bonifaziusver- 


Anfiedlungs- 
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Abg. Soller für Kolonial- 
politit 10. 

Propſt v. d. Goltz T 149. 

Abg. Gothein. Verkehrsſtö— 
rungen an der ruſſiſchen Grenze 
51 


Abg. Gröber. Kolonialſtaats— 
ſekretariat 118 — gegen Deim— 
ling 120. 


Abg. Gyßling. Vermehrung | 


ſtaatlicher Bergwerke 110. 

Abg. Hagemann. Anklage 
gegen Gouverneur v. Puttkamer 
54. 

Abg. Hammerſchmidt. Baye— 
riſche Kadettenhäuſer 142 — Waj- 
jeree 148. 

Profeſſor Harnack. Direktor 
der preußiſchen kgl. Bibliothek 145. 

Abg. Haußmann. Fahrkarten— 
ſteuer 112 

Abg. Heine. Voreingenommen— 
heit der Richter 44. 

Abg. Held. 
112 


Geh. Leg.-Rat Helffrich. Ko— 
lonialetat 10 — über ein Kolonial— 
itaatsjefretariat 66. 

Ag. Henning. 
antrag 14. 

Abg. Herold. Preußiſche Wahl- 
reform 6 — SHandelövertrag mit 
Amerifa 43 — NWusweifung von 
Be 107 — Reichstagsdiäten 
124. 

Abg. Frhr. v. Hertling. Tole— 
ranzantrag, Index, Syllabus 15 
— Kolonialſchulen und Islam 34 
— auswärtige Politik 90, 

Abg. Herzfeld. Unterſtützungs— 
— 16 — Wahlrecht 29. 

Abg.v.Heydebrand. Preu— 
ßiſches Schulgeſetz 115, 143. 

Abg. Frhr. Heyl zu Herrns— 
heim. Toleranzantrag 14. 

Abg. Hiebe Diäten 96 — 
— Lage 169. 

Abg. Himburg. Duellfrage 8. 

Leiter des Kolonialamts Erb— 
prinz zu Hohenlohe-Langen— 
burg. Aufſtand in Oſtafrika 9 
— Dualabahpn 9 — Unficherheit 
in Kamerun 9 — gegen Angriffe 
auf die Kolonialverwaltung 37, 


Toleranz» 


Bigarettenfteuer | 
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58 — Bahnbau in Südmweftafrifa 
119, 120 — NRüdtritt 161. 
Sächſ. Minifterpräfident Graf 


Hohenthal-Bergen. Ernen- 
nung 97. 

Geh. Rat v. Holftein. Rüd- 
tritt 97. 


Abg. Graf Hompeſch. PDiäten- 
antrag I — Militärpenfionsgejeg 
11 — allgemeined Wahlrecht in 
Einzelftaaten 24 — Truppen- 
ua in Südweftafrifa 


— Kriegsminiſter Frhr. 

Horn. Inſpektionsrecht des 
—3— 3 — Mißhandlungen 4 
— Feldzeugmeiſterei 22 — Ka— 
dettenhäuſer 142. 

Abg. Höveler. Vermehrung 
ftaatlichen Bergwerfe 110. 
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jteuerfommijjion 53 — Berwals- 
tung von Stamerun 54, 58 — 
Reichseiſenbahnen 56 — Tod Rich⸗ 
ters 57 — Charafter der Kolonial- 
politit 59 — Bewaffnung der Ar— 
tillerie 61 — Berjammlungsrecht 
61 — Schuß der Heimarbeiter 62 
— Tabakſteuer in der Gteuer- 
kommiſſion 65 — Staat3jefretariat, 
Unterftaatsjefretariat für die Ko— 
fonien 66, 79,118, 120 — Flotten- 
gejeß, Reichövermögensfteuer 74, 
113 — Soldatenmißhandlungen, 
Beſchwerderecht 82 — Etatnotgejeg 
85 — zweite Lejung der Steuer- 
fommijjion 87 — Bülow über 
Marokko und auswärtige Politif 
88 — SKataftrophen in Stalien 
und Amerifa 95 — zweite Be- 
ratung der Reichöfteuerreform 97, 
102, 103, 105 — Ausweiſung von 








Alphabetiſches Begifer. 


Ruſſen 100 — Stempelfteuergejeß 
107, 111 — Meantelgejeg zur 
Finangreform 109 — Reichskaſſen— 
iheine 111 — dritte Beratung 
der Finanzreform 111 — aus 
wärtige Politik, Goluchowskitele— 
gramm 116 — Einzelſtaaten und 
Wahlrecht, Angriffe auf Prinz 
Ludwig von Bayern 117 — Streif- 
unruhen 117 — Bertagungsvor- 
lage 119 — SHandelövertrag mit 
Schweden 119 — Bahn Lüderig- 
bucht-Keetmanshoop 119 — Ente 
ihädigung der Anfiedler 120 — 
Bertagung 121 — Nefultate der 
Seſſion 121 — Etat 125. 

Zweite Tagung. Beginn 180 
— große Debatte über auswärtige 
Bolitif, Reden Bülow 180 bis 
200 — Rechtsfähigkeit der Berufs- 
vereine 202 — große Kolonial- 
debatte, Dernburg-Roeren 217 — 
polnifcher Schulſtreik 218 — Bud- 
getfommijfion über Südweſtafrika 
218 — Generalafte der Algeciras— 
fonferenz 219 — Etatsentwurf, 
Steuerpläne 219 — Fleiichteue- 
rung 219 — Ablehnung des Nach— 
tragsetat3 für Südweſtafrika 219 
— Roeren und Dernburg über 
Beamte und Milfionen 219 bis 
223 — Auflöfung 224 — Ab— 
ftimmungsjtatiftif 225. 

Erjagwahlen. Bonn 9 — 
Chemnig 34 — Hechingen 66 — 
Kaijerslautern 66 — Stimmen- 
verluft der Sozialdemofraten 49 
— Darmjtadt 95 — Tarnowitz— 
Beuthen 127 — Hannover-Linden 
133 — Altena-Iſerlohn 135 — 
Hagen-Schwelm 147 — Nintelen- 
Hofgeismar 147 — Döbeln 175 
— Gtade 177 — Hadersleben- 
Sonderburg 177. 


' Sadjlen. 

Kammer über Sciffahrt3abga- 
ben 6 — Wechſel im Minijter- 
präfidium 7, 97 — AYuftizminifter 
über Schwurgericht 17 — Verſuch, 
die Zujammenjegung der Erjten 
Kammer zu ändern 44, 91 — 
Grundjäge d. künftigen Wahlrechts— 
reform 49 — Landtagsſchluß 9. 


Frankreid. 


Sorialpolitik. 


Neunftündige Arbeitszeit in der 
preußisch-Heffiichen Eifenbahn 1 — 
PVenjionsgejeg für Offiziere und | 


Mannjchaften 11, 113 — Fleiich- | 


teuerung 12, 16, 48, 157, 175, 
179, 219, 2311 — Unterftüungs- 
wohnfig 16 — Unterftüßung der 
Arbeiter in Cadinen 17 — Wir- 
fung der Tabaffteuer 17 — innere 
Kolonijation in Preußen 20 — 
Sozialpolitit und Arbeiter 20 — 
englijche und deutiche Arbeiter 20 
— Poſadowskh über Sozialpolitik, 
Befit und Wahlreht 25 — preu— 
ßiſche Bergarbeiter über Knapp— 
ſchaftsgeſetz 33 — preußijches Ab- 
geordnetenhaus über Sozialpolitik, 
Angriff auf Poſadowsky 36, 48 
— Reichsamt des Innern 40 — 
Veteranenunterſtützung 47 — Poſt 
und Sozialpolitik 53, 57 — Ver— 
jammlungsreht 62 — Schuß der 
Heimarbeiter 62 — Wohnungs- 
fonferenz 63 — Snappicafts- 
novelle 72, 125 — SHilfeleiftung 
beim Unglüd in Courriere 86 

- Novelle zum preußijchen Ein- 
tommenfteuergejeß 104 — Ber- 
befierung der Wohnungsverhält- 
nifje niederer Beamten in Breußen 
107 — Handel3minifter Delbrüd 
über die chriftlichen Gewerkvereine 
125 — Berbefierung des Ham— 
burger Trinkwaſſers 144 — Rente 
für Hamburger ſtaatliche Arbeiter 
145 — Boykott und Berrufs- 
erflärung 146 — Haud- und 
Grundbejigerverein 151 — Kon— 
greß für Verficherungswifjenichaft 
161 — Belämpfung des Alkoho— 
lismus 167 — Unterjuchung der 
Lage der Weingärtner 174 — 
Schuß gegen willfürliche Dienft- 
entlajjung der preußijchen Eifen- 
bahner 177 — Kaiſer über die 
Sozialpolitit 200 — Rechtsfähig— 
feit der Berufsvereine 202. 


Godesfälle. 

Staatöminifter dv. Thielen 4 — 
Staatsjefretär v. Richthofen 9 — 
Staatöminifter Rothe 17 — Kriegs- 
minifter Frhr. v. Aſch 38 — bg. 
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Eugen Richter 56 — Abg. Lenz- 
mann 66 — Minifter der öffent- 
fihen Arbeiten v. Budde 96 — 
Prinzeifin Friedrich Karl 107 — 
Abg. Kropatiched 136 — Abg. 
Sattler 146 — Propſt v. d. Goltz 
149 — Finanzminiſter a. D. v. Rie— 
del 151 — Prinz Albrecht von 
Preußen 162 — Abg. v. Eynern 
= — Erzbiihof v. Stablemäti 


Württemberg. 


Zweite Kammer über Berfaj- 
jungsrevifion 18 — Aenderung 
des Berggejeßes 29 — Eijenbahn- 
bauten 53 — Unglüd in Nagold 
91 — Erfte Kammer über Ber- 
fafjungsrevifion 108, 115 — 
Wechſel im Kriegsminifterium 127 
— Bmeite Kammer über die Be- 
Ihlüffe der Erften zur Verfaſſungs— 
reviſion 127 — Dentichrift über 
Berjonentarifreform 133 — Eini— 
gung über die Berfafjungsrevifion 
134, 143, 145 — Wechſel im 
Minifterium des Auswärtigen 136 
— Berjonentarifreform 145 — 
Landtagsſchluß 145 — Notlage 
der Weingärtner 174 — Simultan- 
ſchule 175 — Auflöfung des Land- 
tags 179 — Wechſel im Minifter- 
präfidium 218. 


Frankreich 307—331. 
Ueberj. 432, 459, 


Auswärtiges. 


Konflitt mit Venezuela 307 — 
Bejuh von Londoner Grafichafts- 
ratsmitgliedern 308 — Kammer 
über Handel3vertrag mit Rußland 
308 — Sammer über Maroffo- 
fonferenz 309 — deutiche Hilfe 
beim Grubenunglüd 311 — In— 
jtruftion Rouviers an Revoil 311 
— Garriend Programm 312, 318 
— fammer über Abjchluß der 
Marokkokonferenz 314, 318 — 

uſammenkunft Fallières' mit 

önig Eduard 316 — Beſprechung 
der Dumaauflöſung 321 — Be— 
jegung der Daje Dichanet 321 
— Beſuch fremder Seeoffiziere 
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322 — Clémenceau über Deutſch— 
land, Bapft und Frankreich 322 
— „Figaro“ über deutjche Politik 
in Perſien 323 — Schlacht von 


Jena 323 — ruſſiſche Anleihe 323 


— Clémenceaus Programm 323 
— Gozialiften und auswärtige 


Politit 325 — Senat über Mi- 


litärfonvention mit England 326 


— Handelsvertrag mit der Schweiz 


327 — Erpedition nad) Maroffo 
327, Note 327, Kammer hierüber 


328 — Ausweijung des päpftlichen | 


Geſchäftsträgers 331. 


Heer und Flotte. 

Dauer der militärischen Uebun- 
gen 309 — Einjchreiten bei Durch— 
führung des Tirennungsgejeßes 
310, 313, 314 — Einjchreiten bei 
Streits 313, 314, 316 — Revi— 
fion des Dreyfusprozefjed 320, 321 

- antimilitariftiihe Demonftra- 





tionen 322 — Beſuch fremder See- 


offiziere 322 — Berftörung eines 
Pulvermagazins 322 — Gedenf- 
feier der Schladht von Jena 323 
— Untergang eines Unterjeebootes 
3233 — Militärabfommen mit 
England 326 — Schiffe nad) Ma- 
roffo 327. 


Inneres. 

Präjidentenwechiel 307, 309 — 
Kundgebungen von Staatöbeamten 
und Arbeitern für das Koalitions— 
reht 308 — Grubenunglüd in 
Courrieres 311 — Kabinettäwech- 
jel 311, 323 — Bergarbeiterftreif 
313 — antimilitariftiiche Kund— 
gebungen 314 — Nusjtand der 
Pariſer Briefträger 314 — Aus— 
ftände und Tumulte 316 — Haus— 
juchung bei Antirepublifanern 316 
— Vorbereitungen für den 1. Mai 
316 — Budget 1907 316, 321 — 
Bereinigung der Bergarbeiter 320 
— Greijenunterftügung 321 — 
Sonntagsruhe 322 — jozialdemo- 


fratiiher Parteitag 325 — Tod 
Curies 316. 
Kirhenfrage. Pfarrerpen- 


fionen 308 — Unruhen bei der 
Inventariſierung der Kirchengeräte 


Le — — — — 


Alphabeliſches Kegifer. 


308, 310, 313, 314 — Ausfüh— 
rungsbejtimmungen zum Tren— 
nungsgejeg 311 — Bilchofsver- 
jammlung u. Kultusvereinigungen 
317, 321, 322 — Epilfopat an 
Bapft 321 — Kirhengüter und 
Kultusgemeinden 322, 323° — 
katholiſche Kultgemeinden 322 — 
Hirtenbrief 322 — Llemenceau 
über Trennungsgejeg 322 — Aus- 
führung des Trennungsgejepes 327 
— Papſt und Trennungsgejeg 330 
— Maßregeln gegen die Geift- 
lihen 330 — Fehlen Fatholifcher 
Kultvereinigungen 330 — Aus— 
weijung des päpftlichen Gejchäfts- 
träger8 331 — Abſetzung von 
Bürgermeiftern 331 — vgl. Kam— 
mern. 


Kammern. 


Senat. Wahlen 307 — Prä— 
fidentenwahl 309 — Briefporto- 
herabjegung 309 — Clémenceau 
über die $nventaraufnahme 313 
— AUmneftie 321 — Wiederher- 
ftellung von Dreyfus und PBicquart 
321 — innere und auswärtige 
Bolitif, Abkommen mit England 
326 — Handelövertrag mit der 
Schweiz 327 — Erhöhung der 
Diäten 327° — Ausübung des 
katholiſchen Kultus 331. 

Prä- 


Deputiertenfammer. 

jidentenwahl 307 — Handels— 
vertrag mit Rußland 308 — 
Alteröverjiherung 309 — feine 
Auskunft über Maroffo 309 — 
Dauer der militärijchen Uebungen 
309 — Unruhen wegen Kirchen- 
eſetz, Sturz Rouviers 310 — 
Be Sarriens 311 — Fi- 
nanzlage 313 — Grubenunglüd 
314 — Erklärungen über Maroffo 
314, 327, 328 — Wahlen 316 — 
Präfidentenwahl 317 — Pro— 
gramm Garriend 317 — joziale 
Fragen 318 — Gtreifunruben, 
Amneftie 320 — Budget, Ein- 
fommenfteuer 320 — Wiebderher- 
jtellung von Dreyfus und Bicquart, 
Schlägerei 321 — Programm Clé— 
menceau8 323 — Arbeitsmini— 
fterium 325 — Trennungsgejeg, 


Griechenland. Großbritannien. 


Briands Rede 326 — Erhöhung 
der Diäten 327 — NRüdfauf der 
Weitbahnen 328 — Gejeß zur 
Ausübung des kathol. Kultus 331. 


Verſonalien. 


Präſident Loubet. Empfang 
de Engländern 308 — Amts3ende 


Präjident Falliered. Wahl 
307 — Amtsantritt 309 — Zus 
jammenfunft mit König Eduard 
310, 316 — Empfang fremder 
Offiziere 322. 

Minifter der öffentlichen Arbeiten 
Barthou. Grubenunglüd 314. 

Kultusminifter Briand fordert 
Kultvereinigungen 324 — katho— 
Liiche Agitation 326 — Ausführung 
de3 Tirennungsgejeges 327 — 
Maßregeln gegen die Geiftlichen 
330 — Kultvereine und Kultus 330, 

Abg. Briſſon. Militärische 
Uebungen 309 — SKammerpräji- 
dent 317. 

Minifter des Auswärtigen 
Bourgeoid. Maroffofrage 314. 

Sen. Clemenceau. Minifter 
des Innern 311 — Vermittlung 
im Ausftand 313 — Inventur— 
aufnahme 313 — Einjchreiten bei 
Streifs, Sozialismus 318 — 
Deutichland, Franfreih, Papſt, 
Slam 322 — Minijterpräjident 
323 — Programm 323 — Mi— 
litärabfommen mit England 326. 

Profeſſor Curie 7 316. 

Abg. Doumer. SKammerprä- 
fident 307. 

Abg. Doumergue. Handels- 
vertrag mit Rußland 308. 

Hauptmann Dreyfus. Wieder- 
beritellung, Dekoration 320, 321. 

Minifter des Innern Dubief. 
Kirchliche Inventuraufnahme 311. 

Sen. Duboft. Senatspräjident 
309. 

Kriegsminifter Etienne. Re— 
habilitierung von Dreyfus 321. 

Abg. Guyieſſe. Klerifale Agi- 
tation 310. 

Suftizminifter Guyot Dej- 
jaigne. Uebertretungen des Tren- 
nungögejebes 330. 
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Abg. Jaurès. Maroffofrage 
309, 328 — Regierung und So— 
ztalismus 319. 

Abg. Lemire. Kirchliche In— 
venturaufnahme 310. 

Sen. Mercier gegen Dreyfus 
321. 

Minifter des Auswärtigen Pi— 
hon. Erpedition nah) Maroffo 
327 — Maroffofrage 328. 

General Bicquart. Wieder- 
berftellung 320, 321. 

Abg. Plihon. Handelövertrag 
mit Rußland 308 —- Firchliche 
Snventuraufnahme 310. 

Finanzminiſter Boincarre. 
Defizit 313 — Budget 316, 320. 

Minifterpräfident Roupier. 
Maroftofrage 309, 311 — Han- 
delövertrag mit Rußland 309 — 
militärische Hebungen 310 — kirchl. 
Snoventuraufnahme, Rüdtritt 310. 

Minifterpräfident Sarrien. 
Rabinettsbildung 311 — Pro— 
gramm 311, 317 — Nüdtritt 323. 

Sen. de Billaine. Ablommen 
mit England 326. 

Arbeit3minifter Biviani. Ar— 
beitäminifterium 325. 


Griechenland 409, 410. 
Ueber. 466. 


Großbritannien 290—306. 
Ueberj. 433, 457. 


Auswärtiges nnd Koloniales. 


„Daily Graphic” über Maroffo- 
fonferenz 291 — Thronrede über 
auswärtige Fragen 291, 307 — 
Unterhaus über Franfreicd, Trans- 
vaal 292 — Oberhaus über Süd— 
afrifa 292 — Unterhaus über 
Südafrifa und Shut der Ein- 
geborenen 293 — Oberhaus für 
Milner 294 — Diskuſſion über 
Algeciras 294 — Grey über Streit 
mit dem Kongoftant 295 — Ber- 
mwaltung Egyptens 295, 299 — 
Deutſchland und die Afabafrage 
296 — Empfang deuticher Gäjte 
298, 299 — Ddeutich-engliicher 
Bwilchenfall in Südafrifa 298 — 
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Berftändigung mit Rußland 298 
— Örenzvertrag mit Frankreich 
über Niger und Tichadjee 298 — 
Deutichland und Perſien 299 — 
geplanter Flottenbefud in Ruß— 
land 299, 301 — Unterhaus über 
Egypten, "Japan, Rußland 299 — 
Kriegführung in Natal 301 — 
interparlamentariihe Friedens— 
fonferenz, Gampbell-Bannermann 
für die Duma 302 — Beziehungen 
zu Deutichland und Flotte 302 — 
Ausweijung eines deutjchen Dam- 


pfer3 303 — Abkommen über die 


Neuen Hebriden 305 — deutſche 
Handelsichiffahrt im Kriegsfall 305 
— Verwaltung Weitafrifas 306 — 
Berfafjung für die Oranjefolonie 
306. 


Finanzen, Handel, Wirtfhaftspolitik. 
Debatten über die Bollpolitif 
unter den Sonjervativen 291 — 
Diäten für die Abgeordneten 293 
— Budget 295 — deutjche Han- 
delsjchiffahrt im Kriegsfalle 305. 


Heer und Flotte. 

Stapellauf des „Dreadnaught“ 
290 — Abrüftungsfrage 297 — 
Kreuzfahrt in der Oſtſee 299 — 
allgemeine Wehrpflihdt 301 — 
Haldanes Armeereorganijation 
301, 302° — friegführung in 
Natal 301 — Verminderung der 
Flottenrüftungen 302 — Zwei— 
Mäcdte-Standard 302 — Unregel- 
mäßigfeiten im Burenfriege 303, 
304 — Errichtung eines General- 
ftab3 303 — Ausweiſung des 
„Meteors” aus Portömouth 303 
-— Organijierung einer Rejerve- 
flotte 304 — Meutereien in Bort3- 
mouth 305. 


Inneres, 

Wahlbewegung 290 — Wahlen 
290, 293 — Thronrede über Er- 
iparniffe 291 — Unterhaus über 
Srland und Armenfrage 292 — 
Entihädigung für Betriehsunfälfe 
293 — Gejeß über die Trades 
Union® 293, 305 — Arbeiter— 
partei und Liberale 290, 294, 303 
— erſte Leſung der Schulbill 294 
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Alphabetifches Regiſter. 


— Demonftration für Frauen- 
ftimmredht 295 — auswärtige 
Streifbreher 298 — Katholiken 
gegen Schulbill 299 — inter- 
nationaler Bergarbeiterkongreß 
2939 — Zugentgleiſung 299 — 
bejonderer Minifter für Wales 301 
— Oberhaus über Schulbill 301, 
305 — MNrbeitäfämpfe, Streik— 
poftenjtehen 303 — Gewerkichafts- 
fongreg 303 — Grubenunglüd 
304 — Stadtbezirkswahlen in 
London 305 — Gewerkvereine und 
Kontraktbruch 305 — Angriffe der 
Minifter auf das Oberhaus 305 — 
Ummandlung der „Zimes" 305 — 
Ablehnung der Schulvorlage 306. 


Yarlament. 


DOberhaud. Eröffnung 2931 — 
Südafrifa 292, 294 — auswärtige 
Streikbrecher 298 — allgemeine 
rd Militärfragen 301, 

— Schulvorlage 302, 305, 
306 — Schluß 306. 

Unterhaus. Wahlen 290, 293 
— Eröffnung 231 — Adreßdebatte, 
Frankreich, Transvaal, Irland, 
Armenfrage 292 — Unruhen in 
Südafrika 293 — Diätenfrage 293 
— Entihädigung für Betriebs- 
unfälle 293 — Geſetz über die 
Trades Unions 293 — Unterricht3- 
bill 294, 306 — Streit mit dem 
Kongoftaat 295 — Frauenſtimm⸗ 
recht 295 — Budget 295 — Streit 
um Akaba 296 — Abrüftung 297 
— deutſch⸗engliſcher Grenzzwiſchen⸗ 
fall 298 — Flottenbeſuch in Kron— 
ftadt 299 — Egypten, Japan, 
Frankreich, Rußland 299 — Re- 
organijationsplan der Armee 301 
— bejonderer Minifter für Wales 
301 — Kriegführung in Natal 301 
— BZwei-Mädhte-Standard 302 — 
Arbeitsfämpfe, Streifpoften 303 — 
Arbeitsftreitigfeiten305 -— deutjche 
Handelsihiffahrt im Kriegsfalle 
305 — Berfafjung — — 
kolonie 306 — Schluß 3 


Verſonalien. 


König Eduard VII. Thron— 
rede 291 — Empfang deutjcher 
Abordnnungen 298. 


Italien. 


Abg. Balfour. Wahlnieder- 
lage 290 — Zollpolitik 291 — 
Wahl 293 — Flottenpolitik 302 
— Schulvorlage 306. 

Präſident Birrel. Schulvor- 
lage 306. 


Miniſterpräſident Campbell- 
Bannermann. Wahlprogramm | 


20 — auswärtige Politif, Ir— 
land 292 — Trades Union 294 
— Algeciras 294 — Flottenpolitif 
302 — gegen das Oberhaus 305 
— Sculvorlage 306. 

Abg. CHamberlain. Wahl 
agitation 290 --- Zollpolitif 291 
— irische Politik 292. 

Unterjtaatsjefretär Churchill. 
Unruhen in Südafrifa 293, 301. 

Herzog v. Devonſhire. Wahl- 
agitation 290. 

Staat3jefretär Grey. Gtreit 
mit Kongoftaat 295 — Streit über 
Alaba 296 — Abrüftung 297 — 
Verftändigung mit Rußland 298 
— Buftand in Egypten 299 — 
—— Handelsſchiffe im Kriege 

5. 


Kriegsminiſter Haldane. Em— 








— — ——— — — — 


pfang einer deutſchen Abordnung 


290 — Reorganiſationsplan 301 | 


— gegen die Arbeiterpartei 304. 
Abg. Keir Hardie. Politik 

der Arbeiterpartei 292 — Behand- 

lung der Trades Unions 294 — 

Verhältnis zu anderen Parteien 
4, 304. 


Abg. Lee. Deutiche Handels- 
ihiffe im Kriege 305. 

Lord Milner. Rechte der Ko— 
lonien 22. 
— Redmond. JIriſche Fragen 


ünterſtaatsſekretär Robertſon. 
Seerüſtungen 302. 
Abg. Vivian. Abrüſtung 297. 


Italien 332—346. 
Ueberſ. 439, 461. 
Auswärtiges, 


Fortis Programm 332 — Grüne 
buch über Makedonien, Verhältnis 
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u Oefterreich-Ingarn 333 — Aus» 
attung de3 internationalen Ader- 
bauinftitut3 333 — Programm 
Sonninos 334 — Angrife auf 
Deutichland 334, 335 -- Welt- 
poſtkongreß 335 — Regierung über 
Algeciras und Dreibund 336 — 
internationale Ausftelung 338 — 
Angriffe auf Defterreih- Ungarn 
342 — Beſuch Tſchirſchkys 342 — 
Beſuch des Königs von Griechen- 
land 342 — Demonftrationen für 
und wider Frankreich 344 — Tit- 
toni über die auswärtige Lage 344. 


Finanzen, Handel und Wirtfdaft. 


Fortis Programm 332 — Aus: 
ftattung des internationalen Ader- 
bauinftitut3s 333 — Gonninos 
Programm 333 — Quzzatti über 
die Finanzlage 334, 341 —- Aus- 
ftellung für Verkehrsweſen 338 -— 
Südbahnfrage 339 — Programm 
Biolittis 340 — Rentenkonver— 
jion 341, 342, 343 — Buftand 
der Eijenbahnen 344. 


Heer und Flotte. 


Fortis Programm 332 — De- 
batten über die Flotte 338, 342 
— Eingreifen von Militär bei 
Streiks 338, 339, 340. 


Iuneres. 


Kabinettswechjel 333, 339, 340 
— Gründung eines fatholijchen 
Wahlvereing 333 — Bergfturz am 
Iſerſee 333 — Eruptionen auf 
Uftica 334 — Mafregeln für 
Kalabrien 335 — Veſuvausbruch 
335 — Generalausftand 338, 339 
— Unruhen in Kalabrien 340 — 
Unruhen in Trapani 340 — Er- 
jagwahlen, Niederlage der Sozia- 
liſten 340 — Maßregeln für die 
Südprovinzen 341 — Erdbeben 
auf Sizilien 342 — jozialdemo- 
fratifcher Parteitag 342 — De— 
monftrationen für und gegen die 
Kirche 344. 


Kammern. 


Senat. Algeciras und Drei- 
bund 336 — Rentenkonverfion 341. 
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Deputiertenfammer. For— 
ti8’ Programm 332 — Fortis’ 
Sturz 333 — Sonninos Programm 
333 — Bureaumahlen 334 — 
Finanzlage 334, 343 — Maß— 
regeln für Kalabrien und Süd— 
provinzen 335, 341 — Marine- 
verwaltung 342 — Rentenfonver- 
ſion 341, 342 — Zuſtände der 
Eijenbahnen 344 — ausmärtige 
Lage 343. 

Yerfonalien. 

König Viktor Emanuel IN. 
Beſchenkung des Aderbauinftituts 
334 — Beſuch der Unglücksſtätte 
am Veſuv 335 — Ausſtellung für 
Verkehrsweſen 338 — Telegramm 
nach Wien 258 — Empfang des 
Königs von Griechenland 342, 

Dep. Biſſolati. Ausftände und 
Polizei 339 — PDreibund 344. 

Minifterpräfident Fortis. Pro— 
gramm 332 — Sturz 333. 

Miniftter des Auswärtigen 
Guiceiardini. Nlgecirad und 
Dreibund 336. 

Minifterpräfident Giolitti. 
Ktabinettsbildung 340 — Konver- 
ſion 341. 

Schagminifter Luzzatti. Fi— 
nanzlage 334 — Sturz 339 — 
Finanzlage 341. 

Dep. Majorana gegen Son— 
nino 339 — Schatzminiſter 340 — 
Konverſion 342 — Finanzlage342. 

Sen. de Martino. Algeciras 
und Dreibund 336. 

Marineminifter Mirabello. 
Zuftand der Flotte 338. 

Minifterpräfident Sonnino. 
Kabinettsbildung, Programm 333 
— über den Ausftaıd 338 — 
Mandatsniederlegung der Sozia- 
fiften 339 — Sturz 339. 

Minifter des Auswärtigen Tit— 
toni. Auswärtige Lage 344—346. 


Mittel: und Süd-Amerika 
419, 420 
Ueberj. 468. 


Niederlande 362, 363. 


Alphabetiſches Begifter. 


Kord:Amerifa 411—419. 
Ueberj. 466. 


Auswärtiges. 


Deffentliche Diskujfion über Ma- 
roffo und anderes 411 — Chi— 
nejeneinwanderung 411 — Boll- 
abfommen mit Deutjchland 412 — 
Maroffopolitit 412 — Erſchwe— 
rung der Einwanderung 412, 415 
— Rooſevelt über die Deutjchen 
413 — Ausland und Zerjtörung 
Franciscos 413 — Bau des Pa- 
namafanal3 414, 415, 418 — 
Eingreifen auf Kuba 415, 420 — 
Konflift mit Japan wegen Schul- 
fragen und Robbenſchlags 415, 
429 — Kongrekbotichaft über aus- 
mwärtige fragen 416 — ruſſiſche 
Judenmetzeleien 415. 


Heer und Zlotte. 


Anlage neuer Befejtigungen 411 
— Kriegführung auf den Phi— 
lippinen 412 — Eingreifen auf 
Kuba 415, 420 — Auflöjung einer 
——— 415 — Küſtenſchutz 
412. 


Inneres. 


Aufnahme neuer Staaten 411 
— Einwanderungdfrage 411, 412, 
415 — ftohlenarbeiterjtreif 412 — 
Roojevelt und der deutjche Krieger— 
bund 412 — Roojevelt gegen die 
Riejenvermögen 413 — Zerjtörung 
San Franciscos 413 — Truftfrage 
413, 419 — Schurz F 414 — 
Fleiſchbeſchau414 — Fleiſchſtandal 
in Chicago 414, 415 — Eiſenbahn— 
unglüd 415 — Kämpfe zwijchen 
Negern und Weißen 415 — Ueber- 
ihwemmungen 415 — Orkan in 
Florida 415 — Mafregeln gegen 
Neger 415 — Wahlen 415. 


Kongreh. 


Botjichaften 412, 414, 416, 418 
— neued Gebäude 413. 

Senat. Maroffofrage 411 — 
Kriegführung auf den Philippinen 
412 — Landwirtjchaftsgejeg 414 
— Banamafanal 415 — Fleiſch— 
beichau 415. 

Repräjfentantenhaus. Auf- 
nahme neuer Staaten 411 — 


Mittel: und Süd-Amerika—Oeferrei-Ungarn. 


Chinejeneinwanderung 411 — neue 
Befeftigungen 411 — Kriegfüh- 
rung auf den Philippinen 412 — 
Einwanderungsgejeg 412, 415 — 
Bau des Panamakanals 414 — 
Fleiſchbeſchau 415. 


Norwegen 365, 366. 
Ueber. 463. 


Oeſterreich-Ungarn 235— 285. 
Ueberj. 434, 453. 


Auswärtiges. 


Ungarische Angriffe auf Golu- 
chowski 235, 269 — Beziehungen 
zu Serbien 235, 236, 249, 273 — 
Maroffofrage und Bündnis mit 





Deutihland 240, 251, 253, 260, | 


262 ff., 267, 280, 281 — Tele- 
gramm Kaijer Wilhelms an Golu- 
chowski 91, 251 — Beſuch Kaiſer 
Wilhelms in Wien 253, 258 — 


262 ff., 266, 271, 284 — Drei- 
bund 262 ff., 271, 280 — Wechjel 
im Minifterium des Auswärtigen 
277, 278 — Rotbuch über Alge- 


cirad 280 - Beziehungen zu 
4 | 


Stalien 280, 281, 284. 
Böhmen und Mähren. 
Doppeliprahhige Verordnungen 
235 — Kaijerreije in Böhmen 267 
— böhmijcher Bergarbeiterjtreif 
275 — Biündnisverjuch zwijchen 
Tichechen und Magyaren 275 — 
Tichechiichlernen der Deutjchen 276 


— Haltung der tichechijchen Sozial- | 


demofratie 277 — mährijche Land- 
tagswahlen 283. 


@isleithanien. 

Behandlung der Handeläver- 
träge und des Bolltarıf3 235 — 
Verjuhe das Kabinett zu parla- 
mentarijieren 236, 251 — Wahl- 
reform ſ. Reichgrat — Beiträge 
zu den gemeinfamen Ausgaben 
246, 275 — Rücktritt des Mini- 
ſteriums Gautſch, Ernennung 
Hohenlohes 21 — Rücktritt 
Hohenlohes 255 — Bildung des 
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Kabinetts Bed 257 — Gozial- 
demofratie und Wahlteform 261 
— Obſtruktion von Roftbeamten 
285 — ſ. Reichsrat, die einzelnen 
Länder. 


Delegationen. 


Zufammentritt in Wien, Bud- 
get 260 — Anſprache des Kaiſers 
260 — Goluchowski über Die 
allgemeine Lage 262 bis 267 — 
Regimentsjprache in Ungarn 267 
— Dreibundfrage 268 — An— 
griffe auf Goluchowsti 269 — 
öfterreichifche Delegation über die 
Armeefrage 269 — Goluchowski 
über Dreibund und Balfanpolitif 
271 — Schluß 273. 

Bujammentritt in Ofen 280 — 
Budget, Rotbuch über Algeciras 
280 — Uehrenthal über die Lage 
281 — Burian über Dreibund 
und Balfanfrage 284. 


Depeſchenwechſel mit dem König Finanzen. 
von Italien 258 — Balfanfrage 


Ungarijche Staat3ausgaben 245 
— Beiträge Cigleithaniens zu den 
gemeinjamen Ausgaben 246 — 
Kredit für das Minifterium Fejer— 
vary 248 — ungarijche Finanzen 
248 — Militärtargejeg 261 — 
Budgetprovijorium in Cisleitha- 
nien 269 — Körbers Gejchäfts- 
führung 269 — Zurückziehung der 
öfterreichiihen Ausgleichsvorlagen 
272 — Delegationsbudgets 260, 
280 — Feitiegung der Beiträge zu 
den gemeinjamen Ausgaben 275. 


Galizien. 


Wünſche der Ruthenen 236 — 
Frage einer Sonderftellung Gali- 
ziens 249, 


Handel und Wirtfhaft. 


Behandlung des Zolltarifs und 
der Handeläverträge 239, 242 — 
Reprefjalien gegen Serbien 236 — 
der öfterreichiiche Handelsminifter 
über die Verhandlungen mit Ser- 
bien 236 — Gautich über das 
handel3politijche Verhältnis Defter- 
reichs zu Ungarn 239 — Ab— 
fommen mit Gerbien 249 — 
Welerle über die Handelöverträge 
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251 — Differenzen zwijchen Defter- | 


reich und Ungarn über die Han- 
delspolitit 253, 255 — SHohen- 
lohe über das Verhältnis zu Un- 


garn 252 — ungarisches Gejeg | 


über Bolltarif und Handelsverträge 
256, 257 — Bed über die Han- | 
delöpolitit 259 — Zurüdziehung | 


der djterreichiichen Ausgleich3vor- 
lagen 272 — Zollkrieg mit Ser- 
bien 272 — Blan eines tichechiich- 
magyariihen®irtichaftsbündnilies 
275 — Ausgleichstonferenzen 276 
— BVieh-Aus- und Einfuhr 277 — 
Förderung der ungarischen In— 
duftrie 278, 280 — Berftaatlihung 
der öfterreichiichen Nordbahn 279 
— Kofjuth über Handelövertrag 
mit Dejterreich 280. 

Heer und Zlotie. 

Militärifches Eingreifen in Un— 
garn 235, 241, 248 — Krone und 
ungarische Koalition über Heeres— 
fragen 237, 245, 250 — öiter- 
veichifches Abgeordnetenhaus über 
Gemeinſamkeit der Wehrmacht 238, 
240 -— Bewilligung des Refruten- 
fontingent3 in Oeſterreich 238 — 
Einberufungder ungarischen Erjaß- 
rejerve 250 — Wekerle über das 
Rekrutenkontingent 251 — unga- 
tische Thronrede über Militärfrage 
254 — BejuhMoltfes, Abjage einer 
Truppenübung 255 — Militärtare 
in Defterreih 261 — ungariſche 
Regimentsſprache 267 — öſterrei— 
chiſche Delegation über Heeresfra- 
gen 269 — militärifches Eingreifen 
in Schlefien 275 — dalmatinische 
Manöver 276 — Wechjelim Kriegs— 
minifterium 278 — Wechjel im Chef 
de3 Generalftabs 280. 
Yerfonalien. 

Kaifer Franz Joſeph. Em— 
pfang von Ruthenen 236 — Ber- 
handlung mit Andraſſy 236, 237 
— Schreiben an Fejervary 250 
— Empfang Molttes 255 — uns 
gariicher autonomer Zolltarif 255 
— Bujammentunft mit dem deut- 
ſchen Kaifer 258 — Telegramm 
an den König von Stalien 258 --- 
Empfang der Delegationen, An— 
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Alxhabetiſches Begiker. 


ſprachen 260, 230 — Bejud Böh- 
mens 267 — Abjage der dalma- 
tiniihen Manöver 276. 

Abg. Abrahamovicz. Gali- 
ien und Wahlreform 247 — 

reibund 268. 

Abg. Adler. Wahlreform 246. 

Minifter des Auswärtigen Frhr. 
v. Aehrenthal. Ernennung 277 
— Delegationdreden 281 ff. 

Abg. Graf Andrajiy. Ber- 
gebliche Verhandlungen mit dem 
Kaifer 236, 237, 245. 

Ung. Kultusminifter Graf Ap- 
ponyi. Nationalitäten und Schu- 
len 274. 

Dejterr. Handeldminifter Fürſt 
Auersperg. Hollverhandlungen 
mit Serbien 236 — Landmirt- 
ihaftsminifter 257 — Vieh-Aus- 
und Einfuhr 277. 

Abg. Baron Banffy. Austritt 
aus der Koalition 245. 

Abg. v. Bärnreither. Bünd- 
nis mit Deutichland 268. 

Defterr. Minifterpräfident Frhr. 
v.Bed. Ernennung 257 — Pro- 
gramm 258, 260 — Wiener De- 
monjtration gegen Ungarn 262 — 
Bedeutung der Landsmannminifter 
272 — wirtichaftliches Verhältnis 
zu Ungarn 272 — Antrag Star- 
zynſti zur Wahlreform 276 — 
Nüdtritt Goluchowskis 278 — 
Begründung der Wahlreform 279, 
281, 284. 

Finanzminifter v. Burian. 
Balfanpolitif 284. 

Defterr. Minifter de3 Innern 
Graf Bylandt. Wahlreform 246 
— Rücktritt 252, 

Abg. Dzieduszydi. Beamten- 
regierung und allgemeine Lage 
239 — Wahlreform 246 — Pro- 
gramm Hohenlohes 254. 

Ung. Minifterpräfident Fejer— 
vary. Nüdtritt 250. 

Defterr. Minifterpräfident Frhr. 
v. Gautſch. Verjuche das Kabinett 
zu parlamentarijieren 236 — Ge- 
meinjamfeit der Wehrmacht 238 
— Verhältnis zu Ungarn 239, 
240 — Marofkoangelegenheit 240 
— Begründung der Wahlreform 
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243, 247 — Sonderſtellung Ga— 
figiens 250 — NRüdtritt 251. 


Ag. Geßmann. Antrag zur | 


Wahlreform 278. 


Minifter des Auswärtigen Graf | 
Goluchowski. Delegationdreden | 


262 ff. bis 270 ff. — Rüdtritt 277. 


Abg. v. Grabmayr. Berhält- | 
ni3 zu Ungarn 239 — Wahl | 


reform 246, 
Abg. Groß. Dreibund 239. 
Defterr. Minifterpräfident Fürft 
Hohenlohe. Ernennung 252 — 
Programm 252 — Wahlreform- 
fompromiß 255 — NRüdtritt 255. 
Abg. Kaftan. Wahlreform 246. 
Abg. Kathrein. Verhältnis zu 
Ungarn, Antrag 256. 


Adg. Kofjuth. Großmachts- 


ftellung der Monardie 235 — 
Handelsminifter 250. 

Abg. Kozkowski gegen die 
preußische Polenpolitif 283. 

Ubg. Kramarz. Wahlreform 
247 — Bündnis mit Deutjchland 
268, 283 — Antrag zur Wahl- 
reform 281. 

Abg. Leber. Wahlreform 247, 

Abg. Lueger. Verhältnis zu 
Ungarn 256 — Demonftration 
gegen Ungarn 261. 

Ubg. Pergelt. Wahlreform 247. 

Kriegsminifter v. Pitreich. 
Ungariſche Regimentsſprache 267 
— Gemeinſamkeit der Armee 269 
— Rücktritt 278. 

Ung. Juſtizminiſter Polonyi 
gegen Anklage Fejervarys 279. 

Abg. Prade. Rücktritt Hohen— 
lohes und Abgeordnetenhaus 255. 

Abg. Schleicher. Gleichberech— 
tigung der Nationalitäten 240 

Oeſterr. Landesverteidigungs— 
miniſter Frhr.v. Schöna ich. Mi— 
litäriſche Bedürfniſſe 238 — Er— 
nennung zum Kriegsminiſter 280. 

Abg. Graf Silva-Tarouca. 
Wahlreform 246. 

Abg. v. Starzynſki. Antrag 
zur Wahlreform 276. 

Abg. Stein. Progranım Hohen- 
lohes 254. 

Abg. Graf Sternberg gegen 
Habsburg 268. 





| 
| 
| 
| 
| 


| 





Abg. Stranſky. Wahlreform 
Eisleithaniens 254. 

Abg. Graf Stürghf. Wahl- 
reform 248. 

Abg. Graf Vetter. Konflikt 
mit dem Abgeordnetenhauje 255. 

Abg. Weißkirchner. Wahl- 
reform 246. 

Abg. Welerle Ungariicher 
Minifterpräfident 250 — Pro— 
gramm 251, 257 — Bündnis mit 
Deutjchland 254, 269 — Natio- 
nalitätenfrage 257 — Zollkrieg 
mit Serbien 273. 


Niederöfterreidh. 
Ausfperrung von Bauarbeitern 
257 — Drohung mit Mafjenftreif 
261 — antiungariihe Demon- 
ftration in Wien 261 — deutiche 
Schulſprache 277. 


Reidhsrat. 

Herrenhaus MWahlreform, 
Ausgleichskriſen 260 — Bertagung 
2 — Annahme der Wahlreform 

3. 

Abgeordnetenhaus. Zoll— 
verhandlungen mit Serbien 236 
— Verſuche das Kabinett zu par- 
lamentarifieren 236, 251 — Ge— 
meinjamfeit der Wehrmacht 238 
— NRefrutenfontingent 238 — 
nn zu Ungarn 239, 255, 

272 — Mearoffofrage, Bündnis 
mit Deutſchland 240 — Beitrag 
zu den gemeinjamen Ausgaben 
246 — Programm SHohenlohes 
252 — Debatte darüber 254 — 
Delegationswahlen 255 — zum 
Nüdtritt Hohenlohes, Antrag 
BEN 256 — Programm Beds 

259 — Militärtargejeg 261 — 
Budgetprovijorium 269 — Prü- 
fung der Körberſchen Gejchäftd- 
führung 269 — Bedeutung der 
Landsmannminifter 272 — Zus 
rüdziehung der Ausgleich8vorlagen 
272 — Bertagung 275 — Nr 
jammentritt 276 — Bieh-Ein- und 
Ausfuhr 277 — deutſche Sprade 

277 — NRüdtritt Goluchomsfis 
278 — Verftaatlichung der Nord- 
bahn 279. 
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Wahlreform.Borlegungdurd | 
Gautſch 242 — Begründung durch 


Gautih 243 — erfte Lejung 246 
— Wahlreform und Sonderitel- 
lung Galiziend 249 — neuer Bor- 
ihlag von Gautid 251 — Bor- 
ſchlag Hohenlohes 255 — Eini- 
gung im Ausihuß, Mandatszahlen 
274 — weitere Beratung im Aus- 
ſchuß 276 — Pluralitätswahlredht 
277 — Sclußberatung im Aus- 
ihuß 278 — fofortige Beratung 
im Plenum 279 — Begründung 
der Borlage durch Bed 279 — 
Annahme im Plenum 281. 


Schleſien. 


Schlägereien — Deutſchen 
und Tſchechen 275 


Ungarn. 


Magnatenhaus. Förderung 
der ungarischen Induſtrie 280. 

Abgeordnetenhaus. Auflö- 
jung 240 — Neuwahlen 252 — 
Eröffnung, Thronrede 254 — Zoll- 
tarif, Handelsverträge 256 — Er- 
Ser Ankand, Handelspolitif, * 
tionalitäten 257 — Zollkrieg mit 
Serbien 273 — 
AInduftrie 278 — Berziht auf 
Anklage gegen Fejervary 279 — 
fein HandelsbündniS mit Defter- 
reich 280. 


Mißhandlung eines Obergeipans 
Koalitionsprefje gegen | 


235 — 
Goluchowski 235, 277 — Ber- 
handlungen der Koalition mit dem 
Kaiſer 236, 237, 245 — Ausſtand 
in Fiume 240 — Demonjtrationen 
in Peit 242 — Staatdausgaben 
245 — Rundgebungen der Oppo- 
jition 245, 249 — Austritt Banffys 
aus der Koalition 245 — Ber- 
änderungen im Minifterium Fejer— 
vary 248 — Kredit der Regierung 
248 — ungarische Finanzen 248 
— Einjchreiten des Militärs 248 
— Belämpfung der Koalition 249 
— Einziehung der Erjaßrejerve 
250 — Rüdtritt Fejervarys, Bil- 
dung de3 Minijteriums Weferle 


Förderung der 








250 — SHundgebungen 251 — 


Programm Weferles 251 — Er- 


Alphabetiſches Regiſter. 


nennung neuer Obergeſpane 251 
— Zollverhältnis zu Oeſterreich 
253, 255 — zum Beſuch Kaiſer 
Wilhelms 254 — autonomer Zoll- 
tarif 255 — Preſſe über Beds 
Programm 261 — Plan eines 
tſchechiſch⸗/ maghariſchen Bündniffes 
275 — Schlägereien in Fiume 
zwiſchen Magyaren und Slaven 
276 — Gtreif der Straßenbahner 
in Peſt 279 — Zurüdführung der 
Gebeine Rakoczys 279. 


Portugal 286. 


Römiſche Kurie 346—354. 
Ueberſ. 460, 462. 


Rumänien 306. 
Ueberſ. 466. 


Rußland 367—401. 
Ueberſ. 463. 


Auswärtiges. 


Abſchluß einer Anleihe 367, 373 
— Einladung zur Friedenskonfe— 
renz 373 — Verhältnis zu Tibet 
373 — Wechſel im Minifterium 
des Auswärtigen 377 — Agitation 
gegen Deutihe und Deutſchland 
387, 147, 391, 399 — Angeblidye 
fremde Einmiſchung 387, 390 — 
Plan eines engliihen Flotten— 
bejuchs 387 — Berhandlungen mit 
Japan über Handeldvertrag 400. 


Buma. 


Wahlufas 370 — Reichsduma— 
gejeg 370 — Wahlen 372° — 
Kompetenzen 373 — Eröffnung, 
Thronrede 376 — Amneftieforde- 
rung 376 — Adrefje an den Zaren 
377,379 — Regierungsprogramm, 
Miktrauensvotum 379 — Agrar 
frage 381 — Parteiverhältniſſe 
352 — Mbihaffung der Todes- 
itrafe 383, 387 — ——— der 
Fudenmehzelei 384, 386 — Miß— 
handlung von Abgeordneten 387 
— Unterſtützung der Hungernden 
387 — Auflöſung 388 — Aufrufe 
von Dumamitgliedern 389, 390. 


Yortugal— Ruflan. 


Finanzen, Handel und Wirtfhaft. 


Auswärtige Anleihe 367, 373 | 


— Budget für 1906 368 — Ge- 
werbefteuer 369 


Land an die Bauern 382, 391, 


396 — Stellung der deutjchen | 


Koloniften 387 — Unterftügung 


— Finanzlage 
370 — Berlufte durch die Revo» 
Iution 372 — NAgrarfrage in der | 
Duma 381 — Perteilung von 





der Hungernden 387, 392 — Ber- | 


bot der Waffeneinfuhr 391 — 


Generalausftand 391 — Gefahr | 
einer Hungerönot 391, 392 — | 
Etar für 1906 373 — Geheim- 
beriht des Finanzminifters 396 


— Gteuereingänge 1906 399 — 
Budget für 1905 399 — Juden— 
frage 400 — Handelöbeziehungen 
zu Japan 400 — Sonderſtellung 
der Bauern 399. 


Finnland. 

Wahlrecht 371 — Bejegung der 
Aalandinfeln 385 — Ermordung 
Herzenfteind 389 — Weiße und 
Note Garde 391 — Aufruf von 





Dumamitgliedern 389 — Radetten- | 


fongreß 398. 


Heer und Flotte. 
Treue der Truppen 367 — 


Unterfuhungstommijfion für Tjus 
ihima 367 — Hinrichtung Leut- | 
nant Schmidts 372 — Truppen- | 


dislofationen 374 — Ueberfälle 
durch Revolutionäre 374 — Be- 
jegung der Yalandinjeln 385 — 
Meuterei in Kronitadt, Sebajto- 
pol u.a.D. 386, 389, 396 — 


Meuterei der Preobraſchenzen 386 


— Herabſetzung der Dienſtzeit 386 


— Freiſprechung Roſchdeſtwenskys 


387 — Verurteilung von Marine— 
offizieren 387 — engliſcher Flot— 
tenbeſuch 387 — Feldgerichte 392, 


395 — Trepow F 395 — Ber- 


urteilung Nebogatows 401. 
Inneres, 


haftungen in Bolen 367 -- Kämpfe 
im Kaufajus und Armenien 368 
- Durnowo Minifter des Innern 
368 — Berhaftung von Peters— 
Europäijcher Geichichtäfalender. 


Lage Anfang 1906 367 — Ber- | 


XLVII. 
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burger Arbeiterdelegierten 368 — 
Vorbereitungen der Revolutionäre 
368 — Kampf in Gomel 368 — 
— der Mohammedaner 
369 — Rechtszuſtände 369 — 
Berlangen nad) der Duma 370 — 
Haltung Rennenkampfs in Sibirien 
370 — Belämpfung der Kadetten 
372 — Morde, Beraubungen u. dgl. 
in Moskau u. a.D. 372, 374, 389 
— Beichränfung der Freiheit und 
der Dumarechte 373 — Unterrichts 
ſprache in den Oſtſeeprovinzen 373 
— Tod Gapons 374 — Reichs— 
grundgejeg 374 — Minifterwechjel 
375, 388 — Judenmetzelei in 
— 383 — Adelskongreß 
— Judenhetze in Odeſſa 389 
-— ob Herzenfteind 389 — Ber- 
daftung von Revolutionären 389 
— Berjuh eines Reformfabinett3 
389 — Audenverfolgung in 
Warſchau 389 — Unruhen in den 
Dftjeeprovinzen 391 — Attentat 
auf Stolypin 391 — Ukas über 
außerordentlihen Schutz 392° — 
Ermordung de Korpskomman— 
deurs in Warſchau 392 — Ars 
menijcher Kongreß 392 — Pro— 
gramm der Regierung 392 ff. — 
Zudenhege in Giedlcee 395 — 
ri der Feldgerichte 395, 
— Begünftigung des Ber- 
— vom 30. Oktober 396 — 
Maſſenverhaftung in Warſchau 396 
— Auflöſung eines Detektiv— 
bureaus 396 — Entdeckung von 
Sprengmaterial 398 — Kongreß 
der Kadetten 398 — Opfer ber 
Revolution 398 — Kongreß der 
„ruffiichen Leute” 398 — Bela- 
gerungszuftand in Transkaſpien 
398 — Untergang eines Paſſagier— 
dampferd 399 — Raub von Staats- 
geldern in Petersburg 399 — 
Kämpfe in Lodz 399, 400 — Be- 
raubung von Eifenbahnzügen 400 
— Gelbftändigfeit Polens 400 — 
Judenfrage 400 — Stellung Wittes 
396, 400 — Unterjchleife 400. 


Kirde, Unterridt. 


Maßregelung von Geiftlichen 
367 — Unterrichtäjprache in den 
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Oftfeeprovinzen 373 — Tod Ga- 
pons 374 — Iswolski Ober- 
profurator 391 — Eröffnung der 
Hochſchulen 392° — Eröffnung 
eines deutichen Gymnaſiums 392 
— Ukas über Seftierer 399. 


Yerlonalien. 


Bar Nilolaus Il. Einladung 
zur Friedenskonferenz 373 — 
Telegramm an den Dalai Lama 
373 — Dumaeröffnung, Thron- 
rede 376 — Reiſe in die finni- 
ichen Gewäſſer 395 — an bie 
„ruifichen Leute” 398. 

Abg. Aladjin für Anıneftie 376 
— — — 381 — 
Landfrage 38 

Abg. fordert Land und 
Sreigeit 381 -- gegen Todesſtrafe 
382 


Minifter des Innern Dur- 
nomwo. Ernennung 368 — Wahl- 
beeinflufjung 372 — Rüdtritt 374. 

MinifterpräfidentGorempyfin. 
Ernennung 375 — Programm 379 
— Entfaffung 388. 

Abg. ———— 
teilung 381 — Tod 389 

Abg. Graf Heyden gegen Go- 
remyfin 381 — Verhandlung über 
ein Minifterium 389, 

Minifter des Auswärtigen Is— 
wolsfi. Ernennung 377. 

Finanzminifter Kolfomwzom. 
00 375 — Finanzbericht 


Landver⸗ 


"lg, ſttowalewsky. Landfrage 
Admiral Neb ogatomw. Ber- 

urteilung 401. 

ER General Pawlow. Todesftrafe 


Ag. Petrunkewitſch für Am— 
neſtie 376 — Aufruf an das Volk 
382 


General Rennentampf. 
BERGEN gegen Revolutionäre 


370. 
Be Abg. Roditichem für Amneftie 
ErzbiſchofR ogg.Landfrage 381. 


i 


Admiral Roſchdeſtwensky. 
Freiſprechung 399. 

Reutnant Schmidt. Hinrid- 
tung 372. 

Abg. Stirmunt. Landvertei- 
lung 381. 

Minifter de Innern Sto— 

ypin. Ernennung 375 — 

Mepeleien und Polizei 386 — 
Minifterpräfident 388 — Ber- 
handlung mit Graf Heyden 389 
— Mtentat 391 — Brogrammı 
392. 

General Trepomw T 39. 

Abg. Fürft Urujjom. Metze— 
feien 386. 

Minifterpräfident Graf Witte 
gegen Wahlbeeinfluffung 372 — 
NRüdtritt 374 — gegen die Am- 
nejtie 379 — Bruch mit der Re- 
gierung 396, 400. 


Reithsrai. 


Konſtitutionelle Stellung 370, 
373, 374 — Unterrichtsſprache 
in den Oſtſeeprovinzen 373 — 
Truppendislokationen 374 — 
Grundgeſetze, Amneſtie 379 — 
Todesſtrafe 387. 


Schweden 364. 
Ueberſ. 463. 


Schweiz 355—358. 
Ueberſ. 462. 


Serbien 407. 


Spanien 287—289. 
Ueberj. 457. 


Die Türkei und ihre Bajallen: 


ſtaaten. 
Ueberſ. 466. 


1. @ürkei 402, 403. 
2. Bulgarien 404, 405. 
3. Egypten 405 
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